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Die Wahrnehmung, daß es an einem Werke fehlt, welches ben reichen 
Stoff ver Preußiſchen Geſetzgebung über Landeskultur und landwirthſchaft⸗ 
liche Polizei im gegenwärtig geltenden Umfange nebſt den darauf bezüglichen 
Grundfätzen der oberen Spruch» und Verwaltungsbehoͤrden vollftändig und 
überfichtlih in einer fir ben praftifchen Hanpgebrauch geeigneten Form 
enthält, hat den Verfaſſer beivogen, einer folchen Zufammenftellung fich zu 
unterziehen und dadurch einem Verlangen zu entfprechen, welches nicht nur 
unter feinen Fachgenoſſen, fondern auch in bem weiteren Sreife, dem eine 
nähere Kenntniß jenes Nechtsgebiets Beduͤrfniß ift, vielfach ſich kundgegeben 
hat. Die in ver vierten und legten Auflage im Jahre 1850 erfchienenen 
„Agrargefege” des inzwifchen heimgegangenen Geh. Reg.⸗Raths I. Koch, 
ein Werk, welches die obige Anforderung zur Zeit feiner Herausgabe voll- 
kommen erfüllte, veicht jet nicht mehr aus, weil darin ber ſeit bem 
Sabre 1850 Hinzugelommene Stoff fehlt. Wegen bes großen Umfangs 
biefes neuen Materials ift der Verfaffer, um das Maaß eines zum Hand» 
gebrauche paffenden Bandes nicht zu überfchreiten, genöthigt geweſen, ftatt 
des Abbruds aller Minifterial - Erlaffe nur die wichtigften vollftänbig und. 
aus ben übrigen, jo wie aus ben Entſcheidungen ver oberen Spruchbehör- 
ben nur ben wefentlichen, grundfätlichen Inhalt aufzunehmen. Diefe Bes 
fchräntung. wird indeß ber praftifchen Brauchbarkeit feinen Eintrag thun, 
da durchweg bie leicht zugänglichen Quellen citirt find. 

In Betreff ver Anordnung iſt die Form von fortlaufenden Noten 
umb von Beilagen zu den Dauptgefegen gewählt, weil auf biefe Weife das 
Zufammengehörtge fih am fchidlichften hat in überfichtliche Verbindung 
bringen faffen. Die Noten enthalten auch im Eingange zu den einzelnen 
Gefegen kurze Angaben über die Entftehung, die wetentliche Bedeutuug 
und ben Geltungsbereich verfelben und außerdem zu den einzelnen Beſtim⸗ 
mungen Hiuweiſe auf die durch fpätere Gefeke eingetretenen Ergänzungen 
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und Abänderungen. Im Terte der Gefege find die fpäter aufgehobenen 
Stellen vollſtändig abgebrudt, aber eingeflammert. 

Ein fortlaufender Kommentar, wie ihn die „Landeskulturgeſetzgebung 
von Kette und von Rönne in Betreff des bis zum Jahre 1853 vor: 
handenen Materials in anerfannter Trefflichleit bietet, hat außer der Ab 
fiht des Verfaſſers gelegen; er hofft indeß auch eine nicht unerwünfchte 
Ergänzung jenes Werkes infofern geliefert zu haben, als das in letzterem 
fehlende Matertal aus ver Zelt von 1853 bis 1865 in diefer Zufammen- 
ftellung enthalten: ift. 

Der Regel nad ift übrigens nur der bereits anderibeit veröffentlichte 

Stoff vom Verfaſſer berüdfichtigt worden; bie wenigen Ausnahmen betref: 
fen ſolche Fälle, wo veröffentlichte Erlaffe durch fpätere, bisher nicht ver- 
öffentlichte aufgehoben oder modificirt worden find. 
Unm das durch bie geftellte Aufgabe bevingte Gepräge der Objektivität 
auch der Einleitung zu geben, ift als folche die amtliche „Denkfchrift vom 
November 1859 über die ftaatlichen Maafregeln zur Förderung der Lan: 
des⸗Kultur in Preußen” aufgenommen, jedoch mit erläuternden Noten verſehen 
worden, welche auch bie wefentlichen, ſeitdem eingetretenen Veränderungen 
nachweifen. 

Daß die Litteraturnotizen feinen Anfpruch auf Vollſtändigkeit machen, 
wird Taum der Bemerkung berürfen. Der Verfaſſer Hat ſich auf die Ans 
führung der von ihm hauptfächlich benutzten Werke befchränkt. 

Zur Erleichterung des Gebrauchs ift am Schluffe ein chronologiſches 
Negifter der Gefege und Minifterial- Erlaffe und ein Sachregifter bei- 
gefügt. 

Endlich wird auf bie Seite 682, 683 befindlichen Berichtigungen un 
Zufäße, in welchen auch bie während bes Druds ergangenen Erlaſſe citir 
find, noch beſonders aufmerffjam gemacht. 


Berlin, im November 1865. 


J. Greiff. 
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. — R. Th. Bormann u. Dr. A. v. Daniels, Handbuch 





= Mlerhöchfter Erlaß. 
‚= Tb. Strietborft, Archiv für Rechtsfälle aus der Praris 


ber Rechtsanwalte des Obertribunals. Berlin 1851 fg. 


= Allgemeine Preuß. Gerichts⸗Ordnung. 
‚= Allgemeines Preuß. Landrecht. 
.— v. Kamptz Annalen der Preuß. inneren Staatsverwal⸗ 


tung. Berlin 1817 bis 39. 
d. 


der für die Kbnigl. Preuß. Rheinprovinzen "verfinbeten 
Geſetze 2c. aus der Zeit ver Fremdherrſchaft. Bd. 1—5. 
Köln 1834 fg. 


= Srfennmnig bes Gerichtshofs zur Entſcheidung der Kompe⸗ 


tenzlonflikte, 


.⸗ Sntiheibungen bes Königl. Obertribunale, Berlin, 1837 fg. 
‚=! v. Rönte, Ergänzungen und Erläuterungen der Pr. 


Rechtsbücher, 4. Ausg., Berlin 1858. 


.— Fix, —32 — zur äußern Geſchichte Des Preuß. Staats, 


.- —— 

== Geltungs-Bereich. 

== Sejeg-Sammlung. 

= Srunbjaß. 

.=Dr. Gruchot, Beiträge zur Erläuterung bes Preuf. 


Rechts durch Theorie uud Praxis. Damm, 1857 fg. 


Allg. Preuß. Hypothekenordnung. 
„= hujus legis, eine Stelle des im Terte abgebrudten Gef. 
=’), gamph, Sahrbcer f. d. Pr. Gefeßgebung u. Rechtspflege. . 


Berlin, 1813—44, 


.- —— — für die Preuß. Geſetzgebung — 


Sechtöpfiege, herausgegeben im Bureau bes Juſt.⸗Mi 
Berlin, 1839 fg. 


- Gerichtähof zur Eutfepeibung der Kompetenzfouflifte. 
.=— Rabinet8-Orbre. 


— A etten. 2. v. Rönne, bie Sandes- un 
des Preuß. Staates. Berlin, :1853, Bd. 
Abth. 1. u. 2. 

(Im erften Bande find die meiften bis z. J. 1853 
ergangenen, bie Landeskultur betr. Gef. und Min.-Refc. 
abgebrudt, auf denſelben ift im dieſem Werte aber nur bei 
denen verwiejen, bie nit in der ©.-S., dem IMBl. 
und SMBL abgebrudt und aljo danach "dtirt find.) 
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M. (LM., IM., HR., EM., 
HM., EM., KrM., AM., 
. „= Minifterium (M. f. d. landw. A., M. d. Inn., Juſtiz⸗M., 
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KHEM.) . 
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Erflärung ber Abkürzungen. 


‚== loco citato, am angeführten Orte. 


‚= Mathis, allgemeine juriſüſche Monatsſchrift für die Preuß. 


Staaten. 1805—11. 


Finanz⸗M., Handels⸗M., Kultus-M., Kriege- DM, 
Auswärtiges M., Min. des Königl. Hauſes). 


es 
.Miniſterial⸗ Keſcripi RR. - Reſer. des M. f. d. landw. 


Ang. u. f. w.) 


‚= Note, Anmerkung. 
„= Novum Corpus Constitutionum Borussico-Branden- 


burgensium praecipue Marchicarum. Tom. 1.— XII. 


— Th. F. Oppenhoff, bie Preuß Gef. über bie Reffortver. 


An > Gerichten u. d. Berwaltungsbehörben. Berlin, 


‚== Obertribunal, Ex. beffelben. 
.— plenarbeſchiuß. 
= Präjudiz. 


Reſeript. 
.— L. v. Rönne, das Staatsrecht der Preuß. Monarchie 


1856 fg. 


.⸗Reviſionskollegium für Laudeskulturſachen. 
‚Rabe, Sammlung Preuß. Gef. u. Verordn. ꝛc., Halle 


u. Berlin 1816-—24. 


= Negierung. 

Rechtsweg. 

— Verfügung. 

. Miniferiafbfatt für bie geſammte innere Verwaltung in 


ben Königl. Preuß. St. herausg. im Bureau bes Min. 
d. Innern. 1840 fg. 


‚= Verordnung. 
= Zeitichrift für bie Lanbesfulturgefeßgebung ver Preuß. 


Staaten, herausgegeben von dem Konigl. Reviſ.⸗Koll. 
für Sanbeskufturjadyen, Berlin, 1847 fg. Bb. 1—16. 
[Bd. 11. enthält bie Grundſätze "aus ben erften 10 Bb.). 


„= bie jo eingekllammerten Geſetzſtellen ſiud aufgehoben ober an⸗ 


tiquirt durch die in ben Noten dazu cit. fpäteren ©. 


Bei den Citaten aus ber Befeufeummlung xc. ifi ber Jahrgang nicht beſonders ange- 
geben, wenn er mit bem bes cit. Gef. zc. übereinfiimmt. 
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Denkſchrift 


vom November 1859 
über die 


ſtaallichen Maaßregeln zur Förderung der ſandeskultur 
in Preußen. 


Nah dem Inhalte der Alten des Miniſt. f. d. landw. A. 1) aus Beranlaffung 
der Eröffummg des Landesökonom.-Kolleg. in feiner durch das Regulativ vom 
21. Juni 1859 angeordneten Neugeſtaltung bearbeitet, veröffentlicht in 3. Bd. 13. 
<. 33 418 87: — im Auszuge. mit erläuternden und die Verände— 
tungen bis Ende d. 9. 1863, rejp. 1864 darftellenvden Noten, 


als Einleitung. 


‚Tie fortlaufenden Zahlen 1) u. ſ. w. beziehen ſich auf bie gleichnumerirten Noten hinter 
ber Denkfchrift.] 


Den icher ift das Beſtreben der Regenten aus bem Hobenzollernfchen 
Haufe auf eine Verbefferung der Lage der Bewohner des platten Landes 
und auf eine Erhöhung der Erträge ihres Grundbefiges gerichtet worden; 
insbefondere hat König Friedrich II. nach Beendigung feiner Kriege mit 
unermüblicher Thatigkeit auf eine Regelung der ländlichen Verfaſſung bin- 
gewirkt und allen Zweigen der Landwirthſchaft eine von glänzenden Erfol- 
zen begleitete, tief eingreifende Fürforge gewibmet. Inbeß mußte er es bet 
ten bergebrachten Verhältniſſen der verſchiedenen Klaſſen der Ländlichen 
Bevölkerung zu einander, auf denen das ganze Wirthichaftsfyften beruhte, 
im Allgemeinen bewenden laffen und ftch in diefer Beztehung mit einleiten- 
ten Schritten zu einer Umgeftaltung, wie mit VBefeitigung ber Xeibeigen- 
Saft, Begünftigung der Exblichkeit ver Bauerhöfe, der Fixation der Dienfte 
und deren Verwandlung in Dienftgeld, ferner mit der Geftattung von Ge⸗ 
meinheitstheilungen berubigen. Seinen landesväterlichen Abfichten wegen 
Verbeſſerung des Wirthichaftshetriebes konnte er nur mit Hülfe des Tanbes- 
polizeilichen Zwanges genügen unb feine großartigen Landesmeliorationen 
waren nicht anders, als mit Staatsgelvern und durch die Leitungen von 


Ztaatsbeamten zu Stande zu bringen. 2) 1 





2 Einleitung. 


Ber dem Tode Friedrichs des Großen unterlag faft ber gefammt 
Bauernſtand noch dev Erbunterthänigfeit; ber größte Theil der Bauergäte 
war Eigenthbum ber Gutsheren und nur dem erblichen oder zeittweilen 
Nutzungsrechte der bäuerlichen Wirtbe unterworfen; auch diejenigen Bauern, 
welche ihre Güter eigenthlimlich befaßen, waren in ihrer Verfügungsbefug 
niß über biefelben manntgfach beſchränkt. Spann- und Hanbbienfte, iv 
wie allerlet Natural- und Gelvabgaben für bie Gutsherrfchaft belaftete 
bie Arbeitsfraft und ben Erwerb ver Auftifalen. Der Adlige durfte far 
Bauergut anfaufen; dem Gutsherrn war es unterfagt, bie ihm gehörige 
bäuerlichen Stellen mit feinem Vorwerfslande zu vereinigen. Die Ritter: 
autsbefiker waren bei ver Bewirtbfchaftung ihrer Vorwerke auf die Läftigen 
und widerwilligen Dienfte ihrer Untertbanen mit dem fehlechten Invent 
rium berfelben, fowte auf bie geringe Qualität ihrer Naturalabgaben ar- 
gewiefen; fie durften deshalb die ortsübliche Wirthfchaftsart felbit dar 
nicht ändern, wenn fie daran durch Weidegerechtigfeiten der Dorfgemeinden 
nicht gehindert waren. Ihrer Armenpflege fielen bei dem Mangel ir 
Freizügigkeit nicht allein alte und ſchwache Leute, ſondern auch rüftige, ade 
arbeitsiofe Menfchen anheim. ‘Die gutsherrlichen Yorften mußten vi 
Bau⸗ und Brennholz für bie Unterthanen hergeben. Waldungen, Wider 
und Aeder, fowohl der Gutsherren als ber Bauern waren der gemeinfchaft 
fihen Hütung und daher die Felder dem Brachzwange und Ueberfahttt. 
rechten unterworfen. Der Natural - Fruchtzehnt, welcher auf Aittergutt 
Grundſtücken ruhte, fchmälerte nicht allen bie Roherträge, ſondern verjählek 
terte auch die Kultur der Aecker. Bedeutende Flächen guten Boben 
konnten als gemeinfchaftliche Weideänger nur zur bürftigen Ernährung det 
Viehſtandes dienen. | 
Unter ſolchen Umftänden vermochte bie Anregung burch den Kin 
einen nachhaltigen Auffchwung der Landwirthſchaft nicht herbeizuführen: 
feine eigenen Unternehmungen geriethen fogar in's Stoden und theilweit 
in Berfall, als die auswärtige Politif die Aufmerkſamkeit der Negierun 
vorzugsweiſe in Anfpruch nahm. Erſt nach dem Tilfiter Frieden trat di 
Ietstere mit Ernſt an die Aufgabe einer grünblichen Umwandlung ber län 
lichen Verfaffung und verkündete durch das Ed. vom 9. Oktober 180 
(f. A. I. dieſes Werks) und das Ed. wegen Beförberung ber Landeskultn 
vom 14. September 1811 (f. A. I. d. W.) folgende Marimen, weldt 
für bie Stellung der Staatsgewalt zu ben Landwirthen beftimmenb werk! 
Sollten: 





1. Entfernung ber auf Berfaffung und Gefe beruhenden Befhrir 
fungen im Befite und Genuſſe des Grundeigenthums und in 
den perfönlichen Verhältniffen des Bauernftanves: 

2. allgemeine Erwedung ber Induſtrie der Landwirthe auf de 
ihnen geebneten Felde ihrer Thätigkeit und Verbreitung t 
durch die Sprengung ber beſtehenden Feſſeln angeregten Sinne 
für reelle Verbefferungen unter biejenigen, bie zu entfernt ve 
ben Quellen ber Belehrung ftehen und auch ohne Mittel fint 
folche zu benutzen; 
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3. befondere Förderung größerer Unternehmungen, für beren Aus- 
führung die Kräfte Einzelner, felbft nach der Entfeffelung ber 
Hände der Landwirthe, nicht ausreichen. 


Dieſem Programm find die aufelnanberfolgenden Regierungen des 
Könige Friedrich Wilhelm III. und des jetigen Königs treu geblieben, 
wie eine Furze Darftellung deſſen zeigen wird, was in ben legten 50 Jahren 
zur Entwidelung der Landeskultur gefchehen tft. 

J. Zur Entfernung der Befhränfungen im Befige und 
Genuffe des Grundeigenthums und In den perfönlichen Ver- 
hältniffen des Bauernftandes find feit dem 9. Oftober 1807 bis in bie 
nenfte Zeit eine Reihe won Geſetzen erlaſſen worden, welche unter ter Be- 
sihnung ber Agrar-Gefeggebung zufammengefaßt zu werben pflegen. 
Das Ed. v. 9. Oftober 1807 gab dem Bauernftande durch Aufhebung der 
Erbunterthänigkeit die perfönliche Freiheit, und geftattete allen Stautshür- 
gern ohne Unterſchied ven Erwerb der verfchlevenen Klaſſen Ländlicher 
Güter, Tieß auch die Thellung und Zuſammenſchlagung der Grundſtücke zu, 
eweit feine Privatrechte entgegenftehen; jedoch wurde einftweilen bis nach 
Ausführung der Regulirung das Verbot beibehalten, laſſitiſche Grundſtücke 
um Vorwerkslande einzuziehen. Im Jahre 1808 erhielten die Immeblat- 
bauern in ber Provinz Preußen ohne Weiteres das Eigenthum ihrer Höfe; 
in ähnlicher Weife trat um dieſelbe Zeit jenfelts der Elbe unter ber Fremd⸗ 
hertſchaft eine plößliche Verwandlung ber ven Wirthen nicht gehörigen 
Hofe in Eigenthumshöfe ein, welche durch die Preußifchen Gefete vom 
Jahre 1820 und 1825 demnächſt beftätigt worben if. Die Exrbpächter 
und Erbzinsleute erhielten durch das G. vom 2. März 1850 (f. A.IV. 
A4. d. W.) das volle Eigentbum; auch befeitigte das nämliche Geſetz das 
lehnsherrliche Obereigenthum, ſoweit folches noch vorhanden war. 

Während zur Herbeiführung biefer Veränterungen ber Ausfpruch bes 
Geſetzes genügte, erforderten die Geſetze, welche die Eigenthums⸗-Verleihung 
im Wege der gutsherrlichen und bäuerlichen Regulirung, die Ablöfung ber 
Zehnten, Dienfte und anderen Reallaften, fo wie bie Gemeinheitstheilungen . 
mi Einfluß Der Servitut-Ablöfungen und Separationen anorbneten, eine 
weitumfaffende Thätigkeit der dazu berufenen Beamten, weil bie Ausein- 
anderfegung ber Parteien und deren Zurücführung zu einem beruhigten 
Zuftande unter Wahrung der Nechte entfernter Betheiligter und ber Inte- 
reſſen ber Landespolizei und Landeskultur dem Staate anheimftel. Derfelbe 
übernahm von Anfang an bie durch Organifation von Auselnanberfegungs- 
Öchörden und deren Erhaltung erwachfenden Koften, unb verpflichtete bie 
Parteien nur zur Bezahlung baarer Auslagen. Neben dieſem erheblichen, 
ft dem Jahre 1811 fortgefetst gebrachten Opfer, verftand fich der Staat 
zu einem noch größeren, indem durch die ©. vom 2. März 1850 (f. A. 
IV. 4. u. V. d. W.) zur Befchleunigung ver gutsherrlichen und bäuer- 
lichen Regufirungen und ber Ablöfung ver Neallaften die Vermittelung ber 
Rentenbanfen angeorbnet wurbe, wozu ber Staat die Verwaltungsfoften 


hergiebt und für bie Rentenbriefe Garantie leiſtet. 1 


4 @infettung, 


Demzufolge find nach und nach als Auselnanderfegungs » Behörden 
7 General-Kommiffionen und 6 Regierungs-Abtheilungen nebft dazu gebö- 
rigen Spruch Kollegien erfter Inſtanz eingefegt worden, unter beren Leitung 
im Jahre 1858 212 Special-Commiffarien und 392 Feldmeſſer beſchäftigt 
waren. 3) Als Spruchbehörbe zweiter Inftanz fungirt fett dem Jahre 1845 
für die ganze Monarchie, mit Ausfchluß der Landestheile auf dem Linken 
Rheinufer, das Revifions-Kollegium für Landeskultur- Sachen, weldyes an 
bie Stelle der früheren 7 Provinzial» Nevifions - Kollegten getreten ift. ?) 
Die Gefchäfte der Rentenbanfen werden durch die Direktionen von 7 Pro 
vinzial⸗Rentenbanken beforgt. 

Die obere Aufficht über die Auseinanberfeßungs-Behörben, wie über 
die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten überhaupt, führte bis zum Jahre 
1848 das Minifterium des Innern. Erſt durch die A. K.O. v. 25. Juni 
1848 wurbe ein befonderes Deinifterium für bie Ianpiwirthfchaftlichen An- 
gelegenheiten errichtet (f. n. 1. hiezu). 

Nachdem die G. vom 2. März 1850 ihrem Zwede gemäß die Re 
gulirungen ber gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältniſſe, fo wie bie Ab- 
Löfungen von Reallaſten wefentlich geförbert haben, ift deren vollſtändige 
Beendigung in naher Ausficht, um fo mehr als auf Grund des ©. vom 
26. April 1858 (f. n. 24. zu A. V. d. W.) die Rentenbanfen vergeftalt ge: 
Ichloffen werben, daß ihre Vermittelung bei nach dem 31. Dezember 1859 
anhängig gemachten Provofationen nicht mehr erfolgen darf. Auch bie 
nach der Gemeinheits⸗Theilungs-Ordnung zu vollztehenden Gefchäfte find 
ſchon fehr bedeutend vorgefchritten. Die im Rückſtande gebliebenen Ablöſungen 
von Dienjtbarfeiten, welche die Forſten belaften, nehmen gegenwärtig bie 
Kräfte der Auseinandberfegungs-Behörben am meiften in Anfpruch. 5) 

Mit ver Durchführung der Agrargefege giebt es auf dem platten 
Lande lauter freie Leute, die ihre Arbeitskräfte in beliebiger Welfe und an 
jevem beliebigen Drte verwerthen bürfen, fo wie, mit Ausnahme ver im 
agnatifchen Verbande befindlichen Lehn- und Fideikommißgüter, Lauter zu 
vollem Eigenthume bejeffene Grundftüde, welche ganz ober getheilt ver- 
äußert und vererbt, fo wie in beliebiger Zahl in der nämlichen Hand ver: 
einigt werden können. Spann und Danbbienfte verhindern den Bauer 
nicht mehr, feine gefammte Thätigkeit ver eigenen Wirthfchaft zuzuwenden. 
Zaudemial- und Zehntlaften fehreden ihn nicht mehr von den Beftrebungen 
zur Erhöhung feiner Gutserträge zurüd; bie Aufhebung ber Weiberechte, 
welche auf feinen Ländereien rubten, und die Zufammenlegung der Tekteren 
zu zwedmäßigen Plänen geftattet ihm ven Uebergang zu vortheilhafteren 
Wirthichaftsmethoden. Die Rittergutsbefiger find in der Auswahl ihrer 
Arbeiter ungebunden und in ber Anwendung tüchtiger Zugfräfte, guter 
Geräthe und Mafchinen zu einer forgfältigen Aderbeftellung unbefchräntt: 
burch die Entfernung ber Zehntlaften und der auf ihren Feldern, Wiefen 
und Wäldern haftenden Serpituten, jo wie durch die Separation ihres 
‚Areals werben fie befähigt, jevem Fortſchritte im Aderbau, in ber Vieh— 
zucht und Forftivirthfchaft zu folgen und aus allen lanbwirtbfchaftlichen 
Nebengewerben Nuten zu ziehen. Dazu kommt, daß fie durch die Abfin- 
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tungen mit Kapital und Nentenbriefen bereite Mittel erhalten haben, um 
tie Verbefferungen ihrer Güter Ins Werk zu ſetzen. 

Die Gefekgebnng über Geftattung ber Vorfluth bat ferner ben 
Grmbbefigern die Möglichkeit eröffnet, ſchädliches Waſſer burch offene 
Gräben und Drainage abzuleiten, ohne daran durch ben Wiberfpruch der 
Nachbarn gehindert zu fein; ebenfo tft vie Benutzung ber Privatflüffe zu 
Bewaͤſſerungen geordnet und burch die Felppolizei-Orbnung vom 1. Novem⸗ 
ber 1847 der nöthige Schug gegen Beſchädigung und Entwenbung der 
Selbfrüchte verliehen worden (f. dieſe G. im Abfchn. B. d. W.): außerbem 
it uch das G. vom 2. Juni 1852 (G.-©. ©. 305) dem Holzdiebſtahle 
und ben Forftcontraventionen ein Damm entgegen gefekt worben. 

Die erwarteten Wirkungen der Agrargefege find nicht ausgeblieben; 
an bie Stelle der Erfchlaffung iſt eine erfreuliche Regſamkeit ver Ländlichen 
Besölkerung getreten; ber Ausführung der Separationen folgt der Wett- 
eifer der großen und Heinen Grundbeſitzer auf dem Fuße, ihre Ländereien 
durch bie mannigfachiten Mellorattonen in einen erhöhten Kulturzuftand- zu 
verfegen und durch eine möglichſt vortheilhafte Verwendung deren Erträge 
zu fteigern. Mit Hülfe ber vermehrten Produktion von Lebensmitteln wirb 
die Bevölkerung des Staates, ungeachtet ihrer bedeutenden Zunahme, jekt 
reihliher ernährt als fonft und baneben ein beträchtlicher Theil der land⸗ 
wirthfhaftlichen Erzeugniffe an das Ausland abgefett. Das Zufammen- 
treffen glüclicher Konjunkturen bat unter den Beftgern der Bauergüter 
ſowohl als der Nittergüter eine allgemeine Wohlhabenheit verbreitet und 
die Erwerbspreife aller Landgüter haben fi) wegen beren ungehinderter 
Kulturfähigfeit und der unbegrenzten Konkurrenz ver Käufer faft bis zum 
Uebermaaße gehoben. 

D. Bezüglih der Mittel, ven Sinn für Kulturfortfchritte 
unter ben Landwirthen anzuregen und zu förbern, tft bereits im 
8 39 des Ed. vom 14. September 1811 (f. unter A. I. d. W.) auf 
das landwirthſchaftliche Vereinsweſen hingewieſen und bie Errichtung eines 
Gentrals Bireaus in der Refidenz in Ausficht genommen mworben, welches 
die Affociationen des Landes in eine gewiſſe Verbindung fegen, ihnen mit 
Rath und That beiftehen und bie gerechten Wünfche ver Vereine ben ober- 
ften Staatsbehörden vortragen und empfehlen follte. Aus diefem Gedanken 
ift De burch die A. K⸗O. vom 16. Sanuar 1842 erfolgte Gründung des 
Iandes-Defonomie- Kollegtums (f. in.n. 32 zu A. II. b. W.) 
bervorgegangen, als deſſen Beitimmung das Negulativo vom 25. März 
1842 bezeichnet bat: 


a) dem vorgeordneten Mintfterium zu dienen, theils als technifche 
Deputatton in Tanbiwirthichaftlichen Angelegenheiten, theils als 
Organ zur Ausführung der ihm ertheilten Aufträge; 


b) die Tanbiwirthfchaftlichen Vereine in den Provinzen in ihrer 
gemeinnüßigen Thätigkeit zu unterftügen, ihre Wirkfamfeit zu 
befördern und ihre Verbindung unter einander und mit ben 
Stantsbehörden zu vermitteln. 
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Nach einer 17 jährigen fegensreichen Thätigkeit oe Kollegiums 
unter einem um die Landeskultur hochverdienten Präſidenten (v. Beckedorf) 
und der Mitwirkung der anerkannteſten Autoritäten unter den Preußiſchen 
Landwirthen, hat daſſelbe durch das Regulativ vom 24. Juni 1859 (f. in 
Beilage B. zu A. U. d. W.) eine Umbildung erhalten, indem ber ad⸗ 
miniftrative Theil feiner Aufgaben dem inzwifchen erftandenen Minifterium 
für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten zugefallen, eine engere Verbin: 
bung zwiſchen dieſem und dem Kollegium herbeigeführt und in dem letzteren 
das praftifche Element durch Vertreter aller Provinzen verſtärkt worben: ift. 

Mit dem Betrathe bes Kollegiums hat die Staatsregierung fich vor: 
zugsweiſe bie Entwidelung des landwirthſchaftlichen Unterrichts: 
wefens angelegen fein laffen und zwar fowohl in der Richtung der Höhe: 
ren Lehranftalten, als in derjenigen ver Aderbaufchulen. 

Noch iſt es nicht lange ber, daß der Staat feine Fürforge für ben 
landwirthſchaftlichen Unterricht darauf befchränfte, an einigen Univerfitäten 
einzelne Vorträge über Landwirthſchaft halten zu Iaffen, um ben Fünftigen 
Bermwaltungsbeamten eine Gelegenheit zu bieten, mit biefem Zweige ber 
Staatswiffenfchaften befannt zu werden. Thär, der Begründer ber beut- 
chen rationellen Landwirthſchaft, welcher den Lehrftuhl der Landwirthſchaft 


an ber hieſigen Univerfität inne hatte, legte zuerft die Nothwenbigfett dar, | 


ben landwirthſchaftlichen Unterricht mit der Bewirthſchaftung eines Gutes 
in Verbindung zu fegen und errichtete zu biefem Behufe mit Staatsumter: 
ſtützung ein Privatinftitut zu Mögelin. In ähnlicher Weife ftiftete fpäter 
Dr. Sprengel feine Anftalt zu Regenwalde in Bommern. Mit ber 
Steigerung der Anforverungen an vergleichen höhere Schulen wurde es 


aber den Einzelnen unmöglich, denſelben zu genügen, vielmehr mußten zu 


biefem Behufe von Korporationen oder vom Staate felbjt Inftitute ge 
gründet werden. Damit ift die Univerfität Greifswald auf ihrem 
Gute Eldena vorangegangen und ber Staat ift tn Prosfau, Poppels- 
borf und Waldau nachgefolgt.e Auch die Akademie zu Elvena tft nad 
ver Errichtung des Minifteriums für die landwirthſchaftlichen Angelegen- 
heiten in deſſen Verwaltung übernommen worben. 


Nichts deſto weniger hat ſich wiederum das Bedürfniß fühlbar ge 


macht, auch in der Dauptitabt ven jungen Leuten, welche fich dort aus 
anderen Gründen zeitweife aufhalten müffen, und den angehenden Kamme: 
raliften die Meöglichfeit zu eröffnen, fich die Vorkenntniſſe für einen ratio: 
nelfen Betrieb der Yandwirthfchaft anzueignen. Es find deshalb gegenwärtig 
Einleltungen bazu getroffen worden, bierfelbft im Anfchluffe an die Univer- 
fität eine landwirthſchaftliche Brivat-Station ins Reben zu rufen. 6) 

Die Ackerbauſchulen, welche darauf berechnet find, tüchtige Voigte 
und Knechte für größere Wirthfchaften oder Wirthe von Bauergütern praf: 
tiſch auszubilden, find ver Leitung von Privatunternehmern überlaffen wor: 

ben, welche aus Staatsfonds fubventionirt werden, Die Höhe des Zus 
fchuffes ift nach der Schülerzahl, der Wohlbabenheit und den Preiſen ber 
Gegend, den Lelftungen des Unternehmers und feinen inbivipuellen Verhält- 
niffen verſchieden bemefjen. Alle Provinzen bes Staates find mit folchen 
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Anftalten verfehen. Ihr gutes oder minder gutes Gebeihen ift wefentlich 
pen ber Zweckmäßigkeit ihrer Leitung und von der Rulturftufe der auf fie 
angewiefenen Zanbleute abhängig, welche letztere zugleich einen unabweis⸗ 
baren Einfluß auf den Lehrplan ausübt. So bat e8 nicht vermieden wer⸗ 
ten innen, daß in einer Anzahl von Aderbaufchulen auf die Ausfüllung 
ter Rüden im Elementar-Schulunterricht Bedacht genommen werben muß, 
während anbererfeitS in ber Provinz Sachſen und der. Rheinprovinz auf 
ine Ausdehnung bes theoretifchen Unterrichts hingedrängt wirb, welche bie 
Anftalten zu Meittelfchulen erhebt. “ 
Die im Landes⸗Kultur⸗Edikte empfohlenen Mufterwirthfchaften haben 
ich nicht bewährt: zwar find in der Provinz Preußen damit einige Proben 
angeftellt, allein fie find wieder aufgegeben worben, weil die von ihnen ge- 
machten Einrichtungen keine Nachahmung fanden. Auch der Verſuch einer 
Infievlung ſüddeutſcher Wirthe im Kreiſe Allenftein iſt gefcheitert. 
Dagegen bat ſich der Nuten lanpwirthfchaftlicher Verſuche und 
öemtfher Analyfen in neuerer Zeit eine weit verbreitete Anerkennung 
oaſchafft, und beshalb find von ver Regierung nicht allein Verſuchsfelder bei 
tn 4 höheren Lehranftalten eingerichtet, fo wie mit den Laboratorien ber 
letteren chemifche Verfuchs-Stationen verbunden worden; fondern es werben 
ton ihr auch beträchtliche Zufchäffe zu folchen DVerfuchsftationen gewährt, 
welche Vereine oder Privatperfonen gegründet haben. 
Die landwirthſchaftlichen Vereine, zu deren Bildung bas 
Landes⸗Kultur⸗Edikt aufforderte, haben fich frühzeitig in den manntgfachften 
Seftaltungen über das Land verbreitet. Um ben Verkehr ziwifchen ihnen 
und ben Behörden zu erleichtern, ift auf ihre Eoncentration nach Provin- 
zen ſchon vor der Errichtung des Randes-Delonomie-Roflegiums burch ben 
Ninfter des Innern hingewirkt, dieſelbe aber vemnächft vom Kollegium, 
ven auch nicht vollfommen, erreicht worden. Es beſteht nämlich in 
Ehlefien, Sachſen und in ber Rheinprovinz je ein Central-Berein, 
ter die ganze Provinz umfaßt. In ber Provinz Brandenburg werben 
tie beiden Central⸗Vereine für bie Regierungs⸗Bezirke Potsdam und Frank— 
turt durch eine Eentralftelle verbunden. Eiue ähnliche Einrichtung ift in 
der Provinz Weftphalen für bie dort vorhandenen vier Hauptvereine zu 
Minfter, Arnsberg, Minden und Paderborn zu Stande gebracht worden. 
In der Provinz Preußen bat jeber ber vier Regierungsbezirke einen felbft- 
ündigen Dauptverein erhalten. 7) Die pommerfche ökonomiſche Gefell- 
haft umfaßt nur die Negierungsbezirfe Stettin und Cöslin, während für 
Nen-Vorpommern ber baltifche Verein eine unabhängige Stellung ein- 
mt, In dem nörblichen Theile der Provinz Bofen hat fih ein Daupt- 
rein bes Netzediſtrikts gebilvet; für die übrigen Vereine ber Provinz ver- 
Melt der Dber » Präfident in Ermangelung eines Centrals » Vereins ben 
Tertehr mit dem Minifterium. Die Lofal-Vereine ver Hohenzollern- 
den Lande enblich find in eine Gentralftelle, die ihren Sit zu Sigma- 
Iingen hat, zuſammengefügt. 
... Die Thöätigleit der Vereine äußert fich in ber Mittheilung von Er⸗ 
Nrungen ihrer Mitglieder, in Belehrungen durch Wort und Schrift, in 
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der Veranftaltung von Schaufeften, in Prämtirungen aller Art, in ber 
Erprobung von Mafchinen und Geräthen, in der Befchaffung von Sin 
reien und guten Viehftämmen und allen anderen Unternehmungen zur Be 
förderung der Landwirthſchaft. Namentlich haben fich auch die Vereine 
neuerdings bei der Gründung von Aderbaufchulen und Verfuchsftationen 
betbeiligt. 

Da zu ben Verwendungen ber Vereine ihre eigenen Mittel nidt 
ausreichen, fo erhalten fie aus der Staatsfaffe alljährlich Zuſchüſſe, melde 
zur Salarirung der Sefretatre und Dedung ber Geſchäftsunkoſten ber 
Central und Haupt⸗Vereine, jo wie zur Förderung ihrer gemeinnützigen 
ZThätigfeit dienen. Die dazu erforberlichen Summen werben aus einem 
etatsmäßigen Fonds genommen, welcher zugleich pie Erhaltung der höheren 
Lehranftalten, Aderbaufchulen, Verfuchsitattonen, fo wie alle fonftige Aus 
gaben für Landeskultur⸗Zwecke beftreiten muß und welcher durch allmälige 
Erhöhung jest auf 87,441 Thlr. angewachfen tft. 8) 

II. Was Behufs Herftellung größerer Unternehmungen zuı 
Förderung der Landeskultur, welde die Kräfte ber einzelnen 
Grundbeftger Aberfteigen, gefcheben ift, das geht aus ber folgenden 
Darftellung hervor. 

Die Eindeichung ber Ylußtbäler und die Entwähferung 
perfumpfter Gegenden war in früheren Jahrhunderten vorzugsweil: 
ein Gegenftand der Fürforge der Preußifchen Fürften bei ihrem Beſtreben, 
die Bodenkultur des Landes zu heben. Namentlich im vorigen Jahrhun⸗ 
bert unter dem Träftigen Scepter König Friedrich's V. ift Großes darin 
geleiſtt. Das Ober⸗ und Nieder-Dpderbruch unterhalb LXebus, bi 
Warthe-Niederung, die weiten Nieberungen an der Havel, bvem 
Rhin und der Doffe, an der Nuthe und Nieplig im Regterungs 
Bezirk Potsdam, der Drömling in der Altmark, das Thal des Ma— 
büe-Sees in Pommern und viele andere Punkte geben Zeugniß von ber 
Thaͤtigkeit des großen Königs auf biefem Gebiet. 

In der erften Hälfte des jekigen Jahrhunderts Tonnte wenig Aehn— 
liches geſchehen. Anfangs ftörte ver Krieg. Später war die Thätigfet 
ber Regierung hauptfächlich ven gutsherrlichsbäuerlichen Regulirungen, ben 
Abldfungen und Gemelnheitstheilungen zugemwendet und die Grunpbefiker 
hatten genug damit zu thun, um ben Umfchwung in ver Wirthfchaft, wel 
hen biefe großartigfte aller Yandesmeltorationen hervorrief, zu überwinden. 

Erſt nachdem für die Verwaltung ber Ianpwirthfchaftlichen Ange 
legenbeiten ein befonderes Miniftertum gefchaffen war, hat bie Regierung 
ihre Aufmerkſamkeit wieder auf die Eindeichungen, die Regulirung ber 
Privatflüffe, die Entwäfferungen und Bewäfferungen gerichtet. 

Das ©. vom 28. Januar 1848 über das Deichwefen, das G. über 
bie Benugung der Privatflüffe vom 28. Februar 1843, und das G. vom 
11. Mat 1853 wegen Bildung von Entwäfferungs-Genoffenfchaften boten 
bie gefegliche Grundlage für das Verfahren. Zur uäheren Regelung 
beffelben wurden die Meinifterial-Inftrufttonen vom 24. Auguft 1850 über 
die Bildung von Deichverbänden und vom 10. Oktober 1857 über bie 
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Bildung von Ent- und Bewäfferunge- Genoffenfchaften erlaffen. (S. diefe 
Se. mb Inftr. im Abfchn. B. d. ©.) 

Bis zum Jahre 1849 enthielt ber Stantshaushalts-Etat Teinen bes 
fenderen Fonds für den Betrieb folder Unternehmungen, vielmehr mußte 
ke Stantsbeihülfe zur Anfertigung von Nivellements ꝛc. unter Mitwir- 
tung des Finanzminifters von des Könige Majeftät aus dem Ertraorbing- 
rium der Generalftaatslaffe erbeten werben. 

Im Sahre 1850 wurbe zuerft ein Dispofitiond-Fonds von 50,000 
Ahle. für den Betrieb der Yanbesmeliorationen unter die außerorbentlichen 
Ausgaben bes Minifteriums für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten 
aufgenommen umb biefer Fonds In ben folgenden Jahren erhöht, fo daß 
terjelbe im Jahre 1851 102,000 Thlr., 1852 140,000 Thlr., 1853 
und 54 100,000 Thlr. jährlich, 1855 —58 150,000 Thlr. jährlich, 1859 
250,000 Täfr. betrug, in Summa während ber obigen 10 Jahre 1,342,000 
Ihr. Daneben wurben noch an Staate-Darlehnen zur Förderung ein⸗ 
zelner Meliorationen 

a) für die Bewäſſerung der Bocker deibe in 


Weſtphalen . . . 108,000 Zhlr. 
R für die Regulirung ber f chwarzen Eiſter . 200,000 = 
für die Regulirung der Notte oo... 100,000 = 


Summa 408,000 Thlr. 
Hüffig gemacht, fo wie an Zuſchüſſen 

d) fir die Beförderung ver Waldfultur in der | 

Eifel in den Jahren 1855—59 ° . «50,000 = 
e) zur Vervollſtändigung ber Dotation des Me- 

liorationsfonds für den Regierungsbez. Köslin 184,209 = 
f) zur etatsmäßigen Anftellung von anfangs 4 

und jetzt 8 Landes⸗Meliorations⸗Bauinſpektoren 

feit dem Jahre 1856 his jett in Summa . 26,000 ⸗ 
g) zur Förderung ber Lanbesfultur und zur Re 

muneration eines Wiefenbaumeifters in ben 

Hohenzollernſchen Landen (außer einer Unter- 

ſtützung bes dortigen landwirthſchaftlichen Ver- 

eins von jährlich 2000 0 31) fit b bem Jahre 


1856 7820 Fl. = 4,468 ⸗ 
bewilligt. 

Einſchließlich des Diepofitionsfonbe von In 

Sum ...- . ....1,342,000 = 
mo... 202.0 .2,014,677 Thlr. 


‚ir Förderung ber Deiqhregulirungen und fonftigen Lanbesmellorationen 
im Reffert des Miniſteriums fir die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten 
mac je 10 Jahre von 1850 — 1859 aus Stantsmitteln bisponibel 
am 

Bemerlt wird hierbei, daß in den obigen Summen der Koftenbetrag 
fr eine der größten Deichregulirungen, bie Meltoration bes Nieder-Ober- 
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bruchs, nicht mitbegriffen ift. Diefe Deeltoration iſt nach der A. K.O. vom 
vom 26. November 1849 (G.-©. v. 1850. S. 3) bis zur Vollendung 
des Baues dem Reſſort bes Minifteriums für Handel, Gewerbe un 
Öffentliche Arbeiten verblieben, fo daß das Meinifterium für die landwirth— 
Ichaftlichen Angelegenheiten in ber Bearbeitung diefer Sache nur wegen 
Feltitellung des Beltrags-Katafters und wegen der Organifatton ver künft 
gen Verwaltung Tonfurrirt bat. Zu den Baukoſten diefer Meltoration it 
in den Jahren 1853—1859 die Summe von 1,370,000 Thlr. aus kr 
Staatskaſſe zugefchoffen, Indem bie Intereffenten nach der Verordnung ben 
22. Auguft 1848 8. 2. nicht mehr als 1,300,000 Thlr. aufzubringen 
brauchen, der Bau aber circa 2,670,000 Thlr. gefoftet bat. Die Dad 
regulivungen, welche an ber Nogat und Weichſel zur Steherftellung vr 
Oſt⸗Eiſenbahn und deren Strombrüden ausgeführt wurden, find nad kt 
A K.⸗O. vom 26. November 1849 ebenfalls von dem Minifterium fü 
Handel 2c. geleitet und die Koften aus ben Fonds für die Dftbahn F 
ſtritten. 

Die Darlehne, welche aus dem Dispoſitions⸗Fonds des lan 
wirtbichaftlichen Meiniftertums für die Landesmeliorationen gegeben werten, 
flteßen mit ihren Zinfen feit dem Jahre 1853 zurüd zu einem Nüd-Cin- 
nahme-Meliorationgs Fonds, welcher wieber zu Ähnlichen Darlehnen tr: 
wendet werben foll. Die bis zum Jahre 1852 aus dem Dispoſitions⸗Fonde 
des Miniftertums gegebenen Darlehne, fo wie biejenigen Darlehne, welk 
auf befonderen Bewilligungen im Staatshaushalts-Etat beruhen, find ku 
Staatsſchatze überwiefen. 

Für die Bearbeitung'der größeren Deichregulirungen un: 
anderen Randesmeliorationen werben Kommiffarten beftelft, meld: 
gewöhnlich aus den Beamten der Auselnanderfegungs » Behörden gemällt 
werden. In mehreren Fällen haben auch Mitglieder der Regterungen un 
Lanpräthe mit großem Eifer und Erfolg ſich ber Leitung folcher Unter: 
nehmungen unterzogen. Als Techniker fungiert bei den ‘Deichregultrungn 
gewoͤhnlich der Königl. Waflerbauinfpektor, zu deſſen Bezirk bie betreftet: 
Stromitrede gehört, 
| Für bie NRegulirung ber Privatflüffe, die großen Ent 
und Bewäfferungen hat die Regierung fich bemüht, allmählig ein be 
ſonders technifches PBerfonal zu gewinnen, da die Erfahrung lehrte, N! 
bie Sachen meiftens zu groß find, um als Nebengefchäfte von den Köni: 
lichen Kreis-Baubeamten bearbeitet zu werben, und daß in ber Regel ei 
längere, ausschließliche Befchäftigung in folchen Landes⸗Meliorationsanlagen 
nothwendig tft, um bie erforverliche Uebung und Sicherheit darin zu er 
erlangen, zumal der Landesmeliorations⸗Techniker auch eine gewiſſe ökone 
mifche Bildung fih aneignen muß, um feine Baupläne dem wirthſchaft 
lichen Bedürfniß der Gegend anpaffen zu können. 

Die Abficht iſt Daher, in jeder der 8 Provinzen einen Randesm- 
liorations-Bauinſpektor anzüftellen, ber zur Dispofition des Ober 
Präfidenten fteht und ven Beruf hat, folche größere Landesmeliorationen 
vorzubereiten und auszuführen: 
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a) welche in mehrere Regierungsbezirke eingreifen, und daher nach 
der Oberpräfidial-Inftruftion zum Neffort des Oberpräfidenten 
gehören, 

b) zu welchen e8 den einzelnen Regierungen und General-Rommifio- 
nen an geeigneten ober disponibeln Technikern fehlt. 

In den Broninzen Preußen, Bofen, Brandenburg, Sachſen, 
a und Rheinprovinz find bereits folche Baubeamte ange⸗ 
tellt. 10 

As die A. 8.-D. vom 26. November 1849 die Eindeihungs- 
aden dem Mwmiſterium für die Ianbwirtbfchaftlihen Angelegenheiten 
terug, war In Ausführung des Deichgefeges vom 28. Sanuar 1848 

8) die BD. wegen weiterer Verwaltung des Nieder-Oderbruchs vom 
22. Auguft 1848 (G.S. ©. 281), 

b) das Deichftatut vom 2. Oktober 1849 für den Herrnprotfch- 
Brandſchützer Deichverband an ber Oder im Regierungsbezirk 

Breslau (G.S. S. 383) 
hienen. Seitdem find bie Deichregulirungen an allen Strömen bes 
andes lebhaft betrieben, auch zum größeren Theile bereitS ausgeführt. 11) 

Das Shftem der Selbftverwaltung durch gewählte Deichämter ift 

ı ten Deichverbänden überall, zur Anwendung gebracht und hat fich gut 
ihr. Eine Mitwirkung der Behörben bei der Ausführung der Bauten, 
1 eifftellung der Beitragsfatafter, bet Organifatton ver Verwaltung, fo 
ie bei der Orbnung ber finanziellen Verhältniſſe tft aber unerläßlich und 
mmt in einer großen Zahl ber obigen Verbände noch die Thätigfeit ber 
ehörden in Anfpruch. 
Die Deichregulirungs-Kommiffarien werben aus der Staatskaſſe be- 
bet und eben fo die Koften ver technifchen Vorarbeiten zu den Deich— 
gulirungs-Projeften aus Staatsmitteln beftritten, die Koften des Deich- 
ues felbit und ber Anfertigung ber Beitragsfatafter find von dem 
eihzenoffen aufzubringen. . 

Im vorigen Sahrhundert unter der Negierung König Friedrich I. 
ren die großen Entwäfferungen gewöhnlich auf Staatöfoften aus- 
führt und von den betheiligten Grunpbefigern nur die Unterhaltung der 
tagen, zum Theil auch die Anfegung von Koloniften gefördert. Nach 
n jest beftehenden Grundſätzen der Verwaltung betheiligt fich der Staat 
! bergleichen Anlagen — gleichwie bei ven Deichregulirungen — nur 
th Gewährung der administrativen und technifchen Kräfte und mäßiger 
übüffen an Darlehnen und Zufchüffen nach Bebürfnif. Zur Aufbrin- 
23 ber Baufoften und zur Unterhaltung der Anlagen werden bie bethet- 
Ha Örundbefiger zu Genofienfchaften vereinigt, fobald ein übertviegenber 
reil derfelben fich zur Ausführung des Unternehmens entfchlieft und beffen 
decmaͤßigleit von den Sachverftänbigen anerkannt ift. 

Die Vorbereitung und Ausführung ver größeren Ent- und Bewäffe- 
Anlagen bietet oft ungemeine Schwierigkeiten var. Die Erfahrung 
I aber bereits gezeigt, daß es jebt gelingt, mit Hülfe unferer Gefeke 
d unfereg tüchtigen Beamtenperſonals dieſe Schwierigkeiten zu überwinden. 


/ 
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Wenn alle Betheiligte zuftimmen, fo genügt nach 857 bes G. vr 
28. Februar 1843 die Genehmigung des Genoffenjchafts » Statutes bur 
den Minifter. Wenn ein Theil der Intereilenten widerfpricht, ſo mı 
pie Iandbesherrliche Genehmigung für das Statut eingeholt werden. 12) 

Mehrere, zum Xheil nicht unbeträchtliche Dieliorationen find al 
Nebengeſchäfte bei Gemeinheitsthetlungen durchgeführt. 

Um die Meltorationen einzelner Grunbbefiger, Gemeinden und G 
noffenfchaften durch Gewährung von Darlehnen zu billigen Bebinguns: 
(gewöhnlich 3 Freijahre, dann 3— 3/2 Procent Zinfen und Amortifatic 
mit 2 Procent) zu befördern, find in mehreren Provinzen befonbere Mi 
liorations-Fonds Im Laufe dieſes Jahrhunderts gegründet, nämlich 

1. für Alt-Pommern, jekt nur den Regie 

rungsbezirk Stettin, ein Fonds von urfprünglich 

80,000 Thlr., gegründet im Jahre 1802, veffen 

jebiges Vermögen beträgt circa . . 98,000 Te: 
2. für den Reg.⸗Bezirk Cöslin ein Fonds 

bon urſprünglich 300,000 Thlr., gegründet 

im Jahre 1846, und allmählig bis zum Jahre 

1858 durch den Staatshaushalts-Etat flüffig 

gemacht, deſſen Vermögen jetzt beträgt . . 312,900 
3. für die Neumark ein Fonds von ursprünglich 

30,000 XThlr., gegründet im Sahre 1802, 

beffen Vermögen jetzt beträgt.. 32,000 | 
4. für die Provinz Preußen ein Fonds von ur: 

fprünglich 74,748 Thlr., gegründet im Jahre 

1846, veffen Vermögen jet beträgt circa . 87,000 : 
5. für die Baderbornfchen Kreife in der Prov. 

Weftphalen ein Fonds von urfprünglic 9000 

Thlr., gegründet im Jahre 1853, deſſen Ver⸗ 

mögen jett beträgt circa . . 10,700 : 
6. für die Rheinprovinz ein Fonds bon circa 48,000 : 

gegrüntet im Jahre 1855. 

Die Dotattonen aller diefer Fonds rühren aus Stantsmitteln hr. 
Der Meltorationg - Fonds der Rheinprovinz Ift aus den Veberfchüffen Bi 
bortigen Provinzialhülfskaſſe gebildet, welche anfänglih zur Prämii 
von Sparern gefammelt werben. 

Verwaltet werben die Fonds: 
ad 1 u. 5 von ben Oberpräfidenten von Pommern und resp. Weftphale, 
»s 2 = 3 s = Megierungen in Cöoslin und resp. Yrankfurt, | 
:» 4 = 6 » s Diretionen ber Provinzialhülfskaſſen. 

Je mehr die Fonds durch Anfammlung der Zinfen zunehmen, bein 
wirkſamer werben fie allmählig für die Beförderung von Bodenmelior 
nen und Sulturverbefferungen werben. 13) 

Zur Hebung der Pferdezucht des Landes tft durch die v 
Könige Friedrich Wilhelm I. begonnene Errichtung von Zucht- und Stan 
Geſtüten in Oftpreußen der Grund gelegt worden. Diefe Maaßregel 
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yiter durch Errichtung des Friedrich Wilhelms - Geftütes und ber Land» 
Geftäte (Befchäler-Depots), bie ſich faft in allen Provinzen des Staates 
rerfinden, eine weitere Auspehnung zu Theil geworden. Das Minifterlum 
nr vie Immbwirthfchaftlichen Angelegenheiten aber hat feit ver Uebernahme 
er bis dahin von dem Hof» Oberftallmeifter geleiteten Geftüt- Verwaltung 
ım Jahre 1849 bie vorgezeichneten Wege zum Wohl des Landes nicht nur 
verfolgt, fondern auch darauf Bedacht genommen, den Zwed mit Hülfe 
von Bereinen noch mehr, als bisher, zu förbern. 

Gegenwärtig wird biefem wichtigen Zweige ber Landeskultur durch 
Tckente Einrichtungen befondere Unterjtügung gewährt: 

1. 


Seit dem Jahre 1834 werben zu Preifen für Rennen mit 
Bollblutpferden jährlich 17,800 Thlr. verwendet, bei deren 
Bertheilung vie Rennbahnen in ben Provinzen Brandenburg, 
Preußen, Pommern und Schlefien wegen ihrer hervorragenden 
Bedeutung vorzugsweife bedacht werben. 

Seit dem Jahre 1845 find zu Prämien für ausgezeichnete 


- Mutterftuten in den Händen Heinerer Züchter jährlich 5000 Thlr. 


ausgefeßt, welche nach Maaßgabe der Anträge von ben lands 
wirtbichaftlichen Vereinen dieſen zur Vertbeilung übertwiefen 
werben. 

Selt dem Jahre 1838 werben ebenfall8 durch dieſe Vereine 
für Vorzeigung von Pferden, welche wegen ihrer ‘Drefiur zur 
Einftellung bei der Landwehr geeignet erfcheinen, an Prämien, 
ober auch für Rennen mit Pferden bäuerlicher Befiker an 
Preiſen, zufammen 1000 Thlr. jährlich vertbeilt. 

Die gefammte Remonte für das vaterlänbifche Heer, fowie bie 
Hengfte für die Lanbbefchäl-Depots (Landgeftüte), deren Erſatz 
nicht aus den Zuchtgeftüten des Staats entnommen werben 
Tann, werben im Lande angefauft. 

Den durch den Cirkular⸗Erlaß vom 19. Dezember 1857. 
(BMBl. ©. 225) Ins Leben gerufenen fogenannten Zucht- 
Vereinen werben für die Beihaffung guter Beſchäler zur 
Dedung der DVereinsftuten Vorfchüffe gegeben ober Beſchäler 
and den Ställen der Landgeſtüte überlaffen. Mit ver Bewilli- 
gung von Vorſchüſſen wird bei ferneren Anträgen fortgefahren 
werben; bagegen ift die Abtretung von Befchälern nicht mehr 
zuläffig, weil die Landgeſtüte das vorhandene gute Material 
nicht entbehren können. 

Die Dauptgeftüte find für ven Zweck errichtet, ſich aus ihrer 
Zuzucht ſelbſt möglichſt zu ergänzen und die Hengſte zur Re⸗ 
montirung der Landbeſchaler⸗Depots zu liefern. Die den Be⸗ 
darf überfteigenden und bie wegen porgerüdten Alters u. ſ. w. 
nicht mehr zur Benutzung in ben Geftüten geeigneten Zucht- 
Pferde werben alljährlich in öffentlichen Auktionen verkauft und 
häufig von Pferdezüchtern des Landes erworben, um mit Hülfe 
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derſelben ſelbſt Geſtüte anzulegen oder bereits beſtehende 
ergänzen. 
Mit welchem günftigen Erfolge dies in Ausführung gekommen ii 
ergeben bie vielen größeren ober Tleineren Privat » Geftüte der Pretli 
reußen- 
’ Der Zuchtbetrieb in den Haupt-Geftüten iſt im Jahre Ist 
durch ein auf das praftifche Bedürfniß begründetes Reglement geregl 
und wird der Befolgung deſſelben Seitens des Miniftertums befonbere Ar 
merffamfeit gewidmet. 
Es find drei folder Haupt-Geftüte vorhanden, nämlich: 

1. das Haupt-Geftüt Trafehnen (im Reg.» Bez. Gumbine 
Provinz Preußen) mit zwölf Geftüthöfen oder Vormerken u 
einer etatsmäßigen Zahl von 300 Meutterftuten, welche gr 
tentheils den ftärferen Schlägen angehören; 

2. das Friedrich-Wilhelms-Geſtüt (bei Neuftabt a: 
Doffe, Reg.-Bez. Potsdam, Provinz Brandenburg) mit > 
Mutterftuten; daſſelbe war urfprünglich durchweg auf Volk: 
begründet und bazu beftimmt, ſich und bie anderen Zuchtgeli: 
burch feine enlen Erzeugniffe zu remontiren; neuerdings ift die 
Zweck jedoch auf einen Theil ber dortigen Hengfte und Eur 
befchränft worden, fo daß auch in dieſem Geſtüte Halbe 
pferbe zur Verforgung des Landbeſchäler- Depots zu eindan 
gezogen werben; 

3. das Haupt» Geftüät Graditz (bei Torgau im Reg. di 
Merfeburg, Provinz Sachfen) mit den Geftüthöfen Dit 
Repitz und Neu-DBlefern, fo wie 180 Mutterftuten. 

Diefe drei Geftüte decken einen Theil ihrer Unterhaltungelei: 
aus den Einnahmen für den Verkauf der entbehrlichen oder nicht mehr" 
ihre Zwecke zu verwendenden Pferde, fo wie aus den Ueberſchüſſen ® 
mit den Anftalten verbundenen Landwirthſchaften, und beziehen nur : 
Fehlende mit dem etatsmäßigen Betrage von zufammen 84,000 Thlr. aꝛ 
ber Staatsfaffe. (f. n. 15.) M 
Ranpbefhäler- Depots oder Land-Geſtüte find acht vorhant“ 
nämlich : 

1. das Litthauifche mit 250 Lanbbefchälern in den 3 Marftil 

zu Trakehnen, Infterburg und Gudwallen, außerdem aud 1! 
mit 50 vierjährigen, fogenannten Augmentattons-Hengiten, 
Marſtall Sonasthal; 

das MWeftpreußifche zu Marienwerber mit 100 Hengften; 
das Brandenburgifche zu Lindenau bei Neuftabt a. D- 
100 Hengſten; 

das Sächfifche zu Nepig bei Torgau mit 110 Hengften; 
das Schlefifche zu Leubus mit 150 Hengſten; 

das Poſenſche zu Zirfe mit 140 Hengjten; | 
das Weftphälifche zu Warendorf mit 80 Hengften; 

das Rheiniſche zu Wickrath mit 50 Hengften. 14) 


uam ww 
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Faft alle dieſe Hengfte beziehen im Frühjahr Beſchälſtationen im 
Ye und decken Privatftuten für ein Sprunggeld von 1 bis 6 Thlr., 
teilen Höhe nach Maaßgabe der Dualitat der Befchäler von ben Land- 
geſtüt⸗Vorftehern alljährlich feftgeftellt wird. 

Die Landgeſtüte nehmen mit Einfchluß der Unterhaltungsfoften 
jimmtliher Befchäler nah ben laufenden Etats die Summe von pptr. 
212,000 Thlr. in Anfpruch, von welcher jedoch gegen 100,000 Thlr. als 
tur bie Sprunggelber zu decken und mm 112,000 Thlr. als Zuſchuß 
ter Staatskaſſe in Anſatz gekommen find. 15) 

Die Zahl der gevedten Stuten beläuft fich durchſchnittlich auf mehr 
als 50,000; bie ber lebend geborenen Fohlen, nach den gefammelten fta- 
tiitijchen Notizen, auf mehr als 25,000 jährlich. 16) 

Auf die Zucht anderer in ver Landwirthſchaft verwenpbarer 
Thiere hat die Regierung nur mittelbar durch Unterftügung ber darauf 
gerichteten Beftrebungen ber Vereine einzuwirken gefucht. Einer befonveren 
Erwähnung bedarf es jedoch, daß auf dem fisfalifchen Gute Frankenfelde 
eine Stammfchäferei von Merinos nah Thärs Vorſchlage vom Stante 
gegründet und bis jett erhalten worden iſt. 17) \ 


Berlin, im November 1859. 


Koten 


L Em befonderes Minifterium fir die obere Verwaltung ber landwirth⸗ 
ſchaftl. Ang. ift in Preußen im 9. 1848 gebiet. Bor bem 9. 1848 murben bie 
Igigen Geſchaͤfte Diefes Miniſt. größtentheils im Minifterium des Innern und nur 
te Deichſachen im Finanzminifterium und bie Geſtüte vom Oberftallmeifter 
derwaltet. — Dich Allerh. Erlaß v. 17. April 1848 (G.S. S. 109) wurben zu- 
nächſt dem nach ber Ordre v. 27. März ej. zu bildenden Min. für Handel, Ge» 
zerbe u, öffentliche Arbeiten” unter anderen zugetbeilt: 

1. von dem Reſſort des Finanzmin.: ſämmtliche Geſchäfte der Abth. für Han- 
il, Gewerbe und Bauweſen und ber Abth. für Berg-, Hütten und Salinenweien. 
2. von dem Reſſort des Min. d. Innern: die Gewerbe- und Baupofizei, jo weit 
dieſelbe biefem M. gegenwärtig zufteht und bie gefammte landwirthſchaftliche Po- 
izet, insbeſ. Die obere Leitung ber Regul. der gutsherrl.-bäuerl, Verh., der 
Gemeind.-Theil., ver Ablöfungengutsherri. u. anderer Reallaften, ber Bor- 
fluths und Fiſcherei-Poli zeiſachen, aller Anftalten zur Beförderung ber 
Lendwirthſchaft, einfchlieflich der Konkurrenz bei dem unter der Leitung 
tes Oberftallmeifters fteehenden Geftitwefen und ber landwirthſch.⸗-techn. 
ranftalten c. — Durch U. €. v. 25. Juni 1848 (G.S. S. 159) wurbe (unter 
%.5) von dem M. f. H. ©. u. Öffentl, A. die Verwaltung der landwirthid. 9. 
xtremmt unb ein eigenes Minift. für dieſe A. gebilbet. — Durch A. E. v. 11. Aug. 
148 (G.S. S. 228) wurbe bie Leitung des Geſtütweſens von dem Obermar- 
Nallamte getrennt und dem Min. für die landw. Ang. Übertragen. — Der W. 
En. 22. Juni 1849 (G.S. 5.335) genehmigte bie Ueberweifung der geſammten Me⸗ 
diginalverwaltung mit Einſchluß ber Medizinal⸗ und Sanitätspolizei an ben Min. der 
Unterrigts- und Med.-Ang. mit ber Maafigabe, daß ber letztere in allen Fällen, 
m denen durch Anorbnungen in ber Med.⸗Verwaltung vie Intereſſen anderer Refforts be» 
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teoffen werben, vor ber Entſcheidung ſich mit ben betheiligten Miniſtern zu benehmen un 
nad Lage der Umftänbe gemeinfchaftlich mit ihnen zu banbeln haben; insbefonbere fei „ber 
Lehrplan der Thierarzmeifchule vor deſſen Genehmigung den Minift. besXriegesu 
für landw. Ang. zur Aeußerung mitzutheilen, auch mit benjelben jebe —A 
Verf. über die Ausbildung der Thierärzte vorher zu beraten. — Durch A. E. 
v. 26. Nov. 1849 (G.⸗S. 1850 ©. 3) ift genehmigt, das bie Bearbeitung ber Ein- 
beihungs- und Deichfocietätsangeleg enheiten v. 1. San. 1850 ab an das I. 
fd. LA. übergeht mit Vorbehalt der Theilnahme des M. f. ©., ©. u. Öffentl. A. 
in Fällen, in welchen and das Imereſſe der Schifffahrt und der Strompaligi 
betheiligt ift, namentlih aud bei neuern Deihanlagen in ber Näb. 
fhiffbarer Ströme; (jebodh follten die großen Deichverbefferungsarbeiten an ber Weid 
jel und Nogat zur Sicherftellung ver Ofteifenbahn und deren Strombrüden unb bie bereit: 
eingeleitete Melioration des Nieder-Oberbruhs bis zur Vollendung ber zu: 
Ausführung zu bringenden Anlagen dem M. f. H. zc. verbleiben). — Eubdlid 
ist die Ausführung der Jagdpolizeigeſ. v. 7. März 1850 (G.S. S.172) durd 
8 31 dem M. f.d.1. X. aufgetragen. Nach dem J. u. L. M.⸗R. vom 17. Nov. 181 
(GMBl. ©. 302) war zwar beichloffen, daß fortan alle auf das Yagb - Polizei- Gel. k- 
zügl. Ang. gemeinſchaftlich von ben beiden Minift. (d. I. u. f. 1. A.) bearbeitet werte 
ſollten. Das Lu. J. M.⸗R. v. 12. Febr. 1861 (BMEL &. 57) fpridt aber aus, 
ba in Zukunft das M. f. d. l. 9. wiederum allein das eigentliche Reſſort bezüglich de 
Jagdpolizei bilden ſoll und daß daſſelbe in denjenigen Fällen, welchen bie Interejie: 
des M. d. 3. betheiligt find, beffen Mitwirkung herbeiflihren Werbe. — Zur landmwirtt 
Thaftl. ‚Polizei gehört auch bie Aufficht Über die Regulirung ber Öffentlicher 
Laften in Folge von Zertbeilungen ländlicher Grunbftüde und Anfievelungen in ven 6 öſl 
Provinzen nad dem ©. vom 3. Jan. 1845 und der baffelbe ergänzenden und abändern 
ben Beflimmungen [j. unter A. II. d. W.], umb bie Teitung aller Bodenm elie 
rationen, die unter Aufſicht des Staats vorbereitet und ausgeführt werben. — Ti: 
Rentenbankangelegenheiten werben nad $ 5 bes Stentenbantgef. v. 2. März 1850 (G.rE. 
S. 112) [j. unter A.V. d. W.] von dem M. f. d. l. A. u. dem Finanz M. gemeinjam 
—— und geleitet. — In Gemeinſchaft mit dem Miniſt. für Handel x. 
wirft d. M. f. d. I. 9. bei Regulirung des Abdecerei weſens nad d. Gef. vom 
31. rei 1858 (G.S. S. 333) ſſ. $33 deſſ., in Beilage A. zu A. IV.x. d. W.] in Der Re 
kursinſtanz für Sene Aieneſ. von gewerblichen Anlagen, die durch Waſſer ge— 
trieben werden nach ©. v. 1. Juli 1861 (G.⸗S. S. 749) f. 87 deſſ., in Beilage . 
zu B., A big III. vd. W.] und ebenfo für Dtertpfahlzegnlirungen nad dem Pe: 
fiuth - ©. v. 15. Nov. 1811 (G.S. ©. 352) [f. unter B.I. d. W.) an gewerblichen 
Stauanlagen, besgl. für Erpropriationsfadhen zu bergbaulichen Zweden nıt 
ver Deklar. v. 27. Oft. 1804 (N. C.C. T.IX. Nr. 50 de 1804), &. S. v. 14. Ren. 
1838 (G.S. 1839. ©.2) u. ©. v. 26. Febr. 1855 (G.S. ©. 168). 
2. In Betreff der Agrargefekgebung Friedrich d. Gr. ſ. L. u. v. R. I. Allgem. Eine: 
tung Abth. 2. Abſchn.8 
3. Ueber die auseinander we und Spruch- Kollegien |. das Nähere in n.2 zu 
A. VII. u. n.4 zu A.XI. d 
4. Ueber das Reviſ.⸗K. f. 6 ſ. n.8. zu A. XI. d. W. 
5. An Stelle der bier in der Denkſchrift enthaltenen Reſultate der Auseinanderſ. 
G. Ende d. 3. 1858, welche fortgelaffen find, folgen nachftehend auf Grund ber teneftn 
amtlichen Nachweifungen die Refuftate 
a, der Auseinanderſ.⸗Geſchäfte am Ende des Jahres 1863, nämlich 
83, 195 zu Eigenthum verliehene bäuerliche Stellen mit 
5,506, 779 Morgen Landbeſitz; 
1 ‚268, 296 andere von Dienften und fonftigen Reallaſten befreite Grundbeſitzungen; 
dafür an Entſchädigung übernommen 
87,143,080 Thlr. Kapital, 
5 ‚494, ‚715 Thhr. Geldreute, wofilr größtentheils Rentenbriefe gewährt worden fin, 
. 315 ‚559 Scheffel GSetreiverente und 
1,642, 347 Morgen Land; ferner 
58, 712, 601 Morgen Land "fpeciell jeparirt oder Doch von allen Holz⸗, Stren- und Hutungs 
ſervituten befreit: 
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b, ber Zilgnngstaffen am Ende bes Jahres 1864: nämlich ausge 


gt: 
79 558,440 Thlr. Rentenbriefe der 7 Rentenbanfen. 
2,027,750 +» Obligationen ber Paberborner Tilgungsfaffe, 
1145915 ⸗ besgl. der Eichsfelbichen do. 
Summe 82,732,105 Thlr. und zwar 






überhaupt dabon men noch 
ausgefertigt ausgeloſt Umlauf 









Thlr. Thr. Thlr. 

Siſn ....... 11,173,235 | 1,098,600 | 10,074,635 | märtifche Rentenbr. 
Fell 2... 27,111,965 | 2,301,045 | 24,810,920 chleſiſche besgl. 

Kirieker en 6,161,225 455,030 | 5,706,195 | preußifche besgt. 

Vdebur 

.. 9,363,100 973,785 | 8,389,315 |fächfiiche desgl. 

Oblig. d. Echsfelder 

ud Bf ..| 1,145,915 175,065 970,850 Eichsfelder Oblig. 


Renlenbrieſe . „| 8,512,805 168245 | 7,744,560 
Oblig. d. Baberbor- 
bormerTilg.Raffe| 2,027,750 | 929,150 | 1,098,600 
beſen 11,425,660 821,540 10,604,120 
Stetin 5,810,450 488,620 | 5,321.830 
Summa | 82,752,105 | 8,011,080 | 74,721,025 


weitphäl. Rentenbr. 


PBaberborner Oblig. 
poſenſche Rentenbr. 
pommerfche desgl. 


‚6, Das mit der Königl. Univerfität in Berbindung ftehende landwirthſch. Unterrichts- 
Jafitut in Berlin ift feit dem Jahre 1862 ins Leben getreten. Die näheren Angaben 
jewol Über biefes Inſtitut, als auch in Betr. aller Übrigen Preuß., (fo wie fonftigen Deut- 
den) land⸗ und forftwirthichaftlichen Lehr- und Unterrichtsanftalten und vergl. ähnlicher 
Saftnte, nach amtlichen Quellen bearbeitet vom Kanzleirath Böttcher im Minift. f. d. 
uw. A., enthalten bie einzelnen Jahrgänge des landw. Kalenders von Mentel und 
tengerde im zweiten Theile, — ebenfo eine Zufammenftellung der landwirthſchaftl. 
Sereime Dentſchlands und insbe. Preußens und der landwirthſch. Behörben Preußens von 
vom nämfihen Berfaffer. Wegen ber großen Berbreitung biejes Kalenders find die be 
ügl Theile der Denkichrift fortgelaffen, und bie inzwifchen eingetretenen Veränderungen 
lic nicht weiter erwähnt. 

J. Für die beiden Reg.-Bez. Marienwerder und Danzig ift ſeitdem ein Centralverein 
ir Hauptverein Weſtpreußiſcher Landwirthe gebilvet. 

8. Rad) dem Staatshaushaltseiat für 1861 (G.⸗S. 1861. S. 399) beträgt der Fonds 
an Sörderung der Landeskultur 99,064 Thlr. 

9. In den 5 Sahren 1860 — 1864 hat fich die zu Deichregufivungen und fonftigen 
Imtesmeliorationen aus Staatsmitteln verwandte Summe, wie folgt, gefteigert. Der 
"iber ertraorbinär ausgejette und vom Jahre 1864 .ab in das Orbinartum des Staats- 
"usbaktgetats aufgenommene Fonds zur Ausführung größerer Meliorationen und Deic)- 
tuuten heteng in den Jahren 1860, 1861, 1862, 1864 je 150,000 Thfr., im J. 1863 
115,000 Thir. zuſammen in diefen 5 Jahren 775,000 Thlr. Außerdem waren ausgefetst 

I, zur Förderung ber Wald- und Wiefenkulturen in ber Eifel 

jährlich 10,000 Ehe. KB. 2 2 2 2 220. 50,000 Ehe. 
2, zur Beſoldung von 8 Meliorationsbauinfpeftoren im I. 1860 
10,400 ZHir., in jevem folgenden Jahre 10,800 Thlr. Summa 53,600 Thlr. 
Breiff, Gef. Ub. Land. Qult. u. landw. Bol. 2 


18 Einfeltung. 
8, zur Förderung ber Waldkultur im Kreife Wittgenftein in d. I. 


1863 u. 1864 je 500 Tle.— . . . 1,000 ht. 

Summa 104,600 Ttır. 
bierzu bie obige - - - 2 2 2 00. 20 0 0. 775,000 Ile. 
Sonach find in den 5 9. v. 1860 —1864 879,600 Ai. 


und alfo mit Zurechnung; ber in ber Denffchrift nachgewieſenen 2,014,677 Zr. 
in ber Zeit von 1850 bis Ende 1864 im Ganzen . . . . 2,894,277 Ihr. 


zur Förderung von Deichregulirungen und fonftigen Landesmeltorationen in 
Reffort des Minift. f. d. landw. U. aus Staatsmitteln Disponibel gemadt. 

10. Suzwifchen ift auch fir die Provinz Pommern ein Meliorationsbaubeamt: 
angeftellt. 

11. Bis Ende d. 3. 1864 find 80 Deichverbände neu gebilbet, refp. reorganifirt u 
zwar 19 von ber Elbe, 31 am der Ober, 10 an ber Weichfel (9) und Nogath (1), & 
Rhein, 1 an der Wefer, 1 au ber Havel, 3 an ber Laufiger Neiße, 2 an ber Warte, ; 
an ber Mufbe, 1 am frifehen Haff, 1 am kuriſchen Haff. Das Berzeichniß der bis Ent. 
1863 erſchienenen Deich⸗Statuten nach Flußgebieten georbnet |. in dem Hauptregiſtet n. 
Geſetzſammlung von 1806-63 S.172—175, wozu noch der A. E. v. 29. Dig. In 
(G.⸗S. 1852. S. 33) betr. die Bildung eines gemeinfchaftl. Erbentags ꝛc. file bie Dei 
‘hauen Düffelt 2c. und die BO. v. 16. Mai 1853 (G.⸗S. S. 218), betr. bie Reviſion It 
Berfaffung der Deichſchau Friemersheim — beide am Rhein — treten. 

12, Bis Ende des Jahres 1864 find v. 3. 1850 ab 209 Eut- und refp. Fı 
wäffernngsgenoffenfhaften zu Stande gelommen und zwar 79 mit Tante: 
herrlicher Genehmigung (12 in Provinz Preußen, 4 in Pr. Pommern, 9 in E. 
Bofen, 1 in Pr. Schleften, 5 in Pr. Brandenburg, 6 in Pr. Sachen, 6 in Pr. Ei 
phalen, 36 in Rhein⸗Pr.) und 130 mit minifterieller Genehmigung (15 in *. 
Preußen, 8 in Pr. Pommern, 1 in Pr. Sphlefien, 3 in Pr. Brandenburg, 1 inf 
Weftphalen, 88 in ber Rheinprovinz und 4 in den Hohenzollernfchen Landen). Das Fr 
zeichniß der bis Ende 1863 erichienenen Statuten von folhen landesherrlich gen 
migten Genofjenfchaften, nach Provinzen georbnet, f. in dem in n. 11 cit. Hauptegtit 
zur G.S. S. 596—599. Die minifteriell genehmigten Statuten werben nicht weröffenti. 

13 ‚Die Meliorationsfonds-Beftände haben fih bis Ende 1863 gefteiget: 

zu 1 von 98,000 Thlr. auf 103,995 Thlr., 

zu 2 - 812900 -» = 345,793 ⸗ 

3u3 =» 3200 - -» 
3u4 =» 8700 = =- 94,015 
sub -» 1070 = +» | 
aun6 =» 4800 -» «- HTI3 ⸗ BR 

Außerdem find Durch Allerhöchfte Botfchaft vom 7. April 1847 Brovinzial-Hilt 
kaſſen (im jeber der 8 Provinzen eine) unter provinzialftänbiicher Verwaltung gegrünt 
und mit einem auf bie Provinzen annähernd gleich vertheilten, aus Staatemitteln gar 
ter Stammfonds von 24 Mill. Thlr. dotirt werben, welche zur Darlehnen filr gem 
nüßige Anlagen und Anftalten, Grundverbeſſerungen 2. beftimmt find. 

14. Der etatsmäßige Beftanb ber Landgeſtüte zu I. Mr. 2 und 8 ift um je 5 Sant 
vermehrt, alfo auf 105 und refp. 55 Hengſte. | 

15. Nach dem Staatshaushaltsetat für das Jahr 1861 (G.S. S. 377 N 
tragen die Mebransgaben für die 3 Hauptgeftüte (vgl. Einnahme V. Kap. 21. I 
1 und 3 und Ausgabe fortbauernde C. VII. Kap. 42, Tit. 1 u. 3) nur 73,120 DU. 
und die Mehrausgaben flr die 8 Landgeſtüte (ogl. ebenda bie Einnahme und Aus 
gabe Titel 2) 118,100 Thlr. 

16. In ven 5 Jahren von 1859/60 bis 1863/64 find durchſchnittlich jährlid 
49,333 Stuten von den Beſchälern der 8 Landgeſtüte gedeckt und kon jener Stutenab 
26,439 lebende Fohlen geboren. Die Zahl iſt aber fortwährend im Steigen geweſen. de 
Jahre 1863,64 find von 54,639 gebedten Stuten 30,822 Iebende Fohlen gebert!- 
(f. Ann. d. Landw. Wochenbl. 1865. S. 62). 

17, Die Stammſchäferei in Frankenfelde ift inzwifchen aufgelöft. 
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A. 


Geſetze, 


betreffend 





Die Befreiung und Entlaſtung des Grundeigenthums und ber 
Srfiber deffelben 


im 


Intereſſe der Bodenkultur. 


2* 


4 


L 
Edikt vom 9. Oktober 1807, 


betreffend ven erleichterten Befig und freien —— 
des Grundeigenthums, ſo wie die perſönlichen Verhältniſſe 
der Landbewohner. 


[(e.-&. S. 171, N. C. C. Tom. XII. pag. 251, Mathis Band 6 ©, 171, 
Rabe 3b. 9 ©. 85] 


(Litteratur: Erg. Band L S. 195, L. u. v. R. I. S. XCVIU u. 33 fg, 
8. II. 2.6.27 fg.) 


Wir Friedrich Wilhelm ꝛc. cc Thun Fund und fügen hiermit zu 
wiffen. Wach eingetretenem Frieden bat uns bie Vorforge für den gefun- 
fenen Wohlſtand Unferer getreuen Untertbanen, deſſen baldigſte Wiederher⸗ 
ſtellung und möglichite Erhöhung vor Allem befchäftigt. Wir haben hierbei 
erwogen, baß es bei der allgemeinen Noth die uns zu Gebote ſtehenden 
Mittel überfteige, jedem Einzelnen Hülfe zu verfchaffen, ohne den Zweck 
erfüllen zu können, und daß es eben fowohl den unerläßlichen Forderungen 
ber Gerechtigkeit, als den Grunbfägen einer wohlgeorpneten Staatswirth- 


Im Allgemeinen. 

1. Das Ep. vom 9. OH. 1807 ift bald nach dem am 9. Juli 1807 gefchloffenen 
Frieden zu Tilfit durch die Immebiatlommiffion zur Berathung Über die Mittel des Reta⸗ 
bliſſements des Landes (0. Schön, v. Altenflein, Steegemann, Niebuhr, v.Kleewit) 
atwerfen ımb von bem wenige Tage vorher zurlidberufenen Staatsminifter v. Stein, und 
vn beiten v. Schrötter dem Könige in. Diemel zur Bollziehung vorgelegt worden. Es 
tildet Die Grundlage der ganzen weiteren Preuf. Landeskulturgeſetzgebung. Das Ziel der⸗ 
Keen if in ber erften allgemeinen Erwägung bes Eingangs ausgeſprochen: „daß es 
tzuforwwohl den Forberungen ber Gerechtigkeit, als ben Grunbfäten einer wohlgeorbneten 
<taatswirthfchaft gemäß fei, Alles zu entfernen, was den Einzelnen bisher 
.inderte, ven Wohlftand zu erlangen, den er nad dem Maaße feiner Kräfte 
zu erreichen fähig war.” Daran ſchließt fih die befondere Erwägung in Betreff 
tr beiden bringenbften und deshalb zunächſt durch das Edikt zu erfüllenden Korberungen, 
mlich „Zurückführung der vorhandenen Beſchränkungen theils im Befige und Genuſſe 
des Grundeigenthums, theile in ben perfönlichen Verhältniffen Des Landarbeiters auf die⸗ 
jenigen Schranken, welche das gemeinfame Wohl nöthig macht.‘ 

3. Der urfprünglide G.⸗B. des Ep. waren die Lanbestheile, bie nach dem Zilfiter 
Arieden bie Preuß. Monatijie ausmachten. Daffelbe ift aber — wenn and nicht aus» 
trädlih — doch mit dem A.L-R., als ein bafjelbe abändernbes und ergänzenbes Geſetz 
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Schaft gemäß fet, Alles zu entfernen, was ben Einzelnen bisher hinberk, 
ven Wohlftand zu erlangen, den er nach dem Maaße feiner Kräfte zu er 
reichen fählg war. Wir haben ferner erwogen, baß bie vorhandenen Be: 
ſchränkungen theils im Befite und Genuffe des Grundeigenthums, teils 
in den perfönlichen Verhältuiffen des Landarbeiters Unferer wohlwollenden 
Abficht vorzüglich entgegenwirken, und ber Wieberherftellung ber Kultur 
eine große Kraft feiner Thätigkeit entziehen, jene, indem fie auf den Wert) 
des Grundeigenthums und den Kredit des Grundbeſitzers einen höchſt jchär 
lichen Einfluß haben, biefe, indem fie ven Werth der Arbeit verringern. 
Wir wollen daher beides auf diejenigen Schranken zurückführen, welche ba 
gemeinfame Wohl nöthig macht, und verorbnen daher Folgendes: 


Freiheit des Güterverkehrs. 
F I. Jeder Einwohner unſerer Staaten iſt ohne alle Einſchränkun— 
in Beziehung auf den Staat, zum eigenthümlichen und Pfandbeſitz unk 


und alfo unter „ben daffelbe abäubernben, ergänzenben und erläuternden Beftimmmungen 
bie zugleich eingeführt find, begriffen, in ben neu⸗ und wiebererworbenen Lanbestheiln, 
für welde das A. L.⸗R. gilt, als in Geltung getreten zu erachten, linsbeſondere iı 
den wiebervereinigten Provinzen durch Patent vom 9. Sept. 1814 (G.⸗“S. ©. 89) $.1. 
in ben mit ber Provinz Weftpreußen vereinigten Diftrilten, den Kulm⸗ ua 
Michelaufhen Kreis und Stadt Thorn nebft Gebiet durch Bat. vom 9. Nov. 181 
(G.⸗S. ©. 217) 8.1., im Großherzogthum Poſen durch Pat. vom 9. Nov. 18 
(G.⸗S. ©. 225) 8.1., in ben ehemals Sächſiſchen Provinzen und Diftriften tur 
Pat. vom 15. Nov. 1816 (G.S. ©. 233) $.1., in ben zwiſchen den Älteren Fre 
vinzen belegenen PDiftriften und Ortfchaften durch BO. vom 25. Mai 181° 
(G.⸗S. ©. 46) 8. 2., in dem Herzogthun Weftphalen (das find vom Reg.- Ey: 
Arnsberg die Kreife Arnsberg, Olpe, Mefchede, Brilon, faft der ganze Kreis Lippfiati 
und Theile der Kreiſe Iferlohn und Soeft ſ. Fir S.187), Fürftentbum Siege 
mit den Aemtern Burbah und Neuenkirchen und ben Sraffhaften Wit 
genftein-Wittgenftein und Wittgenftein-Berleburg durch Pat. v. 21. Juni 1% 
(8... ©. 153) 8.1.] — fofern die Beftimmungen des Ed. nicht durch fpätere Ki 
abgeändert find (2. u. v. R. II. a. ©. 27 bis 29). 

Das Ep. gilt aljo nicht in denjenigen Preuß. Lanbestheilen, wo Gemeines Deutid: 
Recht gilt [nämlich im Neuvorponmern — Reg.-Bez. Stralfund, in dem Oſtrhein. Theile N 
Reg.⸗Bez. Koblenz — dem obergerichtlichen Bezirke des Juſtizſenats zu Ehrenbreitenftein, N 
die Sprengel ber drei Kreisgerichte Altenkirchen, Neuwied und Wetzlar begreift, und in hal 
a Landen] und wo Franzöfiiches Recht gilt [nämlich im Bezirke des Appell. 
zu Köln]. 

3. Dem erften ber in n. 1. a. E, angegebenen Zwede, betr. ven Beſitz und Cent: 
des Grumdeigenthums dienen bie 88. 1 bis 9, dem zweiten betr. bie perſoͤnlichen ir 
bältniffe des Landarbeiters die 88. 10 bis 12 d. Ed. 

4. Zu dem Ep. ift das erläuternde J.⸗ u. Iz.M.⸗R. v. 15. März 1809 am fümm 
liche Schlefifche Landes Eollegien (Mathis Bd. 10 ©. 65, Rabe, Bo. 10 ©. 46, E.ı. 
v. R. 1. ©. 35) ergangen, welches nach jpecieller Erörterung der gegen das Ep. erhobenen 
zabfreichen Bedenken ſchließlich zur Pflicht macht, Fräftig darauf zu halten, „daß ben alye 
mein verftänblichen Vorfchriften des Ep. überall und von Jedermann auf das Genuft 
nachgelebt, der Geift deffelben lebendig und unverfälicht erhalten und weber den Gutehent 
eine eigenmächtig willkürlich einfchräntende, noch viel weniger ben Bauerländer- Belixt! 
es ausdehnende Erklärung ‚verftattet werde.” 

+ ie Abi. 1. . . 

5. Das A. L.-R. beſtimmt II. 7. 88.14 bis 16, daß bänerliche Befigungen weh! 
ganz, noch theilweife eingezogen, und nicht zuſammen gejchlagen, und ſpannhaltende md} 
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iher Grundſtücke aller Art berechtigt; ver Edelmann alſo zum Beſitz nicht bloß 
nreliger, fondern auch unadeliger, bürgerlicher und bäuerlicher Güter aller 
rt, und der Bürger und Bauer zum Befige nicht bloß bürgerlicher, bäuer⸗ 
Eher und anderer unabeliger, fonbern auch adeliger Grundftüde, ohne baß 
ber eine oder ber anbere zu irgend einem &ütererwerb einer bejonderen 


ehne beiendere Genehmigung des Staats in nichtipannhaltende verwandelt werben follten, 
IN. SS. 78 bis 85, daß Bürgerbäufer nicht anders, als aus erheblichen Gründen 
des gemeinen Wohles der Stadt zufammengezogen werben dürfen, nnd II. 9. 88. 37, 51, 
15, daß mm der Adel zum Beſitze adlicher Güter berechtigt fei, Perfonen bitrgerlichen 
SEuandes nur mit befonderer landesherrl. Erlaubniß, und daß anbrerfeits nur mit Geneh⸗ 
ruzmg der Landes » Bolizeibehörbe Perjonen vom Abel Ruſtikalgründe erwerben dürfen. 
„ze Nee Beſchränkungen ſind durch h. 1. aufgehoben, mit ver Maaßgabe in $. 6, in 
etreij deren auf n. 18, 19 verwiefen wird. Die in dem Publ.-P. v. 15. Nov. 1816 
m Ne vormals Königl. Sächſ. Tanvestheile (j. o. im Allg. n. 2) 8. 4 aufrecht erhaltene 
„<trmg, daß Perfonen bäuerlichen Standes weber Lehn - Rittergüter erwerben, noch 
daft daran erlangen koͤnnen, ift außer Kraft geſetzt durch K.O. v. 7. Febr. 1845 
v2, S. 96). 

b. K.O. vom 28. März 1809 (Mathis Bd. 8 S. 26, Rabe, Bd. 10 ©. 77, 
10.81 S. 46) genehmigt aber, daß nicht nur das Inkolat in denjenigen Provinzen, 
ro es eingeführt ift, rüdjichtlich der Ausländer, bie in ben Preuß. Staaten Güter 
“terken wollen, ferner beftehen bleiben, fonbern auch, mo folches bisher nicht üblich war, 
:tne Special » Conceffion des Din. d. Inn. feinem Ausländer die Afquifition eines 
adligen Guts ober Domainenvorwerks geftattet werde. Die Conceffionen find, im - 
Falle dergleichen Alquirenten ven Unterthaneneid abfeiften, blos gegen bie üblichen 
tanzlifporteln und Stempelgebühren zu ertbeilen. Fürſtliche Perfonen, die ſich außer 
‚nee aufhalten, mülſſen fortbauernd einen Stellvertreter im Lande beftellen und biefen 
m einer ſchriftlich auszufertigenden Urkunde zur Erfilllung aller Unterthanen-Pflichten be- 
uftragen, dagegen foll von fürftlihen Perfonen, die in Preuß. St. ihren Wohnſitz 
nebmen wollen, nur Die fehriftliche Bolziebung des Unterthaneneides gefordert werden. 
— Ra dieſer A. K.O. iſt das im A. L.-R. II. 9. 8 39 im bisherigen Umfange, alſo 
arch für Inländer, aufrecht erhaltene Indigenat (— Inkolat) nur noch für Ausländer, für 
"ie aber allgemein in Kraft. — Hierin hat Art. 18 der D. Bundesakte nichts 
zeündert, da er lediglich die Fähigkeit zur Erwerbung und zum Beflte von Grund- 
udn Seitens der Unterthanen bes einen Bunbesftaates im Gebiete des anbern an ſich 
und die diesfällige Gleichſtellung ber reſp. Erwerber mit den Unterthanen des Staats, in 
reldem das Grunbeigenthum belegen ift, hat ausiprechen und feftftellen, feineswegs aber 
den inneren Gefeggebungen ber D. B.-Staaten hinſichts derjenigen beſonderrn Bedingun⸗ 
sen vergreifen unb refp. berogiren wollen, an weldye biefe bie rbuug nnd ben Beſitz 
ner gewiſſen Gattung von Grundftüden, ver eigenthümlichen Natur berfelben wegen 
'hen bisher geknüpft haben ober künftig zu Inlipfen fich veranlaft finden möchten, wie 
tes mit dem Eintritt in das Inkolat (Indigenat) der Fall ift, wodurch die Eigenfchaft 
zur Ausübung der mit dem Beſitze der Nittergüter und Domainen-Grunbftüde verbunde⸗ 
am politiſchen Gerechtfame erlangt wird. So ME. v. 12, September 1836 nebft 
Anl. [Schreiben der J. u. A. M. v. 18. Aug. ej.] (Ann. Bd. 20. S. 519. 366. Bd. 48. 
2.266, L. u. v. R. I. S. 47). — Die A. 8.-D. vom 28. März 1809 findet nicht Anwen⸗ 
ng, wenn ein Ausländer ein Rittergut ererbt, aber fofort wieder verkauft. So IMR. 
HD, Juli 1840 (VMEL. S. 347). 

7. 8-8. v. 25. Ian. 1831. (©.-S. ©.5) fett feft, „daß ein Kauf- und Erb» 
achtsgeſchäft, wodurch Dorfgemeinden, als moraliiche Perſon, oder einzelne Klaſſen, 
der mehre Mitglieder derſelben ein Rittergut ganz oder theilweiſe erwerben, ohne 
nerſchied ob fie es in Gemeinſchaft behalten ober unter ſich vertheilen wollen, nur dann 
Mm rechtsgüttig fein und einen gerichtlichen Anſpruch wider ben Erwerber begründen 
U, mern foldhes von der ProvinzialsRegierung zuvor geprüft und genehmigt wor« 
a“ — Hierzu IMR. nebſt Inftrultion vom 18, Dec. 1832 (Ann, Bb. 16. ©. 
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Erlaubniß bedarf, wenn gleich, nach wie vor, jebe Beſitzveränderung den 
Behörven angezeigt werben muß. Alle Vorzüge, welche bei Gütererbſchaf— 
ten der adelige vor dem bürgerlichen Erben hatte, und die bisher burd 


913. 2. u. v. R. J. S. 50 bis 52) an alle Reg., die bei Ertheilung ber Genehmigung feld 
Geichäfte zu befolgenden Grundſätze betr., fehreibt hauptſächlich vor unter 3., daß tt 
Uebernahme von Korrealverpflichtungen von Seiten ber Gemeinden ober ganzt 
Klaſſen derfelben in feinem Falle zu geftatten und unter 6., daß in Hinficht der Be: 
nutzung des zu erwerbenden Gutes und ber Erfüllung feiner Öffentlichen Verpflichtungen 
im Voraus möglichft genaue unb nur mit Genehmigung der Reg. abzuänbernde Beſtim 
mungen getroffen werben, unter 7. aber, baß, wenn nur miehre einzelne Mitglieder eina 
Dorfgemeine ein Nittergut erwerben wollen, ein tieferes Eingehen in bie Tontraftlichen A 
reden nur dann ftattfinden foll, wenn e8 ans Rüdficht auf das Öffentliche Wohl nothwen 
big ift; dies fei anzunehmen, wenn bie Erwerber Korrealverpflichtungen übernehmen, wa 
nur ausnahmsweiſe bei wenigen Intereſſenten zu geſtatten fei. 

8 ©. v. 4. Mai 1846 über die Erwerbung von Grundeigenthum für Korpen 
tionen und andere juriftiiche Perfonen des Auslandes. (G.S. ©. 235.) J 

Wir Friedrich Wilhelm ze. verordnen auf ben Antrag Unſeres Staatsmin 
und nach erforbertem Gutachten Unferes Staatsraths, was folgt: 

8 1. Ausländiſche Korporationen und andere juriftiiche Perfonen des Auslantt 
fennen Grundeigenthum innerhalb Unferer Staaten nur mit Unferer Genehmigung er 
werben. 

8 2. So lange biefe Genehmigung nicht ertheilt ift, find die auf einem ſelcher 
Erwerb bezüglichen Verhandlungen nichtig. 

Urkundlich ꝛc. 

Gegeben Potsdam, d. 4. Mai 1846. Friedrich Wilheln 

v. Rochow. v. Savigny. v. Bodelſchwingh. Uhden. Frhr. v. Canitz. 
Beglaubigt: Bode. 

9, In Betreff ver inländiſchen Korporationen und Gemeinen beftimm! 
A. L.⸗R. II. 6. in 88 83 und 84, Daß fie ohne befondere Genehmigung der ihnen ver 
geſetzten Behörbe (nah IMR. v. 4. Ott. 1836. Ann. Bb. 10. S.1070 der Regierungin 
— vorbehaltlich des Rechts der Minifterien, einzelne Fälle zu ihrer Cognition zu zieben: 
unbewegliche Sachen weber erwerben, noch verpfänden ober veräußern Fönnen und Ni 
dergleichen von einem Dritten ohne dieſe Einwilligung mit ihnen vollzogene Handlung 
nichtig find. — OT. vom 30. Dec. 1843. Präj. 1395 nimmt an, daß jene Belt 
mung durch neuere Öefege nicht aufgehoben ift und auch bei Schenkungen und letztwilligen 
Zuwendungen gilt — In Betreff der Stadptgemeinen enthält aber bie Stäbte-t 
für die 6 dftl, Prov. vom 30. Mai 1853 (G.S. ©. 261 fg.) Feine Befchränfun 
in Betreff des Erwerbs von Grundſtücken, fonbern nur in Betreff der Veräußerung in 
ss 50, 5l: — desgleihen die Stäbte-D. f. d. Prov. Weftphalen vom 19. Mir: 
1856 (.-©. ©. 237 fg.) in $$ 49 und 50 unb bie Städte⸗O. für die Rheinpre 
vinz vom 15. Mai 1856 (G.⸗“S. ©. 406 fg.) in 88 46 und 47. — Dorfgemeinet 
bedürfen nah A. %-R. II. 7. 8 33 zum Erwerbe unbeweglicher Güter durch läſtigen 
Vertrag bie Genehmigung der Gerichtsobrigkeit [b. i. nad) IMR. v. 29. März 18 
Ann. Bd. 16. S. 1129 die Gutsobrigkeit und im Falle von ber Gutsherrſchaft er 
worben werben foll, nah IMR. v. 30. Drop, 1836. Aun. Bd. 20. S. 940 die Regit 
rung] und Landgemeinden in Weftphalen nah Land-Gemeine-D. v. 19. Mitt 
1856 (©.-©. ©. 265 fg.) $ 53 zu der auf einem läftigen Titel beruhenden Erwerbung 
von Grundftücden und in ber Rheinprovinz nah Gemeinde⸗O. vom 23. Jul! 
1845 (G.S. ©. 523) $ 97 zum Anlauf von Grundflüden die Genehmigung N 

egierung. 

10. Königl. Befehl vom 29. Febr. 1812 (G.-©. ©. 16) beftimmt, „daß Pt 
glievern der Provinzial-Domainenvermaltungen zwar bie Erwerbung von Domainen-Grun 
ſtücken in anderen Provinzen, als in welchen fie angeftellt find, und arbeiten, ohme Wett 
res, in berjelben Provinz aber nur nad) vorgängiger Dispenjation des Chefs ber ober 
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ten perfönlichen Stand des Beſitzers begründete Einſchränkung und Sus- 
penfion gewiſſer gutsherrlichen Rechte, fallen gänzlich weg. 

In Abſicht der Erwerbfähigfeit folder Einwohner, welche ven ganzen 
Umfang ihrer Bürgerpflichten zu erfüllen, durch Reltgionsbegriffe verhin- 
dert werben, hat e8 bei ven befonberen Gefeten fein Verbleiben. 

Frete Wahl des Gewerbes. 

$. 2. Jeder Edelmann fit, ohne allen Nachiheil feines Stanves, 
befugt, bürgerliches Gewerbe zu treiben, und jeder Bürger oder Bauer tft 
keredtigt, ans dem Bauer⸗ in den Bürger⸗ und aus dem Bürger: in ben 
Bauerſtand zu treten. 

In wie fern das geſetzliche Vorkaufs- und Näherreht annoch 
ftattfindet. 

$.d. Ein gefegliches Vorkaufs- und Näherrecht foll fernerhin nur 
bei Lehns⸗Obereigenthuͤmern, Erbzinsheren, Erbverpächtern, Miteigenthümern 


Deminenverwaltung [alfo jetst des Finanzminifters] auf ben Antrag des Präfiventen ber 
Trovigialberweltung fowol direlt, als durch Ceſſion nachgelaffen werben fol.” Und bie 
Nu. v. 5, Septbr. 1821 (G.⸗S. ©. 158), „daß Fein im Dienfte des Staats ſtehender 
‚serfibebiente, ohne Unterſchied feines Ranges befugt fein fol, ein Gruudſtück zu erwerben, 
welches in ben feiner Aufficht und Verwaltung anvertrauten Forften und Revieren ein 
unge, Hütungs⸗ ober fonftiges Recht hat oder mit bemfelben grenzt. Ausnahmen 
türen nur in beſonders dazu geeigneten Fällen auf den Antrag ber Provinzialregierungen 
tuch das Finanz⸗Miniſt. geflattet werben.” 
„IL Wegen der Einfchräntungen ber in wirklichen Kriegsbienften ftehenden Unter- 
emzere und gemeinen Solbaten bei Erwerbung von Grundftüden ſ. U. L.⸗R. IL 10, 
ss s e 34 ınd BO. v. 18. Mir; 1811. (G.S. 1812. ©. 5). 
. Abſ. 2. 

‚2 Die h. 1. in Bezug genommenen beſonderen Geſetze betreffen die Juden, bie 
Siennoniten und bie Quäler. " 

13. In Betreff der Juden f. die frühere Gefeßgebung in v. Rönne u. Simon, 
te Verhaltniſſe der Juden im Preuß. Staate, v.R. StR. I. S. 323, L.u.v.R. a, ©. 
>. Das G. v. 23. Juli 1847 (G.S. ©. 263) beflimmt im 8 1, daß ben jübifchen 
Unterthamen, fo weit biejes Gefets nicht ein Anberes beftimmt, im ganzen Umfange ber 
Nenarhie neben gleichen Pflichten auch gleiche bilvgerliche Rechte mit den chriſtlichen Un- 
krbanen zuflehen follen, — und dies gilt bezüglich des Erwerbeg von Grumdftiiden mit 
iR einzigen Ausnahme ver nit naturalifirten Juden im Großherzogthum 
Tofen, Me nach 8 33. Nr. 1 das ftäbtifche Bürgerrecht nicht erwerben konnten, alſo vom 
Erwerke fläbtiicher Grundſtücke (f. $ 15 Stäbte-O. vom 19. Nov. 1808) ausgefchloffen 
“men. Auch diefe Beichränkung ift aufgehoben durch S5. ©. v. 6. April 1848 (G.⸗S. 
<.&8), wonach die Ausübung ftaatsbürgerlicher Rechte fortan von dem religiöſen Glan- 
leusbelenntniſſe unabhängig ift, vergl. IMR. v. 8. Mai 1848 (VMBl. ©. 149), und ben 
üihen Art. 4 der Berfafl.- U. v. 31. Ian. 1850. — Was die Mennoniten und 
»uäler anlaugt, jo vergl. bie Specialgefegebung in L. u. v. R. J. ©. 53 bis 57, II a. 
J y 39. v. R. StR. J. 324 bis 326. 


| j 14, Durch diefen 8 finb die Beichränkfungen aufgehoben, welchen in Betreff ber bür⸗ 
Tuben Nahrung und Gewerbe nah A. &.-R. II. 9. 88 76 bis 79 der Abel und nad 
a Nie II. 7. 88 2 bis 7 der Bauernſtand unterworfen war. 


„1. Diefer $ bezieht ſich nur auf die gefeglichen Vorkaufs⸗ und Näher-Rechte an 
-tundflüden, und läßt alfo die auf Bertrag und auf Tektwilliger BO. beruben- 
ten völlig unberührt, ebenſo die gefeßlichen Vorkaufsrechte auf bewegliche Sachen [nad 
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ımb ba eintreten, wo eine mit andern Grunbftüden vermifchte ‚ober ven 
ihr umfchloffene Beſitzung veräußert wirb. 
Theilung der Grundſtücke. 

8. 4. Die Befiker an fich veräußerlicher ftäbtifcher und ländlicher 
Grundſtücke und Güter aller Art, find nach erfolgter Anzeige bei ver Laı- 
bes=- Polizei» Behörde unter Vorbehalt der echte ber Real» Gläubiger un 
ber Vorfaufs-Berechtigten (8. 3) zur Trennung ber Radikalien und Pert- 
nenzien, fo wie überhaupt zur theilmelfen Veräußerung, alfo auch bie Mit 
eigentbümer zur Theilung berjelben unter fich berechtigt. 

[Erbverpadhtung der Privatgäter. 

8. 9. Jeder Grunbeigenthümer, auch ver Lehns⸗ und ver Fideikommiß 
Beliter, tft ohne alle Einfchränfung, jedoch mit Vorwiſſen der Landes 
Polizei⸗Behörde, befugt, utcht blos einzelne Bauerhöfe, Krüge, Mühlen un 
andere Pertinenzien, ſondern auch pas Vorwerksland, ganz oder zum Theil, 
und in beliebigen Theilen zu verpachten, ohne daß es dem Lehns⸗Obe 
Eigenthümer, den Fideikommiß⸗ und Lehnsfolgern und den ingroſſirten 
Gläubigern aus irgend einem Grunde ein Widerfpruch geftattet wird, men 
nur das Erbftands- oder Einfaufsgelb zur Tilgung des zuerft ingroffirte 
Kapitals, oder, bei Lehnen und Fideikommiſſen in etwaiger Ermangelun: 
ingroffirter Schulven, zu Lehn⸗ oder Fideikommiß verwendet, und, in Kid: 
ficht auf die nicht abgelöften Healrechte ver Hypotheken⸗Glaäubiger, von it 
Landſchaftlichen Krebit-Direktion der Provinz, oder von der Landes-⸗Polizei 
Behörde atteftirt wird, daß die Erbverpachtung ihnen unſchädlich fel] | 

[Einziehung und Zufammenfhlagung der Bauergäüter. 

. Wenn ein Gutöbefiter meint, die auf einem Gute vorhante 
nen einzelnen Bauerhöfe oder ländliche Befigungen, welche nicht erblich 


A. %-R. II. 16. 8 95, Ed. v. 21. Juni 1815. G.S. &.105. 85, Ep. v. 30 Mai IE 
G.⸗S. ©. 81. 8 23 des Fisfus anf das in Privat» Bergwerken gewonnene Golt 
Silber, A. %.-R. U. 16. 8 111 der Gewerfen gegen den Grundherrn auf Bau⸗ IM 
Kohlenholz]. Das in A.L.-R. II. 8. $ 1437 fg. beftimmte Vorkaufsrecht der Schiffer 
an Schiffsparten ift aber aufgehoben durch Art. 470 des Hanbelsgef.- Buchs G.⸗S. 186]. 
&.470. — Das Weitere fiehe im Zufammenhange bei $ 2. Nr. 6 und 8 4 des Ablii. ©. 
vom wi 1850 (A. IV. ı.) | 











16. Zu biefem 8 vergl. SS1 bis 3 Des Landeskultur-Ed. vom 14. September 1 
(A. II), das ©. vom 3. Januar 1845 nebft ben meiteren betr. bie Zertheilung 
On neiten und die Gründung neuer Anfievelungen (A. III) und vie Noten dazu. 


17. Diefer $, welcher durch 8.-O. vom 28. Juli 1842 (G.⸗S. ©. 242) ſo 
als den Lehns- und Fideikommißbeſitzern bie Verabpachtung ohne Zuſtimmung bes Lt 
eigenthilmers unb ber Kibeilommißfolger geftattet war, ſuspendirt worben ift, hat je! 
Bedeutung buch 8 2. Nr. 2 und 891 des Ablöſ.G. vom 2, März 1850 (A. IV. 
verloren, wonach das Eigenthumsrecht des Erbverpächters ohne Entſchädigung auf 
hoben ra die Vererbpachtung von Grunbftüden verboten if. 


18, Die vorlandrechtlichen Verordnungen gegen bas willkürliche Einziehen 
Bauerhöfe ſ. in L. u. v. R. I. S. LXXII. und IIa, ©. 43 fg. Die erfte ſchon un 
Friedrich Wilhelm I. vom 14. März 1739 drohte feine Strafe an, bie BO. Friet 
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erbpachts⸗ oder erbzinsweife ausgethan find, nicht wieder herftellen ober 
erhalten zu Lönnen, fo tft er verpflichtet, fich deshalb bei der Kammer ver 
Provinz zu melden, mit deren Zuſtimmung die Zufammenztehung, ſowohl 
mehrerer Höfe in Eine bäuerliche Befigung, als mit Vorwerksgrundſtücken 
geftattet werben foll, ſobald auf dem Gute feine Erbunterthänigfeit mehr 
ſtattfindet. 

Die einzelnen Kammern werden hierüber mit beſonderer Inſtruktion 
verſehen werden.) 

8. 7. Werben die Bauerhöfe aber erblich, erbpachts⸗ oder erbzins⸗ 
weiſe befeffen, fo muß, bevor von deren Einziehung ober einer Verände⸗ 
rung in Abficht der dazu gehörigen Grundſtücke bie Rede fein kann, zuerft 
das Recht des bisherigen Befiters, ſei es durch Veräußerung bejjelben an 
be Öutsherrfchaft, oder auf einem andern gefeglichen Wege erlofchen fein. 





t. a vom 12. Auguft 1749 (0. C. M. IV. ©. 182) unterfagte aber das Zuſammen⸗ 


20. Nach Art. 78 Del. v. 29. Mai 1816 (©.-S. ©. 154) muß der Gutsherr bie 
“den eingezogenen Höfen baftenben öffentlichen und fonftigen Realabgaben, ingleichen bie 
en gleich ven bäuerlichen Wirthen übernehmen. 


2. Die in n. 19 citirten BO, für das, Verfahren der Kammern bei Zuſammen⸗ 
"sung x. bäuerficher Grundſtücke ſchrieben die genaue Prüfung vor, ob an bem Lande, 
wit dem bie Veränderung vorgenommen werben fol, bem bisherigen Beſitzer ober beffen 
cm oder fonft Iemand ein Erbrecht, Erbpacht- ober Erbzins - Recht zuſtehe, und 
ven dies fich ergiebt, daß vor Ertheilung des Confenfes der Gutsherr nachweiſen 
Ne, daß die Anfpruchsberechtigten auf bie Beſitzanſprüche gerichtlich Verzicht ge= 
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In deſen Ball treten auch in Abficht folcher Güter die Beftimmungen 
bes 8. n. 
[Verfhuldung der Lehns- und Fideikommiß-Güter, wegen ber 
Krieges-Schäpden. 

8. 8. Ieber Lehns⸗ und Fideikommiß⸗Beſitzer tft befugt, die zum 
Retabliffement der Krieges-Schäden erforderlichen Summen auf bie Sub- 
ftanz der.Güter felbft, und nicht blos auf Die Revenüen berjelben, Hupe 
thekariſch aufzunehmen, wenn nur bie Verwendung bes Geldes von vem 
Landrath des Kreifes oder der Departements⸗Landſchafts⸗Direktion atteftirt 
wird. Nach Ablauf dreier Jahre, fett ver Tontrahirten Schuld ift ber dr 
fiter und fein Nachfolger ſchuldig, von dem Kapital felbft, jährlich weniz 
ſtens ben funfzehnten Theil abzutragen.] 

Aufhebung ver Lehne, Familien-Stiftungen und Fideikommiſſte, 
durch Familien-Schlüfſe. 

8. 9. Jede, keinem Obereigenthümer unterworfene Lehns⸗Verbindung 

jede Familien⸗ und jede Fideikommiß⸗Stiftung kann durch einen Familien 
Schluß beliebig abgeändert, oder gänzlich aufgehoben werden, wie ſolches 


leiſtet haben. Auch dieſes Verfahren iſt durch die m. 19 citirten neueren Geſetze an 
tiquirt. | 


22. Diefe Ausnahme von ber gejetlichen Regel im A. 2.8. I. 18. 8 228 fg., 1. 
4. 8 80 fg. bezog fich blos auf die Kriegsihäden aus dem Kriege von 1806/7, umd if 
durch BO. v. 1. Aug. 1817 (©.-©. ©. 206) auf die aus ben Kriegsjahren 1812, 13. 
14 ausgebehnt, hat jetzt aber, fo weit es fich nicht um Schulen handelt, vie gemäß h.l. 
früher getußiet find, keine Bedeutung mehr. 





23, Der 8 9. h. J. betrifft von Lehnen nur bie in Bezug auf ben Lehnsherrn alle 
bifieirten Landesherrlichen ober Privat - Lehne.e Im den meiftern damaligen Sanbestkil: 
waren aber die landesherrlichen Lehne (d. h. deren lehnsherrlicher Obereigenthümet de 
Landesherr war) bereits in Folge des Allodiftlations-Ed- v. 5. San. 1717 (C.C.M. 1 
Abth. 5. S. 81) in Bezug auf den Landesherrn in Erbgüter verwandelt — cu. 
a, die Thron» und Erbämterlehne, b, die feuda extra curtem (nicht landſäſſigen) c, N: 
auf zwei Augen ftehenben oder beanwartfchafteten. Sodann ift die Lehnsherrlichkeit u 
Betr. aller innerhalb des Staates belegenen Lehne mit alleiniger Ausnahme di 
Thronlehne aufgehoben durch Nr. 1 des $ 2 des Abldf.-Gef. v. 2. März 1850 (d- 
IV. a. ſ. on. 11 dazu): 

24. Nachdem bie auf die Familien-Fideikom miſſe bezligliche Beſtimmung N 
Art. 40 der Verfaff.-U. vom 31. Ian. 1850 durch ©. v. 5. Juni 1852 (G.⸗S. ©. 32. 
aufgehoben worben ift 8 cit. für alle Familienfideikommiſſe, ſowol die alten, als bie na 
errichteten, wieder maaßgebend. Defl. vom 19. Febr. 1812 (G.S. S. 13) fest fl. 
baß bie betr. Vorfchrift auf diejenigen fideilommiſſariſchen Subflitutionen, bie ba 7 
erften Generation ftehen bleiben, den Rechten der Subftituirten entgegen nicht angewende 
jede andre fiveilommiffarifche Subftitution hingegen, welche über bie erfte Geſchlechtsfolg 
hinausgeht, der Aufhebung buch Familienſchlüſſe ohne alle Rückſicht unterworfen fein Il. 

25. Ueber das Verfahren bei Errichtung von Familienſchlüſſen fiir Familienfitt 
tommiffe, Samilienftiftungen und Lehne |. das allgemeine ©. vom 15. Febr. 1 
(G.⸗S. ©. 20), nach beilen 8 22, wenn bei ver Allerböchft ertbeilten Beftätigung m“ 
neu errichteten Familien» ober Fideikommißſtiftung die Zuläffigkeit der Abänderung ede: 
Aufhebung berjelben ausgeſchloſſen worben ift, es dabei auch für bie Folge fein Bewenden 
behält — und die Brovinzialgefeße: ©. für das Herzogthum Schleften und bie Grafſcheß 
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in Aſicht der Oftpreußiſchen (mit Ausſchluß ber Ermeländiſchen) Lehne 
berritz im Oſtpreußiſchen Provinzialrecht, Zuſatz 56 verordnet iſt. 
Auflöſung der Guts-Unterthänigkeit. 

F. 10. Nach dem Datum dieſer Verordnung entftebt fernerbin fein 
Unterthäntgfeits-Verhältniß, weber durch Geburt, noch durch Heirath, noch 
durch Uebernehmung einer unterthänigen Stelle, noch durch Vertrag. 

$. 11. Mit ver Publikation der gegenwärtigen Verordnung hört das 
bisherige Unterthänigfeits - Verbältnig derjenigen Unterthanen und ihrer 
Weiber und Kinder, welche ihre Bauergüter erblich oder eigenthümlich, oder 
erbjinswelfe, ober erbpächtlich befiten, wechfelfeitig gänzlich auf. 


Oi v. 15. Februar 1840 (G.⸗S. S. 25), Dekl. für Alt⸗Vorpommerſche und Hinter- 
zeumeriche Lehre vom 11. Suni 128 (©. ‚©. ©, 482), ©. für Kurmärkiſche Lehne vom 
15. Rai 1852 (G.⸗S. S. 290), ©. betr. die erleichterte Ummweanblung Alt - Borpommer- 
iher und Binterpommerföper Lehne in Familienfideilommiſſe vom 10. Juni 1856 (G.⸗S. 
2.554) und ©. gleichen Gegenſtandes für Ofwreußiſche und Ermelänbifche Lehne vom 
Sk, 1857 o*. 8.169. 
de 10 bis1 

26. Der8 10 bat bie SS 93 bis 112. I. 7. X. L.⸗R. (Beftimmungen, wie bie 
Unterthänigfett entftehe) aufgehoben. 

27. Was bie sänigl, Domainen betrifft, fo ift nad der BO. v. 29. Decem- 
ber 1804 (Rabe Bd. 8. S.232. L. u. v. R. J. S. 90) ſchon durch bie lin den Sammlun⸗ 
gen fehlenden] Patente vom 10. Juli 1719 und 24. März 1723 „alle Leibeigenſchaft und 
Erkunterthänigleit ober Eutspflichtigleit" auf den Domainen in Oftpreufen und 
Lit thauen aufgehoben und der übrig gebliebene Dienftzwang durch das i. 3. 1763 an 
tie Domainenbeamten erlaffene Verbot vernichtet und dies nur durch jene BO. nochmals 
beftätigt worben. Diefe Anorbnung ift durch 8.-O. v. 28. Oft. 1807 (N. C.C. T. XI. 
9.237. Mathis Bo.6. ©.164, Rabe Bo. 9. S. 88. L. u. v. R. J. S.90) auf fämmt- 
liche Domainen ausgebehnt unb ber 1. Juni 1808 als ber Tag bezeichnet worden, von 
dem ab die Domainen » Einfaffen für „freie, von allen ber Erbunterthänigfeitsnerbinbung 
enbängenden gefelichen Folgen unabhängige Menfchen erklärt find in ver Art, daß fie aud) 
von dem Gefindezwange und Loslaufsgelve beim Berziehen entbunden werben, Es verfteht 
ſich jedoch von felbft, daß bie aus dem Beſitze eines Grunbftiide oder aus einem Vertrage 
entftandenen Verpflichtungen, fie beftehen in Geld⸗ oder Naturalvienftleiftungen, hierdurch 
(inenege erlaffen ober aufgehoben werben.” 

28. Wegen der Geltung l, c. in ben 2anbestheilen, in denen das A. L.⸗R. 
wieder und neu eingeführt if, 2.h. 1. In dem Publ. Bat. vom 21. Juni 
1825 (6, © € &. 153) für bas —*5*— Weſtphalen, Fürſtenthum Siegen, die Aemter 
Jurbach und Neuenkirchen, und die Oraffeaten Wittgenftein » Wittgenftein und Wittgen⸗ 
—— Mt im 8 4 der Tit. 7 Th. II. A. ER. welcher auch (ſ. n. 26) bie Un⸗ 
terthänigleit betrifft, von ber Einführung ausgejchloffen unb beftimint, vaß „bie jetst be- 
ſthenden gemeinen Rechte und bie darauf fich beziehenben Laubesorbnungen noch vor ber 
Pad gäftig bleiben und daß es im Herzogthum Weftphalen bei den in Bezug auf 
die gutsßerrlichen uud bäuerlichen Verhältniffe vergangenen Anordnungeu bewende.“ Dieſe 
Rerdnuugen ſind aber bie durch das Preuß. ©. v. 25. Sept. 1820 (G.⸗S. ©. 191) 
areht erhaltenen Großherzoglich Heifiichen: die BO. vom 5. Nonember 1809 wegen ber 
Slenat8- und Leibeigen enichaftsverhältniffe, Durch welche pie Leibeigenfchaftaufgehoben 
if, mb bie Ergänzungen zu berfelben (Sfotti, Sammlung Kurkölnifcher Gef. Abth.2. Nr.360, 
338, 416, 417 FR [Das Herzogthum Meftphalen (f.n.2) — früber Kurkölniſch — dann 

—— ch iſt durch die Daat vom 28. November 1813, 10. Jimi 1815 
i 1816 (G.S. 1818. Anh. S. 47, 100) an Preußen gefallen]. Und in 
Landestheilen, auf bie bas Bubl. ®. vom 21. Iumi 1825 fi besieht,. iſt 

Fa bie Leibeigenfchaft ſchon vor biefem Patente befeitigt (vgl. L.u.v.R. IL.a. ©.56). 
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8. 12. Mit dem Martint- Tage Ein Taufend Acht Hundert un 
Zehn (1810) Hört alle Guts-Unterthänigkelt in Unferen ſämmtlichen 
Staaten auf. Nach dem Martini- Tage 1810 giebt es nur freie Leute, 
fo wie folches auf ven Domainen in allen Unferen Provinzen fehon ber 
Fall ift, bei denen aber, wie ſich von felbft werfteht, alle Verbindlichkeiten, 
bie ihnen als freien Leuten vermöge des Beſitzes eines Grunpftüds, oder 
vermöge eines beforiveren Vertrages obliegen, in Kraft bleiben. . 


Auch beftand die Leibeigenfchaft nicht mehr in ven franzöſiſch-rechtlichen Theilen de 
Rheinproninz und in Neuvorpommern und Rügen, als dieſe Gebiete an Preußen fielen 
(vgl. ebenda ©. 56, 57). 
29, Die Aufhebung ber Leibeigenichaft (Erbunterthänigkeit) mit beren Kolgen fi 
durch die Preuß. Gefeßgebung überall ohne Entſchädigung erfolgt. Darüber 
welche Rechte und Pflichten mit ber Aufhebung der perfönlichen Unterthänigkt 
weggefallen find, und welche nach 812. h. ]., als an den Beſitz eines Grun- 
ſtücks gefnüpft, ober auf Vertrag berubend in Kraft geblieben find, ift ie 

Specielle in ben einzelnen Lanbestheilen durch folgende Verorbnungen und & 

ſetze beftimmt: 

a. Publikandum vom 8. April 1809 für die Provinz Schlefien und bie Grafik 
Glatz (N. C. C. XII. ©. 817. Rabe Bd. 10. S. 79. L. u. v. R. J. S. 79), abgebrudt 
hiezu als Beilage A., 

b. Publit. v. 24. Ottober 1810 für alle damaligen Provinzen ber Monarchie (Matbis 
Bd. 9. S. 431, Rabe Bd. 10. S. 437. L. u. v. R. I. S. 83), welches das vorſteheundt 
unter a. citirte auf den ganzen damaligen Umfang des Preuß. Staats ausdehnt, 

c. BD. v. 18. Jan. 1819 betr. die Aufhebung der Erbunterthänigkeit in dem Kottbuſe 
Kreife, den beiden Laufigen und ben Übrigen vormals Königl. Sächſiſchen Landestheilen 
(G.S. &. 21), weldes mit dem Publilandum vom 8. April 1809 bis auf werk: 
Aenderungen gleichen Inhalt bat, 

d. Gef. v. 21. April 1825 über die den Grundbeſitz betreff. Rechtsverhältniſſe x. in 
den Lanbestheilen, welche vormals eine Zeitlang zum Königreich Weftphalen gehirt 
haben (G.⸗S. S.74fg. Nr. 938) [f. Nachweis biefer in ven 3Reg.⸗Bezirk en der Pro 
vinz Sachſen und im Reg.-Bez. Minden gelegenen Lanbestheile in L.u. vR 
HD. a. ©. 857). 

e. Geſ. v. 21. April 1825 u. f. w., wie vor, in den Landestheilen, welche zum ehemalige 
Großherzogthum Berg eine Zeitlang gehört haben (G.⸗S. S. 94 fg. Nr. 939.) |. 
Nachweis diejer in ven 3 Reg.- Bezirken der Brovinz Weftphalen und ven Kia. 
Bezirken Diffelborf, Köln und Koblenz rechts des Rheins gelegenen 
Landestheile in L.u.v. R. IL a. S. 860], 

f. Geſ. v. 21. April 1825 uf. w., wie vor in den Lanbestheilen, welche vormals zu den 
Franzöſ. Departentents eine gelang gehört haben (G.S. S. 112 fg. Nr. Mi 
[j. Nachweis biefer in den Reg.-Bez. Münfter, Minden und Düfjeldorf gt 
legenen Landestheile in L.u. v. R. Il. a. ©. 868, 4], 

g. Geſ. vom 18. Juni 1840, (G.⸗S. ©. 151) für das Fürſtenthum Siegen, went 
in daſſelbe das unter e. citirte Geſetz eingeflihrt wurde. 

Das unter d. citirte Gefet, von bem bie unter e. unb f. angeführten nur 
unbebeutenb abweichen (vgl. die Zufammenftellung in L. u. v. R. I. ©. 248 fg.) iſt al? 
BeilageB. nachſtehend abgebrudt. Die 3 Gel. zu d. e. f. finb an bie Stelle ke} 
einen früheren vom 25. Sept. 1820 (G.S. ©. 169) getreten. 

30. Die in n. 29. zu d.e. f. angegebenen Geſetze haben unter den Folgen ber Leit 
eigenſchaft in 85. I.Nr.4 bie ungemejjenen Dienfte aufgehoben (d. b. nach 8 6 ibil. 
biejenigen, bie von der Willkür besjenigen abhängen, ver fle zu fordern bat, bei welden 
alfo Die mehre ober minbere Belaftung der Dienftpflichtigen in dem Gutbefinden ver Dienl 
herr fteht,) weiter aber in 88 44, reip. 24 und 23 beftimmt, daß diejenigen Leiſtungen 
fortdauern, die dadurch entftanben find, daß ungemeffene Dienfte in Geld» oder Natural 
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Nach dieſer Unfer allerhächften Willensmeinung bat fich ein Jeder, 
den &8 angeht, infonberheit aber Unfere Landes» Rollegta und übrigen Be— 
birben genen und pflichtmäßig zu achten, und foll die gegenwärtige Ver⸗ 
etdnung allgemein bekannt gemacht werben. 

Urkundl. unter Unferer höchſteigenhändigen Unterfchrift. So gefchehen 
Memel, d. 9. Oftob. 1807. Friedrich Wilhelm. 

Schrötter. Stein. Schrötter I. 


ahgehen oder gemeffene Dienfte unabänberlich verwandelt worben find. In Folge ber liber 
te Auslegung diefer Beſtimmungen entftandenen Kontroverfen in der Provinz Sadı- 
ſen, von welcher 1. bie Altmark, 2. Theile des Herzogthums Magdeburg und 3. noch 
enge andere Gebietstheile zum Königreich Weftphalen gehört hatten, find die 3 VO. zu 1. 
tm, Juli 1845 (G.S. ©. 518) zu 2. vom gleihen Tage (G.⸗S. ©. 520) 
and. vom 11. December 1845 (G.S. ©. 832) ergangen, nach denen ſowol für 
gemefiene Dienfte, als für gemeffene ein Zurückgehen auf das urſprüngliche Verhältniß 
sun ausgefchloffen ift, wenn nach Publikation des Gef. v. 21. April 1825 Nr. 938. noch 
mal ohne Borbehalt Geld» oder Naturalabgaben oder reſp. gemeſſene Dienfte gefeiftet 
und rei. angenommen worben find. 


Beilagen zu AL Ed. v. 9. Oft, 1807, 


Beilage A. zu n. 29. unter a. 


Bublit. v. 8. April 1809, betr. die, durch das sub dato Memel, den 
"61.1807 ergangene Edikt, erfolgte Auflöfung der perfönliden Erb: 
untertbänigleit in der Brovinz Schlejien und in der Grafſchaft Glatz. 
N.6C. T. XI. &.817. Rabe, Bv. 10. ©. 79. &.u.v.R. I. 79). 

Se. Königl. Maj. von Preußen 2c. zc. haben mipfällig in Erfahrung gebracht, 
daß über die richtige Deutung der durch das sub dato Memel den 9. Dit. 1807 über 
tem erleihterten Beſitz und freien Gebrauch des Grundeigenthums ergangene Evitt, in 
ten 8 10, 11 und 12 erfolgten Auflöfung ver perfönlichen Erbunterthänigleit der 
Landbewohner in der Provinz Schleſien verſchiedentlich Zweifel obmalten. 

Allerhochſidieſeiben verordnen daher, zur Beſeitigung der zwiſchen Gutsbeſitzern 

len Dorfgemeinden an verjchievenen Orten daraus entitandenen Irrungen 
rm Folgendes: 
. She Einwohner eines Dorfes, welcher ein Ruſtikal-Grundſtück befißt, 
in, der erfolgten Aufhebung der perfönlichen Unterthänigfeit ungeachtet, nach wie vor 
erbunden, alle und jede auf feinem Befisthume haftende gutsberrliche Dienfte, Laften 
nd Abgaben, namentlich alle Hand: und Spanndienfte, deögleichen auch alle Geld-, 
"etraibe: und fonftige Natural:Zinfen und Leiftungen in der nämlichen Art, wie er 
de dem Gutsberen, nach Inhalt feines Kaufbriefes, oder nad) Ausweis des Urbarii 
er Kraft rechtögültiger Verträge und Obferpanzen zeither zu leiften und zu entrich⸗ 
ba rel war, au in Zulunft fernerhin ohne MWiderrede zu leilten und prompt 
= trichten, 
2. Ueberall, wo bei Befisveränderungen der Käufer einer folchen Ruſtikal⸗ 
"le fogenanntes Laudemium, Marktgroſchen oder eine ähnliche Abgabe vom Kauf: 
"rtbe des Grundftüds, dem Gutsherrn als Inhaber ber Gerichtäbarfeit zeither zu 
i Fi en verbunden war, ift derfelbe folche auch fernerhin unmeigerli zu entrichten 
J n 

3 3. Jeder, mit der Patrimonial-Gerichtsbarkeit beliehene Gutsherr hat, in fo 
Inge, ala Degen Verwaltung berjelben nicht etwas anders verordnet worden, auch 
nühro das Hecht, von allen feiner Gerichtsbarkeit unterworfenen Dorfbewohnern, 
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mern biefelben außerhalb Landes in fremde Staaten ziehen, das fogenannte Abzug: 
oder Abfahrtögeld mit 10 pCt. vom Vermögen des Ausmwandernden, desgleichen aut 
von allen aus feiner Gerichtsbarleit ing Ausland fallenden Erbſchaften, lanbüblieer 
— — unter der im $ 152 des erſten Anh. zum A. &:R. vorgeſchriebenen Ein 
ſchraͤnkung, zu forvern. 

4. WUeberall, wo es zeither noch ftattgefunden haben dürfte, iſt aud kr 
Gutsherr fernerhin berechtigt, von den auf feinem Gute wohnenden Handwerlem 
berfömmlichen Handwerkerzins ingbefondere alfo auch Weberzing, jedoch infofern nı: 
Ir ‚fordern und zu erheben, als derfelbe die Befugniß dazu durch rechtsgültige Prirı 
Er durch den ungeltörten Beſitz feit dem & re 1740 rechtlich darzuthun ım 

ande ilt. 

5. Es ftehet auch jedem Grundbeſitzer, infolange nicht wegen Verwaltun 
der Batrimonial » Gerichtäbarleit etwas anderes verorbnet worden, in Zukunft fer: 
die Befugniß zu, von allen auf das Gut anziehenden Schugverwandten, namenti! 
von den ſ ogenannten Hausleuten und Inliegern, desgleihen aud von Ausgedim. 
Ben, ala Beihülfe zu den Laften der Gerichtsbarkeit ein jährlihes Schußgeld zu 
or 

8 6. Dagegen find dur die in den SS 10, 11 und 12 des sub dato Tem: 
den 9. Oktober 1807 ergangenen Edikts erfolgte Aufhebung der perfönlichen Ft 
unterthänigteit, auch alle und jede aus der perjönlichen Grbunterthänigfeit der Der 
bewohner herfließende Gerechtfame der Gutsbefiger für zugleich mit aufgehoben zu aber. 

8 7 Für völlig re find daher zu achten: U 
a, das den Gutsherren zugeſtandene Recht, für die Loslaſſung aus der Erbuntertbi: 

nigleit, perfönliche und dingliche Loslaſſungsgelder (Iytrum personale et real: 


zu fordern; 
b, das Recht des Gutsherrn, zu verlangen, daß alle Kinder ber zeitherigen Unki- 
en ‚drei Jahre lang gegen das Zmangsgefinvelohn auf dem berrichaftlidt! 
ofe dienen; 
c, das Recht, von denjenigen Unterthanen : Kindern eine Geldentſchädigung zu It 
bern, welche vie (sub b) erwähnte Zwangsgeſindedienſte nicht in Perſon geleiti 


en; | 
d, das Recht, die Kinder der zeitherigen Unterthanen und Schugverwandten au nad 
beendigtem dreijährigen Zmangsgefindedienfte zu nöthigen, daß fie dem Gutshein 
auf dem Sof, oder auch den Hof: und Drefchgärtnern, welchen die Gutsherrik” 
jelbige als Geſinde überläßt und zumeifet, gegen das fogenannte Fremdenlohn \ 
nerhin zwangsweiſe dienen müſſen; . 
e, da3 Recht, von den ausmwärt3 dienenden Untertbanen, für die Erlaubniß, auf”, 
halb des Dorfes ſich Unterhalt zu fuchen, ein beftimmtes Schußgeld zu fordern: 
f, das Recht, von den gegenannten Schußunterthanen, außer dem $5 den Guteherta 
einzuheben nachgelafienen Schußgelde, noch gewille objervanzmäßige Dientte = 
fordern und zu verlangen, daß fie der Gutsherrſchaft vorzugsweiſe dienen mil. 
Hierbei verfteht es ſich jedoch dagegen aud von felbft, daß die Gutäherriht 
dergleihen Schugunterthanen auch fernerhin nicht die denfelben zeither etwa zur 
itandenen Vortbeile, wie, beifpielsweife, an verfchiedenen Orten mit Rafl: u 
Refeholz der Fall geweſen Hk weiter zulommen laflen darf; J 
g, das Recht, jedweden Unterthan nach zurüdgelegtem 24. Jahre zur Annahme ei 
dienjtpflichtigen Stelle im Dorfe zu nöthigen; 
h, das Recht, zu beitimmen, welches unter mehreren Kindern die von den Eltern nad⸗ 
gelaſſene bauerliche Stelle in der Erbſchaft übernehmen ſolle; " 
i, das Recht, auf Ermäßigung des von dem Erblafler eines robothpflichtigen vi 
Küds in feinem legten Willen angeblich zu hoch veranfchlagten Werihs der Ol 
anzutragen. 

Ale vorftehend aufgeführte zeitherige Rechte der Gutsherren, ala Folgen un 
—ã ber, Gigenbebörigei, müffen mit der Erbunterthänigfeit zugleich für auf 
oben geachtet werben. | 

Es verfteht fich aber von felbft, daß tiefe Rechte, in Hinficht derjenigen ung 
thanen, welche es erſt mit dem Martinitage 1810 zu fein aufhören, auch ferne 
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Ka m Neem Beitpunlte von dem Gutsherrn in Ausübung gebracht werben können 
une 19 

58. Bur Veräußerung und Verpfändung eines erb⸗ und eigentbümlich, erb- 
raht: oder erbzinsweiſe befigenden Grunbftüd? und zur Belegung de3 Guts mit 
Zienftbarleit3: und anderen fortwährenven Laften, bedarf der bäuerlihe Grundbe⸗ 
be ir erfolgter Auflöfung der Erbunterthänigfeit, des gutsherrlichen Konfenfes 
weiter nicht. 
‚. $9 Kein Dorfbewohner, fobald derſelbe aufgehört hat, erbunterthänig zu 
kn, it fortan zur vorhabenden Berheirathung und eben jo wenig zur Erlernung . 
eines bürgerlichen Gewerbes die berrfchaftlihe Genehmigung nahaufuchen verbunden. ' 

$ 10. Dagegen ift jeder Dorfbermohner dem Gutsherrn, insbeſondere ald In: _ 
aber der Givil- und Polizei » Gerichtöbarfeit, fo lange noch bierunter feine andere 
Unndtung getroffen worden ift, alle Folgſamkeit und pünktlihen Gehorfam ferner: 
bin zu beweiſen fchuldig, und deshalb auch hinführo verbunden, fich mitteljt Hand⸗ 
ſhlaz dau ausdrücklich zu verpflichten. 

FII. Es iſt daher auch jeder Dorfeinwohner, welcher, infofern er aufgehört 
bit, erbumterthänig zu fein, feinen Wohnort verlaflen toill, um fih fein Unter: 
men im Lande anderwärts zu fuchen, ven ſchon beitehenven Bolieineiehen gemäß 
verbunden, daB zum Ausweis feiner Unverdächtigleit erforberlihe Zeugniß bei dem 
Autäberm, als Inhaber der dermaligen Bolizei : Gericht3barleit des Ortes, den er 
derlaſen will, nachzufuchen. 

912. Die wechfeljeitigen Rechte und Pflichten, der Dienjtherrichaften und des 
Umbgefindeg müfjen auch binführo nach ven bereits beftehenven Vorfchriften des 
TER Th. V. Tit. V., ihfoweit ſolches auf das Landgefinde Anwendung finden, 
beurtbeilt werden. Syn Nüdficht des den Gutsbefigern gegen faules, unordentliches 
und widerſpenſtiges Gefinde zuſtehenden Züchtigungsrechtes, ſoll es auch vor ber 
Hand bei den geihtichen Beitimmungen bes U. 2.:R. Th. IL Zu. VII $ 227— 
“ und des $ im erften Anhang zum A. 8: R. fernerhin fein Bewenden be- 
u en, . 

Roh vorftehenden Beſtimmungen baben fih denn aud für die Zukunft Guts: 
beten und Dorfgemeinden. in ber Provinz Schlefien und in ver Graffchaft Glas 
au das allergenauefte zu achten. 

„ ‚Seine Königl Maj. wollen dem zufolge auch zuverfichtlich gewärtigen, daß keine 
2 origemeinde id e3 jemald noch unbefonnener Weife beitommen lafien wird, dem 
Hutshertn die Ableiftung der auf den robothpflichtigen Nuftilalitellen haftenden 
<tentleiftungen aller Art, insbeſondere ver Hand» und Spannbienite, desgleichen aud) 
die Entrihtung der ſchuldigen Geld:, Getraives und Naturalzinfen, wie fie audy immer 
benannt fein mögen, ungehorfamlich zu verweigern. In 

, ‚Seine Königl. Maj. ermahnen —* Dorfgemeinden zur unweigerlichen, 
einktlihen ung und geiftung aller ihnen, vermöge des Befikes tobothpflichtiger 
Srmditäde, obliegenden Verbindlichkeiten, Dienfte, Laften und Abgaben auf das 
ernftlihfte und befehlen denſelben, insbeſondere aber aud) dem Landgeſinde, nad: 
drüdligft, die ihmen obliegenden Dienfte treu, itis und unverdroſſen zu verrichten, 
‚ad niemals die Ehrerbietung und den Gehorſam, welche jeder Untergebene feinem 
Lergeſetten, noch auch bie Folgſamkeit und Treue, melde jeder Dienſtbote feiner 
Tienſtherrſchaft zu bezeigen ſchuldig iſt, aus den Augen zu jeßen, wenn fie fid 
anders Seiner Hei. Gnade und fortgejehten Fürſorge für das Belle der Lanpbewoh: 
"2 wahrhaft würdig machen wollen. 

Diejenigen, welche nicht3 deſto weniger beifommen laflen follten, den Guts⸗ 
xtren die Ableiftung der Ichuldigen Dienfte zu verfagen, und der von Seiner Mai. 
»Krlandesgerichten und Regierungen ihnen bieferhalb zugehenden Weifungen und 
Lelehrungen ungeachtet, die öffentliche Ruhe, Sicherheit und Ordnung frecher Weife 
Hören, follen als Unrubeitifter und unmürdige Bürger des Staate nad) der 
sangen Strenge an Geſetzes beftraft werden. So geichehen und gegeben zu Königsberg, 


ten 8, Apri 
(L. 8.) Friedrich Wilhelm. 
Graf zu Dohna. Beyme. 
Greiff, Gef. #6. Land.-Kult. u. landw. Pol. 3 
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Beilage B. zu n. 29. d. | 













[Die eingeflammerten Beftimmungen find durch Sic :G. v. 2. März 1850. $1 
legter Abſatz, 82. Nr. 1 bis 4 und 83. Nr. 2. aufgehoben.) 


Mir Friedrich Wilhelm ꝛc. 2c. haben das unterm 25. September 1820 erlatt: 
Geſetz, die gutsherrlichen und bäuerliden Berhältniffe in den vormals zum Hin 
reih Weitphalen, zum Großherzogtum Berg oder zu ben frangöfifch = hanfeatik: 
Departements gehörenden Landestheilen betreffend, nachdem darüber mehrere Zmet 
und Bedenken entitanden, einer wieberholten Prüfung unterworfen, und zuglai 
bafjelbe durch Aufnahme mehrerer darin nicht berührten Gegenftände zu erweitern K 


en. 

Wir verordnen demnach für diejenigen Landestheile, welche bei Auflöfung N 
fremden Herrjhaft zum Königreich) Weſtphalen gehört haben, mit Aufhebung des 
dachten Geſetzes vom 25. September 1820 (infofern nicht einzelne Beltimmun: 
defielben durch das gegenwärtige Gefeß ausdrücklich beftätigt werden), nach erfortent? 
Gutachten Unferd Staatsraths, wie folgt: 


Erfter Titel 


Bon den Gefeben, nad weldhen die bezeichneten Gegenſtände zu 
beurtbeilen find. 


‚$1_Bir fegen hierdurch gelgende im vormaligen Königreiche Weftphalen ft 
ſchienene Geſetze gänzlich außer Kraft: 
‚ Dekret v. 23. Dan 1808, wegen Aufhebung der Leibeigenfchaft; 
Deire vom 5. Auguft 1808, wegen der Hand- und Spannbienfte währen? 
e, 

, Dekret vom 28. März 1809, wegen Allovifilation der Lehne; J 
an vom 16. Mat 1809, wegen des Schubgeldes nicht angefeflener en 
wohner; \ 

Dekret v. 25. Juli 1809, wegen Erklärung des Dekrets v. 23. Zan. 180% 
Dekret v. 18. Aug. 1809, wegen Ablöfung der Pienfte und Griumbabgakt: 
Dekret v. 7. Sept. 1810, wegen Ablöfung ver Zehnten; e 
—* 1. Dec. 1810, wegen Ablöfung der den Staats-Domainen zuſtehen 

räjtationen; 

Dekret v. 13. April 1811, die Ablöfung der Gru aben betr.; h 
Staatsraths - Gutachten vom 9. Mat 1811, über die Anwendung de? Far 
Dom 1. Dec. 1810 (Rr. 8) auf die Erbpachtögüter, genehmigt ben 13. % 
11, Dekret v. 25. Juli 1811, wegen Ablöfung der Laudemial-Gebühren; 
12, Staatsraths-Gutachten vom 30. März 1812, und genehmigt den 3. April & 


13, Dekret v. 14. Aug. 1812, wegen Beitreibung der Dienfte, Behmten u]. m 
14, Dekret v. 18. yon. 1813, wegen des Steuerabzuges bei Zehnten; und 
15, Dekret v. 26. 8 . , 
Bon biefer Aufhebung find nur diejenigen Beftimmungen jener Geſetze on 
nommen, welche in Unfern eigenen Geſetzen ausbrüdli erwähnt und beit 
werben. 
$ 2. An die Stelle diefer aufgehobenen elche tritt das gegenwärfige ec 
nebft der künftigen Abloſungs-Ordnung ($ 119). Neben denſelben follen die Gem 


> *0 
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taten mb Provinzialgeſetze, in foweit zen dur das Patent v. 9. Sept. 1814 
s 3, oder das Patent v. 25. Mai 1818, $ 3, aufrecht erhalten find, und demnächſt 
auf Unſere allgemeine Gefeßgebung, als fubfiviarifches Recht, angewendet werben. 
& befonderen Gefege aber, welche Wir über die bäuerlichen Verhältniffe und über 
tie Ablöfungen dieſſeits der Elbe erlaffen haben, follen nur in fofern zur Anwendung 
demmen, als diefes für einzelne Stellen derſelben durch das gegenwärtige Gefeß ober 
tie Abldſungs-⸗Ordnung ($ 119) ausprüdlich worgefchrieben wird. 


Zweiter Titel. 
Bon den gutsherrlich-bäuerlichen Rechtsverhältniſſen. 
Gegenftand biejes zweiten Titels. . 


‚33 Unter den gutsherrlich-bäuerlichen Berhältniffen, worüber der zweite Titel 
des gegenwärtigen Geſehzes verfügt, find alle Rechte von gutsherrliher Natur und 
be denſelben entſprechenden erpflichhungen zu berfteben, Welchen Rechten eine 
ide gutsherrliche Natur zuzuschreiben ift, ift in jevem Landestheil nach deſſen, vor 
der ſtemden Herrichaft beftandener, Verfaſſung und Hertommen zu beurtheilen, und 
tabei auf die fonftige Eigenschaft der Güter und der Perſonen, zwiſchen melden 
tiefe Verhälniffe obwalten, nicht zu fehen. (Bergl. $ 16.) 


Aufgehobene Rechte der Gutsherrn. 
. $4. Die Leibeigenfchaft (Erbunterthänigteit, Eigenbehörigkeit u. f. w.), in fo: 
rm fie irgendwo noch beftanden hätte, ift und bleibt mit ihren Folgen ohne Entſchä⸗ 
ar aufgehaben, wie e3 in Unferer ganzen Monarchie theild von Unferen Vorfah⸗ 
ten, teil von Uns Selbft dur das Ed. v. 9. Okt. 1807, ſchon geſchehen ift. 

$5. 63 bleiben ferner aufgehoben: 

l, die blos perſönlichen Dienjte oder Perſonalfrohnden; 

2, die Verbindlichkeit, in dem Haufe des Gutsherrn als Gefinde zu dienen (das 

jogenannte Geſindezwangsrecht); 

3, die Verbindlichkeit, zur Cingehung einer Heirath die Einwilligung de3 Guts⸗ 
deren einzuholen, und an dieſen für die Einwilligung eine Abgabe (z. B. 
Bedemund, Brautlauf 2c.) zu entrichten; 

4, alle Inpemeilene Dienfte, jedoch mit der im 8 118 angeorpneten Ausnahme. 
6. Als ungemeflene Dienfte follen nur diejenigen betrachtet werben, die von 

der Wilführ desjenigen abhängen, ver fie zu forbern hat, bei welchen alio die meh: 
ken gindere Belaſtung der Dienſipflichtigen in dem Gutbefinden der Dienft: 
| e 

ur Vo dieſe Kennzeichen nicht ſtatt finden, iſt der Dienſt zu den gemeſſenen zu 
Ahlen. €3 find deshalb z. B. diejenigen Dienſte nicht zu den ungemeſſenen zu rechnen: 

I, Zei welchen auf irgend eine Weife entweber durch Herkommen oder durch bie 

Dienftregifter, Heberegifter, oder durch Urkunden, Heberlaljungebriele u. f. w., 
durch Anerkenntniſſe u. |. w., die Duantität, oder die mich der Tage, 
oder die Zahl der Arbeiter, Pflüge, Fuhren, Schode, Er eilen u. |. w. 
mmt find; wenn auch die Art der Arbeit, die mit diefen Dienften geleijtet 
werden muß, nicht angegeben fein jollte. 
Diejenigen, welche, ohne durch ihre Quantität, oder die Anzahl der Tage be: 
ſtimmt zu fein, e3 gleichwohl dadurch find, daß auf gleiche Meife durch Her: 
tommen u. f. w. der Namen, oder der Umfang der Grunditüde bejtimmt ift, 
welche die Dienftpflichtigen eniweder zu pflügen, oder zu befäen, oder abzuernd: 
ten, oder anderweitig zu bearbeiten haben, oder von denen es ihnen oblieget, 
die Früchte einzufahren, einzufcheuern oder zu verfahren u. f. w. 

63 fol aud zur Beitimmung des Umfanges binlänglih fein, wenn ber: 
jelbe durch fonft gebräuchliche abe, als z. B. Austaate Quantum, oder 
Due, nen, Tagewerle, Yelofluren, oder Grenzen und Mahle u. f. w. be: 

ift. 


3* 
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3, Diejenigen, bei welchen die Dienftpflichtigen die Bearbeitung beftimmter Ade 
oder MWiefenftüde u. |. m., oder auch die einer ganzen Feldflur von jet 
ftimmtem Umfange, oder eines Theiles derjelben, in Gemeinihaft mit de 
Dienjtheren, oder mit anderen Dienftpflichtigen, obliegt. Wird dabei ber Be 
trag des Dienitheren ftreitig, fo foll au Antrag der Dienſtpflichtigen, meld 
alsdann den Beweis zu führen haben, felbiger von der General - Kommift 

ieligehte werben. 

ach diefen Grundfägen follen nicht allein die wirtbichaftlichen Dienfte, fonder 
auch alle übrige, und namentlich die Baubdienfte (Baufrohnen, Burgfefte u. ſ. tr. 
Marktfuhren, Botengänge u. f. w. beurtheilt werben. J 

8 7. Dem Guisherrn ſteht fein Recht in Anſehung der Erziehung und Beſin 
mung der Kinder der Bauern zu. Auch kann er ihnen weder die Berbintlidi« 
auflegen, bei dem Bauernftande und dem Gewerbe ihrer Eltern zu bleiben, nod I 
verhindern, fich außerhalb des Bauerguts niebergulaflen, und ihm fteht eben jo men 
ben Recht zu, unter mehreren Miterben ben Annehmer einer bäuerlichen Stelle; 

eftimmen. 

8 8. Er kann von den Bauern den Eid der Treue und Unterthänigfeit me 
ordern. 

8 9. Er kann fie zur Erfüllung ihrer beibehaltenen Verbindlichkeiten gegen ir 
weder durch Förperlie noch durch Gelpfirafen nöfhigen, ſondern fih nur an N 
—ã wenden, da der Dienſtzwang und jedes andere Recht dieſer Art ul 
oben ift. 

Wenn jedoch die Pflichtigen, die den Gutöherren fhuldigen Dienfte durd ihr & 
finde verrichten laflen, jo finden gegen letzteres die Vorfchriften der Gefindeorin: 
v. 8. Nov. 1810 Art. 76—81 Anmendung. 

8 10. Eben fo ift das unter dem Namen: Sterbefall, Beſthaupt, Kumzt. 
Mortuarium ꝛc. betannte Recht eines Guts⸗ oder Gerichtsherrn, einen Antheil 2: 
dem Mobiliarnachlaß eines Verftorbenen, oder ein einzelnes Stüd aus diefem Ku: 
laß zu fordern, allgemein aufgehoben, ohne Rüdfiht auf den Stand und bie perit! 
lihen Berhältnifje des Verftorbenen, von deſſen Nachlaß die Nebe ift. „| 

11. Die Berfonalabgabe, welche von den nicht angefefienen Einwohnern ": 
den Schuß unter dem Namen: Schutzgeld, Beirauchsgeld, Heuerlingsgelb, Einlir" 
recht, Beimohnerredht und unter andern gleichartigen Benennungen zu entrichten I 
‚ ift aufgehoben; auch finden die Dienfte, welche des verliehenen Schußes megen &*' 
ftet werden mußten, nicht mehr Statt; dagegen haben aber audy die biöber: 
Schusunterthanen auf die Vortheile, welche ihnen an einigen Orten dafür zultant, 
nicht ferner Anſpruch. ' 

8 12. Ferner dürfen nicht mehr gefordert werben: 

1, Dienfte, welche wegen der Lehnsverbindung geleistet werden mußten, vera 
gelebt, daß fie blobe Ebhrendienfte waren, oder auf Schuß und perſonlih 

eiſtand abzwechten, indem die Abrigen auf einem bäuerlichen Lehngut 

den Dienfte nah 88 5, 6 und 44 des gegenwärtigen Geſetzes zu beurli 


find; 

2, alle Dienfte, welde wegen der Gerihtöbarleit geleiftet werden mußten, " 
jedoch die $ 14 genannten Dienfle nicht zu rechnen; 

3, die Sagdfrohnen aller Art, es fei denn, daß von der des öffentlichen We 
wegen vorzunehmenden Ausrottung ſchädlicher Thiere die Rede wäre. 

8 13. Gemeinen, als ſolche, find zur Leiſtung von Frohndienſten nicht an 
verbunden, als wenn ihnen für dieſe Dienſte Grundftüde oder dingliche Rechte 
laflen find, oder wenn fie dafür Geldſummen verſchulden. 

8 14. Auf Gemeinedienite bingeoen, desgleichen auf bie unter den Rome 
Burgfeften, Landfrohnen u. ſ. w. (A.L.:R. Th. 2. Tit.7. 88 37—45) zu öffent! 
Staatbepürfnifien zu leiftenden Dienite, jo wie auf diejenigen, melche aus dem gi 
oder Schulverband zu leiften find, bezieht fi die Aufhebung nicht. 

Rechte des bäuerlichen Grundbeſitzes. 

$ 15. Jeder bäuerlihe Beſiher, weldem zu der Zeit, wo das Dee 

23. San. 1808 für ihn Geſetzeskraft erhielt, ein vererbliches Beſitzrecht an | 
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Srunftld zuftand, hat daran entweder das nubbare, oder das volle Eigenthbum er: 
werben, die & Al beftimmten Faͤlle ausgenommen. 

816. Unter bäuerlihen Beſitzern find hier alle Befiker folder Grunpftüde zu. 
veriteben, uf weithen vor Einführung der fremden Geſetze gutäberrlihe Rechte hafte- 
im ($ 3). ändert in der Anwendung diefer Beitimmungen nichts, ob ein ganzer 
Virthſchaftshof oder einzelne Lanbftüde, ob länvlihe Grundftüde over bloße Häufer 
vie Gegenſtaͤnde des Depes find. 

817. Iſt ober wird nun ein ſolches Grundſtück entweder von allen Laſten be: 
seit, oder doch (fei es urjprünglich, oder durch Serimanbhung anderer Laſten) nur 
ei mit jährlichen feiten Gelvabgaben belajtet, jo ſteht dem Befiger das volle Eigen: 
!bum 


5 18. So Tange dagegen andere Taften, als jährliche feſte Gelvabgaben, uf 
ten Grundſtück haften, jo bat der Befiger nur das nußbare Eigenthum. Sollte jedo 
ter u jolden anderen Laften verpflichtete Befiger fchon vor Einführung der fremden 
&iese dennoch pe volle Eigenthum gehabt haben, jo behält es dabei auch fernerhin 
jein Bewenden. 

519, Erſt mit der Erwerbung des vollen Gigenthums fällt zugleich ver 
fe Borlauf oder Retralt, in fofern derſelbe nämlich früherhin zuftändig 
wur, fort. 

. 8%. Wenn der Berpflichtete dag volle Eigenthum befist, fo bat der Dee 
ngte, in Beziehung, auf die ihm noch zuftändigen Leiltungen, feine anderen Rechte a 
an — igers, jedoch mit denjenigen Vorzugsrechten, welche die allgemeinen 
"lebe ihm. beilegen. 

821. Die niprüde des Beliterd an den Gutsherrn auf Remiffionen und 
Paubülfen, fallen fowohl bei dem nugbaren ald dem vollen Gigenthum hinweg, es 
märe denn, daß er durch die in SS 15 bis 18 des gegenwärtigen Geſetzes ausgedrück⸗ 
in Beſtimmungen überhaupt kein vollftändigere3 oder freiered Beſitzrecht, ald er nor 
Cinführung der fremden Geſetze ſchon hatte, erworben, und dennod jene Anfprüche 
tiefen hätte, oder daß letziere dem Beſitzer erweislich aus andern Titeln, als aus 
detjenigen Verleihung, aus melcher derfelbe ſein Recht zum Beſitze des Grundſtuas 
ableitet, zuftändig wären. 

_ BR. Ein Beſitzer, welcher fi) nur des nutzbaren Eigenthums erfreuet, darf 
Ei weder veräußern, noch mit Hypotheken belaften, außer unter nachſtehenden 

töingungen : 

6 9 Zu Verdußerungen unter Lebendigen iſt die Einwilligung des Ober⸗ 
eigenthͤmers (A. L.⸗R. Th J. Tit. 18. 8 1) erforder ih, und diefe muß ausbrüdlich 
und ſchriftlich ertheilt werden. Hat jedoch der Obereigenthümer das Beräußerungs: 
nme mit unterfchrieben, fo ift diefes einer ausdrüdlihen Einwilligung gleich 
u en. 

b A. Der Obereigenthümer kann die Einwilligung zu der Veräußerung nur 
m folgenden Sällen verfagen: 

a, wenn der Erwerber des Grundſtüds nach denen in 88 259 und 260. Tit. 7. 
Tb. 2. des Allgem. Landrechts enthaltenen Beftimmungen unfähig it, dem 
Gute gehörig vorzuftehen; 

b, wenn auf dem Gute ein noch nicht abgelöfetes Heimfallsrecht ber, und 

c, wenn der Erwerber des Grundftüds nicht bäuerlihen Standes ilt.] 

. ‚1825. Iſt die Veräußerung ohne Einwilligung des Obereigenthümers gefchehen, 
* ann Letzterer zu allen Zeiten darauf antragen, daß der neue unfähige Beſitzer 
Kam Ernie, und das Gut an einen andern, ber felbigem gehörig vorftehen Tann, 
Kracht werde. , 
. [8 26. ©o lange dies nicht gefchehen ift, bleibt dem Obereigenthümer vie Be: 
ugniß, fh wegen ber aus dem Gute ihm gebührenden Abgaben und Leiftungen auch 
an die Berfon und das übrige Vermögen des ohne feine Einwilligung abgegangenen 
rubfaren Cigenthümers zu halten.] 

..[8 27. Sit das Gut in einer Iebtwilligen Verordnung einem unfähigen Befiker 
keihieden worden, umb gehört derfelbe zu den nädhften gejeglihen Erben des Ber: 
tırtenen, fo Tann der Obereigenthilmer nur die Beſiellung eines tüchtigen Gemwährd- 
Mannes (Wirths) verlangen.) j | 


38 Beilage B. zu A. I. Ebift vom 9. Oftober 1807. 


ſ8 28. Sit aber der in einer jolcen Verordnung ernannte unfähige Befiger 
feiner von den nächſten geſetzlichen Erben des Verftorbenen, fo kann der Obereigen: 
thümee age daß das Gut innerhalb Jahresfriſt an einen tüchtigen Beliger ge: 
racht werde. 

ß 29. Geſchieht dies nicht, jo kann er auf öffentlichen gerichtlihen Verkauf an 
einen ſolchen Beliger antragen.] 

[$ 30. Zu BVerpfändungen des nutzbaren Eigenthbums bedarf es keiner Gin: 
willigung des Obereigenthümerd. Wenn e3 jedoch in Folge einer folhen Berpfän: 
dung zur Subhaftation de3 nugbaren Eigenthums kommt, jo muß das betreffende 
Gericht vor dem, Zufchlage deflelben an einen neuen Erwerber erft über deſſen Ar: 
nahme die Einwilligung de3 Obereigenthümers erfordern, und biefer ift folde au: 
denjelben Gründen au berfagen berechtigt, al3 ihm folches nad 8 24 bei freiwilligen 
Beräußerungen bäuerlicher Grundſtüde freiftehet.] 

3l. Auch ift der Obereigenthümer, mo der Heimfall des Guts an ihn Statt 
findet ($ 37), bei Eintritt defjelben die darauf haftenden Schulden nur fo weit anzu: 
erfennen nnd zu übernehmen verbunden, al3 dasjenige, was er alsdann an geahl: 
tem Angelde und zu vergütenden Meliorationen herausgeben müßte, zu deren Ü: 
jtoßung et 

[$ 32. Mehrere over andere Schulden, ingleihen andere Laften, mit melden 
der nußbare Eigenthümer das Gut belegt hat, iſt der Obereigenthümer überhaupt nur 
jo weit anzuerlennen ſchuldig, al3 er darein ausdrücklich gewilligt bat.) 

[$ 33. Wird der nutzbare Eigenthümer unvermögend, die auf dem Gute hof; 
tenden Abgaben und Laften zu entrichten, fo ift der Obereigenthümer auf gerichtlichen 
Verlauf des Gutes anzufragen berechtigt.] 

B 34. Gin gleiches findet Statt, wenn der nußbare Eigenthümer das Gut 
—* den —5*— verläßt, und zur fortgeſetzten Bewirthſchaftung deſſelben keine Ar: 

alten vorkehrt. 

. . (S 35. Aug dem gelöfeten Kaufgelde iſt zunächſt der Obereigenthümer feine ® 
friedigung wegen des etwa rückſtaͤndigen Zinſes oder ſonſt durch die Schuld des gr 
weſenen nutzbaren Eigenthümers ihm enſtandenen Schäden und Koſten, zu nehmen 
befugt. Der Ueberreſt verbleibt dem geweſenen nutzbaren Eigenthümer, deſſen Erben 
oder Far 

[$ 36. Auch bei Konkurſen und fonftiger Konkurrenz mit andern Gläubigen 
hat der Obereigenthümer auf jeine Befriedigung aus dem für das Gut gelöften Kauf 
gelve ein vorzügliches Recht, und ift, fo weit das Kaufgeld zu feiner Befriedigun 
zureicht, ſich in den Konkurs einzulaffen nicht fchuldig.] ’ 

[$ 37. Das Heimfallgreht dauert in allen Fällen, in welchen e3 wor Belnnt: 
madhung der fremden Gefete beitand, auch fernerhin fort. So lange ein folches Heu: 
fallsrecht unabgelöfet beftebet, wird da3 demfelben untertworfene Grundftüd nad dt: 
Iemigen Grunlägen vererbt, welche daſelbſt vor Einführung der fremden Gefebe &- 

anden. 

F 38. Erbpächter und nusbare Eigenthümer, welche fhon vor Bekanntmachung der 
fremden Geſetze den im 8 22 ff. gegenwärtiger Verordnung beftimmten Einfchräntu: 
gen in der Dispofition über ihre Grundftüde nicht unterworfen waren, fei es mad 
ber ausdrücklichen Beltimmung ihrer Kontrafte, oder nad den damals gültigen, au 
ihren Beſitztitel anwendbaren Geſetzen, behalten jevenfalld die ihnen zuftändig gemeie 
nen Befugnifle zur I Verfügung, felbft wenn auch noch Naturalleiftungen au 
ihren Grundſtüden haften. 

8 39, us find die 8 22 ff. beftimmten, von der noch fortvauernden Berpilit 
tung zu Naturallajten abhängigen Beſchränkungen der freien Dispoſition immer nut 
von dem Falle zu verftehen, wenn der zu dergleichen Laſten Berechtigte eben derjenige 
ift, oder doch fein Recht von demjenigen ableitet, welcher vor Einführung ber frem— 
den Gefege die Gutöherrlichkeit über die belafteten Grunpftüde hatte, oder font Ve: 
leiher diefer Grunditüde war. 

40. Zu allen Zerftüdelungen ſolcher Grunbftüde, auf, weldjen noch irgen? 
eine bäuerlihe Leitung alte ift (ohne Unterſchied, ob der Veſitzer das volle of 
nur das nußbare Eigenthum hat,) die Einwilligung des Berechtigten nöthig, welcher 
diefelbe in jebem Sal zu verfagen befugt ift, 
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Alt bei einer Vererbung das Gut an mehrere Erben, jo Tann der Gutsherr 
verlangen, daß diefelben Ginen aus ihrer Mitte beftimmen, welcher das Gut unge: 
tbalt zu übernehmen bat. 

Es follen jedoch diefe Beichräntungen der Zerjtüdelung nur in ſoweit gelten, 

a3 fie ſhon vor Einführung der fremden Gefeßgebung zuläffig waren. gleichen 
cl ven benfelben keine Anwendung gemacht werben, im ſoweit die Vorſchriften ber 
Gemeinheitstheilungs⸗ Ordnung eine Abweihung nöthig macen.] 
841. Die Rechtsverhältniffe bloßer Beitpächter find durch das gegenwärtige 
Geſeß nicht verändert. Den bloßen Zeitpächtern aber find auch biejenigen gleich jr 
achten, deren erbliches Recht bei der Verleihung auf höchſtens drei Bererbungsfälle, 
cder auf eine Zeit von weniger als 100 Jahren befchräntt worden iſt. 

542. Wenn in der oben ($$ 15 und 17) beitimmten Zeit das bäuerliche 
Gminditäd von einem mahljährigen Beſitzer oder Interimswirth befeflen wurde, 
je geühren die bafelbft angegebenen Rechte nicht diefem damaligen Beſitzer, fon: 
Ei „Aeimebr demjenigen, welchem es dieſer ‘Befiger wieder herauszugeben ver: 
pfühtet war. 


Fortdauernde Rechte der Gutsherren. 


BB. Die Gutsherren behalten in den Fällen des $ 18. das Obereigenthbum 
&r verpflichteten Grundftüde.] 

$ 44. Sie behalten außerdem in allen Fällen diejenigen Rechte, welde nicht 
terftebend (88 4 bis 14) ohne Entfchädigung aufgehoben find, namentlich die bei Be- 
hsteränderungen zu zahlenden Antrittögelder (Annahmegelver, Laudemien, Wein- 
lauf x), die Binfen, Renten, Geld: und Natural: Abgaben, imgleihen die Dienfte 
ab den in 88 5 und 6 enthaltenen näheren Beltimmungen. 

Dieſe Foridauer der erwähnten Leiftungen it auch von denjenigen Fällen zu 
xtitehen, wo diefe Leiftungen aus der Verwandlung einer | olchen Leiftung entitan: 
ten ſem möchten, welche zu ber Klafie der gegenwärtig aufgehobenen gehört, 3. B. 
wenn ungemeſſene Dienfte in Geld- oder Naturalabgaben oder gemefjene Dienfte un: 
dtinerfih verwandelt worben fin. 
‚.y®. Yntriftägelber (Annahmegelver, Laudemien, Weinkauf ꝛc.) können nur in- 
‚tem und in dem Be gefordert werden, ala fie dem Berechtigten fchon vor Be- 
Inntmahung der fremden Öeehe zulamen. Dem gemäß hat ber erblihe Befiser 
iolchet Güter, worauf diefe Abgaben haften, viefelben in allen nach der vormaligen 
Serfaffung dazu geeigneten Fällen zu entrichten, wenn gleih mit dem Erwerb des 

enthumd eine andere Sutjeſſionsordnung eingetreten fein Sollte. 
Doch fällt bei vergleichen nunmehr zu Eigenthumsrechten erworbenen Gütern bie 
Tüber üblihe Ertheilung und Annahme bejonderer Gemwinnbriefe fort. 
„846. Bei einem über die Verpflichtung zu den im $ 44 genannten Leiftungen 
intitebenben Streite foll für deren rechtliche Sortvauer, wenn diefelben auf einen 
Orundbefip haften, fo lange vermuthet werben, bis der Verpflichtete wegen ber be- 
Attenen einzelnen Leiftung den Beweis führt, daß diefelbe lediglich als Folge der 
äbeigenfhaft ($ A) zu betrachten fei. Ä 
347. Sit die Art der, während der beftimmten Anzahl Dienfttage, zu leijten: 
sen Arbeit weder durch Urkunden, noch durch Anerkenntniß, noch durch fortdauernde 
brodinzialgeſehe, oder Hertommen feſigeſeht, fo müffen die Pflichtigen an den Dienft- 
“gen die Arbeit, welche der Dienftherr von ihnen verlangt, Übernehmen. 
,,5 #8. Wenn der eigentliche Zwed der beibehaltenen Dienfte auf die Bewirth: 
‚oftung des berechtigten Gutes gerichtet ift, fo iſt es ‚unftattbaft, ftatt der den 
Funpftüden des Dienftherrn ſchulbigen Dienfte, Arbeiten anderer Art von den Pfli: 
„en zu fordern, es fei denn, daß ber Berechtigte an einzelnen Orten aus einem 
ra ehtägrunde befugt wäre, auch eine folde andere Verwendung der Dienite 

juNchmen. 
* 8 gleicher Art ſoll es gehalten werden, wenn ber Zwed der beibehaltenen 
ne e at irgend einen andern beftimmten Gegenftand (3. B. Reiſefuhren) ge: 
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8 49. Menn Dienfte nur wegen der Bewirttichaftun 
efordert werden können, fo darf der Berechtigte diefe Dien 
ſtück, zu deſſen Nuten fie geleiftet werden müjlen, weder verpachten noch verlaufen. 

Ai e3 hingegen dem Dienſtherrn erlaubt, fih der Dienfte auch zu einem amberen 
wede, als zur Bewirthſchaftung des berechtigten Gutes zu bedienen, fo fol fomeh 
ver Verlauf, als auch die Verpachtung 3: ferner geftattet fein, vorausgeſeßt, 


“des berechtigten Gute: 
He, ohne dasjenige Grund⸗ 


daß dadurch die Lage der Pflichtigen nicht härter werde. 

F 50. Muß ber Pflihtige, nach der Anweiſung der geleslihen Behörde, un 
einem Tage, wo er für ven Gutsheren hätte arbeiten mäflen, einen üffentliden 
Staatd: oder Gemeinde) Dienft verrichten, fo follen die Vorſchriften des A. LA. 

. 2. Zit. 7. 88 432 bis 434 zur Anwendung fommen. 

51. Alle nad) $ 44 beibehaltenen Abgaben und Dienjte müflen bis zu ihre 
Ablöſung nad wie vor unweigerlich geleiltet "werden; bei entitehendem Streit trit 
das in der A. ©.D. Th. 1. Tit. Al. 88 58 u. ff. vorgefchriebene Verfahren ein. 

8 52. Durd freien Bertrag können zwar aud) neue Dienite, jedoch feine ander 
-al3 gemeflene, auf ein bäuerliche8 Grundftüd gelegt werden. Weber die Ablögsbarkeit 
biejer neuen Dienjte wird in der Ablöfungsprönung ($ 119) das Nöthige beſtimm 
werden. 

8 53. In Anfehung der zu den bäuerlichen Befisungen gehörigen Holzungen 
follen folgende Orundfäge gelten: 

1, dem Gutsherrn verbleiben die ihm an ben Holzungen des Bauergutes zufteben 
den Nutzungsrechte, als: Holzſchlag, Maft, Hütung u. |. m. auch fernerhin bi 
zur Ablöfung berfelben; 

2, die Abfindung des Gutsherrn durch Naturalibeilung kann von dem Belika 
wider den Willen des Gutsheren niemals, von dem lestern aber ohne Zu 
jtimmung des Erftern nur dann verlangt werden, wenn ber zu theilende 
Borligrund niht ganz von den Grunditüden des Bauergut3 eingejäle: 
en üt; 

3, wenn die Naturaltheilung hiernach nicht zuläffig ift, und die Dee hd 
-über die Entihädigung nicht fonft vereinigen, fo erfolgt dieſelbe durch eine 
Geldrente, welche mit den übrigen gutsherrlichen Abgaben gleiche Nechte genich, 
und nad gleihen Grundjägen ablöglic iſt; 

4, es wird daher bei entitehendem Streit der Umfang der Gerechtſame des Guk- 
Bern und des Beſitzers ausgemittelt, aladann nad, den allgemein geſehlichen 

orfohriften über die Theilung gemeinichaftlihen Eigenthums der Antheil de 

Gutsherrn feitgeitellt, und deſſen Werth durch Abſchähung won Sachverſtaͤndigen 

auf eine Geldrente zurüdgeführt; 

5, nach geichehener Taturaltkeilung oder Sehltellung ber dem Gutsherrn gebühter: 
den Gelbrente treten die dem Bauergute zufallenden Balungen in ballelle 
Nechtöverhältniß ein, welches nah 8 15 und folg. an dem Bauergute jelt 
Statt findet. ‘ 

Alle diefe Beftimmungen gelten jevoh nur von dem Fall, wenn bie Solange 
Subehör des Bauergutes find, jo daß fie vor der fremden Gefeßgebung in bemielter 

ejipperhältniß wie das übrige Bauergut ftanden, und dem Gutsherrn blos gem: 

Nusungen derfelben vorbehalten waren. Gehört aber umgekehrt der Wald dem ut: 
ern, und find den Bauern nur gewifle Nubungsrechte darauf eingeräumt, fo ke 

U es bei diefen, fo weit fie nad $ 21 nod) fortbauern, fein Bewenden, und kom: 

men babei die Zorſchriſten der Gem.:Th.:D. vom 7. Juni 1821 zur Anwendung. 
Diefes Letzte findet auch wegen bes zu den Bauerhöfen gehörenden Antheils an den 
im Diteigenthum der Gutsherrſchaft beariffenen Holgungen Statt. 

54. Die auf dem Bauergut geritreut jtehenden Bäume find ohne bejonbett 
Entihäbigung des Gutäheren ein Eigenthum des Beſitzers, mern nicht bei einzelnen 
Bauergütern dur Vertrag oder Herlommen eine andere Beitimmung begründet 1. 
Wo aber dag bejondere Rechtöverhältniß beftanden, daß der Befiker aus dem geſamm 
ten Gehölze feinen Holzbevarf zu Unterhaltung feiner Gebäude, Befriedignngen un 
Ager gerainſcaften —— entnehmen, und das Nutzungsrecht des Gutsherm 
erſt nad Befriedigung dieſes Bedarfs zur Ausübung kommen durfte; da kann & 
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Vefiker bei der Auseinanberfegung mit dem Gutsherrn über die übrige Holzung jenen 
Bedarf nur in fomeit zur Anrechnung bringen, als verfelbe nicht ſchon durd die 
Nusung ber zerjtreut ftehenden Bäume gebedt iſt. 

‚ Yür diejenigen Holzungen, wovon dem Gutsherrn nur eine Oberaufjit, und gar ' 
in eigene Theilnahme an der Benugung zuftand, hat derſelbe feine Entſchädigung 
zu fordern. 


Dritter Zitel 


Bon den Übrigen durd die fremden Geſſetze beibehaltenen oder 
abgeänderten Rechtsverhältniſſen. 


A. Ebliche Beſitzrechte und Reallaften außer dem gutsherrlihen Berhältniß. 


85. Die Vorſchriften, welche das gegenwärtige Geſetz 88 1543 über die im 
außberrlihen Verhältniß verliehenen erblichen Befigrechte enthält, follen auch auf 
cue diejenigen erblichen Befisrechte angewendet werden, welche mit feinem gutsherr⸗ 
:oen Berhälmiß in Verbindung ftehen. Jedoch wird in Anſehung des Lehnver: 
Nie auf die näheren Beitimmungen und Ausnahmen ver 88 59, 68 und ff. 
rewieſen. 

856. Desgleichen ſollen die Vorſchriften des 85. Nr. 4 in Verbindung mit 
da Fu, 45, 47 — 52 dieſes Geſetzes über die den Grundſtüden in einem gute: 
bentlichen Berhältniß obliegenven Reallaften, aud auf alle Reallaften außer einem 
autäberrlichen Der angewendet werden. 3 follen demnach alle foldhe Real: 
iatten in der Regel für fortdauernd erachtet werben, jedoch mit den in den $58 u. ff. 
‚tbaltenen Ausnahmen. 

857. Die 88 53 und 54 bes gegenwärtigen Gefeßes finden allein auf das gut2- 
kerrlid : häuerliche Verhältniß Anwendung und in allen andern Fällen eines erblich 
xtüehenen Befigrecht3 verbleiben dem Berleiher (Erbverpächter zc.) ‚die ihm auf bie 
Hchungen des werliehenen Guts zuftändigen Nupungsrechte, gleichwie fih in dieſen 
len folhes auch von andern, einem Berleiher font zuftänbigen Grundgerectig- 
lich der Ablöfung in den durch das Geſetz beftimmten Fällen, von 


B, Bon den fonft noch aufgehobenen over beibehaltenen Rechten im Allgemeinen. 


558. Außer den nad $ 4 u. fi. des gegenwärtigen Gefehes abgeſchafften Ab- 
zaben und Leitungen bleiben ohne Entihädigung (jevod mit Ausnahme der im $ 
113 bezeichneten Landestheile aufgehoben, auch 

l, diejenigen aus ehemaligen oberherrlihen, ſchutzherrlichen und gutsherrlichen 

NRiechten abgeleiteten und hergebradhten Abgaben und Leiltungen, melde, ohne 
zum öffentlichen Steuereinfommen zu gehören, die Natur der Steuern haben. 
Insbeſondere find dahin zu rechnen: 

a, Rahrungs⸗ und Gewerb3:Abgaben, fei e8, daß fie ausprüdlid für die Erlaub- 
niß zum Betriebe eines Gewerbes oder ohne diefe Beſtimmung von den Ge: 
werbtreibenden gewiſſer Klafjen oder von Innungen erhoben werben; 

b, die wegen des Schußes bei allgemeinen ftantäbürgerlichen Rechten oder bei be: 
jondern Monopolen oder. Privilegien zu entrihtendenven Leiftungen. 

359. Es find und bleiben aufgehoben: 

%, die lehnherrlichen Rechte aller Art, in fofern fie bei Einführung der fremven 
Gejege noch fortdauernd waren, und alle daraus für den Lehenbefiger entſprun⸗ 
gene Beichräntungen, namentlidy die Vorlaufg:, Netralt: und Deimfallörechte 
u. } 2% jedoch mit den in dem 868 u. ff. enthaltenen näheren Beitimmungen 
un nahmen. 
$ 60. Es find und bleiben ohne Entſchädigung aufgehoben: 

3, die Zwangs- und Bannrechte aller Art, mit Inbegriff der perſönlichen 
Abgaben, welhe etwa früberhin für die Befreiung von der Zwangspflicht 
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übernommen fein möchten, fowie der perfönlihen Dienfte, welde für tie 
Fabritationsanftalt geleiftet werden mußten. 

8 61. Sollten dagegen ſolche Abgaben oder Dienfte einem Grundſtück ald Reel 
laſt obliegen, fo find viefelben in biefer Aufhebung nicht mit begriffen; wielmehr int 
darauf biejenigen Beitinmungen anzuwenden, welche oben für andere Abgaben un 
Dienfte gegeben worden find. (88 5, 6, 44 u. ff. 8 56.) 

8 62. Bu den fortbauernden Rechten gehören: 

1, alle Zehnten, ohne Unterfchied, ob ver Zehntberedhtigte zugleich ein Gutshen 
oder irgend eine andere Perſon iſt | 


2, die in einigen Sanbestheilen, worauf fih das gegenmärtige Geſetß be 
ieht, den Markenherren, als Vorſtehern und Theilnehmern der Markengenoſſer 
* an den Marken und um derſelben Willen zuſtändigen Antheile un 

nkünfte. 

64. Wo alſo dem Markenherrn das Eigenthum ber Markendrunde, den übn— 
gen Theilnehmern aber nur gewiſſe Nutzungsrechte darauf zuſtanden, oder erſteret 
einen gewiſſen Antheil (pars quota) an dem gemeinfchaftlidhen Eigenthum befiek: 
befaß, behält verfelbe, was er hatte. Dies gilt namentlih von denjenigen Antheir, 
welche ihm in der Eigenſchaft ala Marten: Herrn (Waldherrn), ala Inhaber ber it 
genannten Marfal-Gerichtöbarfeit (Markenrichter, Holzgrafen), als Vorſteher der Nu: 
kengenoſſenſchaft, oder Behufs der Beſoldung ber fogenannten AYuftitiarien und der 
Aufchts- und andern Berwaltung3:Beamten, zuftändig waren; desgleichen von de 
dem Marlenberrn bei Zufchlägen (Ausmweifung eine3 privativen Eigenthums aus de 
Mark an die Markengenoſſen) oder bei Veräußerungen von Markengründen zuftint 
gen Abfindungen (tertia marcalis) und von feinen fonftigen Rechten der Theilnahn: 
an ben NRubungen ber Mark. 

& 65. Haben bie Nutzungsberechtigten für bie Benusung ber Marlengründe ge 
wiſſe Abgaben und Leiftungen an ben Markenherrn abtragen müflen, fo find fie jolt: 
auch ferner zu entrichten gehalten. Eben biefes gilt von denjenigen Abgaben un 
Leitungen, welche fie ihm etiva in feiner Eigenſchaft ala Vorfteher der gemeiniam 
Angelegenheiten und zur Beftreitung der Auffichtö: und Verwaltungstoften, zu enn 
richten hatten. gi den beibehaltenen Genuß der markenherrlichen Nutzungen ur 
Gefälle find die Martenherren aber auch gehalten, die verfaflungsmäßig ihnen zu 
Laft fallenden Koſten der Martenvermaltung ermerweitin Du beftreiten. 

8 66. Was von den beibehaltenen Rechten der Markenherren heftimmt worden 

63 u. ff), findet auch auf die Stutifations- oder Weideherren, wo bergleidt! 

orfteherämter bergebracht find, Anwendung; desgleichen auf die Markenrichter un 

Holzgrafen, deren Aemter etwa nicht ohnehin ſchon mit dem der Martenherren KT 
einigt fein möchten ($ 64). u 

8 67. Bleibt e3 in einzelnen Fällen zweifelhaft, ob eine auf einem Grunditid 
haftende Leiſtung zu einer der Klaſſen gehört, welche nad 88 58—60 wegfallen, 1: 
wird für bie Fortdauer derfelben fo lange vermuthet, bis der Werpflichtete den <“ 
weis bes Gegentheils führt. Es foll aber bei der Beurtheilung dieſes Veweiſes me! 
blos auf die in den Urkunden etwa vorkommende Benennung der Abgaben, ſondem 
vorzüglich auf den Urfprung und die Natur derfelben gefehen werben. 


C. Bon ven lehenherrlichen Rechten inäbefondere. 
& 68. Zu ber im 8 59 ausgefprochenen Aufhebung ver lehenherrlichen Reli 
werben hierdurch folgende nähere Beſtimmungen und Ausnahmen bingugefügt 
8 69. I. War in den einzelnen Fällen der Bafall, neben der allgemeinen ur 
verpflihtung, noch zu befonderen Abgaben oder Dienften verpflichtet, fo erſtredt Ik 
bierauf die Aufhebung der Iehenherrlihen Rechte nicht; vielmehr find auf dieſe 2a 
Itungen die über die Porkdauernden Reallaiten oben ertheilten Borfchriften anzuwenden. 
Jnsb — Ei in diefem Fall für die Dienfte die 88 5, 6 und 12 des gen 
en 
70. I. Bon der Aufhebung der lehenherrlichen Rechte find bieenigen Fe 
gänzlich) ausgenommen, melde bei Verfündigung des Weitphäliichen Dekret? von 
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3. Mir; 1809 zum Heimfall oder nur noch auf vier Augen ſtanden, d. h. beren 
tumalige Befiger entweber gar feinen, oder doch nur einen einzigen lebenden zur Suf: 
‚inen berechtigten Radfoiger hatten. Wenn ein folder Befitzer Tpäterhin, vodh DO 
iedereinführung des Allgemeinen Landrechts, wenigſtens zwei — ach⸗ 
cher zugleich g bat, fo tft damit das Lehn, in Bezug auf den Verband mit 
dem Lehnsherrn, Sofort in freies Cigenthbum verwandelt. Stand aber ein foldyes Lehn 
axch nod zur Zeit der Wiedereinführung des Allgemeinen Landrechts auf vier Augen, 
ic find nf daſſelbe ledigli die Beſtimmungen des Allgem. Landrechts anjutvenben, 
a wenn auch in irgend einem fpäteren Zeitpunkt mehrere Nachfolger ge 

jollten. 

671. IH. Bei denjenigen Lehen, in melden das Recht der Lehenherren nicht 
isen durch frühere Gefebe oder Berträge (wie 3. B. durch Einführung der Lehen: 
ertegelber) aufgehoben war, wohl aber durch die Weftphälifchen Gefege wirklich und 
teftändig aufgelöft worden ift (vergl. $ 70), gebührt dem wormaligen Lehenherrn 
eine ntihädigung, welche in einer jährlihen Abgabe von Einem Procent des Er: 
He beiteht, und auf dem in freies Eigenthum verwanbelten ehemaligen Lehengute 

fi \ 


J 72. Behufs der Ermittelung dieſes Allodifikationszinſes wird der Reinertrag 
vs Lehns, und zwar nad) Maaßgabe desjenigen Zuſtandes, in welchem ſolches bei 
dem Heimfalle an ben Lehnsherrn zurückzugeben geweſen wäre, wenn ſich die Bethei⸗ 
unten deshalb in Güte nicht vereinigen können, durch Sachverſtandige abgeſchätzt. Bei 
ner ſo Abſchätzung werden, außer den Produktions-, Adminiſtrations- und 
Semerpationstoften, ſowohl die öffentlichen und andern Reallaften, als auch die nad) 
x #9 dem Lehnsherrn vorbehaltenen Leiftungen in Abzug gebracht. Dagegen findet 
in folder Abzug wegen der Grundfteuer nicht Statt: auch können ſolche Lajten nicht 
in Abzug gebracht werden, zu deren Anerkennung der vormalige Lehnsherr nicht ver: 
tiihtet mar; und wegen der Lehnſchulden kann überhaupt, und ohne Unterſchied, ob 
ir vormalige Lehnsherr diejelben übrigens anguerlennen verpflichtet war oder nicht, 
an Abzug gemacht werden, wenn nicht das Lehengut für diefe Schulden ſchon vor 
dem Anfang des ge enmwärtigen Lehenverhältnifles werhaftet war.] 

[$ 73. Der Allodifikationszins wird von dem Tage, wo das Meftphälifche De: 
tet vom 28. März 1809 Geſetzeskraft erhalten hat, oder vom Tage der jet vollen- 
seien Allodifilation an ($ 70) entrichtet. Für die Zukunft ift berfelbe, Halbjährig, am 
“sten Junius und am legten December zu zahlen.) 

[5 74. Im Fall eines Afterlehens wird, wenn der Oberlehenherr das Beſißz⸗ 
teht des Afternafallen anzuertennen verbunden war, der gewöhnliche Allodifikations⸗ 
ns umter beiden Lehenherren vergeftalt getheilt, vaß jeder ein halbes Procent erhält ] 
8%. In ven Fällen dagegen, worin der Oberlehenherr zu diefer Anerkennung 
nht verbunden war, hat der Aftervafall an den Oberlehenherrn Ein Procent, und 
an den Teebenbern ein halbes Procent als Allodifikationszins zu zahlen.) 

[8 76. IV- Bei denjenigen Leben, melde ver wormalige König von Weitphalen 
neu verlieben hatte, bleibt dem landesherrlichen Fiskus das Heimfallgreht vorbehal: 


oren fein 


en. Imgleichen foll in denſelben auch fernerhin das Recht der Majoratserbfolge . 


xten, und fie Sollen daher weder veräußert, noch getheilt oder mit Hypotheken be: 


'swert werden Tonnen.) 

377. Auf die Erbfolgerechte der Agnaten find die Beitimmungen des gegen: 
Hrtigen Geſetzes (mit Ausnahme der im 8 76 bezeichneten Fälle) nit anzuwenden, 
rielmehr find_biefe Erhfolgereohte auch fernerhin na Unferer BO. v. 11. März 1818 
“2 deren Del. v. 1. Juli 1820 lediglich zu _beurtbeilen. | 

$ 78. Die Bauerlehen, d.h. diejenigen Güter, bei welchen die Rechte des Guts: 
kerrm aus dem gutsherrlichen und dem len Berhältnig zufammengefest find, 
'cilen nicht den im gegenwärtigen Gefeg 8 59 u. fi. über die Aufhebung der 
kenhertlichen chte ertheilten —32 ſondern vielmehr als Bauergüter (nach 
tm zweiten Titel des gegenwaͤrtigen Geſetzes) beurtheilet werben. 
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Bierter Titel 


Bon ber Verbindlichkeit in Beziehung auf die Grundfteuer der mit 
Reallaſten befhwerten Grundſtücke. 


A. Fülle, in welchen der Verpflichtete allein die Grundſteuer trägt. 


8 79. Im folgenden Fällen hat der verpflichtete Grunbbefiger allein, und oh: 
Vergütung von Seiten ded Berechtigten, die Grundfteuer zu tragen: | 

I. Denn »ihm in einem ausdrüdlichen Dertrage oder Judikat (fei es vor or 
nad) loben ber fremden Geſetze) dieſe ausſchließende Verbindlichkeit aufgelen 
worden iſt. Jedoch iſt in Anſehung der Judikate die beſondere, im $ 117 enthalten: 
Beftimmung zu beadten. 

8 80. H. Wenn vor Einführung der fremden Geſetze der Verpflichtete die da 
mals auf dem Orundftüd haftende Grundfteuer (fie mag unter dem Namen Kontn 
bution, Grundſchatzung, oder irgend einen anderen Namen vorgelommen fein), wir! 
lich trug, ae von Seiten des Berechtigten einen Beitrag oder Vergütung zu erhalten. 
Es fol auch in der Anwendung dieſer Vorſchrift keinen Unterfchied machen, ob in 
jener Zeit der Verpflichtete, mit Nüdficht auf die Reallaft, eine Erleichterung in te 
Grundſteuer genoß, oder nicht. 

81. II. Wenn vor Einführung der fremden Gefege die Verleihung en: 
fteuerfreien Orundftäds dergeltalt vorgenommen wurde, daß der Berleihungsverta 
bie Steuerfreiheit weder zufagte, noch ausdrücklich erwähnte. 

82. IV. m allen Fällen, worauf die befonderen Beitimmungen ber $ > 
bis 89 nicht Anwendung finden, oder in melden das Dafein dieſer Beſtimmungen 
nicht zu erweifen fein möchte. 


B. %älle, in weldyen der Berechtigte die Grundſteuer ganz oder zum Theil 
zu vergüten hat. 


1. Bollftändige Vergütung. 


8 83. In folgenden Fällen bat der Berechtigte dem verpflichteten Grunbbelise 
die Grundſteuer gmg oder zum Theil zu vergüten: 

I. Wenn dem Berechtigten in einem Vertrag oder Judikat (fei es wor ober nat 
Einführung ber fremden Geſetze) die Verbinblichleit aufgelegt worden ift, die Grund 
fteuer allein zu tragen, fo iſt er auch fernerhin verbunden, die Grundſteuer ver 
Verpflichteten vollitändig zu vergüten. 

Ein folder Vertrag ift ingbejondere auch in den Fällen anzunehmen, worin ver 
Einführung der fremden Geſetze, an einem damals fteuerfreien Grundftüd eine Grund 
— mit Zuſage oder ausdrücklicher Erwähnung der Steuerfreiheit, Statt ge 
unden 

In Anſehung der Judikate ift die befondere, im $ 117 enthaltene Beftimmun: 


zu beachten. 
8 84. U. Wenn ver Berechtigte die ganze, vor Sinfahrung ber fremden &: 
feße auf dem Grundftüd haftende, Grunpdftener wirklich trug, fo ift er auch fermerhin 
verbunden, die ganze Grundſteuer dem Berpflichteten zu vergüten. 
2. Bergütung eines aliquoten Sheila, 

8 85. IH. Wenn in den vorbenannten Fällen (88 83 und 84) ber Berehtigtt 
nad dem Vertrag oder Judikat, oder nach der wirklichen Leitung, nicht die ganze 
Grunbfteuer, fondern einen aliquoten Theil derfelben (3. B. ein Drittheil) zu fragt 
ale jo fol er auch fernerhin denfelben aliquoten Theil der gegenwärtigen Grunt- 
teuer dem Berpflichteten vergüten. 

8 8.86. Die in ben $$ 83 bis 85 feſtgeſetzte Verbindlichkeit des Berechtigten 1% 
zieht fich Lediglich auf die Hauptgrundfteuer des verpflichteten Grundſtücks, nicht auf 
die Beifchläge (Zufabzentimen). 

3. Vergütung einer Averfionalfumme. 
8 87. IV. Wenn im Fall des Vertrags oder Yubilats (8 83) der Beitrag ! 
* Berechtigten auf eine Averfionalfumme, unabhängig von künftig möglichen Beräntt 











Beilage B. zu A. I. Ebift vom 9. Oltober 1807. 45 


rımgen ber Grundftener, beftimmt war, imgleihen wenn ber wirklich geleiftete Beitrag 
deſelben ($ 84) in einer ſolchen Averſionalſumme, unabhängig von wirklich vorgekom⸗ 
meuen Beränderungen der Grundfteuer, beftand, fo foll au fernerhin der Berechtigte 
on den Berpflichteten dieſelbe Averfionaljumme, als unabänderlihen Beitrag zur 
rundftener, entrichten. | 

4. Fünftel: Abzug. 

588. V. Wenn vor Einführung der fremden Geſetze der Berechtigte zur Grund: 
teuer anders als dur einen aliquoten Theil (8 85), oder eine unabhängige Averfio: 
nalfumme (8 87) beitrug, indem er einen Theil der Steuer entmeber ehe zahlte, 
ter dem Verpflichteten vergütete, jo foll der Verpflichtete befugt fein, den fünften 
il der Zeiftung, ald Beitrag zur Grundfteuer abzuziehen. 

Die wegen der Reallaften den Grundbeſitzern vormals in manchen Gegenden 
Kae Grleichterung ($ 80) ift als ein folder Beitrag der Berechtigten nicht zu 
detrachten. 

—89. VI Wenn das Grundſtück vor Einführung der fremden Geſetze Ne ee 
cr, ımd zugleich die Bedingungen der S 79, 81, 83 nicht vorhanden find, fo ſoll 
widfall3 der verpflichtete Grundbeſitzer befugt fein, den fünften Theil der Leiftung, 
as Beitrag zur Grundſteuer, abzuziehen. 

5 M. Der in den 88 88 und 89 beftimmte Yünftelabzug, welcher übrigens ohne 
Unterihied bei Yehenten wie bei andern Abgaben anzumenden ift, foll durch folgende 
Ausnahmen beichräntt fein: 

a, wenn die Hauptgrunditeuer des verpflichteten Grunditüds einen andern, als 
den fünften Theil des Reinertrages (nad) den bei der Steuer - Kataftrirung 
angenommenen Orundjägen) ausmachen jollte, jo ift aud der danttgebne 
in eine andere verhältnigmäßige Abzugsquote zu verwandeln. Dieſes ſoll nicht 
nur Statt finden, wenn die Steuer des einzelnen Grundftüds oder einzelner 
Klaſſen von Grundſtücken, von dem regelmäßigen Steuerſatz abweicht, ſondern 
aud, wenn der regelmäßige Steuerſatz erhit (jei es für immer, oder für einen 
beitimmten Beitraum) abgeändert wird. Den Beweis hat in den jtreitigen 
Faͤllen derjenige Theil zu führen, welcher eine Abweihung von dem Fünftel: 
8 verlangt. .. 


b, Der Berechtigte kann fih, wenn ev es feinem Intereſſe gemäß findet, 
von dem Fünttelabzug dadurch befreien, daß er die ganze Hauptgrundfteuer des 
plchtigen Grunpftüds allein zu zahlen übernimmt. 


e, Dienfte, und ſolche Abgaben, welche nad Einführung ver fremden Gefehe 
an die Stelle von Dienften geſetzt worden find, jollen dem Yünftelabzug nicht 
unteriworfen fein. 


d, Zufällige Rechte (3. B. Laudemien), imgleichen geihe fefte Abgaben, 
welche nady Einführung der fremden Geſetze an die Stelle von zufälligen Red): 
ten gefegt worden find, follen dem Fünftelabzug nicht unterworfen fein. 


Gemeinſchaftliche Beitimmungen. 

$ 4. Wenn bei abgetragenen Leiftungen, feit der wirklichen Einführung der, 
inter der fremden SHerrichaft auferlegten Grundfteuer, anders als nach den im gegen: 
Kürtigen Titel entpaltenen Vorfchriften verfahren worden ift, fo ſoll es bei den Be: 
—— der allgemeinen Geſetze über das zu viel oder zu wenig Bezahlte ſein 

d 9. Sollte jedoch eine ſolche Abweichung ($ 94) in Anorbrungen ver Ver: 
Wltungs-Behörden (4. B. in der Verorbn. des Givilgouvernements zu Münfter vom 
1, März 1814) Ihren Grund gehabt haben, fo fol dem verkürzten Theil, welcher 
Cntihädigung verlangt, die Einwendung, daß er eine Zahlung ohne Vorbehalt ge: 
leitet oder angenommen babe, nicht entgegenitehen. 

5%. Gründeten fich ſolche Abweichungen (8 94) auf richterlihe Verfügungen, 
jo find darauf die befonderen Beitimmungen der SS 117 u. 114 anzuwenden. 


46 Beilage B. zu A. I. Chilt vom 9. OÖftober 1807. 


8 97... Die egenwaͤrtigen Beſtimmungen treten an die Stelle des Weſtphaͤliſchen 
Gefeßes v. 21. Aug- 1808. Art. 59, 60 und des Weſtphäliſchen Dekrets v. 31. Ma 
1812. Art. 5, welche fernerhin nicht in Anwendung kommen jollen. 


Sünfter Titel 
Bon der Gewährsleiftung für aufgehobene Rechte. 


$ 98. In Anfehung derjenigen Rechte, welche nach den Beſtimmungen des geget: 
mwärtigen Geſees ohne Entſchaͤdigung aufgehoben worden find, joll die Gewährsleitun; 
nach folgenden Grundfäßen beurtheilt werben. 
99. Wer folche Rechte gelauft hat, kann von dem Berläufer weder Zurid. 
ftattung des Kaufpreiieß, n dabengerjap fordern. 

8 100. Wer ſolche Rechte dur Erbzins- oder Erbpadhtöverträge, oder Im. 
erblich gegen Zins, erworben hat, kann, wegen des etwa gezahlten Einkaufs: oder 
Erbbeſtandsgeldes, gleichfalls weder Zurüderjtattung noch Schadenerſaß forbern. 

101. In Anfehung de3 dafür übernommenen Zinfes oder Pachtgelves al 
iſt zu unterfcheiden, ob: 

l, das aufgehobene Recht den alleinigen Gegenftand der Verleihung ausgemit! 
hat, oder doch dafjelbe zwar zugleich mit andern Grundftüden und Bubebinn: 
gen verliehen, der Zins aber nicht in Tauic und Bogen zu entrichten, jondr 
von den einzelnen in der Verleihung begriffenen Theilen, und namentlich für 
das aufgehobene Recht, abgejondert vorbedungen war, oder ob 

2, das letztere in Berbindung mit andern Gegenjtänden (3.8. ein Mühlenzwang: 
recht in Verbindung mit Waflernugung u. |. w.) verliehen, und der Zins oh 
dag Pachtgeld dafür, nicht abgefondert von den übrigen Gegenſtänden ber Ver 
leihung, vorbebdungen war. 

‚.8 102. Im erften Falle hat der Verpflichtete den gänzlichen Erlaß desjenigen 

—* ober Pachtgeldes zu fordern, welden er für das aufgehobene Recht zu ml: 
richten hatte. | 

8 103. Im zweiten, Falle Hingegen findet Erlaß oder Ermäßigung des init 
in der Regel nicht Statt, und nur alsdann kann eine Ausnahme von diefer Regl 
eintreten, wenn das zum Grunde liegende Rechtsverhältniß ein erbpachtliches iſt Or 
ein ſolches Rechtsverhältniß vorhanden fei, foll jedoch nicht blos nad der etwa in MT 
Urkunde vorlommenden Benennung des Kontralts, fondern nad deſſen Natur un 
Weſen beurtheilt werden. (Bergl. U. L:R. Th. 1. Tit. 21. 8 197.) | 

8 104. Zur Begründung diefer Ausnahme kommt es auf folgende 2 Ber 
gungen an: 

1, daß die ganze Erbpacht won den gejammten Erbpadtjtüden nicht mehr ag“ 

bracht werden könne, und j 

2, daß der Grund diefes Unvermögens ganz oder zum Theil in der Aufhebung & 
mit vererbpachteten Rechts Tiege. J 

F 105. Sn der erſten Beziehung Tann eine Herunterſetzung der Erbpacht Wi 
vu den wirklichen reinen Ertrag der Erbpacdhtitüde verlangt werden, vorauögeieit 
daß zugleich der Betrag diejes Nachlaſſes durch die zweite Bedingung begrünte 
wird; und bei Berechnung dieſes reinen Ertrages ift der nothwendige Unterhalt %% 
Erbpächters uud feiner Familie in fo weit, als diefelben bei der Bewirthſchaftung de 
Gropadtöitüde Dienſte leiften, von den Nukungen und den Wirthſchaftsausgaben in 

zug zu bringen. . 

106. In der legten Beziehung aber fommt es darauf an, das Maaß des dem 
Erbpächter durch die Aufhebung de3 mit vererbpachteten Rechts bisher verurſachten 
und des fünftig fortdauernden Berlufts auszumitteln. 

107. So weit biefer Verluft für die Vergangenheit zu berechnen iſt, kommt 
er fo body zum Anſchlag, als er wirklich eingetreten ut. 48 

108. Wenn aber, zum Zweck der Auseinanderſetzung beider Theile, derjenlat 
- Berluft beftimmt werden foll, welchen der Verpflichtete künftighin, vom Tage des Hi 
trages auf Außeinanderfeßung an gerechnet, fortdauernd erleiden wird, jo iſt berjeib 
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nad) den zur zeit der Auseinanderſetzung erfennbaren Wirkungen zu ermeflen, und 
bie verlangte abigung des Binfes darnach ein für allemal feitzufegen, ohne Rüd: 
ſicht auf die Nachtbeile, welche mögliher Weile dem Verpflichteten noch in der Folge 
aus andern zur Zeit nicht obwaltenden Umftänden erwachſen können, und eben ' 
ehne Nüdficht auf die Minderung, welche die in Zeit anzunehmenden Nachtheile er: 
fahren möchten; fo daß, wenn fpäterhin neue Umſtände eintreten, deshalb weder eine 
nee Ermäßigung, noch eine Erhöhung des Zinfes oder Pachtgeldes, gefordert 
werden fan. 

_ 8109. Bei Zwangs⸗ und Bannrechten infonberheit kommt babei ver etwanige 
Ausfall an den Nußungen verfelben nur in fo weit zum Anfchlag, als derſelbe bei 
dem vormaligen Zwangsdebit, nicht aber fofern derſelbe bei dem Abſatz an freiwillige 
Kunden eintritt; auch überhaupt nur, wenn eine wirkliche Verminderung der ge: 
tammten Nugungen, welche der vormals Zwangsberechtigte aus der Yabrkationg- 
anttalt bezogen bat, Statt findet. 

y 10. Dagegen dürfen etwanige Erfparungen in den zur Unterhaltung und 
um Betriebe der zmangsberedhtigten Fabrilationsanftalt nöthigen a aan 
welhe aus dem verminderten Debit abgeleitet werben lünnten, zum Nachtheil des vor: 
mals Smangäberechtigten nicht mit in Rechnung gebracht werben. 

8111. Die Feitellung be3 DVerluftes, weldyer im Fall des $ 104 ff. den Ver: 
pflihteten aus der Aufhebung des ihm mit verliehehen Rechts erwachſen iſt und fer: 
nerhin erwächſt, ſoll durch ſchiedsrichterliche Kommiſſionen geſchehen, gegen deren, nad) 
ie Sinleitung der Sache, erfolgenden Ausfpruch weder Appellation noch Rekurs 
uläſſig iſt. 

gi In welder Art diefe Kommiffionen, nad Anleitung der X. ©.:O. Th.1. 

t.2. 88 167 bis 176 zu organifiren: wie die Streitpuntte (durch die General⸗Kom⸗ 
milfion oder deren Beauftragte) zur Entſcheidung der ſchiedsrichterlichen Kommiffionen 
vorzubereiten; und auf welde Geſichtspunkte diefelben hinzuweiſen find: darüber foll 
m einer befondern unverzüglich von den Minifterien der Juſtiz, des Innern und ber 
Finanzen zu erlaffenden Inſtruktion nähere Anleitung erfolgen. ' 


Sechsſster Titel 
Allgemeine Beftimmungen. 


8113. Sollten in golge der Verordn. des vormaligen Civilgoupernements zu 
Riniter vom 14. Mai 1814, oder auf den Grund Unferer 8.0. v. 5. Mai 1815, 
noch Projeſſe fiftirt fein, welche die Gegenftände des gegenwärtigen Geſetzes betreffen, 
ſo hort dieſe Suspenfion gänzlich auf. Jedoch haben die Behörden vergleichen To 
see nicht von Amtöwegen wieder aufzunehmen, fondern e3 bleibt diejes den Bethei⸗ 
ligten lediglich überlafien. 

114, Daflelbe findet Statt, megen der nad Unſeren K.O. v. 18. Sept. 1822 
und 27. Dec. 1823 fuspendirten Prozefle über den Steuerabzug bei Zehnten and guts⸗ 
berrlichen Leiftungen. Die in jenen Kabinets-Ordres vorbehaltenen Ausgleihungen, 
wegen ber feit dem Erlaß der 8.:D. v. 18. Sept. 1822 gemachten oder ausgeſetzten 
cleuerabzüge und ber deshalb getroffenen Sinterimiftiten, find nun nachzuholen, der⸗ 
geſtalt, daß der Bins- und Zehntpflichtige dem Berechtigten die nach Inhalt des gegen: 
wirtigen Geſetzes unrechtmäßig gemachten Abzüge, und umgelehrt der Berechtigte 
og Bas er darnach über Gebühr erhalten, dem Zing- und Zehntpflichtigen zu 


. $115. Was die Rüdftände an Abgaben und Leiftungen betrifft, welche von der 
Einführung der fremden Gefege an bis zur Verkündung des Gef. v. 25. Sept. 1820 
aurgelaufen fein möchten, jo jollen 

a, rüdjtändige Dienfte nicht in natura, fondern nur eine Gelventihädigung dafür, 

die nad) dem 8 42 des Gef. v. 25. Sept. 1820 zu ermitteln ift, nachgefordert 
werben fönnen. Grllärt der Dienitpflichtige, diefe Geldentihädigung ganz oder 
zum Theil nicht beichaffen zu können, fo Fu über die Art der Nachleiſtung, in 

aangelung gütlicher Uebereinkunft, eine, ſchiedsrichterliche Kommiſſion ent⸗ 
ſcheiden. Dieſe Kommiſſion, über deren Bildung und Wirkfamleit die Beſtim⸗ 
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mungen der 8 111 und 112 zu beachten find, hat auf das Bedürfniß und die 
Br haftsverhältniffe beider heile billige Rüdficht zu nehmen. Nüditänte 
von ſolchen Baudienſten, welche nicht nad der Zahl der Tage beitimmt fin, 
und aus dem oben bezeichneten Zeitraum berrühren, werden bierburd gänzlih 
niedergeſchlagen: 

b, rüdftänvige Sehenten find jedenfalld durd eine Geldentſchädigung nachzuleüten 
Dabei ift zuvörderſt der Naturalertrag des Zehenten nad 8 44 bes Gei. vom 
25. Sept. 1820 audzumitteln. Der fo ausgemittelte Naturalertrag wird ſodann 
nach den letzten Martini:Diarktpreifen, vor dem jedesmaligen Verfalltage (veril. 

i Buchſt. d) zu Gelde angejchlagen; 

e, rüditändige Naturalabgaben außer den Zehenten foll der Derpflichtete nı 
feiner Wahl in natura, oder nach den lesten Martini » Marktpreifen, vor va 
jedesmaligen Berfalltage (vergl. Buchſt. d.), in Geld abtragen. Es m 
jedoch der Berpflichtete dieſes Wahlrecht fpäteftens vier Wochen vor ve 
Verfalltage ausüben, verfäumt er diefes, nachdem er dazu von dem Berehtu 
ten aufgefordert worben iſt, jo gebet vaflelbe Wahlrecht auf den Beredtigtr 

r; 

d, von den unter a. b. und c. erwähnten Rückſtänden ſowohl, als von der 
rüdftändigen Geldabgaben, foll der Verpflichtete in jedem Sabre, neben ii 
laufenden Abgaben, nur den Betrag Einer Syahresleiftung abzutragen wı 
pflichtet fein, es jei denn, daß der Berechtigte nachzumeifen wermöchte, tv 
der Verpflichtete, ohne erhebliche Beeinträchtigung —* Nahrungsitante:. 
Alles auf einmal, oder doc mehr at3 Einen Yahresbetrag, zu leiften ir 
Stande ſei. Im Fall eines Streit? haben hierüber ſchiedsrichterliche Kommt: 
nen zu entfheiden, auf welche die Beitimmungen der 8 111 und 112 onu 
wenden find; 

e, follten zufällige Rechte fällig geworden und in Rüditand verblieben fen, ' 
find folde ohne Anſtand vollitändig nachzuzahlen; 

f, auch in Anſehung der Rüditände kommt der im 4ten Titel beftimmte Steun 
beitrag zur Anwendung. 
Auf folde Rüdftände, welde erft feit dem Gel. v. 25. Sept. 1820 neu ent 

den find, imgleihen auf diejenigen Theile älterer Rüdftände, deren Termine nad & 


Vorſchrift des angeführten Geſeßes 8 65 bereit? eingetreten find, beziehen ſich ti 
befonderen Beitimmungen des gegenwärtigen $ nicht, und e3 find darauf Tebiglid di 
allgemeinen Geſetze anzuwenden. 

Ueher die Ausführung der Vorſchriften des gegenwärtigen 8 wird eine bat 
dere geiteuttion von den Min. der %., der %. und der %. unverzüglich erlaht 
werden. 

8 116. Im Konkurſen ſollen die Rüdftände das Vorzugsrecht unbedingt, d b. 
Su he die fonft geſetzlich vorgeſchriebenen Einföränhungen, in folgen 

en genießen: ' 

A. wenn der Konkurs vor Belanntmahung des Gef. v. 35. Sept. 180 au 
brochen, der Rüdftand aber nach der 8.:D. vom 5. Mat 1815 oder in ben U" 
mittelbar vorhergehenden gel Jahren entitanden ift; 

B. wenn der Konkurs nad Bekanntmachung des Gel. v. 55. Sept. 1820 ausX 
brochen ift, der Rüdftand aber zu derjenigen Summe gehört, die nad $ 1! 
Buchſt. d. noch nicht eingeforbert werden Tonnte. Iſt es zur Eröffnung ein: 
förmlihen Konkurfes noch nicht gekommen, fondern blo3 die nothmwendige Eu 
baftation des Grundftüds verfügt und erfolgt, fo ſollen die Vorſchriften de 

egenmwärtigen Paragraphen eben fo, wie bei einem förmlichen Konkurfe, M 
nwendung fommen. 

& 117. &o weit Gegenitände dieſes Geſetzes durch Vergleich, Judikat, oder fer! 
rehtögültig bereits feſtgeſetzt find, behält e8 dabei in fofern de Bewenden, al3 © 
Kae nicht ſolche Gerechtſame, die nach dem gegenwärtigen Geſeß ohne Entichäpigun. 
abgeſchafft find, unverwandelt aufrecht erhalten werden ſollen. Sollten während iı! 
angeordneten Suspenfion Judikate ergangen fein, fo ift gegen diefelben jedenfalls tr 
Tihtigteitöflage zuzulaſſen. | 
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$ 118. Auch in den von Hannover an Uns abgetretenen Diſtrikten foll dag. 
gegenwärtige Geſetz, jedoch mit folgenden Movififationen, in Anwendung kommen ;] 

a, Die ungemeflenen Dienfte ($ 5) find dafelbft nicht aufgehoben, fie müflen jedoch, 

Denn es der Berechtigte oder der Verpflichtete verlangt, in gemeflene verwandelt 


werben. 
b, Der Sterbefall ($ 10) ijt daſelbſt ebenfalls nicht aufgeboben, ſondern er 
una’; fowie die in den 8 44 und 45 angegebenen Rechte, bis zur Ab⸗ 
jung fort. 
e, Die Im den 88 58 und ff. verzeichneten Rechte find daſelbſt gleichfalls nicht 
aufgepoben, fondern nur, ſowie andere Reallajten, der Ablöfung unterworfen. 
9119. Ueber die Ablöfung der nach dem gegenwärtigen Gefeg fortdauernden 
Nichte wird bemnädjft in der Ablöfungs : Ordnung verfügt werden, welche Wir vor 
teren Bekanntmachung Unfern Brovinzialftänden vorlegen lallen werben. - 
$ 120. Zur Ausführung des Gef. v. 25. Sept. 1820 hatten Wir in einer an 
demſelhen Tage erlafienen befonderen Verordn. zmei General:Rommiffionen angeoronet. 
Tieſe befondere Verordn. wollen Wir hierdurh, und zwar für alle Gegenftände des 
zezenwärtigen Gef. und der Ablöſ.Ordn. ($ 119) im Allgemeinen beitätigen: fie er: 
Salt jedoch gegenwärtig folgende Zufäge und Abänderungen. 
8 141l. Zuvörderſt foll von den General» Kommifjionen in jedem Kreife eine 
xraspermittelungs-Behörde errichtet werben, welche aus zwei guverläffigen und fad: 
tundigen Perſonen beftehen, und unter der Leitung des Landraths ihre Geſchäfte füh- 
ven joll. Gine diefer Perfonen ift von den berechtigten Grundbeſitzern des Kreiſes zu 
mäblen, die andere wird aus brei von dem Lanbrath vorzufchlagenvden Perjonen dur 
tie verpflichteten Grunbbefiger des Kreiſes gemeindemweife gewählt. Ueber die Art 
und Reife, wie diefe Wahlen zu bewirken find, wirb eine befondere Inſtruktion von 
tem Winifterium des Innern ergehen, big die Kreisftände eingerichtet fein werben, 
worauf die Wahl von diefen zu bewirken ift. An diefe Kreisvermittelungs : Behörde 
lann ſich Jeder, welcher die Regulirung der Beſitzverhaͤltniſſe in Gemäßheit des gegen: 
mirtigen Geſetzes, oder aber eine Abloſung verlangt, zunächſt wenden; und es muß 
nur, wenn auf diefem Wege ein Vergleich zu Stande kommt, der Rezeß der betreffen: 
ten Öeneral : Kommiffion_ zur Prüfung und Beltätigung eingereicht werden, über 
wide Beitätigung die Ablöfungz -Ordnung ($ 119) die näheren Beltimmungen 
enthalten wird. 8 do fol, wenn ein Theil die Einwirkung diefer Behörde ver: 
lengt, dem andern Theil frei ftehen, dieſe Einwirkung abzulehnen. Nur foll ber: 
hen jedenfall die Beurtbeilung der im 85 24 und 27 erforderten Eigenfchaf: 
und zwar ohne Appellation oder Rekurs gegen ihren Ausſpruch, überlaſſen 
Silben. . 

$ 122. Uebrigens aber und hauptſächlich wird den gedachten General-Kommiſſio⸗ 
zen, jeder in der ihr bereits überwiefenen Bezirke die Ausführung der im $ 120 ge: 
sannten Gefeße auf gleiche Weiſe und mit denjelben Nechten übertragen, wie folches 
in Beziehung auf Gemeinheitstheilungen nad dem Gef. v. 7. uni 1821 gejchehen 
"t. In der Appellations-Inſtanz hat in den dazu geeigneten Fällen das Revijiong: 
kolegium zu Münfter, und in der britten Inſtanz Unser Geheimes Ober - Tribunal 
u Berlin zu ertennen. Es finden demnach auf diefe Gefchäfte die Verordnung vom 
= uni 1817, 29. Nov. 1819 und das vorgedachte Gel. v. 7. Juni 1821, mit den 
us den im $ 120 genannten Geſetzen fich ergebenden Abänderungen, ebenfalls An- 
endung, es jollen aber die hiernach anmwendbaren Vorſchriften in einer von den 
-üniterien de3 Innern und der Juſtiz zu erlaſſenden Inſtruktion zufammengeftellt 
Int näher bejtimmt, inZbejondere darin die Art und Weiſe der Anmendungen jener 
Trdnungen auf die nach ben obgedachten Geſetzen zu regulirenden Geſchäfte weiter 
entwidelt, und die gedachte Inſtruktion dur die Amtsblätter der betheiligten Regie⸗ 
tungsbezirle öffentlich befannt gemacht werden. 

8 123. Megen ber Kolten kommen bie $8 209 ff. der BO. vom 20. Juni 1817, 
relche jedoch gleichfalls in die vorgedachte Inſtruktion übernommen und darin näher 
entroidelt werben follen, in Anwendung. Jedoch beitimmen Wir in Erweiterung ber 
im $212 a. a. O. ertbeilten Vorfchrift, daß derjenige Theil, welcher nad gehöriger 
Krörterung der Theilnehmungsrechte und Ausgleichungsmittel den darauf gegründete 
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und bäuerlichen Verhältniffe in Erfüllung. Auch werben, theils burch ſol— 
ches, theils durch die nächjtens ergebende Gemeinheitstheilungsorbnung Be 
ftimmungen gegeben, wie vie - Abhängigfeitsperhältniffe der bäuerlichen 
Grundbeſitzer abgelöjet und die Servituten, welche der Kultur hinderlich 
find, ausgeglichen werben Tönnen. 

Um nun die noch übrigen Hinderniffe völlig aus bein Wege zu rüı: 
men, unb Unfere getreue Unterthanen in die Lage zu ſetzen, ihre Kräjte 
frei anwenden, und Grund und Boden, fo welt folche reichen, nach beiter 
Einficht benugen zu können, verordnen Wir, wie folget: 

8. 1. Zuvörderſt heben Wir im Allgemeinen alle Befchränkungen tes 
Grundeigentbums, bie aus der bisherigen Verfaffung entfpringen, biemit 
gänzlich auf, und fegen feit: , 

baß jeder Grundbefiger ohne Ausnahme befugt fein foll, übe 
feine Grundftüde in fo fern fret zu verfügen, als nicht Rechte, 
welchen Dritten darauf zuftehen, und aus Fideikommiſſen, Maie: 
raten, Lehnsverband, Schulbverpflichtungen, Servituten und ders 
gleichen berrühren, dadurch verlegt werben. 

Dem gemäß Fan, mit Ausnahme viefer Fälle, jeder Eigenthümer fen 
Gut oder feinen Hof durch Ankauf oder Verkauf oder fonft auf rechtlich: 
Weiſe willkürlich vergrößern oder verkleinern. Er kann die Zubehörungen 
an einen ober mehrere Erben überlaffen. Gr Tann fie vertaufchen, ver 
ſchenken oder fonft nah Willfür im rechtlichen Wege damit fehalten, ohne 
zu einer biefer Veränderungen einer befonderen Genehmigung zu bebürfen. 


bänerlichen Grundbeſitzer und bie Ausgleihung ber kulturſchädlichen Seroituten anderen 
Geſetzen vorbehält, die völlige Hinwegräumung der Übrigen Hinberniffe, meld 
ber freien Anwendung der Kräfte ber Grunbbefiger und beftmöglichen Benutung des 
Grund und Bobens im Wege ftehen. Diefem Zmede bienen die 88 1 bis 38. An ie 
fchließen fi in den 88 39 bis 45 Beltimmungen zur Herbeiführung der allge 
meinen Verbreitung der landwirtbfchaftliden Induſtrie. 

2. Das Lanbesfultur-Ed. ift ebenfo, wie das v. 9, Oft. 1807 (f. n. 2 zu letzterem 
auch für alle Landestheile, in welchen das A. L.-R. eingeführt ift, als mit biefem im Krait 
getreten, zu erachten. Dies ift befonbers anerlannt durch YMR. vom 27. Ian. 1% 
(Ann. ®b.16. S. 88), J. u. FMR. v. 29. Febr. 1832 (Ann. Bb.16. S. 383) YME. 
v. 13. April.1832 (Ann. Bob. 16. ©. 382) auf Grund einer A. K.⸗O. v. 20, Yu 
1830 (f. L. u. v. R.J. ©. 98-100): vgl. auch DT. Präj. 642. (Präjud.-S. ©. 32) 
und NR. 3. Bd. 11. ©.-©, 589, 

3. Das Lanbeshultur - Ed. hat das Eigenthümliche, daß in bemfelben zum Thal 
({. 88:1, 2, 10, 39) die bispofitiven Beſtimmungen von den Motiven begleitet werten, 
zum Theil (ſ. 88 22, 30, 31, 35, 39, 41, 42) auf künftige Gefete verwiejen wirb, und 
zum Theil (j. 88 36, 37, 39) nur Wünſche und Empfehlungen ausgefprochen merden. 
Auch die dispofitiven Borfchriften find zum Theil (3. B. 88 1, 6, 37) fo unbeſtimmt ge 
faßt, daß über ihre Trageweite verfchtedene Anfichten ſich geltend machen laffen, je nad 
bem man einer weiteren ober engeren Auslegung fi) zuneigt. 


4. Der bispofitine Theil biejes 8 ift in ben beiden erften Abſätzen enthalten, und if 
feine neue, fondern die nähere Deklaration ber Beftimmung des $4 bes Ed. v. 9. Llt. 
1807 dahin, daß bie durch letzteren aufgehobene Gefchloffenheit der ftäbtifchen und länd 
lichen Grundſtücke bie freie Verfügung ver Beſitzer über diefelben zur Folge hat, jebed 
mit ber Beſchränkung, daß dadurch Rechte, welche Dritten auf die Grundſtücke zuftchen, 
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Diefe ıumbefchränfte Diepofitton hat vielfachen und großen Nußen. 
Sie iſt das ficherfte und beſte Mittel, die Grundbeſitzer vor Verſchuldun⸗ 
gen zu ‚beivahren, ihnen ein bauerndes und lebendiges Intereſſe für Ver⸗ 
befferung ihrer Güter zu geben, und bie Kultur aller Grundſtücke zur be 
fördern. 

Erſteres gefchieht dadurch, daß bei Erbtheilungen oder fonft entftehen- 
ten außerordentlichen Geldbebürfniffen des Annehmers oder Beſitzers eines 
Hofes fo viele einzelne Grundſtücke verkauft werden können, daß berfelbe 
ihulvdenfrei bleibt ober e8 wird. 

Tas Intereſſe giebt die, für Eltern fo wünfchenswerthe und wohl⸗ 
thäfige Freiheit, ihr Grundeigentum unter ihre Kinder nah Willkür zu 
vertbeilen und bie Gewißheit, daß biefen eine jede Verbeſſerung zu Gute 
kommt. 

Die Kultur endlich wird eben bierburch und zugleich dadurch verfichert, 
daß die Grundſtücke, welche in ber Hand eines unvermögenten Beſitzers 
eine Berfchlechterung erlitten hätten, bei dem Verkauf in bemittelte Hände 
geratben, die fie im Stande erhalten. Ohne biefen einzelnen Verkauf wird 
ter Beſitzer fehr oft tiefer verfchuldet und der Ader entfräftet. 

Durch die Veräußerung wird er fehulden= und forgenfrei, und erhält 
Mittel, das ihm verbleibende Land gut zu Fultiviren. &8 bleibt alſo alles 
Yand bei dieſem beweglichen Befisftande in guter Kultur, und beren ein- 
mal erreichter Punft kann durch Induſtrie und Anftrengung wohl noch 
böber gebracht werben, ohne Außere ſtörende Einflüffe aber ift ein Zurück⸗ 
finfen nicht Teicht zu beforgen. 

Aus der BVereinzelung entfpringt noch ein anderer ſehr beachtensiver- 
tber Bortheil, der Unferm Tanbesväterlichen Herzen befonders angenehm ift. 
Sie giebt nämlich den fogenannten Heinen Zeuten, ven Käthnern, Gärtnern, 
Büdnern, Däuslern und Tagelöhnern Gelegenheit, ein Eigenthum zu ers 
werben, und ſolches nach und nach zu vermehren. Die Ausficht hierauf 
wird dieſe zahlreihe und nützliche Klaffe Unſerer Unterthanen fleißig, 
erventlich und fparfam machen, weil fie nur dadurch die Mittel zum Land⸗ 
anfauf erhalten Lönnen. 

Viele von ihnen werben fich empor arbeiten und bahin gelangen, fich 
durch anfehnlichen Landbeſitz und Induſtrie anszuzeichnen. Der Staat 
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nicht verletzt werden bihfen. Die weiter gehende Auslegung bes Anfanges des erſten 
Sites in L. u. v. R. II a. ©. 83 fg., wonach berfelbe in jeiner vollen Allgemeinheit auf 
alle Beihränktungen des Grundeigenthums, bie juris publici find, ſowohl Tanbrechtliche, 
ald privatrechtliche bezogen wird und dieſe Durch ihn für aufgehoben erachtet werben, wiber- 
legt fich dadurch, daß der Anfang bes erften Satzes in engem untrennbaren Zuſammen⸗ 
bange mit ben folgenden Worten ſteht und im venfelben feine unmittelbare Begrenzung 
Andet. Aus dem zweiten Sate ergiebt fich aber, daß unter „freier Verfügimg” im erften 
Satze mur die Befugniß zur ganzen ober theilweiſen Veräußerung ber Grundſtücke ober 
Erwerbung berfelben verftanben ift und daß aljo nur die ſolchen Dispofitionen entgegen- 
fiebenden Beichränkungen, fo weit fie nicht privatrechtlicher Natur find, burch 8 1 haben 
euigeboben werben follen, und nicht bie gefetslichen sc. Beihränkungen in ver Benutzung 
ter Grundſtücke. Ueber bie leßteren bisponiren die 884 und 5 unb bie weiteren bes 
sandesfultine - Ed., und es find daburd nur einzelne beftunmte von dieſen Nutzungsbe⸗ 
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erhält alfo eine neue ſchätzbare Klaffe fleißiger Eigenthümer, und durch 
das Streben, folches zu werben, gewinnt der Ackerbau mehr Hände, um 
durch die vorhandenen in Folge der freiwilligen größeren Anftrengung mehr 
Arbeit als bisher. 

[$. 2. Damit pas erbpachtliche Verhältniß Fein Hinderniß der Ber- 
einzelung bleibe, fo foll eines Theils die Verwandlung in freies Eigen- 
thum, ſoweit dies rechtlich angeht, erleichtert, andern Theils aber bis 
dahin eine Einrichtung getroffen werben, die jenen Zwed, ohne Nud- 
theil des Erbverpächters, fichert. 

Zu dem Ende foll: 

a) ber Lettere verpflichtet fein, fich die Ablöſung des Kanons nach 
dem Zinsfuß von 4 Procent gefallen zu lafjen, und folche and, 
nach vorhergegangener halbjähriger Kündigung, ſucceſſiv im zer- 
theilten Summen, jedoch nicht unter Hundert Thalern, nad ver 
Conventenz des Erbpächters anzunehmen; Ä 

b) das in Veränderungsfällen anfällige Laudemium und andere unke 
ftimmte Abgaben follen auf eine Jährlichkeit beftimmt und eben: 
falls ablöslich gemacht werben können. Iſt dies gefcheben, fo bat 

c) der Erbpächter die Befugniß, einzelne Theile vergeftalt zu ver: 
äußern, daß er entweder 

aa) ein Kaufgeld bebingt, und damit den Kapitalwerth der Abgaben 

ad a. und b. an ven Erbverpächter, fo weit es nöthig ift, be 
richtigt, ober 
bb) dieſe Abgabe an den Acquiventen mit einer Erhöhung von 4 Pre: 
cent ber jährlichen Abgabe überträgt, welche leßtere ben Erbrer: 
pächter für die Mühe der einzelnen Einhebung entfchädigt; 

ce) bis zur Ablöfung der Hälfte des Kanons darf der Erbverpächter 
feine Wiefen und bis zur Vollendung ber Ablöfung durchaus 
gar Teine Gebäude veräußern. 


ſchränkungen aufgehoben. — Die Beftinmung A. U -R. II. 7. $ 12, wonach es feinem 
Dauer erlaubt ift, feine Früchte auf dem Halm zu verlaufen, und bie ähnliche A. AR. 
I. 11. 8 594 find erft für bie Provinz Weftphalen durch U. K.⸗O. v. 22. Mai 12 
(G.S. ©. 200) und dann für den Übrigen G.B. des A, L-R. durch BO. v. 9. Nor. 
1843 (G. ⸗S. ©. 347) aufgehoben. 

5. Ueber bie Wahrnehmung ber Kechte Dritter bei Grundſtückszerſtückelungen 
j. das Gef. vom 3. Ianuar 1845 (A. III.) nebft den bort aufgenommenen bezügl. we 
teren ©. und den Noten dazu. Aus 8 1 des Lanbesfultur-Eb. folgt, daß bei Zerſtüdt 
lungen von Grundſtücken alle Rechte britter Berfonen auf ven Trennftilden unverändert um 
alſo we: in solidum verbleiben, jo weit die Rechte fich auf das ganze Grundſtück erſtreden. 


6. Diefer $ ift, nachdem feine Beſtimmungen durch bie Wbldfungsorbnumg ven 
7. Juni 1821 (8 29) für den G.⸗B. derſelben ſſ. n. 67. zum Ablöſ.G. vom 2. Mir; 
1850 (A, IV. 4.)] theilweife abgeändert worben, durch 8 93 bes letzteren ausbrüdlie 
aufgehoben und aud dadurch antiquirt, taß nach 8 91 ibid. bei erblicher Ueber 
laſtung von Grundſtücken fortan nur bie Uebertragung bes vollen Eigenthums für zuläſſig 
alſo die Erbpacht für unzuläffig erffärt ift. 

7. Die Beftimmung $2. a, war buch BO. v. 31. Mai 1816 (G.S. ©. 18) 


in Betreff ber an KReligions-, Unterrichts-, Erziehungs» und Wohlthätig— 
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Sollte in beſondern Fällen eine Abweichung von diefer legten Beftim- 
mung nöthig und ohne Nachtheil des Erbverpächters zuläffig fein, fo 
fann fie nur auf Entſcheidung ver nach der Gemeinheitstheilungs- Orb» 
nung angeorbneten Schiedsrichter ftattfinben.] " | 

F. 3. Auch die Staatsabgaben und Laften follen niemals ein Hinder— 

niß der Vereinzelung fein. Wir haben vorzüglich deshalb mit den Theil 
verfelben aufgehoben, ber auf dem Ganzen ver Güter ruhte und nicht ver- 
tbeilbar auf bie einzelnen Theile war, wohin namentlich der Vorfpann und 
die Fonragelieferung gehörte Der Militairvorfpann, der nothwendig 
bleiben mußte, hat dadurch aufgehört, ein Hinderniß zu fein, daß er von 
allen Grunpbefigern ohne Ausnahme nach Maafgabe ihrer Anfpannung 
getragen wird. Die neuen Abgaben des platten Landes ftehen ebenfalls 
nicht im Wege, da fie entweber direkt oder indirekt blos perſönlich find. 
Es bleibt Daher nur noch bie Schwierigfeit wegen ver Grundſteuer zu be- 
jeitigen, und dies foll dadurch gefcheben: 

daß ſolche bei Vereinzelungen anf die abzutrennenden Theile ver- 

bältnigmäßig repartirt wird. 

[Die Repartition gefchiehet nach ber Entfchelbung der im $ 41 be 
merften LZandesötonomie- Kollegii, welches von dem Sreisfteneramt und 
nach Befinden auch von einem Kreisverorbneten Gutachten barüber er- 
fordert. Die BVertheilung ift ebenfalls wie in dem Fall ad bb. $ 2. 
mit einer Erhöhung von 4 PBrocent zur Beitreitung der mehreren Ren⸗ 
bantırrfoften verbunden. ] | 

8. 4. Die Einfchränfungen, welche theils das allgemeine Landrecht, 

theil8 die Provinzial-Forftordnungen in Anfehung ver Benugung der Pri- 
vat-Waldungen vorfchreiben, hören gänzlich auf. Die Eigenthümer können 
jolche nach Gutbefinden benußen und fie auch parzelliren und urbar machen, 
wenn ihnen nicht Verträge mit einem Dritten ober Berechtigungen Anberer 
entgegenfteben. 

$. 9. Mit dieſer Etnfchränfung können auch Tanbwirthfchaftlich be- 





— — — 


keits⸗Anſtalten zu zahlenden Erbpachtzinſen dahin abgeändert worden, daß fie nur mit 
Einwilligung der Oberen und Vorfteher folder Anftalten vertragmäßig abgelöft : werden 
tınjten. Diefe BO. ift aber aufgehoben burd 8 1. Nr. 4 des Ablöſ.G. v. 2. März 
1850 (A. IV. a.). ©. auferbem 8 65. Abf. 4 des leßteren und 8 5 des ©. v. 15. April 
J a VL). 

8. In Betreff der G. Über Vorfpann und Fouragelieferung |. n. 1. h. 1. — An- 
langend bie Bertheilung ver Grundſteuer bei Zerftüdelungen, fo ift bie Schluß- 
teftimmung wegen ber Erhöhung von 4 Procent aufgehoben durch U. 8-0. von 
22, Mai 1833 (G.S. S. 65). Für das Grundfteuer-Vertbeilungs-Berfahren ift in ven 
böflihen Provinzen das ©. v. 3. Januar 1845 (A. II.) [f. 8 11 deſſelben und 
die n.22 dazu) und in Wefiphalen das Grundfteuergefeß für die weftliden 
Provinzen v. 21. San. 1839 (G.⸗S. ©. 30) und bie daſſelbe auf Grund des $ 9 
des G. v. 21. Mai 1861, betr. die anderweite Regelung ber Grunbfteuer (G.⸗S. S. 253) 
alindernde Königl. BO. v. 12. Dez. 1864 (G.⸗S. ©. 683) maafjgebend. 


$8. 4. und 5. 
. 9 Die durch 84. h. 1. aufgehobenen Borfchriften gegen die Holzverwüſtung find 
tie 85.85 His 89, A. L.⸗R. J. 8. Durch 85 find auch wohl bie 88 8 und 9 A. L.-R. 
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nugte Orunbftüde in. Forft verwandelt und ſolche jeber anbern beliekigen 
Veränderung unterworfen werben, daher denn auch bie in mehreren Pre- 
vinzen vbeſte eube Verordnung, ‚daß bäuerliche Grundſtücke nicht unbeſtellt 
bleiben dürfen, hiemlt aufgehoben wird. | 

8.6... Die Regigläubiger ober etwa vorhandene Lehns⸗, Fideilommiß—⸗ 
und. gloxats/ Berechtigte dürfen einer neränderten Benutzung ber Grund— 
ſtücke miemals. wiverfprechen und müſſen fich auch jede Vereinzelung und 
außerorventlihe Holzverkäufe gefallen lafjen, wenn nach der Vorſchrift des 
Edikts, wegen ‚ber gutöherrlichen und bäuerlichen Verhältniſſe und ver er: 
folgenden Gemeinheitstheilungs-Drbnung dieſe Operationen nach dem Gut— 
achten, zweier. Kreisverorbneten nöthig find und die Verwendung ber Kauf 
gelder entweder in bie Subftanz der Güter oder zur Tilgung ber darauf 
haftenden, ven Übrigen Hypothekarien vorftehenden oder die Mitberechtigten 
auch mit verpflichtenden Realſchulden gefchiehet. 

Jedem Grundbeſitzer fteht zwar, fo viel Arbeitsfamtlien, tie 
er zu bebürfen glaubt, auf feinem Eigenthum anzufegen und ſolche gan; 
oder theilweife durch Landnutzung abzulohnen. Damit ficd aber hierdurch 
nicht neue kulturſchädliche Verhältniffe bilden, fo follen die Miethsverträge 
einen Zeitraum von längftens Zwölf Iahren umfaffen, erbliche Ueberlai: 
fungen folcher Stellen aber niemals unter Verpflichtung zu fortwährenten 
Dienften gefchehen, fondern nur im Wege des Verkaufs oder mit Auf 
legung einer beftimmten Abgabe an Geld» oder Körnern zuläffig fein. 


— — — — — — — — — 


II. 7. für aufgehoben zu achten, wonach jeder Landmann zur wirthſchaftlichen Kultur ſeine 
Grundſtücks vom Stante durch Zwangsmittel gendthigt und bei bebarrlicher Vernachläſi 
gung zur Ueberlaffung veffelden an einen Andern angehalten werben konnte. Andrer In- 
ficht ift Koch Landrecht. Band 3. Anm. 4, | 

10. Die fpätere Gefeßgebung bat gegen bie forſtkulturwidrige Naturaltheilung tet 
gemeinfchaftlihem und Gemeine - Walbungen und gegen die Verwüſtung ber letzteren und 
ber Forften. der öffentlichen Anftalten in einzelnen —S Borkehrungen getroffen; 
ſ. das Nähere unter B. VII. 

11. Die Aufhebung der Nutzungsbeſchränkungen ift in 884 und 5 nur in jo mit 
erfolgt, Fi nicht Verträge mit Dritten ober Berechtigungen Anderer entgegenftehen. 


12. Die in dieſem $ gemeinten Bereinzelungen unb auferorbentlichen Holzverlänie, 
die fich die Nealgläubiger und fonft genannten Realberechtigten unter gewiſſen Bedingungen 
gefallen Laffen follen, find nur foldhe, bie bei Gelegenheit und in Folge von gutekerrlid: 
* bäuerlichen Negulirungen und Gemeinbeitstheilungen ftattfinden. Außer dem Berid 
biefer Gefchäfte bat der $ 6 die bisherigen gefehlichen Befugniffe der Realintereſſenten be 
Zerſtückelungen und bei ungewöhnlichen Holzoerläufen (A. 2.-R. I. 20. 88 441,2, 1. 18. 
88 577—9. I. 21. 88 136—42. II. 4. 8 74) nicht verändert. [Anderer Anficht ift dit 
HMR. v. 7. Febr. 1841 (IMBl. S. 99), welches den $ 6 allgemeiner verſteht; — IT 
deß bezieht ſich diefer ausdrücklich nur auf bie Vorſchrift des Regulirungs-E. v. 14. Eirt 
1811 (8 56) und „ber erfolgenden Gemb.-Theil.-O.”].. — An bie Stelle der Schluß" 
ſtimmung des $ 6 find inzroifchen die neuern Beftimmungen wegen ber Wahrnehmurng 
der Rechte britter Perfonen bei Auseinanderfegungen getreten; ſ. n. 78. zu $ 110, All 
G. v. 2. März 1850. (A. IV. a.) Bol. L. u. v. R. II. a. S. 92 His 94, 


8.7 . 
‚13. Der Schluffat ift durch $ 91 des Ablöſ.G. vom 2. März 1850 (A. IV. x) 
dahin mobificirt, daß nur die Auflegung fefter Geldrenten zuläffig if. 
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8.8. Die Verordnung, nach welcher feine Ausländer zu Guts- und 

Amtspächten zugelaffen werben follen, wird gänzlich aufgehoben. 
x F. 9. Da die Beſtimmung des 8 452 im Allg. Landrecht Th. IL 
it. 21: 
baß ber von einem Pächter übernommene Viehftand während feines 
Defiges zum Nachtheil des Düngers nicht weiter vermindert wer- 
ben barf, als Ießterer von ihm auf andere Art wieber erfett wird, 
zu weitläuftigen Prozeſſen Anlaß geben kann, fo wird verorbnet: 
baß in dieſer Hinficht nicht auf bie Anzahl des Viehes gefehen 
werben foll, fonvern darauf, daß nach dem Gutachten der Such 
verftändigen eine, wentgftens eben fo ftarfe Quantität ſelbſt ge- 
monnenen Futters, als vorher durch das vorhandene Dich wirth⸗ 
ſchaftlich conſumirt wird. 

F. 10. Nach Aufhebung der in der Verfaſſung gegründeten Kultur⸗ 
hinderniſſe bleiben noch diejenigen zu entfernen, welche aus beſondern Ver⸗ 
haͤltniſſen und Servituten enfpringen. 

So nachtheilig die letztern im Allgemeinen ſind, ſo ſtehen ſie doch 
mit dem einmal eingeführten Landbau in den meiſten Gegenden in einer 
ſo engen Verbindung, daß ſie ohne Gefahr der Zerrüttung nicht mit einem 
Male aufgehoben werben können, ſondern nur nach und nach gelöſet wer⸗ 
ten dürfen. Letzteres foll fo weit gefcheben, wie es für die freie Anwen⸗ 
dung der vorhandenen Kräfte Bedürfniß, ober fonft nüglich und ohne Ver- 
luft für die Berechtigten zuläffig. ift. 

Sehr viel kann und foll zu diefem Zweck ſchon burch Abjtellung ein- 
geihlichener Mißbräuche und durch Verweiſung ber Servitutsausübung in 
tie gefeglichen Schranten gewirkt werben. Wir werben beshalb das Nöthige 
nachſtehend verfügen, zugleich aber einige Anorbnungen treffen, bie ben 
Srundbefigern erlauben, die Nefultate des verbefferten landwirthſchaftlichen 
Betriebes zu benußen, ohne gezwungen zu fein, burch bie fehr koſtbaren 
und oft ſchwierigen Spezialfeparationen aus aller Gemeinſchaft mit andern 
Grundbeſitzern zu treten. 

$. 11. Als nächites und einfaches Mittel dazu verorbnen Wir: 

daß ber dritte Theil der Aderländerei einer jeden in Weidekommu⸗ 

nion befindlichen Feldmark unter den nachfolgenden Beitimmungen 
von der Dütung befreiet und ber privativen Benukung ber Beſitzer 
ũtgelaſen werden ſoll. 

$. 12. Es hängt von den Inhabern ber Mehrheit des Landbeſitzes 
eb, wo dieſes Drittel gewählt und ob es in einem Felde ober in mehreren 
genommen werben fol. Iſt ein Dominium dabei Intereffirt, jo muß fich 
die Gemeinde mit folchem einigen, und ftehet dies nicht zu bewirken, fo 
Andet die im 8 42 erwähnte fchievsrichterliche Entfcheidung ftatt, von wel- 
ar aber in biefem Falle eine Berufung auf Reviſion nicht zuläffig fein foll. 


ss, 11. bis 17. 
14. Diefe — zwar in ben 88 181 bis 191 der Gemeinheitstheil.⸗O. 
8. T. Juni 1821, (A. VIl.a.) beftätigt und mit einigen Modifikationen „näher beftimmt” 


dingt eintreten, fo wie fie denn auch Einzelne für den Theil ihrer Aeder 
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Zur Direktion hierbei dient, daß bas Drittel in der Nähe des Dorfs, 
und wo mögfich gleichmäßig von allen Feldern genommen werben muf, 
Damit di gdenutung ber übrigen ?/, berfelben ungeftört bleibt. 

Beſondere und fremde Hütungeberechtigte, worunter der Guts⸗ 
berr a zu zählen tt, müſſen, in fofern fie Durch dies hütungsfreie 
Drittel verlieren, von ber Gemeinde nach Berhältniß ber Größe und Bit: 
bes Ackers entfchäbigt werben. 

Zn Ermangelung einer gütlichen Webereinfunft wird feſtgeſetzt: 

a) von dem Drittheil ift dasjenige abzuziehen, welches jeder Ackerbeſitzer 
nach dem Allgem. Landr. Th. 1. Zit. 22. $ 119 ober nach ber Qt. 
fervanz, dem Sutterbau bisher ſchon widmen und einhegen, oder 
uberhaupt mit Braachfrüchten beſtellen durfte; 

b) nur für den fobann übrig bleibenden Theil ift die Entfchädigung, 
und zwar in Körnern, durch Schiebsrichter, nach ven Vorſchriften 
ber Öemeinheitstheilungs-Orbnung auszumitteln. 

. Die Einrichtung erforbert feine Zufammenlegung des Grund 
ſtücks eines jeden Sutereffenten. Iſt jene einmal getroffen und vollzogen, 
fo fol auch nachher fein Befiger zur Umlegung und Vertaufchung ber in 
biefem Drittel befindlichen Grundſtücke jemals gezwungen werben können, 
fondern e8 muß die Zufammenlegung berfelben der freiwilligen Ueberein 


kuuft der Intereffenten überlaffen werben. 


8. 15. Sollte eine Gemeinde einftimmig die Hutfreiheit noch nicht 
benugen wollen, fo Tann fie zwar einftwellen noch ruhen. Sobald aber 
nur der vierte Theil der Intereffenten folche verlangt, fo muß fie unte 


reflamiren fönnen, der ihnen am meiften Tonvenirt. 
Keine Gemeinde darf fih, bei harter Ahndung, unterftehen, ſolche 
einzelne SAtereffenten von Benutzung biefer Befugniß abhalten zu wollen. 
. 16. Unter eben ven Umftänben, unter welchen nach der Gemein 
beitstheilungs » Ordnung auf eine Gemeinheitstheilung angetragen werten 
darf, kann auch die Befugniß, noch mehr als '/,; des Ackers der gemein 
ſchaftlichen Weide zu entziehen, nachgefucht werben. 
8. 17. Bis dahin bleiben die übrigen ?/, der Feldmarken in ber ki 
berigen Berfaffung, ven Fall einer Separation ausgenommen. | 
8. Beftellt ein oder anderer Wirth feinen Adler nicht, wel 
er fonft zu befäen befugt fein würde, fo verbleibt ihm bie Weide © 
Grasnutzung darauf ausfchließlih. Er muß jeboch bei erfterer Benuku 
für allen Schaden, den fein Vieh Andern thun Könnte, einftehen, und h 
in fofern auf benachbarten Feldern Schaden vom Vieh angerichtet wi 
bie Präfumtion gegen ſich, daß dies durch das Seinige gefchehen fei. 
bald der daran ftoßende übrige Ader der allgemeinen Weide preisgege 
wirb, 1 kann er vu ben ' Geinigen verfelben nicht weiter entzieben. 













worben, fie find aber deshalb faft ganz außer praktiſcher Anwendung, weil biefer theihr: 
Hutbefreiung bie völlige Separation aller Feldmarksgrundſtücke nach dem erften Abſchn 
der Gemeinbeitsth.-O. algemen vorgezogen und anf letstere nach 8 9 des Ausführ. 

v. 7. Juni 1821 (A. IX.) [f. n. 7. dazu] von Amtswegen hingewirkt wird. 
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8. 19. Wo gemeine Weidanger (Pläße, pie blos behutet werben) vor- 
handen und noch wicht zur Theilung gelommen ſind, in Anfehung ihrer 
Benugung aber keine zweckmäßige Ordnung fejtgeftellt worden; da muß anf 
Antrag eines Biertel8 der Berechtigten, eine zur befjeren Benntzung füh- 
rende Einrichtung entweder turch gütlichen Verein, : oder: durch Zuziehung 
eines Defonomte-Rommiffalrs, oder einer Kommiffion vom Kreisverordneten 
getroffen werden. Es foll beftimmt werden, wo und wann jede Viehart 
aufzutveiben, in welcher Folge dies gefchehen fol, und welche Bmifchen- 
räume zur neuen DBegrafung ver Weide, und nm fie vem Vieh angenehm 
ju machen, erforderlich find, wonach fich fodann bie Gemeinde unb jeder 
Cinzelne En richten verpflichtet ift. 

Die Gemeinde :Welde wird in einigen Brovünen durch das 
Sfekhanem (Baltenhauen, Blaggen, auch Poffen genannt) fowohl Behufs 
der Düngervermebrung als auch zur Teuerung bemtt. Wenn es gleich 
sülle geben kann, wo biefee Gebrauch durch feine Vortheile Die Nachtheile 
überwiegt, jo bat doch diefe willfürliche Benutzung öfterer bie nachtheilig» 
ten Folgen für das Allgemeine und Einzelne. Ackerban und Viehzucht 
kemmen baburch immer mehr in Mißverhäftnig und der eine bevient fich 
dieſes Mittels zu ſtark zum Nachtheil des anderen. 

Um den Mißbrauch möglichit zu verhäten, wird verorbnet: 

a) Jener Gebrauch foll in ver Folge überall nur ftattfinden, wenn Drei« 
viertel der Gemeinbegliever damit einverftanden find und an bem 
Orte, wo fie es gut finden. 

b) Niemand darf die Gemeinde-Weide auf dieſe Art benuken, als nach 
Verhältniß der Größe feines Aders, es fet denn, daß ihm eine be- 
jondere rechtliche Befugniß, zu einem ftärferen Gebrauche, zuftände. 

e) Streitige Fälle über den Gebrauch werben burch eine Kommiffion 
ver Kreisverordneten entſchieden. 
$. 21. In Anſehung der Wieſen⸗Behütung wird auf bas A LER. 

Th. 1. Tit. 22, befonders auf die Vorfchrift des $ IV. verwiefen: 
nach welcher naife durchbrüchige Wiefen auch im Herbſte und folg- 
fih noch vielmehr im Frühjahre mit der Hütung verſchont werben 
müffen. 


9, 
1. Diefer 8 Hat erft feine nähere Beſtimmung in ben 88 166 bis 180 der 
Fr .O. v. Juni 1821 (A. VII. A.) gefunden, |. n. zu letzteren. 


. 16. Rach 88 171 fg. ver Gem.-Th.-O. v. 7. Iuni 1821 (A. VII, a.) muß auch 
Ne Regufivung bes Rafenabhauers auf Gemeinmweiben, jolange fie beftehen, auf den Antrag 
ven } der Berechtigten erfolgen, unb unterliegt dent in 88 178, 179 le ., reſp. im 
wo des 57. BD. v. 30. Juni 1834 (A. X.) vorgeſchriebenen Berfahren. 


17. In dieſem 8 ift unrichtig SIV. ſtatt $ 111. A. L.R. J. 22 citirt. Das Verbot 
der Behütung naſſer, durchbrüchiger Biefen iſt „für alle Sahreegeiten“ wiederholt ansge⸗ 
echen im 5 36. Feld⸗Polizei⸗O. v. 1. Nov. 1847. (B. V.) 
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8. 22.. :Die Fruhjahrs-Behutung der Wiefen iſt, wenn fie nicht mit 
gewiſſer Barficht nur von dem Eigenthümer allein gefchiehet, in der Regel 
überall: chaͤdlich. Ihre Aufhebung ſoll daher gegen die billige Entfchätt- 
gung: von jedem Beſitzer geforbert werben Tönnen, und ſolche nach ben ver: 
ſchiedenen Gegenden und Rofalitäten, nach den Vorfchriften ver Gemeinheite- 
theitugs:Orbnung, vegulirt werben. 

. 18.28... Die Berwandlung ein» und zweifchüriger Wiefen in mehr: 
ſchuͤrige ſteht ebenfalls jedem Beſitzer, unter Vorbehalt einer billigen Ent- 
Schädigung für bie Weide-Berechtigten, frei. 

8. 24. Durch eine befondere Verordnung ertheilen Wir bie Beſtim⸗ 
mungen wegen ber Vorfluth-⸗, Ent- und Bemwäfferungen und Entfernung 
der Hinverniffe, welche Hierbet entgegenftanden, worauf wir bieferhalb ver: 
weisen. - 

$. 25.: Bon ben Serpituten, welche auf ben Forſten haften, find ver: 
züglich die Beweibung und das Sammelu des Raff- und Lefeholzes une 
der Waldftreu der Kultur derſelben nachtheilig. An fi würben biefe Ser- 
vituten oft nicht ſchaͤdlich fein, aber fie werben e8 in einem boben oft zeritö- 
renden Grade durch den Mißbrauch, ver bei der Ausübung ftattfindet, unt 
bisher theils aus unzeltigee Milde, theils aus nothwendiger oder billiger 
Rüdficht auf die den Bauerwirthichaften mangelnde Hälfsmittel nachgefehen 
worden ift. 

Nachdem nun aber dieſe Wirthfchaften ſowohl durch die Verleihung 
des Eigentbums und Abfchaffung der Dienfte, wie durch Befreiung "/, ihrer 
Aderländeret von ber Hütung wefentlich verbeffert werden und in bie Lage 
fommen, die Waldweide mehr als bisher entbehren zu können, fo ſollen 
jene Mifbräuche nicht weiter gebuldet werden, fondern Wir verorbnen: 

8. A. Hinfichtlich des Naff- und Lefeholzes: 

1) vaß jeder Wald-Eigenthümer befugt fein foll, das Sammeln ber Be- 

rechtigten auf das Bedürfniß einzufchränfen; 

2) daß e8 nur an beftimmten Tagen unter der Aufficht eines Forftbe 

dienten nach deſſen Vorfchrift gefchehen darf, wenn der Eigenthümer 

gut findet, diefe Einrichtung zu treffen. 


— — — — — — —— — — ——— 


88. 22. und 23. 
18. Die Wieſenhutung iſt geſetzlich eingeſchränkt durch SS 85 bis 38 ber eben citirten 
Feld⸗Pol.O. Ihre Aufpebung kann nach 884 und 19 der Gemeinheitsth.-O. v. 7. Juni 
1821 54 VI. a.) von dem Belafteten, wie vom Berechtigten verlangt werben. 


19. Die in Bezug genommene auf Borfluth und Entwäfferungen bezüglicde BO. iſt 
unterm 15. November 1811 ergangen, als Gejet wegen des Wafferftaues bei 
Mühlen und Verfhaffung von Vorfluth (G.S. ©. 352), ſ. unter B. J. Gun 
Geſetz wegen Bewäfferungen ift erſt geraume Zeit fpäter erlaffen, Das v. 28. Febr. 184 
über Sun ber Privatflüffe (G⸗S. S. 41), |. unter B. II. 

20. Bon ben in biefem $ als kulturſchädlich bezeichneten 3 Servituten ift das Streu 
fammeln in ben weiteren Beftimmungen nicht eingefchräntt. Dies ift erft durch bie ver 
läufige BO. vom 5. März 1843 (G.⸗S. ©. 105) geſchehen, ſ. unter B. VII. a. 
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$. 27. B. In Abficht ver Waldweide iſt Unfer Wille: . : 
daß dabei die allgemeine geſetzliche Vorſchrift, nach welcher die Ans⸗ 
übung bon Servituten bie eigentliche: Beſtimmung ber; damitbe⸗ 
laſteten Orunbftüde nicht - hindern darf, zur vollen Anwendunz 
kommen ſoll. DE 
$. 28. Dem gemäß wird die mit bieſem Grundyriueip im. Mibyers 
ſpruch ſtehende Beſtimmung, welche die Schonungsbefngniß: ver Waldeigen⸗ 
thümer auf einen gewiſſen Theil des Waldes einfhränkt,. hiemit · aufgehoben 


und feſtgeſetzt: 17 
daß die Schonungsfläche hauptſaͤchlich durch das Bedurfniß ber 
Wiederkultur beftimmt werde. et 


$. 29. Sollte durch unbefchränfte Anwendung. des ebatt:: erwähnten 
Grundſatzes eine wirkliche unentbehrliche Weide zu fehr leiden, fo folk eine 
— Einfchränfung deſſelben nach dem Urtheile der Schledsrlchter ſtatt⸗ 


a. 30. Da für die Laubholz⸗Waldungen die Weide: beinche immer 
verderblich — der Boden derſelben aber gewöhnlich won der Art iſt, daß 
er mit Nutzen zu Ackerland oder Wieſen aptirt werden kann, ſo ſoll dies 
tuch Abfindung der Weideberechtigten mittelſt Abtretung eines Theiles 
dieſer Holzdiftrikte möglichſt befördert werben. 

Bei der Abfindung muß zwar die Nutzung, welche die Weide gewährte, 
nach der Billigfeit in Anfchlag fommen. - Entftand fie aber hauptfächlich 
turh große Räumden und Blößen, fo wird nicht die wirkliche Nutzung 
ber legten Zeit, ſondern biejenige berüdfichtigt, welche bei einem mittel⸗ 
mäßigen Beſtande der Forft ftattgefunden haben würde. 


8. 27. 

21. Eine allgemeine geſetzliche Vorſzrit für alle Servituten, wie fie der 827 vor⸗ 
entiegt, enthält das A. L-R. nicht; 8 17. I. 19. fchreibt nur im zweifelhaften falle die 
Einihräntung der Rechte auf frembe Soden. um Beten des Eigenthilmers vor. Aber 
:n Betreff der Hutungsrechte ift alferbings jene Vorschrift im 8 80. A. 2.-R. J. 22. ent- 
alten und diefelbe ift duch $ 174. Gem.⸗Th.⸗O. v. 7. Juni 1821 (A. VI. a) auf 
elle Arten 59 ländlichen Grundgerechtigkeiten ausgevehnt (f. n. 74 zul.c.) 


Sy, 28 28. 
ar % LR. beſtimmte in den 88 170 fg. I. 22. in Bezug auf die Scho- 
ınngsbefugniß des Waldeigenthümers, —9— die Hutungsberechtigten die Schläge 
ſo weit fhonen müſſen, als es zur Konfervation des Waldes nah dem Gutachten 
vereideter Sorftfadverfländiger nöthig ift und daß auch nad deren Befinden 
fie zur allmähfichen Wiederherftellung des Walbes erforberliche Einfchränfung der Hutungs- 
tedhte erfolgen fol. An Stelle dieſer Vorfchriften find Die 88 28, 29. h. 1. getreten, 
welche nicht die Konferbation bes Waldes, fondern das Bedürfniß ber Wiederkultur 
sum bauptjächlichen Maafftabe für bie Schonungsfläge feftftellen und die billige Ein- 
tränfung dieſes Grundſatzes zu Gunſten einer durch beffen unbefchränkte Anwendung zu 
'ebr leidenden wirflid unentbehrlichen neibe nah ſchiedrichter lichem 
Urtheile anordnen. Siehe aber n. 75 zur Gem.-Th.-O. v. 7. Juni 1821 (A. VO. a). 
23. Unter ven „Schieberichtern” im 8 29 ift bie fchiebsrichterliche Inſtanz zu ver⸗ 
feben, deren Errichtung der $ 42 h. 1. anfündigt. An Stelle diefer nicht eingerichteten 
Inftanz ift die file bergleichen Streitigkeiten eingejette Gemeinheitstheilungsbehörbe 
ſeldſt gereten, deren Ermeſſen es überlaffen ift, ob fie ein fchiebsrichterliches oder das 
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$. 31. Ehen dies gilt von ben Nadelholz⸗Waldungen. 

8. 32. In fofern bie Berechtigten größere Waldſtriche beweiden, als 
jie zur Hülfe für ihre Heerden bebürfen ober zu beziehen berechtigt find: 
fo müffen fie ſich die Einfchränfung auf Heinere Diftrikte gefallen laſſen. 

Auch iſt der Waldeigenthümer befugt, bei mehreren nicht zu einer 
Gemeine gehörigen Berechtigten, Jedem einen beſonderen Weidediſtrikt an: 
zuweiſen, wenn dies konvenabel für die Forſtnutzung ſein ſollte. 

"8. 33. Es fol mit Strenge und Nachdruck auf Reſpektirung der 
Schonungen gehalten und alles entfernt werben, wodurch fie verlegt wer- 
ben können. 

Wir verorbnen deshalb bie genaue Befolgung ver polizeilichen Ber: 
fchriften: 

a) daß da, wo ganze Komnumen das Weiverecht haben, nicht einzelne 
Mitglieder ihr Vieh in bie Korft ſchicken dürfen, fondern folches von 
gemeinfchaftlichen Dirten eingetrieben und gebütet werden muß; 

b) daß noch viel weniger das Vieh einzeln ohne Hirten in die Wälder 
gejagt werben barf; 

ec) daß es ba, wo es über Nacht bleibt, in Buchten oder eingehägt: 
Koppein getrieben werben muß. 

Bon noch größerer Wichtigkeit, als für bie Yorften, iſt tie. 
Bewahrung ber Felder und Wiefen vor Beſchädigungen. Ste finden an 
vielen Orten in fo bebeutendem Grave ftatt, daß die Kultur weſentlich 
barunter leidet und manche nützliche Anlagen blos beshalb unterbleiben. 

Zur Abftellung biefer Mängel und Frevel wird mit Bezug auf 8 33. c. 

a) bie Verorbnung, nach welcher Fein Vieh ohne Hirten berumlaufen 
darf, hiermit erneuert, 

b) auch das einzelne Hüten auf fonft gemeinfchaftlichen Weibeflächen, 
zwifchen ben Getreibefeldern und an ben Wiefen mit Pferden, Ochſen 
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gewöhnliche in Aerimanderſetzmaeſe chen ogehrieben Verfahren eintreten lafſen mil. 

Dies iſt angenommen im E.⸗K. v. t. 1856. (IMBt. 1857. S. 12. BMI 18. 

Ss.” 3) und fchon früher vom DT. in 8 vom 14. Mai 1850 (Arnsb. Arch. Bd. 14. 
En 





s,,0 A ‘ss haben, ihre geichliche Nealifirung durch die 88 131 bis 139 der Gem. 
Th.⸗O. vom 7. Juni 1821 (A. VII. a.) gefunden. Der $ 32 ift eine Anwendung der 
allgemeinen Beſtimmung A. 2-8. I. 22. 529, bie durch $ 174. Gem.⸗Th.-O. vom 
7. Suni 1821 noch bejonbers auf alle ländlichen Grundgeredtigfeiten für an- 
wendban grün ift. (j.n.74 zul. c 


25. Die Beftimmungen bes 8 33 find burch die Feld⸗Pol.O. vom 1. Nov. 184 
(B. V.), ba diefe nach 88 1, 8 unb 43 nicht auf Forſten ſich bezieht, nicht geänter: 
unb ſomit noch allgemein gültig. — Die Regierungen find zum Erlaß von Strafbeſtim 
mungen gegen Uebertretungen bes $33 auf Grund bes 811 ver Reg. Saft. v. 23. X. 
1817 ermächtigt: fo Fat v. 29. Febr. 1832, citirt in n. 2. h. 
ss 34 bis 36. 

6. An bie Sielle biefer für bie Verhütung von Beſchädigungen ber Felder, Wien 

und Baumanlagen- ungenligenden Vorſchriften find inzwijchen getreten die Feld⸗Pol. O. v. 
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und anderem Vieh, felbft werm eigene Hirten dabei find, iſt nicht 
erlaubt, indem dadurch viel Schaden gefchieht und einer zum Nach- 
theile des anderen zu hüten fucht. 2 Ä 
In jedem Dorfe fell, fo viel möglich, ein vwerpflichteter Felbwärter 
orpefebt werben, der über bie Befolgung der Feldordnung wacht. 
$. 39. Die Strafen gegen Webertretungen viefer Art, gegen Baum⸗ 
frevel und Felddiebſtähle follen gefchärft und unnachfichtlich vollftredit wer⸗ 
ten. Ganz vorzüglich ftrenge werden Wir die Beſchädigung der Allen 
und fonftigen Baumanlagen ˖ahnden Iaffen. 

$ 36. Die Legteren können fowohl zum Nuten wie zum Vergnügen 
gereichen, wenn man bie Wege und Felder mit Obitbäumen bepflanzt. Wir 
wünſchen fehr, daß folches gefchehe und machen barauf aufmerkfam, daß 
kei Allgemeinheit folcher Anlagen ber Verluft durch Diebftähle fich für bie 
Einzelnen vermindert, und daß vie den Ertrag fo fehr ſchwächenden Koften 
ver Bewachung zu einer Kleinigkeit herabfinfen, wenn man bie Anlage auf 
—* beſchränkt, welche, für Boden und Klima paſſen, und zu gleicher 
eit reifen. 

$ 37. Wir empfehlen nicht minder die beffere Benutung ber in ben 
Forſten und Feldmarken befinplichen kleinern Gewäſſer, zur Fiſcherei. Das 
Hinderniß der Beraubung wird durch die angeordnete ftrengere Polizei ge- 
hoben, und der Nachtheil, ber hie und ba durch das Flachs⸗ und Hanf- 
töthen entfteht, Kann gehoben werben, da e8 von ber Willkür des Befitzers 
abhängen {of ob er folches ferner geftatten will oder nicht. 

$. 38. Bel Streitfachen über landwirthſchaftliche Gegenftänbe werben 
oft Sachverſtändige zu Gutachten vworgefchlagen, welche nicht Binfänglich 
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1. Nov. 1847 (B. V.), dern 8 75 alle früheren bezüglichen allgemeinen, provinziellen 
und ſtamtariſchen Beſtimmungen außer Wirkſamkeit geſetzt hat, und 88 282 und 217 bes 
Straſgeſetzbuchs vons 14. April 1851 (G.S. S. 101) und reſp. ©. v. 14. April 1856 
18.8, 6, 210). 

$. 37. 

27. Diefer 8 enthält feine neue bispofltive Beſtimmung; denn much ber Schluß 
hmm, als ſolche, wegen ber theils zu unbeftimmten, theils in bie Form eines bloßen 
Netios gelleideten Fafſung ſchwerlich gelten. Andrer Anſicht Lu.v.R.Ila. S. 107. Im 
Betreff der Fiſcherei⸗ Polizei |. das Nähere unter B. IX. und wegen bes Flachs⸗ und Hanf 
a ontfltfien $ 6 des ©. über die Benutung der Privatflüffe v. 28. Febr. 

(B. II). 

$. 38. 
.. 38. Diele bispofitive Beftimmung, welche die Auswahl der nach Maaßgabe der Be- 
Kummung X. G.⸗O. I. 9. 838 und Anh. 88 64 und 65 in gerichtlichen Streit- 
fachen zuzuziehenden Sachverfländigen bei lanbwirtbfchaftlichen Gegenſtänden auf appro- 
tine Delonomielonmiffarien und Kreisverorbnete beſchränkt, befteht no ſſ. A. RO. v. 
‘, Juni 1834 (Beilage A. zu A. VIIL) unter I. Nr. 10] und vie Gerichte Lönnen ein 
Surahten des Landesökonomiefollegiums (f. n. zu $ 39) nur allenfalls dann in Anſpruch 
achmen, wenn in höherer Inftanz ein Superarbitrium liber abweichende Anfichten vernom- 
Ele 20 oerfländiger nöthig werben follte: fo SIR. vom 30. April 1863 (VBMDL. 


29. Die Anwendung des 838 auf Abſchätzungen ber Inventarienftüde bei ber 
Uebergabe verpachteter Laudgüter iſt georbnet durch bie Anweifung ber Min. bes 
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qualiftzirt find. Um die daraus für die Grunbbefiger eutſtehenden Verluite 
und Nachtheile zu verhüten, verorbnen Wir hiermit, baß in dergleichen 
Fällen nur ſolche Gutachten gültig fein wollen, welche von approbirten 
Delonomie-ommiffarien oder Kreisverorpneten abgegeben werben. 

8. 39. Bei gehöriger Befolgung und Benugung ber vorftehenben 
Anordnungen, wird eine bebeutenbe Erweiterung und Berbefjerung des Land⸗ 
baues und ber Forſtwirthſchaft nicht entjtehen. Jeder Landwirth erhält ein 
freies Feld zur Thätigkeit und Anwendung feiner Induſtrie. Es kommt 
nunmehr blos noch darauf an, die letztere allgemein zu erwecken und ben 
Schon fehr regen Sinn für reelle Verbeſſerungen auch unter diejenigen ;u 
verbreiten, die bisher zu entfernt von ben Quellen der Belehrung ftanten 
und auch ohne Mittel waren, folche zu benugen. 

Es ift deshalb Unfer Wunſch und Wille, daß erfahrene und praktiſche 
Landwirthe in größeren und Heineren Diftrikten zufammentreten und prul- 
tifche landwirthſchaftliche Gefellfchaften bilden, damit durch folche ſowebl 
fihere Erfahrungen und Kenntniſſe, als auch. mancherlet Hülfémittel ver- 
breitet und ausgetaufcht werben mögen. 
| Wir werden ein Centralbureau in Unferer Reſidenz errichten, welde: 
biefe verſchiedenen Affociationen in Unfern fämmtlichen Staaten in eine 
gewilfe Verbindung feßt, Berichte und Anfragen von ihnen forbert un 
erhäft, nicht nur Rathſchläge ertheilt, fondern auch durch Beſorgung ron 
Werkzeugen, Sämereten, Viehracen und in gewilfen Gefchäften erfahrenen 
Arbeitern die gewünſchte Hülfe leiſtet. Auch wird biefes Centralburean 
gerechte und zweckmäßige Wünfche des ländlichen Bublitums, bie ihm vurd 
bie Affoctationen zulommen, ben oberften Staatsbehörden vortragen un 
empfehlen. 


— nen 








Innern f. 9. u. ©. und der Finanzen v. 16. Juni 1832 (Ann. Bd. 16. €. 9. 
Ibb. Bd. 40. S. 186), abgebrudt hiezu, als Beilage A. 

30. Die gerichtlihen Zaren ſämmtlicher Rittergüter erfolgen nah A. K.⸗C. d. 
1. Juli 1834 (©.-S. &.88) durch die betreffenden Krebitbireftionen, mit Ausnabm: 
der Provinz PBofen, in welcher nur bie bepfanbbrieften won Ichteren, bagegen bie nicht 
zum Srebitverbande gehörigen nad) der A. K.⸗O. vom 23. Sept. 1847 (G.⸗S. 1. 
S. 17) durch einen von der General-KRommiffion zu Bofen zu ernennenden Speciallomm’ 
farius ohne Mitwirfung eines gerichtlichen Kommiffartus nach den Tarationsgrunduat 
des Poſenſchen Kreditſyſtems [ogl. Revid. Tarorbnung v. 6. Juli 1840 (G.-©. ©. 205. | 
aufgenommen und durch bie Generallommiffion revidirt, feftgeftellt und ausgefertigt wer 
den follen. 





31. Ueber die Erfüllung, welche der in biefem $ ausgefprochene Wunſch md Bil: 
des Gefetsgebers gefunden hat, f. ven betr. Inhalt der einleitenden Denkjchrift vom Sn. 
1859 unter II. 

32. Das im g 39 beabfichtigte Centralbureau ift als „Randesdtonomielellt 
gium“ durch die A. K.O. v. 16. Ian. 1842 nad ben in dem IMR. v. 2. Mine). 
(j. beides im VMBl. S.21) enthaltenen Borfchlägen errichtet und das für daſſelbe von tem 
FM. entworfene Regulativ v. 25. März ej. durch U. 8.-D. v. 15. April ei. F 
flätigt worben, welches dich IMR. v. 5. Mai ej. bekannt gemacht ift ( BMBl. S. 12813! 
Dieſes Negulativ ift aufgehoben und an deſſen Stelle auf Grund Allerhöchſter Er 
mädtigung v. 14. Juni 1859 vom Min, f. d. landw. A. das revibirte Regult 
tiv für das Randesdfonomielollegium vom 24 ej. erlaſſen worden, welches nel 
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Das Nähere hierüber wird zu feiner Zeit bekannt gemacht werben, 
und wollen Wir für jett nur beinerken, daß bie Roften, welche die Ge- 
Ihäfte biefer Soctetäten erfordern und insbefondere die Salavirung - bes 
Sekretairs von Unfern Rafjen ‚getragen werben follem 

Die Organifation der Societäten wird ihnen felbit, jeboch: nach ge⸗ 
nommener Rückſprache mit ven Gentralburden überlaffen und Iumsche: nicht 
in allen Diftritten gleichförmig zu fein. — 

$. 40. Um dieſe Gefellſchaften deſto wirkſamer zu machen und ſichere 
Reſultate von landwirthſchaftlichen Verſuchen und Operationen zu erhalten; 
ſo haben Wir den nöthigen Fonds ausſetzen laſſen, um in jeder Provinz 
einige größere und Heinere Verfuchs- und Muſterwirthſchaften zu etabliren. 
Tie Befiger derfelben werden verpflichtet, die ihnen von dem Ceutralbureau 
aufgegebenen Verfirche vorzunehmen umb über ihren gefammten Wirthichafts- 
betrieb Rechenfchaft. abzulegen, in Abficht deſſen fie fih, ohne an eine 
ſpecielle Borfchrift gebunden zu fein, einer mufterhaften Führung befleißigen 
müfen. Die Inhaber ver größeren Wirtbfchaften diefer Art find zugleich 
Anfjeber der kleineren, welche letzteren ausfchlieglih zum Beiſpiel für 
binerlihe Wirthfchaften dienen folfen. 

($. 4. Wir werden in jedem Negierungsbepartement ein beſonderes 
Kollegium anordnen, welches die Lanvesäfonomie, und Kulturfachen aus- 
Ihließlich bearbeiten und mit Räthen befegt werben ſoll, die mit vollfom- 
mener Qualififation für folche, willenfchaftliche Bildung verbinden. Um 
dies Kollegium deſto wirkfamer zu machen, foll ihm bie Ausübung der 
Polizeigewalt bei Gegenftänben feines Reſſorts anvertraut werben. Zu dem 
Ende und um die Verbindung mit ben übrigen Verwaltungszweigen zu er- 
leichtern, foll e8 eine Deputation ver Provinztalregierung bilden, babet aber 
doch in feinen Beſchlüſſen von vem übrigen Kollegio unabhängig fein. 

Wegen der engen Verbindung, worin die Randesfulturfachen mit ber 
Reyultrung der gut&herrlichen und bäuerlichen Verhältutffe ftehen, ſoll ber 
Generalkommiſſair, welcher für die letteren in jevem Regierungsdepartement 
beitellt wird, dem Landes⸗Oekonomie-Kollegio präfibiren.] 

[$. 42. Bei dem bebeutenden Einfluß, den die Gemeinheitstheilungen 
aller Art auf die Kultur haben, ift die Verbefferung des Verfahrens dabei 
von großer Wichtigkeit. Es muß bewirkt iverben, daß folches kurz und 





tem daſſelbe befannt machenden Erlaſſe an die Oberpräfiventen vom gleichen Tage im 
SM, S. 191 veröffentlicht und hierbei als Beilage B. abgebrudt if. — Durch 
daſſelbe ift in der beftellenben Berfaffung der Tanbwirtbichaftfichen Vereine überhaupt und 
miteionbere im den Beziehungen ber Speciafvereine zu ben Centralvereinen feine Beränbe- 
" a aerahnt: fo MR. v. 16. Nov. 1859 (SWMBl. S. 347). 


‚3, Ueber bie mit den Muſterwirthſchaften gemachten, wieber aufgegebenen Verſuche 
1. die einfeitenbe Denffchrift unter IT. 
'8. 41. bis 44. 

. Dieje Beſtimmungen haben, foweit fie die barin erwähnten Lanbesöfonomie- 
Ickegien betreffen, durch die Aufhebung der letteren und Uebertragung der Landespolizei⸗ 
ſachen an die Regierungen im 8 10 der BO, v. 30. April 1815 wegen verbefferter Ein- 

Greiff, Gef. UH. Land. Kult. m. laudw. Bol. 5 
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doch gründlich fel, und jeder Nechtsanfpruch gehörig erörtert und entfchleren 
werbe. Wir werben besfalls eine befonbere Verordnung erlaffen, und burd 
folche den Gang beftimmen, ber bei ven Theilungen beobachtet werben jel. 
Diefem nach wi das Thellungsgefchäft felbft von einem qualifichten 
Defonomielommiffair unter Mitwirkung eines Nechtsverftändigen beferzt, 
und bei entftehbender Annahme des Thellungsplans über deſſen Beibehaltung 
oder Abänderung von einer Kommiffion entſchieden, bie aus drei Schiete: 
richtern befteht, welche aus der Zahl der von den Kreiseingefeffenen gemähl- 
ten fachverftänpigen Kreisverorbnieten genommen worden. 

Berubigen ſich die Intereffenten auch bei deren Entſcheidung nicht, je 
geht vie Berufung an ein Reviſionskollegium, welches aus zwei Meitgliebern 
bes Landes⸗Oekonomie⸗Kollegii, ans zwei Räthen des Ober⸗Landes⸗Gerichts 
und einem der Direktoren des Iebteren beftehen foll.] 

[$. 43. Die Oelonomiefommiffarten, welche zum Betrieb landwirth 
fchaftlicher Angelegenheiten erforderlich find, werben von dem Landes-Oele 
nomie⸗Kollegio angefegt und autorlfirt. Die ſchon als erfahrene und inteli- 
gente Männer befannte, brauchen fich nur bei dieſem Kolfegio zu melten, 
um in ihrer Qualität als Oelonomielommiffarien beftätigt ober ernannt 
zu werben. 

Solche aber, die noch nicht erprobt find, und den Ruf erfahrene 
Männer nach dem Ermefjen des Kolfegto nicht ſchon notorifch für fid 
haben, müſſen fich einer Prüfung unterwerfen, worüber noch befonbere Ber: 
Schriften ergeben follen. 

Diefe Kommiſſarien Können auch zu Kreisverordneten und Vorſtehern 
— erwählt werden, und in beiden Qualitäten wechſelsweiſe auf 
treten. 

[$. 44. Wir verpflichten die Mitglieder jener Behörden, die Oekbe⸗ 
nomie-Rommiffarten, Schiedsrichter und Kreisverordneten, bei Gelegenbeit 
ihrer Gefchäfte, die Grundbefiger über die vortheilhaftefte Benutzung ihrer 
Grundſiücke zu belehren, fie mit nüßlichen, ſchon erprobten und auf ihr 
Lokal paffenden Einrichtungen befannt zu machen und fie zur Nachfolge zu 
ermuntern. Wir weifen fie zugleich an, die bei ihren Gefchäften bemerl- 
ten wefentlichen Mängel, fei e8, daß fie landwirthſchaftliche, polizeiliche 
oder fittliche Gegenftände betreffen, zur Kenntuiß ver Behörden zu bringen, 
auch befonders an ven Orten, wo die Schulfehrer fehlecht dotirt find, hie 
Gemeinden bei Gemeinheitstheilungen oder Regulivung der gutsherrlicen 
und bäuerlichen Verhältniffe zu ermahnen, daß fie jelbigen ein bequem ge 
legenes Stüd Aderland zu einem Garten abtreten.) 

8. 45. Obgleib Wir vertrauen dürfen, daß im Landbau dasjenige, 


rihtung der Provinzialbehörden (G.S. S. 85), und in Betreff des Verfahrens in & 
meinheitstheilungsfachen durch bie VO, vom 20. Juni 1817 und bie fpäteren Gele 
welche dieſes Berfahren ordnen ſſ. diefelben unter A. VIII. fg.) Die praktiſche Beren- 
tung verloren. 


35, Wegen ber Maaßregeln der Staatsregierung behufs Herftellung größerer Unter: 
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was bie Kräfte einzelner erlauben, von ben entfeffelten Händen Unferer 
getreuen Landbewohner gefchehen werbe, fo bleiben doch für folche mehrere 
eben fo nöthige, als nüßliche große Unternehmungen unerreichhar. Das 
Land enthält auf mehreren Punkten Brücher von großer Fruchtbarkeit und 
Umfange, deren Urbarmachung taufende von Händen erfordert. Außerbem 
bedarf der innere Verkehr die Anlegung mehrerer Kanäle, Brücken und 
Straßen. Wir halten es für Landesväterliche Pflicht, alles Mögliche zu 
tun, bdiefe neuen Quellen ver Nationalwoblfahrt zu öffnen, und werben 
dazu, fo wie es die Umſtände nur irgend geitatten, beſondere Anftalten 
treffen. 

Es iſt für Unfer Gefühl böchft erfreulich, daß Wir endlich dahin ge- 
fommen find, alle Theile Unferer getreuen Nation in einen freleren Zuftand 
zu verfeßen, und auch den geringiten Klaffen die Ausficht auf Glück und 
Vohlftand eröffnen zu können. 

Wir erflehen den Segen ber Vorfehung für Unfer braves Volk und 
tie Bemühungen, die Wir alle vereint ferner anwenden werben, den Zu- 
ftand des Ganzen wie ber Einzelnen möglichft zu verbeffern. . 

Gegeben zu Berlin, d. 14. Sept. 1811. Friedrich Wilhelm. 

v. Darbenberg. 


nehmungen zur Forderung der Landeskultur, welche die Kräfte ber einzelnen Örunbbefiter 
überfteigen, |. bie einleitenbe Denkichrift unter III. 


— u 


Beilagen zu A.IL Ed. v. 14. Septbr. 1811. 


Beilage A. zu n. 29. 


„ftruftion des Min. d. Inn. u. d. Juſtiz-Min. v. 16. Juni 1832 üb. 
dad Berfahren bei Abipäsung der Inventarienftüde verpachteter Land— 
he 1 der Mebergabe und Rückgewähr. (Ann. Bd. 16. ©. 91. bb. Bo. 
0. &. 186.) 

.. Die häufigen Beſchwerden über die unzweckmäßige ung bes b|bähungd- 
geihäftd bei der Webergabe verpachteter Landgüter und über bie für einzelne Inter: 
aienten daraus entitehenden DVerlegungen haben die unterzeichneten Minifter zu einer 
naͤhern Erwägung dieſes Gegenjtandes veranlaßt. 

Es hat ſich durch dieſelbe ergeben, daß die Beſchwerden zwar oft gegründet ſind, 
daß aber, wenn die das —— leitenden Gerichtsbehörden die vorhandenen 
geiegliben Vorſchriften ſorgfällig beobachten, die gerügten Uebelſtände nicht eintrefen 
tonnen, und daß ber Grund derſelben hauptſächlich nur in den, von einer fehlerhaften 
Btaris geduldeten Mißbräuchen lege. 

Zur Abftellung derſelben erhalten ſämmtliche Verwaltungs: und Gerichtsbehörden 
Mr ma, in welden die Gerichts-Ordnung geſetzliche Kraft hat, die nachſtehen⸗ 
en Anweiſungen. 

$ 1. Bei der Uebergabe und Nüdgemähr verpadhteter Landgüter und ber babei 
verfommenden Abſchaͤtzung der Inventarienjtüde dienen die Borläriften der Gerichts: 

nung 
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ee: 
. . , 8q9. 
zur Richtſchnur. 

2. Da zur Leitung des Mebergabegeihäfts landwirthſchaftliche Keuntnifie un: 
entbehrlich find, fo hat das Gericht bei Anfegung des Uebergabe-Terminz nad Tır: 
ſchrift der Ger.:Oron. Thl. I. Tit. 9. $ 38 und Tit. 44. 8 48 von Amtswegen dafit 
zu forgen, daß dem von ihm ernannten Kommiflariug ein nad) Vorſchrift des $& 
des Edikts vom 14. Sept. 1811 aus den approbirten Delonomie » Kommiflarien eder 
Kreisverorbneten zu wählender Oekonomie-Verſtändiger beigejellt werde, mit beiten 
Zuziehung die Webergabe zu leiten, und nad deilen Rath und Gutachten ki 
wi Aufnahme der Tare und Erörterung der dabei vorkommenden Streitigkeiten zu 
verfahren. 

3. Nur bei der Uebergabe von Bauergütern, auch folder Rittergüter um 
Vorwerke, bei welchen nur ein unbedeutendes Inventarium übergeben wird, fan 
die Zuziehung des Delonomie .: Berftändigen unterbleiben, wenn jämmtliche Inter 
een ausprüdlih erllären, daß fie die Zuziehung deſſelben nicht für nütha 
alten. | 

$ 4. Zur Beurtheilung des Delonomie : Verftändigen gehören bei dem lebe: 
gabegejchäft die Gegenjtände, welche ohne Kanbroirthfchaftlidhe Kenntniſſe nit ent: 
ſchieden werden fünnen. Bei der Abichägung der Inventarienftüde bat daher derfelk 
die Vorfragen aufzujtellen, wovon die gewöhnlihen Taranten fich feine Rechenſcan 
geben und melde aud dem mit dem landwirthſchaftlichen Betriebe nicht vertrauten 
ichter leicht entgehen, z. B. ob die Tare nad) den momentan geltenden Preien 
(welche unter beſondern Umftänden den gewöhnlichen Preis oft bedeutend überfteiger' 
oder nach den gemein gewöhnlichen oder gewiſſen Durchſchnitts⸗-Preiſen anzulegen, 
oder ob fonjt nah Inhalt der beitebenden Kontrakte gewifle Modifilationen auf: 
faflen und anzubringen find. Es iſt ferner won bemfelben beitimmt anzugeben, nat 
welchen Vorausſetzungen in den oben genannten Beziehungen bei der Tare zu we: 
fahren fei, damit die Intereſſenten und der Richter Gelegenheit erhalten, Yrrtbüme 
dabei wahrzunehmen und zu berichtigen; auch find von demfelben die Taranten zu 
fontrolliren, diefelben auf bemerkenswerthe, von ihnen etwa überfehene Gegenitänt: 
aufmerkſam zu machen, und wenn fie in ihren Angaben erheblich von einanter al: 
weichen follten, fo it von dem Delonomie-Berftändigen der Grund biefer Verſchieden— 
heit zu erforfhen und eine Vereinigung darüber zu verfuhen. Sind neue Ader 
Inſtrumente oder neue Viehracen zu tariren, von deren Werth die Taranten kein 
richtige Kenntniß haben, fo hat der Oekonomie-Kommiſſarius darauf aufmerkſam zu 
machen, daß deren Werth auf eine andere Art ermittelt merde. 

. Die mit dem Delonomie » Verftändigen feftgeftellten Grundſätze, nad wel 
hen bei der Abſchätzung der Inventarienftücke zu verfoßren, find jedesmal in der auf 
zunehmenden Verhandlung vollftändig zu bemerlen. 

Wieviel Taranten zuzuziehen, und ob oder in wie viel Klafjen dielelben 
zu vertbeilen, ift nach der Ger.:Oron. Thl. II. Tit. 6. 8 6 zu beurtbeilen. 
87. Sind Tontraltliche Beitimmungen darüber vorhanden, fo find dieſe vorzüg 
lich zu berüdfichtigen. 

88. Ginigen find fänmtliche Intereflenten über die Perſonen der Taranten, ſo 
bat e3 dabei fein Bewenden. 

. 89 Findet aber eine folde Einigung nicht ftatt, fo it mit Berüdfichtigun 
ber 53 64 und 65 des Anhangs zur Allgemeinen Gerichts : Orbnung der Landrat 
des Kreiſes um Ernennung der zu dem Geſchäft erforberlihen Taranten zu te 
quiriren. 

$ 10. Die Kreislanpräthe haben zu diefem Gefchäft biejenigen Lanbwirtbe 
wählen, welche durch ihre Kenntniſſe und Rechtlichleit fi) vorzüglich dazu eignen; aut 
bleibt ihnen überlafien, diejenigen derfelben, deren QTüchtigleit und Gewiſſenhafliglen 
binlängli erprobt worden, der Regierung ald Kreis:Taratoren in Borfchlag zu brin 
gen und darauf anzutragen, daß biefelben als ein für allemal zu dergleichem Geicäft: 


Te | vu 11 
X X w 


Beilnge A. zu A. II. Ediktt vom 14. September 1811. 69 


zu ernennenbe Sadverftändige vwereidigt und ihnen ein Anerkenntniß darüber ertheilt 
wer 


& 11. Zur Abſchätzung befonderer Inſtrumente, neuer Viehracen oder anderer 
Gegenftände, von deren Werth die Landwirthe nicht gewöhnlich Kenntnifle haben, find 
andere Sachverftändige, welche zu bergleihen Geſchäften beſonders ausgebilvet find, 
zuzuziehen, und wenn bie Partheien über deren Wahl fich nicht einigen können, fo 
it die General:flommiffion um deren Ernennung zu requiriren. 

$ 12. Bei der Vernehmung der Zaranten über den Werth der abzuſchätenden 
Gegenftänbe iſt nach der Ger.:Drbn. Thl. I. Tit. 10. 88 189 sqq. zu verfahren; vie 
Partheien oder deren Beiftände haben jedoch die abzuſchätzenden Gegenftänve felbit 
den Taranten vorzuzeigen, auch ift ihnen zu geitatten, dieſe auf die Umſtände auf: 
nerflam zu maden, welde auf die Beitimmung des Werths der Sachen Einfluß 

n Üönnen. 

8 13. Megen ver Bereibigung der Taranten enthält der 8 203. Tit. 10. Thl. J. 
der GerOrdn. und 8 84 des. Anh. die nöthigen Beltimmungen. 

& 14. Die aufgenommenen Zaren find fofort ven Bartheien zur Erklärung vor: 
zulegen. Erheben fie Einwendungen dagegen, fo find viefelben ausführlich zu Broto: 
toll zu nehmen und die Taranten zur Erklärung darüber aufzufordern. erbleiben 
diefe bei ihren Angaben oder berichtigen fie die Tare nicht zur Zufriedenheit der 
ſammtlichen — * und findet auch unter dieſen eine Vereinigung nicht ſtatt, 
io muß die Kommiſſion die ſtreitig gebliebenen Punkte aus dem Uebergabe-Protokoll 
ausziehen, jeden berfelben beſonders erörtern, die Bartheien varüber hören, den status 
controversise unter ihnen reguliren, die vorhandenen Beweismittel aufnehmen und 
even Bunkt, fo weit dies zur leichtern Weberficht und zur Vermeidung von Berwir: 
tungen erforberlich iſt, in einem bejondern Protofolle zum Definitiv » Erfenntnifie _ 
initruiren. 

815. Ginigen fich bei diefem Verfahren die Intereſſenten über die Aufnahme 
einer neuen QTare durch andere Sachverſtändige, fo ijt eine ſolche ſofort zu verfügen. 

8 16. Wird aber der Aufnahme einer folchen neuen Taxe von einem ber In⸗ 
terellenten wiberfprochen, fo ijt die Frage -über die Zuläffigfeit verjelben, ob diefelbe 
noch vor der Regulirung des status controversiae zu verfügen und melde Mir: 
I der neuen Taxe beizulegen, wie in andern Prozeſſen von. dem Richter zu . 
entſcheiden. = 

8 17. Bei dem Schluffe der Sade ift das Gutachten des Delonomie-Berjtändi- 
gen über die ftreitig gebliebenen Bunte zu erfordern’ und wegen der Aufnahme deſſel⸗ 
ben zu Protokoll oder der fchriftlichen Einreihung defielben nach Vorſchrift der Allg. 
Ger.:Dron. Thl. I. Tit. 10. 8 59 zu verfahren. | 

8 18. Keinem der Taxanten ift es erlaubt, wegen feiner Bemühungen und 
Auslagen unmittelbar von den Partheien oder deren Bevollmächtigten feine :Befriedi- 
gung zu fordern, oder unter irgend einem Vorwande von denjelben anzunehmen; aud) 
türfen bie Partheien nicht den Taranten in Beziehung auf die bei der Uebergabe ges 
kabten Bemühungen oder Auslagen Geſchenke oder Belohnungen anbieten oder durch 
Andere anbieten laſſen. " 

Taranten, welche diefen Vorſchriften zuwider handeln, gehen des öffentlichen 
Tertrauend verluftig und werden aus dem Berzeichniß der Kreistaratoren geitrichen. 
63 wird ihnen das Qualifilations - Atteft abgenommen und fie verfallen ſonſt nad) 
bewandtniß der Sache dem Strafgefek. 

J 819. Die Taranten haben ihre Diäten und Auslagen nad der Beendigung 
ihres Geihäfts zu ben Alten zu liquidiren und ihre Befriedigung von dem Gerichte, 
welches die Uebergabe geleitet hat, zu erwarten. Ä 

520. Die — ihrer Diäten und Auslagen erfolgt nad) der Sporteltare 
v. 23, Aug. 1815 und nach dem Reglement v. 20. Juni 1817 (©.:6. ©. 197 ad 
R.14).”) Nach dem Ermeflen des Gerichts kann jedoch eine Erhöhung der Diäten 
bis zu dem Saße lattänden, welchen der Kommiſſarius des Gericht3. in derſelben 
Sache zu fordern beredhtiget ift. 
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8 21. Die Provinzial: Behörden haben auf die genaue Befolgung diefer Ler 


en forgfältig zu achten und die Uebertretung derſelben den Geſetzen gemäß zu 
ahnen. . 
Berlin, den 16. Juni 1832. 
Der Minifter des Innern für Handes u. Gewerbe. Der Yuftiz: Minifter. 
v. Shudmann. übler. 


Beilage B. zu n. 32. 


Cirkular-Erlaß an die Königl. Oberpräfidenten, — das revidirte 


Regulativ für das Landes:-Delonomie-Kollegium betreffend, — vom 
24. Juni 1859. (VMBl. ©. 191.) 

In Berfolg meiner Mittheilung vom 29. v. Mts. überfende ih Ew. x. hierbei 
ein Eremplar des nunmehr Allerhöchft genehmigten revivirten Regulativs für du: 
Landes:Delonomie-Kollegium, mit dem ergebenen Griuchen, davon gefälligft Kenntnik 


zu nehmen und deſſen Veröffentlihung durch die Amtsblätter der Regierungen der 


unter Ihrer Verwaltung ftehenden Provinz bewirken zu wollen. 

Die landwirthichaftlihen Vereine der Provinz bitte ih darauf aufmerkjam zu 
machen, daß fie in Zukunft ihre Anträge an mich zu richten und ihre Beſcheidungen 
von mir zu gemwärtigen haben, indem ich es mir worbehalte, erforderlichen Falles 
— die Wunſche der Vereine das Gutachten des Landes-Oekonomie-Kollegiums ein: 
zuholen. 

Berlin, ven 24. Juni 1859. 

Der Minifter für vie en Angelegenheiten. 
(ge3.) Graf von Püdler. 


Revidirtes Regulativ für das Landes: Delonomie:Kollegium. 


Unter Aufhebung des Regulativg vom 25. März 1842 wird in Solge Aller: 
—* Grmäctigung vom 14. d. Mits. hiermit das nachſtehende revidirte Reg 
ür das Landes-Oekonomie-Kollegium erlaflen. 
8 1. Das Landes-Oekonomie⸗-Kollegium bat feinen Sitz in Berlin. Es fell die 
Centralitelle der landwirthſchaftlichen Technik der Monarchie bilden. Seine weſentliche 
Beitimmung it: den Minifter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten als te: 
niſche Deputation zu unterjtüßen, ihn von den vorwaltenden lanbwirtbichaftliden 
Zuftänden der Provinzen in fteter Kenntniß zu erbalten, über technische ‘ragen das 
verlangte Gutachten zu eritatten und aus eigener Bewegung Vorſchläge und Anträge 
im Intereſſe der Landes-Kultur einzubringen. 
8 2. Das Kollegium beiteht; 
1) aus dem Borfigenden, den der Minifter für die landmirthichaftlihen Angelegen: 
heiten — möglihit aus den Räthen ſeines Minifterrums — ermahlt: 
2) aus dem General-Sefretait, welcher feinen Wohnfit ebenfall® in Berlin haben 


muß; 
3) aus einer Anzahl ordentliher Mitglieder, nämlich: 
a, Räthen derjenigen Minifterien, zu deren Reſſort die landwirthſchaftlichen 
und gewerblichen Angelegenheiten gehören; 
b, Gelehrten aus dem Gebiete der ftaatswirtbfchaftlichen Disciplinen, ver Sta— 
tiftil, der Naturwiflenfchaften, der Gewerbskunde; 
c, erfahrenen praktiſchen Landwirthen von anerlanntem Rufe und zwar mög: 
lihft aus allen Propien des Staats, und 
4) aus einer Anzahl außerordentlicher Mitglieder, welche in den Provinzen wohn⸗ 
haft, nicht nur als beſtaͤndige Korrespondenten des Kollegiums demtelben an: 
gehlren, onbern auch in geeigneten Fällen zur perfönlichen Theilnahme an ven 
erathuugen des Kollegiums einberufen werben können. 
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Außerdem können, too es im Intereſſe einzelner Gegenſtaͤnde erforderlich, Fach⸗ 
aelehrte und Sachverſtändige zugezogen werden, um entweder durch ſchriftliche Gui⸗ 
achten oder in perſönlicher Theilnahme an ven Verhandlungen ihre ſachkundigen 
Urtbeile abzugeben. 

5 3. Die bisherigen ordentlichen Mitglieder des Aolegiumß werben biermit in 
dieſer ren, beftätigt. Zu den außerorventlichen Mitglievern gehören die jedes- 
ungen räfidenten oder Direltoren der landwirthſchaftlichen Central:Bereine in den 

rovinzen. 


Inm Uebrigen werden ber Vorſitzende, der General-Sekretair, die ordentlichen und 
die außerorbentlichen Mitglieder des Kollegiumd von dem Minifter für die lanpwirth- 
ichaftlichen Angelegenheiten ernannt. 

$ 4. Der Borfigende leitet die Geſchäfte des Kollegiums und befien Berathun- 
am. Cr bält, mit Unterjtügung des General - Sekretatrs, den Vortrag und führt 
die enehur im Minifterium über alle im Landes » Delonomie - Kollegio bearbeiteten 
gu . 

$ 9. Der General: Sefretair ift der Stellvertreter des Vorſitzenden, in Abbal: 
tungsfäffen, und hat demfelben bei Erledigung der einſchlagenden Sachen im Minifte- 
num die vorerwähnte Hülfe zu leiſten. 

An den Arbeiten des Kollegiums nimmt er gleich ten anderen orbentlichen Mit: 
gliedern Theil. 

Außerdem liegt ihm vorzugsmeife ob: . 

I) die Führung der Protokolle in den Verfammlungen; 

2) Unterhaltung einer möglichft ausgebreiteten Correipondenz in landwirthſchaftlich⸗ 
technifcher Bertehung. 

3) die Zufammenftellung und Ordnung der aus allen ihm zugängliden Quellen 
zu entnehmenven Notizen und Materialien, die in —— tlicher Hinſicht 
irgend von Intereſſe ſind; 

4) unter Controlle des Vorſitzenden die ſpezielle Aufſicht und Leitung des techni⸗ 
ſchen Gentral:Büreaus im landwirthſchaftlichen Miniſterium; 

5) die Sorge für die Sammlungen des Kollegiums, für deren mit Genehmigung 
des Vorſitzenden erfolgende Vervollſtäändigung und für ihre zweckmäßige Be: 
nußung; 

6) die Nehaftion der unter Leitung des Vorfigenden berauszugebenden Annalen 
der Landwirthſchaft in den preußifchen Staaten. 

IdeneralSetretan bezieht den im Staatshaushalt-Etat für ihn ausgebrach⸗ 
en Gehalt. 

86. Das Kollegium verfammelt fib zu feinen Berathungen nah alle 
tri Monate an von Jahr zu Jahr feftzubeitimmenden Tagen, und außerdem fo oft 
als es vom Borfigenden berufen wird. 

Die audwärtigen Mitglieder beziehen für ihre Zureifen die reglementsmäßigen 

Tüten und Reiſekoſten. | 

Ihre Funktionen üben fie ald Ehrenamt, um feinen anderen Lohn als die Ge: 
augtbuung, zur Berung der vaterländifchen Landeskultur beitragen zu Tönnen. 

87. Die Beichlüfle des Kollegiums werden nad Stimmenmehrheit gefaßt. 
Stimmrecht haben, außer den Vorſißenden und General:Sefretair, alle ordentlichen 
and die zu der Verſammlung einberufenen außerordentlihen Mitglieder. Bei Stim- 
mengleihheit entfcheivet die Stimme des Vorſitzenden Bei Anſichtsverſchiedenheit 
it vie Meinung der Minorität ebenfo vollftändig als die der Majorität in die Motive 
des Beihluffes aufzunehmen. u 

Vie Sisung? - Profofoli werden nad jeder Seffion dem Miniſter, zugleich mit 
ten geſchloſſenen Arbeiten, vorgelegt. 

8 8. Wenn das Kollegium nicht verfammelt ift,. werden die laufenden oder be 
ſenders eiligen Gefchäfte von dem Borfigenden mit Sugtehung des General⸗Sekretairs, 
Kira es nöthig ericheint, unter Mitwirkung eines Theile8 der ordentlichen Mit: 
gieder, erledigt. | 

89. Nahrlich erſtattet das Kollegium dem vorgeſetzten Miniſter einen Bericht 
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über den Zuftand der Landeskultur in der Monarchie und Inüpft daran feine allge: 
meinen Vorjchläge und Anträge. 

: 10. Der Gejchäftsverlehr des Kollegiums findet lediglich mit dem vorgeſetzten 
ini ter ftatt. Der Lebtere wird dafür eine möglichit einfache und abgekürzte Form 
anordnen. . 

8 11. Die einzelnen Mitglieder des Landes » Defonomie - Kollegium haben fih 
als beitändige Kommiflarien deſſelben in den Provinzen anzujehen, und ihre Beobach⸗ 
tungen und gutachtlihen Vorſchlaͤge in den Blenar-Sigungen zur Berathung zu brin: 

en. Sie lünnen von dem Minifter mit befondern Aufträgen zur Beauffichtiguna 
 anbreirthfchaftlicer auifitute, zur Einleitung oder Einrichtung neuer Unternehmungen 
und Anftalten, zur Einwirkung auf die landwirthſchaftlichen Vereine und bergleiden 
mehr, verjehen, audy zur Begutachtung einzelner Gegenftände aufgefordert werben. 

Berlm, den 24. Juni 1859. 


Der Minifter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten. 
(ge) Graf von Püdler. 





Bi 
Geſetz vom 3. Januar 1845, 


betreffend die Sertheilung von Grundſtücken und die Gründung 
neuer Anfiedelungen. 
(Geſ.S. S. 25. Nr. 2585.] 


(itteratur: Erg. Bd. 3. S. 692 bis 702 zum 8 91. Hyp.⸗O. Ti. 2. L. u. v. R. J. 
S. 115 bis 164. Nachtrag S. 902 bis 7. II. a. S. 112 bis 203.) 


Wir Friedrich Wilhelm ꝛc. ꝛc. verordnen zur Befeitigung ber Webel- 
ftünde, welche aus der Zerſtückelung von Grundftüden und aus ber Grün- 
bung neuer Anfievelungen ohne gleichzeitige Regulirung ver Abgaben» und 





— — — 


Im Allgemeinen. 


1. Das Ed. vom 9. Oktober 1807 und das Landeskultur⸗Ed. v. 14. Sept. 1811 
(A. I. ind IL) ſprechen die unbedingte Theilbarkeit der Grundſtücke, jo weit dadurch nicht 
Rechte Dritter verletzt werben, in ben 88 4 und reſp. 1 aus, und das letztere beſtimmt in 
83, daß anch Die Stantsabgaben und Laften niemals ein Hinderniß der Vereinzelung fein 
jellen, und daß bie Grundſteuer verhältuigmäßig repartirt werben fol. Das Berfahren 
amd die Art und Weife der in Folge von Grundſtückszertheilungen (Zerftüdelungen, Dis⸗ 
membrationen, Barzellirungen) erforberlichen Reyulirung ver übrigen Öffentlichen Laften 
wırbe durch jene Geſetze nicht georonet. Der Srumbbeftßer hatte zwar nah 8 4, Ed. 
v. 9. Oft. 1807 von ber beabfichtigten Abtrennung bei der Landespolizeibehörde 
anzeige zu machen, brauchte aber den Erfolg derſelben nicht abzumarten. Das erläus 
ternbe ®. v. 15. März 1809 (cit. unter A. I. n. 4) überließ es zu 6. f. den Regierun⸗ 
gen, wie fie auf bie einfachfte Weile das ihnen obliegenbe Intereſſe in jedem beſonderen 
Falle wahrnehmen zu Förnen vermeinten, Dies ift denn von ben einzelnen Regierungen 
in unter einander abweichenben Formen gefchehen (vgl. L.u.v. R. II a. S. 158 fg.). Erſt 
buch das (nach Anhörung der Provinzialftände auf ben Provinziallandtagen v. 3. 1841 
über einen im mehreren Bunkten weiter gehenden Gejeßentwurf, ſ. 2.1.0.8. II. a. S.151 ig. 
erfaffene) obige ©. v. 3. Ian. 1845 ift für alle ländlihen Grundſtücke — mit 
Ausflug der Rheinprovinz, der Provinz Weftpbalen und Neuporpommerns 
— ein gleichmäßiges Verfahren in Betreff der Regulirung ber öffentlichen Taften und 
fenfligen Verhältniſſe in Yolge von Dismenbrationen vorgeichrieben. Daſſelbe zerfällt in 
2 Abſchnitte, von bemen der erfte in ben 88 2 bis 24 bie Zertheilung ber Grundſtücke 
un Allgemeinen, der zweite in ben 8$ 25 bis 32 die Gründung neuer Anfiebelungen 
behandelt, woran fich der allgemeine Iettte 8 33 wegen der Koften anfchlieft. Rückſichtlich 
des Geichäftsbetriebes bei Ausführung dieſes ©. ift den Reg. und den ihnen untergeorb- 
neten, Fr Ausführung des Gef. berufenen Behörden eine Anmweifung in dem, als Bei- 
lage A. abgedrudten IM. v. 13. März 1846 (BMDL S. 40) ertheilt worben, 
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Kommunal⸗Verhältniſſe entftehen, nach Anhörung Unferer getreuen Stänke, 
auf ven Antrag Unſeres Staatsmin. und nach vernommenem Gutachten 
Unferes Staatsraths, für die Provinzen Preußen, Brandenburg und Pom- 
mern, jedoch mit Ausfchluß von Neu-VBorpommern, ſowie für die Provinzen 
Schlefien, Bofen und Sachſen, was folgt: 

1. Dem gegenwärtigen Gefeße find alle Arten von Grundftüden 


2. Zu dem ©. v. 3. Ian. 1845 finb zwei theils abändernde, theils ergänzen 
Geſetze ergangen, das ©. v. 24. Febr. 1850 (G.S. ©. 68) — ale Beilage B, abgiır. 
— und das ©. v. 24. Mai 1843 (G.⸗S. S. 241 — als Beilage C, abgebrudt. In 
Bezug auf bie Handhabung des letzteren iſt das JuRMR. v. 6. Sept. 1853 (VMðl. 
&.192) — Beilage D. — erlaffen. 

3. Das ©. v. 3. Ian. 1845 nebft den baffelbe ergänzenden und abänbernben Be— 
fimmungen ift für Neu-Borpommern und Rügen mit einzelnen Mobififationen 
eingefibrt xorden durch das ©. v. 26. Mai 1856 (G.⸗S. ©. 613) — abgebrudt als 

eilage E. 

4. Das ©. v. 3. Jan. 1845 nebſt Nachträgen enthält an neuen materiellen Be 
flimmungen nur Die 88 2 bie 5 über die ausſchließlich wirlſame Form ber Parzellirungs⸗ 
verträge und bie 88 27 bis 32 über Die erforberliche Genehmigung zu neuen Anfiebelun- 
en und Kolonien. Diefe Vorſchriften haben alfo nah $ 14. Einl. zum A. L.⸗R. ai 
Früher vollendete Fälle Feine Anwendung. Die übrigen Vorſchriften aber, welche 
blos das Verfahren für die Regulirung ber Üffentlichen Laften ꝛc. unter Feſthaltung ver 
bisherigen geſetzlichen Grundfäge oronen, find auch auf bie zur Zeit ber Publikation jenes 
Geſetzes noch nicht von ber competenten Verwaltungsbehörde genehmigten derartigen Regı- 
lirungen anzumenben; jo IJMR. v. 24. Febr. 1847 (OMU. S.59), ER. vo. 13. Juli 
ur Sara. ©. 307. , 

5. Die in 8 1 enthaltene, von mehreren provinzialftänbifchen Verſammlungen bean- 
tragte Aufnahme ift veranlaft durch die Rückſicht für den Tebhafteren Verkehr mit dieſen 
ftäbtifchen und vorftäbtifchen Grunbftücden, deſſen Begünftigung durch das Intereſſe des 
ſtädtiſchen Gewerbes gerechtfertigt fl. 

6, Fir die Wahrnehmung der öffentlichen Intereffen bei Abveräußerungen ver in 
der Ausnahme des 8 1 begriffenen Grundftäde find aufer dem Ep. v. 9. Oft. 1807 und 
dem Landeskultur⸗Ed. feine weiteren gejeglichen Borfchriften ergangen. Hinſichtlich der 
ſelben beftehen bie früheren Anordnungen (ber Vermaltungsbehörben) über Die Regulirung 
der Abgaben und Keiftungen, welche die Natur der Öffentlichen Laften haben. Das IMR. 
v. 12. Juli 1845 (VMBl. S. 172), welches dies ausipricht, genehmigt, „baß bie 
Magifträte von der im $4. Ep. v. 9. Oft. 1807 vorgeichriebenen Anzeige ber vorzuneh 
menden Parzellirungen ftäbtifher Grundſtücke bei ber Landespolizeibehörde m 
allen Fällen entbunden werben, in welchen nicht bei Vertheilung der Grundſteuer das 
Staatsintereffe betheiligt und in folhen Fällen ebenfalls ein von ber K. Reg. zu beflätt- 
gender Bertheilungsplan anzulegen ift. Anderufalls kann binfichtlich ſolcher Grundſtücke ven 
Magiftraten die Regulivung belegirt werben und bleibt nur die Entſcheidung in flreitigen 
Fallen der 8, Reg. vorbehalten.” Wegen ver Grundfteuer ſ. n. 22. — Gegen Ent- 
ſcheidungen der Regierung über die Regulirung ber Öffentlichen Laften auf dismembrirten 
Grundftüden, die von dem ©. vom 3. Ian. 1845 nach $ 2 ausgenommen find, fine 
ebendeshalb auch nicht ber im 8 22 angeorbnete Rekurs an das Min, für die landw. 1. 
ftatt, ſondern die gewöhnliche, ber Zeit nach nicht begrenzte Beſchwerde an diejenigen Mi⸗ 
nifterien, zu beren Reſſort die regulirten Laften gehören. 

7. Auf die mit fläbtifchen ꝛc. Hänfern 2c. zugleich abveräußerten Feld⸗Aecker und 
Wieſen zc. findet das ©. v. 3. Yan. 1845 Anwendung, auch wenn fie Zubehör von jenen 
find, da fie unter der ſcharf begrenzten gelehtiigen Ausnahme des $ 1 nicht begriffen find, 
und Tiegt für fie die Regulirung nach $ 8 h. I, dem Mogifirate ob. - 
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unterworfen, mit Ausnahme ver Gebäude, Baupläge, Hofftellen und Gär- 
ten innerhalb einer Stabt oder Vorſtadt. 

I. Zertheilung von Örundftüden. 

die S 2 bis 5 find nachſteheud aus dem ©. v. 24. Mai 1853 
(8.:5. S. 241) [Beilage C. hiezu] abgedrudt (fiche n. 8). 

$. 2. Wenn Grundstücke durch Kauf- oder andere Veräusse- 
rungs-Verträge zertheilt, von einem Grundstück einzelne Theile ab- 
gezweigt, oder Grundstücke, welche Zubehör eines andern Grund- 
stückes sind, von diesem abgetrennt werden sollen, so muss der 
Vertrag vor demjenigen Gerichte, welches das Hypothekenbuch des 
{rundstiickes zu führen hat, oder vor einem Kommissarius dieses 
Gerichts geschlossen werden. 

Tritt bei einem solchen Vertrage die Wirksamkeit mehrerer 
Gerichte als Hypotkekenbuch führender Behörden ein, so ist jedes 
dieser Gerichte zur Aufnahme des Vertrages befugt. 

$. 3, Sind diese Vorschriften nicht beobachtet, so ist der 
Vertrag nichtig und hat demnach auch unter den Kontrahenten 
keine rechtliche Wirkung. 





I, Zertheilung von Grundftüden (88 2 bis 24). 

8. Diefer Abfchnitt befchränkt fich nicht darauf, das Verfahren und die Grundſätze 
m die Regulisung ber Öffentlichen Laften 20. in Folge von Grundſtücksparzellirungen in 
den 58 7 bis 24 vorzufchreiben, ſondern oronet außerdem im 882 bis 5 für die Ver— 
ige über ſolche Dismembrationen mit gewiffen Ansnahmen die Aufnahme vor dem das 
Sopothelenbuch führenden Gerichte odet einem Kommiffarius beffelben, als diejenige Form 
an, von welcher die rechtliche Wirkung bes Vertrages abhängt. Dieje 8$ 2 bie 5 find 
Dar, nachdem ſchon durch 8 31 der BO. v. 2. San. 1849 (G.⸗S. ©. 1) bie notarielle 
Lmahıne ber betr. Verträge zugelaffen war, durch $ 1 des ©. v. 24. Febr. 1850 (Bei⸗ 
se B) aufgehoben, aber dur das ©. v. 24. Mai 1853 (Beilage C.) in deſſen 
2 bis 6 wörtlich, nur mit ben durch bie inzwiſchen erfolgte Abfaffung der Erbzins⸗ 
vd Erbpachtverträge und bie geänderte Gerichtsorganifation gebotenen Aenderungen bes 
52, aufs Nene in Kraft getreten. Deshalb find im Terte die 88 2 bis 5 
des jeßt geltenden ©. v. 24. Mai 1853 aufgenommen. Der 8 31 dar BO. v. 
2. Jan. 1849 ift Durch $ 10 des ©. v. 24. Mai 1853 (Beilage C.) wieber aufgehoben. 
gegen, befteht der Schlußabfa des 8 1 des ©. v. 24. Febr. 1850 (Beilage B.) noch 
kt nad zwar für bie Fälle Nr. 1 bis 5 bes obigen $5, in denen bie gerichtliche ober 
etarielle Aufnahme der Verträge mit rechtlicher Wirkung ftattfindet. Derartige Verträge 
ren alfo die inftrumentivenden Gerichte oder Notare unmittelbar nach ihrer Aufnahme 
J Hypotheken richter bes betr. Grundſtücks zuſenden. 


I, Dieſer 8 betrifft alle Veräußerungsverträge, durch welche Grundſtücke zertheilt 
cder Theile oder Zubehörungen derſelben abgezweigt ober abgetrennt werben, aljo auch 
Zanfdhverträge über Srunpftüdstheile. Auf dieſe finden fomit auch Die weiteren Be- 
fimmungen h. 1. Anwenbung: vgl. YMR. v. 5. Dit. 1848 (IMBl. S. 337) MR. 
5. Mai 1849 (BMEL. ©. 98). 

1. Dem Abſchluſſe des Vertrages vor ven Hyp. - Richter fleht bie Berlautbarung 
tee außergerichtlich gefchloffenen Bertrages und das Belenntniß zu deſſen Inhalt vor dem 
"obRihter nach A. ©.-D. IL 3. 88 21 bis 24 gleih: fo OT. v. 17. Ott. 1862 
Ach. 8, 47. S. 101 fg.) MR. v. 14. März 1863 (TMBl. ©. 133 1g.). 

.I. Der gerichtlichen Form vor dem Hp. » Richter unterliegen auch bie Verträge, 
“ud welche Fiskus Treunſtücke erwirbt (j. Eitate in ber n, 10). 
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$. 4, Die Aufnahme des Vertrages ($ 2) darf erst dann er- 
folgen, wenn der Veräussernde entweder: 
1) seinen Besitztitel bereits in das Hypothekenbuch hat eintragen 
lassen, 
oder 
2) schon ein Jahr lang sich im Besitze des Grundstückes befin- 
det, und bei Aufnahme des Vertrages gleichzeitig die Berich- 
tigung seines Besitztitels beantragt. 
Der Hypothekenrichter hat alsdann diese Berichtigung für den 
Veräussernden erforderlichen Falls nach der Vorschrift der Order 
v. 6. Okt. 1833 (G.-S. 1833. S. 124) zu betreiben. 


8. 9. Die Bestimmungen der 88 2—4 finden keine Anwen- 
dung: 

1) bei Grundstücken, welche sich im landesherrlichen oder fiska- 
lischen Besitze oder unter unmittelbarer Verwaltung der 
Staatsbehörden, ingleichen bei solchen Grundstücken, welche 
sich im Besitze einer Kirche, Pfarre oder einer anderen geist- 
achen Stiftung,. so wie einer Schule oder Armenanstalt be- 
finden; 


2) bei den ausserhalb einer Stadt oder Vorstadt (8 1), auf der 


städtischen Feldmark gelegenen Grundstücken; 

3) bei Theilung von Grundstücken zwischen Miterben oder solchen 
Miteigenthtimern, deren Gemeinschaft sich nicht auf Vertrag 
gründet; 


4) bei Ueberlassung einzelner Theile von Grundstticken Seitens 


worfen sind, ohne Unterschied, ob die Veräusserung selbt 


der Eltern an ihre Kinder oder weitere Abkömmlinge; 
5) bei Grundstücken, welche eine Expropriation, zum Zweck der 
Anlage von Chausseen, Eisenbahnen, Kanälen u. s. w. unter- 


durch Expropriation oder durch freien Vertrag bewirkt wird: 

6) bei Theilungen von Grundstücken, welche durch eine guts- 
herrlich-bäuerliche Regulirung, eine Ablösung von Diensten, 
Natural- und Geldleistungen, oder eine Gemeinheitstheilung 
veranlasst werden oder bei Gelegenheit solcher Geschäft 
($ 8 der VO. v. 80. Juni 1834) vorkommen. 


8. 6. Jeder Erwerber eines Trennftüds (82) tft verpflichtet, feinen 
Beſitztitel berichtigen zu laſſen. Wer dieſer Verpflichtung nicht genügt, iſt 
bazu von Amtswegen in dem durch die O. v. 6. Oft. 1833 (G.-S. 183 
©. 124) vorgefchriebenen Wege anzubalten. | 

Diefe Beftimmung findet auch auf die Erwerber von Trennftüden in 
ben im $ 5 bezeichneten Fällen Anwendung. j 

Ausgenommen hiervon bleiben jevoch Fiskus, Kirchen, Pfarren, geilt 
liche Stiftungen, Schulen und Armenanftalten, fo wie diejenigen, meld 
in den Fällen des $ 5. Nr. 5. Trennftüde erworben haben. 
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8. 7. Die Abfchreibung ber Trennftäde im Hypothekenbuche, fo wie 
deren Vebertragung auf ein anderes Folium und bie Berichtigung des Be⸗ 
jigtitel8 für den Trennſtücks⸗Erwerber, darf in allen Fällen erſt dann ge⸗ 
ſchehen, wenn zuvor: 

1) die auf dem dismembrirten Grundſtück haftenden, oder in Ruüͤckſicht 
auf deſſen Beſitz zu entrichtenden Abgaben und Leiftungen, welche 
bie Natur öffentlicher Laften haben, einfchließlich ver aus dem Ge- 
meindes, Kicchen-, Pfarr- oder Echulverbande entfpringenden oder 
fonftigen Korporations⸗ oder Societätslaften (8 9. a. bis f.) vefint- 


$. 7. Eingang und Nr. 1. 

12. Diefer Theil des 8 ift durch 52. ©. v. 24. Febr. 1850 (welcher durch das 
G. v. 24. Mai 1853 für gewöhnliche Barzellirungen nicht geändert if) weſentlich 
mobdificirt worben, nämlich dahin, daß Die Abjchreibung Her Trennftüde und bie 
Tamit weiter gujemmenbängenben Operationen im Hyp.-Buche von ber im 
57. Rr.I und S$ 25 und 26 b. 1. gedachten Regulirung ferner nicht abhängig 
fu, — Eine Ausnahme hiervon macht aber das ©. v. 24. Mai 1853 im 86 bei den 
Diemembrationen, die im Wege des dffentlihen Aufgebots und der meiftbie- 
tenden Berfteigerung flattfinben follen: dieſe dürfen Danach nicht eher vorgenommen 
werben, als bis dem $ 7. Rr.1.1.c. genügt if. — Die übrigen für dieſe Art von Par- 
jellirungen gegebenen beſonderen Borfchriften f. in 88 6 big 9 des ©. v. 24. Mai 1853 
(Beilage C.) und ben Nr. 4 und 5 des IJu.LMR. v. 6. Sept. 1853 (Beilage D.) 

13. Damit ungeachtet der Beſtimmung des 8 2. ©. v. 24. Febr. 1850 die Regu- 
ſirung nach 87. Nr. J. J e. ficher erfolge, ichreibt $ 3 jenes ©. die Mittheilung ber Ver⸗ 
trüge Seiten® bes Hyp.⸗Richters an ben Landrath oder Magiftrat, dem bie 
gedachte Regulirung nah 88 1. c. obliegt, vor und ordnet die Vornahme ber 
itteren von Amtswegen an. Hierdurch ift Nr. 1 des IMR. v. 13. März 1846 
(Beilage A.) antiguirt. 

14. Wenn bei dem zertheilten Grundſtücke feine Verhältniffe obwalten, die nad 8 7 
R.1. 1. e. regufirt werben follen, fo bat die Reg. bierliber ein Atteft auszuftelien, wel- 
8 deu Regulirungsplan vertritt: fo Nr. 2 des IMR. vo. 18. März 1846 (Beilage A.). 
Ein ber . genügt in der Regel auch bei Parzellen- Tanfchverträgen 
md zwar des Inhalts, „daß in bie mechfeljeitige Uebertragung ber öffentlichen Laſten auf 
die eingetaufchten Parzellen gewilligt werde”, wenn nämlich bie Tauſchſtücke im Werthe 
emander gleich ober von unbebeutenbem Unterſchiede find: vgl. bie n. 9 citirten Refcripte. 

15. Der Bertheilung nah $7. Nr. 1. h. 1. unterliegen nur diejenigen Abgaben 
und Leiſtungen, welche die Natur öffentlicher Laften haben, d. h. Staate-, Korpora- 
none und Societãts⸗Laſten, fofern fie auf dem bismembrirten Grundſtücke haften, ober in 
Rüdficht auf deſſen Beſitz zu entrichten find, und ver Regulirung nah 87. Nr. 1 nur 
tiejerigen Lommunal⸗ und Societätsverbältniffe, welche das Grundſtück betreffen oder auf 
teffen Beſitz fich gründen, alfo nicht Laften und reſp. Verhältniſſe privatredhtlicher 
Rotur und auch nicht folche öffentliche, die mit dem Grunbftüde in Teiner Beziehung 
Reben. — Die zu dem Grundſtücke in Bezug ſtehenden öffentlichen Laften und Kommunal- 
und Societätsverhäftuiffe fallen aber unter das 8 7, Nr. 1 vorgefchene Verfahren, fie 
mögen figiet ober unfigirt, vefp. von dem jebesmaligen Bedürfniſſe abhängig fein: fo 
ME. v. 3. Juli 1858 (GMWl. S. 138). — Auch das Patronat ift ein Inſtitut 
fentlichen Rechtes und e8 findet mithin die Beſtimmung des $ 7. Nr. 1 darauf Anwen⸗ 
dung. Das .d. 21. Auguft 1860 (VMBL. ©. 193), welches dies ausſpricht, 
gebt Anleitung für bie angemefjene Regelung dieſes Berhältnifies. 

16, Während das ©. für die Bertheilung ber Öffentlichen Laften in beu 
es 11 516 17 fpecielle Vorfchriften enthält, finden ſich darin keine für bie Art ber 
Regulirung ber Lommunal⸗ und Societäts⸗Verhäliniſſe. Für diefe find biejenigen 
geieplichen ober flatutarifchen Veftimmungen maaßgebend, denen bie erwähnten Verhältniſſe 
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tiv oder intertmiftifch vertheilt (88 20 und 23) und die das Grunt- 
ſtück betr. und auf deſſen Beſitz fich gründenden Kommunal- unt 
Sccietätsverhäftniffe definitiv oder interimiftifch regulirt find; 

2) der Vorfchrift des 8 91. Tit.2 der Hypothek.O. genügt iſt, wonach 
vom Hhpothefen-Richter wegen eines mit den eingetragenen Realbe 


nuterworfen find. Für die Theilnahme an den Gemeinnubungen gilt insbefonbere 8 2%. 
A. L.⸗R. II. 7, wonach diefelbe fich nach dem Maaßſtabe der gemeinen Laften richtet, unt 
für die Theilnahme am Gemeinftimmrcchte die 8$ 5 und 6 des ©. vom 14. April Inö% 
Nr. 4414 (G.S. S. 359) gemäß 8 7 ibid. 

8. 7. Eingang und Nr. 2. 

17. Bon diefer Beſtimmung, welche als Regel nach fortbefteht (vgl. Erg. Br. 3. 
&.702 zu IV. Bis ©. 706, betr. das Verfahren des Hyp.-Richters auf Grund des $ Il 
Tit. 2. Hyp.⸗O.) find Ausnahmen unter gewilfen Vorausſetzungen geftattet durch 

a. das G. vom 3. März 1850, betr. den erleichterten Abverlauf Heine 
wo Grundſtücke (G.S. S. 145), — nachſtehend abgedruckt als Beilage F. — 
u 


b. das ©. v. 27. Juni 1860, betr. die Abänderung des ©. v. 13. April 
1841 über ben erleichterten Austausch einzelner Parzellen von Grund 
ftüden (8.8. ©. 384) — nachſtehend abgeprudt als Beilage G. — 
Beide Geſetze beziehen fih nur auf Trennftüde, bie von geringem Werth unb Um 

fang im Verhältniß zu den Stammgrimbftüden find, und geftatten bie Abveräußerunz 
folder Parzellen, das erfte im Wege des Verkaufs oder ber Auferlegung fefter Geldab 
gaben, das zweite im Wege des Tauſches, ohne Einwilligung ber Lehus- um. 
Hideifommißberechtigten, Hypothelen- und Realgläubiger mit ber Wirtunz 
des Ausſcheidens der Parzelle aus dem Realverbande des Stammguts und bes Eintrin⸗ 
des Kaufgeldes, der Geldabgabe ober des eingetauſchten Trennſtücks in jene Stelle unter 
ber Borausfegung, daß bei Ianbichaftlich beliehenen Gütern die Kreditdirektion, bei un 
deren bie Auseinanderfegungsbehörbe beicheinigt, da bie Abveräußerung ben gebachten In- 
tereffenten unfchäblich fei, d. h. daß das vertragmäßige Entgelt den Werth des Trennftüd: 
mindeſtens erreiche. 

Das ©. zu a. hat die Wirkung, daß auf Grund bes im 8 2 gedachten Unſchadlid 
keitszeugniſſes das Trennftüd ohne Weiteres vom Hyp.Folium des Stammguts aby: | 
ſchrieben wird und ohne Uebertragung ber auf dieſem intabulirten Eigenthumsbeſchränkunger. 
Reallaſten und Hyp.⸗Schnlden ein befonderes Hyp.⸗Folium erhält, auf welches nur tu 
dafür Übernommene Abgabe oder das Kaufgeld, wenn es nicht gerichtlich depenirt ode: 
nicht der Verwendungspunkt in Betreff deſſelben regulirt ift, für den Veräußerer mit dem 
nah dem Schluffe des 88 zu faſſenden Vermerke eingetragen wird. Durch te 
gerichtliche Depofition des Kaufgeldes wird deſſen bypothelarifche Eintragung ebenie, 
wie bie ber dafür nad 8 41. c. hinſichtlich der Vorfchriften Über die Verwendung in das 
Sauptgut Überhaupt zur Norm dienenden Abldfungstapitalien abgewenbet, gemäß $ 151 
Gem.⸗Th.⸗O. v. 7. Juni 1821 (A. VII.a.), welder nad n. 61 dazu für alle ter 
artige Kapitalien gilt. Die Übrigen im $ 4 in Bezug genommenen Beftunmungen |. in 
88 150 fg. Gem.-Th.-D. v. 7. Juni 1821, 88 10 u. 58 bis 61. BO. v. 30. Juni 1884 
(A. X.), ©. v. 29. Juni 1835 (A. XII.), 88 100 bis 112, Ablöf.-©. v. 2. Märʒ 1 
(A. IV. a.) und den n. dazu. Nach dieſen Vorfchriften gehört das Verwendung: 
verfahren in Betreff ver Abldf.-Kapitalien unbedingt zur Kompetenz ter 
Auseinanderfegungsbehörde und alfo ebenfo auch nah 84 1. o. das in Betreit 
ber befprodenen Trennſtückkanfgelder: jo Jz.u. MR. v. 3/16. Juli 1850 (3 
Bd. 3. S. 174—6). [Anderer nicht näher motivirter Anſicht ſind L.u. o. R. II. a. S. M. 
bie dieſes Verfahren zu ben Obliegenheiten bes Hyp.Richters rechnen.] — Das Koſtente. 
gulativ v. 25. April 1836 (A. XIII.) findet nicht auf die dem ©, v. 3. März 18% 
unterliegenben gerichtlichen Gefchäfte ftatt, wohl aber auf die der Auseinanberjegung: 
behörben: fo ONE. v. 17. Sept. 1851 (VBMR. S. 206). — Darliber, daß die Ren: 
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rechtigten und Hypothekengläubigern zu vermittelnden Regulativs 

verhandelt werben muß. 

8. 8. Die Regulirung ver im $ 7 zu 1 bezeichneten Verhältniſſe 
fiegt dem Landrathe und für vie Feldmarken berjenigen Stäbte, welche 
feinem reife angehören, dem Magiftrate ob, jeboch unbeſchadet der in 
einzelnen Landestheilen den jtändifchen Behörden zuftehenden Steuerregu- 
lirung. 

Der Landrath iſt befugt, die Regulirungs⸗Verhandlung der Ortsobrig⸗ 
keit zu übertragen. 

In Anſehung der Theilungen von Grundſtücken, welche bei gutsherr⸗ 
lich-bönerlichen Regulirungen, Gemeinheitstheilungen oder Ablöfungen vor⸗ 


tenbanfen von ber Zahl der Realgläubiger, auf bie ſich das G. v. 3. März 1850 be⸗ 
ücht, ausgefchloffen find, vgl. n. 8 zu A. V. 

Dos ©. zu b., welches in bie Stelle der früheren ©. v. 13. April 1841 (©.-©. 
S. 79), das den Parzellentanf nur den Hyp.⸗Gläubigern und „anderen Realberechtig— 
ten”, aber nicht ven Lehns⸗ und Fibeilommißberechtigten gegenüber erleichterte, getreten 
M, ſchließt tem ©. zu a. in ber Faſſung eng an. Wegen ber Uebereinftimmung 
Deider in ihrer Tendenz ift bas für das ©. zu a. Bemerkte auch auf das zu b. anzu- 


Der G.:B. viefer beiden ©. ift nur darin verichteben, ba Das Zu a. auch in dem 
recht s rheiniſchen Gebiete franzöfifchen Rechts gilt, Das zu b. nicht. In dem links⸗ 
theiniſchen Gebiete der Rheinproving und in ben Hohenzollernſchen Landen gelten beide 
G. nit. Beide berühren ferner nicht die Servitutrechte, denen die Parzellen unter- 
legen; biefe bfeiben unverändert beſtehen. Schon in dem ©. v. 13. April 1841 waren 
unter den Realberedhtigten die Servitutberechtigten nicht begriffen: jo IMR. vom 
18, Jan. 1844 (BMBL. ©. 17.) — Behufs der Prüfung der Unfchäblichleit der Ber- 
ãußerung iſt ber Werth ber Trennftüde zur Zeit ber Ertheilung des Atteftes, nicht ber 
wur Zeit der Veräußerung maaßgebend, und beide Gefege Können in ſolcher Art auch auf 
die vor ihrem Erſcheinen gefchloffenen Verträge angewendet werden. Der Abveräußerer 
kun im Falle des Mifverhältniffes der Abgabe, des Kaufpreifes und refp. bes Tauſchent⸗ 
gets zu dem jetzigen Werthe bes Trennſtücks durch gerichtliche Depofition oder Verwen⸗ 
tung eines zur Ergänzung dieſes Werths nach dem Ermeffen der zuftändigen Krebitbirel- 
tion ober Auseinanderjeßungsbehörbe genligenden Kapitalbetrages ſich des Erfolges jener 
Gelege theilhaftig machen: jo LM. v. 17. Mai 1858 (BMBL. ©.152) unter 1. Pr. 3, 

$. 8, fekter Abfatz. 

18. Die Zuftändigleit der Auseinanderſetzungsbehörden zur Regulirung der ſämmt⸗ 
lichen im 8 7. Nr. 1 und 2 bezeichneten Verhältniſſe erſtreckt fich auf biejenigen Trenn- 
füdsaktretungen , welche unmittelbar mit dem Wuseinanberfegungsgefchäfte (dem Ausein- 
enderfegungsplane) — fei es bei dem Hauptgeichäfte ober den damit nach 88 8 u. 38 ber 
TI. v. 80. Inni 1834 (A. X.) verbundenen Nebengefchäften — zufammenfallen, Für 
dieſe Dismenbrationen folgt die Kompetenz der Auseinanderſetzungsbehörden aus 88 3 fg. 
2, v. 30, San 1817 (A. VIII.) und SS 7 u. 10 ber BO. v. 80. Juni 1834 und 
für bie bezügl. Regulirungen ver Affentlichen und ber Privat » Hechteverhältnifie der zer⸗ 
füdelten Grundſtücke find die Specialbeftimmungen der Auseinanberf.-Gejeßgebung miaaf- 
gebend. WBgl. insbeſ. 8 48. Nr. 4 und 845. BO. v. 20. Juni 1817, unb 88 147— 
155. Gem.» Th.-D. v. 7. Juni 1821 (A. VII.a.) u. n. 61 dazu] — Dies gilt nament- 
lich auch für die nachträglichen realen Subrepartitionen ber in ben beftätigten Sepa⸗ 
zationgrezefien nur vorläufig ideell fubrepartirten Lanppfanftlide: fo LMR. v. 1. Sept. 
1360 SMBl. ©. 214) [f. in n. 61 zu A.X.] und F.u.L. M. vom 9. Januar 1862 
(IM ©. 14), welches Iettere in Betr. der von den Auseinanderſ.⸗Behörden zu beftel- 
knten Kommiffarien anf $ 108 bes Abloöſ. G. v. 2. März 1850 (A. IV. a.) und Aıt. 
15 des Ergänz.-©. 3. Gem.Th.⸗O. v. gl. X. (A. VII. 2.) verweift. 
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fommen, verbleibt bie Regultrung der im 8 7. zu 1. und 2. bezeichneten 
Berhältniffe ven Auselnanderfegungs-Behörden nach Maßgabe der barüber 
beſtehenden Vorſchriften. 

Bei Regulirung der im 8 7. Nr. 1 bezeichneten Verhältniſſe 
find außer ben Kontrahenten auch bie fonft dabei Betheiligten mit ihren 
Erflärungen zu bören, insbeſondere 

a. bie Gutsherrfchaft, fofern ihr Gerichtsbarkeit ober das Recht ber 

Pollzel-Berwaltung zuftebt, 

b. die Kirche, 
. bie Pfarre, 
. die Schule, 
. die Gemeinde, 
bie fonft Babel betbeifigten, unter Aufficht des Staats ftegenben An 
ftitute oder Geſellſchaften, 3. 3. Deichverbände. 
Das binfichtlich der Steuervertheilung obwaltende Intereffe des Staats 
und ſtändiſcher Kaſſen iſt von ten das Regulirungsgeſchäft leitenden Be: 
hörden von Amtswegen wahrzunehmen. 

. 10. Die von dem Landrathe ober in feinem Auftrage von ber 
Ortsobrigfeit, ingleichen die von dein Magiftrate ($ 8.) aufgenommenen 
Regulirungs- Protokolle haben vie Beweiskraft öffentlicher außergerichtlicer 
Urkunden, fofern bet ihnen diejenige Form beobachtet worden, welde in 
dem $ 129. Tit. 10. Th. I. ter A. G.⸗O., in ven 88 68 bis 74 tes 
And. zu derfelben und in der O. v. 20. Juni 1816 (G.S. 1816. ©. 203.) 
porgefchrieben tft. 

8. 11. Die Vertheilung ter Grundftenern erfolgt nach den barüher 


* 89 


19. Außer den Regulirungen bei den im letzten Abſat des 88 erwähnten Thelun- 

gen ift noch eine andere Gattung vou Gefchäften hervorzuheben, bie in Folge von Grund 

llcsgerftültefungen vorlommen und zur Kompetenz ber Auseinanberjegungs 

behörden gehören, nämlich bie Bertheilung der privatrechtlichen Reallaften auf tie 

Zrennftüde, worüber das Nähere in 8 93 Ablöſ.G. v. 2, März. 1850 (A. IV. «.) und 
n. dazu. 


2. Für die Betheiligten zu b. bis f. find die Vorfteher und refp. bie Nutzniefer 


3. B. bie Kirchen⸗ und Schulvorſteher und Pfarrer und Schullehrer für Kirche, Pfarre 


und Schule und die Gemeinevorfteher Magiftrat und Dorfgerichte) für bie Gemeine zu 
iuslehen: fo IMR. v. 5. Juli 1845 (BMI. S. 173) unter Nr. 5 und KMR. vom 

b. Juni 1848 EB S. 195). — Der letzte Abfatz des 8 9 bezieht fich auch auf hat 
Intereife der Rentenbanlen und des Domainenfistus wegen ber Tilgungeè“ 
renten, da letstere nach 88 20 u. 64 des Rentbankgeſ. v. 2. März 1850 (A. V.) ven 
Staatsfteuern gleichgeftellt find. Die Zuzichung der Rentenbanfvireltionen iſt fomit | 
der rung jelbft (8 9) nicht erforberlich. 


21. Diefer $ findet nach ven in n. 20. a. €. cit. 88 auch auf bie Tilgung! 
renten Anwendung. — Die Theilbeträge verjelben müſſen grundſätzlich auf volle Eil 
bergrofchen abgerumbet werben; fo CME. v. 8. Juli 1854 (VMBl. S. 147) und ven 
13. Mär; 1855 RB. ©. 38). Außerdem ſ. n. 8 zu $ 20 des Rentbankgef. vom 
2. März 1850 (A. V.) 
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beſtehenden Grundſaͤtzen; durch Verabredung ber Parteien kann darin nichts 
geändert werben. 

8. 12. Geld⸗ und Naturalabgaben, fo wie andere Leitungen, find 
auf bie einzelnen Theile des Grundſtücks nach beren Ertragswerth oder 
Flaͤchenraum verbältnigmäßig zu vertheilen. Die Vertheilung nach dem 
Erttragswerthe muß jedoch unbedingt eintreten, wenn bei ber Verteilung 
nah dem Flächenraum bie nachhaltige Leitung der Theilabgaben nicht ge- 
nügenb gefichert fein würbe. 

F. 15. Sollte bei einer Vertheilung von Hand» oder Spannbtenften 
oder anderen in Handlungen beftehenven Leiftungen nach dem im $12. be- 
ſtimmten Verhaͤltniſſe die nachhaltige Erfüllung dieſer Verpflichtungen nicht 
—5 geſichert ſein, jo müͤſſen bie Beſitzer der einzelnen Theile des 

Grundſtücks — vorbehaltlich ver unter ihnen zu treffenden Ausgleichumg 

— jeder andern als nothwendig ſich ergebenben Vertheilungsart fich unter- 
werfen. In folchem Kalle kann bie ganze Verpflichtung felbft einem Theil⸗ 
ftüde gusfchlteßlich auferlegt werben. 

Dies muß gefchehen, wenn die Dienfte oder Lelftungen ihrer Natur 
nad untheilbar find. 

$. 14. Kann die nachhaltige Erfüllung der Verpflichtung zu Dien- 
ften oder anderen Leiftungen ($ 13.) weder durch eine Vertheilung auf bie 
einzelnen Theilſtücke, noch dadurch gefichert werben, daß die Verpflichtung 


22. In Betr. der. proviforlicen Bortigreibung und refp. Bertheilung 
der Grundfieuer nad dem ©. v. 21. Mai 1861 (G.⸗S. ©. 253) und den 88 4 fg. 
ver Allerh. BO. v. 12. Dez. 1864 (@. S. ©. 673) u. in Betr. ber Fortſchreibung 
der Gebäudeſteuer nad den ©. v. 21. Mai 1861 (G.⸗S. ©. 317) in ben 6 öſt⸗ 

Provinzen find die vorläufigen Anweifungen I. bis V. v. 17. Ian. 1865 
dur ben Finanzminiſter erlaſſen und burch die Amteblätter, als Beilage dazu, ver- 
öffentliche. Die vorläufige Auweiſung I. ſchreibt in s 44. vor, daß der Fortſchrei⸗ 
tungebeamte von demjenigen Grumbftüden, welche dem ©. v. 8. Ian. 1845 unter- 
liegen, einen Auszug aus ben Srunbfieuer-Kortfchreibungsverhanblungen bem Laudrath 
und refp. dem Kesitret Behufs weiterer Beranlaffung nad 58. bes ge- 
hahten G. zuzuſtellen hat, und daß Dabei bie Bertheilung ber Grundſteuer lediglich nach 
den Borfchriften Ber Anweiſung I. erfolgen ſoll. 

te 15. Betefl Der wichtigen d hörigen Seiftungen, ber G 

83 m ber tig arunter ge gen, es 
meines Laſten ba vie 88 12.2.13..©. v. 14. April 1856 (G.S. S. 869) ergänzt 
worden dahin, daß bie Bertheifung berefen „mit Berückſichtigung ber in der Gemeine 
Rattfinbentven Abſtufungen bes Grunbbefiges ımb bes Klaſſenverhaitniſfſes gejchehen ſoll umb 
bie den einzelnen Gemeinegliebern aufzulegenben Antheile an ben Laften in ein angemeffenes 
Berhältni zu ben Rechten ımb Vortheilen treten follen, welche biejelben in bem Gemeine- 
vera —— — Wie dieſer Grundſatz mit denen der 88 12. fg. praktiſch zu vereinigen 

ben das Ju LMR. v.7. Juli 1857 (BMEL. S.129) und das L.u. IMR. v. 12. 
3,186 1861 are ©. 286) Anleitung — beide abgebrudt nachſtehend ale BeilageH. a. u. b. 

* De Bertbeilung nach 8 12 218: onen ſolche Laften nicht unterworfen werben, 
die wicht anf Das 8 ganze dismembrirte Grunbftüd, ſondern nur anf einzelne Theile befielben 
u nahen ‚33. be Einqanrtirungeiaf, vie blos nach den Wohn- und Stallräumen 


25. Die er der ſolidariſchen Verhaftung der Trennftüde für bie Bffentlichen 
Laſten lauft en, 12. kn. —* und iſt deshalb unſtatthaft: fo TUR, v. 81. Dec. 
Greiff, Gef. üb. Land⸗Kult. u. landw. Bol. 
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einem der Theilſtücke ausfchließlich auferlegt wird, fo muß bie Verpflic- 
tung in Dienfte oder Leiftungen anderer Art, oder in eine Geldabgabe ver- 
wandelt und deren Vertheilung nach der Vorſchrift des 8 12 bewirkt 
werben. Ä 

Was nach diefen Beſtimmungen von den DBefigern der einzelnen 
Theilſtücke geleiftet werden muß, ift zur Beſchaffung ver wegfallenden 
Dienfte oder LXelftungen zu verwenden. Sind bie Dienfte ober Lelftungen 
nur dann zu befchaffen, wenn fie von den übrigen gemeinfam Berpflichteten 
übernommen werben, fo können dieſe hierzu gegen Weberweifung des von 
den Beſitzern der Theilſtücke zu leiſtenden Erfakes angehalten werben. 

8. 15. Sollte in dem am Schluffe des $ 14. erwähnten Falle bie 
Theilung von Grundſtücken auf den Zuftand der Gefammtheit ver Plid- 
tigen einen folchen Einfluß äußern, daß das bisherige Leiſtungsverhältniß 
ohne Beeinträchtigung der wirthfchaftlichen Verhältniſſe ber Pflichtigen 
- nicht fortbeftehen kann, fo iſt alsdann die Art und Weiſe neu zu orbnen, 
wie die Dienfte Fünftig zu leiſten oder ftatt derſelben Geldabgaben einzu- 
führen find. 

F. 16. Wird ein Grundſtück getheift, mit deſſen Beſitz die Verwal⸗ 
tung bes Schulzen- oder Dorfrichter-Amtes verbunden ift, fo iſt nach ben 
Umftänden zu ermefjen, ob bie Verwaltung diefes Amtes mit dem Belit 
eines ber Theile des Grundſtücks verbunden bleiben kann. 


Iſt dies nicht zuläfftg, fo muß ein auskömmliches Schulzengehalt in 


Grunpftüden over in Geld feftgefeßt und der Gelpbeitrag nach Vorfchriit 
bes $ 12. vertheilt und für die hypothekariſche Sicherſtellung geforgt werben. 


1846 (BMI. v. 1847. ©. 16). Auch folgt aus 8 12., daß kein Bezugsberechtigter bie 
Einfammlung der Theilbeträge durch einen der Trennftüdbefiger fordern kam. 

26. Der 8 12. fchreibt bie Vertheilung nach dem Flächenraum ober Ertragswertbe 
ber einzelnen Grundſtückstheile vor. Grundgerechtigkeiten und Wenlberechtigungen 
müßten alfo außer Betracht bleiben, ebenfo die bafür gewährten Abfinbungen, — aut. 
Landabfindungen, da biefe Theile des abgefundenen Grundſtücks und für deſſen Laften nad 
8 147 Gen.-Th.-O. v. 7. Yumi 1821 (A, VII. a.) mitverhaftet find. Der Ertragwerth 
ber auf er Grundſtücken befindlichen Gebäube ift zu berüdfichtigen, als zur Subftanz ver 
jelben gehörig. . 

07. Bei der Vertheilung nad 8 12 ift ein Ängftliches Fefthalten an ven Berhältuif 
zahlen nicht erforberlich, fondern e8 kommt bauptfähhlich darauf an, daß der Regulirungs 
plan ſich mit Leichtigkeit ausführen läßt. Die Naturalabgaben dürfen daher nicht in un 
meßbare Bruchtheile zerfplittert werben. Um dies zu vermeiden, empfiehlt fich, wicht jeber 
Parzelle von jeber Leiftung einen Theil, fondern dem einen bie eine, dem anberen bie ander: 
aufzulegen: jo IMR. v. 30. Dec. 1847 (BMBL. v. 1848. 5.24, OMA. v. 23. Mai 
1849 (BMBI. ©. 99). 

$. 16. | 

28. Eine Regulirung des Real⸗Schulzenverhältniſſes in der Art, daß die 
Schulzenamtsverwaltung mit dem Beſitze ver Neftftelle verbunden bfeiben, aber im Falk 
ber perfönfichen Unfähigkeit ihres Befiters von ben übrigen Trennftildebefigern getragen 
werben fol, iſt nach $ 16. 1. c. unzuläfftg: fo IMR. vom 29, Yuni 1860 (DM. 
S. 141). In bem alle, welchen ber zweite Abſatz bes 8 16. bezeichnet, iſt das ausfomm- 
liche Schulzengehalt in einem beftimmten Grundſtücke ober einer beftimmten Gelbjummt 
ein für allemal zu normiren: fo MR. v. 17. Dec. 1863 (8WMBl. S. 256). 
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8. 17. Abgaben und Reiftungen, welche nach der Ortsverfaffung von 
dem Beſitzer eines jeben Grundſtücks, ohne Rückſicht auf die Größe und 
Art befielben, zu tragen find, bat jeber Erwerber eines Theilſtücks zu 
übernehmen.” 

F. 18. Verabredungen ver Betheiligten über die Regulirung ber in 
ven 88 12—17. erwähnten öffentlichen Angaben, Leiftungen und Berhält- 
niſſe Können von der Behörde beftätigt werben, infofern ſolche ver Ver⸗ 
faffung nicht entgegen find und die nachhaltige Entrichtung: gefichert iſt. 

8. 19. Die Behörde entwirft, nachdem fie fich über die Sachlage 
vofitändig unterrichtet hat, einen Plan zur Regulirung der im ST. Nr. 2. 
bezeichneten Verhältniſſe. 

Ueber diefen Plan find fämmtliche Betheiligte mit ihrer Erklärung 
zu hören. In Anfehung derjenigen, welche fich auf die Mitthetlung des 
Blanes binnen einer Friſt von längftens vier Wochen nicht erklären, wird 
angenommen, daß fie gegen den Plan nichts einzumenden haben. 


$. 18, 

29. Diefe Befimmung gilt nicht für die Orundftener und bie ihr (ſ. n.20, a. €.) 
gleihfichenden Tilgungsrenten, welde vielmehr nah 8 11. h.1. ohne Rüdficht auf 
die Berabrebungen ber Parteien grundſätzlich zu vertheilen find. Bei den übrigen dffent- 
lichen Laften bedürſen vie Abreden ber Betheiligten, zu benen (ſ. $ 9) die Bezugsbe- 
rechtigten gehören, fo daß deren Beiftimmung zu den Ablommen ber Grund- 
Rüdbefiger vorweg erforderlich ift, der Prüfung ber Behörde nach den beiden 
Rüdfichten im Schiufle bes S 18. Fur verfafſungswidrig find auch folche Abreden anzu⸗ 


en 19 bis 

. Diefe 58 regeln das Verfahren und gelten nad) $ 26. auch für die Regulirung 
der Öffentfichen Kechtsverhältuiffe ver neuen Anfiedelungen. Sie begründen bie aus⸗ 
ſchließliche Kompetenz der Berwaltungsbehörben für die Ausführung der Beftimmun- 
gen 857. Nr. 1. und 825-h. 1. — bloß mit Ausnahme folder bei ver Negulirung 
vorlommenden Streitigleiten über bie Bffentlichen Abgaben und Leiftungen oder über bie 
Gemeine» und Korporationsverhältniffe, die zur Erörterung im Rw. geeignet find 
3 20). In Betreffder Art und Weife der Regulirung ber öffentlichen Laften und ber 
Kommunal» und Societätsverhältniffe ver Grundſtückstheile und neuen Anſiedelungen iſt 
der Aw. ausgeichloffen: jo E. 8. v. 13. Juli 1848 (IMBI. ©. 307). — Als inftrui- 
vende Behörden fungiren, bie im $ 8. genannten, als entſcheidende, in erfler Inftanz 
die Regierung, in ber Rekursinſtanz flatt des im $ 22, genannten Miniſt. d. Innern jetzt 
ter Minifter für die landw. Ang. gemäß A. K.⸗O. v. 17. April u. 25. Juni 
1888 (9.8. S. 109 u. 159) [j. n.1 zur einleitenden Denkfchrift] und J.u. MR. v. 
6. Sept. 1853 (Beilage D.) ımter Nr.9. — Behufs Gleihmäßigkeit und Vollſtändig⸗ 
kit ber Pläne werben bazıı meift won ben Regierungen vorgefchriebenen Formulare ver- 
wandt, Die nach 8 19. von ber Behörbe zu entwerfenden Pläne werben den Betheiligten 
eutweber nah Borladung zur Erflärung und reip. unterfchriftlichen Genehmigung vor- 
Kigt, ober zu gleichem Zwecke zugejanbt, welcher Weg fich namentlich bei den Vorſtehern :c. 
der geiftfichen Suftitırte behufs Koftenfparung (f.n. 47. zu 8 33.) empflehlt [fo IMR. v. 
8. Febr. 1846 (GMGBl. S,39) am Schluß], oder abfchriftlich, veip. im Auszuge mit 
Lwiriger Frift unter ber Warnung des $ 19. mitgetheilt. Iſt der Plan von allen Be- 
theifigten unterfohriftfich ober durch Schweigen in ber gebachten Friſt genehmigt, unb refp. 
über die Einivenbungen gegen benfelben verhanvelt, fo wird er in Urfchrift der Regie⸗ 
tung eingereicht. Bel deſſen Prüfung und Beftätigung haben diejenigen Abtheilungen ber 
Reg. mitzuwirken, zu beren Reſſort bie Verwaltung ober Beauffichtigung die betr. Verh. 
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Der Regulivungs - Plan iſt demnächſt mittelft gutachtlichen Berichte 
bes Laudraths oder Magiftrats der Regierung zur VBeftätigung einzureichen. 

8. 20. Ergeben fi bei der Regulirung Streitigfeiten fiber bie 
öffentlichen Abgaben und Letftungen oder über die Gemeinde» und Korpo⸗ 
rationsverhältniffe, fo find folche, wenn fie zur Erörterung im Rechtswege 
geeignet find, zur Entſcheidung ber Gerichte zu verweilen; eignen fich aber 
biefelben zur Feitftellung tm Verwaltungswege, fo entfcheidet darüber bie 
Regierung. Diefe ift in beiden Fällen befugt, ein fofort vollſtreckbares 
Intermiſtikum feftzufegen, gegen welches ein Rekurs nicht ftattfindet. 

N Die Regierung iſt ermächtigt, in den zu ihrer Kompetenz 
gehörenden Streitigkeiten, wenn fie e8 nach ben Umftänven für angemefjen 
erachtet, ein fchiebsrichterliches Verfahren nach Maßgabe der Vorſchriften 
ber V. v. 30. Juni 1834. 88 31— 34. und der Inftrultton v. 12. Oft. 1835 
eintreten 5 laſſen. 

F. 22. Gegen die definitive Entſcheidung der Regierung und gegen 
den von derſelben beſtätigten Vertheilungsplan iſt ein Rekurs an das Min. 
bes I. zuläſſig; dieſer muß jedoch binnen fechs Wochen und von Seiten 
des Fiskus, jo wie der demſelben durch Art. XIIL der Dell. v. 6. April 1839 


— — 


1836 und ©. v. 24. Mai 1861. 88 10 und 15 geſtattet if (vgl. jene Geſetze und n. 
dazu in Opp. R.⸗BV.), ferner Streitigkeiten Über Eriftenz, Umfang und Art der Batronat- 
Rechte und Laften logl. LMR. v. 21. Ang. 1860 (MEI. ©. 193) a. E&) u. ji 
Der Plan ift aber auch vor der Beftätigung in Betreff feiner Geſetzmäßigkeit mu Rüdficht 
auf 88 11. und 18. h. 1. zu prüfen, und event. beffen Aenberung von —— zu ver 
anlaſſen. — Uebrigens ſetzt das Gef. v. 3. Jan. 1845 voraus, daß bie Zubehörigfeit des 
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(8.68. 1839. S. 126) gleichgeftellten Berfonen, binnen zwölf Wochen, 
von bem Tage nach Zuftellung der Entſcheidung ober bes Vertheilungs⸗ 
Plans angerechnet, eingelegt werden. 

Die erſte Entſcheidung over der Vertheilungs⸗Plan kann, des einge⸗ 
wandten Rekurſes ungeachtet, einſtweilen in Vollzug geſetzt werden. 

F. 23. Der von ber Regierung beſtätigte oder durch Rekurs⸗Ent⸗ 
ſcheidung des Min. d. J. feſtgeſetzte Regulirungs⸗Plan hat die Wirkung 
einer gerichtlich beſtätigten und vollſtreckbaren Urkunde. 

F. 24. Erft nach erfolgter definitiver (8 23.) oder interimiſtiſcher 
($ 20.) Regultrung ift der Erwerber eines Trennſiücks befugt, die mit 
demſelben verbundenen ftänbifehen, Gemeinde- und anberen Korporations- 
rechte auszuüben. So lange eine folche Regultrung nicht erfolgt tft, bleiben. 
alle Theilſtücke für fämmtliche Abgaben und Leiftungen folibarifch verhaftet, 
welche dem ganzen Grundſftück oblagen, oder in Rückſicht auf deſſen Beſitz 
entrichtet werben mußten. 


xertheilten Grundſtüds zu einer beftimmten Gemeine, Parodie, Schulfocietät ꝛc. feftftehe. 

Bo bies nicht zutrifft, muß erft bie mangelnde Feſtſtellung in ben für bergleichen. Ang» 

geltenden —2 erfolgen, ehe bie Fegulirung nad 87. Rr. 1. u. fg. 825.h. 1. ab» 

geilen werben fan, und es ift nötigenfalls, vorläufig ein Interimiſtikum nach 8 20. 
J. und 8 4. G. v. 24. Sehr. 1850 zu reguliren. 

3. Wegen Ausfertigung und Pr fitatiem bes Planes (ſ. IMR. vom 13. März 
1846 (Beilage B.) unter Nr. 5. und IuLME. v. 3. Febr. 1854 (BMI. ©. 26). 
Nach letzterem iſt der Pubfilation zu Protokoll zwar gleiche Wirkung mit der Zuftellung 
des Plans (822. h. 1. fin.) beizumeſſen, Ietttere aber, (und zwar durch Mittheilung koſten⸗ 
freier Planauszüge, welche bie Reg. zu beſchaffen bat), namentlich bei den geiftlichen Inſti⸗ 
mten vorzuziehen, theils weil biefe Inſtitute der Urkunde nicht entbehren können, theils 
weil das Erſcheinen der Vorſteher berfelben in ben Publil.-Terminen mit unverhäftniß- 
mäßigen | ungen unb Koften verbunden wäre. — Das Nämliche ift auf die Renten⸗ 
kanfvireftionen anzuwenden. Sie müſſen ebenfalls ven "beftätigten Plan im Auszuge, fo 
weit ex fie interefftrt, zugeſtellt erhalten, um eventuell gegen ihn rekurriren zu Ünnen, 
wozu fie, als fisfalifche Station, nah 8 22.1. e. befugt find. 

32, Der Schluffat bes 8 22. geftattet ber Regierung bie Ausführung des beflätigten 

auch während bes Rekursverfahrens. — Da das ©. nicht beftimmt, bei melcher 
Bchörbe der Rekurs anzubringen fet, fo ift anzunehmen, daß er ſowohl bei dem Miniſt., 
ale and bei der Reg. ober ber tegulizenben Behörbe 8 8.) mit Erfolg angemeldet werben 
t For gebunben, Der im 8 22. cit. 


33. Der betätigte vollſtreckbare Regulirungsplan iſt gleich einem beftätigten Aus- 
auberfetmmgersgeife (f. 8169. BO. v. 20. 3unt1817 (A. VIII.) u. n. 89 dazu) wegen eines bei 
e deffelben vorgefallenen Irrthums anfechtbar. Die „erörterung und Entſcheidung 


zu —* und geig eignetenfalls den meuen ober Nadıtrag- ln zu beflätigen bat, vorbe⸗ 
2 zulälfigen Rekurſes: fo MR. v. 31. Mai 1868 (VMBl. S. 168). 


ar Dieſer & ſpricht nur von ben Birkungen ber Regulirung der Bffentlichen Rechts⸗ 
verh. Im Betr. ber Privat rechtsverh. wird burch ben beftätigten Negul. - Plan nichte 
geinbert. Die auf bie Abveräußerungs⸗ und fonfligen Verträge oder andere Rechtstitel zu 
grändenden Entſchädig ungs anſprüche der Kontrahenten gegen einander in Betreff ber 
öffentlichen Laſten gehören zum ordentl. Aw. 


86 A. II. ©eje vom 3. Iannar 1845. 8 25—26, n. 35—38. 


D. Gründung neuer Anftepelungen. 
8. 25. Wenn: 

1) auf einem unbewohnten Grundſtück, welches nicht zu einem anderen 
bereit bewohnten Grundſtück gehört, Wohngebäude errichtet werben 
jollen, ober 

2) ein folches Grumbftüd, auf dem fich bereits Wohngebäude befinden, 
vom Hauptgute abgetrennt und nicht einem anderen fchon bewohnten 
Grundftüce zugefchlagen wird, 

fo müffen nach Anhörung der Betheiligten (8 9.) auch Diejenigen Verhält- 
niffe (8 7.Nr. 1.) feftgeftellt werden, welche aus der Gründung einer neuen 
Anfievelung in Beziehung auf die Gerichts- und Polizeiobrigkeit, den Ge 
meinde-, Kirchen und Schul Verband oder andere dergleichen Verbände 
entfpringen. | 
In dem zu 1. gebachten Falle muß dieſe Negultrung ber Aushändi- 
gung des DBaufonfenfes, in dem Yalle zu 2.. der Abfchreibung bes Treun- 
ſtücks und der Berichtigung bes Beſitztitels für den Erwerber vorausgehen. 
8. 26. Für diefe Regulirung ($ 25.) find außer ben in ben 88 
8— 24. enthaltenen Vorſchriften noch folgende Beitimmungen maßgebend: 





- I. Gründung neuer Anfiepelungen ($$ 25 bie 32). 

35. Diefer Abichnitt beſtimmt im 8 25., was unter neuen Anflebelungen zu ver- 
fteben, in 88 27. bis 31. das Verfahren und die Vebingungen für die Zulaffung ver 
Gründung neuer Anfiedelungen auf unbewohnten Grundftüden ($ 35. Nr. 1.) in 88 25., 
26. das Verfahren und bie Mobalitäten ber wegen aller neuen Anfiebelungen ($ 25. Rr. 
1. und 2.) vorzunehmenben Regulirung und in 88 31, 32 das Verfahren wegen Anlage 
von Kolonien. 

Eine den 88 27 bis 31 dem Gegenftande nach entſprechende, im Einzelnen aber 
davon abweichende BO. ift für bie Provinz Weftphalen erlaffen worben unterm 
11. Juli 1845 (G.S. ©. 496) — nachſtehend abgebrudt als Beilage J. —, zu 
ber 25 läuternbe IMR. v. 3. Sept. 1855 (VMBL. S. 177) ergangen iſt. 


36. Nach 8 25 ift Die Errichtung neuer Wohngebäude auf Gütern, auf benen fen 
Wohngebäude vorhanden find — gleich viel ob auf der alten Hofräthe oder auf anderen 
Stellen — Leine neue Anfievelung : jo ImR. v. 3. Juni 1845 (BMUL. ©. 172) u. 
v. 8. Juli 1845 (VMBl. S. 269). Anders in ber erwähnten BO. für Weftphalen 
(Beilage J.), |. das in n. 35. a. €. citirte 8. — Unter 825. Nr. 2 gehört aber and 
bie Theilung von Wohngebäuben bergeftalt, Daß jedem Beſitzer ein getrennter Wohnraum 
unter befonderem Hyp.-Folium ausfchließlich gehört. 

37. Der Schlußfat des 8 25 ift durch 82. ©. v. 24. Febr. 1850 — B) 
aufgehoben, aber durch $ 12. ©. v. 24. Mai 1853 (Beilage C.) infoweit hergeftellt 
worden, daß bie Regulirung im Falle zu 1. der Aushändigung bes Baufonjenfes vor 
ausgehen muß. Anbrerfeits darf aber biefe Regulivung nicht eher eintreten, als bis 
über bie Geſtattung Der neuen Anflevelung vom Lanbrathe und event. in ber Rekursinſtanz 
von ber Reg. entichieben ift (ſ. SS 29, 30 h. I. u. n, dazu). Im Fall: des 8 25. Mr. 1 
kaun die Gründung ber neuen Anftevelung ftattfinden, ohne daß eine Dismembration zu⸗ 
gleidy vorliegt, ober auf einem ZTrennftüde, für welches bie Regulirung nah 8 7. Rr.1. 
h. 1. bereits früher abgefchloffen ift, und es ift auch im folchen Fällen die Regufivung nad 
88 25, * b. 1. zu bewirken. 


38, Wegen Anwendung bes 8 26. auf Gemeinverhältniffe f. das L.n. IMR. vom 
12. Dec. 1861 (Beilage H.) miſe 


A. IIL Geſetz vom 3. Januar 1845. 8 26—28. n. 39—42, . 87 


1) die Befiger und Bewohner der Anfiebelung haben in Beziehung auf 
ven Gerichts-, Polizei-⸗, Kirchen-, Pfarr⸗, Schul- und Gemeinde⸗Ver⸗ 
band, welchem fie angehören, oder nach den Gefeen zu überweiſen 
find, alle diejenigen Abgaben und Letftungen zu übernehmen, welche 
nach der Verfaſſung oder Ortsobfervang folchen Mlitglievern ber 
Gemeinde obllegen, denen fie nach Maßgabe ihrer Befig- und fon- 
ſtigen Verhältniſſe beizuzählen find; 

2) die neuen Anfiebler müſſen, wenn durch ihren Hinzutritt dem Ge 
meinde-, Kirchen⸗, Schul- ober fonftigem Verbande befondere Untoften 
oder Laſten entftehen, auch diefe tragen. 


$. 27. Die Gründung einer neuen Anfievelung (8 25. Nr. 1.) inner- 
bald einer ftädtifchen over ländlichen Feldmark kann unterfagt werben, wenn 
davon Gefahr für das Gemeinwefen zu beforgen und bie polizeiliche DBe- 
auffichtigung mit ungewöhnlichen Schwierigfeiten verbunden if. ‘Dies tft 
befonvers in dem Falle anzunehmen, wenn bie neue Anfiedelung von andern 
bewohnten Orten erheblich entfernt, oder fonft unpaſſend belegen tft, und 
zugleich ihrem Beſitzer die Mittel nicht gewährt, ſich davon als Aderwirth, 
als Gärtner oder vermittelft eines mit einem Grundſtücke zu verbindenden 
Gewerbebetriebes, 3. B. durch Anlage eines Mühlenwerks, einer Fabrik 
ever eines Holzplatzes, felbftftändig zu ernähren. 

Snfonderbeit ift notorifch unvermögenden oder befcholtenen Berfonen 
in foldem Falle die Anftevelung in der Regel zu verjagen. 


$. 28. In den Fällen des 8 27. hat bie Behörde zu erwägen, ob 
durch die neue Anftevelung die benachbarten Gemeinden, Forft- und Guts⸗ 


.,39. Der $ 26. Nr. 1. bezieht fich auch auf per ſönliche Leiflungen. Bei Grund⸗ 
füden, die zn Öffentlihen und gemeinnüßigen Zweden beftimmt find, ift auf bie 
ARD. v. 8. Juni 1834 (6.6. S. 87) zu rüdfichtigen, wonach während biefer ihrer 
Se hmmmng bie perſönlichen Gemeinlaften von den Beſitzern nicht geforbert werben 

nnen - ® 


_ MW. Wenn Neuanfiebelungen anderen Gemeine ꝛc. Berbänben, als benen bie 
Stammftelle angehört, lberwiefen werben follen, fo gefchieht dies nicht in den Formen bes 
G. v. 3. Jan. 1845, ſondern nach den für dergleichen Angelegenheiten geltenden beſonderen 
Vorſchriften. Nach dem IMR. v. 13. März 1846 (Beilage A.) unter Nr. 6 iſt, wo 
ice eberweifung zweckmäßig erſcheint, auf Die Ausführung berfelben im Wege ber Ueber⸗ 
einkunft hinzuwirken. 

4. Auf vie Nenanſiedelungen in Oſtpreußen mußten bisher bie in Zuſ. 213. 8 13 
des Oſtpreuß. Prod. » Rechts bezeichneten, nach Senerftellen zu entrichtenden Abgaben ber 
Stammftellen, beren Abgabenbeträge unverändert bleiben, voll gelegt werben. Dies ift 
geändert burh ©. v. 10. März 1864. (G.S. ©. 149) — nachſtehend abgeprudt 
als Beilage K. —, wonach jene Abgaben nunmehr der Vertheilung gemäß 88 12h. 1. 


unterfiegen, 
g8 27, 28. 

42. Die beiden Bebingungen ber Unterfagung: die Gefahr fiir das Gemeintwefen 
und bie Schwierigleit ber polizeilichen Beauffichtigung müffen zufammentreffen; eine allein 
genügt dazu nicht: fo IMR. v. 4. Juni 1860 (BMBL ©. 114). Au biefen S$ if 
aber im $11, G. v. 24. Mai 1853 (Beilage C.) das Widerſpruchsrecht ber Orts 


88 A. II. ©efe vom 3. Januar 1845. 8 28—33. n. 48—48, 





befiger benachthelligt werben konnen. In biefem Falle find biefelben vor 


GSeftattung ber Anſiedelung mit Ihrer Erflärung zu hören. 


8. 29. Weber bie Geftattung ober Verfagung ber neuen Anflevelung 


bat auch in dem Fall, wenn von der Ortsobrigleit, der Gemeinde ober 
den Nachbarn berfelben widerfprochen wirb, ber Lanbrath ober ber Ma⸗ 
giftrat ($ 8.) zu entfcheiven. Gegen biefe Entfcheivung fteht ben Bethei⸗ 
Tinten innerhalb einer zehntägigen Frift der Rekurs an die Regterung und 
zwar ai fuspenfiver Wirkung offen. Eine weitere Berufung findet bagegen 
nicht Statt. 

830. Wer ohne ſolche Genehmigung ($ 29.) eine neue Anſiedelung 
(825. Nr. 1.) gründet, kann von ber Behörbe zur Wegfchaffung berfelben 
angehalten werben. 

. 31. Wer eine Kolonie auf feinem Grundftück anlegen und daſſelbe 


zu diefem Zweck zerftüdeln will, hat vor der Ausführung. einen Plan dem 


Landrath vorzulegen und darin nachzuweiſen, in welcher Welfe die Ge 
meindes, Kirchen⸗ und Schulverhältniffe der neuen Ortfchaft, fo wie beren 
Berhäftniffe zur Gerichte» und Polizei-Vermaltung angemefjen georbnet und 
fichergeftellt werben follen. 

8. 32. Der Landrath bat dieſen Plan (ß 31.) mit feinem Gut 
achten der Regierung zur Genehmigung einzureichen. 

Sollen der neuen Ortfchaft Korporationsrechte eingeränmt werden, fo 
ift hierzu die Tandesherrliche Genehmigung erforderlich. 

II. Koften. 

$. 33. Alle Verhandlungen der Polizei- und Verwaltungsbehörven 

in Parzellirungs- und Anfievelungsfachen, einfchließlich der Verhandlungen 


obrigleit oder Gemeine wegen unzureichenden Vermögens bes Neuanfich- 
lers a " 


43. Die Delonomielommiffarten follen ben Separations - Intereffenten feine 
Erdffnungen Über bie Zuläffigkeit neuer Anftebelungen auf den fir fie beſtimmten Abfin- 
dungsplänen machen, fonbern bie Betheiligten an ben Landrath verweilen: fo MR. vom 
12. Juli 1854 (VMBL. ©. 147), 

44. Gegen bie Entſcheidung der Reg. tft unter Aenberung des Schlufles bes $ 29. 
durch 814. G. v. 24. Mai 1853 (Beilage C.) Beſchwerde an ven Minifter bes 
Innern zugelafien. Diefe ift an feine Frift gebunden: fo IMR. v. 19. März 1860 
71). Sie hat aber feine fuspenfive Wirkung. 


45. Hierzu ift Die Straf» und erweiterte Zwangsbeſtimmung bes 5 13. Geſetz v. 
24. M 5 1853 (Beilage C.) getreten. ug 


$. 31. 
46. Nach IME. v. 18. März 1846 (Beilage A.) unter Ar. 7 iſt bie Dotatim 
für die neu zu gründende Schulftelle in ver Kegel in Grunpftüden anzımeiien. 
HI Koften. (8 38.) 
8. 33 


47. Es iſt nach dieſem 8 auch unflatthaft, den Dismenbrationsinterefienten Gebüh⸗ 
ren an bie Ortsgerichte für die Abgabenvertheilungen aufzulegen: jo EIN. v. 10. Jar. 
1863 (BMEL. ©.23). | 

. Das Roftenregulativ vom 25. April 1836 (A. XII.) gilt nicht für bie Reiſe 


A. III. Geſetz vom 3. Januar 1845. 8 33. n, 1849. 89 


ber vom Landrath mit ber Regulirung beauftragten Ortsobrigkeit, ſind, 
ohne Unterſchied des Gegenſtandes, ſtempel⸗ und gebührenfrei. Wegen ber 
Diäten und Reiſekoſten ver bei ben Verhandlungen zugezogenen Sachver⸗ 
ftändigen oder anderen Beamten, zu deren Beruf das Gefchäft nicht ſchon 
gehört (8 8.), kommen bie 88 2. und 3. des Roftenregulativs v. 25. April 
1836 (G.S. 1836. S. 181) zur Anwendung. 


Urkundlich ıc. ꝛc. 
Gegeben Berlin, den 3. Januar 1845. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Rochow. Mühler. v. Saniany. Graf au Stolberg. Graf v. Arnim. 
Beglaubist: Bornemann. 


unb Berfänmunitoften ber bet ber —— — betheiligten Intereſſenten und 


über bie — als Ertrahenten — werben. Wegen ber möglichften 
Zermeibung_ [6 folder 8 ofen % 30, und wegen bes Inhalts dieſer n. |. ZUR. vom 
28, Sehr. Pi (BMðVl. ©. 39) u. IMR. d 2. Aug. 1848 (VBMBL. ©. 30 
ot ber Ar für die Ausführung des 86 ©. v. 24. Mai 
I an C.) Gertheilung ze. von Grunbftäden im Wege Öffentlichen Aufgebots :c.) 
LER. v. 6. Sept. 1853 (Beilage D.) unter Nr. 4 a. E. Die bortige Be 
mung wegen bes zu erforbernben Borfchuffes findet auch Anwendung auf bie ähn- 
lichen Fülle, wo in gewöhnlichen Diemembrationsregultrungen von einzelnen Interefienten 
Me Bernehmung von Sachverſtändigen beantragt wird. Ob demnächſt bie Koften für dieſe 
Vernehmung von dem Ertrahenten allein, ober von allen Kontrahenten zu tragen find, 
sähe hat be entfeibenbe Sehörbe (30 u. 22) mg dem GErgebniffe bes Gutachtens 


4 


Beilagen u A III. G. v. 3, Sanıar 1845, 


Beilage A. zu n. 1. 


6.:R. des 8. Min. d. J. v. 13. März 1846 an fämmtl A. Reg. ber 
Provinzen Preußen, Brandenburg, alelien ofen, Sachſen und 
Tommern (mit Ausfhluß der Reg. zu Stralfund), betr. die Aug übrung 
des G. v. 3. San. 1845 über die deriheitung von Grunpftü 
Srändung neuer Anjiedelungen s 

In den an einige Regierungen erlaſſenen Beicheiben auf einzelne, daS G. vom 
3. Jan. 1845 über dertheiluns von Grundftüden und Grundung neuer ln 2 
gen betr. Anfragen, it auf eine noch vorbehaltene Inſtruktion zum ©. verwieſen. Da 
ter ‚elf einer Folgen Sn ftr. jedoch Anſtand gefunden bat, jo beſchränlke ich mic für 
at darauf, rückſichtlich PuNE Geſchaftsbetriebs bei Ausführung bes Gefehes, 

Keg. und ben berfelben auniergeornnelen, zur Ausführung bes Geſetzes erufenen ner: 
waltungäbehörben nur folgende Anweiſung zw extheilen; 


en und 


90 


Beilage A. zu A. III. Geſetz vom 3. Januar 1845. 


[1 Gum ns 7. Rr. 1. und 88. des Gef.) 


2) 


obald die Gerichte und Notare, — wozu een vom Herrn Yuftizmin. an: 
ewwiefen erden — von einem von ihnen aufgenommenen oder relognoszirten 

erttage der $ 2. des Gef. gedachten Art eine beglaubigte Abfchrift oder ſonſtige 
Mittheilung dem Lanbrath oder Magiftrat ($ 8) zugehen laflen, ober aber biete 
legteren von dem Abſchluſſe eines ſolchen Bertrages anderweit, durch bie Orts: 
ren oder fonft, Kenntniß erhalten, haben fie fofort, und ohne dieſerhalb 
erit die Anträge der Kontrahenten oder Berechtigten abzumarten, die Regulirung 
der im $ 7. Nr. 1. und im 8 25. bezeichneten Berhältniffe, von Amtswegen 
zu veranlaffen.] 


zu den 88 7., 19. und 23.) 

enn auf dem zertbeilten Grunditüde keinerlei Abgaben und Leiftungen baften, 
welche die Natur öffentlicher Laften haben, und es auch wegen der Korporations: 
und Gemeinderechte feiner bejonderen Regulirung bedarf, I vertritt ein hierüber 
von der Regierung auögefertigies Atteft die Stelle des Regulirungsplans. Der 
Hin wird übrigens felten vorlommen, und das Atteft darf erft nach ſorgfältiger 

rüfung fämmtlicher bezüglichen Berbältnifle, namentlid auch der Kommunal. 
Intereſſen, ertbeilt werben. Die Faſſung ift fo zu wählen, daß nicht nur jura 
tertii falvirt bleiben, ſondern auch beutlih daraus zu entnehmen, es hantk 
fi bierbei nur um den gegenwärtigen Zuftand, nicht aber um King 
Verhältnifie, damit die falfche Annahme vermieden wird, durch derartige Altelte 
follte oder fonnte den bezüglichen Grunpftüden für alle Zukunft eine voöllige 
Symmunität beigelegt werben. 


[3) um $ 2 


4) 


5 


— 


0) . 

Ein Interimiſtikum ($ 20) hat die Regierung insbefondere auch dann feſtzu“ 
feßen, wenn fi nad) den obwaltenden Umftänden bie definitive egulirung dir 
im 87. Nr. 1. bezeichneten Verhältniffe verzögert und eine ſolche Verzögerung 
ber Regulirung oder der Abfchreibung der Trennftüde im Hypothekenbuche 
und ber Berichtigung des Beſitztitels auf den Namen ber Trennjtüderwerber, 
für miche oder für die Berechtigten mit befonderen Nachtheilen verknüpft ſein 
wurde. 


(zu 8 19. bis 23.) 
ei der Prüfung und Beftätigung des Regulirungspland haben diejenigen A: 
Iheilungen der Regierung mitzuwirken, zu deren Reflort die ea Tepfigung oder 
Verwaltung der von der Regulirung betroffenen Verhältniſſe gehört. 
Sowohl der definitiv beſtätigte, als der interimiſtiſch feſtgeſetzte Regulirungsplan 
iſt von der Regierung 
a) für den Landrath oder Magiſtrat, | 
b) für die Hypothekenbehörde | 





auszufertigen und durch den Landrath oder Magiftrat allen Betheiligten belannt 


6) 


N) gum Ye . 
ei Sicherftellung der Schulbebürfnifie einer anzulegenben Ortfchaft ift die der 


zu machen, entweder zum Protokoll oder mitteljt Ueberſendung einer ftempelfreien 
beglaubten Abjchrift, nach Befinden im Auszuge, foweit der Plan das Spntersfe 
der einzelnen Betbeiligten betrifft. | 


Wo es wegen Einverleibung neuer Anfievelungen in einen andern Gemein, 
oder Schul, Pfarr: und Kirchenverband an verfaſſungsmäßigen Beftimmungen 
fehlt, ift demnach in allen Fällen, in welchen die Vereinigung mit. einem andern 
benahbarten Gemeinde:, Pfarr:, Kirchen: und Schulverbande, wegen entferni 
Lage der neuen Anfievelung vom Hauptorte, oder wegen fonltiger Berhältnillt, Ä 
zwednäßig ericheint, auf eine ſolche Vereinigung oder Ginverleibung, im Wege 
ber Uebereintunft hinzuwirlen. 





neu zu gründenden Schulitelle zu gewährende austümmliche Dotation in DT 


Regel in Orundftüden anzumweifen, 





Beilage B. zu A, IH. Geſetz vom 3. Januar 1845. 91 


Uebrigens wird die K. Neg. auf die im Min.: BL. für die i. B. pro 1845, ©. 
73 fl. abgebrudten Refcripte v. 5. Juli 1845, inäbefondere auch wegen der Bertre- 
tung ber Stadt: und Landgemeinden, fowie der übrigen Korporationen und nftitute, 
kei den Dismembrationg-Berhandlungen, verwieſen. 


Beilage B. zu n. 2. 


G. v. M. Febr. 1850, wegen Abänderung einiger Beftimmungen des 
Befegesv. 3. Jan. 1845, betr. die Zertheilung von Grundftüden und bie 
Gründung neuer Anfiedelungen. (8.6. ©. 68.) 

‚, Wir Friedrich Wilhelm ꝛc. ꝛc. verorbnen, mit Zuftimmung beider Kammern, für 
diejenigen Landestheile, in welchen das ©. v. 3. San. 1845, betr. bie Zertheilung 
un Ormbitüden und die Gründung neuer Anfiebelungen, Gefebeskraft hat, was 
telgt: 

8 1. Die 88 2. bis 5. einfchließlih des Gef. v. 3. Yan. 1845, betr. die Zerthei⸗ 
lung von Grumbitüden und die Gründung neuer Anfiedelungen (G.⸗S. 1845. 6.25), 
ſewie die Deklaration v. 7. Aug. 1846, betr. die Anwendung des $ 2. dieſes Geſetzes 
G. S. 1846. S. 395), werben hiermit aufgehoben. 

.  Veräußerun berieäge jeder Art, durch weldhe Grundftüde zertheilt, von einem 
Grunditüde einzelne Theile abgezweigt oder Orundftüde, welche Zubehör eines anderen 
Grundftüds find, won diefem abgetrennt werden follen, müflen von dem Gerichte, vor 
melden fie abgejchlofien oder ihrem Jnbalte oder der Unterſchrift nad) anerfannt wor: 
ten find, unmittelbar nad ihrer Aufnahme bemjenigen Gerichte zugejendet werben, 
welches das Hypothekenbuch der betreffenden Grundftüde zu führen hat, fofern diejes 
richt von dem erfteren verfchieden tft. Diefelbe Verpflichtung wird, in Erweiterung 
ef des 831 der ®. v. 2. Yan. 1849 (G.S. 1849. S. 10), den Notaren 
aujerlegt. 

82. Die Wſchreibung der Trennſtücke im Sppatgetenbude, deren Uebertragung 
uf ein anderes Folium, [die Aushändigung des Baulonfenfes zu neuen Anfiedelun: 


83, KH 8 1. des gegenwärtigen oe: begeichneten Verträge find von dem 
(kerichte, weldyes Das Hypotheken ten Grundſtücks zu Ken bat, fofort, 
hrift demjeni en 


üegt. dem Empfange dieſer Abſchrift hat ſich der Landrath oder Magiſtrat der 
Kegulirung ſogleich von Amtswegen zu unterziehen. 

84. Die im $W. des Gef. vom 3. Jan. 1845 den Regierungen beigelegte Be⸗ 
ugniß, in Faͤllen, in welchen Streitigkeiten bei der Regulirung entitehen, ein ſofort 
veftredbares Interimiſtikum feitzufeen, wird auf alle Säle ausgedehnt, in welden 
bie Aegierumg e3 für angemeflen erachtet, die definitive Regulirung aufzujchieben. 
ndlich ꝛc 


Gegeben rlottenburg, ven 24. Febr. 1850. 
i eh Dur, den —* Friedrich Wilhelm. 


Gr. v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. anteuffel. v. Strotha. v. db. Heydt. 
— v. Rabe. Eimo . 2». Schleinig. 9 
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Beilage ©. zu n. 2. 


©. v. 24. Mai 1853 zur Ergänzung bed Gef., betr. die Zerftüde: 
lung von Grundftüden und die Gründung neuer Anfiedelungen, vom 
3. Yan. 1845. G.S. ©. 241. 

Dir Friedrich Wilhelm ꝛc. zc. verorbnen, unter Zuftimmung der Kammern, 
für die Provinzen Preußen, Brandenburg und Pommern, jevoh mit Ausſcluß 
von Neuborpommern ‚fo wie fir die Provinzen Schlefien, Poſen und Sadien, 

olgt: 

. Dem gegenwärtigen Geſetze find alle Arten von Grundſlüden unterworfen, 
mit ee der Gebäude, Baupläge, Hofitellen und Pläge innerhalb einer Statt 
oder . 

Die 88 2 bis 5 fiehe oben im Tert des G. v. 3. Jan. 1845. 

8 6. fofern eine Zertbeilung von Grundftüden, eine ab pweigung einzelner 
Theile derfelben over eine Abtrennung von Orumbitäden, die Zubehör amberer fin), 
im Wege bes öffentlichen Aufgebot3 und der meiftbietenden Berfteigerung ftattfinben 
fol, darf fie nicht Ei vorgenommen werben, als bi3 den Vorſchriften dez 7. Rt. 
J. oder $ 20. des Geſ. v. 3. Jan. 1845 und $ 4 bes Gef. v. 24. Febr.1 wegen 
befinitiver oder interimiftifcher” Regulirung und Bertheilung ber. öffentlichen, Socie 
tät: und Gemeindelaſten auf die zu veräußernden Trennftüde genügt ült. j 

Der dort angeordnete Regulirungsplan muß vor dem Beginn des Aufgebots- 
und Berfteigerungs - Verfahrens vorgelefen und fpäter ſich einfindenden Saufluftigen 
vor der Zulaffung zu einem Gebot noch befmber» befannt gemacht werben. 

87. Auch müflen bei einem ſolchen Aufgebots- und Berfteigerungs : @eidäft 
(8 6.) vor dem Zufchlage oder Bertragsabfchluffe ſtets Beftimmungen über die Abt: 
fung, Bertheilung und Webernahme der auf den Grunpftüden haftenden Reallaften 
und Negulirung der gutsherrlihen und bäuerlihen Verhältniſſe v. 2. März 1850, 
deögl. wegen efwaniger Dunotbetenf dulden getroffen werben. J 

.$ 8. Bei dieſen Aufgebots⸗ und Verſteigerungs⸗Verhandlungen (8 6) it 
jedesmal ein Richter zuzuziehen, und dieſer von „Imtöivegen verpflichtet, für die Befel- 
gung der im 8 6. Abſatz 2. und im $ 7. angeordneten Beitimmungen zu forgen. 

9, Wenn die vorftehenden Dejtimmungen ber 88 6., 7. und 8. nicht befolgt 
worden, fo ift jever Veräußerer mit einer Geldbuße big zu zweihundert Thalern ju 
beftrafen. Auch hat die Ortsbehörde die Verfteigerung zu verbieten, fobald der Ver: 
ſchrift des 88. wegen Zuziehung eines Richters nicht gerät iſt. 

F 10. Der 831. ver. V. v. 2. Jan. 1849 (G.⸗S. 1849. ©. 10) wird aufge 


oben. 
& 11. Unbefchabet der Befugniß der zuftändigen Behörden, die Gründung einer 
neuen Anfiedelung innerhalb einer Häbtiicen oder nee Iomart aus den m 
8 27. des Gef. v. 3. Jan. 1845 angegebenen Urſachen zu unterlagen, darf die Grin: 
dung einer folhen Anfievelung in dem Falle nicht geftattet werben, wenn bie Ort: 
obrigleit oder Gemeinde derſelben widerfpricht, und in diefem Falle ver Antragente 
nicht nachweisen kann, daß er hinlängliches Vermögen, fowohl zur Ausführung des 
Baues, als zur Einrichtung der Wirtbichaft befist. 

Befteht das Vermögen des Antragenden nicht in Grundftüden oder ſicheren 
ypotheken⸗Kapitalien, fo ift der Nachweis darüber durch bie Beicheinigung ober Ver— 
iherung zweier achtbarer und auverläffiger Gemeinbe-Mitglieder zu führen. 

Bei der Beurtheilung und Zulänglichleit des Vermögens ift inſonderheit auf 

die Höhe des Kaufgelder-Rüditandes und der auf das Grundſtück übernommenen br 

ftändigen Leiftungen zu berudfichtigen. j 
12. Bei neuen Anfievelungen muß die nad) Vorſchrift der 88 25. und 26. de⸗ 
a, v. be San. 1845 zu bewirkende Regulivung der Aushändigung des Baulonfenk: 
vorhergehen. 

Die entgegenſtehende Vorſchrift im $ 2. des Gef. v. 24. Febr. 1850 wird her: 

durch aufgehoben. 
$ 13. Wer mit Gründung einer neuen Anfievelung beginnt, ohne worber ben 
Baukonſens erhalten zu haben, ift mit einer Gelobue bis zu zwanzig Thaler 
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elrafen; auch hat die Ortshebörbe die Weiterführung der Anfievelung zu ver 
in 


$ 14. Die Schlußbeſtimmung bes $ 29. des Gef. v. 3. Jan. 1845, wonach 
gegen die Entſcheidung der Hegierung. über die Geftattung ober Berfagung einer 
neuen Anfiedelung eine weitere Berufung nicht ftattfindet, wird hiermit aufgehoben. 
C5 lann gegen eine ſolche Entſcheidung der Regierung fortan eine Beſchwerde bei 
Unjerem u. d. Inn. angebracht werben. 


Urkundlich ꝛc. 
Gegeben Charlottenburg, den A. Mai 1853. 
(L. 8.) ariebrid Wilhelm. 
v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weltphalen. 
v. Bodelſchwingh. v. Bonin. 


Beilage D. zu n. 2. 


. E.:R. de3 K. Min. d. J. und für landwirthfhaftl. Ang. v. 6. Sept. 
153 an die 8. Reg. der ſechs Öftlihen Brovinzen (mit Ausf luß der 
Reg. zu Stralfund), betr. die Anwendung des Gef. vom A. Mai 1853 
— der Zerftü ung von Grundftäden und der Gründung neuer 
Anliedelungen (BMA. ©. 192). 

‚ a ber der. v. 29. März d. J. ) babe ich die 8. en. auf die Nothwendig⸗ 
kit aufmerffam gemacht, der gewerbeweiſen Berftüdelung des ländlichen Grunbbefiges 
im V wege Schranken zu ſetzen und die Mittel angedeutet, deren Anwen⸗ 
dung Aw Erreihung dieſes Zieles geeignet erſcheinen. Inzwiſchen ijt dag ©. vom 
4. Mai d. 3. zur Ergänzung des Geſ., betr. die gerftüdelung von Grundflüden 
und die Gründung neuer Ynhedelungen v. 3. San. 1845, verlündet worden, von 
welchem fih zwar eine twefentliche Förderung des angegebenen Zweckes erwarten läßt, 
relhes aber eine forgfältige Ausführung der Verf. v. 29. März d. J. durchaus nicht 
ai Während ich die letztere daher der K. Neg. hiermit wiederholt dringend 
one le, habe ich in Bezug auf die Handhabnng des Gef. v. 4. Mai d.%. Folgen: 

zu bemerlen: 

l) Das erwähnte Geſeß findet keine Anwendung auf die Zerjtüdelung von 
Cebäuden, Baupläten, Hofe und Gärten innerhalb einer Stadt oder Voritadt. 

%) Mit der im $7. Nr. 1. und den 88 25. und 26. des Geſ. v. 23. Febr. 1845 
tergeichriebenen Regulirung ift ver Regel nad) erft dann vorzujcreiten, wenn zu: 
ter das Dismembrations:Gefcäft auf eine gültige Zeile zu Stanve gelommen ift. 

3) Der Landrath oder Magiftrat, welchem nad $ 3. des Gef. v. 23. Febr. 1850 
(0.:€. 1860. S. 68) durch den Hypoibeten » Richter eine beglaubigte Abjchrift des 
<iömembrafiond:Bertrages zugefertigt wird, hat, ohne ſich auf eine Unterfudung ber 
Arhtöbeftändigteit des —* einzulaſſen, mit der Regulirung und Vertheilung 
sr öffentlichen Societät- und Gemeindelaſten ſofort, und zwar ohne den Antrag ber 
‚nterefienten abzuwarten, von Amtswegen vorzuicreitn.. . 

4) Ausnahmsweiſe muß das Regulativ über die öffentlihen Laſten ſtets 
er dem —5 — en der Dismembration errichtet werden, wenn eine Zertheilung 
ten Grundſtüden, eine Abzweigung einzelner Theile derſelben oder eine Abtrennung 
ten Grundſtüden, die Zubehör anderer find, im Wege des öffentlichen Aufoe 
kets und der meiftbietenden nerfteigerung tattfinden foll .($ 6. des ©. v. 
4. Rai d. J). Dabei ift e3 gleichgültig, ob diefe Gefchäfte zu denen gehören, welche 
m $5 des Gef. v. 24. Mai d. X. aufgezählt find, oder ob dies nicht der Fall iſt. 





*) Nicht veröffentlidt. 
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Der Landrath oder Magiftrat ($ 8. des Gel. v. 3. Yan. 1848) hat in dieſem Falle 
nur auf Antrag des Cigenthümerd des zu theilenden Grunbftüd3 einzufchreiten und 
das Verfahren auf deſſen Antrag wieder einzuitellen. Zur Begründung des Antrages 
muß ber Ertrahent, wenn er eine Privatperion ift, fein Eigenthbum an dem zu the: 
lenden Grundftüde und feine freie Dispofitions » Befugniß über dafjelbe nachweiſen. 
Außerdem muß jeder Ertrahent einen Veräußerungsplan in zwei Eremplaren beibrin: 
gen, aus welchem ſich mit Zuverläffigkeit ergiebt, in welche Parzelle dad Grunditüd 
zerlegt werben fol. Nöthigenfall® kann der Landrath over Magiftrat zu dieſem Be 
bufe die Anfchaffung einer von einem vereiveten Feldmeſſer aufgenonmenen Kart 
und eine3 dazu gehörigen Vermeflungsregifterö in zwei Eremplaren erfordern. Das 
auf diefe Weiſe dargelegte Diemembrationg : Projelt bildet die Grundlage für das 
Negulativ, bei deſſen Zeitftellung im Uebrigen ebenfo verfahren wird, wenn bie 
Berftüdelung bereit3 zu Stande gelommen wäre. 

Ein Eremplar des Seräuberungöplans, reſp. der Karte und des Vermeſſunge⸗ 
Megifters bleibt bei den Alten der Berwaltungs - — ‚ das zweite Exemplar iſ 
mit einer Ausfertigung des Fang oder interimiftijch beftätigten Regulitungsplans 
zu verbinden und nachdem diejer Plan den Partheien publicirt worden ift, dem Hr— 
potheten = Gerichte zur Benugung zu überjenden, bamit eine Abweichung von dem 
Dismembrationd: Projekte bei der Berfteigerung verhindert werben kann. 

Die in Gemäßheit des $ 33. des Gef. vom 3. Jan. 1845 durd die Aufftellung 
des Begulatins erwachfenden Koften fallen dem Ertrabenten zur Laſt. Der: Lanbrath 
oder Magiſtrat ift ermächtigt, zur Dedung diefer Koſten einen Vorſchuß zu fordern 
und von deſſen Bezahlung die Einleitung des ahrens abhangig zu 

5) Die Ortsbehorden haben ſtreng darüber zu wachen, daß leine Verſteigerung 
von Grundſtücksparzellen ohne Supiebung eines Richterd vorgenommen wird und, wenn 
es dennoch gefchieht, haben fie die Verſammlung aufzulöfen und den Veräußerer zur 
Beitrafung anzuzeigen ($ 9. des Gef. v. 4. Mai d. J.). Wird die Verſteigerung 
unter Leitung eines Richters bewirkt, jo bleibt diefem die Sorge für die Aufrechthab 
tung, der Ordnung bei der Berhantlung allein überlaffen und bat fih die Balzer: 
Behörde dabei nur Fr deſſen Requifition zu betheiligen. 

6) Für die Zulälfigleit der Errichtung einer neuen Anfievelung ($ 25. Nr. 1 des 
Gef. v. 3. Jan 1845) innerhalb einer ftädtifchen oder ländlichen Feldmark, dieſelbe 
mag mit einer Dismembration in Verbindung ftehen oder nicht, bleiben auch ferner 
die Vorfchriften der 88 27. und 28. des Gef. vom 3. Yan. 1845 maaßgebend. Daneben 
ift aber der Ortsobrigfeit und der Gemeinde im 8 11. des Gef. v. 4. Mai d. J. ein 
befchränttes Widerfpruchsrchht gegen die Gründung einer ſolchen ueuen Anfiedelung 
eingeräumt worben, weshalb dieſe Intereſſenten een vor ber Entſcheidung über tu: 
Ynevehungs-Gefuch jedesmal zur ärung aufgefordert werden müflen. 

7) Selbſt nad ertheilter Genehmigung zur Gründung einer neuen Anfiedelung 
bar in Zulunft der Baukonſens nicht eher ausgehändigt werben, als bis das nad 
88 25. und 26. des Gefeges vom 3. Januar 1845 erforberlihe Regulativ feftgeitelt 
wo 


rden ift. 
Die Ortöbehörden haben ohne Nachſicht den Beginn und die Weiterführung einer 
Anfiedelung, zu der der Anſiedler den Bau-Konſens noch nicht erhalten bat, zu ver: 
hindern und den Kontravenienten zur Beſtrafung anzuzeigen ($$ 12., 13. des Geſ. v. 


44. Mai d. J.). 

8) Bei der Publikation genen Entſcheidung der Regierung über. die Geftattung 
oder Verſagung einer nenen Anfievelung ift den Intereſſenten zu eröffnen, daß ihnen 
dagegen eine Veſchwerde an das Min. d. J. offen Steht ($ 14. 1. c.). 

9) Die Rekurs-Entſcheidungen über die von der Regierung in erjter Inſtanz 
feſtgeſetzten Ab aben:Regulative werden auch künftig, wie bisher vom Min. für land⸗ 
wirtbichaftliche ng. erlafien werben. 

10) Die Landräthe behalten die ihnen im $ 8. des Gef. v. 3. Jan. 1845 cu 
geräumte Befugniß, die Regulirungs : Verhandlungen den Orts-Obrigkeiten zu über 

en. 


tragen . 
ag Ich fordere die K. Reg. hiermit auf, ſich ſelbſt die vorſtehenden Bemerkungen 
zur Richtſchnur dienen zu laſſen, ihre Landräthe, Magiſträte und Orts-Behörden da⸗ 
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nad; zu inftruiren und die Verbots⸗ Zeltimmungen des Gef. v. 24. Mai d. J. auf 
ne tje zur Kenntniß des dabei betheiligten, zumeiſt gefchäftsuntundigen 
ublikums zu bringen, um daſſelbe vor Schaden zu wahren, 


. Beilage E. zu n. 3. 


‚. Sefeb vom 26. Mai 1856, betreffend die BZertheilung von Grund: 
tüden und die Gründung neuer Anfiedelungen in Neu:Borpommern 
und Rügen. (8.6. ©. 613.) 

Wir Friedrich Wilhelm ꝛc. 2c. verordnen, mit Zuftimmung beider Häufer des 
Landtages Unferer Monarchie, was folgt: 

$1. Das Geſetz, betreffend die Zerftüdelung von Grundftüden und die Grün- 
tung neuer Anfiedelungen vom 3. Januar 1845, nebit den dafjelbe ergänzenden und 
ahöndernden Beitimmungen, wird hiermit B Neu: Vorpommern und Rügen einge: 
übt. Jedoch treten —39 — folgende Modifikationen ein: 

82. Die im $ 2. des Geſetzes vom 24. Mai 1853 (G.-S. ©. 241) und im $ 
3. des Gefehes vom 24. Februar 1850 (G.⸗S. ©. 68) dem Hypothelenrichter zugeiwies 
jenen Geichäfte werben dem Gerichte der belegenen Sadye übertragen. 

83. Anftatt des $ 4. des Gefepes vom 24. Mai 1853 find die Vorſchriften ver 
54 und 5. des gegenwärtigen Gejebes maaßgebend. 

54. Sogleich nad Aufnahme des Vertrages muß das Gericht die Proklamation 
des zu zertheilenden Grunpftüds, und zwar, wenn der Vertrag Feine andere Feſtſetzung 
erhält, auf Koften Des Veräußerers erlafien. x 

$5. Behufs Aufnahme des Vertrages hat der Veräußernde dem Gerichte ein 
Serzeihniß der auf dem zu jeitbeilenben Grundftüde haftenden Laften und Abgaben 
ker Art, ſowie der Hypothekenſchulden, vorzulegen. 
....9.6. Die Beftimmungen des $6 und des 87. Nr. 2. des Gefebes v. 3. Jan. 
145 finden feine Anwendung. 

7. Bei der Bertheilung und Regulirung ber Öffentlichen Laften, welche durd) 
eme Serttüdelung yon Srundftüden oder durch die Gründung einer neuen Anſiede⸗ 
lung bedingt wird 67 Nr. 1., 8825. und 26. des Gefehes vom 3. Januar 1845), 
at auf den Kirchſpiels- und Ortdarmen : Verband Rüdficht zu nehmen. Diefe Ver: 
tinde find daher bei der Regulirung mit ihren Erflärungen zu hören. _ 

 „ Denfelben wir ferner ein Widerfpruchsrecht gegen die Gründung einer neuen 
‚oelung in leicher Weiſe beigeleat, wie e& im $ 11. bes .Gefebes vom 24. Mai 
1333 der Ortobrigfeit und der Gemeinde eingeräumt worden ift. Die Entſcheidung 
aber erfolgt in dem im 8 29. des Geſetzes vom 3. Januar 1845 vorgefchriebenen 


it 
‚Dr Zn über die Anlegung einer Kolonie ($ 31. des Geſetzes vom 3. Januar 
nt muß ebenfall3 die Verhältniffe zum Kirchſpiels- und Ortsarmen-Verbande, fo: 
Me \onftige Korporationg- oder Societätskoften, z. B. Dünen: und Deichbaulaften 2c., 
erenen und ficherftellen. 

8. Das Ausgebotd: und BVerfteigerungsverfahren — 86. des Geſetzes vom 
4. Rai 1853 — muß bei Vermeidung der im $ 9. daſelbſt beftimmten Strafe vor 
dem Gerichte ver belegenen Sache, oder vor einem Kommiſſar befielben erfolgen und 
dabei den Beftimmungen 88 6. und 7. des Gefebes vom 24. Mai 1853 gentigt, nad) 
Seendigung der Berfteigerung und, nachdem von dem Beräußerer der Zuſchlag er: 
teilt worden, das PBroflamationsverfahren nach den Beitimmungen des $ 4. dieſes 
*ieke3 veranlaßt werden. 

Der 88. des Gefeges vom 8. Mai 1853 findet feine Anwendung. _ 

...$9 Das im 88. des Sejebe? vom 3. Januar 1845 erwähnte Regulirungäge- 
bit wird für das akademiſche Amt der alademiſchen Adminiſtration in Greifswald, 
ur eine jede ftädtifche Feldmark dem Magiſtrate übertragen. 
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$ 10. Die von dem Landrathe over in feinem Auftrage von der Ortsobrigkeit, 
imgleihen die von der alademifchen Apminiftration und die von dem Magiftrate (89. 
aufgenommenen Negulirungsprotololle haben die Beweiskraft öffentlicher Urkunden. 
ae Beitimmung tritt an die Stelle des $ 10. des Geſetzes vom 3. Januar 

& 11. Die im $22. des Gefeges vom 3. Januar 1845 anderen Perfonen, ol: 
dem Fiskus bewilligte zmölfmöchentliche Friit zur Einlegung des Rekurſes gebührt 
nicht denjenigen, melde durch Artikel XIIL der Dellaration vom 6. April 1839, 
fondern denjenigen, welche durch 8 48. ber Verordnung vom 21. Juli 1849 über 
das Berfahren in Givilprogeflen im Bezirke des Appellationdgerichts zu Greifswald 
gleichgeitellt worden find. 

Urkundlihd unter Unferer Höchlteigenhändigen Unterfchrift und beigebrudtem 
Königlichen Inſiegel. , 

Gegeben Sanzjouci, den 26. Mai 1856. 

L. 8.) Friedrich Wilhelm. 
v. Manteuffel. v.d. Heydt. Simons. v.Raumer. v. Weltphalen. v. Vodelſchwingb. 
Graf v. Walderſee. Für den Min. f. d. landw. Ang.: v. Manteuffel. 
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©. vom 3. März 1850, betr. den erleihterten Abverkauf Heiner 
Grundſtücke. (G.:5. ©. 145.) ⸗ B 

Wir Friedrich Wilhelm 2c.2c. verordnen, mit Zuftimmung beider Kammern, fir 
den ganzen Umfang der Monarchie, mit Ausnahme der auf dem linken Rheinufer be 
legenen Landestheile, was folgt: . 

8 1. Jeder Grundeigenthümer, fowie jeder Lehns- und Fideitommißbefiser Mi 
ben t, einzelne Gutsparzellen üegen uferlegung fefter, nach den Vorſchriften der 
A [ii ung3-Orbnung ablösbarer Geldabgaben oder gegen Yeititellung eines Kaufgelde⸗ 
aud ohne Einwilligung der Lehns- und Fideikommißberechtigten, Hypothelen un! 
Nealgläubiger zu veräußern, fofern bei land cha ttic beliehenen Gütern die Kredit 
direltion, bei anderen die Auseinanderſetzungsbehörde befcheinigt, daß die Abveräufe: 
rung den gebadhten Sintereflenten unſchäaͤdlich jet. . j 

8 2. Ein foldes Unſchädlichkeitszeugniß darf nur ertbeilt werben, wenn a: 
Irennjtüd im Berhältniß zu dem Hauptgute von geringen Werth und Umfang I. 
und wenn die auferlegte Geldabgabe ober das verabrebete Kaufgeld den Ertrag oder 
den Werth des Trennitüds hd 
8 3. Das veräußerte Trennjtüd fcheivet aus dem Realverbande des Hauptgutes, 
zu welchem daſſelbe bis dahin at, aus, und die demfelben auferlegte Geldab⸗ 

abe, jowie das verabrebete Kaufgeld treten in Beztehung auf bie Lehns⸗ und ide: 
a atent, Hypotheken⸗ und Realgläubiger des Hauptgutes an die Stelle dee 
rennſtücks. 

8 4. Hinſichtlich der Verwendung ber feſtgeſetzten Kaufgelder in das Hauptaul 
kommen die gefehlihen Vorjchriften über die Verwendung der Ablöfungstapitalien 
zur Anwendung. 

85. Alle Beitimmungen, melde den Vorſchriften des gegenwärtigen elek: 
engegenfiehen oder fich mit denjelben nicht vereinigen lafien, werben außer Kraft 
gefeht. 

Urkundlich ꝛc. 

Gegeben Charlottenburg, den 3. März 1850. 

. 8.) Friedrich Wilbelm. 


Graf v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel.. v. d. Heydt. v. Rabe. 
Simons. v. Schleinitz. v. Stodhaufen. 





J 
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Beilage &. zu n. 17. unter b. 

Geſetz vom 27. Juni 1860, betreffend die Abänderung des Geſetzes 
vom 13. April 1841 über den erleihterten Austaufch einzelner Barzellen 
von Örunpdftüden. (8.5. ©. 384. 

BR Namen Sr. Majeftät des Königs. 

Bir Wilhelm, von Gottes Gnaden Prinz von Preußen, Regent, verorbnen, mit 
Yultimmung beider Häufer des Landtages der Monarchie, für deren ganzen Umfang, 
mit Ausnahme der zum Bezirke des Rheinischen Appellationsgerichtähofes gehörigen 

ile, der Hohenzollernfchen Lande und des Jadegebiets, was ziet: 

81. Das Dee vom 13. April 1841 über den erleichterten Austauſch einzel: 
ner Parzellen von Grunpftüden (.:5. für das Jahr 1841. 6.79) wird hierdurch 
aiſce ehen. An deſſen Stelle treten nachſtehende Beſtimmungen. 

2. Jeder Grundeigenthümer, ſowie jeder Lehns⸗- und Fideikommißbeſitzer, iſt 
befugt, einzelne Gutsparzellen gegen andere Grundſtücke auch ohne Einwilligung der 
tens: und Fideikommißberechtigten, Hypotheken- und Realgläubiger zu veriauſchen, 
ſofern bei landſchaftlich beliehenen Gütern bie Krebitbireltion, bei anderen die Aus: 
Kane ngöbehörbe befcheinigt, daß ver Tauſch ver gedachten Intereſſenten un- 

$ 3. Ein ſolches Unfhäplichfeitsatteft darf nur ertheilt werben, wenn die abzu: 
fretende Parzelle, im Berhältniß Ki dem Gute, von weldem fie abgetreten werben 
jel, von geringem Werthe und Umfange ift und das Iestere durch den Tauſch an 
Werth nicht verliert. 

Sind diefe Bebingungen bei dem einen ber beiden Güter, zwifchen denen ber 
Austaufch bewirkt werden foll, vorhanden, bei dem andern aber nicht, jo ift nur bei 
jenem das gegenmärtige Gefeß anzumenden, für das andere bleibt es bei den allge: 
meinen Gefegen, nad) welchen die Einwilligung der einzelnen Real-⸗, Lehns- und 
öideitommißberechtigten ꝛc. erforderlich ift. 

4. Wenn der Werth der abzutretenden Parzelle mehr beträgt als der Werth 
nl dotauſchenden Grunditäds, jo ift eine Ausgleihung durch Kapitalzahlung 


ſig 

— der Derivenbung folder Kapitalien in das Hauptgut kommen die ge- 

oder Vorſchriften über die Verwendung der Ablöfungstapitalien zur Anwendung. 

5. Die abgetretene —5 ſcheidet aus dem Realverbande des Gutes, zu 
welchem ſolche bis dahin gehört hat, aus und das eingetauſchte Grundftüd tritt im 
Beziehung auf die Lehns⸗ und Fideifommißberechtigten, Hnpotheten- und Realgläubi: 
ger, an die Stelle der abgetretenen Parzelle. 

56. Alle Beitimmungen, welche mit den Vorfchriften des gegenwärtigen Ge- 
ad "2 Widerſpruch ftehen, oder ſich mit denfelben nicht vereinigen laflen, werben 
au gelegt. 

, Urtundlih unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigebrudtem 
Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Baden: Baden, den 27. Juni 1860. 

(L. 8. Wilhelm, Brinz von Preußen, Regent. 
dürft zu Hohenzollern-Sigmaringen. v. Auerswald. v. d. Heydi. Gimons. 
v. Schleinitz. Gr. v. Püdler. v Beibmann : Hollioeg. Gr. v. Schwerin. 

v. Roon. 


Beilage MH. zu n. 23. 

a. Cirk.:Erlap v. 7.%uli1857 an fämmtlidhe Königliche Regierungen 
der ſechs iſtlichen Provinzen, die Regulirung der Gemeindelaften und 
des Stimmen: Ver en! e3 bei der Zerftüdelung von Grundftüden 
und Gründung neuer Anjiedelungen betr. (BMDBI. ©. 129.) 

Die von den Königlichen Regierungen auf Grund des Geſetzes vom 3. Januar 


Greiff, Gef. üb. Lond.-Kult. u. landw. Pol. 
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1845, betreffend die Zertheilung von Grundſtücken und bie Gründung neuer Anfiete 
lungen, feitgefeßten Regulirungs-PBläne enthalten fehr häufig Beftimmungen über bie 
von den Trennjtüden aufzubringenden Gemeinde: und Societäts-Laſten, welche eine 
Berrüttung der in den Gemeinden bergebradhten Klaſſenſyſteme herbeiführen, die Ge: 
jhäfte ber Ortsvorftände auf das Aeußerſte erihmweren und ben legten oft prabtiſch 
völlig unausführbare Aufgaben ftellen. Sbefondere treten dieſe Webeljtände ein, 
wenn fich die Regulirungs: Pläne darauf beichränten, die gedachten Laften nach fleinen 
Quoten der zerftüdelten Höfe, 3. B. "ıooo der Gemeinbelaften eines Bauerhofes, auf 
die Parzellen zu vertheilen. Das Berürfniß zum Verlafien des bezeichneten Weges 
it in der Minifterial : Inftanz zwar oftmals ausgefprodhen worden, jedoch bat bem: 
felben durch die Rekurs-Entſcheidungen nur felten genügt werben können, weil dieſe 
in den ftehengebliebenen Streitpunften, welche einzelne Beſchwerdeführer verfolgen, 
ihre Grenze finden. Auch einigen Königlichen Negierungen ift die Nothwendigkei 
fühlbar getoprden, zu zwedmäßigeren Regulirungen er Gemeinbelajten zu gelangen; 
je baben aber gemeint, in vielem Etreben durch die Vorfchriften des Geſetzes vom 
. Januar 1845, insbefondere durch deſſen $ 12. gehindert zu fein, wonach bie öffent⸗ 
lichen Leiftungen unter die Trennftüde nad deren Ertragswerth oder Flächenraum 
verhältnigmäßig vertheilt werden ſollen. Diefe Auffaſſung ift nun’ zwar eine unrid; 
tige gewejen, indem bei Anwendung des Maaßftabes die Beobadhtung einer matbe 
matiſchen Genauigleit nicht angeorbnet war, daher der Einreihung der Trennftüde in 
ne oder neu zu bildende Ortsklaſſen nichts im Wege ftand, fofern die dadurch 
ben Parzellen aufzuerlegenden Laften nur einigermaßen dem Werthe der Leiftungen 
entiprechen, welde von ven Gejammtlaften des getheilten Gutes antpeilig auf die 
Parzellen fielen. Zudem ergiebt fi aus den Befimmungen der 13 — 15.1. c. 
auf das Linzweibeutigfte, dab es das Geſetz auf eine organifche und nicht auf eine 
mechaniſche Regulirung ber Laften abgejehen bat. Ueberdies geftattet 8 18. L c. 
die Betätigung folcher Verabrebungen der Beteiligten, welche der Verfaſſung nict 
entgegen find und bei denen die nachhaltige Entrihtung der Leiltungen gefichert il. 
Endlich verlangen die os 26. und 31. 1. c. für ven Fall der neuen Ynhebehun en 
oder Gründung von Kolonien ausprüdlic eine Beachtung der bejtehenden Ortsklafſen. 
Indeß wenn der Zweifel an der Zuläffigkeit einer freieren Bewegung der Regierun: 
gen bei der Abgaben:Vertheilung auch mehr begründet gewefen wäre; jo iſt derſelbe 
doch gegenwärtig befeitigt, ba durch die si 12. und 13. des Geſetzes, betreffend bie 
Landgemeinde⸗Verfaſſungen in den ſechs öltlichen Provinzen der Preußiſchen Monardie 
vom 14. April 1856, worgejchrieben worden ift, baß bet dem durch Bertheilung ven 
Grunpftüden oder Bildung neuer Anfiedelungen, Kolonien oder Gemeinden erforber: 
lich gewordenen Beſchluſſe über die Theilnahme der Bewohner an den Gemeindelalten 
barauf geadhtet werben fol, daß die Vertheilung der Lajten mit Berüdfichtigung der 
in der Gemeinde ftattfindenven Abftufungen des Grundbefiges und des Klafienver: 
hältnifjes gefchehe und die den einzelnen Gemeindvegliebern oder den Klaſſen derſelben 
aufzuerlegenden Antbeile an den Laften in ein angemeflenes Verhältniß zu, den Red: 
ten und Vortheilen treten, welche diefelben in dem Gemeindeverbande genie 

Demgemäß werben die Königlichen Regierungen aufgefordert, den vorjtehenven 
Grundſatz bei der Feſiſetzung der Regulirungs: Pläne ſowohl für Zerftüdelungen von 
Grundjtüden, ala für neue Anfievelungen und Kolonien fi jur Norm dienen zu 
laſſen und darauf zu halten, daß die Lanbräthe nur ſolche Pläne zur Beftätigung 
et bei denen das ortsübliche Klafien:Berhältnig eme geeignete Beachtung ge 
unden bat. 

Es verfteht fich von felbit, daß bei der Einreihung der Parzellen in die Ort: 
Hafen das Werthsverhältniß der erjteren gebührende Würdigung finden muß unt 
daher eine neue Orisklaſſe im Anſchluß an die beſtehende Kommunal Derfaftung 8 
bilden ift, wo die vorhandenen Klaſſen diefem Berhältnifie nicht entiprechen. z 
gleichen muß dafür geforgt werden, daß einerfeit3 die Gemeinde dur bie Zerftüde: 
ung an ihren früheren Einnahmen nichts einbüßt und daß andererfeitd die Irem: 
jtüde nicht überbürbet oder mit foldden Leiftungen belegt werden, zu deren nachhalti⸗ 
ger Erfüllung fie außer Stande find. Smäbelonbere dürfen die Spannbienfte der 
zerjtüdelten Güter für die Gemeinde nicht verloren gehen, vielmehr ift auf deren Er⸗ 
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haltung in denjenigen Wegen Bedacht zu nehmen, weldhe in ven 88 13. und 14. bes 
Geſetes vom 3. Januar 1845 angedeutet find. 

Was von den eigentlichen Kommunal : Laiten bemerkt worben ift, das gilt aud) 

von ſolchen anderen Societät3:Laflen, die Hafienweife aufgebracht zu werden pflegen. 

sweilen wird eine Zeritüdelung eine fo große Veränderung in den Gefammt- 
verhältnifien der Gemeinde herbeifü ren, daß dieſe einer vollftändig neuen Regelung 
bevürfen; ober es wird die Au amleit der Behörde durch eine Zerftüdelung da: 
rauf gelenkt werben, daß ſich die Abgabenverhältniffe der Gemeinde in einem unbalt- 
baren Buftande befinden. In folden Fällen ift in den im $11. des Gefehes vom 
14. April v. 3 angegebenen Formen die Ordnung berzuftellen. 

‚ Wo die Nothwendigkeit der Regelung des Stimmenverhältnifies in ber Gemeinde 
bei der Aufftellung der Regulirungs Pläne heroortritt, da ift nach Borfchrift der 88 
. bis 7. des Geſetzes vom 14. April v. J. zu verfahren. 

‚ Meber die Bertheilung der Gemeindelaften und die Regulirung des Stimmrechts 
it bie — jedesmal nach Anweiſung des $ 9. des Gelepes vom 3. Januar 1845 
zu vernehmen. 

In Reu:Borpommern und Rügen find bie Kirchſpiels⸗ und Ortzarmen-Berbände 
gemaͤß $ 7 des Geſetzes vom 26. Mat v. J. mit ihren Erklärungen zu hören. 

Der der Mannigfaltigleit der vorhandenen Gemeindeverhältniſſe Tönnen beftimm: 
tere allgemeine Anweifungen nicht ertheilt, fondern die Königlihen Regierungen nur 
aufgefordert werden, in den einzelnen Fällen einen zwedmäßigen Gebraud von dem 
ihnen geftatteten Spielraume zu machen und bie Beitätigung der Regulirungs-Pläne 
mit derjenigen Aufmerkſamkeit zu behandeln, welche diejelbe nach ihrer Wichtigkeit in 
Anſpruch zu nehmen bat. 

Berlin, den 7. Juli 1857. 

Der Minifter des Innern. Der Chef d. Minift. f. d. landw. Ang. 
v. Weitphalen. v. Manteuffel. 


b. Cirke⸗Erlaß vom 12. Dezember 1861, an jämmttl. K.Reg. der. Göſtl. 

A betreffend die Regulirung der Gemeinelaften und Rechte bei 

eädelung von Grundſtücken und Gründung neuer Anfiedelungen. 
(IRB. ©. 286. 

Der Cirkular⸗Erlaß vom 7. Juli 1857, die Regulirung der Gemeinelaften und 
Rechte bei Zerftüdelung von Grunditüden und Gründung neuer Anfiebelungen be 
treffend, ift, wie bie zur Rekursentſcheidung eingegangenen Regulirungs-Berhandlungen 
ergeben haben, Hape mißdeutet worden. Namentlich ift daraus irrthümlich gefolgert 
worden, e8 wäre auf Grund des Geſetzes vom 3- Januar 1845 und ber dafte be er: 
gänzenden Beitimmungen des Geſetzes vom 14. April 1856 und für Neuvorpommern 
auf Grund des Geſetzes vom 26. Diai 1856 geftattet, den Trennftüden durch ‚ie 

weihung in die vorhandenen, oder denjelben engepapte neue, Ortsllajlen alle diejen 
ehliegenden Laften und außerdem noch den verhältnigmäßigen Theil der Laften des 
Stammgutes aufzulegen. . 
Zur Erläuterung des gedachten Erlaſſes wird zuvörderſt auf die beiden neben 
einander zur — zu bringenden geſeßtzlichen Fr rl aufmerkſam gemacht, 
i irung der Gemeineverhaͤltniſſe in Folge von Grundſtückszerſtücke⸗ 

Inngen maaßgebend find. 
Der erite it, daß dieſe Regulirung, ver beſtehenden Gemeine - ne und 
nah für die Gemeinelaften und Rechte geltenden Zheilnahme: 
Berhältnifle möglichit eng ſich anfelichen und einfügen foll und 


bringen, ift bei Aufitellung der Regulirungspläne, wie folgt, zu verfahren. 
e 4 orſtandes feſt⸗ 


7* 
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a) nad welchem Maaßſtabe vie Gemeinelajten und Rechte auf die Mitglieder der 

Gemeine verfafiungsmäßig vertheilt werben, und 

b) welcher beitimmte Antheil daran dem ganzen zertheilten Grundftüde zur Zeit 

der Zeritüdelung zukommt. 

Beitehen in der Gemeinde für verfchievene Laften (z. B. Spann: und Handdienſte) 
verſchiedene Beitragspflichtige und Beitragsmaapftäbe, h müfjen die Antheile des 
zertbeilten Grundſtüds an den verſchiedenen Leiltungen ermittelt und angegeben mer: 
den G 9, des Geſetzes vom 3. Januar 1845). 

. Benn ein g Nr. 1 ermittelter Maaßſtab gar Teine Beziehung auf den 
Grundbeſitß bat,' 3. B. in den perfönlichen landesherrlichen Steuern (Einkommen, 
Klaflen: und Gewerbeiteuer) beiteht, fo unterbleibt die Regulirung der nad} dielem 
Maapitabe ſich rihtenden Gemeineverhältniffe gänzlich. 

Dagegen müflen 

a) alle auf dem dismembrirten Grunpftüde haftenden oder in Rüdficht auf beiten 

Beſitz (teip. nach einem darauf bezüglichen Bitabe) zu entrichtenden Abgaben 

und Leiftungen an die Gemeine, ſowohl die firirten, als auch die unfirirten 

nah dem jedesmaligen Bedürfniffe aufzubringenden, vertheilt und 

b) alle das bismembrirte Grunpftüd betreffenden und auf deſſen Beſitz ſich grün: 

denden Kommunalverhältnifie (3. B. Theilnahme am Gemeineitimmrecht, an den 

Gemeindenugungen) regulirt werben. 

87. Nr. 1. a ad.) 

3. Wenn für die nad Nr. 2 zu orbnenden Verhältniffe ein Maaßſtab beiteht, 
der eine mechaniſche Theilung geftattet, z. B. die Morgenzahl, oder der bei der Sepa⸗ 
ration feitgeitellte Reinertrag der Orundfinde oder die Grundſteuer, fo iſt im Regu: 
lirungsplane nur feitzufeßen, welchen beftimmten (möglichft abzurundenvden) Antbeil 
jede Trennftüd an der zu Nr. 1. ermittelten Quote des ungetrennten Stammaute 
leiften oder genießen fol, und wenn eine Anfievelung ($ 25. a. a. O.) vorliegt, wel: 
der Mehrtettge 7 viele, ala folde, etwa binzutritt. 

, . a. a. O. 

4. Da, mo die Gemeinelaſten und Rechte nach Beſißklaſſen vertheilt find, gelten 

folgende Regeln. 
12., 8 26. Ar. 1.0. a. D. 
7. und 13. Geſetz vom 14. April 1856.) 

8) Die Lrennftüde find in Betreff ihres Antheils an den Gemeine:Laften und Net: 

ten in die vorhandenen oder in neue, ben- beltehenben möglichjt angepaßte Ort: 
Haflen einzureihen. Dabei ift aber die Wahl der Klaſſen fo zu treffen, das 
ben Trennftüden zufammen im Wefentlihen nicht mehr und nicht weniger 
Laften over Rechte zu Theil werden, als dem Stammgute zulamen, und dab 
jedem einzelnen Trennftüde derjenige Antheil daran zufalle, welcher ihm im 
Ber Iimife feines Ertrages zu dem des ganzen Stammgutes gebührt. Bern 
bierbei auch felbftverftändlih eine rechnungsmä ig genaue Ausgleihung nicht 
zu fordern iſt, fo wird es doch bei umfichtiger Behandlung möglich fen und 
muß verlangt werden, dab irgend erhebliche Heberbürbungen ber eineglieber 
oder Berlürzungen der Gemeinde vermieden werben. 
Unter ung des zu a. angegebenen Erforderniſſes lünnen auch bie durd 
bie Zuſchlagung von Parzellen vergrößerten Grundſtüde in höhere Beſitklaſen 
eingereiht werben, jedoch nur dann, wenn bie Trennftüde ihnen bypothetarid 
ugefchrieben oder in anderer Art dauernd einverleibt find. 

0) Neue Anfievelungen werden ohne Nüdjiht auf ihr Ertrags-Verhältniß zum 

Stammgqute unbedingt in biejenigen Klaſſen eingereiht, zu welchem fie ihrem 

Umfange nad gehören und erhalten alle den betreffenden Klaſſen zukommenden 

Pflichten und Rechte, auch wenn lebtere größer find, als die auf die Anfiete 

lungen treffende Quote von denen des Stammgutes. Es ift ihnen dann aber 

ber Laftenantheil des Stammgutes nicht etwa noch außerdem aufzulegen. 

5. Was insbejondere die Naturals Spanndienite betrifft, die vom zertheilten 
Grunpftüde an die Gemeine zu leiten find, fo müſſen diefelben ihr nach den Beitim: 
mungen ber 88 13. und 14. des Gefeßes vom 3. Januar 1845 entweder in Natur 
tehalten oder durch andere gleich werthe Leiftungen erfeßt werben. 


b 


ur 








Beilage J. zu A. DI. Geſetz vom 8. Januar 1845. 101 


Wenn nur eins oder einige von den fämmtlichen Trennftüden fpannfähig bleiben 
und demzufolge die Spanndienfte allein übernehmen müſſen, fo ift genau feftzuftellen, 
wie die zu ben Rahıralfpannbieniten allein berangezogenen Trennſtückbeſißer biefür 
von den Befigern der übrigen Parzellen antheilig entihäbigt werben, 

Diefe Entſchädigung üt, wenn irgend möglich, dadurch berzuftellen, daß bie nicht 
zu den Spannbienften beitragenden Parzellen von den etwaigen übrigen ©emeines 
dienften des Stammgutes verhältnißmäßig mehr übernehmen, ala die fpannpflichtigen. 
. Nur wenn dies unausführbar ift, darf die Ausgleihung zwiſchen den fpannpflich: 
tigen und nicht fpannpflichtigen ee in Gelde regulirt werden. 

Wenn aber die Trennjtüde Ipanndienftpflichtiger Grundftüde in Befisflafien ein⸗ 
gereibt werben, fo find auch bei denjenigen Parzellen, deren Einordnung in nicht 
irannpflichtige Befinkiaflen erfolgt, die legteren gemäß ber Vorfchrift unter Nr. 4 fo 
zu wählen, daß ihre Gefammt:@emeinelajten ungefähr glei find den auf bie 
Trennſtũcke nerhältnigmäßig treffenden Laftenantheilen des Stammgutes einſchließ⸗ 
li des Antheils an den Spannbienften deſſelben. Solchen Barzellen ift dann aljo 
sit etwa noch ein bejonberer Beitrag zu den Spanndieniten de3 Stammgutes auf: 
anlegen. 

6. Bei Anfiedelungen ift außerdem ftets zu ermitteln und in den Regulirungs- 
Plan aufzunehmen, ob durch ihren Zutritt der Gemeine befondere Unkoſten ober 
—* entſtehen, und bejahendenfalls, daß die Anſiedler dieſelben und welche über: 
nehmen. 

8 26. Nr. 2. Geſetz vom 3. —8 1845.) 

7. Wenn bei den Regulirungäber ndlungen fi berausftellt, daß der Beitrags: 
Naaßſtab für die Gemeine-Laften und Rechte duntel oder mein ift, z. B. die 
figllafien nicht mehr ertennbar find, ober daß dabei erhebliche Mißverhältniſſe ſchon 
befteben, oder in Folge der Beritüdelung eintreten, wohin aud 3. B. der im $ 15 a. 
a. OD. erwähnte Fall des Bedurfniſſes einer neuen Orbnung für Aufbringung ber 
Spanndienfte gebirt dann ift in den Formen, welche SS A. und 11. des Geſetzes vom 
14. April 185 vorschreiben, die erforderlihe Aenderung der Ortsverfafiung und im 
Zuſammenhange damit aud) die Feltitellung des Theilnahmeverhältnifies der Trenns 
ttüde berbezuführen und in dem Dismembrationg - Requlirungs - Blane nur darauf 
binuweifen und nöthigenfall ein Interimiſtikum nad $ 4 des Gefeßes vom 4. Fe: 

1850 zu reguliren. 

Die Regierungen haben demgemäß die mit ber Aufftellung der Regulirungs 
Plane betrauten Behörden mit Anleitung zu verfehen und auf bie Beobachtung obiger 
Vorſchriften zu halten. 

Berlin, den 12. Dezember 1861. ' 

Der Miniſter f. d. landw. Ang. Der Minifter des Innern. 
(gez) Gr. Püdler. (ge3.) Gr. Schwerin. 


Beilage 3. zu n. 85. 


3. v. 11. Juli 1845, betr. die neuen Anfiedelungen in ber Provinz 
Veſtphalen. (G.6. ©. 496.) 

Wir Friedrich Wilhelm zc._2c. verordnen zur nähern Beitimmung_ ber für bie 
Provinz Weſtphalen in dem Landtagsabſchiede v. 30. Dec. 1834 zu II. über bie 
Gründung neuer Anfiedelungen ertheilten Borfchriften, in Berüdfihtigung der Wünfche 
Unferer getreuen Stände der Provinz Weitphalen und auf: den Antrag linferes 
Staatsmin. was folgt: 

$.1. Es jeder neuen Anftevelung auf dem platten Lande innerhalb over auber: 
balb eines vfes oder in einer ftäbtifhen Feldmark außerhalb der Stadt und Bor 

t, in der Brovinz Meitphalen, die Anfievelung mag durd Erbauung eines Wohn: 
hauſes ) oder durch Einrichtung eines ſchon vorhandenen Gebäudes z. B. 
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ines Stalles zum Wohnbaufe, gefcheben, ift, außer dem polizeilichen Baulonfenfe, 
noch $ Genehmigung ji AH rn — V poligilichen " 


. ntrag auf Gejtattung der nfiebelumg, ift an die Ortöpoligeibehörbe 
ben Bürgermeiſter oder Amtmann) zu richten; zur Begründung deſſelben hat der 
ntragende einzureichen: 
1) ein glaubhaftes Zeugnip über feine bisherige Führung, und 
2) Nachmweife darüber: 
a) daß der Plas, auf dem er fich anſiedeln will, ihm eigenthumlich, zu Erbzins⸗ 
oder Erbpachtrechten gehöre, 
b) daß zu diefem Plage ein offener Weg, welcher die Wohnung und Hofitelle 
für die polizeiliche Beauffichtigung jederzeit zugänglich macht, bereit3 hinführe, 
ober doch ver Beihaffung eines ſolchen Weges kein Hinderniß entgegenitehe; 


un 

c) daß der Antragende binlänglihes Vermögen, fowohl zur Ausführung bes 
Baues, als zur Fo der Wirthſchaft befige. führung 

Beiteht daS Bermögen des Antragenden nicht in Grundftüden oder ſichern Ho: 

pothelenlapitalien, jo it der Nachweis hierüber (Nr. 2. litt. c.) durch die Veſchei⸗ 

nigung oder Verjiherung zweier achtbarer und zuverläffiger Gemeinbemitgliever zu 


ren, 
m Bei der Beurtheilung der Zulänglichleit des Vermögens iſt inſonderheit auch bie 
Söbe des Raufgelberrüditanded und der auf das Grundftüd übernommenen beftändigen 
eiftungen zu berüdfichtigen. ! 
3. Die Ort3polizeibehörde bat die Suläiigfeit des Antrages ($ 2) zu prüfen 
und jofern derjelbe mıt den im $ 2 vorgefchriebenen Beweigftüden nicht verjeben 
ein jollte, wegen deren Nadhbringung und Ergänzung das Erforderliche zu ver: 


gen. am: 
ee Hält die Ortspolizeibehörbe die in Beziehung auf die Beftimmungen im 
2. Nr. 2. litt. a. und b. beigebradhten Nachweiſe nicht für genügend, fo hat fie die 
erbanblungen jofort dem Landrathe zur Entſcheidung einzureichen ($ 9). 

5. Außer diefem alle (8 2 find zuvörberft die Vertreter der Ortsgemeinde, 
und wenn die Anfievelung in der Nähe einer benachbarten Gemeinde gejchehen fol, 
auch deren Vertreter, in den Stäbten die Stabtverorbneten, in ben Landgemeinden 
die Gemeindeverorbneten over die Meiitbeerbten, fiber die beabfichtigte Anfievelung 
unter Vorlegung aller Bemweisftüde (8 2) zu vernehmen. 

6. Widerſprechen die Gemeindevertreter der Anfiebelung, fo darf diefe nit 
geitattet werben, wenn 


1) ber im $ 2. unter 2, litt. c. vorgejchriebene Nachweis nicht geführt worten, 


ober 

2) von der — Ge r das Gemeinewejen zu beforgen, und die poli⸗ 
zeiliche Beauffichtigung der Anfievelung und ihrer Bewohner mit ungemwöhnligen 
Schmierigkeiten verknüpft ift. | 
Diez iſt befonders dann anzunehmen, wenn 

a) die Anfiedelung an einem von andern Wohnungen erheblih entfernten over 
fonft unpafiend gelegenen Orte, namentlich in der Nähe von Forften und Hk 
zungen gejcheben joll, und zugleich 

b) derjenige, welder die Anſiedelung beabfichtigt, beſcholtenen Rufes iſt. 


$ 7. Liegen Gründe vor, welche die Gemeinbevertreter nad $ 6 zum Wider: 
ſpruche gegen die Anfievelung berechtigen würden, die Gemeindevertreter finden ſich 
jedoch veranlaßt, einen Widerſpruch dagegen nicht einzulegen, fo hat die Behörie 
($ 9) nad den Umftänden zu ermeilen: welches Gewicht hiernach den erwähnten 
ründen noch beizulegen, ob in Rüdfiht auf diefelben die Mieberlaffung dennoch zu 
anlagen oder ob ſolche megen ver obmaltenden befonderen Berhältnifie zu ge 
atten ſei. 
8. Die Vorschriften der 8$ 1 bis 7 finden, außer dem Fall einer Vererbung, 
au dann Anwendung, wenn Wohnungsgebäube innerhalb der erften fünf Jahre 
nad ihrer Erbauung von einem mit Wohngebäuden befebten Grundſtücke abgetrenn! 
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und an Andere zu neuen Anfiebelungen eigenthumlich oder in Erbzins oder Erbpacht 
überlafien werben. 

$ 9. Die Ortspolizeibehörde bat die won ihr geführten Verhandlungen und die 
Erfläringen der Gemeindevertreter mitteljt gutachtlihen Berichts dem Lanprath eins 
zureichen, welcher über die Geftattung der Anfievelung entfcheidet. 

$ 10. Gegen die Entfcheivung des Landraths fteht ſowohl demjenigen, weldyer 
die neue Anſiedelung beabfidhtigt, als auch ven betheiligten Gemeinden binnen zehn 
Zagen, vom Tage der Eröffnung der Entſcheidung an gerechnet, der Rekurs an die 
Regierung und zwar mit fuspenfiver Wirkung offen. 

Ss II. Iſt in dem Falle des $ 1 eine neue Anfiedelung, der ergangenen Ent: 
ſcheidung zuwider ($ 9 und 10), unternommen worden, p it der Befiger zur Nieder: 
reißung der Anlage durch polizeiliche Erekution anzuhalten. 

8 12. Eben diefes findet Statt ($ 11), wenn die Anfievelung, ohne die Ent: 
ſcheidung über deren Zuläffiteit abzuwarten, unternommen worden ift, und ſolche 
Vemnächtt für unzuläſſig befunden wird; wird fie aber für zuläffig befunden, fo trifft 
den Unternehmer eine polizeilide Geldbuße von 5 bis 50 Rthlr., welche im Unvers 
mögensfalle in verhältnigmäßige Gefängnipjtrafe zu verwandeln iſt. 

13. Iſt in dem Falle des $ 8 auf den Widerſpruch der Ortägemeinde bie 
neue Anftebelung für unzuläflig erllärt, foldye aber dennoch zur Ausführung gebradt 
worden, fo ift derjenige, welcher zu diefer Anfiedelung dag Wohngebäude von feinem 
Beſitzthum abgetrennt und veräußert hat, ver Ortögemeinde während zehn Tage, vom 
Zuge der Uebergabe des Wohngebäubes an gerechnet, für alle Koften verhaftet, 
melde für I au der Berpflihtung zur Armenpflege gegen den Anſiedler und deflen 
Familie entjtehen. 

$ 14. Durch die gegenwärtige BD. wird in den Vorfchriften des Gef. über die 
Aufnahme neu anziehender Berfonen v. 31. Dec. 1842 wegen ver freien Wahl des 
Aufenthaltsortes nichts geändert. 

Urkundlich ꝛc. 

Gegeben Sansſouci, d. 11. Juli 1845. 

L. S.)- riedrich Wilhelm. 


d. Vohen. Mühler. v.Napler. Eichhorn. v. Thile. v. Savigny. v. Boveiſchwingh. 
Gr. zu Stolberg. Gr. v. Arnim. Flottwell. Uhden. 


— — ——— 


Beilage MA. zu n. 41. 


Geſetz vom 10. März 1864, betreffend die Abänderung bes 8 13, 
Zufaß 213., des Oftpreußifhen Provinzialrechts. G.S. 6.149) 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen zc. verorbnen, mit Zu: 
ſtimmung beider Häufer des Lanbtages Unferer Monarchie, mas folgt: 
9 1. Die Beſtimmung des 8 13. Zuſatz 213, des Oſtpreußiſchen Provinzialrechts, 
wo 


in Betreff ver Realzehnten, der großen Kalende oder Petition und des Sad: 
zehnten, infofern diefelben nad den Feuerftellen und Hausbaltungen ent: 
richtet werden, wie aud in Abficht der Heinen und der Gelblalende, bei 
Theilung oder Abbaue der Grundſtüde eine Verminderung ber Abgabe 
um Bortheile der alten Befisung ftattfindet und die Abgabe von ber neuen 
efisung beſonders entrichtet werden muß, 
wird hiermit, bezüglich der nad Verkündigung des gegenwärtigen Geſetzes vorlom: 
menden Theilungen oder Abbaue, aufgehoben. 

8 2. Die im 8 1 bezeichneten Abgaben find im Falle ver Zerftüdelung der ba- 
mit belafteten Grundftüde auf die einzelnen Theile ber letzteren nad) deren Ortrags: 
werth ober Flächenraum zu vertheilen. Es finden dabei die 88 12. bis 15. und 18 
des Gefepes vom 3. Januar 1845 (G.⸗S. ©. 28 ff.) Anwendung, 
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8 3. Feſte Abgaben in Körnern, ſowie fefte Leiftungen an Holz umb Brenn- 
material werben, fofern fie zur Meinen Kalende AS &) „gehören, von der Vorjchrift des 
2. des Geſehes vom 15. ri 1 il 1857 (©. : 63 ff.) —— und der 
losbarkeit nach 88 3. u. 4 des gedachten ee ——— untertworfen. Bei der Ber: 
wandlung der feiten a one in Er bleibt jevod ber im 8 26. des 
Gejebes vom 2. März ), betreffend die Ablöfung der Real- 
laften 2c., ange eorbnete Yang * nt puaf wegen der geringeren Beſchaffenheit 

der Öetreiben gabe im Berhältniß zum marltgängigen Getreide ausgeſchloſſen 
ch haben Wir dieſes Geſetz Meßen Ih Ibft vollzogen und mit inſerem 

Köni an act bedruden laſſen. 
o geſchehen und gegeben zu Berlin ben 10. Mär; 1864. 
L. 8. Wilhelm. 


v. Bismard: Saönbanfen. v. Boretieioingh, vd. Roon. Gr. v. Itzenpli 
v. Muhler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. Gr. zu uber "AB. 








IV. A. 
Gefeh vom 2. März 1850, 


betreffend die Ablöfung ver Reallaſten und vie Regulirung der 
gutöberrlichen und bäuerlichen Verhältniſſe. 


[G.⸗S. &. 77 Nr. 3233.] 


kitteraftur: L.u. v. R. 1. S. 165 bis 239. II. a. &. 204 bie 761. P.L. Schuhmann, 
Erfäuterungen zu obigem Geſetze nee Denntung amtlicher Quellen ꝛc. Berlin. 
j er 0.) 


Dir Friedrich Wilhelm ꝛc. ꝛc. verorbnen, mit Zujtimmung beider 


— — — —— — — — HE 


Im Allgemeinen. 

J. Balb nach dem Erlaß des Ed. vom 9. Oft. 1807 (A, L) begann die Preuß. 
Seaehgebung zum Zwecke ber Verleihung bes Eigenthums ber in laffitiichem Beſitze befinb- 
hen bäuerlichen Stellen an ihre Beſitzer und der Ablöfung der auf den eigenthümlich, 
erbiins oder erbpachtweiſe bejefienen Grundftücen baftenden Reallaften. Die BO. vom 
2. Zuli 1808 (©.-6. ©. 245. L. u. v. R. J. ©. 243. N.C.C.XII. 539, Mathis Bd. 
n.6,238, Rabe Bd. 9. ©.235.) verlieh den Dom ai nen bauern in der Provinz Preußen 
das Eigenchum an ihren Höfen. Die BO. v. 16. März 1811 beflimmte bie Bebin- 
sungen, unter benen bie an Domainen zu entrichtenden Abgaben aller Art abgelöft 
reden konnten. Das Ep. v. 14. Sept. 1811, die Regulirung der gutsherri. 
and bäuerl. Verh. betr., gewährte in dem ganzen Damaligen Umfange ber 
Nonarchie den Befigern aller Stellen, bie in laſſitiſchem Verhältniſſe ftanden, d. h. 
ir nicht zu Eigenthum an bäuerliche Wirthe ausgethanen, bie von den Gutsherren 
zit bäuerlichen Wirthen befett erhalten werben mußten, (ſ. n. 18. zu A. J.), fowohl ven 
ficken als der nicht erblichen bas Hecht auf den Erwerb des Eigenthums an ihren 
Strllen gegen Abtretung von einem Drittel, reſp. ver Hälfte an ven Gutsherrn, bie fog. 
Reanlirung sfähigkeit. Letztere wurde aber durch die das erwähnte Ep. auch in 
vielen anderen Bunkten erläuternde und mobificirende Deklaration v. 29. Mai 1816 
auf ſolche kataſtrirte (d. h. im Grundſteuerkataſter veranfchlagte) Adernahrungen beſchränkt, 
die in weit zurückliegenden Normaljahren mit bäuerlichen Wirthen beſetzt geweſen waren. 
de 8D, v. 9. Juni 1819 ſtellte die Vererbung ber Regulirungsfähigkeit feſt. 
Te 80, v. 18. Nov. 1819 beſtimmte die Anwendung des Regülir.-Ed. v. 14. 
St. 1811 und ber erwähnten dazu ergangenen Nachträge auf den Kottbufer Kreis, 
u das G. v. 21. Juli 1821 das Nämliche für die Ober- und Niederlaufig und 
8 Amt Senftenberg. Wegen der Berglitung ber Hülfsbienfte vegulirter Wirthe er» 
Khien eine Dekl. v. 24. März 1823. Die Ablöfung der Dienft-, Gelb- und Natural» 
kungen der Eigenthümer, Erbzinsbefiger und Erbpädter wınde im G.⸗B. 
N: Reg.» Eh. vom 14. Sept. 1811 und denjenigen Theilen ber Provinz Sadıfen, 
he vom Königr. Sachien unmittelbar an Preußen abgetreten find (Herzogih. Sachfen), 
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Kanmern, für ben ganzen Umfang ber Monarchie, mit Ausnahme ber auf 


dem Gebiet Erfurt, dem Amt Wandersleben und bem vormals Großh. Weimar⸗ 
u. Fürfl. Schwarzburgſchen Ortfchaften buch die Ordnung vo. 7. Juni 1821 ge⸗ 
regelt. Zwei ©. erjchienen am 8. April 1823, von benen das eine das Reg.«Ed. 
nebft Nachträgen und die eben erwähnte Ablöſ.⸗O. auf das Landgebiet der Statt 
Danzig ausbehnte, und das andere bie gutsherrlich⸗bäuerlichen Verhältniffe ſowohl in 
Betreff der Laſſiten, als der Eigenthümer, Exrbzinsleute und Erbpächter im Großherzog: 
thbum Pofen, den mit Weftpreußen wiedervereinigten Diftrikten, bem 
Kulm- und Michelaufhen Kreife und dem Landgebiete Thorn orbnete. Letzteres 
erfuhr unterm 10. Juli 1836 eine Deklaration und Abänderung. Wegen Abldfun: 
der Reallaften ergingen außerdem bie Ordnung v. 13. Yult 1829 fir diejenigen 
Lanbestheile, welche vormals zum Königreich Weftphalen, zum Großherzogthun 
Berg und zu ben franzöſ. Departements gehört haben, welde DO. durch ©. vom 
18, Suni 1840 auf das Fürſtenthum Siegen ausgebehnt wurde, bie O. vom 
18. Juni 1840 für das Herzogthum Weftphalen ımb bie DO. v. 4. Juli Il 
für die vormals Naffauifhen Landestheile und die Stabt Wetlar mit @r 
biet, und ein befonberes ©. v. 22. Dec. 1839 regelte die Rechtöverhältnifie ver Srmt: 
befiger und die Abldiung ber Reallaften in den Graffchaften Wittgenftein. — Ü: 
erwähnten auf das Ep. v. 15. Eept. 1811 folgenden Regul.G., benen nod bie BL. >. 
13. Juli 1827 für Oberſchleſien Hinzutritt, fehloffen die kleineren Laffitilhen 
Wirthſchaften von ber Verwanbelung in eigenthümliche Befitzungen ans. Die MIN. 
D. vom 7. Juni 1821 geftattete bie Ablöfung ber Dienfte nur den Beſttzern von Ader- 
nahrungen und erft durch die ©. v. 18. Juli und 31. Ott. 1845 wurbe fir und 
zwar nur in Sachſen und Schlefien auch für Kleinere Stellen gemäht. — 
Für gewerbliche, hanbwerfsmäßige und manche andere Reallaften gab es keinen Ahldfunz! 
zwang, fondern das ©. v. 30. Juni 1841 hatte nur bie Erleichterung ihrer vertrag 
mäßigen Abldfung zum Zwed. Das ©. v. 31. Ian. 1845 geflattete bie neue Bezrün 
dung unablösbarer Reallaften. — Nur in ben Kreifen Paderborn, Büren, Bar 
burg und Hörter, in den beiden Grafſchaften Wittgenftein und im ter 
Kreifen Heiligenftadt, Mühlhaufen und Worbis (dem fog. Eichefelde) m 
den wegen ber bebrängten Lage der Leiftungspflichtigen zwei Tilgungskaſſen gegränt, 
welche auf Verlangen der Berechtigten die Renten gegen Gewährung von Schulbverlänt: 
bungen und Berzinfung und allmälige Tilgung berfelben übernahmen ſſ. n. u. Beilage 
zu 8 58 bes Rentbanlgeſ. v. 2. März 1850 (A. V.)]. Im allen anderen Landedtheilen 
fonnten die Renten, welche bie gewöhnliche Abfindung ausmachten, nur auf ben Antrag 
bes Belafteten zum 25fachen Betrage durch Kapital in feinen geringeren Theilzahlungen 
als zu 100 Thir. abgelöft werden. — Normalpreife fiir die abzulöfenben Natwal 
feiftungen waren nur durch die Ablöſ.⸗O. v. 1829 und 1840, alfo nicht für dit 
öftlihen Provinzen angeorbnet. 

2. Im Jahre 1848 wurben nach Einberufung der Nationalverfanumlung durch dae 
®. v. 9. Ott. 1848 die Verhandlungen über die Regulirung der gutsherrfich-bänerlikt 
Berhältniffe uud vie Ablöfung ber Dienfte, Natural- und Gelvabgaben auf Antrag 
jebes Theiles fiftirt und außerbem von Amts wegen bie bei jenen Verhandlungen 
entftanbenen,; noch ſchwebenden Prozeſſe und alle Prozefie Aber eine große Anzahl ſpecitl 
aufgeführter Rechtsverhältniffe, deren iegislatoriſche Regelung beabfichtigt wurbe. Zi 
proviforifche BD. v. 20. Dec. 1848 beſtimmte die interimiſtiſche Regulirung 
ber gutsberrlih-bäuerlihen Verhältniffe in ber Provinz Schlefien. In 
Jahre 1849 erfchien unterm 19. Nov. 1849 das ©. betr. die Feſtſtellung fü 
bei Ablöfung der Reallaſten zu beachtenden Normalpreife und Normal 
marltorte, als vorbereitenber Alt für das im Werke begriffene neue Ablöſ. G. 

. Die Principien, denen bie neue Gefetsgebung über Den Grundbeſitz folgen jolt. 
enthielt der mit bem Art. 40 ber oftroyirten übereinftiummende Art. 42 der revidirten 
Verfaſſungsurkunde y. 31, Ian, 1850 folgenden Wortlants: 
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dem linken Rheinufer belegenen Landestheile, was folgt: 


Das Recht ber freien Verfügung über das Grundeigenthum unterliegt keinen anderen 
Beſchränkungen, als denen ber allgemeinen Geſetzgebung. Die Theilbarfeit des Grunb- 
cigenthums und bie Ablösbarleit der Grundlaſten wird gemwährleiftet. 

Für bie todie Hand find Beſchränkungen bes Rechts, Fiegenfchaften zu erwerben und 
EEE lg 

e ohne ung : 
1. bie Gerichtsherrlichteit, die gutsherrliche Polizei und bie obrigleitliche Gewalt, fo wie 
die gewiſſen Grundſtücken zuftehenden Hoheits⸗Rechte und Privilegien; 
2, bie aus biefen Befugniffen, aus ber Schugherrlichkeit, ber früheren Erbunterthänig⸗ 
feit, der früheren Steuer- und Gewerbe-Berfafjung herſtammenden Verpflichtungen. 

Mit den aufgehobenen Rechten fallen auch die Gegenfeiftungen und Laften weg, welche 
ben bisherigen Berechtigten dafür oblagen. 

Bei erblicher Ueberlaſſung eines Grundſtücks ift nur bie Uebertragung bes vollen 
Eigentums zuläffig; jedoch Tann auch hier eim fefler ablösbarer Zins vorbehalten 
werben, 


Die weitere Ausführung biefer Beftimmungen bleibt beſonderen Geſetzen vorbehalten. 
[Diefer Art. if durch ©. v. 14. April 1856 (G.S. S. 353) Art. 1. inzwifchen 
ufgehoben, deſſen Art. 2. lautet: 
—* Entihäbigung bleiben aufgehoben nach Maaßgabe ber ergangenen beſonderen 
ee: 


1. das mit dem Beſitze gewiffer Grundftücke verbunbene Recht ber Ausübung ober 
Uebertragung ber richterfichen Gewalt (Tit. VI. der Berfaffumgsurfunde) und bie aus 
biekm Rechte fließenden Sremtionen und Abgabeı; 

2. die aus dem gerichts- und ſchutzherrlichen Verbande, ver früheren Erbunterthänigfeit, 
der früheren Steuer- und Gewerbeverfaflung berftammenben Verpflichtungen. 

Mit den aufgehobenen Rechten fallen auch die Gegenleiftungen und Laften weg, 
we den bisher Berechtigten dafür oblagen.] 

N‘ De wichtigften am Schluffe des Art. 42 der Berfaff. - U. vorbehaltenen ©. find 

tie beiden untrennbar zufammengehörigen v. 2. März 1850, nämlih das betr. bie 
Abloſung ber Reallaften und die Regulirung der gutsherrligen und bäuer— 
'ihen Berhältniffe nnb das über bie Errihtung ber Rentenbanfen, mit 
welchen das vom 11. März 1850 betr. die auf Mühlengrunpftüden haftenden 
Reollafen eng zufammenhängt. Diefe 3 G. find nad den mit Motiven vorgelegten 
Rgierungeentwürfen von ber durch bie Allerh. BO. v. 30. Mai 1849 einberufenen 

weten Kammer auf Grund ber von ihrer Agrarlommiffion erflatteten Berichte und bem- , 
rechſt ebenfo von ber erſten Kammer durchberathen und ben herbeigeführten übereinftim- 
menden Beſchlüſſen beider Kammern ift Die Regierung unbebingt beigetreten. Das in 
sicen Borarbeiten vorhandene reiche Material für die Entftehungsgeichichte und bie Begrün⸗ 
tang der G. iſt in dem Werke von L.u.v.R. Bd. Il. a. ©. 204 bie 761 in Betr. bes 
0[.-&, v. 2, März 1850, Bd. II.b. ©. 521 bis 565 in betr. bes Rentbanlgeſ. v. gl. 
0. W. IL. a. S. 761 bis 844 in Betr. des Mühlengef. v. 11. März 1850 anſchließend 
m den Tert ber G., vollftänbig aufgenommen. 

5. Das Ablöſ.⸗G. v. 2. März 1850 zerfällt in vier Abfchnitte. Der erfte be- 
Xihnet die einzelnen unentgeltlich aufgehobenen Berechtigungen. Der zweite verkündet 
iR Ablosbarkeit aller auf den fchon zu Eigenthum beſeſſenen ober durch dieſes ©. ohne 
Bäteres in Eigentum verwanbelten Grunbftüden haftenden Reallaften mit alleiniger Aus- 
hahme der Öffentlichen und ber biefen gleichzuftellenden Laften ($ 6.). Die Ablöfung wird 
dadurch bewirkt, daß zuvörderſt bie gegenfeitigen Leiftungen entweder nach Maaßgabe ber 
kiäher daflir gezahlten Vergütungen ober in Ermangelung deſſen nach Normalpreiſen ober, 
20 jolde unamwenbbar find nah Schiedsſpruch in fefte Jahresgeldrenten verwandelt wer⸗ 
m (86 51 bis 52, 57 bis 59). Sodann werben biefe Renten (refp. ber überſchießende 
trag) bei allen im einem gutöherrlich⸗baͤuerl. Verh. ſtehenden Stellen erforberlichenfalle 
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8. 1. Mit dem Zeitpunkte ber Verkündung bes gegenwärtigen Ge⸗ 
fees treten folgende Gefete außer Kraft: 
1) die BO. über die Ablöfung der Domantal Abgaben jeder Art vom 
16. März 1811 (©.-S. 1811. ©. 157.); 


fo weit gelürzt, daß dem Beſitzer J des Reinertrages ber Stelle frei bleibt (38 60 bis 63. 
Die fo ermittelte Rente kann ber Berpflichtete durch Zahlung des 18 f. Betrages burg 
Kapital loͤſen; will er bies nicht, fo hat er %/ıo der Rente 56%, Jahre ober, falls er dies ver- 
zieht, die volle Rente 41%, Jahre hindurch an die Rentenbant zu entrichten, wodurch bie 
Rente vollftändig getilgt wird; der Berechtigte erhält Dagegen als Abfindung ben 20f. Be⸗ 
trag ber vollen Rente in Aprocentigen Rentenbriefen ober ben vom Belaſteten fofort ge 
zahlten 18f. Baarbetrag, wenn er nicht flatt deſſen ben 20f. Betrag in Rentenbriefen 
vorzieht (8 64. h. 1. u. Rentbankgeſ.). Die in Rente vertvanbelten Heallaften ber ohne 
Begründung eines gutsh. » bäuerl. Berh. durch fchriftlichen Vertrag zu Erbpacht, Erbjms 
oder Eigenthum überlaffenen Grunbftüde Tonnen von ben Beſitzern berjelben nur durch 
den 20f. Baarbetrag abgelöft werden, — auf Antrag bes Berechtigten aber auch durch 
Bermittlung ber Rentenbank (8 65). Bei den Ablöf.-Kapitalien und Renten, welde be 
rechtigterfeits fünbbar ober vertragmäßig nad) einem von dem bisher geſetzlichen ab- 
weichenben Zins» ober Abldfungsfage normirt find, verbleibt e8 zwar bei bem früheren 
Rechtsverh.; ber Berechtigte kann aber bie Ablöfung in Rentenbr. verlangen, wenn Ir 
Beloftete nicht nach dem Bertrage Abfindung gewähren will (88 53 bis 56). Line einzige 
Ausnahme von ber unbebingten Abldsbarkeit iſt bei ven Reallaften, die Kirchen, Pfaren, 
Küftereten und Schulen zuftehen, gemadt (f. 8 65 letzten Abſatz und n. dazu), Der 
dritte Abfchnitt verorbnet für den G.⸗B. der Regul.⸗G. v. 14. Sept. 1811 um 
8. April 1823, Daß alle laſſitiſchen Stellen baburd im freies Eigenthum verwankit 
werben fönnen, daß der Werth der gegenfeitigen Rechte und Pflichten einſchließ lich dir 
Forſtſervit uten gegen einander aufgerechnet und ber zum Nachtheil des Laffiten ver⸗ 
bleibende Weberfhuß im Rente unter Wahrung ber Freiheit von 4 bes Reinertrages hat 
zum 18f. ober in Rentenbr. zum 20f. Betrage abgelöft wird (85 73 bis 90). Der viert 
Abſchnitt endlich enthält allgemeine Beftimmungen theils materieller Art (88 91 bis 99, 
96 bis 100), theils in Betr. des Auseinanberjeßungeverfahrens, und ber dabei wahrzu 
nehmenden Interefien Dritter (88 94, 95, 101 bis 114). 

6. Die Ausführung der Meallaftenablöfungen und Regufirungen nach ben nn! 













8. Auch auf die Domainen und Hebungen der vormals Reihsunmittelbartk 
findet das Abldf,-®. v. 2. März 1850 Anwendung. RR. 3. Bd. 11. Grdſ. 866 ud 
DOT. v. 29. Sept. 1857. 3. 3b. 12. ©, 76. 


9, Diejenigen nicht ausprädlih abgeänderten Vorſchriften ber in sh 
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2) das Edit v. 14. Sept. 1811, betr. bie Negulirung ber gutsherr⸗ 
fihen und bäuerlichen Verhältniffe (G.-©. 1811. ©. 281); 

3) die Deklaration des Edikts v. 14. Sept. 1811, wegen Regultrung 
der gutöberrlichen und bäuerlichen Verhältniffe v. 29. Mai 1816 
(G.S. 1816. ©. 154.); 

4) die BO. v. 31. Mat 1816, wegen Ablöſung des Exrbpachtzinfes von 
Grundſtücken, bie ben geiftlichen und milden Stiftungen gehören 
(G.S. 1816. ©. 181.): 

5) die BO. v. 9. Juni 1819, wegen Erklärung einiger zweifelhafter 
Beftimmungen der Edikte v. 14. Sept. 1811 und 29. Mat 1816, 
die Regulirung der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältniſſe betr. 
(G.-S. 1819. ©. 151.); 

6) die BO. v. 18. Nov. 1819, wegen Anwenbung bes Ediktes vom 
14. Sept. 1811, die Regulirung ber gutsherrlichen und bäuerlichen 
Berhältnifje betr, auf den Kottbufer Kreis (G.-©. 1819. ©. 249.); 

7) die Orbnung v. 7. Juni 1821, wegen Ablöfung der Dienfte, Na- 
tural⸗ und Geldleiftungen ven Grundſtücken, welche eigenthümlich zu 
Erbzins- oder Erbpachtrecht befeffen werben (G.S. 1821. ©. 77.); 

8) das G. v. 21. Zuli 1821, wegen Anwendung bes Ediktes vom 
14. Sept. 1811, ver gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältniſſe 
betreffend, und der fpäteren darüber erlaffenen Gefeke auf die Ober- 
und Nieberlaufis und das Amt Senftenberg (G.-S. 1821. ©. 110.); 

9) die Deklaration v. 24. März 1823, betr. die Vergitigung für Hülfs- 
bienfte regulirter Wirthe (G.S. 1823. ©. 35.); 

10) das ©. v. 8. April 1823, wegen Regulirung der gutsherrlichen und 
bäuerlichen Verhältniffe im Großherzogthum Pofen, den mit Weft- 
preußen wieder vereinigten Diftrikten, dem Kulm- und Michelauifchen 
Krelfe und in dem Lanbgebiete der Stadt Thorn (G.⸗S. 1823. 


S. 49.); 

1) 08 G. ». 8. April 1823, wegen Anwendung des Ediktes vom 
14. Sept. 1811, die Regulirung ber gutsherrlichen und bäuerlichen 
Berhältniffe betreffend und ver fpäter darüber erlaffenen Gefege, 
ingleichen wegen Anwenbung ber Ordnung, die Ablöfung ber Dienfte 
x. betreffend, v. 7. Iunt 1821, auf das Landgebiet ver Stadt 
Danzig (G⸗S. 1823. ©. 73.); 

12) die Kabinetsorder v. 13. Febr. 1825, durch welche die Mennoniten 
von ben Wirkungen des Regulirungs-Ediktes v. 14. Sept. 1811 
ausgefchloffen werben; 

13) die BO. 13. Juli 1827 zur näheren Beſtimmung bes Art. 5. Buch» 
ftabe a. der Deklaration v. 29. Mat 1816, wegen Regulirung ber 
gutSherrlichen und bäuerlichen Verhältniffe in der Anwenbung auf 
bie Gärtner und andere Beſitzer geringer Ruſtikalſtellen in Ober: 
föhlefien u. f. w. (8.6. 1827. ©. 19): 


— — nn 





— 


aufgehobenen G., welche das Koſtenweſen, das Verfahren und die Rechte 
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14) die Orbnung v. 13. Juli 1829, wegen Ablöfung ber Reallaften in 
benjenigen Landestheilen, welche vormals zum Königreich Weitphalen, 
zum Großherzogthum Berg ober zu den franzöfifchen Departements 
gehört haben (G.-S. 1829. ©. 65.); 

15) die Kabinetsorber v. 11. Dec. 1831 über die Vergütigung der ver: 
behaltenen Hülfspienfte in der Provinz Pommern; 

16) das ©. v. 19. Juli 1832, betreffend die Laudemien ꝛc. von Ruſti 
falftellen in Schlefin (G.S. 1832. ©. 194.); 

17) das ©. v. 25. April 1835, wegen Erleichterung der Abldfung ber 
Heimfallvechts in der Provinz Weftphalen (G.S. 1835, ©. 53.); 

18) die Kabinetsorder v. 26. Oft. 1835 über bie Feftftellung von Ner- 
malpreifen für vorbehaltene Hülfspienfte in dem Umfange bes Bran 
benburgifchen Provinztalverbandes (G.-S. 1835. ©. 228.); 

19) die Deklaration und Abänderung bes Geſetzes v. 8. April 1823 
über die Negulivung der gutöherrlichen und bäuerlichen Verhältniie 
im Großherzogthum Pofen und in ben mit ber Provinz Preußen 
wieder vereinigten Diftriften, vem Kulm» und Michelauifchen Kreiie 
und dem Landgebiete der Stabt Thorn v. 10. Juli 1836 (©.-©. 
1836. ©. 204.); | 

20) die Kabinetsorder v. 19. Juni 1837, wegen Ablöfung ber Doms 
nialrenten zum 25fachen Betrage; 

21) bie Kabinetsorber v. 17. Februar 1838, wegen Ablöfung der Hülfs⸗ 
bienfte in ber Provinz Preußen (G.⸗S. 1838. ©. 237.); | 

22) die BO. v. 28. Nov. 1839, betreffend die Allodifikation ber nicht 
zur Klaſſe ver bäuerlichen gehörigen Ianvesherrlichen Lehne im Her⸗ 
zogthum Weftphalen (G.-S. 1840. ©. 6.); | 

23) bie 88 33. und 35. des Geſetzes v. 22. Dec. 1839, betreffend die 
Nechtsverhältniffe der Grunbbefiter und pie Ablöſung der Reallaſten 
in den Graffchaften Wittgenftein-Berleburg zc. (G.S. 1840. ©. 6.) 

24) die Ordnung wegen Abldfung der Neallaften im Herzogthum Weir 
phalen v. 18. Juni 1840 (G.S. 1840. ©. 156.); | 

25) die Beftimmungen unter Nr. 3. und 5. im $ 1. des Gefetes ven 
18. Juni 1840 über die Nechtöverhäftnifie des Grumpbefiges und 
über bie Ablöfung der Mealberechtigungen im Fürſtenthum Siegen 
(G.S. 1840. ©. 151.); 

26) das ©. v. 4. Juli 1840, wegen Abldfung der Reallaſten In ben 
vormals Naffauifchen Landestheilen und in der Stabt Welar mit 
Gebiet (G.-©. 1840. ©. 195.); | 

27) das ©. v. 39. Juni 1841, wegen Erleichterung der Wbldfung 2 
werblicher u. f. w. auf dem Grundbeſitz haftender Leiftungen (Ö.€- 
1841. ©. 136.); u 

28) das ©. v. 31. San. 1845, betreffend die Zuläffigfeit von Year 
gen Iber unablösliche Geld- und Getreivenhgaben (G.⸗S. 184. 

. 93.); 


, 


dritter Berfonen betreffen, beſtehen nach 8112. h.1. fort; ſ. n. 79. — Der kit 
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29) das G. v. 18. Juli 1845, betreffend die Abldfung ber Dienfte in 
benjenigen Theilen der Provinz Sachjen, in welchen die Ablöfungs- 
Ordnung v. 7. Sunt 1821 gilt (G.-©. 1845. ©. 502.); 

30) das ©. v. 31. Oft. 1845, betreffend die Abldfung der Dienfte in 
der Provinz Schlefien (G.-S. 1845. ©. 682.); 

31) der 8 3. des Geſetzes v. 8, Fehr. 1846, während ber Präflufion 
der Anfprüche früherer Befiger regultrungsfähiger bäuerlicher Stellen 
im Großberzogtbum Pofen, tm ehemaligen Kulm⸗ und Michelaui- 
ſchen ae und im Landgebiet der Stadt Thorn (G.⸗S. 1846. 
©. 219.); 

32) die proviſoriſche BO. v. 20. Dec. 1848, die interimiftifche Negufi- 
rung ber gutsherrlich-bäuerlichen Verhältniffe in der Provinz Schlefien 
betreffend (8.-5. 1848. ©. 427.): 

33) das &., betreffend die Feſtſtellung der bei Ablöſung der Neallaften 
zu beachtenden Normalpreife und Normalmarltorte v. 19. Nov. 1849. 
(G.S. 1849. ©. 413.) 

Auch werden bie Beftimmungen ber vorftehend nicht aufgehobenen 
Geſetze außer Kraft geſetzt, welche den Vorfchriften des gegenwärtigen Ge- 
ſehes entgegenftehen ober mit bemfelben fich nicht vereinigen Laffen. 

Erfter Abſchnitt. 

Berechtigungen, welche ohne Entfhäpigung aufgehoben 

werben. 

8.2. Ohne Entſchädigungen werden folgende Berechtigungen, ſoweit 
fe noch beſtehen, Hiermit aufgehoben: 





Miet des 1 bezieht fich namentlich auf mehrere zerfirente Beſtimmungen in ben 3 ©, 
d. 21, April 1825 (f. 0.29. lit. d, e, ! zu A. I. und Beilage B. dazu.) 

Abſchn. 1. 88 2—5. 

%. 2. im Allgemeinen. 

10. Die durch diefen $ unentgeltlich aufgehobenen Berechtigungen traten ber im 
Art, 42. Verfaſſ.U. zugeficherten freien Verfügung über das Grundeigenthum hindernd in 
ben Weg und mußten deshalb wegfallen und zwar ohne Entſchädigung, ba fie entweber 
ger feinen in Gelb ſchätzbaren, oder einen rein zufälligen Vortheil gewährten (Schuh⸗ 
u e. 6.17. f. u. v. R. II. a. S. 224.) 

2. Nr, 1. 


oſenſche Fürſtenthum Krotoſchin, mit dem i. J. 
1815 ber Fürſt von Thurn und Taris wegen bes an Preußen abgetretenen Poſtregals 
befichen iſt ımb 3. bie Lehne der mebiatifirten Fürſten und Grafen Wittgen- 
kein, Sohen-Solms, Solms-Braunfels, Wied und Stolberg] — Die 
at ber Mitbelehnten und Agnaten werden durch 82. Nr.1. nit be- 
$. 2. Nr. 2. in Verbindung mit 8 3. Nr. 15 u. 8 59, 

12, Die gefegliche ober vertragmäßige Remiffionspflicht bes bienft- und zins- 

bertchtigten Gute» unb Grundheren, Erbzinsherrn und Erbverpächtere, fi nicht mit 
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1) das Obereigenthum bes Lehnsherrn und bie lediglich aus bemfelben 
entfpringenben, in dem $ 5. nicht als fortbefteheno bezeichneten Rechte 
bei allen innerhalb des Staates belegenen Lehen, mit alleinige 
Ausnahme der Thronlehne; 
das Obereigenthum bes Guts- oder Grundherrn und des Erbzins 
herrn, besgleichen das Eigenthbumsrecht des Erbverpächters; ber Erb 
zinsmann und der Erbpächter erlangen mit dem Tage ber Rechte 
fraft bes gegenwärtigen Geſetzes, und lebiglich auf Grund beffelben, 
das volle Eigenthum; 
3) der Anfpruch auf Regulirung eines Allodifikationszinſes für bie auf 
gehobene Lehnsherrlichkeit in benjenigen Landestheilen, welde ver: 
mals zum Königreich Weftphalen, zum Großherzogthum Berg, zu 
ben franzöfifch-hanfeatifchen Departements ober dem Lippe-Departe 
ment gehört haben ; 
4) das grunbberrliche oder gutsherrliche Heimfallsrecht an Grunbftüden 
und Gerechtfamen jeder Art innerhalb des Staates, ohne Unterfgie, 
ob der Staat, moralifche Perfonen oder Privatperfonen bie Ber: 
tigten find; 
5) die Berechtigung des Erbverpächters ober des Zinsberechtigten, den 
ihm zuſtehenden Kanon oder Zins willfürlich zu erhöhen; 
6) die Vorkaufs-, Näher- und Retrakt⸗Rechte an Immobilien, mit Aus 
nahme der im $ 4. aufgeführten; 


2 


Naar 


aufgehoben, fonbern kommt als Gegenleiftung bei Abloͤſung ber Leiſtungen zur And 
nung: fo RR. v. 14. Sept. 1855 u. 17. Oft. 1861 u. OT, vo. 18. Nov. 1856 mi 
4. Dec. 1862 (3. Br. 6. S. 216, 80.10. S. 59, Bb.14. ©. 255 n. Bo. 15. S. 10. 
Jedoch ift OT. v. 19. Oft. 1854 (Entſch. Bb. 28. ©. 445) und v. 2. Dez. 1855 (3. 
3.15. S. 261) anderer Anſicht in Betr. ber nicht vertragmäßigen Remiſ— 
fionspflit, infofern fie blos aus der Outsherrlichleit entfprungen if. — 
— bie Grdſ. 729 und 867 bis 880 im 3. Bd. 11. 
“ ® Nr. 3. 
13. Die Aufhebung biejes in den 3 ©. v. 21. April 1825. Nr. 938, 939, 40 
(. n. 29. lit. d. e. f. und Beilage B. zu A. IL.) enthaltenen Anſpruchs iſt die Konie- 
quenz der Beſtimmung 82. Nr. 1. 
8.2, Nr. 4. 
14, Das nur in ben weht. Provinzen noch beftehende Heimfallsrecht konnte, nat- 
bem burch bie von ben Kammern genehmigte BO. v. 18. Dez. 1848 (G.⸗S. v. 18 
©. 425, 1849. ©. 406.) 88 2 u. 4 flir die jenem Rechte unterworfenen Grundftüde de 
allgemeine gejehliche Erbfolge eingeführt worden, nur noch dann wirkſam fein, went 
ber Beſitzer gar feine gefetzliche Erben hinterließ, und biefer Fall konnte nach Gintritt der 
rn Erbfolge faft nie vorkommen. ' 
Nr. 5 


15. Hiermit ift nicht unentgeltlich aufgehoben das Recht, den Kanon ober Jin 
nach erneuerten Anfchlägen ober anderen Vorausſetzungen (alfo nicht willlürlich) zu er 
öhen: ſ. Shuhmann. I. c. S. 21. 3. Bd. 11. GErdſ. 881, 882, 
$. 2, Nr. 6. in Verbindung mit $ 4. 
16. Der Aufhebung find bier unterworfen 
8 bon den im $3. Ep. v. 9. Oft. 1807 aufrecht erhaltenen geſetzlich e n Vorlauft 
rechten bie des Lehnsheren, Erbzinsherrn und Erbverpächters und ber Beſitzer ver 
mifchter Grumbflüde, während das der Miteigenthlimer befiehen geblieben if) um 
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7) die auf Grundſtücken haftende Verpflichtung, gegen das In der Gegend 
übliche Zagelohn zu arbeiten; 

8) die Befugniß, zu verlangen, baß ein Privat-Grundbeſitzer fein Grund- 
ſtück mit Maulbeerbäumen bepflanze over folche unterhalte; 

9) die auf Grundſtücken haftende Verpflichtung des fogenannten fläming- 
hen Kirchganges. 
$. 3. Es werben ferner folgende Berechtigungen, fowelt fie noch 

befteben, ohne Entſchädigung aufgehoben: 

1) das Recht, einen Antheil ober ein einzelnes Stüd aus einer Ver- 
laffenfchaft vermöge guts⸗, grund» ober gerichtsherrlichen Verhält- 
niffes zu fordern; 


2) das in einigen Landestheilen noch beftehende Recht des zu Abgaben 
und Leiftungen Berechtigten, der Zerftücelung des pflichtigen Grund» 
ſtücks zu widerfprechen; 


3) alle Abgaben und Leiftungen ber Nichtangefeffenen an bie bisherige 
Guts⸗, Grund» over Gertchtöherrfchaft, foweit fie aus dieſem Ver⸗ 
— herzuleiten find und nicht auf anderweitigen Verträgen be- 
ruben; 





b. das zum Theil provin zialrechtlich beftandene Borlaufs- und Retraktrecht der 
Aguaten (f. B.-B.O-T. 0.18. Sept. 1854. Entſch. Bo. 28. ©. 301. Präj. 2548). 
Richt aufgehoben ift das in einem Erbzinsvertrage ausdrücklich vorbehaltene 
Vorlaufsrecht des Exbzinshern (ſ. P.B. O⸗T. v. 5. März 1860. Entſch. Bd. 42. 
S. 1.). Im Uebrigen vgl. 8 4. 

. 2. Nr. 8. 

17. Die bezügl. Verpflichtung ift im vorigen Jahrhundert häufig bei Veräußerung 

von Grundſtücken Seitens des Staats den Erwerbern zur Hebung des Seivenbaus auf 

gelegt worden. 
$. 2. Nr. 9. 

18, Diefe Verpflichtung beftand in einigen von Niederländern Tolonifirten Ortfchaf- 
en des Kreifes Sangerhaufen (Regb. Merjeburg), indem bei jeber Veräußerung eines 
verheiratheten Flamändern gehörigen Grunbftüdes ein mit einer Ahgabe verbundener Um- 
gung um den Altar ftattfand, beffen Unterlaffung den Anfall von 4 des Grundſtücks nad 
m Tode des Säumigen an die Gutsherrichaft zur Folge hatte. 

$. 3. im Allgemeinen. 
‚19. Diefer $ bient zur Ausführung ber Beftimmung bes in n. 3. citirten Art. 42. 

Serfafl.-U., durch welche ohne Entihäbigung aufgehoben find die dort zu 2. angegebenen 

gen und die dafür zu gewährenden ©egenleiftungen und zu tragenden Laften. 


Nr. 2. 
20. Diefes Recht beflanb in dem G.⸗B. ber in n. 3 erwähnten 3 Gefege vom 
2. April 1825. 

§. d. Nr. 4. 

2]. Zu biefen Beiträgen und Leiftungen gehören nicht und beftchen fomit fort: 

a bie tertia marcalis (j. ©. v. 21. Aprıl 1825 Nr.938. Beilage B. zu AI 88 63— 
66, Nr. 939. 88 44—T. Nr. 940. 88 42—5): fo AR. 3. Bd. 11. Grdoſ. 710. 

b. die Echlefiichen Laudemien: fo OT. v. 21. Oft. 1852. A. f. R. Bd. 7. ©. 283. 
Zu a ſ. aber Schluß des 84. der Gem.Th.O. v. 19. April 1851, abgeprudt 
a8 Anhang zu A. VOL. unter A. — und n. dazu. 

Steiff, Bel. üb. Land. Kult. u. landw. Pol. 8 
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4) die unter verfchlebenen Benennungen vorfommenden Beiträge und 
Leiftungen zur Webertragung der Laften der Privat » Gerichtöbarkeit 
und gutsherrlichen Polizei-Berwaltung ; 

5) alle Abgaben und Xeiftungen, welche außer ben Koften, beren Er⸗ 
hebung fich auf die gefetlich beftehenven Gebühren - Taren grünbet, 
für einzelne gerichtliche Afte oder bei Gelegenheit derfelben entrichtet 
werben; 

6) alle in "Beziehung auf die Jagd obliegenden Dienfte und Leiftungen; 

7) alle Dienfte, Abgaben und Leiftungen zur Bewachung gutsherrlicer 
Gebäude und Grundftüde; 

8) alle Dienſte zu perſönlichen Bedürfniſſen der Gutsherrſchaft und 
ihrer Beamten, z. B. Dienſte zum Reinigen der Häuſer und Höfe, 
zur Krankenpflege, zum Bewachen und Ausläuten der Leichen, zu 
Reiſen des Gutsherrn und ſeiner Beamten; 

9 alle Abgaben zur Ausſtattung oder bei Taufen von Familiengliedern 
bes Guts- oder Grundherrn; insbeſondere das in einigen Gegenden 
Kann ende Recht, die Gänfe ber bäuerlichen Wirthe berupfen zu 
affen; 

10) die aus den früheren gutsherrlichen, fohugherrlichen und grundherr 
Iihen Rechten abgeleiteten und hergebrachten Abgaben und Leiftun: 
gen, welche, ohne zum öffentlichen Steuereinfommen zu gehören, bie 
Natur der Steuern haben; insbefondere die in einigen Theilen ter 
Rheinprovinz und der Provinz Weſtphalen, oder fonft noch vorkom— 
en Abgabe für die Benutzung des fließenden Waffers in Privat: 

üffen; 
Unter biefen Abgaben für die Benutzung bes flleßenden Waſſers 
find die Mühlenabgaben nicht begriffen; 

11) alle Abgaben für die Erlaubniß, auf eigenem Grund und Boden 
gewiſſe Vieharten oder Bienen zu halten; 

12) die Verpflichtung zum Verkauf von Wachs und anderen landwirth 
ſchaftlichen Erzeugniſſen an die Gutsherrſchaft; 


22. Zu dieſen 9 Abgaben gehört nicht die im S 731. A. L.⸗R. I. 18 erwäbnte 
Lehnwaare: fo RR. u. OT. K. Bd. 11. Grdſ. 889. 


.d. Nr. 6. 

23. Dazu find auch die Jagd⸗Abgaben zu rechnen, mögen fie in Raturafien 
ober Gelb beehen: jo RR. 8. Bd. 11. Grdſ. 30 und OF. v. 1. Febr. 1843 (Enid. 
Bd. 25. S. 402): 

8. 3. Nr. 10. 

24. Durch biefe Beftimmung find nicht betroffen und beſtehen alfo fort: 

a. biejenigen Abgaben nnd Leitungen, bie ihren Uriprung indem Schuß de: 
nbesherrn baben (OT. v. 27. Juni 1854, 8. Dez. 1857, 2. März 185X 

A. f. R. Bd. 14. S. 86. 3.8. 12. ©, 222, Entſch. Bd. 38. 8. 131) und zwar 

auch wenn fie einem Thronlehnbeſitzer zuſtehen (OT. v. 4. Dez. 1860. Entſch. Bo 


44. ©. 103.), 
b. bie von oa emgennbftden zu entrichteuben ne ertonfainfen (RR. 3. ©. 
11. Gidſ. 905 u. DZ, v. 28. April 1857. Eutſch. Bo 36. ©. 47). Wegen wel 


ver nad h. 1. für —* zu achtenben Abgaben f. —* 897 bie 899, MI 
bis 904 in 3. Bb. 
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13) die aus dem guts⸗ ober grundherrlichen Rechte bergeleitete Befugniß, 
bie auf fremden Hofräumen, Gärten, Aedern und Wiefen zerftreut - 
ftehenden Bäume und Sträuche zu benußen und fich anzueignen; 

[14) die unter dem Namen Straßengerechtigfeit ober Auenrecht vorkom⸗ 
menbe Befugnif des Gutsheren, über die nicht zu den Wegen nötht- 
gen freien Plätze innerhalb der Dorflage zu verfügen, ſoweit jene 
aus ber gutsherrlichen Poltzeigerichtsbarfett hergeleitet wird. 

Das Eigenthum diefer Grundftüde fällt, infofern dieſelben nicht 
fchon vor Verfündung des Gefekes v. 9. DE. 1848 (G.⸗S. 1848. 
S. 276.) in die privative Benutzung des Gutsheren oder eines 
Dritten übergegangen, oder zwifchen der Gutsherrfchaft und ver- 

Dorfgemeinde rechtsverbindlich netheilt worden find, der Ortsgemeinde 

als folcher zu, welche aber fortan auch die bisher damit verbunden 
gewefenen Laften, 3. B. die Inftanphaltung der Dorfitraße, ver 
Brüden, Stege u. f. w. zu tragen bat. 

Vorftehende Beftimmungen treten erſt mit Einführung der neuen 
Gemeindeorbnung in den einzelnen Gemeinven in Kraft.] | 

15) Alle unmittelbaren Gegenleiftungen, welche bei den fämmtlichen in 
dem $ 2. und vorſtehend unter 1. bis 14. aufgehobenen Leiſtungen 
dem Berechtigten oblagen, fowie die von dem Gutsherrn zu leiften- 
den Leichenfuhren, Hochzeit⸗ und Kinbtauffuhren, Doctor- und Hebe⸗ 
ammenfuhren. 

Inſofern jedoch die in dieſem Paragraphen gedachten Dienfte, Abgaben 
und Leiftungen für die Verleihung over Veräußerung eines Grundſtücks 
ausdrücklich übernommen worden find, bleibt deren unentgeltliche. Aufhebung 
ausgefchloffen. 

Inwieweit Befttveränderungs-Abgaben ohne Entſchaͤdigung aufgehoben 
werden ſollen, iſt in den 88 36. ff. des gegenwärtigen Geſetzes beſtimmt. 

.4. Das durch Verträge ober letztwillige Verfügungen begründete 

Vorkaufsrecht an Immobilien, das Vorkaufsrecht derjenigen, die eine Sache 

zemeinfchaftlich zu vollem Eigenthum befigen, an deren Antheilen, jo wie 

1 Wetvaftzecht der Miterben nach dem Rheiniſchen Civilgeſetzbuch, bleiben 

in Kraft. 

Ein gefekliches Vorkaufsrecht findet ferner wegen‘ aller Theile von 
Grundſtücken ftatt, welche in Folge des von dem Staate ausgeübten oder 
rerliehenen Exrpropriattonsrechts zu gemeinnügigen Sweden haben veräußert 
verden muͤſſen, wenn in ber Folge bas erpropriirte Grundftüd ganz ober 








$. 3. 

‘25. an 8 Befugniß auf Forſt⸗ oder Weide⸗-Grundſtücen iſt nicht aufge⸗ 
syn nämlich ift anzunehmen, daß fie auf Servitut oder Miteigenthum berubt. 

Nr. 14. 

26, Diefe Beſtimmung iſt (f. ven Schluß) dadurch außer Kraft geicht, F 
te Gemeinbeorbnung vom 11. März 1850 durch das ©. v. 24. Mai 1853 6.8. © 
IS) aufgehoben if: fo FMX. vom 25. Nov. 1853 (BMBL. ©. 277). —* bes 
utsherrlichen Auenrechts |. &.u.0.R.II.a. S. 297. 3. Bd. 11. Ordf. 908, 909. 








EU 0; 
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theifweife zu bem beftimmten Zweck nicht wetter nothwendig ift und ver 
. Außert werben foll. 

Das PVorlaufsrecht fteht dem zeitigen Eigenthümer des durch den ur⸗ 
ſprünglichen Erwerb verkfeinerten Grundſtücks zu. Wer das Erpropriations- 
recht ausgeübt hat, muß die Abficht der Veräußerung und ben angebotenen 
Kaufpreis dem berechtigten Eigenthümer anzeigen, welcher fein Borkaufs: 
recht verliert, wenn er fich nicht binnen zwei Monaten barüber erflärt. 
Wird die Anzeige unterlaffen, fo kann ver Berechtigte feinen Anſpruch 
gegen jeden Befiter geltend machen. 

$. 9. Die in dem 82. Nr. 1. und 2. beftimmte Aufhebung des 
Obereigentbums des Lehnsheren, Guts- oder Grundherrn und Erbin 
berrn, ſowie des Eigentums des Erbverpächters, hat nicht zugleich bie 
Aufhebung der aus dieſen Verbältniffen entfpringenden Berechtigungen auf 
Abgaben oder Leiftungen ober ausprüdlich vorbehaltene Nutungen zur Folge: 
vielmehr bleiben biefe Berechtigungen, fofern fie nicht etwa in bem gegen: 
wärtigen Geſetze befonders für aufgehoben erflärt worden find, fortbeftebent, 
und zwar mit denſelben Vorzugsrechten in dem Vermögen ver Verpflichte 
ten, welche fie bisher darin hatten. 


Zweiter Abſchnitt. 
Abldfung der Reallaften. 
Titel IL " 
Ablöosbarkeit. 

8. 6. Alle beſtändigen Abgaben und Leiſtungen, welche auf eigen 
thümlich ober bisher erbpachts- ober erbzinsweife befeflenen Grunpftüden 
ober Gerechtigfeiten haften (Neallaften), find nach den Vorfchriften dleſes 
Abſchnitts ablösbar. 

Ausgefchloffen von der Ablösbarfeit nach den Beftimmungen dieſes 
Geſetzes find die öffentlichen Laften mit Einfchluß der Gemeinbelaften, Ge 
meindeabgaben und Gemeinvedienfte, ſowie der auf eine Deich⸗ ober ähn- | 
lihe Soctetät fich beziehenden Laften, ferner Abgaben und Leiftungen zur 
Erbauung oder Unterhaltung von Kirchen-, Pfarr- und Schulgebäuben, wenn 
leßtere nicht die Gegenleiftung einer ablösbaren Neallaft find, in welchem 
Falle ſolche zugleich mit biefer abgelöft werben. 

Abgaben und Leiftungen, welche ven Gemeinden und den gedachten 
Soctetäten aus allgemeinen Rechtsverhältniffen, z. B. dem gutsherrlicen 












sole. 2. Tit. 1. 88 6-8. 


27. Dieſer 8 ſtellt in Erfüllung des Art. 42. der Verfafſ.-Urkunde die Abloösbarkeit 
aller Reallaſten feft, welche auf Grundſtücken oder Gerechtigkeiten haften, die nicht in fallt 
tiſchem Berhältniffe ftehen, und bejeitigt ſomit alle friiher von biefem Grunbfage ‚gemarb , 


ber dort bezeichneten Laften zur ficheren Erfüllung der dem Gemeinwohl bienenden Arvedle 
erheiſcht. Diejes Motiv fehlt aber bei denjenigen Kirchen-, Pfarr- uud Schulbaulaften, 
bie auf ablWsbaren Reallaften (insbefondere Zehnten) ruben, unb ſomit durch Ablöſung 
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Verhältniß, oder dem Zehntrecht zuftehen, find von ber Ablöfung nicht 
ausgefchloffen. 

$. Auf Grunpgerechtigkeiten "(Serpituten) und andere nach ben 
Srundfägen ber Gemeinheitstheilungsordnung abzulöfende Verhältniffe findet 
das gegenwärtige Geſetz feine Anwendung, foweit der dritte Abfchnitt feine 
Ausnahme enthält. 

8. 8. Zur Feftftellung der dem Berechtigten gebührenden Abfindung 
wird der jährliche Geldwerth der abzulöjennen Reallaſten nad den Be- 
ftimmungen ber folgenden Titel ermittelt. 

Zitel II. 
Dienite. 

8. 9. Sind für alljährlich vorfommende Dienfte während der Iekten 
schn Sabre, fire nicht alljährlich vorkommende Dienfte während ber lekten 
;wanzig Jahre vor Anbringung der Brovofation, oder, wenn ziwifchen dieſem 
Zeitpunkte und der Verkündung des Geſetzes v. 9. Dftober 1848 eine Um: 
ihaffung der Geldleiſtung eingetreten ift, während ver legten zehn, reſp. 
zwanzig Jahre vor Verkündung bes gedachten Geſetzes, Geldvergütungen 
ohne Widerfpruch bezahlt und angenommen worden, fo find dieſe Vergütun- 
gen und, wenn fie während biefer Zeiträume gewechjelt haben, ber Durch- 
ihnitt der gezahlten Beträge der Zeitftellung des Geldwerths zum Grunde 
zu legen. 

In Ermangelung folcher Preife ift zu unterfcheiden zwifchen ben nach 
Zagen und dem Umfange der Arbeit bemeffenen Dienften. 


ter letzteren im Kapital die Sicherheit verlieren würden, weshalb hier die gleichzeitige Ab⸗ 
ung auch jener Laften angeorbnet ift. — Wegen der den geiftlichen Inftituten, firchlichen 
Feomten, öffentlichen Schulen und deren Lehrern, höheren und Erziehungsanftalten, 
fremmen und milden Stiftungen over Wohlthätigkeitsanftalten, jo wie ben zur Unterbal- 
13 perelben beftimmten Fonds zuftebenden Reallaften |. das ©. v. 15. April 1857 


28, Wegen des rechtlichen Begriffs der Reallaſten f. L.u. v. R. IL a ©. 
323. Rr. III. u. IV., ferner RR. 3. Bd. 11. Groſ. 227, betreffend das Wohnungs» 
tet, welches weder Reallaſt, noch Servitut if, AR. ibid. GErdſ. 915 (in Verbindung 
m RK. 3. Bd. 13. ©. 99. u. OT. ibid. S. 329 (1. Nr. 8)), wonach das charakte⸗ 
tiſtiſhe Merkmal ber Reallaft in ber Berpflichtung bes Beſitzers des belafteten 
Erundſtücks zu einem pofitiven Handeln oder Geben befteht, ſodann wegen einzel- 
ner in Betreff ber Ablösbarfeit zweifelhafter Rechtsverh. vie Grdf. a. a. O. 914, 916 
bi8 919, 920 His 928 und 3. Bd. 13. ©. 94, 251 u. 4335 — endlich darüber, daß 
Renten aus Reutenkänfen unablöstich find, 3. Bd. 12. &.69. Die Super- 
— vn Dojett von Reallaften fein: fo RE. u. OT. 3. Bd. 12. S. 240. Entſch. 

. 37. S. 144. 


je" 2. Tit. 2. 85 9—17. 


29. Als Endpunkt der 10- und reſp. 20jähr. Periode hat das ©. v. 9. Oft. 1848 
.m. 2.) für den Sall ber fpäteren Umwandelung ber Geldleiſtung in Naturalbienft 
bingeftellt werben mäffen, um zu vermeiden, daß durch ein ſolches nad dem Belannt- 
werden bes Geſ.⸗Entwurfs erfolgtes Zurüdgreifen auf ben Naturalbienft eine ber Abficht 
tes Ge. zuwiderlaufende günftigere Abloͤſungsberechnung erzielt würde. Darüber, daß 
tie Zahlung an den Pächter der Dienfte nicht zur Anwendung des $ 9 genügt |. RS, 
3. 8b, 11. GErdj. 930. n. 931. 
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8. 10. Sind die Dienfte nach Tagen beftimmt, fo wirb ihr Werth 
— für den betreffenden Bezirk feſtgeſtellten Normalpreiſen (88 67 ff.) 
erechnet 

Bei Feſtſtellung ſolcher Normalpreife, und zwar ſowohl für Hand⸗ 
als für Spanndienfte, find in Betracht zu stehen: 

a) bie Dauer der Arbeitszeit; 

b) die Art der Arbeit; 

c) die Jahreszeiten, in welchen folche zu verrichten ift; 

d) die Beichaffenheit ver in ber Gegenb gewöhnlich in Anwenbung Tom- 
menben Arbeitskräfte. 

8. 11, Sind dagegen bie Dienfte nach dem Umfange der zu leiſten⸗ 
ben Arbeit beftimmt, oder find viefelben ungemefjen, fo wird ihr Werth 
baburch ermittelt, daß durch ſchiedsrichterlichen Ausfpruch beftimmt wird, 
welche Koften der Dienftberechtigte aufzuwenden baf, um bie dem Dienit- 
pffichtigen obliegende Arbeit durch eigenes oder gemiethetes Gefpann, burch 
Gefinde oder Tagelöhner zu beftreiten. 

Hierbei iſt auf Die mindere Vollkommenheit, in welcher die Arbeit 
- von ben Dienftpflichtigen verrichtet zu werben pflegt, Rückſicht zu nehmen. 

S. In Anfehung der Koften für Haltung eines Gefpannes, bes 
Gefindes und der Tagelöhner find ebenfalls Normalſätze (cf. 88 67 ff.) 
feftzuftellen. 

8. 15. Sind die Dienfte zugleich nach Tagen und nach tem Um 
fange der Arbeit befttimmt, fo erfolgt die Ermittelung ihres Werthes nad 
ben Vorſchriften der 88 11. 12. 

. 14. Der Werth der Bauptenfte, welche nicht nach Tagen beftimmt 
find (88 10), iſt in jedem einzelnen Falle nach ihrem jährlichen Durch— 
fchnittsbetrage abzufchäten. Dabei ift die Bauart der Gebäude, zu melden 
bie Dienfte geleiftet werben müffen, ihr Umfang und ihr baulicher Zuftand 
zur Zeit der Abſchätzung, die Art der Dienftleiftung des Verpflichteten und 
bei den Fuhren bie Entfernung, aus welcher die Materialten heranzufahren 
find, und die Befchaffenheit der Wege zu berüdfichtigen. 

Wenn bie Parteien fich nicht Über den Werth einigen, fo muß er 
burch ſchiedsrichterlichen Ausspruch feftgeftellt werden. 

Für Diftrikte, in welchen nach dem Ermeffen ver Diftriktsfommiffionen 


5% 10. u. 11. 

0. Die auf Verlangen des Gutsherrn alltäglich mit einer ober zwei Perfonen zu 
jeber wirtbfchaftlichen Berrihtung zu leiftenden Dienfte find für ungemeffene zu erachten 
und ihr Werth ift jomit durch Se und nicht nad) Normalpreifen feftzuftelen: 
fo Fer Mai 1862. 9. f. R. Bd. 46. ©. 74. 


31. Bei der Ermittelung der Entihäbigung für Baubienfte ift der Grundſctz fe 
zubalten, daß dem Berechtigten eine Reite gewährt werben muß, welche ihm 
unter Hinzurechnung einfacher Zinſen 
a, die Koſten der zu jenem Neubau zu leiſtenden Dienſte und 
b, die Koften der bis zum nächlten Neubau und der von einem Neubau zum 

anderen bei ben nötbigen Reparaturen zu leiftenben Dienfe erſetzt. 
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($ 67 ff.) Hierzu ein Bedürfniß vorhanden iſt und die DBefchaffenheit und 
Bauart der Gebäude es geftatten, können von jenen unter Zuziehung eines 
Bauſachverſtändigen Normalſätze in Betreff der der Ablöfungsberechnung 
zum Grunde zu legenden Bofitionen feftgeftellt werben. | 

. Die in einigen Zanbestheilen vorfommenden fogenannten wal- 
senden Dienfte, d. 5. folche, bei denen die Art der Ableiftung ober ber 
Umfang der Dienfte oder Beides zugleich fich nach der jebesmaligen Wirth- 
ſchaftseinrichtung des Verpflichteten beftimmt, werben, wenn ihr Maaß 
over ihre Zahl nicht feftfteht, in Anrechnung gebracht, fofern fte alljährlich 
wiederfehren, nach dem Durchſchnitt der in ben legten zehn Jahren von 
Anbringung ber Provokation geleifteten Dienfte, fofern fie aber in längeren 
Zeiträumen wiederkehren, nach dem Durchfchnitt der In den letzten zwanzig 
Jahren vor Anbringung ver Provokation geleifteten Dienfte. 

. Kann in den Fällen des 8 15 zur Aufbringung ber Entjchä- 
tigung Fein anderer Maaßſtab zur Vertheilung als rechtsverbindlich nach» 
gewiefen werben, fo tft ohne Rückſicht, ob zur Zeit Spannbienfte ober 
Handdienſte oder gar feine Dienfte geleiftet werben, pie Entihädigung für 


ben Spanndienſt von ſämmtlichen Aderbefigern nach Verhältniß des Flächen» 


maaßes ihrer Aecker aufzubringen, die Entfehädigung für den Handdienſt 
aber auf die verfchiebenen Hausftellen und zwar, in fofern nicht bet Leiſtung 
der Dienfte ein anderes, alsdann auch für die Abfindung maaßgebendes 
Verhältniß ftattgefunden bat, zu gleichen Theilen zu vertheilen. 

Nach demſelben Verhältnig wird ber Werth ber Gegenleiftung und 
bie etwa von ben Dienftberechtigten für ben Mebrwertb zu gemwährenbe 
Wfindung vertheilt. | 

Die Feftftellung des Flächenmanßes der Aeder erfolgt in ber Regel 
ohne Vermeſſung nach Flurbüchern, Kataftern oder fonft auf die möglichft 
einfache Weiſe; ift jevoch eine fpezielle Vermeffung ſchon gefchehen, oder 
wird eine folche von einem beider Theile auf feine Koften beantragt, fo ift 
biefelbe zum Grunde zu legen. 

8. 17. Wenn die einem Gute zuftehenden Dienfte‘ nach ber in ber 
Gegend üblichen Wirthfchaftsart nicht ſämmtlich gebraucht werben, fo er- 
ee Abfindung nur für diejenigen Dienfte, deren das Gut wirthichaft 
ich bebarf. 





Es findet dabei bie Berechnungsweiſe analoge Anwendung, welde in Betreff ber 
Entihäbigung fir Bauholzrechte zu $ 120. Gemh.⸗Th.⸗O. v. 7. Juni 1821 (f. n. und 
— näher befchrieben ifl. 

32, Wegen ber Werthöfeftftellung ver fogen. walzenden Dienfte |. RR. Groſ. 
932. 3, Bp. 11. 

ST. 

33. Die in dem letzten Abſatze dieſes $ erwähnte Befugniß findet namentlich in 
der Egenthumsordnung des Fürftenthums Münfter v. 10. Mai 1770 (II. 7. 85), in 
ter Münfterichen Erbpachtorbnung v. 21. Sept. 1782 (8 91) [Schlüter Weftphäl. Provin- 
FalRcht, Vd. 1. S. 258 u. 378] und in der Eigenthumsorbnung fir das Fürſtenthum 
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Diefes Bedürfniß wird durch fehtebsrichterlichen Ausfpruch nach ber 
in der Gegend üblichen Wirthichaftsart feftgeftellt. 

Es finden jedoch diefe Beſtimmungen in benjenigen Fällen keine An- 
wendung, tn denen ber Berechtigte die Befugniß hat, diejenigen Dienfte, 
die er ſelbſt nicht benußen Tann, einem Andern zu überlaffen, ober folde 
von dem Verpflichteten fich bezahien zu laſſen. 

tel II. 


Feſte Abgaben in Körnern. 

8. 18. Unter feften Abgaben In Körnern werben nur biejenigen 
jährlich oder in anderen beftimmten Perioden wieberfehrenden Abgaben ver- 
ftanden, welche in beftimmter Menge in Körnern von Halm⸗ und anderen 
Feldfrüchten, die einen allgemeinen Marktpreis haben, entrichtet werben. 

. Der Werth biefer Abgaben tft nach bemjenigen Martini: 
Marktpreis feftzuftellen, welcher fich im Durchfchnitt der letzten vier und 
zwanzig Jahre vor Anbringung ber Provofation ergiebt, wenn bie zwei — 
wohlfeilſten von dieſen —5* außer Anſatz bleiben. fi 

8. 20. Unter Martinti-Marktpreis wird der Durchfchnittspreis der⸗ 
jenigen funfzehn Tage verftanden, in deren Mitte der Martinitag fällt. 

$. 21. Für biejenigen Gegenpen, wo ber lebhaftefte Getreideverlehr 
in einer anderen Jahreszeit, als um den Martinitag ſtattfindet, Tann ein 
anderer Zeitpunft auf dem in ven 8867 ff. bezeichneten Wege feftgeftellt 


werben. 
M. Diefe Durchſchnitts⸗Marktpreiſe (88 19. bis 21.) werben all 
jährlich durch das Amtsblatt bekannt gemacht. 


Minten und bie Grafſchaft Ravensberg v. 26. Nov. 1741 (V. 2.) [Wigand — ⸗R. 
bes Fürſtenth. Minden Bd. 2. S. 332] ihre rechtliche Begründung und iſt in ven 3 ©. 
v. 21. April 1825 (f. n. 29. zu A.I. unter d. e. f.) beſonders hervorgehoben. 


ion 2. Zit. 3. 88 18—28. . 


30 "In ven frilheren Ablöſ.-G. war ber 14jährige Martinidurchſchnittspreis, ale 
Abloſungswerth, feftgeftellt. Die längere 24 ‚jährige Preisperiobe ift in Anwendung ge 
bracht, 59 einen noch ficheren Maaßſtab für eine gerechte Entſchädigung zu erhalten. 


35. Die Ermittelung und Bekanntmachung der Martinimarkt- und Martinimartt 
durchfchnittspreife nach h. 1. gehört nicht zur gonpeen ber ordentlichen Verwaltungs⸗, ſen⸗ 
dern der otnseinanberfebungebehörben: jo J.u. MR. v. 16. Ang. 1851. BMEL ©. 
205. Nach EM .8. Okt. 1862 BMBL ©. 303) ift dabei Folgendes zu beachten: 

1) Die von —* Polizeibehörden ber betreffenden Marktſtädte einzureichenden Martimi⸗ 
Marktpreis - Nachweifungen müſſen von der Auseinanderſetzungs⸗ » Behörbe ſowohl in 
Betreff ihrer geſetzmäßigen Vollſtändigkeit (8 20 a. a. DO.) als auch in Anfehung it 
rehnungsmäßigen Richtigkeit fpeciell geprüft werten. 

2) Die gefeglichen Marktpreife find für Getreide von dem Durchſchnittsgewichte 
bes wirklich auf offenem Markte verkauften Getreides zu ermitteln. Wenn aljo an 
einem Marltplatze nah Handelsuſance das Getreide zu einem beftimmten Gewichte ge 
handelt wird, welches das Durchſchnittsgewicht bes auf offenem Markte wirklich verfauf- 
ten. Getreibes überſteigt, — wie 5.8. in Magdeburg der Scheffel Roggen zu 84 Zell: 

pfund (der Wispel zu 2016 Pfr. = 24 Scheffl. a 84 Po.) in Berlin dagegen bir 
. Roggen jet zu 2000 Po. = 25 Schffl. & 80 Pfb. gehandelt wird, — fo find nicht 


A. IV. a. Gefeg vom 2. Mär; 1850. 8 23—27. n. 36. 121 


$. 23. Der Marktplatz, deſſen Preife zum Grunde zu Tegen fin, 
wird nach den Beftimmungen der 88 67 ff. feitgeftellt. 

$. 24. Wenn eine Gegend feine regelmäßigen Getreide-Märkte hat, 
je wird für diefelbe ein möglichft benachbarter wirfliher Marktort ange _ 
riefen. Die Preife diefes Marktorts werden mit den Preifen jener Gegend 
in ben legten vier und zwanzig Sahren vor Verfündung des gegentwärtigen 
Oefeges, mit Weglaffung der beiden theuerften und ber beiden wohlfeilften 
Jahre, verglichen und es wirb daraus ein bleibendes Normal » Verhältniß 
beider Preife berechnet. Bei ven für jene Gegend vorzunehmenben Preis- 
ermittelungen wird fobann ber Preis bes angenommenen Marktortes zum 
Grunde gelegt und nach dem bleibend beftimmten Normalverhältniß erhöht 
eder berminbert. | 

8. 25. Ift ein Bezirk, in welchem ſich ein wirklicher Marktort befin- 
tt, fo ausgedehnt, daß in beflen entlegeneren Theilen die Preiſe regel- 
mäßlg geringer oder höher, als an dem Marktorte felbft zu fein pflegen, 
ie ft der ganze Bezirk in Heinere Bezirke zu theilen und für jeben der⸗ 
Ki ein bleibendes Normalverhältnig zum Preife des Marktortes feitzy- 
ſtellen. 

$. 26. Bon ven nach 88 19. bis 25. zu ermittelnden Preiſen kom⸗ 
men fünf Procent wegen ber geringeren Befchaffenhett des Zinsgetreides 
im Verhältniß zum marktgängigen in Abzug. Für Marftfuhrfoften findet 
iin befonderer Abzug nicht ftatt; dieſelben find jedoch bei Feftftellung der 
rmelberhältniffe nach 8 25. mit zu berücfichtigen. 

$. 27. Wenn auf einem Marftplate ($ 23) für gewiſſe Körnerarten 
ter für Körnerarten in einer beſonderen Qualität, 3.3. Saamengetreibe, 
Metgetreide der Müller, Teine Preife aufgezeichnet werben, fo müſſen bie 
in ſolchen Körnerarten beftehenden Abgaben nach Tit. V. abgefchätt werden. 


tie von den Malern für Getreive von dieſem Gewichte notirten Preife der Markt 
prasfeftellung zum Grunde zu legen, fonbern es ift dafür zu forgen, daß die Makler 
neben dem Preife für ben Scheffel ujancemäßigen Gewichts auch dasjenige Gewicht 
notiren, welches das an ben einzelnen Markttagen zu Markte gebrachte Getreide durch⸗ 
ſchnittlich hat, umb nad) dem Verhältniß dieſes Gewichts zu dem ufarcemäßigen ift dem⸗ 
nächſt ter Durchſchnittspreis durch Reduktion feftzuftellen. 

3) Die jährlichen Martini-Marktpreife find unter Hinweis auf den Schlußfat des 
33 des Geſetzes vom 15. April 1857, betreffend die Ablöfung der den geiftlichen Iu- 
fitnten u. |. w. zuftehenden Reallaſten, und die 24jährigen Durchichnittspreile mit Be- 
zugnahme auf 8 19 folg. bes Abldfungs-Gejehes vom 2. März 1850 durch Die Amts- 
klätter befannt zu machen. 

In dem R. v. 8. Oft. 1862 ift auch darauf aufmerkfam gemacht, daß die 10jähr. 
Turchſchnittspreiſe aus Art. 46 der Dei. v. 29. Mai 1816 und bie 14jähr. aus 8 73 
t Gemb.-Th.-O. v. 7. Juni 1821 durch die beiden ©. v. 2. März 1850, das Ablöſ.⸗ 
Ö. und das Ergänz.-®. zur Gemb.-Th.-O. (A. VII. ». Art. 7.) ihre praftiiche Bedeu⸗ 
ng verioren haben und deshalb nicht mehr öffentlich belannt gemacht zu werben brauchen. 


‘8. 18 bis 
% Zu den in biefen SS beftimmten Durchichnitts- oder Normalpreifen erfolgt, 
nd wenn der Berpflichtete die Lieferung in der Wohnung des Berechtigten zu leiften 
on 3 ufhlag wegen Aufwenbung etwa größerer Erfagloften: jo RR. 3. Bd. 
Grdß 938. 
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8. 28. Bel denjenigen Getreidearten, welche auf Grund ber bisher 
gültig gewefenen Regulirungs⸗ und Ablöfungsgefege als Entſchädigung fin 
aufgehobene Reallaſten rechtsverbindlich ftipulirt worden find, und nad 
einem zehn» oder mehrjährigen Durchfchnitt der Getreivepreife in Geln 
abgeführt werden, erfolgt die Feftitellung bes jährlichen Geldwerthes nad 
demjenigen Gelbbetrag, welcher an dem ber Anbringung ber Provokation 
($ 94) zunächft vorbergegangenen Fälligkeit »- Termine zu entrichten ge: 
wefen ift. 

Muß dagegen eine folche Getreiverente nach einem niedern, als zehn: 
jährigen Durchſchnitt der Getreivepreife, oder nach dem jedesmaligen jähr⸗ 
fihen Marktpreis eines beftimmten Ortes in Gelde abgeführt werden, je 
erfolgt die Feſtſtellung des jährlichen Geldwerthes nach dem Durchſchnitt 
der bei ver Abführung maßgebenden Marktpreife diefes Ortes. Bei Cr 
mittelung dieſes Durchſchnitts werden die Preiſe der letzten vierundzwanzig 
Jahre, vor Anbringung der Provokation, mit Weglaſſung der beiden theuer⸗ 
ſten und der beiden wohlfeilſten, zu Grunde gelegt. 

Zitel-IV. 
Feſte, nicht in Körnern beftebende Naturalabgaben. 

8. 29. Sind für fefte, nicht in Körnern beftehende Natıuralabgakeır, 
welche jährlich wiederfehren, während ver leßten zehn Sabre, für bie in 
längeren Perioden wieberfehrenden aber während ber letzten zwanzig Jahre 
vor Anbringung der Provokation, oder, wenn zwifchen biefem Zeitpunkte 
und der Verfündigung des Gefetes vom 9. Oftober 1848 eine Umſchaffung 
ber Geldleiftung eingetreten ift, während ber lebten zehn refp. zwanzig 
Sahre vor Verkündung des gedachten Gefeges, Gelpvergütungen ohne Witer: 
fpruch bezahlt und angenommen worben, fo find biefe Vergütungen unt, | 
wenn fte innerhalb ver gedachten Zeiträume gewechfelt haben, der Durd- 
ſchnitt der bezahlten Beträge ber Feitftellung des Geldwerths dieſer Abgaben 
zum Grunde zu legen. | 

. Rann ber jährliche Geldwerth folcher Naturalabgaben nach 
ven Beitimmungen des 8 29. nicht ermittelt werben, fo fommen Normal: 
preife ($ 67 er) in Anwendung, bei deren Feſtſtellung in der Megel auf 
bie Preife in ben letten zwanzig Jahren zu vüdfichtigen und in Anſchung 
folcher Gegenftände, deren Dualität eine verfchtevene fein Tann, von ber 
Vorausſetzung auszugeben tft, daß die Abgabe in der geringeren Qualität 
zu entrichten fei. 


— —— — — — — — — 


g. 28. 
37. Der erſte Abſatz bes 8 28 bezieht ſich vorzugsweiſe auf Renten, die nad Art. 
46 der Dell. v. 29. Mai 1816 u. $ 73 Gemb.-Th.-O. v. 7. Juni 1821 berechnet wer 
ben find; der zweite auf foldye, bie auf einem bejonveren Ablommen beruhen. — Diie 
legte Abſatz findet auch auf Diejenigen darin bezeichneten Getreidearten analoge Auwenbun: 
welche nicht in Folge eines Auseinanberf.Rezefies, aber doch in folge anbermeiter reiit: 
giltiger Feftfekung abzuführen find: fo RR. 3. Bo. 11. Grdſ. 935. | 
Abſchn. 2. Ttt.4. SS 29—31. 
38. Wegen $ 29 gilt das in n. 29 Gefagte. Im Falle des 830 find für v: 
Normalpreife nicht bie Preife ber Gegenwart, fonbern die ber Vergangenheit un 
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Iſt aber in einem gegebenen Falle über die zu entrichtende Qualität 
urkundlich etwas Anderes beftimmt, fo find bie feftgeftellten Normalpreife 
aber nicht zum Grunde zu legen, vielmehr muß alsdann der Werth der 
Abgabe durch fohlebsrichterlichen Ausfpruch befonvers feftgeftellt werden. 

$. 31. Auf Abgaben in Wein finden die Beftimmungen des 8 30. 
ine Anwendung. Der jährliche Gelpwerth folcher Abgaben muß vielmehr, 
ran bie Borfchrift des 8 29. nicht Pla greift, durch fchlepsrichterlichen 
ürsſpruch beftimmt und hierbei auf den Ort des Erzeugniffes, fowie auf 
ton Breis in den letzten zwanzig Jahren wor Anbringung ber Provofation, 
küdicht genommen werben. 

Titel V. 


Natural-Fruchtzehnt. 

$. 32. Hat der Berechtigte währen ber legten zehn Jahre vor An⸗ 
rinzung der Provokation, oder, wenn ziwifchen biefem Zeitpunfte und ber 
Ssafündigung des Geſetzes nom 9. Dftober 1848 der Natural-Fruchtzehnt 
rieder erhoben worden tft, während ber legten zehn Jahre vor Verkündung 
des gedachten Gefeges für den Natural-Fruchtzehnten, einen PBachtzins be= 
gen oder eine Abgabe in Geld oder Getreive ftatt des Natural - Frucht- 
‚onten ohne Widerfpruch angenommen, fo bilvet der jährliche Betrag des 
Cahtzinfes oder der Abgabe und, wenn biefe Beträge getvechfelt haben, 
her Durchſchnitt der gezahlten Beträge den Jahreswerth des Zehntrechts. 
end ſolche Pächte oder Abgaben in Körnern entrichtet worden, fo werben 
e nah Tit. III. 88 19. bis 27. in Gelde veranfchlagt. 
3. Treten die Vorausſetzungen des 8 32. nicht ein, ſo iſt der 
Etxag an Naturalerzengniſſen, welchen der Zehntberechtigte im Durchſchnitt 
ter Jahre von dem Zehnt beziehen Tann, nach dem Zuſtande und ber 
Wirthſchaftsart der zehntpflichtigen Grundftüde bei Anbringung ber Provo⸗ 
tion fachverftändig zu bemeifen. Bet dem Getreide ift dieſer Ertrag in 
mern ımb in Stroh befonbers feitzufegen. 

Der Preis der Körner wirb nach ben Vorfchriften des Tit. II. SS 
19. bis 27. beſtimmt: e8 findet jeboch dabei der im 8 26. gedachte Abzug 
von fünf Brocent nicht ftatt. Bei Feftfekung des Preifes der übrigen 
Yaturalerzengniffe fommen die Beftimmungen des Tit. IV. in Anwendung. 

Zur Feftftellung des jährlichen Geldwerths werden von bem Noh- 
Trage die Koften in Abzug gebracht, welche der Berechtigte aufwenden 
nu, um den Neinertrag zu erhalten. 

Den Sachverftändigen bleibt überlaffen zu beurtheilen, in wieweit bie 
tzulegenden Zehntregifter, Grunbftener-Ratafter, ſowie andere nach ihrem 





er Regel die aus den letzten 20 Jahren zu berüdfitigen: jo AR. 3. Bo. 11. 


N Sn. 2. Zit. 5. 88 32—35. 
39, Nur ein von ben Zehntpflichtigen felhft, ala Pächtern des Zehnts, gezahl⸗ 


T Bachtzins if im 8 22 gemeint, nicht ein ſolcher, der von einem Dritten, als Zehnt⸗ 
achter, an den Zehntberechtigten gezahlt ift: fo RK. 3. Bd. 11. Grdſ. 937. — Wenn 
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Ermeſſen einzuziehende Nachrichten, ohne Vermeſſung und Bonitirung fir 
bie von ihnen vorzunehmenben Feſtſtellungen ausreichend find. 

. Die vorftehend wegen ber Zehnten ertheilten Vorſchriften 
finden auch auf die Garbenpacht von den fogenannten Garbenhöfen An— 
wendung. 
$. 39. Bon dem Tage ab, an welchem das gegenwärtige Geſetz in 
Kraft tritt, kann von Ländereien, von welchen ein Zehnt noch nicht ke 
zogen worben, berfelbe nicht geforbert werden. Die Ablöfung des Zehnten 
nach Maßgabe der Beftimmungen dieſes Titels ſchließt daher aud tie 
Aufhebung des Zehnten vom Neulande (Neubruchzehnt, Nottzehnt) mit ein 
und kann dafür nicht noch eine beſondere Abfindung verlangt werben. 

Titel VL 

Defigveränderungs-Abgaben. 

F. 36. Das Recht, Befiveränberungs-Abgaben (Laudemien, Lchn: 
waaren, Antrittögelder, Gemwinngelver u. f. w.) bei denjenigen Beränberungs- 
fällen zu fordern, welche auf irgend eine Weiſe in berrfchender Hand ein⸗ 
treten, wirb ohne Entſchädigung des Berechtigten aufgehoben. 

. 3. Alle unfixirten Beſitzveränderungs⸗Abgaben, welche nad Ein 
führung des Edikts v. 14. Sept. 1811 wegen Beförberung ber Landes 
kultur (G.S. 1811. ©. 300.) neu entftanden find, fallen unbefchabet ber 
Gültigkeit der übrigen Beftimmungen der Veräußerung oder Verleihunz 
ohne Entſchädigung des Berechtigten fort. Abgaben, vie bet Beſitzverande— 
rungen in einer ein- für allemal beftimmten Summe entrichtet werben. 
möfjen, find für unfixirte Befigveränderungs-Abgaben nicht zu erachten. 

. 38. Don einem und bemfelben Grunbftüde darf fortan niemals 
mehr als Eine Art von Befigveränderungs - Abgaben entrichtet werten. 
Sind bisher mehrere Arten von Befigveränderungs-Abgaben neben einander 
entrichtet worben, fo wird vermuthet, daß bie höhere dieſer Abgaben eine 
Grundabgabe fei und daher fortbeftehe, Die geringere dagegen zu ben | 
53. aufgepobenen ‚Abgaben gehöre. 

$. 39. Bon benjenigen Abgaben, welche bei Beſitzveränderungen 
unter den Namen Schreibegebühren, Stegelgelder, Konfirmations-, Bereichs-, 
Ausfertigungsgebühren, Zählgelver oder unter anderen, auf Gerichtshand⸗ 
[ungen beutenden Benennungen vorfommen, gilt auch im folchen Fällen, 
in welchen neben ihnen feine anderen Befigveränderungs-Abgaben entrihtet 
werden, bie Vermuthung, daß fie Gerichtsfporteln find und zu ben nad 
8 3. Nr. 5. aufgehobenen Abgaben gehören. 


— 


es ſich um bie Ablöſung des Naturalfruchtzehnts einer Pfarre handelt, je Mi 
unter ben Berechtigten im $ 32 nur die Pfarre ſelbſt, vertreten durch ihre ge 
ſetzlichen Vertreter, nicht ber Pfarrer allein, zu verftehen: ſ. B-B. 0. 
4. Mai 1863 (Entih. Bd. 49. S.1fg. A. f. R. Bd. 50. ©. 167 fg.). | 
Abfchn. 2. Tit. 6. 88 3649. . 
40. Die Befitveränderungsabgaben waren früher eine Duelle zahlloſer Strein 
keiten, fowohl vor den Auseinanberf.- Behörden, als vor ben orbentlicden Gerichten. Durd 
en auf fie bezügl. Zit, 6. h,1. if} das Biel verfolgt umb, erreicht worben, ben Umfang 
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$. 40. Der Nachweis, daß ein Grundſtück zu Befigveränderungs- 
Abgaben verpflichtet tft, kann fortan durch Berufung auf Obfervanz nicht 
mehr geführt werben. Dagegen genügt e8 zu biefem Nachweis, wenn ein 
Beſitzer des Grundſtücks die Verpflichtung, auch ohne Angabe des Nechts- 
srundes berfelben, in einer öffentlichen Urkunde anerfannt hat. Selbſt 
ein ſolches Anerkenntniß Tann jedoch bie Fortbauer folcher Beſitzverände⸗ 
amp Abgaben, welche nach 88 36. bis 38. unbedingt aufgehoben find, nicht 
wirken. 

$. 41. Zur Ermittelung des Werths der abzulöfenden Beſitzverände⸗ 
rungs⸗Abgaben tft 

1) die Zahl der auf Ein Jahrhundert anzunehmenven Beſitzverände⸗ 
rungsfälle, 

2) der Betrag ber Befitveränderungs-Abgabe 

feftsuftelfen. 
$. 42. In der Regel find drei Beſitzveränderungsfälle auf Ein 
Jahrhundert zu rechnen. 

Iſt jedoch die Beſitzveränderungs⸗Abgabe 

1) nur bei allen Veräußerungen an Anvere, als an Deszendenten bes 
Befitzers zu entrichten, fo werben zwei Veränverungsfälle auf Ein 
Jahrhundert gerechnet; 

2) vaffelbe findet ftatt, wenn bie Abgabe bei jeber Art ver Beſitzerwer⸗ 
bung Seitens eines Deszendenten entrichtet werden muß; 

3) iſt die Abgabe nur bet gewiffen Arten der Veräußerung an Andere 
als an Deszenventen zu entrichten, bei anderen aber nicht, fo wird 
um Ein Beränderungsfall auf Ein Sahrhundert gerechnet; 

4) daffelbe findet ftatt, wenn bie Abgabe nur bei gewiſſen Arten ber 
Befiterwerbung Seitens eines Deszendenten zu entrichten ift, bet 

anderen aber nicht; 

9) iſt die Abgabe ausschließlich oder noch außerdem in anderen Fällen, 
als bei den unter 1. bis 4. genannten Arten des Beſitzerwerbs zu 
entrichten (3. B. bei Heirathen des Beſitzers), fo ift für ven Ein- 
tritt eines jeden folchen Falles Ein Veränderungsfall auf Ein Jahr⸗ 
hundert zu rechnen. 

Mehr als drei Veränverungsfälle bürfen aber niemals auf Ein 
Jahrhundert gerechnet werben. 
84. Iſt ver Betrag der Befigveränberungs - Abgabe meber ein 
im allemal, noch auch nach Procenten des Werths oder Erwerbs⸗ Preifes 
des verpflichteten Grundſtücks vechtsgültig beftimmt, fo wird der Durch» 
ſchnitt derjenigen Beträge, welche in ven Ietten ſechs Veränberungsfälfen 
virfüch bezahlt worden oder zu zahlen gewefen find, und wenn bies nicht 
ermittelt werben Tann, der Durchfchnitt derjenigen Beträge, welche befannt 
Ind, al8 Einheit zum Grunde gelegt. 
Sollte auf dieſe Weife der Betrag ver Gemwinngelver von mahljährigen 


tt Laudemialpflicht, foweit er zu brüdenb war, zu beſchränken (8 36), durch Entſcheidung 
der erheblichſten Kontroverfen und Aufftellung von Vermuthungen bie zahlreichen Progeffe 
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Beſitzern nicht ausgemittelt werben können, fo foll der halbe Betrag eines 
vollen Gewinngelbes ver wirklichen Befiger deſſelben Grundſtücks ange 
nommen erben. 

Iſt der Betrag der Befigveränberungs - Abgabe in einem gegebenen 
Falle aus dem Grunde nicht genau feftzuftellen, weil ber Sterbefall und 
ber Gewinn zufammen in Einer Summe behandelt wurden, fo foll bie 
Hälfte dieſer Summe als Betrag der Gewinngelver angenommen werben. 

8. 44. Beſteht bei Befigveränderungs-Abgahe in Procenten von dem 
Werthe oder Erwerbspreife des verpflichteten Grundftüds, fo erfolgt bie 
Seftftellung des bei der Ablöfung zum Grunde zu legenden Werthes ober 
Preifes nach dem in Pauſch und Bogen durch Schiedsrichter abzufchäten- 
den gemeinen Kaufwerth des Grundftüde. 

Gebäude und Inventarienftüde find bei dieſer Abſchätzung nur dann 
zu berüdfichtigen, wenn fich bie Verpflichtung zu der Befitveränderungs 
Abgabe auf fie mit erftredt. 

Don dem fo ermittelten Kaufwerth kommen jeboch noch in Abzug: 

a) die zur Ablöfung von Dienften, Abgaben, Grundgerechtigfeiten over 
anderen Laften des Grunbftüds von dem gegenwärtigen oder einem 
früheren Befiter deſſelben gezahlten Kapitalien, vorausgeſetzt, daß 
bie abgelöjten Laften dem Grundſtück nicht etwa ohne Einwilligung 
des zu der Befigveränderungs-Abgabe Berechtigten auferlegt worden 
waren, entgegengefeßten alles ift der Abzug jener Kapitalien m: 
ſtatthaft; 

b) zwanzig Procent des Werthes der zum Grundſtücke gehörigen Län- 
bereien; 

ec) funfzig Procent des Werthes der Gebäude und Inventarlenſtücke. 

8. 45. Iſt der Betrag oder Procentſatz ver BefikveränderungsA- 
gabe nach Verſchiedenheit der Beſitzveränderungsfälle verfchleden, fo iſt ker 
Durchfchnitt der nach $ 42. in Einem Jahrhundert zu entrichtenden Be 
träge als Einheit des Betrages oder Brocentfates der Beſitzveränderungs⸗ 
Abgabe -anzufehen. 

Mehr als drei Veränderungsfälle bürfen auch hierbei auf Ein Jahr⸗ 
hundert nicht gerechnet werden. 

Fallen mehr als drei Veränderungsfälle auf Ein Jahrhundert, ſo iſt 
der Durchſchnitt der drei höchſten Beträge ber Beſitzveränderungs-Abgabe 
maaßgebend. 

8. 46. Der hunbertfte Theil der Summe derjenigen einzelnen Be 
träge, welche nach ven vorftehenden Beftimmungen in den auf Ein Jahr: 
hundert treffenden Befigveränderungsfällen zu entrichten fein. würden, bilbet 
den Sahreswerth der abzulöfenden Berechtigung. 

. Don dem Zeitpunfte ab, an welchen: eine Provokation auf 
Ablöfung bei der Auseinandberfeßungs » Behörde angebracht wirb, darf von 
benjenigen Grundftüden, auf welche fich die Provofation erſtreckt (88 9 


— —— ——— — — — — — — 


über das Laudemialrecht abzuſchneiden oder doch einen gleichmäßigeren Ausfall derſelben zu 
erzielen (85 37 bis 40) und endlich neue und billige Abloͤſungsgrundſätze einzuführen 
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und 95.), für die fpäter fich ereignenden Befigveränderungsfälfe die Beſitz⸗ 
veränderungs-Abgabe nicht mehr gefordert werben. 

Dagegen ift von eben dieſem Zeitpunfte ab bie zu ermittelnde Ab» 
(öjungsrente von den Berpflichteten zu entrichten. 

. 48. Nachſchußrenten werden bei Ablöfung der Befigveränderungs- 
Abgaben nicht ferner feitgeftellt. 

8. 49. Eine Rüdforderung ver vor Verkündung des gegenwärtigen 
Geſetzes gezahlten Befigveränderungs - Abgaben aller Art ift nur zuläflig, 
wenn die Zahlung entweder unter fchriftlichem Vorbehalte der Rüdforve- 
rung geleiftet oder durch abmintftrative Erefution erzwingen worden ift, 
obgleich der Verpflichtete vor Vollftredung ver Erefution feine Zahlungs- 
verbindlichkeit beftritten hatte. 


Titel VO. 
Feſte Gelp- Abgaben. 

8. 50. Feſte jährliche Geldabgaben werden nach ihrem Sahresbetrage 
in Rechnung geftellt. Ä 

$. 51. Iſt eine fefte Geldabgabe nicht alljährlich, fondern nach Abs - 
lauf einer beftimmten Anzahl von Jahren zu. entrichten, fo wird Ihr Be 
trag durch Die Zahl diefer Jahre getheilt, unb der Quotient ftellt alsbann 
ven Jahreswerth der Abgabe dar. 

8. 52. Auch Diejenigen Renten, bei denen das Kapital, durch welches 
je Künftig abgelöft werben können, nach dem bisherigen gefetlichen Ablö⸗ 
fungsfag der Kapitalifirung zu vier Procent im Voraus feftgeftellt ift, 
kommen als feite Geldabgaben nach ihrem SJahresbetrage in Rechnung. 

Daſſelbe gilt von ven vorbebungenen Zinfen der nach dem bisherigen 
geſetzlichen Ablöfungsfat und nach Maßgabe fpeciell ermittelter Entfchäpi- 
aungsrente feftgeftellten Ablöfungsfapitalten, bveren Kündigung nur dem 
Verpflichteten zufteht. 

8. 93. Iſt dagegen in den Fällen des $ 52. eine Frift zur Zahlung 
tes Ablöfungslapitals Techtsverbinplich feftgefegt oder die Befugniß zur 


341 bis 49). Siehe die Grdſ. 938 bis 954. 3, Bo. 11 und L. n. v. &. IL a ©. 
358 bis 483. 


Abſchn. 2. Tit. 7. SS 50—56. 
8. 5i 


41. Darüber, daß Das von Zeitemphytenten gezahlte ober zu zahlende Einkaufsgeld 
nicht ale änberungsabgabe, fonbern als eine vorauszuzahlende Pacht anzufehen und 
gemäß die Abfindung dafür zu berechnen if, |. AR. 3. Bd. 11. Grdſ. 955 und Bd. 
2. ©, 251. 
$. 52. in Verbindung mit $$. 53 bis 59. 

42. Die 85 53 bie 55 ſchützen bie vertragmäßigen Anſprüche der Berechtigten auf 
nen befieren, als ben zur Zeit des Vertrages geltenden geſetzlichen Abfindungsmobus. 
Dem 852 liegt aber das Motiv zum Grunde, daß bie von ihm betroffenen Feftfegungen 
im der Regel nur eine von ben Auseinanberf.» Behörben zur Belehrung ber Intereffenten 
ten Amtswegen aufgenommene Wiederholung der gejetlichen Borjchriften fiber bie 
ach ber. Abldf. - DO. von 1821 und 1829 dem Pflichtigen auf feinen Antrag zuſtehende 
Atlöjung der Reuten in Kapital zu 4 pro Gent oder im Falle des zweiten Abjages nur 
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Kündigung beffelben ober ber Ablöfungsrente auch dem Berechtigten, 
wenn auch nur unter gewiffen Vorausfegungen, eingeräumt, fo bat es bei 
biefen Feftfegungen lediglich fein Bewenden und es finden auf Fälle biefer 
Art die Beitimmungen des gegenwärtigen Gefeges, mit Ausnahme der 83 
91, 92, 93 Teine Anwendung. 


8. 34. Nach eben dieſen Grunbfägen ($ 53) unterliegen aud vie 
aus Gemeinheitstheilungen entjprungenen Renten der Ablöfung nach ven 
Vorſchriften des gegenwärtigen Gefeges nur dann, wenn der VBerechtigte 
fich des in Anfehung folcher Renten geſetzlich ihm zuftehenden Kündigunge⸗ 
rechts begeben hat. 


F. 55. Auf Renten, bei welchen ein anderer als der bisherige ge- 
jegliche Abldfungsjfat der Kapttalifirung zu vier Procent im Voraus rechts⸗ 
verbindlich fetgefett ift, fowie auf Zinfen folcher Ablöfungsfapitalten, bei 
beren Feitjtellung ein anderer als dieſer bisherige gefeliche Ablöfungsfat 
zur Anwendung gefommen tft, endlich auf Zinfen folcher Ablöſungskapita⸗ 
lien, welche im Wege eines, nicht auf Grund einer ſpeciellen Werthermitte 
lung gejchloffenen Bergleiche und ohne Zugrundelegung des damals geſetz⸗ 
lichen Ablöfungsfates vertragsweiſe feitgeftellt worden find, findet das 
gegenwärtige Gefeß, mit Ausnahme der 88 91, 92, 93 Teine Anwendung. 


8. 56. In den Fällen ber 88 53, 54, 55 foll jedoch dem Berech- 
tigten freiftehen, auf Abfindung in Rentenbriefen nah Maßgabe des Ge 
fees über die Errichtung von Rentenbanfen anzutragen, wenn ber Ver 
alt nicht die Abfindung nach den Beftimmungen des Bertrages 
vorsieht. 

Die Ueberweifung an bie Rentenbank Tann aber von ber Behörde in 
foweit verweigert werben, als bie zu Üübernehmenden Renten ober Zinien 
zwei Drittel des nach $ 63. zu ermittelnden Neinertrags des Grundſtücs 
überfteigen. 


eine bie Ausnahme eines bejonberen Kapitalablöfungsreceffes erſparende Faſſung bezwedi 
haben, und alio für bie Höhe der Abfindung ohne Gewicht geweſen find, und dab ewaige 
einzelne Ausnahmefälle kaum nachweislich find. In biefem Sinne ift 8 52 ftrift interpretm 
von RR. in den Groſ, 956, 957, 959, 960. 3. Bd. 11. Unter „Renten“ find in den 
citirten SS auch fefte Geldabgaben, bie micht im Abloöͤſu ngeverfahren ſtipulirt find, zu 
verſtehen, und auch Betreiberenten, die in Gelbe a suführen find: fo RM. 
Grdſ. 958 und 961. 3. B 


8. 56. 

43. Wenn ber Berpflichtete die Abfdfung nach dem beftehenden Bertrage vorzieht, jo 
kann der Berechtigte nicht die Vermittelung der Rentenbanf zur Gewährung von Renten‘ 
briefen an Stelle des vertragsmäßigen Abldj.-Kapital® beantragen, felbft wenn daſſelbe zu 
fällig den 18 fachen Betrag der Rente ausmachen follte: jo CME. v. 23. Dec. 180 | 
(3. 20.4. ©. 9 fg. zu UI) — Die im Schlußfage erwähnte Reinertragsermittelung 
muß nöthigenfalls nad) 8 63 durch ſchiedsrichterliches Verfahren Erfolgen: fo LMR. vım 
26. Sehr. 1852 (3. Bd. 5. S. 110). Wenn eine Ermäßigung der Renten ftattfinte, 
fo hat der Pflichtige den nicht der Rentenbank zu übermweifenden Betrag an ben Berechtig 
ten fortzuentrichten, bis er ihn nach dem Vertrage ablöſt. 
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Zitel VIIL 
Andere Abgaben und Leiftungen. 

8. 57. Der Jahreswerth der Verpflichtung zur Haltung von Samen- 
vieh und zur Ausfütterung von Vieh wird nach Normalpreifen feftgeftellt. 

Dergleichen Normalpreife find bei der Verpflichtung zur Haltung von 
Samenvieh für jenes Stück des Mutterviehs und bei der Verpflichtung 
zur Ansfütterung von Vieh für jedes auszufütternde Stück Vieh nach 
38 67 ff. zu beftimmen. 


$. 58. Der Iahreswerth gewerblicher, handwerksmäßiger und aller 
übrigen Abgaben und Leiſtungen, welche nicht zu den In ben Titeln II. bis 
VI. aufgeführten gehören, wird in jedem einzelnen Falle nach denjenigen 





slon. 2. zit. 8. 88 57, 58. 
$. 57. 


44. Die Verpflichtung zur Haltung eines Gemeine-⸗Stammochſen ift feine Kommu⸗ 
nalfaft, vielmehr eine abloͤsbare Reallaſt auch dann, wenn fie wicht einem, ſondern mehren 
Grundſtücken gemeinjchaftlich obliegt und bie Berechtigten Diteigentblimer bes Stiers find: 
VRR 3. Bd. 11. Grbi. 964. 


$. 58. 

45. Die im 2. Abfaß citirten SS Ubis 6 der Gewerbe⸗O. v. 17. Ian. 1845 

(8:5. S.41) lauten: 

81. Das in einzelnen Lanbestheilen mit Gewerbeberechtigungen noch verbundene 
Hecht, Anderen dei Betrieb eines Gewerbes zu unterfagen ober fie darin zu beſchränken 
(ausichliegliche Gewerbeberechtigung) wird bierburch aufgehoben, ohne Unterſchied, ob bie 
Berechtigung an einem Grundftüde haftet oder nicht. 

$ 2. Ferner werden aufgehoben, alle Berechtigungen, Konceifionen zu gewerblichen 
Anlagen ober zum Betriebe von Gewerben zu ertheilen. 

8 3. Vorbehaltlich der durch das ©. v. 30. Mai 1810 eingeführten Gewerbefteuer 
werben ferner aufgehoben alle Abgaben, welche für ben Betrieb eines Gewerbes ent- 
richtet werben, fo wie die Berechtigungen, bergleichen Abgaben aufzulegen. ft jedoch 
mit ber Gene ehe rehtigung das Recht zur Unterfagung ober Beichränkung des Be- 
triebe8 eines flehenden Gewerbes verbunden, fo muß die darauf ruhende ganze Abgabe 
bis zu dem Tage geleiftet werben, an welchem ber Betrieb dieſes Gewerbes von einer 
Perſon begonnen wird, gegen bie der Widerſpruch Hätte geltend gemacht werben können. 
Ob eine abe zu den aufgehobenen zu rechnen fei, ift in allen Lanbestbeilen nach 
Inhalt ver BO. v. 19. Febr. 1832 (G.⸗S. S.64) zu beurtheilen. 

* Bon den noch beſtehenden Zwangs⸗ und Bannrechten werben hierdurch auf- 
gehoben: 

1, alle Zwangs⸗ und Bannredite, welche dem Fiskus, einer Kimmerei ober Gemeinde 
innerhalb ihres Kommunalbezirfes, ober einer Korporation von Gewerbtreibenven 
zuftehen, ober von Einem biefer Berechtigten erſt nach dem 1. Dec. 1836 auf einen 
Anderen übergegangen find; 

2, alle Zwangs⸗ und Bannrechte, deren Aufhebung nach dem Inhalte der Berleihungs- 
urfunde ohne Entihädigung zuläffig ift; und 

3, fofern die Aufhebung nicht ſchon in Folge der Beftimmungen zu 1. und 2. ein- 


tritt, 

2) Das mit dem Beſitze einer Mühle, einer Brennerei oder Brennereigerechtigkeit, 
einer Brauerei oder Braugerechtigfeit, ober einer Schanfftätte verbundene Hecht, 
die Konjumenten zu zwingen, baß fie bei den Berechtigten ihren Bedarf mah⸗ 
fen, oder ſchroten laſſen, oder das Getränk ausjchließlich von demſelben beziehen 
(ver Mahlzwang, der Branntweinzwang und der Brauziwang); 

Greiff, Gef. üb. Land.-Rult. u. landw. Pol, 9 
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ſetzliche AR” ET paftet, Die Mitglieder einer Korporation als ſolche betrifft 
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beren A il aus einer beftimmten Fabrilationsſtätte entnehme. 

zur — Pe jebt pie Befugniß, auf Ablöſung anzutragen, nicht zu. * 
li‘ EM: bes 53 der Gewerbe-dD, citirte BD. v. 19. Febr. 188 


I 
mer al 
B n ik “ “h j J 
gaben, welche auf einem Grundſtücke haften und vor jedem Beſitzer Dill 


amt iſt, 
pin nach 8 30 des Gewerbeftener - Gejeges v. 2, Now. 1810 mit Einfilhrung X 


32, Wenn bei einer mit Grundbeſitz verfnüpften Abgabe nicht auszumitteln I, 
ob fie eine Grundabgabe fei, oder ob fie die Berechtigung zum Betriebe bes Gemerbit 
betreffe, jo wird das erftere vermuthet. 

8 3. Iſt eine Abgabe gemiichter Natur, fo daß fie fic tbeils auf Grundbeſitz iii 
auf einen Gewerbebetrieb beziebt, jo bleibt die Abſonderung, bei mangelnder Eimgung 
ber Intereffenten, dem richterlichen Ermeffen überlafjen.. Hat ber Grundherr med 
einer ſolchen zu tbeilenden Abgabe Gegemleiftungen an ben Abgabenpflichtigen get 
io jollen bei der Abjonberung biefe Gegenleiſtungen beriidfichtiget werben. 

84, Im einem über die Natur der Abgabe enſtehenden Brozeffe ſoll, wenn det 
Berpflichtete von der ferneren Yeiftung berjelben, als einer Gewerbeabgabe, entbuntt 
wird, auf ben Erſatz der vor Einleitung bes Prozeſſes an ben Berechtigten etwa a" 
feifteten Abgabe nicht erkannt werben, es müßte benn die Jablung entweder mit der 
bebalt, oder in Folge einer durch Widerſpruch gegen bie Verpflichtung weranlaht“ 
Erefution geleiftet worben jet, 

8 6, In den feit Verfiindigang des ©. v. 2, Nov, 1810 über bie im Rebe fit 
den Abgaben ergangenen recbtsfräftigen Erkenntniſſen, imgleihen in ben, Darüber I 





A, IV. a. Geſetz vom 2. März 1850. 8 5860. n. 46, 131 


ie Aufhebung ver SS 1 bis 5 der Gewerbeorbnung v. 17. San. 1845 
Rechte erfolgt, in foweit diefelben verfaffungsmäßtg noch beftehen, 
den Beftimmungen des gegenwärtigen Gefeßes, fondern nach 
Bewerbeorbnung (G.S. 1845. ©. 41.). | 
Titel IX. 
, Gegenletftungen. 
Der Jahreswerth der Gegenlelftungen ber Berechtigten wird 
„ nach den vorftehenden Beftimmungen dieſes Abfchnitts ermittelt. 
ed gilt jedoch nicht von folchen Gegenleiftungen und Verpflichtungen, 
beren Aufhebung den BVorfchriften der Gemeinheitstheilungs - DOrbn. vom 
7. Zimt 1821 unterliegt. 
Titel X. 


Abfindung der Berechtigten. 

8. 60. Bon der Summe bes ermittelten jährlichen Geldwerths ber 
ſaͤmmtlichen ablösbaren Neallaften (Tit. I. bis VI.) wird die Summe 
des ermittelten jährlichen Geldwerths der Gegenleiftungen (Tit. IX.) in 
Abzug gebracht. Der Ueberſchuß bildet den Geldbetrag, deſſen Ablöfung 
nach den 88 64. bis 66. angegebenen Grundfägen erfolgt, in ſoweit nicht 
eine Ermäßigung deſſelben nach $ 63. eintreten muß. Wenn die Leiflung 
und Gegenleiſtung nicht zwiſchen denſelben Perſonen ſtattfindet, ſondern 
Letztere einer dritten Perſon zuſteht, wie dies z. B. in einigen Landesthei⸗ 


jener Zeit unter ben Betheiligten getroffenen, rechtsgültigen Ablommen, wird durch bie 
gegenwärtige BO, nichts gelinbert. 


Urkunblich ꝛc. zc. 
Gegeben Berlin, den 19. Febr. 1832. Friedrich Wilhelm. 
Karl, Herzog von Mecklenburg. v. Schnckmann. Maaflen. v. Kamp. 
Beglaubigt: Friefe. 
Sesen der Mühlenabgaben ſ. aber $ 1 des ©. v. 11. März 1850 unter 
. B 


In 8 10 ber Gewerbe-O, wird wegen der Entſchädigung für bie in 88 1 bie 5 er- 
wähnten Berechtigungen auf das Entjhäpigungsgefeg zur Allg. Gewerbe⸗O. v. 
gl. 2. (8.-©. ©. 79— 92) verwiefen, nach welchen das Verfahren wegen Ermittelung ꝛc. 
ter Entſchädigungen zur Kompetenz der Regierungen gehört, und nach befien $ 
49 Abgaben und Leiftungen, zu denen bie gewerbliden Berechtigten im 
Beziehung anf bie aufgeboßene Berechtigung verpflichtet waren, bei Ermit- 
ttlımg bes Werths Reinertrags der letzteren in Abrechnung zu bringen, fomit nicht felbft- 
fündig nach dem Ablöoſ.⸗G. v. 2. März 1850 ablösbar find. Dies ift angewandt auf 
Segenleiftungen für Schmiedezwang von RR. 3. Bd. 12. S. 124. Wegen der Zuläffig- 
tat der Abldfung nad dem Abloöſ.G. v. 2. März 1850 in Betr. von früher für Auf- 
bebung ber Krugsverlagrechte feftgeftellten Getbabgaben ſ. LMR. v. 17. Mai 1862. 
(EM. S. 141.), — Außerdem iſt bier auf das ©, betr. Die Regulirung des Ab- 
decereiweſens v. 31. Mai 1868 (G.S. S. 333) hinzuweiſen, welches ald Beilage 
zu A, IV. a. abgebrudt iſt. 


abion. 2. Tit. 9. 8 59. 

46. Auch zeitweife ruheude Segenleiftungen gehören hieher nah RR. 3. 
Bd. 11. Erdf. 965, und ebenfo bie In untrennbarer Berbinbung mit ber Dienft- 
Filiht der Dreſchgärtner ſtehenden Berechtigungen berjelben zur Nutzung 
von Ader gegen die Hergabe des Düngers zur erften Frucht und zu Depntatbeeten nad 
RR. 3. Bd. 11. Grdf. 966. — Wegen Fortbeftehens und Anrechnung der Remilfions- 
ridt |. n. 12. 

9* 
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len bei der Verpflichtung ver Zehntberechtigten zur Erbauung ber Kirche, 
oder eines Theils verfelben, ver Fall ift, fo tritt feine Kompenſation ein, 
vielmehr wird der Werth der Gegenleiftung dem zu Letzterer unmittelbar 
Berechtigten gewährt. | 

8. 61. Ueberfteigt ver jährliche Geldwerth der Gegenleiftungen pen 
jährlichen Geldwerth der Dauptleiftungen, fo wird ber Mehrwerth der 
Gegenleiftungen ebenfalls nach den Beftimmungen des 8 64. abgeläft. 

Eine Ausnahme biervon findet nur ftatt, wenn dem Berechtigten aus 
einem beſonderen Rechtögrunde die Befugniß zufteht, wider den Willen des 
Berpflichteten auf die Leiftungen zu verzichten und fich daburch von den 
Gegenlelftungen zu befreien. 

F. 62. Beſtehen vie Gegenleiftungen eines zu Dienſten Berechtigten 
in der Weberlaffung eines gewiffen Antheils an ben eingeernteten oder zum 
Ausdruſch gekommenen Yelpfrüchten, wie 3. B. bei dem SZehntfchnitt- oder 
Drefchgärtner-Verhältniß, fo wird der Mehrwerth biefer Gegenleiftungen, 
und zwar in ber Regel in Land, nad den Vorfchriften der Gemeinheits— 
theilungs-Ordnung, vergütet. Es iſt aber bei ber Feſtſtellung biefes Mehr- 
werths der Werth fänmtlicher von dem Dienftpflichtigen dem Berechtigten 
zu Ieiftenden, nach ven 88 2. und 3. nicht aufgehobenen Dienfte von dem 
Werth der gedachten Gegenleiftungen in Abrechnung zu bringen. 

. 63. Der Befiger einer jeven Stelle (Haus⸗ ober Hofftelfe nebſt 
Zubehör) iſt zu fordern berechtigt, daß ihm bei Feftitellung ber für bie 
abzulöfenden Reallaften zu leiftenden Abfindung ein Drittel des Neinertrages 


Abſchn. 2. Tit. 10. 88 60—66- 
si. 


47. Diefer 8 bat den unbilligen Grundſatz des 8 12 der Ablöſ.⸗O. vom 7. Juni 
1821 befeitigt, wonach ber Dienftpflichtige auch bei einem Mehrwerth feine Emolumente 
iiber bie Dienfte doch nur Erlaß des Dienftes fordern durfte, und der ſchon in ben G. 
vom 18: Juli und 31. Oft. 1845 (j. 8 1. I. Nr. 29 und 30) verlaffen war. Aus hieien 
©. ift 6 Ausnahme des 2. Abſatzes entnommen. 


48. Die Vorfchriften der Gemb.-Th.-O. v. 7. Juni 1821 (A. VIE. a.), auf welche 
hingewieſen ift, find die 88 61 fg. und 77 verfelben; nad) diefen muß ber Dienſtpflichtige 
fih mit einer Abfindung in Rente begnügen, wenn eine Entihäbigung in wirihſchaftlich 
zweckmäßiger Weife nicht gewährt werben kann. 

§. 63. Abſatz 1. u. 4. 

49. Diefer $ beruht auf dem Grundſatze, ber tbeils im A, L.⸗R. durch bie ſogen. 
Unmögfichkeitsffagen (II. 7. 88 444 fg. 435 fg. und 488 fg.), tbeils im 8 8 des Regul. 
Er. v. 14. Sept. 1811 durch bie (in der Del. v. 29. Di 1816. Art. 66 fg. vermög: 
der Aulaffung des Antrags auf Supernormalentichäbigung beeinträchtigt) principielle Rüd 
fit auf die Erhaltung der Höfe in kontributionsfähigem Zuftande Geltung gefunden bat, 
und auf dem echte und ber Pflicht des Staates, auf die Rentenbank nur ſolche Renten 
zu übertragen, die der Verpflichtete bei Beftreitung des nothwendigen Lebensunterhalts au: 
feiner Nahrung mit Sicherheit aufzubringen vermag. Die zu dieſem Behufe vorgefchrichen: 
Fefthaltung der Präftationsfähigfeit findet aber nur auf überbürdete Stellen, unb nidt 
auf unbebaute ſelbſtſtändige Grunpftilde Anwendung. — Auch bängt biefelbe von 
dem Berlangen des belafteten Stellenbefiters ab. Wenn dieſer nicht Darauf amträgt, ſe 
fann die unverlürzte Uebernahme ver nach 8 64 ablösbaren Renten auf die Rentenbanl 
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ber Stelle verbleibe, und daß mithin, foweit e8 hierzu erforderlich, bie 
Abfindung für die zur Ablöfung kommenden Neallaften vermindert werde. 

Solche Geld⸗ und Getreiverenten, welche auf Grund ber bisher gültig 
gewefenen Negulirunge-, Ablöfungs- und Gemeinheitstheilungs-Gefeke als 
Abfindung rechtsverbindlich ftipulirt worben find, unterliegen jenoch einer 
jofhen Verminderung nicht. 

Stehen dem verpflichteten Stellenbefiger mehrere Berechtigte gegen- 
über, welche fich biernach eine Verminderung ihrer Abfindung gefallen 
laſſen müffen, fo erfolgt die Verminderung nach Verhältniß der Größe der 
Abfindung. | 

Der Reinertrag der Stelle wird In folgender Art ermittelt. Es wird 
ber gemeine Kaufwerth, den bie Stelle bei Berückſichtigung aller auf ihr 
rubenden Laften und Abgaben, fowie aller ihr zuftehenden Berechtigungen 
bat, in Baufch und Bogen durch Schiedsrichter feftgeftellt. Alsdann werben 
vier Brocent dieſes Kaufwerths mit dem Sahreswertb aller ablösbaren 
Reallaften der Stelle nach Abzug der nach 88 59. und 60. zu berüdfich- 
tigenden Gegenleiftungen zufammengerechnet. Die Summe beiber ftellt ben 
Reinertrag ber Stelle dar. 

8. 6A. Der nach ven 88 60. und 61. oder $ 63. feftgeftellte Geld⸗ 
betrag Tann von dem hierzu Verpflichteten durch Baarzahlung bes achtzehn- 
fahen Betrages an ben Berechtigten abgelöft werben. 

Die Zahlung muß, in Mangel einer anderweiten Einigung, fpäteftens 
im Ausführungstermine erfolgen. 


wegen Unficherheit nicht verweigert werben. Zur Verhütung find bie Verpflichteten über 
die ihnen zuftehende Befugniß aus 8 63 zn belehren. Dies ift angeorbnet durch LER. 
v. 26. Febr. 1852 (3. Bb.5. S. 110). Andrer Aufiht AR. 3. GErdſ. 969, das Urs» 
tbeil ift aber durch OT. v. 26. Iuni 1856 (3. Bd. 9. S. 259) abgeändert, wobei 
allerbings ber bier fragliche Grdſ. nicht beſprochen ift. 

50. Der fchiebsrichterlich zu ermittelnde Reinertrag einer Stelle kann niemals unter 
Null feftgeftellt werben; die Annahme eines negativen Kaufwerths verlett einen. Rechts» 
grunbfa: fo NR. 3. Bd. 11. Grdf. 968. 

8.63. Abfag 2. 

51. Der Ausdrud: „vechtsverbindlich ſtipulirt“ iſt nicht Bloß auf Rezeß oder Ver⸗ 
trag zu beſchränken, fonbern umfaßt and) jede andere vechtsverbindliche Feftftellung 3. B. 
and burch vechtöfräftiges Erkenntniß und durch Anerkenntniß: jo RR. 3. Bd. 11. 
&rhf. 967. 


52. Die im $ 64 enthaltenen Rapitalablöfungsfäge find völlig verſtändlich nur in 
Verbindung mit dem Rentbankgeſetz (A. V.) Der bisherige geſetzliche 20fache Abldi.-Sat 
übesftieg den landüblichen 5procentigen Zinsfuß und mußte deshalb auf ben 20f. Betrag 
herabgeſetzt werben. Da bie ſchnelle, vollftänbige Löſung der aus dem gutsherrl. Berbande 
ntiprungenen Reallaften Noth that und die Pflichtigen zu Kapitalzahlung nicht gezwungen 
werden Tormten, jo mußte bie Abfindung duch Bermittelung von Rentenbanfen unter 
Ztantsgaramtie in Rentenbriefen zum 20f. Aentbetrage erfolgen. Außerdem wurde ben 
Belafteten zur fofortigen Erleichterung "/ıo der Rente erlaffen und zur Amortifation der⸗ 
reiben Yo beflimmt, ſo daß die Einloͤſung der Rentenbriefe in 56%, Jahren und eben fo 
Iınge die Zahlung ber %ıo Renten flattfindet, wenn ber Belaftete nicht die Zahlung ber 
vollen Rente durch 41%, Jahre vorzieht. Zur Berzinfung der Rentenbr. bleiben nad 
jenen Abzügen von ber Rente nur 4 Procent übrig. Daneben war bie Ablöfung burd) 
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Will der Verpflichtete eine ſolche Ablöſung durch Kapitalzahlung nicht 
vornehmen, ſo erfolgt die Ablöſung nach den Beſtimmungen des Geſetzes 
vom heutigen Tage über die Errichtung der Rentenbanken. 

Will der Verpflichtete die Ablöſung duch Baarzahlung bes achtzehn: 
fachen Betrages bewirken, fo ftebt dem Berechtigten dennoch frei, die Ab- 
findung zum zwanzigfachen Betrage ber Jahresrente In Renteubriefen zu 
verlangen. Wählt der Berechtigte dieſe Abfindung, fo leiſtet ber Ber: 
pflichtete die Baarzahlung bes achtzehnfachen Betrages an die Staatskaſſe, 
welche dagegen bie dem DVerpflichteten nach Maaßgabe des Geſetzes wegen 
- Errichtung der Rentenbanken obliegenden Zahlungen an die Rentenbanf zu 
leiſten bat. . 

Das Nähere beftimmt das Rentenbanlgeſetz. 

8. 65. Iſt ein Grunbftüd außerhalb einer autsherrlich = bäuerlichen 
Regulirung oder Ablöfung oder ohne Begründung eines gutsherrlich-bäuer: 
lichen Verhältnifies mittelft eines vor Verkündung des gegenwärtigen Ge- 
fees errichteten fehriftlichen Vertrages gegen Entrichtung eines Kanone 
oder Zinfes und anderer Leiftungen zu Erbpacht, Erbzins oder Eigenthum 
überlaffen worden, fo finden die Beſtimmungen ber 88 63. und 64. Teine 
Anwendung. 
| Es Tann vielmehr in einem folchen Falle ver Kanon ober Zins, fo 
wie ber Geldwerth der übrigen etwa noch ftipulirten Leiftungen, nach Ab 
rechnung des Geldwerthes der Gegenleiftungen, zum ziwanzigfachen Betrage 
und zwar auf ben Antrag des Berechtigten nur burch Vermittelung ber 
Nentenbanfen, und auf ben Antrag bes Verpflichteten nur durch Baar- 
zahlung beffelben nach vorhergegangener jechsmonatlicher Kündigung abge 
Löft werden. Der BVerpflichtete tft befugt, das Kapital in vier auf einander 
folgenden einjährigen Terminen, von dem Ablauf ber Kündigungsfrift an 
gerechnet, zus gleichen Theilen abzuttagen. Doch iſt der Berechtigte nur 
ſolche Theilzahlungen anzunehmen verbunden, die mindeftens Einhundert 
Thaler betragen. Der jebesmalige Rüdftand tft mit fünf Procent jährlich 
zu verzinfen. 


ch baare Kapitalzahlung zu geftatten und für fie ber Kapitalſatz micht ım- 
günftig er zu fiellen, als fllr den ‚regulären gefetfichen Ablöfungsmobus durch Die Henten: 

nt, alfo nach dem Gefagten auf 5 Procent für %ıo ber. Rente d. ti. zum 18fachen Ve⸗ 
trage der vollen Rente. — Wegen ber beiden letzten Abſätze biefes 8 —* die 88 59 bis 63 
des Reutbankgeſ. (A. V.) — 

53. Die bloße Aentificirung ber dem Fistus zuſtehenden, nach 8 64 ablöglickn 
Leiſtungen ohne gleichzeitige Amortiſation der Renten iſt unzuläffig und die Unterſchrift ber 
Verpflichteten unter einem fo aufgeftellten Rezefie kann duch Entſcheidung nicht ergänzt 
werden: fo RR. 3. 8.12. S. 112. Dies gilt für den Fiskus auch jet noch nah 
8656 des ©. v 26. April 1858 betr. bie Schließung ber Geichäfte ber Rentenbanten (in 
n. 24 zu A. V.), wog gen bet anberen Berechtigten, ale Fiskus, bie bloße Renti- 
fieirung jetzt nah 83. 1. 0. für zuläffig zu achten iſt. — Ferner fiche 2 Br. 11. Shi. 
970, 972, 974, betr. einige provinzielle Abgabenverh. 

$, 6. die 3 erften Abfäße. 

54. Diefe Beſtimmungen beruhen auf der Erwäguug, daß in Betr. der Real: 
laften, welde erwiejenermaßen mit einem gutsherrlich-bäuerlichen Ber 
hältniffe in gar feinen Zufammenbang ftehen, kein politifcher Grund vorhanden 
ift, auf die fchleunige und vollftänbige Auseinanberjegung zwiſchen Berechtigten und Ver 
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Uebrigens finden auch bier die Vorfchriften ver 88 53, 55 und 56 
Anwendung. 

Ausgefchloffen von den Beitimmungen ber 88 64. und 65. bleiben bie 
Neallaften, welche Kirchen, Pfarren, Küftereien und Schulen zuſtehen. 
Die Beftimmung über deren Tünftige befinitive Ablöfung bleibt einem be- 
fonderen Geſetze vorbehalten; bis zu biefem Zeitpunfte werben die nach 
dem gegenwärtigen Geſetz ermittelten Geldrenten bireft an bie gebachten 
Juſtitute entrichtet. 

8. 66. Bei Ablöfung der Reallaften nach den Beftimmungen biefes 
Geſetzes findet weber eine Ermäßigung der Abfindung wegen ber ven pflich- 
tigen Grundſtücken auferlegten oder aufzulegenden Grundfteuern, noch auch 
eine Umfchreibung ber von den berechtigten Grundftüden für die abgelöften 
Reallaften zu entrichtenden Steuern auf die verpflichteten Grundſtücke ftatt. 

Dagegen bewenbet e8 bis zur Ausführung der Ablöfung bei den ge- 
jeglichen Beſtimmungen über die Anfprüche der Verpflichteten auf eine Ver 
gätigung diefer Grundſteuern, oder auf einen Abzug von ben Leiftungen 
wegen ber gebachten Grundſteuern. 

Tit. IV. des Geſetzes v. 21. April 1825 Nr. 938 (G.-©. 1825. ©. 9 

Tit. IV. des Gefetzes von demſelben Tage, Nr. 939. (G.-©. 1825. S. 94.); 

zit. IV. bee Tante von bemfelben Tage, Nr. 940. (G.⸗S. 1825. 
. 112.); 


pflichteten hinzuwirken, vielmehr es genügt, bie Verwirklichung der in ber Berfaff.-U. garan- 
tmten Ablösbarkeit durch Feſtſetzung des dem Ianbüblichen 5 procentigeu Zinsfuße entſprechen⸗ 
ven Abloſ.⸗Satzes zu ſichern. Aus dem Hinweis auf 8 56 folgt, daß dem Berechtigten 
bie dort ausgefprochene und begrenzte Befugniß, die Ablöfung duch Bermittelung ber 
Rentenbanf zu verlangen, auch in den Fällen des 8 65 zufteht. Siehe hierüber n.43 h. 1. 
md RR. Grdſ. 973. 3. Bd. 11, wonach bei einem folchen Verlangen des Berechtigten 
vie Ablöfung nicht auch auf den von der Uebernahme auf die Rentenbank ausgeſchlofſenen 
Theil des Zinſes wider ven Willen des VBerpflichteten ausgebehnt werben barf. — Die 
nach Erfcheinen des ©. v. 2. März 1850 neu aufgelegten Gelbrenten find nicht bem 
$ 65 unterworfen, fonbern dem $ 91h. 1. und 8 6 des Rentbanfgef., wonach fle von ber 
Uebernahme auf die Rentenbank ausgefchlofien find: jo LMR. v. 30. Oft. 1851 (BMET. 
5.256). — uf vie nad 8 65 h. 1. ablösbaren Reallaſten findet ver 83 ber ©, vom 
236. April 1858 betr. die Schlieung ber Rentenbanten (f. in n.24 zu A.V.) feine An- 
vesung: fo RR. 3.80.13. ©. 399. 
8. 65. letzter Abfak. 

55. Der Borbehalt im Testen Sate iſt durch das ©. vom 15. April 1857 

—— 363) nach 8 13 deſſelben erledigt; |. letzteres nebſt n. unter A. VI, 


56. Der erſte Abſatz dieſes 8 bezieht ſich auf den ganzen G.⸗B. des Abloͤſ.⸗G. 
d. 2. März 1860. Die Steuerumſchreibung iſt wegen ber in Ausſicht genommenen allge⸗ 
meinen Ausgleichung der Grundſteuern für entbehrlich erachtet worden. Der Übrige In— 
halt bes 866 berührt nur Die Landestheile zwifchen Elbe und Rhein. Im 
diefen war durch bie fremdherrliche Geſetzgebung (insbejondere im Königreich Weftphalen 
durch ©. über die Grundſteuern v. 18. Auguft 1808. Art. 4, 5, 59, 60 und Defret vom 
31. Mat 1812, Art. 40 — abgedruckt in L.u. v. R. I. a. S. 571 fg. — und in ben 
franzöf. Departements burch Art. 35. des Der. v. 9. Dec. 1811, im Großherzogthum 
Berg aber durch ſtillſchweigende Anwenduug jener &. des Könige. Weftphalen) die Befteue- 
rung der Grundftüde nach ihrem Reinertrage, jeboh ohne Abzug ber barauf haften- 





een Teure © 


— 


Geleb vom q dry 1850. 8 66. n. 56. 
A. IV. 4 

136 „en. 18. Zunl 1840 über bie Rechtsverhältniffe bes 

g 2. be ———— ;c. im Fürſtenthum Siegen (G.-©. 1840. 


— 18. Juni 1840 über bie den Grundbeſitz be- 
g 1. des effenben Berhältniffe im Herzogthum Weltphalen (G.⸗S. 


. ° :/] 
6 es Naffauifchen Geſetzes v. 10. und 14. Februar 1809. 
gej einer Verwandlung in Rente ober bei einer Ablöfung durch 

St Gemäßheit der Beſtimmungen des 5 127 der Ordnung vom 
— 1829 wegen Ablöfung der Reallaften in denjenigen Landestheilen, 
13 Sul mals zum Königreich Weftphalen sc. gehört Haben (B.-&. 1829 
* 65.) bed $ 131 der Ordnung vom 18. Juni 1840 wegen Ablöſung 
ver Healfaften im Herzogthum Weftphalen (G.-&. 1840. ©. 156) und 
pes 8 107 bed Geſetzes v. 4. Juli 1840 wegen Ablöfung der Reallaften 
in ben vormals Naffauifchen Landestheilen (G.⸗S. 1840. ©. 195) bereits 
eine Ermäßigung der Abfindungsrente oder des Abfindungsfapital® wegen 


per Grunbftenern eingetreten, fo können dergleichen Renten, ſowie bie Zin- 


fen von folchen Abfinpungsfapitalien, auch wenn die Bedingungen bes $ 52 


des gegenwärtigen Gefeges vorhanden find, dennoch nur in dem Falle nad 
Maaßgabe des 8 64 des gegenwärtigen Gefetes abgelöft werben, wenn ber 
Rente oder dem Kapital derjenige Betrag wieder hinzugerechnet wird, wel⸗ 
her bei der Verwandlung oder Ablöfung wegen der Grundſteuer in Abzug 
gebracht worben ift. Will fich der Verpflichtete dieſes nicht gefallen laſſen, 
fo findet auf die vorgedachten Zinfen das gegenwärtige Gefeg feine An- 


wendung; bie vorgebachten Ablöfungsrenten aber Finnen in einem folchen 


Falle nur mit ihrem fünf und zwanzigfachen Betrage durch Kapitalzahlung 
auf Antrag der Verpflichteten abgelöft werben. 

Eine ſolche Kapitalsablöfung erfolgt nach vorhergegangener ſechs 
monatlicher Kündigung. Der Verpflichtete ift befugt, das Kapital im vier 
auf einander folgenden einjährigen Terminen, von dem Ablaufe der Kün- 


ben Reallaften erfolgt, ven belafteten Grundbefigern aber geftattet, ben Be 
trag ber auf die legteren treffenden Steuern, der in der Regel 4 (20 prel.) 
ausmachte, den Berechtigten von den Feiftungen zu kürzen. Diejes Verhälmiß 
bat in dem ehemaligen Herzogthum Weftphalen, dem Fürſtenthum Siegen und 
ben ehemals Naffauifchen Landesth. fortbeftanden. Im dem G.⸗B. der 3 ©, ven 
21. April 1825 [f. n. 29 unter d, e, £ zum Ep. v. 8- Oft. 1807 (A. L.)] ift aber 
durch die Beſtimmungen ber letzteren (ſ. 88 79 bis 94 des als Beilage B. zum obenge- 
dachten Ed. abgedrudten G. Nr. 938 und die faft gleich lautenden in ben 88 59 bie ib 
und 88 57 bis 73 der ©. Nr. 939 u. 940) der Fünftelabzug in eine Ausnabmt 
verwandelt. Um biefe Ungleichmäßigfeit zu befeitigen, ift in dem ©. v. 2. März 18% 
von ber Berlidfichtigung bes Filnftel » Abzuges bei der Ablöfung ganz allgemein Abſtand 
genommen. Demzufolge mußte aber in Betreff der nach den Abldj.-&. von 1829 und 
1840 ({. SL h. 1. I. Nr. 14 und 24 bis 26) feitgefetsten Renten und Abldfungstapitalien, 
die wegen der Grumbfleuern eine Ermäßigung erfahren hatten, den Verpflichteten bie Wabl 
gelaffen werben, biefelben nach ben früheren Geſetzen zu tifgen oder um ben Betrag des 
—— zu erhöhen und in dieſer Summe nach den neuen Beſtimmungen ab⸗ 
zuloͤſen. 
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tigungöfrift an gerechnet, zu gleichen Theilen abzutragen. Doch ift ber 
Derechtigte nur folche Theilzahlungen anzunehmen verbunden, die mindeſtens 
Einhundert Thaler betragen. Der jevesmalige Rückſtand ift mit vier Procent 
jährlich zu verzinfen. 
Titel XI. 
deitftellung der Normal-PBreife und Normal-Marktorte. 

$. 67. Zur Seftftellung der Normalpreife und der Normal-Marft- 
srte (cf. SS 10. 12. 21. 23. bis 25. 30. 57.) werben von ber Ausein- 
anderfegungsbehörte angemefjene Dijtrifte beftimmt. Für jeben folchen 
Diftrift wird eine Kommiffion gebilbet, welche aus mehreren, nach 8 68. 
zu erwählenden fachkundigen Eingefelfenen des Diftrifts und Einem von ber 
Auseinanderfegungsbehörde ohne Stimmrecht zu ernennenven Vorſitzenden 
beſteht. Die Kommiffion macht auf Grund der von Ihr vorzunehmenven 
Ermittelungen der Auseinanderfegungsbehörde Vorfchläge über bie In dem 
Diftrifte zu bildenden Preisbezirke, über die Normalpreife für jeden dieſer 
Bezirke, forte über die anzunehmenden Normal-Darftorte. 

Die Auseinanderſetzungsbehörde betätigt dieſe Vorfchläge oder ent- 
ſcheidet, wenn bie Kommiffionsmitgliever fich nicht haben einigen können. 
Gegen biefe Entfcheivung fteht den Mitgliedern ver Kommiffion ver Rekurs 
an das Repifionskollegium für Landeskulturfachen zu, welchen fie innerhalb 
rei Wochen vom Tage der Publikation bei der Auseinanderſetzungsbehörde 
einzulegen haben. Das Reviſionskollegium entfcheivet endgültig. 

8. 68.. Bei der Wahl ver aus ben Diftrifts - Eingefeffenen zu ent- 
eben Deitgliever der Kommiffion tft nach folgenden Regeln zu ver- 
abren: ' | 

1) Die Zahl diefer Perfonen wird zur einen Hälfte won den verpflich- 
teten Grundbeſitzern, zur andern Hälfte von den Berechtigten gewählt; 
2) umfaßt. ver Diftrift nur Einen landräthlichen Kreis, fo wird in jeber 
Gemeinde veffelben, unter Leitung des Gemeinbevorftandes, von ben 
Befigern der mit Reallaften behafteten Grundftüde Ein Wahlmann 
gewählt. Sämmtliche Wahlmänner des Kreiſes werden alsdann von 
dem Kreisvorſtande zufammenberufen, und unter dem Vorſitze befjel- 
ben ermwählen bie von ihnen Erfchienenen nach dem Ermefjen der 
Auseinanberfegungsbehörbe zwei oder mehrere Mitglieder für bie 
Diſtriktskommiſſion. 
Die Berechtigten im Kreiſe dagegen erwählen, unter dem Vorſitze 
des Kreisvorſtandes, unmittelbar eine eben ſolche Zahl von Kommif- 
fionsmitglievern; 





57. Unter dem im zweiten Abfage des $ 66 gebrauchten Ausdruck: „Ausführung der 
Ablöfuhg” ift der von ben Parteien ober der Auseinanverfegungsbehörbe feftgefeßte Aus- 
ührungstermin, nicht den Zeitpunkt der Uebernahme der Renten auf die Rentenbank zu 
verfieben: fo LIMR. v. 23. Dez. 1850 (3. Bd. 4. S.8). — Die Frage, ob ber ver⸗ 
tragmäßige Anfpruch auf Vertretung, reſp. Erftattung der auf dem belafteten Grund⸗ 
üde haftenden Grundſteuer Seitens des Berechtigten durch 8 66 1, 0. mit der Ausflih- 
tung der Ablöfung aufgehoben werde, verneint das RK., während das OT. fie 
bejaht (2. Bd. 12. S. 88 fg. und Entſch. Bo. 37. ©. 140). 
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Kündigung deſſelben oder der Ablöfungsrente auch dem Berechtigten, 
wenn auch nur unter gewiffen Vorausfegungen, eingeräumt, fo hat es bei 
dieſen Feitfegungen lediglich fein Bewenden und es finden auf Fälle dieſer 
Art die Beitimmungen des gegenwärtigen Gefeges, mit Ausnahme ver 88 
91, 92, 93 Teine Anwendung. 


8. 54. Nach eben diefen Grunpfägen ($ 53) unterliegen auch bie 
aus Gemeinheitstheilungen entiprungenen Renten der Ablöfung nach ven 
Vorſchriften des gegenwärtigen Gefekes nur dann, wenn der Berechtigte 
fih des in Anfehung folder Renten gefetzlich ihm zuftehenden Künbigungs- 
rechts begeben bat. 


8. 55. Auf Renten, bei welchen ein anderer als ber biäherige. ge 
jegliche Ablöſungsſatz der Kapitalifirung zu vier Procent im Voraus rechts⸗ 
verbindlich feſtgeſetzt iſt, ſowie auf Zinfen ſolcher Ablöfungsfapitalten, bei 
deren Feſtſtellung ein anderer als dieſer bisherige gefetliche Mblöfungsfar 
zur Anwendung gekommen tft, enblih auf Zinfen folcher Ablöſungskapita⸗ 
Iten, welche im Wege eines, nicht auf Grund einer fpectellen Werthermitte- 
lung gefchloffenen Vergleichs und ohne Zugrundelegung des damals geſetz⸗ 
lichen Ablöfungsfates vertragsweiſe feitgeftellt worden find, findet das 
gegenwärtige Gefeß, mit Ausnahme der 88 91, 92, 93 Feine Anwenbung. 


8. 56. In den Fällen ver 88 53, 54, 55 foll jedoch dem Berech⸗ 
tigten freiftehen, auf Abfindung in Nentendriefen nach Maßgabe des Ge 
fees über vie Errichtung von Nentenbanfen anzutragen, wenn ber Ber: 
pflichtete nicht die Abfindung nach den Beltimmungen des Vertrages 
vorzieht. 

Die Ueberweiſung an die Rentenbank kann aber von der Behoͤrde in 
ſoweit verweigert werden, als die zu übernehmenden Renten oder Zinſen 
zwei Drittel des nach 8 63. zu ermittelnden Reinertrags des Grundftücs 
überfteigen. 





eine die Ausnahme eines befonberen Kapitalablöſungsreceſſes erſparende Faſſung bezwedt 
haben, und alio für die Höhe der Abfindung ohne Gewicht geweſen find, und daß etwaige 
einzelne Ausnahmefälle kaum nachweislich find. Im dieſem Sinne ift 8 52 ftrift interprett 
von AR. in den Ordſ. 956, 957, 959, 960. 3. Bp. 11. Unter „Renten“ find in ten 
citirten 88 auch fefte Geldabgaben, bie nicht im Ablöfungsverfahren ftipufirt find, su 
verftehen, und auch Getreiderenten, die in Gelde abzuführen find: fo RR. | 
Grdſ. 958 und 961. 3. Bb. 11. 


8. 56. | 

43. Wenn ber Berpflichtete die Abldfung nach dem beftehenden Vertrage vorzicht, ſe 
kann ber Berechtigte nicht bie Vermittelung der Rentenbank zur Gewährung von Renten 
briefen an Stelle des vertragsmäßigen Ablöſ.-Kapitals beantragen, felbft wenn daſſelbe zu 
fällig den 18 fachen Betrag der Rente ausmachen follte: fo LMR. v. 23. Dec. 18% 
(3. 380.4. ©. 9 fg. zu II). — Die im Schlußfage erwähnte Reinertragsermittelum 
muß nötbigenfalle nach 8 63 durch fchiedsrichterliches Verfahren erfolgen: jo MR. vom 
26. Febr. 1852 (3. 36.5. S. 110). Wenn eine Ermäßigung der Renten flattfindt, 
jo hat der Pflichtige den nicht der Rentenbank zu übermeijenden Betrag an ben Berehrl 
ten fortzuentrichten, bis er ihn nach dem Bertrage abIöft. 
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Zitel VID. 
Andere Abgaben und Leiftungen. 

8. 57. Der Jahreswerth ver Verpflichtung zur Haltung von Samen- 
vieh und zur Ausfütterung von Vieh wird nach Normalpreifen feftgeftellt. 

Dergleichen NRormalpreife find bei ver Verpflichtung zur Haltung von 
Samenvieh für jedes Stüd des Mutterviehs und bei der Verpflichtung 
zur Ausfütterung von Vieh für jedes auszufütternde Stück Vieh nach 
88 67 ff. zu beſtimmen. | 


$. 58. Der Jahreswerth gewerblicher, handwerksmäßiger und aller 
übrigen Abgaben und Leiftungen, welche nicht zu den in den Titeln II. bie 
VI aufgeführten gehören, wird in jebem einzelnen Falle nach denjenigen 





san. 2. zit. 8. 88 57, 58. 
$. ST. 


44. Die Berpflichtung zur Haltung eines Gemeine-Stammochien ift feine Kommu⸗ 
nalfaft, wielmehr eine abloͤsbare Reallaſt auch dann, wenn fie nicht einem, ſondern mehren 
Grundſtücken gemeinichaftlich obliegt und die Berechtigten Miteigentbiimer des Stiers find: 
io RR. 3. Bd. 11. Grdſ. 964. 


$. 58. 


45. Die im 2. Abſatz citirten 88 Lbisd der Gewerbe⸗-O. v. 17. Ian. 1845 
(8.8. S.41) lauten: 


8 1. Das in einzelnen Lanbestheilen mit Gewerbeberechtigungen noch verbunbene 


Recht, Anderen bei Betrieb eines Gewerbes zu unterfagen ober fie darin zu befchränfen 
(ausfchließliche Gewerbeberechtigung) wirb bierburch aufgehoben, ohne Unterfchieb, ob bie 
Beredtigung an einem Grundftüde haftet oder nicht. 

$ 2. Ferner werben aufgehoben, alle Berechtigungen, Konceffionen zu gewerblichen 

Anlagen ober zum Betriebe von Gewerben zu ertbeilen. 
$ 3. Borbehaltlich der dur das ©. v. 30. Mai 1810 eingeführten Gewerbefteuer 

werden ferner aufgehoben alle Abgaben, welche für ven Betrieb eines Gewerbes ent- 

richtet werben, fo wie bie Berechtigungen, vergleichen Abgaben aufzulegen. Iſt jedoch 
mit der Gewerbeberechtigung das Recht zur Unterfagung ober Beichränfung des Be- 
triebes eines ftehenden Gewerbes verbunden, fo muß die darauf ruhende ganze Abgabe 
bis zu Dem Tage geleiftet werben, an welchen ber Betrieb dieſes Gewerbes von einer 

Berjon begonnen wird, gegen bie der Widerſpruch hätte geltend gemacht werben Tönnen. 

Ob eine abe zu den aufgehobenen zu rechnen ſei, ift in allen Lanbestbeilen nach 

Inhalt der BO, v. 19. Febr. 1832 (©.-S. S.64) zu beurtbeilen. 

5 4. Bon den noch, beſtehenden Zwangs⸗ und Bannrechten werben bierburch auf- 
gehoben: 

1, alle Zwangs- und Bannrechte, welche dem Fisfus, einer Kämmerei ober Gemeinde 
innerhalb ihres Kommunalbezirkes, oder einer Korporation von Gewerbtreibenben 
zuftehen, oder von Einem biefer Berechtigten erft nach dem 1. Dec. 1836 auf einen 
Anberen übergegangen find; 

2, alle Zwangs⸗ und Bannrechte, deren Aufhebung nach dem Inhalte der Verleihungs- 

urfunde ohne Entſchädigung zuläffig iſt; und 

fofern die Aufhebung nicht ſchon in Folge ber Beſtimmungen zu 1. und 2. ein- 


tritt, 

a) das mit dem Beſitze einer Mühle, einer Brennerei oder Brennereigerechtigkeit, 
einer Brauerei oder Braugerechtigkeit, oder einer Schanfftätte verbundene Recht, 
die Konjumenten zu zwingen, daß fie bei dem Berechtigten ihren Bedarf mab- 
Ien, oder fchroten laſſen, oder das Getränk ausſchließlich von demfelben beziehen 
(der Mahlzwang, der Branntweinzwang und ber Brauzmang); 

Greiff,Gef. üb. Lanb.⸗Kult. u. landw. Bol. 9 


& 
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Vorfchriften des gegenwärtigen Abfchnitts, welche darauf anwendbar er: 
fcheinen, wenn aber dieſe Borfchriften Teinen Anhalt varbieten, nach fad- 
verftändigem Ermeſſen beftimmt. 


b) das ftäbtifchen Bädern und Fleiſchern zuflebende Recht, bie Einwohner ber 
Stabt, der Vorſtädte ober der fogenannten Bannmeile zu zwingen, daß fie 
ihren Bebarf an Gebäd oder Fleiſch ganz ober theilweife von jenen ausſchließ⸗ 
lich entnehmen, 

in allen zu 3. gebachten Fällen jedoch nur dann, wenn das Zwangsrecht nicht au 
einem Bertrage zwiſchen dem Berechtigten und bem Berpflichteten beruht. 

8 5. Diejenigen Zwangs⸗ und Bannrechte, welche nicht burch die Beſtimmungen 
bes 8 4. aufgehoben find, linnen von bem Berpflichteten abgelöft werben, wenn bie 
Berpflihtung auf Grundbeſitz haftet, die Mitglieber einer Korporation als folche betrifft, 
ober Bewohnern eines Ortes oder Diftriktes vermöge ihres Wohnſitzes obliegt. Daſſelbe 

it von dem Rechte, den Inhaber einer Schankflätte zu zwingen, daß er das zu ſeinem 
bit erforderliche Getränk aus einer beftimmten Fabrilationsftätte entnehme, 

Dem Berechtigten fieht die Befugniß, auf Abloͤſung anzutragen, nicht zu. 

Die am Schluß des 83 der Gewerbe-D. citirte BO. v. 19. Febr. 1832 

( G.S. &. 64) lautet: 

Dell. des 8 30 des Gewerbeſtener-Geſetzes v. 2. Nov. 1810, d. d, den 
19, $ebr. 1832. 

Wir Friedrich Wilhelm ꝛc. 2. Die Verſchiedenheit der Anfichten, welche über bie 
Natur grundherrlicher Abgaben bei Anwenbung bes 8 30 bes Gewerbeſteuer » @ejeges 
vom 2, November 1810 flattfindet, erfordert zu Befeitigung ber dadurch entflehenten 

- Ungewißheit ver Rechte und zur Verhütung won Prozefien eine nähere i 
weshalb wir auf den Antrag Unſeres Staatömin., nach erfordertem Gutachten Unſeres 
Staatsrathes, verordnen: 

8 1. Abgaben, welche auf einem Grundſtücke haften und von jedem Befſitzer deſſel 
ben entrichtet werden müflen, es möge das Gewerbe, zu welchem das Grunbftüd be 
ſtimmt ift, betrieben werben ober nicht, gehören nicht zu den Abgaben von Gewerben, 
welche nach 8 30 des Gewerbefteuer - Gejetes v. 2. Nov. 1810 mit Einflihrung ber 
Gewerbefteuer aufhören jollen. 

[8 30. 1. o. bat folgenden Wortlaut: 

Alle bisherigen Abgaben von den Gewerben, infofern fie die Berechtigung zum Be— 
triebe beffelben betreffen, als: Konceſſionsgeld, Nahrungsgeld von Lataftrirten Stelen, 
oder unter welchen Benennungen fie fonft vorlommen, fie mögen alljährlich oder ein 
Mal fir alle Dal an Unfere Kaffe, Kämmereien oder an Grundberren entrichtet werben, 
gu ni Einführung der Gewerbefteuer auf. Eben dies tft der Fall mit den Paraphen 


8 2. Wenn bei einer mit Grunbbefig verknüpften Abgabe nicht anszumitteln if, 
ob fie eine Grundabgabe fei, ober ob fie die Berechtigung zum Betriebe des Gewerbes 
betreffe, jo wirb das erftere vermutbet. 

8 3. M eine Abgabe gemilchter Natur, fo daß fte fich theils auf Grundbeſttz theils 
auf einen Gewerbebetrieb bezieht, fo bleibt Die Abſonderung, bei mangelnver Einigung 
der Interefienten, dem richterlichen Ermeflen überlaffen.. Sat ber Grundherr wegen 
einer folchen zu theilenden Abgabe Gegenfeiftungen an den Abgabenpflichtigen gebabt, 
fo follen bei der Abſonderung dieſe Gegenleiftungen beriidfichtiget werben. 

8 4. In einem liber die Natur der Abgabe enftehenden Drogerie fol, wenn ta 
Berpflichtete von ber ferneren Leiftung berfelben, als einer Gewerbeabgabe, entbunden 
wird, auf den Erſatz der vor Einleitung des Prozeffes an ben Berechtigten etwa ge 
feifteten Abgabe nicht erlannt werben, e8 müßte denn die Zahlung entweber mit Ber 
behalt, ober in Folge einer durch Wiberfpruch gegen die Verpflichtung veranlaften 
Erekution geleiftet worben fein. 

8 6. Im den feit Verkündigang des ©. v. 2. Nov. 1810 über die in Rebe ſtehen 
den Abgaben ergangenen rechtöfräftigen Exlenntniffen, imgleichen in ven, darüber in 
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Die Aufhebung ver 88 1 5185 der Gewerbeorbnung v. 17. San. 1845 
genannten Rechte erfolgt, in foweit biefelben verfaffungsmäßtg noch befteben, 
nicht nach ben Beſtimmungen des gegenwärtigen Geſetzes, ſondern nach 
venen ber Gewerbeordnung (G.⸗S. 1845. ©. 41.). 

. Titel IX. 
Gegenletftungen. 

8. 59. Der Zahreswerth der Gegenletftungen ber Berechtigten wird 
ebenfalls nach den vorftehenden Beitimmungen dieſes Abfchnitts ermittelt. 
Diefes gilt jedoch nicht von folchen Gegenlelftungen und Verpflichtungen, 
beren Aufhebung den Borfchriften der Gemeinheitstheilungs - Drbn. vom 
7. Sumt 1821 unterliegt. 

Titel X. 


Abfindung der Berechtigten. 

8. 60. Bon der Summe des ermittelten jährlichen Geldwerths ber 
fümmtfichen ablösbaren Neallaften (Tit. I. bis VIEL.) wird die Summe 
des ermittelten jährlichen Geldwerths der Gegenleiftungen (Tit. IX.) in 
Abzug gebracht. Der Ueberfchuß bildet den Gelpbetrag, deſſen Ablöfung 
nad ven 88 64. bis 66. angegebenen Grunbfägen erfolgt, in ſoweit nicht 
eine Ermäßigung befielben nach $ 63. eintreten muß. Wenn die Lelfiung 
und Gegenlelftung nicht zwifchen venfelben Perſonen jtattfindet, fondern 
Letztere einer britten Perfon zufteht, wie dies 3. B. in einigen Landesthei⸗ 


jener Zeit unter den Betheiligten getroffenen, rechtsgültigen Ablommen, wirb durch bie 
gegemwärtige BO, nichts gefinbert. 

Urkundlich ꝛc. ꝛc. 

Gegeben Berlin, ven 19. Febr. 1832. Friedrich Wilhelm, 

Karl, Herzog von Medienburg. v. Schuckmann. Maaſſen. v. Kampk. 
Beglaubigt: Friefe. 
aaysen der Mühlenabgaben f. aber $1 des ©. v. 11. März 1850 unter 
B 


Sn 8 10 der Gewerbe-D. wirb wegen ber Entſchädigung für bie in 88 1 bie 5 er- 
wähnten Berechtigungen auf das Entſchädigungsgeſetz zur Allg. Gewerbe⸗O. v. 
sl. T. (G.⸗S. ©. 79—92) verwiefen, nad) welchen das Berfahren wegen Ermittelung ꝛc. 
der Entfchäbigungen zur Kompetenz der Regierungen gehört, unb nad deſſen 8 
4 Abgaben und Leiftungen, zu benen bie gewerblichen Berechtigten in 
Beziehung anf die aufgehobene Berechtigung verpflichtet waren, bei Ermit- 
telung bes Werths Reinertrags der legteren in Abrechnung zu bringen, ſomit nicht ſelbſt⸗ 
fändig nach dem Ablöſ.⸗G. v. 2. März 1850 abldsbar find. Dies ift angewandt auf 
„senleifungen für Schmiebegwang von RR. 3. Bd. 12. ©. 124. Wegen der Zuläffig- 
fett der Abldfung nach dem Abloöͤſ. G. v. 2. März 1860 in Betr. von früher für Auf- 
bebung ber Krugsverlagrechte feftgeftellten Gelbabgaben |. LMR. v. 17. Mai 1852, 
BMBL ©. 141.), — Außerdem ift bier auf das ©. betr. die Regulirung bes Ab- 
bedereiwefens v. 31. Mai 1868 (G.S. ©. 333) hinzuweifen, welches ale Beilage 
zu A, IV. a. abgebrudt ifl. 

abfen. 2. Zit. 9. 8 59. 

. Auch zeitweife ruheude Gegenleiftungen gehören bieher nah RR. 3. 
3». 11. ©rdf. 965, und ebenfo bie in untrennbarer Berbindung mit der Dienft- 
pfliht der Dreſchgärtner ſtehenden Berechtigungen derſelben zur Nutzung 
von Ader gegen die Dergabe des Düngers zur erften Frucht und zu Deputatbeeten nad) 
RR. 3. Br. 11. Grdſ. 966. — Wegen Fortbeftehens und Anrechnung der Remiffions- 
pflicht n. 12. 

9 
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8. 76. Der Anſpruch auf Eigenthums » Verleihung fteht bemjenigen 
zu, ber das zum Eigenthum zu verleihende Grundſtück ans eigenem Recht 
beſitzt. Es haben daher 3. B. Interimswirthe ober diejenigen, welche bie 
—* Pi eigentlichen Wirth gepachtet oder geliehen haben, Teinen folchen 

nfpru 
| Bon bemjenigen, welcher das Grundftüd zur Zeit der Verkündung 
bes Geſetzes vom 9. Dft. 1848 (G.-S. 1848. ©. 276) aus eigenem 
echte bejejfen hat, wird vermuthet, daß er der rechtmäßige Beſitzer jei. 
Bei den bisher nicht zu erblichen Rechten befeffenen Stellen Tann biefe 
VBermuthung in Anfehung der aus ver Zeit vor Verfünbung des gebachten 
Geſetzes herrührenden Anfprüche nur durch Urkunden entfräftet werben. 

8. 77. Sit zur Zeit der Befigerlebigung einer nach dem gegenwär- 
tigen Geſetze noch zu vegulirenden Stelle Niemand mehr vorhanden, dem 
ein Anfpruch auf Eigenthumsverleihung zuftände, fo hört die Verpflichtung 
ber Gutsherrichaft zur Wieverbefeßung der Stelle auf, und die Gutsherr- 
f var kann über die Stelle unbefchadet ver Rechte dritter Perfonen frei 
verfügen. 

8. 78. Alle diejenigen, welche auf Grund eines früheren ober bes 
gegenwärtigen Geſetzes Anfprüche auf regulirungsfähige, von ihnen ober 
ihren Erblaffern früher beſeſſene Stellen, over Entſchädigungsanſprüche 
wegen beren Entziehung berleiten wollen, möüflen die Anfprüche bis zum 
1. Januar 1852 bei der Auseinanderfegungsbehörbe des Bezirks, in wel: 


88. 76 bis 79. 
Während die SS 74, 75 die objektiv⸗ bingligen Beringungen ber Reguli- 
rungsfähigteit behandeln, fo beftimmen bie 88 76 bie 79 bie | nöiettin -perfönti gen, 
und bezweden bie balbige Herbeifihrung eines vollfommen geficherten Zuftandes bes 
ſitzers. Der Betufotermin, bes 8 78 bezieht fich nur auf bie Anſpruche derer, bie ke 
Verlündung des ©. v. 9. Oft. 1848 nicht mehr im Befik ber Beanfpruchten Stelle 
waren, ist auf die in —— Zeitpuntte im Beſitz gewejenen und beren Erben ($ 74): 
fo MER. v. 12. Suni 1850 (MB. S. 191). — Das im 878, citirte ©. 0.8. Febr. 
1846 (©. S ©. 219), bejfen 88 buch 81. Nr. 31 h. 1, aufgehoben in & re 

Wir Friedrich Wilhelm ꝛc. ꝛc, verorbnen nah Anhörung Unferer getrenen S 
der Provinzen Preußen und Bofen auf den Bericht Unferes Staatemin. und 1 Im 
nommenem Gutachten Unferes Stanteraibe, was folgt: 

8 1. Alle diejenigen, welche ans ber KO. v. 6. Mai 1819 (G.S. S. 153) oder 
bem ©. wegen —* der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältuiſſe im Großherzog 
thum Poſen und in den mit Weſtpreußen wieder vereinigten Diſtrikten dem Kulm⸗ und 
Vichgan en Kreiſe, und dem Landgebiete der Stadt Thorn v. 8. April 1823 (G.S. 

©. 49) Eigentbumsanfprüche auf vegulirungsfähige bäuerliche, von ihnen ober ihren 
Erblaffern früher befefiene Stellen, oder Entſchädigungs⸗ ven megen deren Ent 
ziehung herleiten wollen, müſſen dieſe Anfprüche vor dem 1. 1849, und zwar, 
wenn die Stellen in dem Großherzogthum Pofen belegen find, * ber General » Lom 
mifften zu Pofen, wenn folhe aber in ben Übrigen oben genannten Diftriften liegen, 
bei ung zu Marienwerder anmelben, wibrigenfalls fie mit denſelben prälludirt 
fein follen 

8 2. Die Prälluſion ($ 1) bleibt jedoch ausgefchloffen, wenn bie in Anſpruch ge- 
nommene regulirungsfähige bäuerliche Stelle ſich zur Zeit der Anftellum — — Klage 
—X Beſitze des Gutsherrn, welcher die Stelle eingezogen hat, oder den 
en det. 
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re Stelle liegt, anmelden, widrigenfalls fie mit benfelben präkludirt 
jein follen. 

In der Provinz Pofen, in den mit Weftpreußen wieder vereinigten 
Diftriften des Kulm⸗ und Michelautfchen Kreifes, ſowie in dem Lanpge- 
biete ber Stabt Thorn, verbleibt jevoch bie Beftimmung bes $ 1. des Ge⸗ 
ſetzes v. 8. Febr. 1846 (G.⸗S. 1846. S. 219) wegen ber fchon mit dem 
1. Januar 1849 eingetretenen Präkluſion der Anfprüche früherer Beſitzer 
regulirungsfählger bäuerlicher Stellen in Kraft. Auf die im $ 2. bes eben- 
gedachten Geſetzes bezeichneten Stellen dagegen findet die oben beftimmte 
mit dem 1. Sanuar 1852 eintretende Präffufion Anwendung. 

8. 79. Bon dem Zeitpunfte ab, an welchem das gegenwärtige Gefet 
Sefekesfraft erlangt, wird In Anfehung aller nach demfelben zu reguliren- 
ben Stellen, auch wenn beren Befiter noch vor erfolgter Regulirung ver» 
iterben, das Recht auf Regulirung vergeftalt vererbt, als wenn die Stellen 
felbft bereits Eigenthum dieſer Beſitzer gewefen wären. 

8. 80. Bei der Regulirung kommen in Betracht: 

a) an den Rechten der Gutsherrfchaft: 


[$ 3. Die nach den 88 99 und 100 des Gef. v. 8. April 1823 den Gutsbefigern 
obfiegenbe Berpflichtung zur Wieberbefegung erlebigter, zu den gutsherrlichen Aderwerfen 
eingezogener, ober fonft an bie Gutsherrſchaft zurückgefallener vegulicungsfähiger bäuer- 
licher Stellen wird durch die gegenwärtige BO. nicht abgeändert.) 

Urtmblih ꝛc. . 

Gegeben Berlin, ven 8. ehr. 1846. | 

L. 8.) Friedrich Wilhelm. 


| (L. 
v. Rochow. v. Savigny. v. Bodelſchwingh. Gr. zu Stolberg. Uhden. 
Beglaubigt: 


Bode. 

65. Die durch 8 78 noch wicht präffubirten Regul.⸗Anſprüche präffrbirt das ©. v. 
16. März 1857 (G.S. ©. 235), welches lautet: 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ꝛc. ?c. verorbnen, 

mt Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, was folgt: 

Anſprüche auf Regulirung der gutsherrlichen und bäuerlichen Verbältniffe an Stellen 

Bebufs der Eigenthumsverleihung nad) Maaßgabe des dritten Abſchuittes des Geſetzes 
vom 2. März 1850, oder Entſchaͤdigungsanſprüche wegen ber Entziehung folcher Stellen 
müflen, fofern fie nicht bereits durch den 8 78 a. a. DO. ausgefchloffen find, in dem 
Zeitraume vom Erlaſſe des gegenwärtigen Geſetzes ab bis fpäteftens amı 31. Dezember 
1858 bei der Auseinanderſetzungsbehörde des Bezirks, in welchem bie Stelle liegt, an- 
bängig fein ober angemelbet werben, wibrigenfall® ſolche Ansprüche präffubirt fein ſollen. 
Fa Mater Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigebrudtem König⸗ 

Inſiegel. 

Gegeben Charlottenburg, ven 16. März 1857. 
(L. 8.) Friedrih Wilhelm. 

9. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. dv. Raumer. v. Weftphalen. 

9 Bodelſchwingh. v. Maſſow. Cr. v. Walderſee. v. Mantenffel II. 

Hiezu ſ. MX. v. 18. April 1857 (VBMVl. S. 99), wonach auch Über unzweifel⸗ 
baft ımbegrändete Regul. « Anfprlche zu inſtruiren und zu erlennen, wenn Provokat 
dies wünſcht. 

s. 80 bis 90. 
. In dieſen 8$ find die Grumbfäge enthalten, nach welchen bie Auseinanberfegung 
zwtichen den Gutsherren und den reguliningsfähigen Stellenbefigern zu bewirken ift. Man 
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1) das Eigenthbumsrecht; 

2) die Hofmehr; 

3) das Recht auf Dienfte, Geld- oder Naturalabgaben und Leiſtun— 
gen aller Art, welche nad) dem gegenwärtigen Geſetze ablösbar 


find; 
4) die gefetlich ablösbaren Servitute auf ven bäuerlichen Grund⸗ 
jtüden; 

b) an Rechten ver Stellenbefiger; 

1) der Anfpruch auf Unterſtützung bei Unglüdsfalfen; 

- 2) die Verpflichtung der Gutsherrfchaft, ven Stellenbefiger, wenn 

berfelbe unvermögend wird, bei den öffentlichen Abgaben und 

Reiftungen zu vertreten; 
3) die Verpflichtung der Gutsherrfchaft zum Aufbau und zur Re 
paratur ber Gebäude, fo wie zur Verabfolgung von Bauholz; 
4) fämmtliche nach dem gegenwärtigen Gefege ablösbaren Leiftungen 
ver Gutsherrſchaft: 

5) alle gefeglich ablösbaren Berechtigungen anf ven Grunbftüden 
der Gutsherrfchaft, als Weide-, Brennholz, Streuberechtigun⸗ 
gen u. f. im. 

$. 81. Bet der Frage über bie zu der Stelle gehörigen Känberelen, 
fo wie über die derfelben gegen die Gutsherrfchaft zuſtehenden Beredti- 
gungen und obliegenden Verpflichtungen wird der zur Zeit ver Verkündung 
des Geſetzes v. 9. Oft. 1848 (G.⸗S. ©. 276) vorhanden gewefene Be 
figftand als der vechtmäßige vermuthet. Diefe Vermuthung kann nur durch 
Urkunden entfräftet werben. 

8. 82. Ohne Entſchädigung bafür Ielften zu dürfen, erhält 

a) ber nd ienbefiger das Eigenthumsrecht und die Hoſwehr (8 80. a. 
1. und 2.); 

b) die Gutsherrſchaft die Befreiung von den Verpflichtungen zur Unter- 
ftüßung in Unglüdsfällen und zur Vertretung kei öffentlichen Ab- 
gaben und Leiſtungen ($ 80. b. 1. und 2.). _ 

$. 83. Der Werth ver $ 80. Litt. b. Nr. 3 angegebenen Verpflid- 
tung der Gutsherrfchaft zum Aufbau und zur Reparatur ver Gebäude, fo 
wie zur Verabfolgung von Bauholz, muß nach dem jährlichen Durd- 
fchnittsbetrage diefer Verpflichtungen abgefchätt und in Ermangelung einer 
Bereinigung durch Schtedsrichter feftgeftellt werben. 

Eben fo wirb auch der Werth ver nach $ 80.a. 4. undb. 5. aufju 
hebenden Grundgerechtigfeiten ermittelt und im Mangel . einer Einigung 
durch Schiedsrichter fejtgeftellt. | 

Für Diftrikte, in welchen nach dem Ermeſſen der Diſtrikts-Kommiſſio 
nen bierzu ein Bedürfniß vorhanden ift, Tönnen von den Letzteren unter 
Zuziehung von Sachverftändigen Normalfäke in Betreff ver, der Abläfung? 
Berehnung zum Grunde zu legenden Pofitionen feftgeftellt werben. 


bat an Stelle des weitläufigen Verfahrens des Regul.“Ed. vom 14. Sept. 1811 mi 
der Dell. v. 29. Mai 1816 den Weg des Regul.⸗G. für die Provinz Poſen vem 
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$. 84. Der Jahreswerth der 8 80. b. 4. bezeichneten Verpflichtun- 
gen der Gutsherrſchaft, fo wie ver $ 80. a. 3. angegebenen Berpflichtun- 
gen der Stellenbefiter, wird nach den Vorſchriften des zweiten Abfchnitts 
des gegenwärtigen Geſetzes ermittelt. 

Bon der Summe des ermittelten jährlichen Geldwerths der ſämmt— 
(hen Verpflichtungen des Stelfenbefiters wird die Summe des ermittelten 
jährlichen Geldwerths der fämmtlichen Verpflichtungen ver Gutsherrfchaft 
in Abzug gebracht. Ergiebt fich hiernach ein von dem Stellenbefiger zu 
atz htender Ueberſchuß, ſo erfolgt deſſen Ablöſung nach Vorſchrift des 
5 64 


Ueberfteigt ber jährliche Geldbetrag ver Verpflichtungen ver Guts⸗ 
berrfchaft den jährlichen Betrag der Verpflichtungen des Stellenbefigers, 
fo braucht der Gutsherr einen folchen Weberfchuß nicht zu vergüten. ‘Der 
Stellenbefiger muß fich vielmehr mit der Kompenfatlon der gegenfeltigen 
Berechtigungen und Berpflichtungen begnügen. 

Diefe Kompenfation findet jevoch bet den Stellen, deren Befiger einen 
Antheil an ber Ernte genießen (Mandel, Garben), nicht ftatt, fondern es 
muß diefen auch der Ueberfchuß vergütet werben. 

8. 85. Der Stellenbefiger ift jedenfalls zu fordern berechtigt, daß 
ihm bei Feftftellung ver zu leiſtenden Abfindung ein Drittel des Reiner⸗ 
trages ber Stelfe verbleibe und daß mithin, foweit es hierzu erforverlich, 
tie Abfindung des Berechtigten vermindert werde. 

Zur Ermittelung biefes Reinertrages ber Stelle wird ber gemeine 
Raufwertb, den die Stelle bei Berüdfichtigung aller auf ihr ruhenden Laſten 
und Abgaben, fowie aller ihr zuftehenden Berechtigungen, Hat, durch 
Schiedsrichter in Paufh und Bogen feftgeftellt. Alsdann werben vier 
Procent diefes Kaufwerths mit dem Jahreswerth aller ablösbaren Neal 
laften der Stelle nach Abzug der nach den SS 59. und 60. zu berüdfichtt- 
genden Gegenleiftungen zufanımengerechnet. Die Summe beiver ftelft den 
eihertrag ber Stelle dar, von welchem das Drittel dem Stellenbefiger 
verbleibt. 

Es wird daher der Werth ver nach 8 80. b. 5. ablösbaren Berech- 
tigungen erſt nach Ermittelung ber bei Berlidfichtigung ver BPräftations- 
fähigkeit von dem Stellenbefiger noch zu zahlenden Rente in Abzug ge- 
bracht. 

8. 86. Liegen die zu ben bäuerlichen Stellen gehörigen Grundſtücke 
im Gemenge mit den gutsherrlichen Grundſtücken, fo muß eine zweckmäßige 
Zufammenlegung von Amtswegen nach den Vorfchriften ver Gemeinheits- 
theilungs⸗Ordnung erfolgen. Bet einer folchen Gemeinheitstheilung können 
auch die feiner Gemeinheit unterliegenden Grundſtücke einer nach den Vor⸗ 
Ihriften des gegenwärtigen Abfchnitts zu rvegulirenden Stelle wider ben 


S, April 1823 eingefchlagen unter Gfleichftellung der erklichen und nicht erblichen Stellen, 

wodurch eine Menge zweifelhafter Prozeſſe abgeſchnitten ft. Siehe Gröſ. 1012 bis 

1017 in 3. ®b. 11. Zu 88 86 und 87 nimmt RR. 3. Bd. 13. ©. 152 an, daß 

tie Zufammenlegung der butfreien Grunpftüde nad beftätigtem Regul.⸗Rezeſſe 
Greiff, Geſ. üb. Lanb.⸗Kult. u. landw. Bol, 
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Willen des Beſitzers berfelben in den Auseinanderſetzuugsplan gezogen und 
der Umlegung untertvorfen werben. 

8. 87. Das Eigenthumsrecht an der Stelle geht mit dem Termine, 
an welchem bie Regulirung ausgeführt wird, auf den Stellenbefiger über. 
Diefes Recht erftredt ſich auf die Stelle unb beren Zubehör, zu welchem 
letteren auch das auf den Grundſtücken der Stelle ftehende Holz zu rech 
nen iſt. Die Ausführung der Regulirung tft von ber nach 8 86 zu be 
wirkenden Auseinanverfegung unabhängig und darf durch letztere nicht auf- 
gehalten werben. 

Die Ausübung der Hütung auf den in gemifchter Yage befindlichen 
Grunpftüden tft bis zur Ausführung dieſer Zufammenlegung erforderlichen 
Falls durch ein Interimiftifum zu orbnen. 

8. 88. Das Eigenthumsrecht des Stellenbefigers erſtreckt ſich auch 
auf die Foffilien, Infofern folche nach den Landes⸗ oder Provinzialgeſetzen 
dem Eigenthümer des Bodens zuftehen. 

Die von der Gutsherrfchaft vor Verfündung des gegenwärtigen Ge- 
feßes auf bäuerlichen Gründen aufgefchloffenen mineralifchen Lagerftätten, 
Erzförberungen und Gruben, Kalf- und Steinbrüdhe, fowie Thon, Xehm-, 
Mergelgruben und Torfftiche verbleiben der Gutsherrfchaft, vorbehaltlic 
ber dem Stellenbefiger zu gewährenden, durch Schiedsrichter feſtzuſtellenden 
Entfchädigung für die ihm entzogene Benutzung und die Verfchlechterung 
der Bobenfläche. 

In den NRechtsverhältniffen In Bezug auf biejenigen Erbfure und Mit- 
baurechte, welche zur Zeit ber Verkündigung dieſes Geſetzes bereits erivor- 
ben find, wird burch baffelbe nichts geändert. 

In allen anderen nicht aus ben bier zu regulirenden Gigenthumsver- 
hältniffen berzuleitenden Beziehungen verbleibt es bei den Beftimmungen 
ber Berggeſetzgebung. 

8. 89. Die Gutsherrfchaft behält bie ausſchließlich von ihr benutz⸗ 
ten, auf den Grundſtücken der Stelle befindlichen Gebäude, z. B. die zu 
Tage löhnerwohnungen benutzten. Sie iſt aber verpflichtet, ſich die Ver— 
ſetzung dieſer Gebaͤnde auf ihren Grund und Boden gefallen zu laſſen, 
wenn ber Stelienbefiger folche verlangt und die Koften dazu berzugeben 
bereit ift. 

Eine gleiche Verſetzung und zwar auf Koſten der Gutsherrſchaft, iſt 
der Stellenbefitzer zu fordern berechtigt, wenn die Gutsherrſchaft einen 
Neubau dieſer Gebäude vornehmen will. 

Die Bauftelle fällt, wenn eine Verſetzung erfolgt, dem Stellenbeſitzer 
unentge(itih zu. 
| F. 90. Mit ver Anbringung der Provofation auf Negultrung bört 

die Verpflichtung der Gutsherrichaft auf, Verlufte an der Hofwehr zu er: 
fegen. Dagegen dauern alle übrigen Verpflichtungen beider Theile bis zum 
Ausführungstermine fort. 


nur dann zuläffig ift, wenn fle in letzterem vorbehalten ober ſchon früher bean 
tragt ifl. Das Nämliche gilt von bem Anlpruche aus 8 88 Abi 2. nah RR. 3. Or 
16. S, 400. und OT. A. f. R. Bd. 18. S. 296 
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Vierter Abfhnttt. 
Allgemeine Beftimmungen. 

F. 9. Bet erblicher Ueberlaffung eines Grundſtücks ift fortan nur 
die Uebertragung des vollen Eigenthums zuläffig. 

Mit Ausnahme fefter Geldrenten dürfen Laften, welche nach dem 
gegenwärtigen Gefeke ablösber find, einem Grundftüde von jetzt ab nicht 
auferlegt werden. 

Nen auferlegte fefte Gelprenten ift der Verpflichtete, nach vorgängiger 
ſechsmonatlicher Kündigung, mit dem zwanzigfachen Betrage abzulöfen be- 
rechtigt, fofern nicht vertraggsmäßig etwas Anderes beftimmt wird. Es 
kann jedoch auch vertragsmäßig die Kündigung nur während eines beſtimm⸗ 
ten Zeitraums, welcher dreißig Jahre nicht überfteigen darf, ansgefchloffen, 
und ein höherer Ablöjungsbetrag als ber fünf und ziwanzigfache der Nente 
nicht ſtipulirt werben; erfteres gilt auch von den in ven 88 53. bis 55. ge⸗ 
dachten Renten. 

Bertragsmäßige, ven Borfchriften dieſes Paragraphen zumiderlaufende 
Beltimmungen find wirfungslos, unbefchabet der Rechtsverbinplichkeit des 
fonftigen Inhalts eines folchen Vertrages. 

8. 92. Die Kündigung von Kapitalien, welche einem Grundſtücke 
oder einer Gerechtigkeit auferlegt werben, kann Tünftig nur während eines 
beftimmten Zeltraume, welcher dreißig Jahre nicht überfteigen darf, ausge- 
ſchloſſen werben. 

Rapitalien, welche auf einem Grundſtücke oder einer Gerechtigkeit an- 
gelegt find und bisher Seitens des Schufpners bisher unkündbar waren, 
innen von jet ab, fobald dreißig Sahre feit ver Verkündung diefes Ge- 
ſetzes verfloffen find, mit einer ſechsmonatlichen Frift Seitens des Schuld- 
ners gefünbigt werben. 

Diefe Beitimmungen finden auf ſämmtliche Krebitinftitute Feine An⸗ 
wendung. 

$. 93. Wenn bei Zerftüdelung von Grundftücen die darauf haften- 
den, ven Beftimmungen bes $ 64. unterliegenden Reallaſten weder durch 
Kapital, noch nach den Borfchriften des Geſetzes vom heutigen Tage über 
Errichtung von Nentenbanfen abgelöſt werden, fo bleiben für ſolche Neal- 
haften das Hauptgrundſtück und die Trennftüde in solidum verhaftet. 


Abſchn. A. 88. 91—11A. 
88. Y1 u. 92. 
. Diefe 88 waren zur weiteren Ausflihrung bes Art. 42 der Berfaff.-U. erforber- 
ih. Die 3Ojährige Ausichliegumgsfrift ift ber franzöſ. Gefeßgebung entnommen. Der 
$ 92 war nöthig, um bie Umgehuug des 891 zu verhindern. Krebitinftitute mußten 
aber von diger ihrer Aufgabe widerſprechenden Beſtimmung ausgenommen werben. Außer 
. n. 68. 
§. 93. 
68. Die ſolidariſche Verhaftung der einzelnen Theile eines zerſtückelten Grund— 
füds für Die auf demjelben haftenden Reallaſten bildet das hauptſächlichſte Hinderniß ver 
Remembration. Um die in ber Verfaſſ.-U. erfolgte Gewährleiſtung dev Theilbarkeit des 
Grundeigenthums zur Wahrheit zu machen, war eine Beſtimmung nönig, welche die 
Ö 


- 
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Dagegen ift der Berechtigte Hinfichtlich folcher Renten, welche ben Be- 
ftimmungen des 8 64. nicht unterliegen (88 53. bis 55. 65. 66. und 91.), 
verpflichtet, fich eine Vertheilung dieſer Renten auf die Xrennftüde nach 
Verhältniß des Werth verfelben gefallen zu laffen. 

Er ift jedoch zu fordern berechtigt, daß diejenigen Nentenbeträge, welche 
nach der Vertheilung jährlich unter vier Thaler betragen, burch Kapitale- 
zahlung Seitens des Pflichtigen abgelöft werben. 

Der $2. des Edikts v. 14. Sept. 1811 wegen Beförderung ber 
Yandesfultur und der $ 2. des Geſetzes v. 18. Juni 1840 über bie, ben 
Grundbeſitz beireffenden Nechtsverhältniffe im Herzogthum Weftphalen 
(G.S. 1840. ©. 153.), fowelt er diefen Beftimmungen entgegen: ift, 
werben aufgehoben. 

$. 94. Auf Abldfung over auf Negulirung iſt ſowohl der Berech— 
tigte als der DVerpflichtete anzutragen befugt. 

$. 95. Die Brovofation auf Ablöſung Seitens des Berechtigten muß 
fich ftets auf die Ablöſung aller Reallaſten erftreden, welche für ihn auf 
den Grundftücken beffelben Gemeindeverbandes haften. Sind mit ven Pro- 
vofaten Grundbefiter einer andern Gemeinde zum Naturalsfzruchtzehnt oder 


Realberechtigten verpflichtet, die verbältnigßmäßige Vertheilung ber Laften aui 
die Trennftüde ſich gefallen zu lafjen. Dies war für einen Theil ber Monarchie ſchon 
durh 8 29 der Abloöſ.O. v. 7. Juni 1821 vorgefchrieben und tft durch 8 93 h. 1. allge 
mein amgeorbnet. Der erfte Abſatz war nur fcheinbar eine Ausnahme von ber Regel. 
Denn nad) 8 94 h. 1. fonnte jeder Theil auf Ablöfung ber im 8 64 begriffenen Real 
laſten durch die Rentenbank antragen und dann mußte für die bis Dahin vworgelommenen 
Dismembrationen ber belafteten Grundſtücke die Vertheilnng der Renten auf bie Trenn- 
ſtücke dur die Auseinanberf. - Behörde nach 8 43. Nr. 2 der BO. v. 20. Suni 1817 
(A. VIIL) erfolgen, für die fpäteren Zerftädelungen aber ift bie Bertbeilung ber Ren 
tenbantrente von Amtswegen glei ber der Grunbfteuer durch 8 20 des Rentbanfgei. v. 
2. März 1850 (A. V.) vorgefchrieben. Nachdem die Anträge auf Uebernahme ber Nenten 
auf bie Nentenbant durch das ©. von 26. April 1858 und den Lu FMErlaß vom 
31. Ian. 1859 mit dem 31. Dez. 1859 abgejchloffen find (f. n. 24 zu A. V.), fo find 
auch in Betreff ber früher nah 8 64 h. 1. zu behandelnden Reallaſten, deren Abloöſung 
nicht bis zum gedachten Präffufiotermine beantragt ift, jetzt der zweite unp britte Ab 
jag bed 8 93 maaßgebend, und es müſſſen fich alſo bie Berechtigten bie Vertheilung ber 
jelben, wie bort vorgefchrieben, gefallen laſſen, können aber auch bie Kapitalablöfung der 
Theilrenten unter 4 Thlr. verlangen. 

69, Die Bertheilung und refp. Abföfung der Reallaften nad dem zweiten unt 
dritten Abſatz des $ 93 gehört ebenfo, wie die Ablöfung der nach 8 91 neu aufgelegten 
Renten, zum Reſſort der Auseinanberfegungsbehörben, da ber $ 112 h. 1. bie 
VBeftimmungen über da8 Verfahren beftchen läßt, wozu aud bie allgemeinen Kompetenzbe 
fimmungen in $ 1 des Ausführ.-Gef. v. 7. Juni 1821 (A. IX.) und $1 der BO. 
v. 30. Juni 1834 (A. X.) zu rechnen find. Die Vertheilung nach 8 93. bj. 2. zu 
rev it nur der Berpflichtete befugt. 


70. Diefer 8 bezieht ſich nicht auf die neuen Renten (8 91), deren Abldjung nur 
der Verpflichtete — mit Ausnahme des Falles Abi. 3 im $ 93 — verlangen fann. 
Yußeden .. n.53:h.1. u. das ©. v. 15. April 1857 (A. VI.) 


$. 90. 
71. Zu dieſem 8 f. die EMR. v. 20. Juni und 30. Oft. 1851 (BMBi. 2. 
254 fg.) und die Grbf. 1019 bis 22. 3. Br. 11. — Aus $95.h.1, und 8 8 des Rent 
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/ 
zu Dienften gemeinfchaftlich verpflichtet, fo muß ver Berechtigte feine 
Provofation zugleich auch gegen die Grunbbefiter dieſer Gemeinde hinficht- 
fich aller auf deren Grundſtücken für ihn haftenden Reallaſten richten. 

In denjenigen Landestheilen, in welchen ver dritte Abfchnitt des gegen- 
wärtigen Gefeßes anwendbar iſt, muß, wenn ver Berechtigte provozirt, ber 
Antrag zugleich auf Ablöfung und auf Regulirung in dem vorftehend ge- 
dachten Umfange gerichtet werben. 

Die Provofation auf Ablöfung Seitens des Berpflichteten muß fich 
ftets auf fümmtliche, feinen Grundſtücken obliegende Reallaften erftreden. 
Die Zurüdnahme einer angebrachten Provokation iſt unzuläffig. 

Die auf Grund der VBO-v. 20. Dec. 1848 (G.S. 1848. ©. 427) 
vorläufig durchgeführten Abldfungen und Regulirungen in der Provinz 
Schlefien, find von Amtswegen in enpgültige umzulelten. 

8. 96. In Beziehung auf die Kommunalverhältniſſe und die Grund- 
iteuern treten außer den Vorfchriften des $ 66. durch die Ausführung des 
gegenwärtigen Gefeßes feine Veränderungen ein. Es bleibt vielmehr vie 
Regulirung diefer Verhältniffe der Fünftigen Gemeindeordnung und ven 
Gefegen über die Grundftenern vorbehalten. 

8. 97. Die Ablösbarfeit der Reallaften, ſowie die Regulirungsfähig- 
feit der noch nicht zu Eigenthum beſeſſenen Stellen, tit ohne Rüdficht auf 


banfgej. (A. V.) in Berbindung mit $ 170 der VBO. v. 20. Juni 1817 (A. VIII.) folgt 
nicht, daß folche Realrechte, die bei der Reallaftenablöfung nicht Gegenſtand der Regu- 
lirung geweſen find, durch die Bollziehung des über fie ſchweigenden Rezeffes ipso jure 
verloren gehen. Welche Rechte Gegenftand der Regulirung gewefen find, ift in jedem 
uw gr zu beurtbeilen. So DOT. 3.8. 15. S. 241 und Entſch. Bd. 49. ©. 515. 


72. Bon den am Schluffe in Ausficht geftellten G. über die Grundſteuern ift mun- 
mehr ergangen das ©. v. 21. Mai 1861, betr. die anbermweite Regelung ber 
Brundfteuer (G.S. ©. 253). Dafjelbe orbnet aber nur bie Art der Vertheilung des 
im &3 feftgefetsten Gefammt » Grunbfteuer » Jahresbetrages von 10 Mill. Thaler auf die 
Provinzen an, und behält die Beſtimmung über Die Untervertbeilung für bie 6 öſtlichen 
Provinzen im 88 einem befonberen Geſetze, für Die beiden weftl. im 8 9, einer König. 
Berorbnung vor. Letztere ift unterm 12. Dez. 1864 (G.S. ©. 683) ergangen und bie 
gleichartige pro viſoriſche Königl. BO. für die 6 öſtl. Provinzen vom nämli-> 
hen Tage befindet ſich G.⸗S. ©. 673. — Eine allgemeine Gemeineordnun ift zwar 
unter dem 11. März 1850 (G.S. ©. 213) erlaffen, aber durch ©. v. 24. DR! 1853 
(9.5. S. 238) wieder aufgehoben und ſeitdem find folgende Gemeinbeverfaffungsgefeße 
ergangen: die Städte⸗O. filr Die 6 öftl. Prov. v. 30. Mai 1853 (G.S. ©. 261), 
8. betr. vie Städteverfaffung in Neuvorpommern und Rügen vom 31. e). 
(8.8. &.291), die Städte⸗O. u. die Landgemeinde-D. für die Prov. Weft- 
phalen, beide vom 19. März 1856 (G.-S. S. 237 fg. u. 265 fg.), das G. vom 
14. April 1856 betr. die Landgemeineverfafjung in den 6 öſtl. Provinzen 
2.8. &.406 fg.) und das ©. betr. die Gemeineverfaffung in ber Rhein— 
provinz v. gleihen Tage (G.S. ©. 435 fg.), welches die frühere Rheiniſche Gemeine- 
erdnung v. 23. Juli 1845 (&.-©. ©. 523) für Diejenigen Gemeinden, in benen bie 
— Städte» D. nicht eingeführt wird, mit einer Reihe von Abänderungen in 

aft ſetzt. 


8. 97. 
73, Diefer 5 iſt in Betreff der Regulirungsfähigleit durch 82 ver Del. vom 
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früher darüber abgegebene Willenserflärungen, auf Verjährung over früher 
barüber ergangene Judikate, lediglich nach den Vorfchriften des gegenwärtt- 
gen Geſetzes zu beurtheilen. 

$. 98. Den bei einer Ablöfung oder Regulirung Betheiligten bleibt 
es freigeftellt, auch über eine andere Art der Auseinanverfegung, als bie 
in den Abfchnitten IL und III. beftimmte, fich zu vereinbaren. Insbeſon⸗ 
dere bleibt ihnen auch unbenommen, eine bejtimmte Abfindung in Land 
vergleichswetje feftzuflellen. 

Das gegenwärtige Gefet findet, inſoweit nicht in bemfelben 
ausbrüdlich eine Ausnahme angeorpnet wird, auf vergangene Fälle feine 
Anwendung. Aus ber unentgeltlichen Aufhebung der im Abjchnitt I. ge- 
nannten Rechte und Pflichten kann von denen, zu deren Gunften fie erfolgt 
ift, ein Einwand gegen die Nachtheile nicht entnommen werben, welche 
rechtlich mit gewilfen Handlungen oder Unterlaffungen verbunden find, in 
jofern diefe Handlungen oder Unterlaffungen vor Verkündung des Gefetes 
v. 9. OH. 1848 fich ereigneten. Ebenſo wenig begründen jene Beltim- 
mungen des Abfchnitts I. einen Einwand gegen Zahlung der bis zu dem 
genannten Zage fällig gewordenen Rückſtände, noch einen Anſpruch auf Er- 
ftattung oder Entſchädigung. | 

In den Landestheilen, für welche bie drei Geſetze v. 21. April 1825 
(Nr. 938, 939 und 940 der ©.-©. für 1825) erlaffen find, Können jedoch 
auch die vor Verkündung des Geſetzes v. 9. Dt. 1848 entftandenen An- 
fprüche aus ven nach $ 2. Nr. 1. und 4. des gegenwärtigen Geſetzes ohne 
Entſchädigung aufgehobenen Rechten nur dann geltend gemacht werben, 
wenn fie durch Vertrag ober rechtsfräftiges Erfenntniß bereits feftgeftellt 
find. 

Rückſtäände, welche den doppelten Betrag ber jährlichen Nente nicht 
überjteigen, können, in fofern beide Theile einig find, nach näherer Beſtim⸗ 
mung des Rentenbanfgefetses, dev Rentenbank überiviefen werben. 

. Sit vor Verkündung des gegenwärtigen Geſetzes in einer 
Auseinanberfeungsfache ver Rezeß beftätigt oder die Ablöfung oder Regu⸗ 
lirung in Anſehung aller oder einzelner Berechtigungen (Abfchnitt I. bis II.) 
fo weit gebiehen, daß bie Abfindung durch Vertrag, rechtsfräftiges Erkennt⸗ 
niß, Anerfenntnig des Auselnanverfekungsplanes oder fonft rechtsverbindlich 
bereits feftgeftellt ift, fo Tanıı hiergegen aus bem gegenwärtigen Gefete fein 
Einwand hergeleitet werben. 


24. Mai 1853 (abgevrudt zu 8 74 in n. 62) näher beftimmt. Ferner ſ. Grdſ. 1023 
in 3. Bd. 11. 
| 53, 99 His 103. 

4. In diefen SS ift der Grundſatz ansgeführt, daß das ©. im Allgemeinen 
feine rückwirklende Kraft haben fole. Jedoch ift im 8 99 in Bezug auf bie im Ab⸗ 
fchnitt I. unentgeltlich aufgehobenen Rechte und Pflichten die Wirkung des ©. auf die Zeit 
rückwärts bis zur Verkündung des Siftirungsgefees vom 9. Oft. 1848 (f.n.2 und 8 
113) zurückbezogen, indeß mit Ausſchluß der Anfprüche auf Erftattung oder Entfchädigung. 
Ferner enthält ber Abſ. 2 des 899 noch eine weitergehende dellaratorifche Beſtim— 
mung für ben G.B. der 3 ©, v. 21. April 1825, um bie bort anhängigen zahlreichen 
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Dagegen find die Beitimmungen dieſes Geſetzes auf alfe noch nicht 
rechtsverbindlich feitgeftellten Verhältniſſe anwenbbar. 

ft aber in einer folchen Ablöfung oder Regulirung ein Landtheilungs⸗ 
plan bereits ausgeführt, wenn auch noch nicht rechtsverbindlich feftgeitellt, 
fo kann folcher auf Grund bes gegenwärtigen Gefeßes nicht mehr ange- 
fechten, ſondern bie Ausgleichung wegen ver nach biefem Geſetze zu berech- 
nenden Abfindung nur in einer nach den Beftimmungen der Gemeinheits⸗ 
theilungs⸗ Ordnung zu behandelnden Rente bewirkt werben. 

$. 101. Die Beftimmungen des 8 95. finden auf alle noch anhän- 
gigen Regulicungen und Ablöfungen Anwendung. 

8. 102. Die Beftimmungen des 8 47. find auf alle bereits anhän- 
digen Ablsſungen von BYefigveränderungs- Abgaben anmwenbbar, in welchen 
die Abfindung noch nicht vechtswerbinpfich feftgefteltt tft. (8 100.) 

. . Der Anfpruch auf die nach der Deflaration v. 29. Mat 
1816 (G.-S. 1816. ©. 154) zu gewährenvde höhere als die Normalent- 
hädigung fällt fort, wenn biefe höhere Entfchänigung bei Verfünbung bes 
gegenwärtigen Geſetzes nicht fchon durch Vertrag, rechtsfräftiges Erfenntniß, 
Anerfennung des Auseinanderfegungsplans oder fonjt rechtsverbindlich feſt⸗ 
geftellt if. Es bewendet in diefem Falle, fowohl dem Berechtigten als 
dem Berpflichteten gegenüber, lediglich bei der feitgeftellten Normalentjchäs 
bigung. 

Der Anfpruch auf geringere als die Normalentjchäbigung wird nach 
ven Borfchriften ver bisherigen Geſetze erledigt; doch bleibt auch hierbei der 
Artifel 68 der Deklaration v. 29. Mai 1816 außer Anwendung. 

8. 104. Der Termin zur Ansführung. der Auseinanderfegung wird, 
wenn bie Intereffenten fich über venfelben nicht vereinigen, durch die Aus- 
einanderſetzungs⸗Behörde beftimmt. 

8. Für das in biefem Geſetz 88 11. 14. 17. 30. 31. 44. 


Streitigkeiten über das ſchon vor Erlaß des Ablöſ.G. v. 2. März 1850 rechtlich zweifel- 
hafte Heimfallsrecht abzufchneiden, welches durch 8 2. Nr. 1 u. 4 h. 1. unentgeltlich auf- 
gehoben iſt. Andrerfeits iſt das ©. in feiner Ausführung auf alle no ni ht redts- 
verbindlich fefgeftellten VBerhältniffe anwendbar erklärt, unb auch auf bie bei 
kinens Erlaß bereits anhängigen Anseinanberjeßungen ausgedehnt. Hiervon macht nur 
ter Schlußfa bes 8.103 eine Ausnahme im Betreff ber bereits ſchwebenden Anſp rüche ber 
in ber Regulirung begriffenen uneigenthilmlichen Wirthe auf geringere als bie N ormal- 
entihäbigung, die nach ben bisherigen Borjchriften ber Art. 66 fg. der Dell. v. 29. Mai 
1816 erledigt werben ſollen, jedoch fo, daß, wenn bei ber Ermittelung ſich eine höhere, 
ald die Rormalentfhäbigung ergiebt, dies nicht, wie Art. 68. 1. c. vorjchrieb, dem Guts- 
berm zu Gute kommen fol. — Die im Schlußſatz bes 8 99 citirte Beſtimmung des 
Rentbanlgeſ. ift ver 8 10, uach welchem bie Ueberweiſung von Rückſtänden anf bie Ren- 
tenbant nur bei Anwendung ber längeren Tilgungsperiobe von 56%, Jahren db. h. bei 
Entrichtung von °/ıo ber vollen Rente zuläffig iſt. Diefe Ueberweiſung ift alſo auch un⸗ 
Hatthaft bei Abldfung durch Baarlapital, ftatt deſſen Rentenbriefe gewährt werben: fo 
NR. v. 11. Nov. 1851 (BMI. S. 257). — Zum 8100. f. n. 18 zu 825 Aus⸗ 
führ.-®. v. 7. Juni 1821 (A. IX,) 
$. 105. 

1748. Die hier citirten 88 nebſt der Min.-Inftr. v. 12. Oft. 1835 ſ. unter A. X. 

und Beilage G. dazu. 
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63. 72. 83. 85. 88. angeorbnete fehlepsrichterliche Verfahren gelten bie 
88 32 ff. ver VO. v. 30. Juni 1834 wegen des Gefchäftsbetriebs in ven 
Angelegenheiten ver Gemeinheitstheilungen u. f. w. (G.:S. 1834. ©. 96) 
gegebenen Vorfchriften. 

8. 106. Die Koften ver Regulirungen und Ablöfungen, ausſchlleßlich 
ver Prozepfoften, find zur einen Hälfte von ven Berechtigten, zur anberen 
Hälfte von den Verpflichteten zu tragen. 

Mehrere Berechtigte oder mehrere Verpflichtete haben zu ben fie be: 
treffenden Koſten nach Verhältniß des Werths der abgelöften Reallaſten 
und Gegenleiftungen beizutragen. 

Die Koften in noch anbängigen Auseinandberfegungen und 
Prozefjen über Berechtigungen, Abgaben und Leiftungen, welche in Folge 
ver Beftimmungen des gegenwärtigen Geſetzes unentgeltlich wegfallen, wer- 
ven, in foweit fie nicht bereit8 bezahlt find, ntedergefchlagen. 

8. 108. Die Generalfommiffionen und landwirthſchaftlichen Regie⸗ 
rungsabthetlungen find befugt, mit der Beforgung einzelner, zum Ausein- 
anderfegungs-Verfahren gehöriger Gefchäfte, und felbft mit der vollftändigen 
Bearbeitung einfacher Auseinanverfegungen, jeden Staats- und Gemeinde 
beamten zu beauftragen, welchen fie dazu für geeignet halten. Dieſe Be 
amten find verpflichtet, fich innerhalb ihres Amtsbezirks folchen Aufträgen 
zu unterziehen und überkommen wegen biefer Gefchäfte gleiche Rechte und 


107. 
75. Ueber bie Auelegung un  usfügrung dieſes f. LMR. v. 30. Mai 1850 
(OMEL. 108 191) m FIzu LMXR. v. 12. Dez. 1850 (VMBl. S. 389). 
bis 1 
5%; Diefe 88 en in bem Regierungs⸗ Geſetzentwurfe nicht enthalten, fondern find 
erft auf ben Han der Kommiffton der erſten Kammer neu hinzugefügt worben 
(ſ. L. u. v. R. II. a. ©. 755); biefelben bezweden: 
a. bie Bermehrung, ber Arbeitskräfte zur fchnelleren Bewältigung der Auseinanber- 
jegungen — 8108 — 
b. bie Erleichterung der Legitimationsführung — 8 109 —- 
c. bie möglichfte Einfgeäutung ber Renachrichtigung ber Realgläubiger von ben Kapital 
abfindungen — 88 110 u. 111. 
Sie find duch Art. 15 des — „G. zur Gemh.⸗Th.⸗O. v. 2. März 180 
(A. VII. ».) auch auf das Verfahren bei. Gemeinheitstheilungen im An— 
wenbung gefeßt und gelten fomit für alle Auseinanderſetzungsſachen (Ablö 
jungen, Regulirungen und Gemeinheitstheilungen), die zum Reſſort der 
Auseinonberfegungebehdrben gehören. 


77. Diefer 5 entfpricht ber zu gleichem Zwed getroffenen Beſtimmung im $ 22 bee 
Regl. für die Tilgungskaſſe im Kr. Heiligenftabt ꝛc. ſſ. Beilage C. zum Rentbankgeſetz 
(A. VM. — Zu ben „Staatsbeamten“, ‚denen ohne Ausnahme nah $ 108 h. |. 

ufträge ertheilt werben können, gehören. bie vereibigten Delonomielommiffions- 
gebilfen — jedoch unter der im 8 59 ber BO. v. 20. Juni 1817 vorgefchriebenen 
Oberaufficht der orbentlichen Delonomielommiffartien — und bie mit Penſions berechti⸗ 
gung verjebenen vereibigten Feldmeſſer, (vergl. EM. v. 10. Aug. 1850. 
VMðl. S. 253), ferner au die Übrigen vereibigten Feldmeſſer und biejeni- 
gen vereibigten Protokollführer, welche behufs ihrer Ausbildung zu Oekonomie 
fommiffarien eingetreten und deshalb ben Supernumerarien in anderen Dienflzweigen 
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Pflichten, wie die beftändigen Kommiffarien ver Ausetnanberfegungs-Behör- 
ten. Die von ihnen innerhalb der Grenzen ihres Auftrages aufgenomme- 
nen Verhandlungen haben viejenige Kraft, welche im 8 55. ver BO. vom 
20. Juni 1817 den Protofollen der Spezial - Kommiffarten beigelegt 
worben ift. | 

Die Vollziehung der Auseinanderfegungs-Nezeffe Tann mit der näm⸗ 
lichen Wirkung, wie vor einem als Nichter befähigten Juftizbeamten oder 
bor einem Notar, auch vor einem jeden von ver Generallommiffion ober 
ver landwirthſchaftlichen Regierungsabtheilung mit dieſem Gefchäfte beauf- 
tragten Staats oder Gemeindebeamten erfolgen. ‘Die befchränfende Vor- 
Ihrift des $ 43 der VO. v. 30. Juni 1834 wird aufgehoben. 

8. 109. Die Legitimation jedes bei einem Auseinanderſetzungs⸗Ge— 
ſchäft fich meldenden Intereffenten, deſſen Befittitel im Hypothekenbuche 
noch nicht berichtigt worden, ift als geführt zu erachten: 

a) wenn bemfelben von ber betreffenden Gemeindebehörde befcheinigt 
wird, daß er das Grundſtück, um welches e8 fich handelt, eigenthüm⸗ 
lich befige, oder wenn er eine auf die Erwerbung des Eigenthums 
davon lautende äffentliche Urkunde vorzulegen im Stande tft; 

b) wenn babei die übrigen Theilnehmer des Gefchäfts die Legitimation 
nicht beftreiten, und 

c) nach gefchehener öffentlicher Bekanntmachung ver Auseinanderfegung 
(Ausführungsgefeg v. 7. Juni 1821. 8 12., BO. v. 30. Juni 1834. 
$ 25) und Benachrichtigung der aus dem Hhpothefenbuche etwa 
erfichtlichen Eigenthums- Prätendenten bis zur Rezeßvollziehung fein 
Anderer bei dem Spezial - Komniffartus oder bei der Auseinander⸗ 
ſetzungs⸗Behörde Beſitzanſprüche erhoben hat. 


gleichzuſtellen find, aber nicht biejenigen, welche lediglich im Privatbienft der Speciallen- 
miſſarien ſtehen und nur den Eid auf richtige Führung des Protofolls abzulegen haben: 
ſo LMX. v. 12. Febr. 1851 und Gutachten des RK. v. 10. Ian. 1851 (VBMLL. 
2.42), — Den Yuftiz » Beamten können nad $ 108. h. 1. in ber Regel nur innerhalb 
ures Amtsbezirks und nad) eingeholter Genehmigung ihres Borgefeßten (melde, wo das 
Intereffe des Juſtizdienſtes nicht gefährbet wird, bereitwillig ertheilt werden fol) und zwar 
me mit einzelnen Gefchäften oder ganz einfachen Auseinanberjegungen beauftragt werben: 
e LMR. v. 9. un YMER. v. 24. Sept. 1851 GWBVl. S. 204). — Die gleid)- 
zige Beihäftigung ber Vermeflungsreviforen und Feldmeſſer mit kommiſſari⸗ 
(hen und Bermeffungsarbeiten in ber nämlichen Sache ift ünzuläffig: fo LME. vom 
. Jau. u. 21. Okt. 1853 (GMBl. S. 30 u. 266) und MR. v. 30. Sept. 1856 
(BMBL S. 264). 
$. 109, 


78 Ein weientliches Hinberniß für die ſichere und ſchleunige Erlebigung der Aus- 
Manderfetsungsgefchäfte lag in der bisherigen Schwierigkeit ber Legitimationgfeftftellung 
beim Drengel von Befititelberichtigung, rejp. von Hypothekenbüchern. Deßhalb ift im 
3109, h. 1. ein einfaches Verfahren angeorbnet, um bie Legitimationsmängel ber bloßen 
Naturalbefitzer in foweit zu heben, als zur Hechtswerbinblichkeit der Verhandlungen für bie 
ven ihnen vertretenen Grundſtücke nöthig ift. Man bat fich dabei im Allgemeinen an bie 
Grunbfäge angefchloffen, bie zu ähnlichem Zwecke im 8 102. Tit 51. Th. I. X. ©.-D., 
in K.O. v. 9. Mai 1839 (G.S. ©. 163) und BO. v. 7. März 1845 (G.⸗S. S. 160) 
rfolgt find, Da hiernach die Legitimation nicht mehr ausfchließlich auf das Hhp. » Bud 
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Wer fih nah Ablauf bes in ber öffentlichen Belauntmachung ange: 
gebenen Termins bis zur Nezeßvollziehung als Befiger meldet und legitimirt, 
muß Alles gegen fich gelten lafjen, was bis zu dem Zeitpunfte feiner Mel: 
bung mit dem nach ben obigen Litt. a. und b. vorläufig legitimirten In- 
haber des Grundſtücks feftgeftellt worden tft. 

Der Hppothefenrichter darf die Eintragung des von den Auseinander⸗ 
ſetzungsbehörden beftätigten Nezeffes in das Hypothekenbuch nicht vwerfagen, 
auch wenn ber Rezeß mit einem andern als dem eingetragenen Befiter ub- 
gefchloffen, bet ver Beſtätigung aber von der Auseinanderſetzungs⸗Behörde 
befcheintgt tft, daß die Legitimation der noch nicht titulirten Beſitzer in 
obiger Weife ergänzt fet. 

$. 110. Die befondere Belanntmachung der Rapitalabfinpungen an 
bie eingetragenen Gläubiger und an bie fonftigen Nealberechtigten fällt weg: 

a) in fowelt die Kapitalabfindungen zu den Einrichtungsfoften erforber- 
ich find; 

b) bei anverwelten Verwendung in die Subftanz bes berechtigten Gutes 
oder zur Abſtoßung priovttätifch eingetragener Kapitalpoften, ohne 
Rückſicht darauf, wie Hoch fich die eingetragenen Schulven oder 
Rapttalabfindungen belaufen. 

Ob und wie weit die Verwendung in einer, die Gläubiger und 
Realberechtigten des berechtigten Guts ficherftellenden Weiſe erfolgt 
ift, hat die Auselnanberfegungs-Behörve allein, nach ihrem Ermeſſen, 
zu prüfen; 

ce) wenn die Kapitalsabfindung nur zwanzig Thaler oder weniger beträgt; 

d) wegen ver Gelventfchäpigungen für ven neueften Düngungszuftand 
und für Verbefferungsarbeiten ; 

e) megen berjenigen Kapitalsabfindungen, welche nach dem Gefete über 
die Errichtung von Rentenbanken an den Berechtigten 
aa) von den Verpflichteten für Renten over Nentenantbheile unter 

Einem Silbergroſchen; 
bb) von der Rentenbanf für die über den Nennwerth der ausgehän— 
bigten Rentenbriefe überfchiegenden Beträge (Kapitalſpitzen) 
gezahlt werden müſſen. 


gegründet werben foll, jo mußte die Verantwortlichkeit für deren gehörige Prüfung lediglich 
der Auseinanderjegungsbehörbe überlaffen und ber Hypothelenrichter Davon befreit werben. 
— Der 8109 findet au) dann Anmwenbung, wenn noch kein Hyp.-Buch angelegt iſt; ber 
Hyp. » Richter ift zwar auf Grund folhen Verfahrens ben Befigtitel zu berichtigen nicht 
werpflichtet, wohl aber hat er behnfs künftiger Eintragung eines zwiſchen folchergeftalt legiti- 
mirten Intereffenten geihloffenen Hezeffes von demjelben Kenntniß zu den Hyp.⸗Alten zu 
nehmen: jo MR 12. Febr. 1851 (VVBl. ©. 42), 
SS. 110 u. ill. 

19. Diefe 88 find nur verſtändlich im Zuſammenhange mit den früheren geſetzüchen 
° materiellen und formellen Beſtimmungen über die Anſprüche der ——æ—e und 
Nealberechtigten au den Kapitalabfindungen und die Wahrnehmung ihrer Gerechtſame durch 
die Auseinanderſetzungsbehörden. Vamentuch wird verwieſen auf bie Beſtimmungen ber 
g$ 150 bis 155 der Gemb.-Th.-D. v. 7. Juni 1821 (A. VII. A), welche durch 55 39 
und 40 der gemäß ben beiden ©. v. 8. April 1823 auch in dem Stofherzogthum Poſen 
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Die unter c. d. e. gedachten Abfinbungsgelver erhält ver Berechtigte, 
wenn er zugleich im Hypothekenbuche eingetragener Befiger ift, zur freien 
Dispofition, und iſt insbefondere auch deren Verwendung in das Lehen, 
Fideikommiß, Erbzinsgut 2c. nicht zu kontrolliren. 

Die Vorſchriften des Geſetzes v. 29. Juni 1835. $ 9. — ber Ab⸗ 
löſungsordnung v. 13. Juli 1829. $ 103. — der Ablöſungsordnung v. 
18. Juni 1840. 88 100. 101. — des Ablöfungsgefeßes v. 4. Juli 1840. 
58 74. 75. und der Gemeinheitstheilungsordnung v. 7. Juni 1821. 8 152. 
werben en 

Eine jede Belanntmachung ber Rapitalabfindungen ift nur 
an —** Gläubiger und Realberechtigten zu richten, welche im Hypo⸗ 
thefenbuuche des berechtigten Gutes eingetragen find. Eine Ermittelung und 
Benadhrichtigumg ihrer nicht eingetragenen Erben, Ceſſionarien over Rechts⸗ 
nachfelger ift nicht erforderlich, wird vielmehr durch die öffentliche Bekannt⸗ 
machung erſetzt, welche eintreten muß, wenn ber eingetragene Krebitor tobt 
oder ſeinem Aufenthalte nach unbekannt over nicht mehr ver Beſitzer ver 
Forderung ift. Sollte in diefen Fällen die Ermittelung und befondere Bes 
nachrichtigung des zeitigen Beſitzers der Forderung ohne Schwierigkeit zu 
bewirken fein, fo fteht e8 der Auseinanderſetzungs⸗Behörde frei, diefen Weg 
ftatt der elientiispen Bekanntmachung einzufchlagen. 

$. 112. Außer den abändernden Beftimmungen ver 88 106 bis 111. 
bleiben vorläufig die übrigen, das SKoftenwefen und das Verfahren, fo wie 
die Rechte britter Perfonen regelnden beftehenden gejeglichen Beſtimmungen 
und bie hieranf bezitglichen Vorſchriften der oben im 8 1. genannten bis- 
berigen Geſetze in Kraft, infoweit fie nicht durch diefes und das Gefek nom 
heutigen Tage über die Errichtung von Rentenbanken ausprüdlich abge- 
ändert find. 

8. 113. Mit dem Zeitpunfte ber a ung bes gegenwärtigen 
Gefeges verliert das Gefek vom 9. Dt. 1848 


u. ſ. w. geltenden Abldfungsorbmung v. 7. Juni 1821 und burd 88 96 fg. ber Ab- 
Kfungsordnung v. 13. Juli 1829, fo wie bie gleichartigen 88 ber Ablöſ.G. v. 18. Juni 
1240 und 4. Juli 1840 auf Reallaftenablöfungen und Dur $ 94 des ©. vom 
8. April 1823 für das Großherzogthum Pofen und $ 1 des Gef. vom 29. Juni 1835 
u XH.,) auf Eigenthbumsregulirungen in Anwendung gefetst find, ferner auf 88 

4,5, 6, 7, 8 und den durch $ 110. h.1. aufgehobenen $ 9 des eben erwähnten ©. vom 
29, Iuni 1835, ſowie auf 88 10 und 58 bis 60 der BO. vom 30. Juni 1834 (A. X.) 
die n. zu diefen SS, insbeſondere zu 888 u. 9. ©. v. 29. Juni 1835 (A XII) 
wm n.1. zu letzterem. 


80. Bon ben durch diefen 8 im Kraft erhaltenen Borfchriften der im Uebrigen durch 
$1 aufgehobenen Oeiege find bie das Verfahren betreffenden in ben n. Lund2 zur BD. 
vom 20. Juni 1817 (A. VIII) angeführt und bie auf die Rechte dritter Perſonen be- 
jüglihen bei dem ©. v. 29. Juni 1835 (A. XII) überfichtlich zufammengeftellt: ſ. n.1 
zu ſetzterem. 

$. 113. Abſ. 1 
A Gier a erga ngen das nachftehenbe: 
Mai 1854 betr. die Aufhebung der durch das ©. v. 9. Oft. 1848 an- 
— Siſtirung von Verhandlungen und Prozeſſen (G.S. ©. 257). 


— 
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betreffend die Siftirung ter Verhandlungen über bie Regulirung 

ber gutsherrlichen und bäuerlichen Verbältniffe und über vie Ab- 

Löfung der Dienfte, Natural- und Geldabgaben, fowie ber über 

biefe Gegenftände anhängigen Prozeſſe (G.S. 1848. ©. 276.), 
in Anfehung aller derjenigen Verhandlungen uud Prozeſſe feine Wirkſam⸗ 
feit, welche Rechtsverhältniffe zum Gegenftanpe haben, die nach dem gegen- 
wärtigen Geſetz geordnet werben folfen. 

Ueber die Mühlenabgaben und die Anwendung bes gegenwärtigen Ges 
fees auf dieſelben bleiben die näheren Beitimmungen einem befonberen 
Geſetze vorbehalten. 

[Bet der Siftirung der Ablöfungs- Verhandlungen und Prozeffe über 

bie Mühlenabgaben behält es einftweilen fein Bewenden.] 

. 114. Die Ausführung des gegenwärtigen Gefeges in dem Regie: 
rungsbezirf Stralfund wird der General » Kommiffion zu Stargard über- 
tragen. Es kommen bierbei, in Beziehung auf das Verfahren, das Koften- 
weſen und bie Rechte dritter Perfonen, dieſelben geſetzlichen Borfchriften 
in Anmwenbung, welche in dem bisherigen Gefchäftsbezirt der gebachten Be 
hörde gelten. 

Urkundlih unter Unferer Höchfteigenhänbigen Unterfhrift und beige: 
drudtem Königlichen Infiegel. 

Gegeben Charlottenburg, d. 2. März 1850. 

(L. S. Friedrich Wilhelm. 
Gr. v. Brandenburg. v. Labenberg. v. Manteuffel. v. d. Heydt. 
v. Rabe. Simons dv. Schleints. v. Stodhaufen. 


— — — — —— 


Wir Friedrich Wilhelm ꝛc. verorbnen mit Zuflimmung der Kammern, was folgt: 
Die in den SS 1 und 2 des ©. v. 9. Oft. 1848 (G.-©. pro 1848. ©. 276-279) 
angeordnete Siftirung von Verhandlungen und Progefien wird, infoweit als bies bisher 
noch nicht gefchehen ift, hiedurch aufgehoben. 
Urkundlih ıc. 
Gegeben Charlottenburg, ven 1. Mai 1854. 
. 8.) Friedrich Wilhelm. 
v. Manteuffel. v. d. Heybt. Simone. dv. Raumer. v. Weftphalen. 
v. Bodelſchwingh. dv. Bonin. 
Die Beranlaffung zu biefem ©. lag namentlich darin, daß, da der erfte Abſatz des 
8 113 die Sifiirung nur in Betreff der durch das Abldf.- ©. v. 2. März 1850 geord⸗ 
neten Rechtsverhältniſſe befeitigt hatte, biefelbe in Anjehung der Streitigleiten über die 


Regulirungsfähigkeit bäuerlicher Stellen in Neuvorpommern, über welche das ©. v. 


2. Mär; 1850 im Abichn. 
achtet worden war. 
$. 113. Abſ. 2 u. 3. 
82. Das ©. betr. bie auf Mühlengrumbftüden haftenden Reallaften, ift unterm 
11. März 1850 erfaffen und hat die Siftirung ber Ablöf. » Verhandlungen und Prejel: 
über Mühlenabgaben aufgehoben (ſ. unter der folgenden Nummer IV. ». 8 9). 


II. Nichts beftimmt, vom Obertribunale für fortbauernb er 
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Beilage zu A. IV. A. Abloͤſ“G. v. 2, März 1850 


und zwar zu n. AA. 


Geſetz v. 31. Mai 1858 betr. die Regulirung des Abdedereiwejeng 
(G.:5. S. 333.) 

Mir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaben, König von Preußen zc. 2c. verord: 
nen, mit BZuftimmung beider Häufer des Landtages, für den ganzen Umfang der 
Monarchie, mit Ausſchluß der Hohenzollernfchen Lande, was folgt: 

1. Aufgehoben werben hierdurch: ' 

I. vie Berechtigung, Konzeffionen zur Errichtung von Abdederei-Anlagen oder zum 
Betriebe des Abvedereigewerbes zu ertheilen; 

I. alle Abgaben, welche für den Betrieb des Abdedereigewerbes entrichtet worden, 
wogegen dies Gewerbe fortan überall der Gewerbeiteuer vom Handel unter: 
worfen wird; 

ie Berechtigung, vergleichen Abgaben aufzulegen; 

en 

IV. die Berechtigung, von den Einwohnern eines gewiſſen Bezirks die Ueberlaffung 
des gefallenen oder abitändig gewordenen Viehes zu fordern (Fmwangs: und 
Bannredht), jowie das Recht, Anderen den Betrieb des Abdedereigewerbes zu 
unterfagen oder fie darin zu beſchränken (ausſchließliche Gewerbeberechtigung), 
dies legtere jedoch nur infofern, als dafjelbe mit jenem Zwangs- und Bann: 
rechte verbunden iſt und beibverlei Rechte nur in den Fällen, wenn fie entweder: 
1) dem Fiskus, oder 
2) einer Stadt: oder Landgemeinde innerhalb ihres Kommunalbezirks zuftehen, 


er ı 
3) von einem dieſer zu 1.und 2. gedachten Berechtigten erſt nach dem 1. Yan. 
1855 auf einen Andern übergegangen find, oder 

4) wenn die Aufhebung nah dem Inhalte der Verleihungs-Urkunde ohne Ent: 

ſchaͤdigung zuläffig ilt- 

2. In allen anderen im 8 1. unter IV. zu J. bis 4. nicht bezeichneten Fällen 
fönnen dergleichen Zwangs⸗ und Bannrechte, nebit damit etwa verbundenen ausichließ- 
lichen Gewerbeberedhtigungen, auf Antrag der Bannpflichtigen, nach den meiter unten 
telgenden Beitimmungen (SS 10—23) abgelöſt werden. 

3. Dagegen unterliegen ausſchließliche Abdederei = Gemwerbeberedhtigungen, 
welche mit Zwangs- und Bannrechten nicht verbunden find, weder der Aufhebung, 
noch der Ablöfung- 

Ebenſo dauern die Neal-Gewerbeberehtigungen ber Abdeder ſelbſt in den Fällen 
jert, in welden biefelben mit aufgehobenen oder abgelöften Zwangs- und Bann: 
tchten und dieſen anklebenden ausſchließlichen Gemwerbeberedhtigungen verbunden 
waren. 
84. Bei Beurtheilung der Frage: 
ob die auf Abvedereien baftenden Abgaben durch die Beitimmung im $ 1. 
Nr. II. diefed Geſetzes aufgehoben worden find oder nicht, 
— lediglich bei den allgemeinen Grundſätzen über die Beweisführung und 
weislaft. 


Die Beſtimmungen in den 88 3. und 4. der Verordnung vom 19. Februar 1832 
DS ©. 64) finden auf die von den Abdedereien zu entrichtenden Abgaben An: 
wendung. . 

85. Auf die im 8 1. nicht aufgehobenen Abgaben und auf die Leiftungen vom 
Abvedereiwefen finden die Beitimmungen des Geſeßes, betreffend die Ablöfung der 
Reallaften und die Regulirung der gutsherrlichen und bäuerlichen Berpältnifie, vom 
2. März 1850 (G.:©. für 1850. ©. 77), Anwendung. 

$ 6. Für den Verluft der durch $ 1. unter Nr. 1. II. und III. aufgehobenen 
Berehtigungen findet eine Entfchädigung jtatt, wenn diefelben zur Zeit der Publila- 
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tion dieſes Geſetzes in rechtägültiger Weiſe für immer oder auf Zeit unwiderruflich 
beftanden haben. 

& Ausgeſchloſſen ift jedoch aud in dieſem Falle jede Entſchädigung, wenn die Be: 
rechtigung: 

1) dem Fiskus oder einer Stadt- oder Landgemeinde innerhalb ihres Kommunal: 
ü bezirf3 zugeſtanden hat, 
oder 

2) von Einem ber zu 1. gedachten Berechtigten erjt nach dem 1. Januar 1855 auf 

einen Andern übergegangen ift. 

8 7. In dem im ‘ 6. unter 2. bezeichneten Falle kann der gegenwärtige In: 
haber der Berechtigung jofort die Aufhebung des .zwifchen ihm und dem früberen 
Berechtigten beſtehenden Vertragsverhältniſſes verlangen; er muß aber dieſes Berlar: 
gen vor Ablauf des Monats April 1859 gegen den früheren Berechtigten jehriftlib 
erllären. Wird von diefer Befugniß Gebraud gemacht, fo find die rechtlichen Folgen 
der Stufbebung nah den allgemeinen nefehlicen Vorſchriften gu beurtbeilen. Jit 
jenes Verlangen innerhalb der oben gedachten Friſt dem früher Berechtigten nicht er: 
tlärt worden, fo müflen die für Ueberlafjung der Berechtigung übernommenen Ber: 
pflihtungen ohne Abzug fortgefegt erfüllt werben. 

3. Die Berechtigten haben ihre Entjhädigungsanfprüche bei Verluſt derjelben 
jpätelteng bis zum Schluffe des Monats April 1859 bei der Regierung jchriftlih an: 
zumelden. Es können jedoch die im 8 39 des Entſchädigungs-Geſetzes zur Allgemeinen 
Gewerbe : Ordnung vom 17. Januar 1845 bezeichneten Sntereffenten (Lehns- und 
Sie mi folger, Wiederlaufsberechtigte, Hupotbelengläubiger und andere Realbe: 
techtigte) den Entihädigungsanfpruh noch während einer anderweiten präflufiviiben 
Friſt von drei Monaten durch fchriftlihe Anmelvung bei der Regierung geltend machen. 
Auf einen nad Befriedigung diefer Intereſſenten etwa verbleibenden Ueberſchuß 
m kann der Berechtigte, welcher die Anmeldung verfäumt bat, feinen Anſpruch 
maden. 

5 9. Die Entſchädigung ($ 6) für die im $ 1. unter Pr. I. II. und TU. auf: 
gehobenen Berechtigungen wird nach den Bellimmungen ver 88 25. bie 27. des nt: 
ſchadigungsgeſetzes zur Allgemeinen Gewerbe-Ordnung vom 17. Januar 1845 mit der 
Maaßgabe ermittelt und feitgeftellt, vaß der Betrag der reinen Nugungen, welche die 
Berechtigten ermeislich in den fahren 1835 big 1854 einſchließlich im Durchſchnitt 
bezogen haben, der Feltitellung der Entihädigungefumme zum Grunde gelegt und 
daß die feitgejeßte Nente, vom Tage der Verkündigung dieſes Gefebes ab, aus der 
Staatskaſſe gewährt wird. 

3,10. Die Ablöfung der nah $ 1. unter Nr. IV. nicht aufgehobenen Zwangs 
und Bannrechte erfolgt auf den Antrag der Zwangs- und Bannpflichtigen, telde 
dabei, und zwar fowohl bei dem Antrage auf Ablöfung, mie bei dem Ablöſungsver— 
fahren und bei allen im Laufe deſſelben vorkommenden Verhandlungen, Brozeflen, 
Vergleichen, Vertragsabſchlüſſen ꝛc., 

a) ſoweit fie zu einem Gemeindebezirke gehören, von deſſen Gemeindevorſtande, 

b) ſoweit fie zu einem Gutsbezirke gehören, von dem Befiger des Gutes, 

c) fomweit fie meder zu einem Gemeinde: noch Gutäbezirle gehören, von dem 

Befiger des Grundſtücks, innerhalb deſſen Grenzen fie wohnen, | 
vertreten werben, ohne daß es hierzu einer allgemeinen oder einer. Spezial:Bollmast 
bedarf. Sind bei dem Ablöfungsverfahren mehr als fünf Gemeindevorttände, Buts: 
oder Grundbeſitzer betheiligt, fo müſſen auf Erfordern der Behörde oder ihres Kom 
miflariug ‚gemeinfchaftliche Bevollmächtigte von ihnen gewählt werben, deren Zahl 
drei nicht überjteigen darf. Kommt gar feine Wahl zu Stande, fo ift die Regierung 
befugt, denfelben einen gemeinfhaftlihen Bevollmächtigten zu beftellen. 

Bei allen Verhandlungen mit dem Abpedereiberechtigten oder einem abgaben- 
berechtigten Dritten müflen ſich die Beenden wie deren Bepollmädtigte, in Br: 
zug auf ihre gemeinfamen oder gleihartigen Intereſſen dem Beſchluſſe der Mebrbeit, 
nad Maaßgabe des dein Zwangs: und Bannrechte unterworfenen Viehſtandes be 
rechnet, unterwerfen. 


Auch der Gemeindevorftand (ad a) hat den Antrag davon abhängig zu machen, 
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daß in der Gemeinde die Mehrheit nad) Maaßgabe des dem Zwangs: und Bannredhte 
unterwortenen Viehſtandes ſich dafür ausfpridt. 

$ 11. Die Ablöfung findet jevody nur dann ſtatt, wenn der dem Zwangs- und 
Bannrecht unterworfene Viehftand ver Gemeinden, Gutsbezirke und einzelnen Be- 
ſizungen, für welche dieſelbe beantragt wird, die Hälfte des in Rede jtehenden Vieh: 
ſtandes im Bannbezirke beträgt. 

Hierüber hat die Regierung auf Gruud der neueften amtlichen Nachrichten mit 
Vorbehalt des binnen ſechs Wochen präklufivifcher Friſt anzubringenden Rekurſes an 
ie en für Handel und Gewerbe und für landwirtbichaftlihe Angelegenheiten 
ju en n. 

$ 12. Jeder zum Antrag auf Ablöfung Berechtigte iſt befugt, die andern Pro⸗ 
volationsberechtigten des Bannbezirks ($ 10) über ven Beitritt zur Fronolation ver: 
nehmen zu laſſen. Derſelbe bat aber, wenn diefer Verſuch zur Begründung der 
Trovolatton fehlichlägt, die auf Erfordern der Behörde von ihm vorzufchießenven 
Koſten ($ 23) zu tragen. 

$ 13. Die Zultimmung zur Brovolation muß fchriftlih oder zum Protofoll er: 
färt werden. Sit dies gejcheben, fo Tann der Rüdtritt des Einen oder Anderen von 
ter Provokation das Recht der übrigen Provolanten, wie des Berechtigten ($ 14) auf 
die Ablöfung, nicht wieder aufheben. 

814. Sobald cine PBrovofation von der Regierung für zuläffig erachtet worden 
tt ($ 11), hat auch der Abdedereiberechtigte die Befugnih, alsdann ſeinerſeits die Ab- 
löfung jür den ganzen Bezirk zu verlangen. 

j Eine mit dem Zwangs- und Bannrechte verbundene ausſchließliche 
Gewerbeberechtigung muß gleichzeitig mit dem erjteren abgelöjt werben. 

8 16. Ber syeltitellung des. Umfangs des Zwangs- und Bannrechts, wie einer 
damit verbundenen ausfcließlichen Gewerbeberechtigung, ift auf ten Inhalt der Privi⸗ 
legien, Berleihungs » Urkunden oder fonftiger fpezieller Nechtstitel zurüdzugehen, und 
ind diejenigen Crmeiterungen, ver Berechtigung, welche durch Tandespolizeiliche Ver: 
erdnungen eingetreten find, ingleichen etwanige, mit dem Abdedereibetriebe in Verbin: 
dung getretene Nebengewerbe nicht zu berüdfichtigen. 

Die Ermittelung des Werthes diefer Berechtigungen, ſowie die Feſtſetzung der 
dafüt zu gewährenden Entſchädigung, erfolgt nach $ 35 des Entſchädigungsgeſetzes 
jur Allgemeinen Gewerbe-Orbnung vom 17. Januar 1845. 

} 7. Sole Abgaben und Leitungen, zu welchen bie Abvedereiberehtigten in 
Beziehung auf die abzulöfenden Berechtigungen verpflichtet waren, find, fofern fie 
von dem Abdedereiberechtigten an die Zwangs- und Bannpflichtigen zu entrichten 
ind, bei Ermittelung des Werthes oder Neinertrages diefer Berechtigungen in Ab: 
tehnung zu bringen und müfjen bei diefem Ablöfungsverfahren in jedem Falle mit 
abgelöft werben. 

818. Auch wenn die im $ 17 gedachten Abgaben und Leitungen dritten Per: 
inen zuftehen, müſſen vergleichen Abgaben und Leiftungen bei dieſem Verfahren 
lleit eitia zur Ablöjung gebracht werden. 

$ 19. Die Entjchädigung des Abdedereiberechtigten ijt von den dem Zwangs⸗ 
und Bannrechte unterworfenen Viehbeſitzern aufzubringen. | 

Das Beitragöverhältniß der Gemeinden, Gutsbezirke und einzelnen Beſitzungen 
vird von der Regierung, mit Vorbehalt des binnen ſechs Wochen präkluſiviſcher Friſt 
anzubringenden Rekurſes an die Minifterien für Handel und Gewerbe und gu land: 
eirthfchaftliche Angelegenheiten, nad) Maaßgabe des dem Zwangs: und Bannrecht 
unterworfenen Biebftanbes ein: für allemal —5* 

. Dagegen iſt die Entſchädigung für die nach 8 18. abzulöfenden Abgaben 
und Leiltungen den hierzu Berechtigten vom Abdedereibefiker in Rente oder Kapital 
zu gewähren. 
821. Eine Entjhädigungsrente kann dur Zahlung des rauf und zwanzig: 
Yaben Betrages zu jeder Zeit abgelöft werben, und muß fi der Berechtigte auch 
<tüdzahlungen, jedoch unter Einhundert Thaler nur in dem Falle gefallen laſſen, 
tenn die ganze Kolöfungsfumme einer einzelnen Gemeinde, oder eines einzelnen 
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Gutsbezirks, oder einer einzelnen Befiung weniger als Einhundert Thaler beträgt 
und ungetbeilt abgetragen wird. 

22. Wegen Feitftellung der Entſchädigungsanſprüche, wie der als Entſchaͤdi⸗ 
gung zu gewährenden Renten oder Rapitalien, ferner bezüglid) der Entſcheidung über 
die Verpflichtung, Beiträge zur Zahlung oder Ablöfung der Entfhädigungsrenten 
zu leiften, ingleihen über Streitigleiten wegen Ablöfung der Rente, ſodann wegen 
der Einziehung und Verwaltung der Beiträge, wegen der Auszahlung der Enjhätt: 
aungsrenten und Ablöfungstapitalien, wegen ber Beitimmungen, welcergeftalt vie 
feftgeftellten Entſchädigungen an die Stelle der aufgehobenen oder abgelöften Bere: 
tigungen treten, dienen die Vorfchriften der 88 37. big 48. und 50. bis 59. des 
Entjchädigungsgefeßes zur Allgemeinen Gewerbe-Ordnung vom 17. Januar 1845 zur 


Richtſchnur, inſoweit das gegenwärtige Geſetz feine abweichenden und befonderen Be: 


Stimmungen enthält. 

War die aufgehobene oder abgelöjte Berechtigung verpachtet, und verlangt der 
Väter nad 8 59. des Entſchädigungsgeſetzes die — der Pacht, fo muß ber: 
felbe dies Verlangen, fall3 es ſich um eine aufgehobene Berechtigung hankelt, 
vor dem Ablauf des Monats April 1859, und im Fall der Ablöfung einer Be— 
rechtigung binnen ſechs Monaten, nachdem ihm ver feitgeitellte Betrag der Entjhät:: 
gung bekannt gemacht worden, gegen den Beredtigten ſchriftlich erklären. 

8 23. Das Ablöfungsverfahren und die dabei nöthigen Verhandlungen erfolgen 
durch Kommiffarien der Regierung ftempel: und gebührenfrei. Die dabei etwa vor: 
fommenden baaren Auslagen werden nah dem Koftenregulativ vom 25. April 1836 
und der Inſtruktion vom 16. zum 1836 berechnet und von den Berechtigten und 
ben Verpflichteten, von jedem Xheile zur Hälfte, getragen. Wegen der von bem einen 
oder anderen Intereſſenten veranlaßten prozefiualiihen Weiterungen finden die dieſer 
halb beſtehenden gefeglichen Beitimmungen Anwendung. 

8 24. Die nicht aufgehobenen Real:Oewerbeberedtigungen, wie die fortdauern: 
den ausschließlichen Gewerberechtigungen, können auf eine andere, gejeglich qualifiirte 
Perſon in der Art übertragen werden, daß der Erwerber die Gewerbeberechtigung für 
eigene Rechnung ausüben darf. 

8 25. Soweit nit Zwangs- und Bannredte, oder ausfchliepliche Gewerbe 
beredhtigungen der Abveder entgegenftehen, können nach dem Ermellen der Regierun: 
nen Abdeckereibezirke eingeführt, aufgehoben oder verändert werben, jedoch ohne das 
Recht der Viehbefiger zum eigenen Ablevern ihres Viehes zu beſchränken, und ohne 
bafı „den Abdedern ein Widerſpruchsrecht oder ein Anſpruch auf Entſchädigung 
zuſteht. 

Den Inhabern von Real-Gewerbeberechtigungen bleibt jedoch die Ausübung des 
alle innerhalb des Bezirks, auf welchen die Berechtigung fich bezieht, auch ferner 
geitattet. 

8 26. Die Bezirks : Abveder ($ 26) find verbunden, die ihnen von ber Regie: 
rung nad) en der beſtehenden Geſetze und Verordnungen in polizeiliger 
ung vorzufchreibenden Berrihtungen und Leiftungen der Abbeder zu er: 
üllen. 


8 27. Die Vorſchriften der Allgemeinen Gewerbe » Orbnung vom 17. Januar 
1845 binfihtlih der Errichtung von Abdedereianlagen (88 27. ff.), ber Beräbl: 
ungen ariie ber Abveder ($ 45) und der Taren für diefelben ($ 92) bleiben 
in Kraft. 


8 28. Bmwangs: und Bannrechte und ausfchließliche Gewerbeberechfigun en ber 
Abdeder Können fortan durch Verjährung nicht mehr erworben werben. ch Der: 
träge oder andere Rechtstitel können dergleichen Rechte auf einen längeren als zehn— 
jährigen Zeitraum nicht begründet werden. Verabredungen, wodurch für den full 
ber Nichterneuerung des Vertrages eine Entſchädigung feſtgeſetzt wird, find nichtig. 
—— dürfen in Zukunft neue Real-Gewerbeberechtigungen der Abdecker eine 
ührt werben. 

829. Alle dem gegenwärtigen Geſetze entgegenftehenden Beftimmungen fin? 
aufgehoben. 
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8. 30. un Minifter für Handel und Gewerbe und_ für landwirthſchaftliche 
Angelegenheiten jind mit der Ausführung des gegenwärtigen Gefeges beauftragt. 


Urkundlih unter Unferer Höchiteigenhändigen Unterfehrift und beigebrudtem 
Königlihen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 31. Mai 1858. 


Im Bee Auftrage Sr. Majeität des Königs: 
L. 8.) Prinz von Preußen. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. — v. Raumer. v. Weſtyphalen. 
v. Bonelfcmingh- 0. Maflom. Gr. v. Walderfee. 
Manteuffel IL . 


Greiff, Gef. üb. Land.-Kult. u. laudw. Pol, . 11 





WB 
Geſetz vom 11. März 1850, 


betreffend die auf Mühlengrundſtücken haftenden Reallaften. 
[Geſ.“S. ©. 146. Nr. 3237] 


(Litteratur: L. u. v. R. II. a. ©. 761 bis 844. 8. v. Rönne das obige Geſetz neifl 
praftifchem Kommentar ꝛc. Brandenburg 1850.) 


Wir Friedrich Wilhelm ꝛc. 2c. verorhnen für den ganzen Umfang ber 
Monarchie, mit Ausnahme der auf dem Iinfen Rheinufer belegenen Landes— 
theile, unter Zuftimmung der Kammern, was folgt: 


— — — — 


Im Allgemeinen. | 
1. Das obige Gef. vom 11. Mär; 1850 geht von ver thatfächlichen Vorausſetzung 
aus, daß die durch Aufhebung des Mühlenzwanges und ber ausichließlichen Mühlengewerke- 
berechtigungen ſſ. Ed. v. 29. März 1808 (G.⸗S. ©. 217), Ed. v. 28. Oktob. 1310 
(G.S. &.95) und 88 1, 2, 4 der Allg. Gewerbe⸗O. v. 17. Ian. 1845 (©.©. 
. 48)] eingetretene freie Konkurrenz des Mühlengewerbes, unter Hinzutritt ber neuen 
Erfindungen im Gebiete diefer Induſtrie, einen großen Theil der Beſitzer älterer, mit Ab- 
gaben hoch belafteter Mühlen in eine fehr brüdende Lage verfett hat, namentlich vie Be⸗ 
figer derartiger Waſſermühlen mit geringen unregelmäßigen Wafjerträften uud Windmühlen, 
wenn dazu außer dem Miühlenetabliffement keine oder geringe Ländereien gehören. Der 
Weg, den das obige Gef. zur‘ theilweifen Abhilfe und zur ſchnellen Erledigung der baraus 
entftanbenen vielfachen Beichwerben der Mühlenbefiger eingeichlagen bat, knüpft eng au 
das Ablöſungsgeſetz vom 2. März 1850 an, indem letzteres auch auf Mühlenabgaben für 

anwenbbar erflärt wird, jeboch mit folgenden Drei weientlichen Modifilationen: 

1. daß filr die Frage, ob Mühlenabgaben, als gewerbliche, unentgeltlich aufgehoben 
feien, die allgemeinen Grundſätze Über Beweisführung und Beweislaft flatt der 881 
u. 2 der BO. v. 19. Febr. 1832 anwendbar fein follen, ($ 1) 

2. daß jeder Streit Über die Frage zu 1. die Ahldfung der Abgaben und aller übri 
gen auf der Mühle haftenden ablösbaren Reallaſten von Amtswegen unb bi 
Erledigung des erwähnten Streits in einem befonderen kurzen Verfahren 
durch die Auseinanberjegungsbehörbe zur Folge hat ($$ 2 u. 3) 

3. daß bie Freilaffung eines Drittelg des Reinertrages und die Ablöſung durch die 
Rentenbanf unbedingt, auch bei ſolchen Reallaſten, bei denen fie nach bem beiten 
erften Abſätzen bes 8 65 des Ablöſ.“G. v. 2. März 1850 unterbleiben müßte, ven 
tem Miühlenbefiger verlangt werben kann (8 6). 
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8.1. Bei Beurthellung der Frage: 

Ob bie auf einem Mühlengrunvftüce haftenden Abgaben durch die 

Beitimmungen des $ 30 des Ev. v. 2. Nov. 1810, (G.S. 1810. 

S. 86) oder des 8 3. der allgemeinen Gewerbe-Orbn. v. 17. Ian. 

1845 aufgehoben worben find oder nicht, 
kommen Tünftig die Beftimmungen ver 88 1. und 2. ver BO. v. 19. Febr. 
1832 (G.⸗S. 1832. ©. 64) nicht mehr zur Anwendung, und bewenbet 
e8 lediglich bei den allgemeinen Grundfägen über die Beweisführung und 
Beweislaft. 

$- 2. Jeder Prozeß, in welchem bie im $ 1. bezeichnete Frage ſtreitig 
it oder wird, Hat die Wirfimg, daß alle auf dem Grundſtücke ruhenden, 
nicht als aufgehoben zu betrachtenden ablösbaren Reallaſten nach den Grund» 
fügen bes Gefetes über die Ablöfung der Reallaſten ꝛc. v. 2. d. M. fo- 
fort abgelöft werden müffen. 

In Betreff aller derartigen Prozeſſe, fie mögen bereits anhängig fein 
oder erft Fünftig angeftellt werben, tritt die Zuſtaͤndigkeit der Auseinander- 
ſetzungs⸗Behörde ein. 

. 3. Sie find darüber, ob und in wie weit eine auf einem Müh— 
lengrundſtücke haftende Abgabe eine Grundabgabe fei oder für den Betrieb 
bes Mühlengewerbes entrichtet werden müffe, entſtehenden Streitigkeiten bei 
der Regultrung nicht gütlich zu befeitigen, fo überreicht die Auselnander- 
ſetzungsbehörde die fpruchreif inftruirten Akten mit ihrem Gutachten dem 
Revifions-Rollegium für Landeskultur-Sachen zur Entfcheivung. Gegen den 
Ausfpruch beffelben findet weder ein orbentliches, noch ein außerordentliches 
Rechtsmittel ftatt. N 

Alle ſchon anhängige, noch nicht vechtsfräftig entfchtedene Prozeſſe 
geben, wenn gegen das bereit8 ergangene Erkenntniß ein Rechtsmittel ein- 
gelegt wird, ebenfalls an das Reviſions-Kollegium zur endgültigen Entfchet- 
bung auf Grund des gegenwärtigen Geſetzes. 


8.1. 
. Die in biefem 8 citirten Gefetftellen find zu 8 58 des Ablöſ.“G. vom 2. März 
1850 (A. IV. 4.) n.45 abgebrudt. Nur die beiden erften 88 ber Deflarat. vom 
19. Febr. 1832 find für Mühlenabgaben aufgehoben, die brei legten gelten aud für 
fie nach wie vor. 


3. Reallaften von Mühlen, welche in keinem gutsherrlich-bäuerlichen Verhältniſſe 
ſtehen und bie auch den übrigen Vorausſetzungen bes Ab. 1 des 8 65 des Abloͤſ.⸗G. v. 
2. März 1850 entipredhen, find gleihwohl nach 8 64 bes Iehteren abzulöjen: jo AR. 3. 
Bd. 11. GErdſ. 1055 u. FMR. v. 16. Jan. 1851 (VBMB. S. 62). — Dagegen 
finden die übrigen Ablöſungsbeſchränkungen des Geſ. v. 2. März 1850 in 88 6, 53 bis 56 
und dem Schlußſatze des 8 65 (jetzt des Geſ. vom 15. April 1857 A. VL), auch auf 
Nühlenabgaben Anwendung: fo AR. Ordf. 1056 a. a. O. Berner |. 8 3. Nr. 10 des 
Abloſ.G. v. 2. März 1850 und n. 24 dazu lit. b. 

3 


4, Ueber die im erften Abſatz des $ 3 angeführte Frage fteht die Enticheibung dem 
Reviſionskoll. für LRS. felbft dann noch zu, „wenn fie bei Rückſtänden von Mühlenab⸗ 
gaben freitig wird, die im Uebrigen wegen ber erfolgten Beftätigung des Ablöfungs-Re- 

11* 
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Nur die bei Verkündigung dieſes Gefekes in der Reviſions⸗ ober Nich- 
tigfett8-Inftanz ſchwebenden Prozeffe werben durch Entfcheivung des Ober- 
Tribunals zum Austrage gebracht. 

8. 4. Alle Anfprüche auf Befreiung von ben auf Mühlengrund- 
jtüden baftenden Abgaben, welche darauf gegründet find: 

baß die Abgaben durch die Beftimmungen des $ 30. des Eb. v. 
2. Nov. 1810 oder des $ 3. der allgem. Gewerbe - Orb. aufge 
hoben worben jelen, 
müſſen, bei Verluſt verfelben, Seitens des DVerpflichteten vor dem 1. Jan. 
1855 bet der zuftändigen Auselnanverfegungsbehörde angemeldet werben. 

. Sn allen Fällen, in welchen für den Verluſt einer für ben 
Gewerbebetrieb entrichteten Abgabe nach dem Entſchädigungs-Gefetze zur 
alfgemeinen Gewerbe-Dron. v. 17. Jan. 1845 eine Entſchädigung aus ber 
Staatsfaffe in Anfpruch genommen werden kann, ift ber betreffenden Re— 
gierung von dem Antrage auf Einleitung des Verfahrens Nachricht zu 
geben. Der Regierung bleibt in folhem Falle überlaffen, zur Wahrneh- 
mung des fisfalifchen Intereffes einen Anwalt zu beftellen, welcher bei 
allen Verhandlungen zugezogen werben muß. 

. Bei jeber Ablöfung ber auf einem Mühlengrundftüde haften 
ben Reallaften ift der Befiger deſſelben zu fordern berechtigt, daß ihm ein 
Drittel des NReinertrages des Grundſtückes verbleibe, und daß, ſoweit es 
hierzu erforderlih, die Abfindung für die zur Ablöfung kommenden Real⸗ 
laften vermindert werde. Stehen dem verpflichteten Mühlenbeſitzer mehrere 
Berechtigte gegenüber, welche fich biernach eine Verminderung ihrer Abfin- 
bung gefallen Laffen müſſen, fo erfolgt die Verminderung nach Verbältnif 
der Größe der Abfindung. 

Der Reinertrag des Mühlengrundftäds wird in folgender Art er- 

mittelt: 

E8 wird der gegenwärtige gemeine Kaufwerth, d. h. ber Werth, 

welchen das Mühlengrundſtück nebft allem Zubehör, nach . feiner 

Wafferkraft, Lage, der zur Zeit der Abſchätzung beftehenden Kon⸗ 

furrenz und anberen beftimmenben Umftänden, in Erwägung aller 

auf ihm ruhenden Laften und Abgaben, und aller ihm zuftehenven 

Berechtigungen bat, in Baufh und Bogen durch Schiedsrichter 
feſtgeſtellt. 

Zu dem Werth wird die Entſchãdigung gerechnet, welche von 

dem jetzigen oder einem früheren Beſitzer des Mühlengrundſtücks 

für Aufhebung damit etwa verbunden geweſener Zwangs- oder 


vcf nicht mehr un aompeteng ber Auseinanderj.-Behörbe gehören: fo ER. vo. 24. Fan. 
1857 (IMBL. ©. 279). — Die in Betreff ber gedachten Frage vom Xev. » Koll. ange- 
nommenen Grundſätze f. in 3. Bd. 11. Grdſ. 563 bis 582, 138 und in Betreff der 
en Grdſ. 1057 und 1059. 





5. Diefe Beftimmung findet auch auf Diejenigen Mühlenabgaben Anwendung, welde 
dem erften Abſätze des 565 bes Ablöſ.“G. v. 2. März 1850 entſprechen, vgl. n. 3. — 
Wenn ſich auch ergiebt, daß das Mühlengrundſtück keinen gemeinen Kaufwerth bat, jo 
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ausfchließlicher Gewerbe-Berechtigungen, gewährt worden oder noch 
zu gewähren iſt. 

Alsdann werden vier Procent des jo ermittelten Kaufwerths 
und der gebachten Entfehäbigung mit dem Jahreswerthe aller ab- 
[ösbaren Reallaſten des Mühlengrundſtücks nach Abzug der nach 
88 59. und 60. des Gef. über Ablöfung ver Reallaften v. 2. d. M. 
zu berüchichtigenden Gegenleiftungen zufammengerechnet. - 

Die Summe davon ftellt ven Reinertrag des Grundſtücks bar. 

8.7. Die Schiffsmühlen find im Sinne biefes Gefeßes ebenfalls 
zu den Mühlengrunpftücen zu rechnen. 

8. Auf Deühlen, welche erft nach Verkündigung der Gewerbe-O 
v. 17. Ian. 1845 nen gegründet worden find, findet bie Beftimmung 
wegen Herabfegung der Entſchädigung für die abzulöfenden Reallaften auf 
ven Betrag von zwei Dritteln des Neinertrags bes Mühlengrunpftüde Teine 
Anwendung. 

8. 9. Mit dem Tage ber Verkündung des gegenwärtigen Geſetzes 
hört die im $ 1. Litt.b. und 82. Nr. 1. des Gef. vom 9. Oft. 1848 
(G.S. 1848. ©. 276) angeordnete Siftirung ber Prozeſſe über Mühlen- 
Abgaben auf. 

Die nah 8 2. Nr. 1. des gebachten Geſetzes getroffenen Interimiftt- 
ſchen Feftfegungen über bie laufenden Leiftungen bleiben bis zur Ausfüh- 
rung der Ablöfung, ſowie die Befugniß der Auseinanderjegungs-Bebörben, 
vergleichen Feſtſetzungen auch fernerhin zu treffen, in Kraft. 

Urfundlich ꝛc. 

Gegeben Charlottenburg, ven 11. März 1850. 

(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Graf v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. d. Heydt. 
v. Rabe. Simons. .v. Schleinitz. v. Stockhauſen. 


lann doch nur 4 der ablosbaren Reallaſten gekürzt werden: fo RE. Grbf. 1061. 3. 
Br. 11. — Nur die für die Aufhebung der Zwangs⸗ und Bannrechte ꝛc. wirklich gezahl- 
ten Rapitafien dürfen dem Kaufwerthe zugerechuet werben und auch nur dann, wenn fie 
nicht zur Ablöfung von Neallaften verwandt find: jo RK. Grdſ. 1060 a. a. D. — Eine 
u von 86 enthält S 8. 


Diefer $ ift aufgenommen, weil es rechtswiſſenſchaftlich ftreitig ift, ob Schiffs- 
nägfen zu ben unbeweglichen ober beweglichen Sachen gehören. 


— — — — — — 





V. 
Geſetz vom 2. März 1850, 


über die Errihtung von Rentenbanten. 


[G.S. ©. 112 Nr. 3234.] 
(Kitteratur: L. u. v. R. I. b., S. 521 bis 565.) 


Wir Friedrich Wilhelm ꝛc., verordnen, mit Zuſtimmung beider Kam⸗ 
mern, für den ganzen Umfang der Monarchie, mit Ausſchluß der auf dem 
unten Rheinufer belegenen Landestheile, was folgt: 

Errichtung von Rentenbanken und deren Beſtimmung. 

F. 1. Zur Beförderung der Ablöſung ver Reallaſten und zur voll- 
jtändigen Auflöfung des Rechtsverhältniffes zwifchen den bisherigen Berech- 


tigten und Verpflichteten foll in jeder Provinz eine Rentenbank errichtet 
werden. 


"Die für die NRheinprovinz zu errichtende Rentenbank erftredit ihre 
Wirkſamkeit nur auf die am rechten Rheinufer belegenen Theile der Pro⸗ 


vinz und Tann mit der Rentenbank in ber Provinz Weftphalen vereinigt 
werben. 


.— -.- - — — - 


gm Augemeinen. 
1. In Betreff des Zuſammenhanges des obigen Geſ. mit dem EB. Gef. v. glei- 
hen Tage fiehe das Nähere zu letzterem, namentlich ı in ben n.4 und 5 

SS. 1., 4. und 5. 

. Die in biefen 88 angeorbnete- Errichtung der Rentenbanken ift au „usführung 
gelangt duch folgenden All erh. Erlaß v. 24. Juni 1850 (G.S. S. 341): 

Auf Ihren Antrag vom 13. d. M., betr. die Ausführung der 88 7 "und 5. des ©, 
vom 2. März d. J. über bie Errichtung von Rentenbanten (G.S. ©. 112.), beftinme 
Sch mit Rückſicht Darauf, daß die Rentenbanken jebenfallg mit dem 1. Oft. d. 3. i 
ihre volle Wirkjamleit treten müffen, was folgt: 

1) Die Rentenbanfen werben für jede Probin; an dem Orte errichtet, an welchem ſich 
das Ober- Präfipium der Provinz befinbet, mit Ausnahme der Rentenbant für bie 
Provinz Brandenburg, welche ihren Sit in Berlin erhält. 

Die Geſchäfte der Rentenbant für bie am vechten Rheinufer belegenen Theile 
der Rheinprovinz werben ber Rentenbant für bie Provinz Weftphalen über⸗ 
tragen. 

2) Die Direktion einer jeden Rentenbank wird einer Tollegialifchen, aus einem Direktor 
und zweien Mitgliebern beftehenden Behörbe Übertragen, weiche ihre Beichlüffe nach 
Stimmenmehrheit faßt. 
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$. 2. Die Ablöfung durch die Rentenbanken erfolgt, ſobald die Real⸗ 
faften in fefte Geldrenten verwandelt worden find, dadurch, daß die Bank 
ven Berechtigten gegen Ueberlaffung ber Gelprente für das zu beren Ab- 
Iöfung erforderliche Kapital durch zinstragende, allmählig zu amortifirende 
Schuldverſchreibungen (Nentenbriefe) abfindet, die Rente aber alsdann von 
dem DVerpflichteten jo lange fortbezieht, als dies zur Zahlung der Zinfen 
und zur allmähligen Amortifation der Rentenbriefe erforberlich tft. Sobald 
diefe Amortifatton vollendet ift, hört die Verbindlichkeit des Belafteten zur 
Entrichtung der Rente ganz auf. 

$. 3. Der Staat garantirt die Erfüllung der burch das gegenwär⸗ 
tige Gefeß den Rentenbanken auferlegten Verpflichtungen und wird biefe 
Banten mit dem erforberlidhen Betriebsfonds verfehen. 

Ausführende Behörden. 

8. 4. Die Feftfekung der an bie Stelle ber Renllaften tretenben 
Geldrenten, die Verhandlungen zwifchen den Partheien über die Ueberwei— 
fung dieſer Geldrenten an die Rentenbanken und die Entſcheidung ſowohl 
hierüber, als über vie Höhe der den Berechtigten von der Rentenbant zu 
gewährenden Abfindung, Tiegt den Auseinanberfegungs-Behörben ob, welche 
nicht nur bei diefen Gefchäften, fondern auch in der Folge, wenn es fich 
um bie Frage handelt, ob und in wieweit ver Berechtigte in ber Dispo- 


Dem Direktor gebührt bie obere Leitung und Beauffichtigung bes Gefchäftsganges; 
er ift befugt, Die Ausführung eines Beichluffes bis zur Entſcheidung ber vorge- 
febten „Gentral-Rommiffion für die Angelegenheiten der Rentenbanken“ zu fuspen- 
diren 


Das zweite Mitglied verſieht zugleich die Funktionen eines Juſtitiarius. Dem 

dritten Mitgfiebe, welches den Aıntstitel „Provinzial - Rentmeifter” erhält, liegt bie 
ſpezielle Leitung der Buch⸗ und Kaffenführung und des Rechnungsweſens ob. 
Die Stellen des Direktors und bes zweiten Mitgliedes find nur an Beamte, welche 
zum höheren Berwaltungsbienfte qualificirt find, ımb in der Regel nur als Neben- 
ämter nah Maafgabe der KO. v. 13. Juli 1839 (G.⸗S. ©. 235.) zu verleihen. 
Der Provinzial-Rentmeifter, welcher ausschließlich für Diefes Amt’ anzuftellen ift, bat 
als folcher den Hang der bei den Negierungs » Hanptlaffen angeftellten Land⸗Rent⸗ 
meifter, fofern ihm nicht ein höherer Rang bereit8 beigelegt if. 

4) Wird der Direltor ober eines ber Mitglieder vorübergehend an ber Verwaltung 
feines Amtes verhindert, fo kann deſſen Vertretung von dem Ober-Präfiventen der 
Provinz angeorbnet werben. 

5) Die Ernennung des Direktors, bes zweiten Mitgliedes und bes Provinzial » Rent- 
meiſters erfolgt durch die Min, für die F. und für die Ianbwirtbichaftlichen Ang. 

Das erforderliche Hülfs- und Subaltern-Perfonal ift auf den Vorſchlag des Di⸗ 
" rektors durch die vorgeſetzte Central-Kommiffion anzuftellen. 

6) Wegen ber Beſoldung und Remuneration der Mitglieder ber Direktion, wie bes 
Subaltern-Perfonals, bleibt die definitive Feſtſetzung in dem Staatshaushalts-Etat 
für 1851 vorbehalten. >. 

Bis dahin find bie bei den Rentenbanken Anzuftellenden nach Verhältniß ihrer 
Dienſtleiſtungen außerorbentlich zu remuneriren. 
Diefer Mein Erlaß ift durch Die ©.-©. zur dffentl. Kenntmiß zu bringen. 
Sansfouci, d. 24. Juni 1850. Friedrich Wilhelm. 
v. Dianteuffel. v. Rabe. 


3 


—R 


An 
den Min. für landwirthſchaftl. Ang. und ven Fin.-Min. 


168 A. V. Geſetz vom 2. März 1850. 845. n.3—4. 


fition über bie zu feiner Abfindung beftimmten Aentenbriefe ober über bie 
bei deren Amortifation zur Auszahlung kommenden Kapitalien durch Rechte 
britter Perfonen beſchränkt ift, ven beftehenden Gefegen gemäß, die echte 
biefer Berfonen wahrzunehmen bat. , 

Alle übrigen bei den Operationen der Rentenbanken vorkommenden 
Gefchäfte werben ber für eine jede Provinz unter dem Namen „Direl- 
tion der Rentenbank“ einzufegenden Verwaltungsbehörbe, fowie ven 
zur Einziehung ber bireften Staatsftenern beftimmten Behörden nach ben 
näberen Beftimmungen des gegenwärtigen Gefetes übertragen. 

8. 9. Jede Direktion einer Rentenbank befteht aus einem Direktor 
und dem erforverlichen Hülfs- und Subaltern-Perfonal. 

Die Direktionen der Rentenbanken ftehen unter der Oberaufficht ber 
Min. für die Fin. und für die landivirthfchaftl. Ang.; fie find ven Peg. 
und Auseinanderfeßungs » Behörden foorbinirt und führen ihre Gefchäfte 
unter Mitwirkung und Kontrolle der Provinzialvertretung. 


Die in dieſem Erlaffe erwähnte „Centrallommilfion für die Angelegenheiten ber Ren⸗ 
tenbanken“ ift durch den Allerh. Erlaß v. 21. Mai 1850 (G.S. S. 834) gebilbet, dann 
aber aufgelöft durch den nachftehenden A. €. v. 2. Juli 1859 (G.S. ©. 421.): 

Auf den Antrag des Staatsminifteriums vom 1.0. M. befiimme Ich, daß bie durch 
den Erlaß vom 21. Mai 1850 (G.S. ©. 334.) angeordnete Eentrallonmijfion für 
die Angelegenheiten der Rentenbanfen, nachdem dieſelbe ihre Aufgäbe erfüllt, jetst wieder 
aufgeloſet und daß fortan Die obere Aufficht über die Provinzial-Rentenbanlen von dem 
Finanzminifter und dem DMinifter für die Iandwirthichaftlichen Angelegenheiten unmittel- 
bar geführt werde. — Die genannten beiden Minifter find mit ver Ausführung biejer 
Maafiregel beauftragt und haben ven Zeitpunkt belannt zu machen, mit welchem biefelbe 
in Wirkſamkeit tritt. | 

Diefer Mein Erlaß ift Durch die ©.-©. zur allgemeinen Keuntniß zu bringen. 

Schloß Babelsberg, den 2, Juli 1859 

Im Namen Sr. Majeftät des Königs: 
Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
Fürſt zu Hohenzollern - Sigmaringen. Flottwell. v. Auerswalb. v. b. Heybt- 
Simons. v. Scleinig. v. Bonin. v. Patow. Graf v. Pidler. 
v. Bethmann⸗Hollweg. 

An das Staatsminifterium. i 

Als Zeitpunkt der Ausführung dieſes A. E. ift durch F.u. MR. v. 22. Aug. e). 
(VMBl. S. 240) der 1. Oftober 1859 beitimmt und befannt gemadt mit den Be⸗ 
merten, daß alle auf die obere Aufficht Über die Provinzial-Rentenbaufen bezüglichen Bor- 
ftellungen an die genannten beiden Miniſt. zu richten feien. 

3. Die Rentenbant-Direktionen find nah 84 h. 1. nicht berechtigt, bie Vernichtung 
eines von ber betr. Auseinanberf. » Behörbe beftätigten Ablöſ.⸗Rezeſſes wegen Unficherkit 
der Yahresrenten (oder aus fonftigen Gründen) zu beantragen: ſo OT. v. 26. Juni 
1856 (3. 3b. 9. ©. 259). " 

4. Die am Schluffe des 8 5 angeorbnete Mitwirlung und Kontrolle ber 
Provinzialvertretung foll nad den Motiven des Geſ.Entwurfs (ſ. L.u. v. R.I. b. S.528) 
burh Abgeorpnete ver Provinzialvertretung ausgeübt und „darauf beſchränkt 
werben, daß die Rentenbant-Dir. ihren Verpflichtungen in Beziehung auf die Ausloofung, 
Amortifation der Rentenbriefe und vie gehörige Verwaltung ver Kaſſengelder ftets genügen.“ 
Demgemäß ift das Nähere burch ein an bie Oberpräfibenten erlaffenes FITMR. vom 
8. Aug. 1854 (nicht veröffentlicht) beſtimmt, wonach jene Betheiligung durch je 2 Ab- 
geordnete und deren Stellvertreter ausgelibt werben joll, bie jeber Provinzial 
landtag jedeemal bei feinem orbentlihen Zufanmentritt ans feiner Mitte wählt und bie 
über die Nefultate ihrer Thätigleit dem Prov.⸗Landtage Bericht erftatten (ſ. $ 47 h. 1.) 
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Reallaften, welche zur Ablöfung durch die Rentenbanfen 
geeignet find. 

8.6. Welche Reallaften zur Ablöfung durch die Rentenbanken ge- 
eignet find, ift in dem G. vom heutigen Tage, betr. bie Ablöfung ver 
Reallaſten und Regulirung. ber gutsherrlich-bäuer!. Verhäftniffe (Abfchn. II. 
Titel X., Abſchn. II. $ 85. und Abſchn. IV. 8 99.) beftimmt. Ausge- 
ichloffen von biefer Ablöfung bleiben außer den in bem gedachten Gefek 
(88 53 bis 55., 65. 66.) angegebenen Neallaften auch bie nach beffen 
Verkündung neu auferlegten Geldrenten ($ 91. a. a. ©.) " 

8. 7. Ausgeſchloſſen von der Ablöſung durch die Rentenbanken bleiben 
ferner alle dem Domainenfisfus als Berechtigten zuftehenden Reallaften; 
in Anfehung ihrer Ablöfung ift im $ 64. des gegenwärtigen Gef. das Er- 
furderliche bejtimmt. 

Die Uebernahme einer Rente auf bie Rentenbank tft erft dann 
zuläffig, wenn fämmtliche auf einem Grundſtücke haftende, zur Ablöfung 
durch die Rentenbank geeigneten Reallaſten in feſte Geldrente verwandelt 
find. Iſt aber dies geſchehen, fo kann ſowohl der Berechtigte als ber 
Verpflichtete die Ueberweiſung der Geldrente an die Rentenbank Behufs 
der Ablöſung verlangen, wenn gleich die Auseinanderſetzung in Anſehung 
der übrigen Grundſtücke derſelben Gemeinde noch nicht zum Abſchluß ge— 
fommen ift (8 95. des Gef. über die Ablöſung ber Reallaſten ꝛc. vom 
heutigen Tage). 

Feftftellung der Renten Behufs beren Ueberweiſung an bie 
Rentenbant. 

8. 9. Wenn bei einem Ablöfungsverfahren der Verpflichtete erflärt, 
von ber im $ 64. des Gef. über die Ablöſ. ver Neallaften ꝛc. vom heutt- 
gen Tage ihm gegebenen Befugnig, die an die Stelle ver Reallaften tretende 
fefte Geldrente durch Baarzahlung des Kapttalbetrages verfelben abzulöfen, 
feinen Gebrauch machen zu wollen, fo hat die Auseinanderfeßungs-Behörbe 
tie Ablöfung der Geldrente durch die Rentenbanf von Amtswegen zu ver⸗ 
anlaſſen. . 

Will der Verpflichtete die Ablöfung nach 8 64. a. a. O. durch Baar⸗ 
zahlung des achtzehnfachen Betrages bewirken, der Berechtigte aber von der 
im vierten Satze bes obengedachten $ 64. ihm eingeräumten Befugniß, ben 
zwanzigfachen Betrag in Nentenbriefen verlangen zu können, Gebrauch 
machen, fo finden in ſolchem Falle die Vorfchriften der 88 59. bis 63. 
tes gegenwärtigen Geſetzes Anwendung. 

Sn Anfehbung derjenigen feften Gelpabgaben, welche zwar zur Ablö- 
fung durch die Rentenbank geeignet find, Hinfichtlich welcher e8 aber zur 
Srmittelung ihres Jahresbetrages, außer dem im 8 65. bes Gef. über bie 
Ablöſ. ver Reallaften ꝛc. vorgefehenen alle, Teiner ‚weiteren Auseinanber- 
fegung bedarf (8$ 50. und 52. a. a. D.), kann fowohl von dem Berech—⸗ 
tigten als von dem Verpflichteten, in dem alle ver 88 56. und 65. bes 
Gef. über die Ablöf. der Reallaſten zc. aber nur von dem Berechtigten, 
auf Ablöfung durch die Nentenbant bei der Auseinanderfegungs - Behörde 
angetragen werben. | 
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.$8. 10. In allen Fällen, in welchen vie Ablöfung ber Rente burch 
bie Rentenbank erfolgt, bat ber BVerpflichtete nur neun Zehntheile ver er- 
mittelten vollen Geldrente (8 64. des Gef. über die Ablöf. ver Reallaften ıc. 
vom heutigen Tage) an bie Rentenbanf zu entrichten. Ein Zehntheil ver 
Ma wird bemjelben vom Zage ihres Ueberganges auf die Rentenbank an 
erlafjen- 

Dem Berpflichteten fteht jeboch auch bie Wahl frei, ob er bie volle 
Rente oder nur neun Zehntheile derſelben Tünftighin an die Rentenbank 
entrichten will. — Auf die Höhe der Beſchädigung des Berechtigten ift 
biefes aber ohne Einfluß, und e8 wird nur bie Amortifationsperiobe ber 
Renten bet Einzahlung des vollen Betrages abgekürzt. Bon der einmal 
getroffenen Wahl kann der Verpflichtete nicht wieder abgeben. 

Diefe dem Berpflichteten zuftehende Befugniß, durch Entrichtung ber 
vollen Rente. die Amortiſations⸗Periode abzufürzen, fällt jedoch weg, wenn 
ber Rentenbant nach Vorſchrift des 8 99. des Gef. Über die Ablöſ. ber 
Reallaſten 2c. Rückſtände überwiefen werben. Der Verpflichtete Hat In dieſem 
Valle noch eine befonvere jährliche Rente, welche in dem ziwanzigften Theil 
ber Summe der Rückſtände beſteht, zur Zilgung ver leßteren an pie Ren 
tenbanf zu entrichten. 

$. 11. So weit jedoch ber hiernach (8 10.) der Rentenbank zu über: 
weifende Rentenbetrag nicht in vollen Silbergroſchen beftebt, darf berfelbe 
ber Rentenbant nicht überwiefen werden. Es müſſen vielmehr vergleichen 
in Pfennigen beftehende Rententheile, fo wie überhaupt Renten, welche nad 
Abzug eines Zehnthells, oder auch da, wo die volle Rente ver Rentenbant 
überwiefen wird, unter Einem Silbergrofchen betragen, ohne Einwirkung 
der Rentenbank von dem Berpflichteten durch Baarzahlung in Kapital nach 
der Vorfchrift im erften Abfat des 8 64. des Gefekes über die Ablöfung 
ver Reallaſten 2c. vom heutigen Tage abgelöft werben. 

. In dem über die Ablöfung oder Regulirung aufzunehmenven 
Rezeß find zugleich die Ergebniffe der Auseinanderſetzung zwiſchen dem 
Rentenpflichtigen und ber Rentenbank (8 10.), zwifchen dem Erfteren und 
dem bisherigen Berechtigten (88 11. und 17.) und zwiſchen biefem und 
ber Rentenbank (88 28. ff.) feftzuftellen. 

Die Rechte der Rentenbank werben hierbei von ber Auselnanber- 
ſetzungs⸗Behörde von Amtsiwegen wahrgenommen; ber Zuziehung ber Direl- 
tion ber Rentenbank bebarf es daher nicht. 


$. 10. letzter Abf. 

5. Der Berpflitete bat auch in Betreff ber für zweijährige Rückſtände zu über 
weiſenden Renten die Wahl, ob er fie voll oder mit %ıo entrichten will: fo LMR. 
vom 7. Mär; 1851 (VMDBL ©. 45.) 

88. 12. bis 14. 

6. Ueber Form und Inhalt der Abldfungs- und Regul.⸗Rezeſſe bei Benutung ber 
Rentenbant f. das, als Beilage A. abgebrudte MR. v. 15. Mai 1850 (BMA. 
S. 139) nebft Formularen. — Die Auseinanberi.-Beh. find unbefchabet der ben Renten: 
bankdir. in ihrer (micht veröffentlichten) Gefchäftsinftruttion zur Pflicht gemachten kallula 
torifchen Prüfung der ihnen überſandien Rezeſſe nach wie vor gefeßlich verpflichtet, ver 


| 
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$. 13. Sind zur Zeit der Berfünbung bes gegenwärtigen Geſetzes 
bie Reallaften eines Grundſtücks bereits in fefte Geldrente verwandelt, fo 
wird, wenn bie leßtere durch die Rentenbant abgelöft werben foll, über 
bie im 8 12. gebachte Auseinanderjegung ein befonderer Rezeß aufge 
nommen. 

Streitigkeiten, welche hierbei (88 6., 8. bis 13.) entftehen, find in 
bemfelben Verfahren zu entfcheiven, welches gejetlich bei Ablöfungen vorges 
ſchrieben it | 

$. 14. Die über das Verhältniß ber Betheiligten zur Nentenbant 
abgefchloffenen Rezeſſe (88 12. u. 13.) müffen ftets von ber Auselnanber- 
ſetzungs⸗Behörde beftätigt und von biefer ver Direftion der Rentenbank in 
Ausfertigung mitgetheilt werden. Nur auf Grund eines folchen Rezeſſes 
darf eine Rente auf die Rentenbant übernommen werben. 

$. 15. Der Zeitpimft, an welchem bie Nente auf bie Rentenbank 
übernommen und wann fie zum erften Male an dieſelbe entrichtet werben 
fell, wird von der Direktion der Rentenbank beftimmt- 

8. 16. Die Uebernahme einer Nente auf bie Nentenbant darf nur 
am 1. April oder am 1. Okt. gefchehen. | 

$. 17. Bis zu dem Zeitpunfte ver Uebernahme muß, wenn bie Aus- 
führung der Auselnanberfegung früher eingetreten ift (8 104. des Gefetes 
über die Ablöfung ber Reallaften ꝛc. vom heutigen Tage), die Rente von 
dem Berpflichteten unmittelbar an ben bisherigen Berechtigten entrichtet 
werben. 

Einziehung und Sicherftellung ber Renten. 

8.18. Die an die Rentenbant abgetretenen Renten genießen bei 
Lonkurrenz mit anderen Verpflichtungen bes belafteten Grundſtücks daſſelbe 
Borzugsrecht, welches die Gefeke den Staatsſteuern beilegen. Sie bebür- 
ten feiner Eintragung in das Hypothekenbuch des verpflichteten Grundſtücks, 
Pr jevoch für die Dauer ver Amortifationsperiode der Rentenbank ver- 

et bleibt. 





— mn — — — — — 


Betätigung ber Rezeſſe das ganze Auseinanberfeungsverfahren und ben Rezeß ſelbſt als 
den Schlußflein deſſelben einer forgfältigen Prüfung zu unterwerfen: fo LMR. vom 
3. or 1850 (BNEL ©. 267). 


_.T Znm Verſtändniß wirb aus ben Motiven des Reg.Entwurfs EEu. v. R. I. b. 
5.538) Folgendes entnommen. „Das Vorzugsrecht, welches die Geſetze den Staats⸗ 
Reuern beilegen, befteht barin, daß fie allen Übrigen Gläubigern in ber Regel (mit Aus- 
nahme gewiffer älterer Rüdftände) vorgeben. Diefe Beſtimmung weicht allerdings von 
den beſtehenden Geſetzen ab, welche zu naͤchſt nur feſtſetzen, daß vie Ablöſ.⸗Rente daſſelbe 
Terzugsrecht vor ben hypothekar. Gläubigern genieße, welches den durch fie abgelöften Ab⸗ 
gaben un Leiftungen zuftenb (ſ. Ablöf.-D. v. 7. Juni 1821. 8 18, Abldf.-O. v, 13. Juli 
1829. 8 91). Indeß war auch ben meiften biejer Neallaften, nämlich allen beſtändig 
terflaufenden, bie verfaffungemäßig an öffentliche Kaffen, Kämmereien, Guteberrichaften 
eter an Kirchen» und Schulbeviente von allen Grundſtücken berfelben Art zu entrichten 
waren, ſchon nach SS 857 und 393. Tit. 50. TH. I. Allg. G.O. und 88 48 fg Tit.1. 
Hop. O. im Konkurfe mit ihren zweijährigen Rückſtänden dieFocirung unmittelbar hinter 
vn Staatsabgaben ımb vor allen eingetragenen Gläubigern eingeräumt und zwar ohne 
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Diejenigen eingetragenen Neallaften, an deren Stelle die Renten ac: 
treten find, werben im Hypothekenbuche Eofteufrei gelöfcht; —agegen wird in 
biefem Falle Foftenfrei im Hhpothefenbuche vermerkt, daß das Grundftüd 
ber Rentenbank rentenpflichtig tft. 

Die Löſchung wird non der Auseinanderfegungs - Behörbe beantragt, 
fobalb die Uebernahme der Rente von der Direktion der Nentenbanf und 
bie Abfindung bes Berechtigten erfolgt find (8 30.). 


$. 19. Gebäude, auf welchen Renten für die Rentenbank haften, 
müſſen auf Verlangen der Direltion der Nentenbant bei einer Feuerver⸗ 
ſicherungs⸗Geſellſchaft bis zu dem, nach den Grunbfäßen biefer Gefelffchaft 
zuläffigen Werth von dem Berpflichteten verfichert werden. Der VBerpflicd- 
tete Tann hierzu von ber Direktion der Nentenbanf durch abminiftrative 
Erefution angehalten werben. 

Die Direktion der Rentenbanf hat biejenigen VerficherungssGefellfchaf- 
ten, bei welchen ihrem Ermeſſen nach vergleichen Verficherungen erfolgen 
müfjen, zu beftimmen und öffentlich namhaft zu machen. 


$. 20. Bei Zerjtüdelung von Grunpftücen, auf welchen Renten für 
bie Rentenbanken haften, finden auf diefe Renten bie gefeglichen Borfchrif- 
ten über die Staatefteuern ebenfalls Anwendung. 


Eintragung in das Hyp.Buch. Und die Derallgemeinung biefes Vorzugsrechts auf alle 
Rentenbanfrenten milbert ſich dadurch weſentlich, daß biefelben allınäfig getilgt werben, 
und ift zur Sicherung des Erfolges der Rentenbanken erforberlih. Außerdem erwächft 
daraus ber ſehr wejentfich formelle Nuten, daß es in feinem Falle ber Eintra- 
gung ber Rente in Das Hyp.-Bucd bedarf und demzufolge auch nit ihrer 
Löſchung nad erfolgter Tilgung. Es genügt vielmehr, wenn bei Grimbftüden, 
auf denen die Reallaften eingetragen find, viefelben nach ihrer Ueberweifung auf die Ren 
tenbant gelöfcht und dieſe Ueberweifung dabei bemerkt wird, Bet anderen Gruntftüden 
bedarf e8 nicht einmal eines folhen Vermerks, da durch Erkundigung bei dem Steuer- 
empfänger leicht zu verfahren ift, ob und mit welcher Rente das Grundſtück für die Ren⸗ 
tenbanf belaftet ifl.”” — Nach der Konkursordnung dv. 8. Mai 1855 (G.S. ©. 321) 
Abfchn. 6. (Rangordnung der Healgläubiger in Beziehung auf Immobilien) kommen Be 
Bertbeilung der Kaufgelver fubhaftirter Grundſtücke (f. $ 383) und refp. ber Revennen 
fequeftirter Grundſtücke (f. 883 57 und 416) die Rückſtände direkter zu ben Staat®- 
Taffen fließender Grundabgaben, zu Denen bie Rentenbantrenten ausbrüd- 
lich gerechnet find, aus den beiden legten Jahren nad Berichtigung ber Mafle- 
ſchulden, in der Weife zur Hebung, daß ihnen nur bie Rüdftände von Deichlaften aus 
ben beiben letzten Jahren vorgehen (f. 88 46 bis 48). 


8. 20. Abf. 1. 

8. Die gejetlichen Borfchriften für die Staatsfteuern bei Zerftüdelung von Grund⸗ 
ſtücken find für die 6 öftfichen Provinzen in bem G. v. 3. Januar 1845 (f. unter A. III. 
namentlih im 8 18 beffelb. enthalten (j. n. zu biefem), und für die beiden öftlichen Pre- 
vinzen in ben 58 82 fg. des Grundſteuergeſ. v. 21. Ian. 1839 (G.⸗S. S. 30 fy.). 
— Diefe Zwangs-Borjchriften gelten für alle Zerftüdelungen, unb da mit ihnen bie An- 
werbung bes ©. v. 3. März 1850, betr. ven erleichterten Abverkauf Heiner Grunbftüdt 
(f. n.17. zu A. II. und Beilage F. dazu) unvereinbar ift, fo folgt, baß der $ 20 h. l. 
die Rentenbanfen von der Zahl derjenigen Realgläubiger ausjchlieft, auf die das G. vom 


3. März 1850 ſich bezieht: jo F.u. MR. v. 80. Nov. 1864 (BMBEL. 1865. &.19).—- 
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Zilsung ber Reuten. 
$.22. Ter Ferrt:örete wire entweder durch eine A! „. Jabre 
5:3 Memstz lena Tertzeiegte Zablung ver Rente, wenn er jib hi 
Imreifung zer Rente auf die Rentenbank für ten Erlaß eines Zedn⸗ 


$. 20. Abi. 2. 
9. Der Zwcrı zur Baaraketınny if ausgedebni auf alle Tinilrennn unter 1 Xıdir. 
5 das meclichente G. v. 27. Iuni 150 6. S. E38: 
Im Namen Er. Michi des Kenigs 
Sir Wilbeim, ven Geues Gnaden Rrinz ven Preußen, Regent, verordnen, mit Zu⸗ 
ftamung brider Düser des Landtages der Menarchie, was ieigt: 

$1. Der im zweien Satze des 820. in dem Krge über bie Errichtung ven 
Krınbauien vom 2. Mir; 1850 ıRr. 3234.) teflacitellte Betrag von fünf Silder- 
Teichen, bis zu melden bei Zerftüdelung rentenpilichriger Grundſtücke die iefertige Ab- 
[ung ber vertbeiften Rentenbeträge durch Karitalszablung nah ten NVericpriften des 
823. 1. c. verlangt werben farm, wird auf Einen Tbaler erbäbt. 

82. Diefe Beſiimmung fintet auch auf die ten Provinzial Rentenbanten nad 8 58 
Le. zur Ritverwaltimg überwiefenen Tilgungslaffententen und auf bie nah S 64 1. o. 
yulrten Deomaisenrenten Anwendung. 

$ 3. Dem gegenwärtigen Gelege unterliegen alle Zerftüdelungen von rentenpflichti- 
zn Grunbfäden, welche nach deſſen Verkündung eintreten. 
en ana unter Unferer Höchfteigenhänbigen Unterfhrift und keigehrudtem König 

Gegeben Baben-Baben, ven 27. Juni 1860. 

(L. 8.) Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent, 
Für zu Hohenzollern-Sigmaringen. v. Auerswald. v. d. Heydt. Simons, 
v. Schleinig. Gr. v. Pückler. v. Bethmann⸗Hollweg. Gr. v. Schwerin. 
v. Roon. 


j. 21. Abſ. 1. 

10. Die Zahlung der an die Rentenbant zu entrichtenben Renten kann auch pränu- 
merando in beſtimmten vierteljährigen und balbjährigen Terminen, jedoch nicht über ben 
“ergat hinaus gefeiftet werben: fo MA. v. 9. Aug. 1851 (BMBL. ©. 190). 

. 4b. Abf. 2. 

‚1. Die ven Verwaltungsbehörben bei Erhebung und Beitreibung von Staatsfleuern 
U. m. geſetzlich zuſtehenden Berechtigungen enthalten Die BO, wegen erekutiviſcher 
Veitreibung der direkten und indireften Steuern und anderer dffent!l. 
Übgaben und Gefälle a. für bie Rheinprovinz v. 24. Nov. 1843 (G. S. 
<.&1) b. für Weftphalen v. 30. Juni 1845 (G.-©. ©. 444) 0. für die 6 öſtl. 
brov. ansgen. Neuvorpommern v. 30. Inli 1853 (G.S. S. 909.) und d. fir 
Reuvorpommern und Rügen v. 1. Februar 1858 (©..©. ©. 85). Siehe Opp. 
K8, 8.516 fg. Bon biefen bis anf einzelne Abmeichungen übereinftimmenven BO. 
hält die vom 30. Juli 1853 unter $ 1. Nr. 10. ausprüdlich die Rentenbanlrenten. 
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theil8 der vollen Rente, ober durch eine 41'/,. Jahre over 493 Monate 
lang fortgefeßte Zahlung ber vollen Rente, wenn er fich für biefe erklärt 
at ($ 10.), von der Verpflichtung zur ferneren Entrichtung ber Rente 
vollſtändig befreit. 

Auf die zur Tilgung ver Nüdftände der Rentenbank überwiefenen 
Renten finden die für volle Nenten gegebenen Beitimmungen Anwendung. 

8. 23. Dem Verpflichteten ſteht inveffen frei, auch ſchon während 
ber im $ 22. angegebenen Zeiträume bie Rente durch Kapitalzahlung ganz 
oder theilweife zu tilgen. 

Welche Summen in ben verſchiedenen Jahren der beiden Amortifations- 
perioden zur Ablöfung der verfchiedenen Nentenbeträge erforderlich find, er- 
giebt fich aus den unter A. und B. beigefügten Tabellen. 

Kapitalzahlungen find jeboch ftets nur erft dann zuläffig, wenn ber 
Berpflichtete zuvor die bereits fälligen Nentenzahlungen geleiftet hat. Ein- 
gehende Kapitalzahlungen müffen daher zunächft auf bie noch rüdjtändigen 
Rentenzahlungen verrechnet werben. 

Rentenbeträge, bie nicht in Silbergrojchen fich abrunden, Tönnen nicht 
durch Kapitalzahlung abgelöft werben. 

Rentenbeträge unter fünf Silbergrofehen können nur dann burch Kapi⸗ 
talzablung abgelöft werben, wenn die auf einem Grundſtücke laftende Rente 
. weniger als fünf Silbergrofchen beträgt. Es muß jedoch in einem folchen 
Valle die Rente mit einem tale. abgelöft werben. 

8. 24. Dergleichen Kapitalzahlungen ($ 23) müffen nach vorberge- 
gangener jechsmonatlicher Kündigung am 31. März oder am 30. Sept. 
geleijtet werben. 

Der verminderte Rentenbetrag wirb zum erften Male an demjenigen 
Rentenzahlungs Termine entrichtet, welcher auf die zur gehörigen Zeit er- 
folgte Kapitalzahlung zunächit folgt. 

F. 25. Will ein Mentenpflichtiger ohne vorherige Kündigung Kapital- 
zahlung leiften, fo fteht ihm biefes zwar frei, allein es kann eine folche 
Zahlung nur jo angefeben werben, als wenn fie ſechs Monate nach bem 
auf die Zahlung zunächit folgenden 31. März oder 30. Sept. erfolgt wäre. 
Wird eine Kapttalzahlung ohne vorhergegangene Kündigung am 31. März 
oder 30. Sept. geleiftet, jo bat fie die Wirkung, als wenn fie an dem 
auf die Zahlung zunächſt folgenden 30. Sept. oder 31. März geleiſtet 
worden waͤre. 

8. 26. Die Kündigungen und Rapitalzahlungen müſſen bei ver Direl- 
tion der Rentenbanf oder bei den von leßterer zur Annahme der Kündi- 

gungen und Rapitalzahlungen autorifirten Beamten erfolgen. 


ss; 23. bis 27. 

2. Bür bie in Folge gehöriger Kündigung (68 24 umb 26) zu leiſtenden Kapital‘ 
zahlungen ift dem Rentenbankvirektorium nicht, wie im 8 21 für bie Renten, bie Befug- 
niß zur abminiftrativen BVeitreibung eingeräumt. Wegen ber Zuläffigleit der freiwilligen 
Unterwerfung des Kündigenden unter bie abminiftrative Erelution ſ. Opp. RB. ©. 14, 
ber fie „trotz ber bei ber Verwaltung durchgängig berrichenden entgegengefegten Meimmng“ 
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8. 27. Weber jeve Kapitalzahlung ertheilt bie Direktion ber Renten⸗ 
banf eine Quittung, in welcher zugleich ausgebrüdt fein muß, wie viel die 
verminderte Rente künftig noch beträgt, und an welchem Termine biejelbe 
zum erften Male zu entrichten tft. Nur durch eine ſolche Duittung wird 
ber Berpflichtete bleibend entlaftet. 

Abfindung der Berechtigten. 

8. 28. Der Berechtigte erhält als Abfindung von ber Rentenbanf 

ben zwanzigfachen Betrag der vollen Rente ($ 10.) und eintretenden Falls 
außerdem den zwanzigfachen Betrag ber zur Tilgung von Rüdftänden ber 
Rentenbanf übermwiefenen Rente, inſoweit nicht nach $ 11. die Abfindung 
I bie. überſchießenden Pfennige von dem Verpflichteten unmittelbar er- 
olgt if. 
8. 29. Diefe Abfindung ($ 28.) wird in Nentenbriefen nach deren 
Rennwertb, und foweit durch folche der von ber Rentenbank zu leiſtende 
Abfindungsbetrag nicht vollftänpig gewährt werben kann (8 32.), in banrem 
Gelde geleiftet. I 

$. 30. Die Abfindung des Berechtigten erfolgt zu demſelben Zeit- 
punkt, F welchem bie Rente auf die Rentenbank übernommen wird (88 15. 
und 16.). 

8. 31. Die gefammte Abfindung an Nentenbriefen und baarem 
Gelde wirb demjenigen zugeftellt, welchen die Auseinanderjegungs-Behörde 
als den berechtigten Empfänger bezeichnet ($ 4.), 

Rentenbriefe und Zinskoupons. ' 

8. 32. Die Rentenbriefe werben von der Direftion ver Nentenban 
nach dem unter C. beilfegenden Schema, und zwar in Apoints von 1000 
Rthlr., 500 Rthlr., 100 Rthlr., 25 Rthlr. und 10 Rthlr. ausgeftellt und 
mit jährlich vier Procent in balbjährigen Terminen, am 1. April und 
1. Okt., verzinfet. 

Den Inhabern ver Rentenbriefe fteht Fein Künpigungsrecht zu. 

8. 35. Mit jedem Rentenbriefe werben zugleich Zinsfonpons auf 
achtjährige, vom 1. Okt. 1850 ab zu berechnenven Perioden nach dem 
unter D. beiltegenden Schema ausgegeben. 

34. Nach dem Ablaufe jeder diefer Perioden (8 33.) werben bem 
Borzeiger des Rentenbriefes neue Zinsfoupons auf einen gleichen Zeitraum 
usgebännigt 

8. 35. Der Betrag ber fälligen Zinskoupons wird, gegen Mbllefe- 
rung berfelben von ber Kafje der Rentenbank baar ausgezahlt; auch werben 


— — — — — — — — — — 


entſchieden verneint. Anders verhält es ſich mit dem gemäß $ 20, reſp. Geſ. v. 27. Juni 
1860 zu leiſtenden Kapitalzahlungen für Theilrenten unter 1 Rthlr., deren adminiſtrative 
Beitreibung auf Grund bes feſtſtehenden Abgabenregul.⸗Plans nach $ 23 ©. v. 2. Ian. 
1845 Ge A. Ul.), wo Tetteres gilt, fich rechtfertigt. 


13. Wegen bes Verfahrens ber Königl. Kaffen in Betreff der bei ihnen als Zah⸗ 
fungsmittel eingehenden ober zım Präjentation gelangenden, als faljch erfannten Renten- 
brieffonpens |. L.u.FMR. v. 28. März 1862 (VBMBl. S. 206.) Diefelben find danach 
mit ber über bie Einzahlung reſp. Präfentation aufzunehmenden kurzen Berh. an bie Orte- 
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diefe fälligen Zinsfonpons von allen Köuigl. Kaffen in Zahlung ange 
nommen. u 

$. 36. Die Zinsfoupons verjähren binnen vier Jahren zum Bor: 
theil der Anftalt. 

Die Verjährungsfrift beginnt mit bein auf ben Fälligfeits - Termin 
folgenden leiten ‘Dezember. 

. 51. Die Rentenbriefe können Behufs der Belegung gerichtliher 
und vormumbfchaftlicher Depofitalgelder, ſowie der Fonds öffentlicher In⸗ 
ftitute angefauft oder al8 Unterpfand angenommen werben. 

8. 38. Der Ueberfehuß von einem halben oder einem Procent, wel- 
hen die Rentenbanken baburch erhalten, daß fie je nach der Wahl ber Ver: 
pflichteten entweder neun Zehntbeile der vollen Rente, oder dieſe letztere 
unverfürzt, alfo entweder vier und ein halbes ober fünf Brocent der zum 
zwanzigfachen Betrage der vollen Rente ausgeftellten Rentenbriefe einziehen, 
lettere aber nur mit vier Procent verzinfen, muß unvermindert zur Amor- 
tifatton der Nentenbriefe verwendet werden. 

Jede Rentenbanf tft verpflichtet, halbjährlich fo viel Renten: 
briefe auszuloofen, als ihrem Nennwerth nach mit denjenigen Geldſummen 
bezahlt werden können, welche bis zum Schluß des Halbjahre, in dem bie 
Ausloofung erfolgt, nach $ 38. dem Amortifationsfonds aus ben Renten 
zahlungen zufließen und nach 8 24. an Ablöfungs - Kapitalien eingezablt 
werben müſſen, ober nach $ 25. als am Schluß biefes Halbjahrs einge 
zahlt zu betrachten find. 

In dem auf bie erfte Ausgabe von Nentenbriefen folgenden Sahre ift 
jedoch die Rentenbank an biefe Verpflichtung zur Ausloofung noch nicht 
gebunden. . 

8. 40. Den Inhabern der ausgelooften Rentenbriefe wirb ber Nenn- 
werth berfelben baar ausgezahlt. Ä 

8. 41. Die Ausloofungen der Rentenbriefe erfolgen in ven Monaten 
Mai und November. 

Die Zahlung auf bie im Mat ausgelooften Nentenbriefe wird an 
dem zunächit folgenden 1. Dft., auf die im Nov. ausgelooften aber an dem 
zunächft folgenden 1. April, und zwar auf der Kaffe der Nentenbanf gegen 
Zurüdlieferung des ausgelooften Nentenbriefs geleiftet. 

$. 42. Nach jener Ausloofung werben die ausgelooften Rentenbriefe 
unter Bezeichnung ihrer Bnchftaben, Nummern und ihres Betrages, fo 
wie bes Termins, an welchem ihre Auszahlung erfolgen fol, mit der Auf 
forderung an die Inhaber, öffentlich befannt gemacht, an biefem Termine 

die Zahlung in Empfang zu nehmen. Dieſe Bekanntmachung iſt dreimal 


— — — — 








polizei-Behörben zu überſenden, welche ohne Verzug Die nöthigen Nachforſchungen nach dem 
Urſprunge der Falſchſtücke und nach ihren Verbreitern anzuſtellen, und demnächſt die ge⸗ 
ſchloſſenen Verhandlungen an das Regier.⸗Präſ. einzureichen haben, welches fie an die ker. 
Provinzialrentenbankoir. einfendet. Im alle erheblichen Verdachts gegen eine beftummt: 
Perjon ift von ber Ortspofizeibehörbe fchon früher fogleih an das Reg.⸗Präſ. Anzeige zu 
machen. Die Prov.⸗Rentbankdir. ift von der Kajje gleich nach Eingang des Falichtüds 
davon zur Kontrofnotiz kurz zu benachrichtigen. 
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in die Amtsblätter der ‚Provinz, in eine ber in berfelben erſcheinenden 
—5 und in den zu Berlin erſcheinenden Preußiſchen Staats⸗Anzeiger 
einzurũ 
Die erſte Einrückung in die Amtsblatter der Provinz muß in dem⸗ 
jelben Monat, in welchem bie Ausloofung ftattgefunden bat, und mindeftens 
vier Monate vor dem Zahlungstage erfolgen. 
. 45. Bon dem zur Auszahlung ber Nentenbriefe beftimmten Ter- 
mine ab findet eine Verzinfung berfelben. nicht ferner ftatt. . 
$. 44. Die ausgelooften Rentenbriefe verjähren binnen zehn Jahren 
zum Vortheil der Anftalt. 
Die Berjährungsfrift beginnt mit dem auf ben Fälligkeitstermin ($ 41.) 
folgenden legten December. | 
$. 45. Iſt ein Rentenbrief nicht mehr zinsbar ($. 43.), fo werben 
zwar die noch laufenden Zinskoupons bejjelben zur Zeit des in ihnen be= 
ſtimmten fpäteren Fälligfeitstermins von der Kaffe der Nentenbanf bezahlt; 
ver Inhaber des Nentenbriefes aber muß fich, wenn er denſelben Behufs 
Empfangnahme des Kapitals präfentirt, ven Abzug bes Betrages der fehlen- 
ben Roupons gefallen laffen- 
F. 46. Die ausgelooften, an bie Rentenbanf gegen Baarjahlung 
zurückgegebenen Rentenbriefe werben vernichtet. 
$ Die Ausloofung und die Vernichtung ber Nentenbriefe erfolgt 
Öffentlich unte® der Leitung ber Direftion ver Rentenbank, tm Beifein 
zweier gordnoten der Provinzialvertretung und eines Notars. 
Die über die Vernichtung der Rentenbriefe aufgenommene 
Verhandlung wird öffentlich durch einmalige Einrückung in die Amtsblätter 
der Provinz und in eine in derſelben erſcheinende Zeitung bekannt gemacht. 


Rechte dritter Berfonen. 


$. 49. Was bie Gefege bei Ablöfung ver Neallaften in Beziehung 
auf dritte Perſonen beftimmen, findet auch bei Ablöfung durch bie Renten- 
banf Anwendung. 

Die Abfindung durch Rentenbriefe wirb Hierbei einer Kapitalabfindung 
gleich geachtet. Es treten jedoch folgende nähere Beftimmungen ein: 

1) der Berpflichtete wird durch Uebernahme ver Rente auf die Renten 

. bank von jever Verhaftung gegen ‚dritte Perfonen in Ahfehung dieſer 

Rente und ber bafike ben Berechtigten gewährten Abfindung befreit; 


& 49. Pr. 1. 

14, Bei ‚Baaz-Rapitalabfinbungen bleibt ber Verpflichtete den Bealgtäubigern bes bes 
reihtigten Gutes bis ur erfolgten geſetzlichen Verwendung bes Abldj.-Kap. verhaftet und 
lann fi) von bief ecpflüchtung 7 nun durch gerichtl. Depof. deſſelben befreien ſſ. Gem.- 
Theil.» O ed uni 1821 (A. a.) 8 151 und ©. v. 29. Juni 18385 (A. XU.) 
81 mebft rn Dazu]. Dies mußte bei — in Rentenbriefen dahin geändert werben, 
daß mit der Uebernahme der Rente auf bie Rentenbant das Rechtsverhältniß zwiſchen dem 
disherigen Berechtigten und Berpflichteten vollftänbig geloſt wird und an bie Stelle des 
letzten die Rentenbank dem Berechtigten und deſſen Gläubigern gegenüber tritt. 

Greiff, Geſ. üb. Land.⸗Kult. u. landw. Bol. 
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2) die landſchaftlichen Krebit » Inftitute, fo wie das Königliche Krebit- 
Snftitut für Schlefien, find nicht befugt, in Folge von Ablöfungen 
durch die Nentenbant Pfandbriefe zu fündigen. Es fteht ihnen aber 
frei, bie Ueberweifung eines, nach Maaßgabe des Betrages, um 
welchen fich die Sicherheit der Pfanbbriefe durch die Ablöfung ver» 
mindert bat, und unter Berüdjichtigung der Appoints, in welchen 
bie Pfanpbriefe und bie dem berechtigten Gute als Abfindung ge 
währten Nentenbriefe ausgeftellt find, zu beſtimmenden Betrags ber 
‚letzteren zu verlangen. 


. 49. Nr. 2. 

15. Durch dieſe Vorfchrift ift Die Anwendbarkeit des $ 110 des, Abldf. - Gef. vom 
2. März 1850 wegen der Verwendung des Nennwerths der Hentenbriefe in die Subftanz 
bes berechtigten Gutes 2c. dann nicht ausgefchloffen, wenn ein bepfanbbrieftesg Gut durch 
Nentenbriefe abgefunden wird und bie landſchaftl. Krebitinftitute find nicht befugt, folder 
Berwenbung zu wiberipreden: fo AR. Grdſ. 1035. 3. Br. 11. — Durch die Ausein 
anderf. » Behörde muß deshalb vor Ueberweifung von Hentenbriefen an ein Kreditinſtitut 
feftgeftellt werben, ob ber Berechtigte von feiner Verwendungsbefugniß nicht Gebrauch 
maden will. — Auch müfjen die Anfprüche folcher Healberechtigten, welche ein Vorrecht 
vor den Krebitinftituten haben, vorher geordnet werben. 

16. Zur Verhütung von Differenzen zwifchen Auseinanderſ.⸗ Behörden und Krebit- 
inftituten wegen ber von letzteren zu beanfpruchenben Rentenbriefe ift dich ILFMR. v. 
15. April 1853 (VMBl. S, 97) Folgendes angeorbnet: 

1. Die Krebitinftitute haben bei der Anmeldung ihrer Anſprüche auf Rentenbriefe jedes 
mal ausdrücklich anzugeben, ob fie ven zu bezeichnenden Betrag derſelben nur vor- 
läufig in Beſchlag nehmen ober ob Sie denfelben zur Abftoßung eines entfprechenben 
Betrages an Pfandbriefen endgültig überwieſen haben wollen. 

2. Erfolgt nur eine vorläufige Beichlagnahme, fo haben bie Auseinanberj.-Beb. ven be- 
en Betrag der R.-Br. einftweilen im gerichtlichen Depofltorium verwahren 
zu laffen. . 

3. Nur derjenige Betrag ber R.⸗Br., beifen enbgliltige Ueberweifung zur Abſtoßung 
eines entſprechenden Pfanbbriefbetrages bie Kreditinſtitute, fei e8 bei der erften Mel- 
— oder ſpäter verlangen, iſt dieſen Inſtituten zur eigenen Aufbewahrung zu über⸗ 
aſſen. 

17. Daran ſchließen ſich die Beſtimmungen bes IRFMR. vom 10. Mai 1853 
(BMBL. ©. 133), welde lauten: 

1. In Gemäßheit des 8 49 des Rentenbanfg. sub Ar. 2 und 7 muß das Krebitinfti- 

tut Die denfelben überwielenen R.- Br. fo lange aufbewahren, bis entweder deren 
Auslofung erfolgt ober deren voller Nennwerth eingezahlt wird. Eine Veräußerung 
der R.-Br. unter bem Nennwerthe ift nicht geftattet. 

2. ber volle Nennwerth ber R.-Br. muß von dem Krebit » Inftitute zur Berichtigung 
eines entſprechenden Betrages zu kündigender Pfanbbr., beren Löfchung im 
Hyp.:B. demnächſt zu bewirken ift, verwenbet werden. Die Pfanbbriefsinhaber, deren 
Rechte durch Das Rentenbankgeſ. nicht beeinträchtigt worden find, brauchen fich in 
diefem Falle nur einen Umtauſch der Pfandbr. gefallen zu laſſen. Daraus ergicht 
fi, daß die einzuldfenden Pfanbbr. nach dem Börfenfourfe angefauft werden müfjen 
und daß unter bem entfprechenden Betrag von Pfanbbr., welcher durch bie Ren 
tenbr. zu tilgen ift, nur ein fo hoher Betrag zu verftehen ift, als mit dem Nenn 
wertbe ber Rentenbr. angefchafft werben kann... .. Aubererjeits haben aber Hyp. 
Gläubiger, deren Forderungen hinter den Pfanbbriefen eingetragen ſtehen, Teinen 
Anſpruch auf Die Löſchung eines den Nennwerth der Reutenbriefe überfleigenben 
Nennwerths von Pfandbriefen, ſobald diefe unter dein Parikourſe anzufaufen find. 

3. Die Wahrnehmung der Rechte dritter Perfonen, welde außer dem 
beredhtigten Befiter und dem Krebitinftitute bei ber gehörigen Ber- 
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Diefe Rentenbriefe werben von den Krebit-Inftituten aufbewahrt. 
Kommen biefelben zur Ausloofung, fo muß das Krebit-Inftitut einen 
entfprechenben Betrag an Pfanbbriefen kündigen und bie für die aus- 
gelooften Rentenbriefe eingehende Summe zur Berichtigung der ge- 
kündigten Pfanpbriefe verwenden. 

3) Der Berrchtigte ift zu verlangen befugt, daß feine Abfindung, info- 
weit fie nicht von einem Krebit » Inftitute in Anfpruch genommen 
wird, zum gerichtlichen Depofitum genommen werde, und in bem- 
felben auf unbeſtimmte Zeit bis zur Auszahlung des Nennwerths 
ber Rentenbriefe nach erfolgter Ausloofung verbleibe. 

4) Iſt eine Aufbewahrung der Abfindung In der unter Nr. 2. und 3. 
angegebenen Art erfolgt, fo bebarf e8 feiner weiteren Maaßregel zur 
Sicherftellung der Rechte dritter Perjonen. 

5) Iſt das berechtigte Gut ein Lehn oder Fideikommiß, oder haben 
Hhpothefengläubiger oder fonftige Realberechtigte die Wiederherftel- 
lung ihrer gefchmälerten Stcherheit verlangt, und erreicht der Kours⸗ 
werth der Rentenbriefe nicht deren Nennwertb: fo kann der Befiter 
des abgefundenen Guts nicht zur Entrichtung ber Differenz zwiſchen 
dem Koure- und dem Nennwerthe ber Rentenbriefe, fondern nur 


— — — — 





wendung der Rentenbriefe betheiligt ſind, gehört nach wie vor zu 
ben Obliegenheiten der Auseinanderſ.Behörde. So lange alſo dieſe 
Behoͤrde nicht amtlich erllärt hat, daß kein ſolches Intereſſe dritter Perſonen obwal⸗ 
tet, darf das Inſtitut Über bie Rentenbr. ohne Genehmigung der Auseinanberf.- 
Behörde nicht in irgend einer Weile verfügen, welche von ben Beftimmungen unter 
1. nud 2. abweicht. 

Ans gleichem Grunde fleht der Auseinanderſ.⸗Beh., jo weit es ſich um bie Wahrneh- 
mung ber echte dritter Perſonen banbelt, die Kontrole darüber zu, daß das Krebitinftitut 
ven Nominalbetrag der ihm überwiefenen Reutenbr. zur Einlöfung eines entſprechenden 
Vetrages von Pfanbhriefen verwenbet und beven Löſchung herbeiführt. Jedoch genügt in 
biefer Beziehung bie amtliche Anzeige des Juſtituts mit Rückſicht auf deſſen öffentlichen 


$. 49. Nr. 2 bis 5. 

18. Aus vielen Vorſchriften folgt nit, daß bie Kontrole der Auseinanberf. - Beh. 
über nie Rentenbr. im Intereſſe dritter Berechtigter ſtets ſo lange fortdauern muͤſſe, bis 
bie Nentenbriefe ausgelooft oder nach ihrem Nennwerthe in baar Geld umgeſetzt worden find. 
In Betreff der nach Nr 2 h.1. den Krevitinftituten überwieſenen Rentendr. hat bie Aus- 
ännberf.-Beh. varüber zu wachen, daß fpäteftens nach der Ausloofung verfelben ein ent- 
Ipredjender Betrag an Pfandbr. geloͤſcht werde, vorausgeſetzt, daß zu biefem Zeitpunkte och 
andere Gutsgläubiger oder Agnaten eines Lehn- ober Fideikommißguts bei ber Löſchung 
ber Pfandbriefe ein Interefie haben. Wegen ber von ben Krebitinftituten nicht beanfpruch- 
ien Rentenbr. ift ihren Eigenthümern zwar unter Nr. 3. und 4. h. 1. die Befugniß einge- 
räumt, deren Dispoſition bis zur Ausloofung zu verlangen: wenn aber ein folder Antrag 
nicht geſtellt wird, fo entſcheiden über ben Zeitpunkt, in welchem das Bermenbungsver- 
jahren in Gang zu bringen if, die nämlichen Vorſchriften, die für baare Abldf.-Rapitalien 
m 558 BO. v. 30. Imi 1834 ertheilt worben find. Mit der Beendigung dieſes Ver⸗ 
fahrens kann alfo die Aufficht der Auseinanberf. » Behörbe über die Rentenbr. vor beren 
Ausloofung aufhören. Hielnach ift ein gefetliches Hinderniß vorhanden, bie Rentenbr. 
vor der Ausloofung als Lehns⸗ oder Fideikommiß⸗Stamm der Verwaltung der betr. Ge- 
richte zur überweiſen, ſobald darauf feine Gläubiger - Rechte haften unb der Lehns⸗ ober 
Fideilommißbeſitzer weder deren Depof. als Ablöſ.-Maſſe bis zur Aueloofung ausdrücklich 
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zur Depofition der legtern in ber unter Nr.3. angegebenen Art an- 
gehalten werben. 

Die Hhpotbelengläubiger find in diefem Falle nicht befugt, ihre 
Befriedigung vor der Verfallzeit zu fordern. 

6) Die bei den Krebit-Inftituten und in den gerichtlichen Depofitorien 
aufbewahrten Abfindungen bleiben binfichtlich derjenigen eingetragenen 
Schulden und fonjtigen Verpflichtungen, für welche bie abgelöften 
Rechte mit verhaftet waren, Zubehör des abgefundenen Gutes. 

T) Iſt ein veponirter Nentenbrief ausgelooft oder dafür der Nennwerth 
eingezahlt, fo finden auf diefe nunmehr in baarem Gelde beftehenve 
Abfindung die gefeglichen Beftimmungen über Kapital » Abfinpungen 
überall Anwendung, inſoweit nicht unter Nr. 2. etwas Anderes ver: 
ordnet worden. 


Löſung des Verhältniffes zwifchen den bisher Berechtigten 
und Verpflichteten. 

8. 50. Bon bem Zeitpunfte ab, in welchem eine ente von ber 
Rentenbant übernommen unb ber Berechtigte durch letztere abgefunden wird 
(88 15, 16. und 30.), bören alfe gegenfeitigen Rechte und Bflichten 
zwiſchen den bisher Berechtigten und Verpflichteten in Bezug auf dieſe 


beantragt hat, noch auf ergangene Aufforderung eine angemeſſene andere Gelegenheit zur 
Anwendung bes Nominalwerths der Rentenbr. in vie Subftanz des berechtigten Gutes 
nahauneifen vermocht hat. So LMR. v. 25. Sept. 1855 (VMVl. S. 192.) 

19. Der 849. Nr. 3 und,5 findet Feine Anwendung, wenn bie bei der Sub- 
baftation bes berechtigten Gutes ausgefallenen Sypothefengläubiger bie den Beſitzer ge 
währten Rentenbr. als Exekution sobjekt in Anfpruch nehmen. Diefelben haben ba 
bie Wahl, die Rentenbr. entweder zu dem Börfenlourje anzunehmen oder deren Beräuße: 
rung burch einen vereibeten Mäkler zu verlangen. So AR. 3. Bd. 13. ©. 142, 


8. 49. Nr. 7. 

20. Die Auseinanberf. » + Behörden haben die Verantwortlichkeit für Berfufte, welde 
bie von ihnen zu vertretenden dritten Perjonen aus einer Berfäummiß bei Erbebumg des 
Baarbetrages ber ausgelooften Rentenbr. durch Verjährung beffelben ($ 44) oder Bermin- 
berung um bie nad dem Zählungstermin fällig werdenden Zinsfoupons (98 43, 45) 
treffen, gefetzfich allein zu tragen und deshalb eine genaue Konteole über alle auf ihre An- 
orbnung bei den Gerichten und Krebitinftituten beponirten Rentenbr. jo lange als fie noch 
ein Zubehör des abgefunbenen Gutes in Betrefj eingetragener Gläubiger und fonfliger 
Berechtigter bilden, deren Intereſſe von ber Auseinanber]. eh. zu vertreten if, ‚fortzufüß- 
ren, aus biefer Kontrole bie ausgeloften Rentenbr. in jedem Xermine zu ermitteln und 
fobann bei den Gerichten die rechtzeitige Erhebung bes Hennwerthe und bei ben Kredit⸗ 
inftituten bie Köichung eines entipresgenen Pfandbriefbetrages zu beantragen. So EMR. 

v. 29. Juni 1852 (GMB 73). 

21. Wenn nad —— eines Rentenbr. der Verwend.⸗P. nicht ſofort regulirt, 
ſondern das Baarkapital, wie dies nach $ 58 BO. v. 30. Juni 1834 zuläſſig, nach ander- 
weiter zinsbarer Belegung wieder beponirt werben fol, fo verfteht ſich von ſelbſt, daß, fo 
wie ber Nentenbrief, jo auch bie Loofung dafür in ihrem Bollbetrage den Realglänbigern 
verhaftet bleibt und wenn aljo ein Theil derſelben wieder zinsbar angelegt wird, fo muß 
ber etwa übrig bleibende baare Betrag, auf ben, ſich das Pfandreiht ut erfiredt, 
im Intereſſe der Gläubiger deponirt bleiben, wobei es gleich ift, ob Nentenbriefe ober 
andere Staatspapiere —F gem Er unter Bari) angelauft werden. So AM. dom 
30. Juni 1855 (. 
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Nee und an biejenigen Reallaften, an beren Stelle die Rente getreten, 
völlig uf. . 

Nur wegen ber Rückſtände bleiben bem bisher Berechtigten feine Rechte 
vorbehalten. 
Steuer-Umfchreibung. 

$. 51. Die Ablöfung durch die Rentenbank begründet nicht bie 
Notwendigkeit einer neuen Vertheilung der Grundſteuer (Steuerum- 


ſchreibung). 
Reſervefonds. 

$. 52. Diejenigen Summen, welche bie Direktion ber Rentenbank 
burch zimstragende Benutzung ihrer Kafjenbeftände oder durch Verjährung 
von Zinskoupons und ausgelooften Aentenbriefen (88 36. 44.) gewinnt, 
werben zu einem Reſervefonds angefammelt. | 

8. 53. Der Refervefonds ift zur Dedung etwaiger Ausfälle an 
Renten bejtimmt. | 

Neicht dverfelbe hierzu nicht aus, fo wird das Fehlende vom Staate 
zugeſchoſſen. 

Dagegen fallen dem Staate auch die nach gänzlicher Beendigung der 
Ablöſungsgeſchafte durch die Rentenbank in dem Reſervefonds verbleibenden 
Beitände zu. 

Roften. 

$. 54. Die durch Errichtung und Verwaltung ber Nentenbanfen 
entſtehenden Koſten übernimmt ver Staat. 

Die ven Rentenbant » Direktionen übertragenen Gefchäfte genießen bie 
Stempel- und Portofreiheit. | 

8. 95. Auf die durch Anwendung bes gegenwärtigen Gejekes bei 
den Auselnanberfegungs » Behörden entftehenden Koften finden die Beſtim⸗ 
mungen des Koftenregul. v. 25. April 1836: und ber in Beziehung auf 
tafjelbe erlafjenen Inftruft. v. 16. Juni 1836 Anwendung. 

Schließung der Rentenbanten. 
8. 56. Einer befonberen gefeglichen Beftimmung bleibt e8 vorbehal- 


— — — — 


$. 51. 

22. Diejer 8 entſpricht dem $ 66 des Ablöſ.⸗G. v. 2. März 1850 A. IV. 4.: 
iu ur letzterem. 

23. Die hierin citirten Koſtenverordnungen ſ. unter A. Nr. XII. 4. und ». Fir 
bie in den Fällen des $ 49. Nr. 3 und 5 h. 1. zu bewirkende Depof. ber Rentenbr. bei 
ben Gerichten und fir deren Berwaltung find, fo lange ber Grund der Depofition dauert, 
außer ben Kopialien und baaren Auslagen weitere Koften nicht zu liquibiren: fo IZMR. 
v. 12. Jan: 1857 (VMBl. S. 35) auf Grund des 8 9. Nr. 2 des Koften-Regul. vom 
25. April 1836. Ebenſo ift bie von der Auseinanberf. » Beh. beantragte Löſchung eines 
prioritätifh eingetragenen Kapitals nach 89. Nr. 3 J. o. auch dann koſtenfrei zu bewirken, 
Br bie Abſtoßung durch Rentenbr. erfolgt ift: jo IZMR. v. 16. Mai 1854 (IMVl. 


$. 6. ' 
24. Die hierin vorbehaltene gejetzliche Beſtimmung ift erfolgt durch das nachſtehende 
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ten, künftig eine Frift zu beftimmen, nach deren Ablauf Ablöfungen durch 
die Rentenbanken nicht weiter ftattfinden bürfen. 

angebot und Amortifation verlorener Rentenbrtefe. 

F. DI. Wenn ein Rentenbrief angeblich verloren gegangen ift, und 





G. v. 26. April 1858 betr. die Schließung der Gejchäfte der Rentenbanten 
(G.S. ©. 273). - 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Graben, König von Preußen ꝛc. x. verordnen, 
mit Zuffimmung beider Häufer des Landtages Unſerer Monarchie, was folgt: 

8 1. In Gemäßheit des im 8 56. des Geſetzes über bie Errichtung von Renten 
banken v. 2. März 1850 gemachten Vorbehaltes werben Unſere Minifter für bie Finen- 
zen und für bie Ianbwirtbichaftlichen Angelegenheiten hierdurch ermächtigt, für jede ein- 
zelne der beftehenben fieben Rentenbanken eine Friſt zu beftimmen, nach Deren Ablauf 
‚die Vermittelung der Rentenbauk Behufs der Ausführuug bes Geſetzes, betreffend hie 
Ablöfung ver. Reallaften und die Regulivung der gutsberrlichen und bäuerlichen Ber: 
hältniffe vom 2. März 1850, rüdfichtlich der im 8 2. des gegenwärtigen Gefekes näher 
bezeichneten Geſchäfte nicht weiter ftattfinben darf. 

Diefe Frift muß Dreimal durch die Amteblätter derjenigen Regierungen, auf deren 
Bezirke ſich die Wirkſamkeit der zu ſchließenden Rentenbank erftredt, fowie durch den, 
Königlich Preußiſchen Staats - Anzeiger, bekannt gemacht werben und, vom Tage ber 
erften Belanntmachung ab gerechnet, mindeſtens einen- jechsmonatlichen Zeitraum um- 


affen. 

" 2. Auf Grund derjenigen Auseinanderfegungsgefchäfte, welche erft nach dem Ab— 
laufe der im 8 1. erwähnten Friſt bei ber zuftändigen Behörde beantragt werben, bürfen 
der Rentenbant feine Renten überwielen werben, ohne Rüdficht barauf, ob bie Lecker: 
weifung bisher nur auf Antrag bes Berechtigten gefchehen konnte, ober ob fie von Amts 
wegen erfolgen mußte. 

8 In Anjehung ver hiernach zur Bermittelung ber Rentenbank nicht mehr gerig- 
neten Auseinanderſetzungsgeſchäfte fällt gleichzeitig die dem Verpflichteten durch das ©. 
v. 2. März 1850 eingeräumte Befugniß fort, bie Iahresrente durch Baarzahlung des 
achtzehnfachen Betrages abzuloͤſen. ine ſolche Rente kann vielmehr nach einer ſechs⸗ 
monatlien, nur dem Berpflichteten freiftehenven Kündigung, durch Baarzahlung des 
fünfundzwanzigfadden Betrages abgelöft werben. 

Der Berpflichtete ift befugt, Das Kapital in vier auf einander folgenden einjährigen 
Terminen, von bem Ablaufe der Kündigungsfriſt an gerechnet, zu gleichen Theilen ab- 
zutragen; doch ift ver Berechtigte nur ſolche Zahlungen anzunehmen verbumben, vie 
minbeftens Einhundert Thaler betragen. Der jedesmalige Rückſtand ift mit vier Procent 
jährlich zu verzinfen. 

8 4. Wenn Rezeffe oder Verträge von vorftehenden Vorſchriften ($ 3.) abweichende 
Feſtſetzungen enthalten, fo find dieſe bei ber Abldfung maaßgebend. 

S 5. Auf diejenigen Auseinanderjegungen, bei welchen der Domainenfistus als Be- 
rechtigter betheifigt ift, findet das gegenwärtige Geſetz keine Anwendung. Auch wird 
durch daffelbe in den Beflimmungen des Geſetzes, betreffend bie Präffufion von An- 
ſprüchen auf Regulirung ber gutsherrlihen und bäuerlichen Verhältniſſe Behufs der 
Eigenthumsverleifung vom 16. März 1857 (G.S. 1857. ©. 235), nichts geändert. 

Urkundlich ac. ꝛc. 

Gegeben Berlin, ven 26. April 1858. 2. 

Im Allerhöchften Auftrage Sr. Majeftät des Könige: 
(L. 8.) Prinz von Preußen. 
v. Mantenffel. v. d. Heybt. Simone. dv. Raumer. dv, Weflphalen. 
dv. Bodelſchwingh. v. Maflow. Graf v. Walberfe. v. Manteuffel II 
Der im-$ 1 dieſes ©. ertheilten Ermächtigung gemäß -ift dur Belanntmadhung 
ber 5.u.2M. v. 31. Januar 1859 (BMBL. ©. 68) bie Friſt, von welcher ab feine 
Ablöſungen mit Ueberweifung der Nenten auf bie Rentenbant mehr beantragt werten 
dürfen, auf ven 31. December 1859 beflimmt worben. 
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an deſſen Stelle die Ausfertigung eines anberen verlangt wird, jo findet 
folgendes Verfahren ftatt: 


1) Der angebliche letzte Inhaber des Rentenbriefes muß beffen Verluft 
und die Umftände, unter denen folcher fich ereignet bat, ber betr. 
Provinzial-Rentenbant-Direltion anzeigen. 


2) Bermag der Anzeigende die gänzliche Vernichtung des Mentenbriefes 
auf eine für bie Direktion der Rentenbant nach deren Ermeffen über- 
zeugende Weiſe barzuthun, fo wird ihm an Stelle des vernichteten 
ein anderer Rentenbrief von gleichem Betrage ausgefertigt. 

In allen anderen Fällen muß der verlorene Rentenbrief zuvor 
öffentlich aufgeboten und gerichtlich amortifirt werben. 


3) Zu dem Ende hat die Direktion ber Rentenbank unter fpesteller Be— 
zeichnung des Nentenbriefes und Benennung des angeblichen letzten 
Inhabers den Verluft und bie Umftände, unter denen folcher geſchehen 
fein foll, öffentlich mit der Aufforderung befannt zu machen: daß 
berjenige, welcher rechtmäßiger Inhaber dieſes Rentenbriefes zu fein 
behauptet, fich ohne Verzug bei ihr melde. Diefe Bekanntmachung 
wird einmal in bie Amtsblätter der Provinz und in zwei in ber 
Provinz erfcheinende Zeitungen eingerädt, und ift, falls ber Ver⸗ 
liever nicht eine befonvere. Belanntmachung verlangt, mit einer ber 
im $ 42. gedachten öffentlichen Belanntmachungen zu verbinben. 


4) Meldet fich binnen Jahresfriſt nah der Einrückung der Bekannt⸗ 
machung (Nr. 3.) in die Amtsblätter Niemand als Inhaber des 
angeblich verlorenen Rentenbriefes, und kommt derſelbe während 
dieſer Zeit auch ſonſt nicht zum Vorſchein, ſo wird dem Verlierer 
a von der Direktion der Nentenbant eine Befcheintgung er- 
theilt. 


5) Auf Grund dieſer Beſcheinigung kann der Verlierer bei dem Gerichte, 
in deſſen Bezirke die betreffende Provinzial - Rentenbanf ihren Sit 
bat, das weitere Aufgebot und die Amortifatton des Rentenbriefes 
In Antrag bringen. 


Das Gericht hat Hierauf einen Ediktaltermin anzufeken und benfel- 
ben unter Angabe Ä 
a) des Buchftaben, der Nummer und bes Betrages bes > emgebtich 
verlorenen Rentenbriefes, 
b) des Namens des angeblichen Verlierers, 
mit der Aufforderung öffentlich bekannt zu machen, 
daß ein Jeder, der an ven Nentenbrief ein Anrecht zu haben 
vermeint, fich bei dem Gerichte fpäteftens in dem Ediftaltermine 
melden und fein Recht nachweifen möge, widrigenfalls ver Ren⸗ 
tenbrief für erlofchen erklärt und dem Verlierer ein neuer an 
beffen Stelle ausgefertigt werben folle- 


Deträgt der Nennwerth des Nentenbriefes 25 Rthlr. oder weniger, 


6 


— 
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fo wirb der Ebiktaltermin durch einmalige Einrüdung in bie Amts- 


"blätter der Provinz und in eine in berfelben erfcheinende Zeitung 


befannt gemacht und fo weit hinaus beftimmt, daß vom Tage ber 
Einrüdung in die Amtsblätter an gerechnet bis zum Termine minte- 
ftens ſechs Wochen frei bleiben. 


Beträgt der Nennwerth des Nentenbriefes 100 Athlr., fo muß 


der Eviktaltermin zweimal durch die gedachten öffentlichen Blätter 


7 


— 


8) 


9) 


10) 


bekannt gemacht und dergeſtalt hinausgerückt werben, daß zwiſchen 
ber erſten Einrückung in die Amtsblätter und dem Termine minde⸗ 
ſtens ſechs Monate vergehen. 


Bei Rentenbriefen von 500 Thalern oder 1000 Thalern muß die 
Bekanntmachung des Termins dreimal nicht nur durch jene Blät—⸗ 
ter, fondern zugleich durch den in Berlin erfcheinenden Preußiſchen 
Staats - Anzeiger erfolgen und minbeftens eine einjährige Friſt 
zwifchen ber erften Einrückung in die Amtsblätter und dem Termin 
verlaufen. 


Meldet fich auf die Ediktalzitation oder auch ſchon vorher in Folge 
der unter Nr. 3. angeordneten Bekanntmachung ein Inhaber des 
Rentenbriefes, ſo muß der Streit zwiſchen ihm und dem angeblichen 
Verlierer gerichtlich erörtert und entſchieden werben. 


Hat ſich dagegen Niemand in dem Ediktaltermin gemeldet und iſt 
auch der Rentenbrief nicht zum Vorſchein gekommen, ſo faßt das 
Gericht das Präkluſions⸗ und Amortiſations⸗-⸗Erkenntniß ab, und ver 
fündet folches durch Zuftellung einer Ausfertigung an ben Verlierer, 
fowie durch Aushang einer folchen an ber Gerichtsftelle. 


Sobald das Erfenntniß rechtskräftig geworden, was anzunehmen ift, 
wen binnen vier Wochen nach erfolgtem Aushange Niemand Ein- 
wenbungen bei dem Gerichte dagegen erhoben hat, wird deſſen In- 
halt durch Die Amtsblätter der Provinz und burch eine in berfelben 
erfcheinende Zeitung einmal befannt gemacht, zugleich aber eine mit 
dem Atteft der Rechtskraft verfehene Ausfertigung des Erlenntnifjes 
ber Direftion der Rentenbant mitgetheilt, welche alspann dem Ver—⸗ 
lierer an Stelle des amortifirten einen anderen Rentenbrief von 
gleihem Betrage mit ben dazu gehörenden, bis dahin von der Nen- 
tenbanf noch nicht ausgegebenen Zinskoupons zuftellt. 


Die durch das Aufgebotsverfahren bei der Direktion der Rentenbank 
und dem Gerichte entjtehenden Koſten hat der Verlierer zu tragen. 


Ä 11) Wegen verlorener oder vernichteter Zinskoupons ift ein Amortifations- 


v 


verfahren ſo wenig als eine Klage auf Zuſtellung anderer Koupons 
an Stelle ver verlorenen oder vernichteten zuläffig. 

Wenn jedoch die Vernichtung der Zinskoupons ber Direltion ber 
Rentenbanf überzeugend nachgetwiefen wird, fo Tann dieſelbe anbere 
Koupons an Stelle der vernichteten aubaniworten. 
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Befondere Beftimmüngen. | 
a) Für diejenigen Landestheile, I Fa bereit8 Rententilgungskaſſen 
eſtehen. 
$. 58. Die für einzelne Landestheile über die Errichtung von Ren⸗ 
tentilgungsfaffen früher bereits ergangenen gefetlichen Vorfchriften, nämlich: 

8) das durch die KO. v. 20. Sept. 1836 beftätigte Reglement für die 
Tilgungskaſſe zur Erleichterung der Abldfung der‘ Neallaften in den 
Kreifen Baderborn, Büren, Warburg und Hörter v.. 8. Aug. 1836 
(G.S. 1836. ©. 235.); 

b) das ©. v. 22. Dec. 1839, betr. die Nechtsverhältniffe ver Grund⸗ 
befiter und bie Ablöſung der Reallaften in den Graffchaften Witt- 
genftein- Berleburg und Wittgenftein-Wittgenftein (G.-S. 1840. ©. 6.); 

c) das durch die KO. v. 18. April 1845: beftätigte Reglement für bie 
Zilgungsfaffe zur Erleichterung der Ablöf. der Reallajten in ben 
Kreifen Heiligenſtadt, Mühlhauſen und Worbis v. 9. April 1845 
(G.S. 1845. ©. 110.), fowie das durch die KO. v. 6. Juli 1846 
genehmigte Regulativ wegen Erleichterung der Domainen - Präftan- 
tiarien in ben vorerwähnten drei Kreifen bet Abtragung und Abld- 
fung ihrer Domantal-Xeiftungen v. 14. Juni 1846, 

bleiben, mit Ausnahme der durch das Gef. über die Abldf. der Real⸗ 
laften 2c. vom ‚heutigen Tage aufgehobenen $ 33. und 35. des unter b. ge= 
dachten Gefeges, auch nach Verkündung des gegenwärtigen Gefeges in ben 
Lanbeötheilen, für welche fie gegeben find, nur in foweit in Kraft, als fte 
ben nachftehenden Beſtimmungen nicht zumiderlaufen: 

1) An der Stelle der Vorfchriften der Ablöfungsorbnungen v. 7. Juni 
1821 und 13. Juli 1829, auf welche in den unter a—c. gedachten 
Spezialgefegen verwiefen ift, find künftig bie Vorfchriften des Ge- 
fees vom heutigen Tage, betr. die Ablöf. der Reallaſten ꝛc., in 
Anwendung zu bringen; es wird baher der jährliche Gelpwerth ber . 
nach dem gedachten Ablöfungsgefeg ablösbaren Neallaften fortan ftets 
nach den Vorſchriften diefes Geſetzes feftgeftellt. 

2) Die Beftimmung im $ 3. bes Neglem. v. 8. Aug. 1836 (f. oben 
unter a.) und im 8 2. des Regl. v. 9. April 1845 (f. oben unter c.): 


„daß bie Abldfung durch bie Tilgungslaffe nur ftattfine, wenn 
ver Berechtigte darauf anträgt", 


wirb aufgehoben, und das Recht zum Antrage auf eine ſolche Ab⸗ 
fung auch dem Verpflichteten, jedoch nur für den Wall beige- 
legt, wenn derfelbe dieſen Antrag auf Ablöfung fänmtlicher hierzu 
geeigneten Reallaften feines Grundſtücks richtet. 

3) bie Berarin im 8 2. des Reglem. v. 9. April 1845 (ſiehe oben 
mier c.): - 


$. 58. 
25. Die hierin unter a, b, 0 citirten BO. finb nachſtehend abgebrudt als Bei- 
lagen B,C, D. | u 
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„baß der Antrag ftets auch anf Ablöfung des Schaaf-, Auf- 
hütungs⸗, Pferch- und Milchnugungsrecht erſtredt werben muß“, 


wird aufgehoben. 


4) Das Regl. v. 9. April 1835 für die Kreiſe Heiligenftabt xc. (fiehe 
oben unter c.) wird bahin abgeändert, daß 
a) die künftig auszugebenden Schuldverſchreibungen der Tilgungs⸗ 


ß 


— 


1) 


d) 


faffe alljährlich bis zur Amortifation nicht mit drei und einem 
halben, fonbern mit vier Procent dem Empfangsberechtigten zu 
verzinfen; | 

daß das aus der Staatskaſſe jährlich zuzuſchießende eine Procent 
des Betrages der ausgegebenen Schulpverfchreibungen (8 7. des 
gebachten Regl.) mit einem halben Procent zur Erhöhung ver 
Zinfen der Inhaber der Schulpverfchreibungen von drei und 
einem balben auf vier Procent, und mit einem halben Procent 
zur Amortifation der Schulbverfchreibungen zu verwenden; 

die nah $ 12. des Regl. von ben .Pflichtigen unverändert mit 
drei und brei viertel Procent des zum zwanzigfachen Betrage 
fapttalifirten Geldwerthes ihrer nach dem Geſetz über die Ablöſ. 
ber Reallaften ꝛc. vom heutigen Tage feftzuftellenden und zu ent- 
richtenden Renten fortan nicht in dem Zeitraum von 43 Sab- 
ren, fondern nach Ablauf eines Zeitraums von 56'/,. Jahren 
erlöfchen; Ä 

wenn ber Pflichtige die Tilgung der Rente vor Ablauf bes zu- 
(et angegebenen Zeitraums ganz oder theilweiſe herbeizuführen 
wünfcht, fo kann er folche durch Baarzahlung ber in ber beige 
fügten Tabelle A. für jedes Jahr berechneten Ablöfungsbeträge 
bewirken. Die dem Negl. v. 9. April 1845 beigefügte Tabelle 
findet daher nur bei Ablöfung folder Renten Anwendung, welche 
der Tilgungskaſſe bereits vor Publikation des gegenwärtigen Ge 
feßes rechtsverbindlich überwieſen find. 


5) Das Regl. v. 8. Aug. 1836 für die SKreife Paderborn ꝛc. (f. oben 
unter a.) wird, wie folgt, abgeändert: 


a) Diejenigen Pflichtigen, welche fich ven Beſtimmungen im $ 14. 


ß 


— 


Nr. 1. und 2. des gedachten Regl. unterworfen haben, find an 
dieſelben nicht ferner gebunden. Es behält aber bei ven 88 14. 


‘und 15. des Regl. ihnen zugeficherten Vortheilen fein Bewenden; 


biefelben Vortheile kommen denjenigen, welche Fünfttg nach Maaß⸗ 
gabe des Regl. ihre Reallaften ablöfen, ſowie venjenigen, welche 
bereit8 Renten an bie Tilgungskaſſe entrichten, ven Beſtimmun⸗ 
gen des 8 14. Nr. 1.und 2. fich jedoch nicht unterworfen haben, 
zu Statten. Bei diefen legten Pflichtigen begimmt die verminderte 
Rentenzahlung ven vier und einem fechstel auf vier Prozent, 
ſowie die Amortifationspertode von 41 Jahren mit bem anf 
Verfündung des gegenwärtigen Gefekes zunächft folgenden Ren⸗ 
tenzahlungs-Termin. 
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6) Die Beftimmungen ver $ 18. 19. und 20. bes gegenwärtiger Ge- 
fehes finden auch auf die Renten, welche ben bereits beftebenven 
Tilgungskaſſen (f. oben unter a. b. c.) zuftehen, ſowie auf die Ges 
bäube, worauf folche Renten baften, und die Beitimmungen ver 88 
37. und 57. des gegenwärtigen Gefeßes auf die Schulpverfchreibun- 
gen diefer Tilgungskaſſen künftighin ebenfalls Anwendung. 

7) Die in den 88 39. und 40. des gegenwärtigen Geſetzes enthaltenen . 
Beſtimmungen find auch für die mehrgedachten Tilgungskaſſen der⸗ 
geftalt maaßgebend, daß die zur Zilgung zu bringenden Schulbver- 
fchreibungen ſtets durch Auslooſung beftimmt werden müffen. Der 
Ankauf derfelben durch bie. Tilgungskaſſen ift nicht. geftattet. 

8) Was im $ 49. des gegenwärtigen Gefeges in Bezug auf bie Rechte 
britter Perfonen verorbnet worden, findet bei Abfinpungen durch 
Schulbverfchreibungen der beftehenden Tilgungstaffen gleichfalls Ans 


wendung. 

9) Den Minifterien für die Finanzen und für die landwirthſchaftlichen 
Angelegenheiten bleibt e8 überlaffen, die Funktionen ver beftehenden 
Tilgungskaſſen (f. oben. a. b. c.) den Provinzial-Nentenbanfen, reſp. 
ben Auseinanderfegungs-Behörben zu überweiſen. 

1) Die Vorfehriften des Regl. v. 8. Aug. 1836 und 9. April 1845 
nebſt den vorſtehenden, diefe Regl. ergänzenden Beſtimmungen finden 
in ven betreffenden Diftrikten auch auf die dem Königl. Domainen- 
fiskus zuſtehenden Reallaſten infoweit Anwendung, als es fih um 
Feſtſetzung der Höhe der Nente, deren Tilgung und Ablöfung, uud 
enbfich um bie ven Zilgungsfaffen in Beziehung auf folche Renten 
eingeräumten Rechte hanbelt. | 

Dagegen werden auch bier Schulbverfchreibungen für den Königl. 
Domainenfisfus nicht ausgeftellt. 

b) Für die Fälle, in denen die Abfindung des Berechtigten in Renten⸗ 
Briefen durch Vermittelung des Staats erfolgt .(f. oben $ 9.). 

F. 59. Wenn der. Verpflichtete die Ahlöfung durch Baarzahlung bes 
achtzehnfachen Betrages der Rente beivtefen will, der Berechtigte aber bie 
Afindung zum zwanzigfachen Betrage in Nentenbriefen verlangt ($ 64. bes 
Geſetzes über Ablöfung der Reallaſten ꝛc. vom heutigen Tage), fo muß 
ter Berechtigte diefe Erflärung vor Abfchluß des Rezeſſes abgeben und ift 
diefelbe in Tetteren mit aufzunehmen. 

$. 60. Erfolgt die Erklaͤrung des Berechtigten (8 59.) in ven Mo- - 
naten Jamuar .bi8 Juni, jo muß die Baareinzahlung am 1. Oftober deſſel⸗ 
ben Jahres in eine von dem Finanz» Miniftertum zu bezeichnende Königl. 
Kaffe bewirkt werben. 


s% 59 His 63. 

6. Diefe SS und die damit in Verbindung ftehenden Beftimmungen ber beiben 
letzten Abfäte des 5 64 des Abldf.-G. v. 2. März 1850 find erft bei der Berathung ber 
Reg. - Entwürfe im Abgeorbnetenhaufe anfgenommen. dur Ausführung derſelben find 
nähere Inſtruktionen ertheilt worben in LMR. v. 8. Febr. 1851 nebſt F. u. LMR. y. 
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Wird dagegen bie Erflärung des Berechtigten in ben ‘Monaten Juli 
bis Dezember abgegeben, jo muß bie Einzahlung am 1. April des darauf 
folgenden Jahres an bie gedachte Kaffe erfolgen. 

$. 61. Der Berechtigte erhält feine Entſchädigung durch die be 
treffende Provinzial⸗Rentenbank mit dem zwanzigfachen Betrage ver vollen 
‚Rente in Nentenbriefen, jedoch nur infoweit, als diefer Betrag durch Ren: 
tenbriefe unter Berüdfichtigung ver zuläffigen Appoints (8 32.) gemährt 
werben kann. Kapttalsbeträge unter neun Thaler müfjen daher von dem 
Berechtigten in baarem Gelde, ohne einen Zufchuß von ber Staatslaſſe, 
angenommen werden. 

F. 62. Die Ablöſun ſkapitalien, ſoweit ſie dem Berechtigten nicht 
baar gezahlt werben ($ 61.), werben zur Tilgung von Staatsſchulden, und 
zwar zunächft ber burch bas ©. v. 25. April 1848 gegründeten fünfpro: 
centigen Anleihe verwendet. 

Der Staat ft: verpflichtet, der Rentenbank alljä rlich vier und ein 
halbes Procent der ausgegebenen Rentenbriefe ($ 61.) in bafbjährigen 
Raten, und zwar während 56'/,. Jahren von ber Ausftellung eines jeden 
Nentenbriefes gerechnet, zu entrichten; es fei denn, daß durch ein Geſetz 
eine Vermehrung des Tilgungsfonds Behufs früherer Amortifatton ber Ren⸗ 
tenbriefe beftimmt wird. 

F. 69. Der Berpflichtete. wird durch Zahlung des Ablöfungsfapitals 
an bie Staatslaſſe (8 60.) von jeder Verpflichtung gegen den bisherigen 
Berechtigten, fowie gegen britte Berfonen in Beziehung auf das Ablöfunge 
Tapital und die Reallaften, an deren Stelle daſſelbe getreten, befreit. 

Die Löfchung ver abgelöften Neallaften erfolgt auf Grund ber von 
ber Staatskaſſe ($ 60.) ausgeftellten Quittung. 

Domatinen » Renten. 

8. 64. Auf diejenigen Renten, welche fonft nach 88 6. und 8. zur 
Ablöfung durch die Nentenbanfen geeignet wären, aber dem ‘Domainen- 
fiskus als Berechtigten zuftehen, follen die Grundſätze des gegenmärtigen 
Geſetzes mit der Maaßnahme angeivendet werben, daß die Renten je nad) 
der Wahl der Pflichttgen (8 10) durch Fortentrichtung von neun Zehn- 
theilen ihres wollen Betrages ober bes unverfürzten vollen Betrages zur 
Staatskaſſe nach Ablauf eines 56'/,2- reſp. 41'/ „jährigen Zeitraums er- 
löſchen, daß den Pflichtigen freifteht, auch während biefer Zeiträume ber- 
gleichen Renten nach ven Vorfchriften des $ 23. ganz oder theilweiſe durch 
Rapitalzahlung abzuldfen, und baß bei Zerftüdelung von Grunbftüden, auf 
welchen folche Domainen-Renten haften, die im 8 20. aufgeſtellten Grund⸗ 
füge maaßgebend find. 


3. ej. M. (VBMEL. S.45) und LMR. v. 18. April 1851 (BMBl. S. 189), uud 
abgebrudt in 2.u.v.R. I. ©. 728 bis 31, indeß wegen ber faft bollflänbigen Abwiclung 
dieſer 33. von Abloͤſungen nur noch von geringer praktiſcher Bedeutung. 


2. Das im zweiten. Abſ. vorbehaltene Reglement iſt vom 1. Auguſt 1850 bet 
und durch FMR. v. 3, ej. m. (VMEL. S. 302) den Regierungen mitgetheilt. Babe 
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Ueber die Ausführung biefer Beſtimmungen bat ber Finanzminiſter 
ein beſonderes Reglement zu erlaſſen. 

Ob und in wieweit die Vorſchriften des Art. VII. der VO. vom 
17. Jan. 1820 über die Behandlung des Staatsfchuldenwefens mit NRüd- 
fiht auf die vorftehend getroffenen Beltimmungen zu mobificiren, bleibt 
ber Ya bei Fünftiger Reviſion jenes Geſetzes vorbehalten. 

Die zur Ausführung des gegenwärtigen Gefeges erforber- 
lichen — gebühren Unſeren Min. für die F. und für landwirth⸗ 
ſchaftliche Ang. 

Urkundlich ꝛc. 
Gegeben Charlottenburg, den 2. März 1850. 
(L. 8.) Friedrich Wilhelm. 
Graf v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. d. Heydt. 
v. Rabe. Simons. v. Schleinitz. Stockhauſen. 


find nachſtehend abgebrudt als B eilage E. — Degen Einführung von Ouittungsbügiern 

über die Dom.» Amortif, » Renten |. FMR. v. 30. Juni 1852 (VBMBI. S. 329). — 
Das in n. 24 enthaltene ©. v. 26. April 1858 betr. die Schließung ber Seicjäfte der 
Rentenbanten bezieht fi) nach 85 nicht auf Domainenrenten. 


1} 
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Anlage A. A Ta 


zu $ 23 des Geſetzes über tie 
File bie Amortifations 





Tilgung eines mit 4 p&t, verzind- 

lichen Kapitals von 100 Thlr. durch 

eine jährliche Rente von 44 pCt. 
(8 38.) 


Demnach und in Gemäfbeit bes Gejeßes if 
tenbanl zu emteichtenbe 












5 Iteeffen von ber fobannfund bfeiben 


















































Z1 fälligen Rente auf vom Sapi-|e un von von 

7 # # to | (Et: 

| Zirten | Rapitet * 10 Se. | 5 Thie. | 1 206. | 5 Sr 
= Tr. bt. fo. pi] tbt. fa. pil"tbt. fo pr] AL B. Hi 





1222 
221) 3 


‘6 





1] 4,00000 | 0,50000 
3,98000 | 0,52000 
3,95920 | 0,54080 
3,93757 | 0,56243 
3,91507 | 0,58493 
3,89167 | 0,60833 
3,86734 | 0,63266 
13,84203 | 0,65797 
3.81572| 0,68428 | 
3,78834 | 0,71166 
|3,75988 | 0,74012 
3,73027| 0,76973 
















13| 3,69948 | 0,80052 | 91, 

14| 3,66746| 0,83254. | 90, 

15| 3,63416 | 0,56584 | 89,988 
16] 3,59953 | 0,90047 | 89,08772 
171 3,56351| 0,93649 | 58,15123 
18] 3,52605 | 0,97395 | 87,17728 
191 3,48709 | 1,01291 | 86,16437 
20| 3,44658 | 1,05342 | 85,11095 
21| 3,40444 | 1,09556 36 


3,36062 | 1,13938 
3,31504 | 1,18496 
41 3,26764 | 1,23236 



















251 3,21835 | 1,28165 26 | 175 128 
261 3,16708 | 1,33292 27 [172 |29 
2713,11377 | 1,38623 28 | 169 |27 
281 3,05832]| 1,44168 29 | 166 121 
291 3,00065 | 1,49935 30 1163 11 
30| 2,94067 | 1,55933 159 

-31|2,87830 | 1,62170 32 [156 | 9 


2]2,51343 | 1,68657 
2,14597 | 1,75403 
2,67581| 1,52419 
2,60254 | 1,89716 
2,52696 | 1,97304 
2,44803 | 2,05197 
2,36596 I 2,13404 













65,07104| 3: 
63,17388] 3 
61,20084| 37 | 136 a 
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59,14887] : 
57.014831 39 1126 [211 — 
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belle 
Errihtung von Renten -Banlen. 
Periode von 56%, Jahren. 





das 1 «Kapitals für eine an bie Ren— 
—— 
Reute ($ 10.) 
— u 





— — Bemerkungen. 
kon | von von von bon 


20 Sgr.| 15 Sgr. | 10 Sr. | 5 Sgr. | 1 Sr. 


UL EBK. fo. of] chl. ig. pi. l chl fa. pf. thl ſa pf. 
— 3] 4 7 |12] 31 3 |: | 


® 











Tach ben bier erften Stolonnen bie- 


— 










4111|) ı 11 — 22Uſſer Tabelle wird überhaupt jedes mit 
11] 10 |29|11 911 — [22)—|4 p&t. verzinsliche Kapital durch 
5} 10 128 8 9 21/1 1Jeine, in jährlichen Terminen postuu- 
—] 10236 | 76 21) Y{merando zablbare Rente von 44 PCt. 
5] 10 124 | 2 21) Tin 565 Jahren getilgt. Da die Rech— 


21) 6lnung beifpielsweife 100 Thlr. Kapı- 
21] 4ltal angenommen bat, fo drücken ibre 
21| 2iRefultate Überall Procente des Ka— 
21] Uſpitals aus. Nachdem nun 56 Jahre 
20 111hindurch Die Reute gezahlt worden 
20| lift, bleiben von dem Kapital noch 
20) 7 0,09723 pEt. 
20| zu tilgen, und bei der 

20) 2[Borausjegung, daß 

20/— (dies nach Jahr ge- 

19 10ſſchehe, kommen dazu 

19 Tincch halbjährige Zin— 

19 Alien mit ... .... 0,00195 , 
1) Adaher denn alabamı ” 0,09618 pt. 
18 Ilfoon ver Rente zu bezablen find. Dies 
15) Sin — ars 800oo ber jährlichen Rente, 





e s n S|mitbin ber Betrag für 8 Tage, und 


wenn biejelbe in mindeſtens monat— 
lichen Raten zu zablen iſt, fo ſind 
zur Tilgung Des Kapitals Überhaupt 
56%, jährliche oder 673 monatliche 
Rentenzablungen erforderlich, 


ERBEREAEERDENNRURT ENG 


ie BO DE DE DS DS DS DS 00 DD a a a a ⏑ α α cα 





αα α RRAFFRAagagaaaneae 
—— 
60 





FRRTIAIAATNERER ERDE" 


16) 8 I6| 8] 
13) 4 — 16] 4 
911 — 16l— 
6 4 15| #& 
21 7] 2 — 15 3 
28| 92 — 1410 
24| 11 2 — 1141 5 
201 5| 2 — 114) — 
161—| 2 | — 13) 7 
11| 51 2 — 13] 2 
bI 812 — /12! = 
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Demnach und in Gemäfbeit des Geſttzes it 
tenbank zu entrichtende 


Tilgung eines mit 4pCt. verzins— 
lichen Kapitals von 100 Thlr. durch 
eine jährliche Rente von 44 pt. 


(5 38.) 


































5 Itreffen von ber fobannlund bleiben] 2 
& fälligen Rente auf | vom Kapı-| > B aa * 
Zinſen | Kapitat, tale neh IE] 10 Thlr. | 5 Thlr 
8 *zu tilgen “ur Bu - - 
| Thlr. | ht. | Fur thl. ja. pflithl. ſg. pf. 
39] 2,258059 | 2,21941 |54,79542 | 40 [121 25) — | 60 |26| 6 
219182 ]2,30818 |52,48724 | 41 [11619] 2] 58 | 9] 7 
2,09949 | 2,40051 |50,05673 | 42 [111| 9] 1 55 119] 7 
2] 2,00347 | 2,49653 |47,59020 | 43 [105 122) 8| 52 |26| 4 
3] 1,90361 | 2,59639 | 44,99381 | 44 | 99129) 7| 49 |29 110 
1,79975 | 2,70025 |42,29356 | 45 | 9329) 7] 46 |29| 9 
5| 1,69174 | 2,80526 | 39,48530 |, 46 | 8722| 4] 43 |26| 2 
1,57941 | 2,92059 | 36,56471 | 47 | 831 7] 3] 40 |18110 
1,46259 | 3,03741 |33,52730 | 45 | 7415] 2] 37 | 7) 7 
1,34109 | 3,15891 | 30,36839 | 49 | 6714| 7| 33 22] 3 
1,21474 | 3,28526 |27,05313 | 50 60 5| 6] 30 | 2| 9] 
| 1,05333 | 3,41267 | 23,66646 | 51 | 5217| 9] 26 | 8111 
0,94666 |3,55334 | 20,11312 | 52 | 44 20/10] 22 10 5 
2] 0,80452 | 3,69548 | 16,41764 | 53 | 36 |14) 6] 18 | 7| 3 
53] 0,65671 | 3,84329 |12,57435 | 54 | 27/238] 3| 13 29 2 
541 0,50297 | 3,99703 | 8,57732 | 55 | 19| 1110| 9 11511 
55] 0,34309 | 4,15691 | 4,42041 | 56 9124| 81 4 127) 4| — 
56| 0,17682 14,32315 | 0,09723 
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Das Ablfungs Kapital fir eine an bie Ren- 
Rente ($ 10.) 





Ä Bemerkungen. 
bon von | bon bon bon 


20 Sgr. 15 Ser. | 10 Sgr. | 5 Ser. | 1 Sur. 
tbL. fg. Hf.] chl fg. pf. tot. fg. pi tbt. fg. pi. thl. j9- Pf. 













— i12| 2 
5124111] 3126| 8] 1|: 11l 8 
5 16111 3121| 4 1 11| 2 ' 
6518| 8 3115| A 11% 10| 7 
6 I—I—I 3/110/)—1 1: 110I1— 
21l1—| 3| 4d|—| 1| 915 
IV 7I 2241 819 
111] 221131 1 81 
21| 9 2114| 6| 1 715 
11| 3| 2) TI 6| 1|. Gl 9 
—! 3] 2|—| 2] 1 kl — 
18j11l 1|22]) I — 513 
T11 114 8|— |: 46 
24| 91 1| 6 6 — 3| 8 
11/11} — |27111] — 2110 
281 7 — 19] 1 — 1111 
14| 9 — | 910) — 1— 
® 


@Breitt, Gef. üb. Land.-Lult. u. laudw. Bol. 13 
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Tilgung eines mit 4 pCt. verzins- 
fichen Kapitals von 100 Thlr. durch 
eine jährliche Rente von 5 pCt. 
(8 38. 


= [treffen von ber ſodannſund bleiben] 2 
S] fälligen Rente auf | vom a 2» 
el — tale noch |S = 
2| BZinſen | Kapital, zu tilgen Piz 
S| Sir. | or. | Sm RL 
0 — — T00,000001 1 
1| 4,00000 | 1,00000 | 99,00000] 2 
31 3,96000 | 1,04000 | 97,96000] 3 
31 3,91840 | 1,08160 | 96,57840] 4 
4| 3.387514 | 1,12486 | 95,75354| 9 
51 3,83014| 1,16986 | 94,55365| 6 
61 3,78335 | 1,21665 | 93,36703] 7 
7] 3,73468 | 1,26532 | 92,10171 8 
8| 3,68407 | 1,31593 | 90,7857519 
91 3,63143 | 1,36857 | 89,41721| 10 
10] 3,57669 | 1,42331 | 87,99390 11 
111 3,51975| 1,48025 | 36,51365] 12 
12] 3,46055 | 1,53445 | 84,97420] 13 
13[|3,39597 | 1,60103 | 53,37317 14 
14| 3,35493 | 1,66507 | 51,70310 15 
15| 3,26532 | 1,73165 | 79,97642 R 
16| 3,19905 | 1,80095 | 78,17547 

17] 3,12702 |1,87298 | 76,30245| 18 
181 3,05210 | 1,94790 | 74,35459] 14 
19| 2,97418 | 2,02582 | 72,32877| 20 
30| >,89315 | 2,10685 | 70,22192]| 21 
»1[2,80888 |2,19112 | 65,03080| 22 
231 2,72123 |2,27877 | 65,75203]| 23 
»3| 2,63008 |2,36902 | 63,38211[| 24 
24| 2,53528 | 2,46472 | 60,91739] 29 
35| 2,45670 [| 2,56330 | 55,35403 2b 
96[2,55416 | 2,66584 | 59,65525 27 
3712,22753 |2,77247 | 52,91578] 28 
38] 2,11663 |2,38357 | 50,03241| 29 
29| 2,00130 |2,99870 | 47,03371] 30 | 
30| 1,#8135 |3,11865 | 43,91506] 31 
31] 1,75660 | 3,24340 40,67166| 32 
33] 1,62687-]3,37313 | 37,29853| 33 
33| 1,49194 |3,50506 | 33,79047| 34 
34| 1,55162 |3,64838 | 30,14209] 39 
35| 1,20568 | 3,79432 | 26,34777| 36 
361 0,05391 | 3,04609 | 22,40168[| 37 
371 0,89607 | 4,1039 | 18,29775| 38 
38| 0,73191 |4,26809 | 14,02966]| 3% 
39| 0,56119 |4,43851 | 9,59085] 4U 
401 0,383653 [4,61637 | 4,97445] 41 
41|0,19598 |4,50102 | 0,17346 





& 38.) 









B. 8a 


zu 8 23 bes Geſetzes über bie 





Für die Amortifations- 





Demnad und in Gemäßheit des Geſetzes ift 


tenbanf zu entrictenbe 

















121 35 60127 

116 121) 31 58 110 

111 11 4 55 120 

1052411 52127 
100 11) 501 1I— 
94| 21 —I 47| — 
sziaalıl 43 27) 5 
81/10 4| 40/20) 2 
411711] 37| 811 
6717 öl 3323| 9 
60| 8 6| 3014 3 
52 20101 25 10 5 
4424| ı| 22121 
36 117110) 18| 811] 
ss| 1) ol 14/—11 
1 55 slı7 9 
9286 — 3 

| I 








von von 

10 Thlr. | 5 Thle. 
thl. fg. pi.| tb. ſg. pf.⸗ 
200 |—| — | 100 |—|— 
198 |— | — 9) 
195 |27| 7| 97 28/10 
193 22 8| 96 26] 4 
191 10 3| 95 |22) 7 
1839| 5/—| 9417| 6 
186 22/—| 93 |11l— 
1854| 6/1 1 92|3|11 
181 17| 2] 9023| 7 
175 |25I—1 8912| 6 
175 29 8] 87/2910 
173 |—|10| 86 16 5 
169 |28| 5| 8429| 3 
166 |22| 5| 83 11) 2 
163 12 6| 81213 
159 |28| 7| 79129] 4 
156 |10| 6| 78| 5] 3 
152 118] 2| 76| 91 ı 
145 21) 3| 74110) 8 
144 19 9| 72| 910 
140 113} 4] 70| 6| 8 
136 110) 68|— 111 
131 115) 1] 65122] 7 
126 22/11] 63 111! 6 

6 

7 

8 

6 
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belle 
Errigtung von Renten ⸗Banken. 
Periode von 41%, Jahren. 


das Weldfungs- Kapital fülr eine an die Ren— 
= Pe) j 

Rente (3 10.) 
— — ———— 
bon | von bon * ar 


* 
20 Sgr. 15 Spr. | 10 Sgr. | 5 Sgr. | 1 Spr. 
ÖL. fg. pf.] tbt. fa. Hf.] tbt. ig. BF] tt. fo. pf.1 tot. fa. pi. 





















































110 —|—[ 6 — 
s2aTI—| 61185 —| 3| 9—]— 119/10) Nach den vier erften Kolonnen bie- 
23111] 6 1511| 3| 8i—] — |19| Tier Tabelle wird überhaupt jedes mit 
20] 8| 613) 9| 3) 6111| — 119] 5J4 pCt. verzinsliche Kapital durch eine, 
117] 3] 6/11) 6) 3! 5| 9| — 119) 2lim jährlichen Terminen postnume- 
13] 9] 6| 9| 2 3 4| 7) — 18 11jrando zahlbare Rente von 5 pCt. 
10) 1] 6| 6| 9] 3) 3) 4— 18 Slin 41 bis 42 Jahren getilgt. Da 
6 41 6 4] 3] 3| 2) 11 — 115] Öfdie Rechnung beiipielsweife 100 Thlr.. 
2| 4] 6| 1) 7) 31—| 9| — 18) 2|8apital angenommen bat, jo drücken 
28| 3] 5128/10] 2129] 5 — 17 1ſihre Refullate überall Procente des 
24—| 5 26/—]| 2 28) —| — 17] Kapitals aus. Nachdem nun 41 Jahre 
19| 6] 5 123/—| 2126| 61 — 171 Ahindurch bie Rente bezablt werden 
= e > — = 2180 7 im 17 ” ift, bleiben von dem Kapitale noch 
ı10| 1] 6 233] — [161 $ 0,17346 pt. 
5| 1| 5[13| 5] 2121| 8 — 16) 43u tilgen, und bei ber 
| 2911] 5| 911] 21201—|— 16 — [Borausjegung, daß 
24| 6] 5 b 4 2118 21 — |15| 8lbies nah 4 Bahr ge 
I 18illl 5| 2| 7] 2116. I — 115 3 ichebe, kommen dazu 
1 a a r * en e —* —— a 0,00347 
le — | 3 4 —| öſſe 0003 
51 —| 8] 4120 5| 210 De en — 7 
gl: 24 ıl alıe) ıl 2 8/1 —[ıs ziea er denn aldbann . ha t. 
8le: 17! sl aııel2 59 13 „put bezablen find. Dies ft """""/s00000 
⸗ 10 9 A sigl alals - 19 Ider jährlichen Rente, mithin der Be— 
8 | 4 4| 1l1ol 21h; 8 trag für 13 Tage, und wenn biejelbe 
8, ; 25| il 3lo8| dl ı = r — — Jin mindeſtens monatlichen Raten zu 
112 17 ılsarlalı 28 — Zhahlen ift, jo find zur Tilgung des 
71 al: % Klin 1 25, 5 11 Astapitats überhaupt Al jährliche 
5 | i 48 — 11 — [oder 493 monatliche Rentenzahlungen 
Hr 21 ıl 3| a 1] 117) 3 *chewerlich 
„2 11) 9) 22710) 1/1311 8 9 
5 2I—| 2121! 4| 1/10) 8] —| 8| 2 
43 2111] 2114| 7] 1/77) 4 —| 76 
4 I11| 4 2| 7) 7] 1| 310) —| 6) 9 
4 —! 5 2|—| 3 1|—| 2]--| 6 — 
3| 19] 1] ‚1122| 8 — |26| 4I-- | 5| 3 
39 71 2] 1114 — 12 5) — | 4| 6 
3 2411| 1| 6) I — 18] — 3] 8 
1* 12| —-28 11 — 14 —| — | 2/10 
1 1281 9 — 19 — | 9 7— | 1/11 
3 14111] — | 911) — | 5|—1— | 11— 
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C. 
Schema zum R Rentenbrief. 


Konigliches Wappen. _ 


Litt. A, No... 22.000 
1000 Athfr. 
Eintaufend Thaler in Preußiſch Kourant werben bem Inhaber biejes Penbenbriret 
von der auf Grund bes Geſetzes vom . .ten............ ... unter 
Garantie des Staats errichteten Rentenbant für die Provinz... 2200000 neen 


nach erfolgter Ausloofung in Gemäßheit des gedachten Geſetzes baar ausgezahlt nub big 
dahin jährlich mit vier Prozent in halbjährigen Terminen am 1. April und am 1. Oltober 
verzinft. 

Der Rentenbant RB bie ‚Salt iu Renten en worden. 


0 8 08 9 8 8 8 9 Wi 2 5 tt RD a eo 


D. 
Schema zum Koupon. 





Eingetragen ıc. x. - 
VIH. (VII. VI. x.) Zinstoupon bes Rentenbriefes Litt, le. 8* ..... 
. Rthlr....... Sgr....... 
buchftäblich ꝛc. hafbjährige Zinfen des Rentenbriefes Lite. ...... No. ...-. 
ben den Inhaber dieſes am 1. April . (1. Oftober 18... .) von ber Saffe ve ber 
Rentenbank für bie ven Be er . .... baar ausgezahlt. 
18... 


| Diefer Zinslonpon wird ungültig, wenn derſelbe 

| nicht bie zum 31. Dezember 18. . bei der Kaffe 
ber Rentenbank zur Erhebung bes Gelbbetrages 
eingereicht worden ifl. 








Beilagen zu A. V. Rentenbank⸗G. v. 2. März 1850. 


Beilage A. zu n. 6. 


C.⸗R. des K. Min. für landwirthſchaftl. Ang. vom 15. Mai 1850 an 
fämmtlidhe 8. Gen.Kom. und landwirthſchaft!l. Reg.-Abth., betr. die 
Abfaſſung der ololungs- und Regulirungs:Rezefje bei Benugung der 
Rentenbanten. (BMBI. ©. 139.) 

Zur Erleichterung des lat mertehrs bei den zu errichtenden Rentenbanken 
iſt es ‚Dringend, nothwendig, daß fortan ..in den Ablöfungs: und Regulirungs-Rezeiten 
diejenigen Beitimmungen, durch melde Nblöfungen durch die Rentenbanten ange: 
orbnet werben, wicht nur gehörig überfichtlih, fondern auch bei allen Auseinander⸗ 
ſetzungs⸗ Behörden m gli gleihförmig nad einem ein für allemal beftimmten For: 
mular x aulammengefte t werben. 

Nicht minder wird eg zur Erleihterung bei Abfafjung der Rezeſſe und bei Kon- 
trollirung ihrer Vollſtandigkeit gereichen, wenn aud die ü rigen in die Rezeſſe geb: 
tigen Beitimmungen nad ſolchen Formularen darin aufgenommen werben. In diejer 
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legteren Beziehung wird zwar eine vollitändige Oleihförmigfeit ber Formulare für 
alle Provinzen wegen der Verfchiedenheit der in ihnen obwaltenden Verhältniſſe nicht 
erzielt werden können, wohl aber jteht zu hoffen, daß ſich wenigftens für jede Provinz 
unter Berüdfichtigung der in ihr vorkommenden Berhältniffe dergleichen Formulare 
abfaften und mit Erfolg in Gebrauch ſetzen laſſen. 

Indem das Min. hiermit die 8. Gen.:Kom. (landwirthſchaftl. Reg.:Abth.) auf- 
tordert, folche Formulare für ihren Gefchäftsbezirk. Au entwerfen und binnen vier 
Moden ir Prüfung hierher einzureichen, macht daſſelbe zugleih darauf aufmerffam, 
a A ezeile nach den neuen Ablöſungs-Geſetzen vornehmlich Folgendes enthalten 
müſſen: 

I. Eine kurze Angabe des bisherigen, Verhältniſſes, welches zur Aufhebung ge: 
fommen, refp. der bisherigen Leiftungen und Gegenleiftungen, welche Gegenitand der 
Ablöfung find, wenigftens im Allgemeinen. 

U. Den Gelobetrag, melcher fi nach ven 88 60. u. 61., beziehungsmweife nad) 
ss 62. 63. u. 66. des Ablöf. : Sei. v. 2. März 1850 (G.⸗S. 1850. &. 77 — 111.) 
oder nach 3 84. und beziehungsmeife nah 8 85. ibid. heraußftellt und welcher durch 
Baarzahlung oder durch Vermittlung der Rentenbank zur Ablöfung kommt. Um eine 
mebrmalige Aufführung aller Verpflichteten zu vermeiden, wird jedoch in der Regel 
eine Hinweifung auf die betr. Kolonne der weiter unten subIV. angegebenen tabella- 
riihen Zuſammenſtellung genügen: 

I. Die ErHlärung der Betheiligten über die Art der Ablöfung diefes Geldbe⸗ 
trags und zwar: 

1) des Verpflichteten, ob er durch Baarzahlung ablöfen will und in dieſem 
Falle die Erflärung des Berechtigten, 
a) ob er den 20fahen Betrag in Nentenbriefen verlangt & 64..c. u. $ 59. 
sed. des Nentenbant: Gefetes v. 2. März 1850 (G.⸗S. 1850. ©. 112— 
.) oder 
b) ob er von diefer Befugniß keinen Gebrauch maden will; 
und in diefem legteren Fall find zugleich Beftimmungen über den Termin zur Zahlung 
des Kapital, deſſen Berzinfung, Eintragung ꝛc. erforderlich. 

Sofern eine Ablöfung durch Kapitalzahlung nicht eintritt und mithin die Ablö: 
fung durch die Rentenbant erfolgt, 

2) die Erflärung der Partheien, ob Nüditände durch die Rentenbank abgelöft 
werden follen ($ 99. des Ablöſ.Geſ. und $ 10. und 20. des Rentenbantgef.) 
und wenn dieſes nicht der Fall, 

3) die Erklärung des PVerpflichteten, ob er die volle Rente oder nur %/ıo derſel⸗ 
ben an die Rentenbant entrichten will. In 

de ME hiernach eine Bermittelung der Rentenbant eintritt, ſoͤ ift ferner erfor: 
rlich: 

IV. eine tabellariſche Zuſammenſtellung und zwar: 

l) in dem sub II 1. a, ‚angegebenen Fall nach der Vorſchrift in der Beilage 


sub A. 
2) in den übrigen Fällen, in welchen die Rentenbank betheiligt ift, nad Bor: 
fchrift der Beilage sub B. 

V. Das Anertenntniß der Kontrahenten, daß zwiſchen ihnen Teinerlei Verpflich: 
hingen, Zeiftungen oder Gegenleiftungen mehr beftehen, auf welche die Provokation 
auf Ablöfung oder Regulirung gerichtet werden muß (8,65. des Abläf Pal Bleiben 
zwifhen denſelben Grunbitüden, auf welche ſich der Rezeß bezieht, Verpflichtungen 
tertbeftehen, auf melde fi die Provofation nicht nothmwendig zu erftreden braucht 
eder deren Ablöfung durch die Rentenbank zwar erfolgen kann, aber nicht nothwendig 
erfolgen muß ($ 56. 65. u. 66. des Ablöf.-Gef. und 5.8 bis 8. des Rentenbantgef.), 
ſo ilt das Fortbeſtehen diefer Verpflichtungen ausprüdlic auszufprechen. 

VI. r Ablöfungstermin, d. h. der Zeitpunkt, mit welchem die bisherigen 
Raturalleiftungen aufhören und der volle, nach 8 60. und 61., refp. 62. und 63,, 
oder nach 8 84., refp. 85. ermittelte Geldwerth an den Berechtigten gezahlt werden 
muß, fowie die Beftimmung, daß mit diefer Zahlung bis zur Ontrichtung bes Ablö: 
ſungskapitals an die Staatskaſſe ($ 60. des Rentenbantgef.) oder bis zur Uebernahme 
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der Rente von der Nentenbant (88 15. 16. u. 12. des Rentenbankgeſ.) fortgefahren 
werden muß; endlich der Zeitpunkt, an welchem det Kapitalsbetrag für bie über: 
ſchießenden Pfennige ($ 11. 1. c. und der Kolonne. 11. der vorftehend unter IV. 2. 
aufgeführten tabellarifhen Zufammenitellung) an ven Berechtigten entrichtet werden foll. 

‚.vO. Die Bejcheinigung über bie erfolgte Legitimation der Kontrahenten. 
Diefe Befcheinigung Tann indeſſen auch mit der Beitätigungstlaufel verbunden werben. 


In Beziehung auf die oben unter IV. vorgefchriebene tabellarifhe Zufammen: 
jtelung wird noch Folgendes bemerlt: 

K Die Kolonne 7. der Beilage A. beruht auf der Vorſchrift des 8 60., die Ko: 
lonne 8., fowie die Kolonne 11. auf der Borfchrift des 861. des Nentenbantgef., 
wonach SKapitalsbeträge unter 9 Thlr. von dem Berechtigten in Gelde, ohne einen 
Zufhuß von der Staatälafle angenommen werden müfjen. Der Zwed dieſer Bor: 
ſchrift gebt lediglich dahin, daß die Abfindungstapitalien zum 18 fachen Betrage nur 
infoweit in der Staatskaſſe bleiben und zur Tilgung von Staatsjhulden verwendet 
merben follen, als dieſer Betrag von ber. Rentenbant zum zwanzigfaden Be: 
trag der Rente wirklich in Nentenbriefen gewährt werben Tann, ge daß bei 
>bfnpungen nah Maaßgabe ver 88 59. seq. des Nentenbantgef. die Rentenbank 
niemal3 Kapitalsipigen zum 20fachen Betrage der Rente, wie dieſes in andern Fällen 
geihehen muß, zu geben braudt, vielmehr derjenige Betrag des Ablöfungstapitals 
zum 18fachen Betrage, welcher ſich nicht in Rentenbriefen zum 20fachen Betrage ge: 
währen läßt, nur al3 durchlaufende Volt zu betrachten it. Beträgt dag Ablöjungs: 
Tapital zum 18fachen Betrage mindeſtens 9 Thlr. oder rundet es ſich dod in 9 Thlr. 
ab, jo kann der vedhfigte feine ganze Abfindung in Nentenbriefen erhalten, da ein 
Ablöfungstapital von 9 Thlen. dem I8fachen Betrage ebenſo wie ein Ablöſungskapi⸗ 
tal von 10 Thlen. dem 20fachen Betrage entfpriht und Appoint3 von 10 Thlrn. bei 
den Rentenbriefen gejtattet find. 

Aus der Vorfchrift des 8 61. folgt jedoch nicht, daß der Berechtigte won jedem 
einzelnen Berpflichteten den ſich bei demſelben herausſtellenden Kapitaläbetrag unter 
. YThle. zum 18fachen Rentenbetrage annehmen müfle; vielmehr gollen die Abloͤſungs⸗ 

tapitalien der Verpflichteten fummirt ‘werden, und von biefer Summe foll der Be: 
rechtigte gehalten fein, den Betrag unter 9 Thlr. im 18fadhen Renten-Betrage anzu: 
nehmen. In dem Beilpiel, welches in der Beilage A. gewählt worden, Tann falt der 
ganze Betrag des Ablöfungslapitald von 657 Thlr. 7 Ser. 6 Bf. zum 20fachen Be: 
trage der Hente, mit 730 Zhlen. in Rentenbriefen gewährt werben, h daß der Berech⸗ 
tigte nur den Betrag Yon 7 Ser: 6 Pi. baar anzunehmen braudt. Würde Dagegen 
der Berechtigte in eben diefem Beifpiel_ nur die unter der laufenden Nr. 1. aufgeführte 
Poſt zu fordern haben, jo würde er Mır 200 Thlr. in Rentenbriefen erhalten, 8 Thlr. 
12 Sgr. aber baar, ohne Zuſchuß Seitens des Staats annehmen müflen, obgleich 
der Mfache Betrag der Rente von 10 Thlr. 14 Ser. nicht 208 Thlr. 12 Sgr., fon- 
dern 209 Thlr. 10 Sgr. ausmacht. Uebrigens erheifcht die Beitimmung des 8 63. des 
Nentenbantgef., daß ſolche nicht in Rentenbriefen auszugleichende Beträge des Ablö- 
fungstapıtal3 nicht direkt an den Berechtigten gezahlt werden, fondern durch die 
Staatskaſſe fließen. 

b) Die Sulammenftellung in der Beilage sub B. erftredt fih auf alle Fälle, 
welche fiberhaupt vorkommen fönnen. Wird fein Rüditand auf die Rentenbank über: 
wiejen, jedoch von dem Zehntel:Erlaß Gebrauch gemacht, fo find die Kolonnen 8, 9, 
10, 13 und 15 unnötbig. ahlen die Pflichtigen die volle Rente, fo find die Ko— 
Ionnen 6, 7, 8, 9, 12 und 14 unnöthig. Es bleibt dem Ermeſſen ver Auseinander: 
ſetzungsbehörde überlafien, ob es vorzuziehen fet, für die verfchievenen eben erwähnten 
Falle verfchiedene Formulare in Aumwendung zu bringen, over in jedem Falle ſich des 
oben vorgefchriebenen Formulars zu bedienen, dabei aber nur. die überflüfjigen Ko— 
lonnen unausgefüllt zu laſſen. 

c) Die eigentlihen Renten dürfen mit den Renten für die Rüdjtände niemals 
vermifcht oder zufammengemworfen werben. Denn wenn Rüdjtände durch Bermüte- 
lung der Rentenbant abgelöft werden, fo verliert der Verpflichtete das Recht, vie 
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eigentliche Rente voll an bie Rentenbanf zu zahlen, e8 muß vielmehr ‚ver Abzug von 
Yo ftatfinden und es tritt mithin für die eigentliche Nente die Tilgungsperiode von 
56%, „jahren ein (8 10. des Rentenbankgeſ.). 

Die Rente für die Rüdjtände wird dagegen ftet3 voll an die Rentenbant gezahlt, 
es darf bei ihr der Zehntel: Erlaß nicht eintreten, weshalb fie denn auch fchon nad 
4154 Jahren erlifcht und während der Tilgungsperiode nad Tabelle B. des Geſetzes 
abgelöjt werben Tann. Es ergiebt ſich dieſes aus den Vorfchriften des 8 10., wonach 
der Berpflichtete fir die Rückſtände den vollen 20. Theil verjelben, ohne Abzug 
von Yo an die Rentenbank zu zahlen hat, des 8 22.,. wonach auf die zur Tilgung 
ber Rüdjtände der Nentenbant überwiefenen Renten die für die vollen Renten 
egebenen Borfchriften Anwendung finden, und des 8 28., monad dem Berechtigten 
fir die Rüdftände der 20fache Betrag der der Rentenbank überwiefenen Rente ala 
Abfindung gewährt werden muß. 

d) Die Kolonne 7. ift dadurch begründet, daß der Berechtigte nach 8 28. des 
Rentenbankgeſ. den 2Ofahen Betrag der vollen Rente zu fordern hat, I Sr 
die Abfindung für die überfchießenden Pfennige zum 18fadhen Betrage erfolgt iſt, fo: 
wie ferner dadurch, daß die der Rentenbank überwiefene Rente, fofern der Zehntel: 
Erlaß ftattgefunden hat, 4# pCt. der dafür gewährten Abfinbung betragen muß. 
Wenn alfo die wolle Rente 10 Thlr. 10 Ser. 10 Pf. und mithin nah Erlaß von *ıo 
noh 9 Thlr. 9 Sgr. I Pf. beträgt, fo würde, wenn nur bie überfchießenden 9 Bf. 
mit dem 18fachen Betrage abgelölt würden, der Berechtigte ven 20fachen Betrag von 
10 Thlr. 10 Sar. 1 Pf. von der Rentenbank zu fordern haben, alfo 206 Thlr. 21 Ser. 
8 Pf. Die Pentenbant bezieht aber an Rente nur 9 Thlr. 9 Sgr., kann alfo nur 
ein Kapital von 206 Thle. 20 Sgr. gewähren. Der Berechtigte muß daher erhalten: 

— Thlr. — Sor. 10 Pf. mit dem 18fadhen Betrag, 
und 0 = 10 = — + mit dem 20fadhen Betrag, 
: 10 Thlr. 10 Ser. 10 Pf. Summa. 
Es muß mithin in Kolonne 7. dem Betrag der Pfennige in Kolonne 6. jedesmal + 
hinzugerechnet werden. 

e) Die Abfindung, welche der Berechtigte von der Nentenbant erhält (Kol. 14. 
und 15.), muß ftet3 der Nente, welche der Rentenbank überwiefen worden (Kol. 12. 
nnd 13.), genau entfpredhen. Die Rente, welche mit %/ an die Rentenbank entrich⸗ 
tet wird (Kol. 12.), muß daher mit 44 pCt. und die Rente, welche voll an die Ren⸗ 
tenbant entrichtet wird (Kol. 13.), mit 5 pCt. zu Kapital erhoben werden; die fo 
gefundenen Kapitalöbeträge (Kol. 14. und 15.) bilden die von der Rentenbank zu ge- 
währende Abfindung. Diefe letztere muß übrigens aud dem 20 fachen Betrage ber 
vollen Rente (Kol. 5. und 9.) nad) Abzug der mit dem 18fachen Betrage abzulöfen: 
den überſchießenden Pfennige (Kol. 7. und 10.) gleich fein. Es ift mithin in dem 
Beilpiel unter laufenber 1. ver Beilage B. 

4 Thlr. 19° Sgr. (Kol. 12.) — 44 pCt. von 102 Thlr. 28 Sgr. 102 Pf. (Kol. 14.) 

: 1 j _ 0. - 


— 5 =: Rd.B)=5 :- von 10 ⸗ — ⸗ (Sol. 15.) 
ie ah 5 Pf. (Kol. 5.) — 112 Nf. (Kol. 7.) 

Thlr. r. . (Kol. 5.) — 112 Nf. (Kol. 7. 

u u 20 = 102 En 


t. 28 Sgr. 108 Pf. (Kol. 14.) und 
5 Thle. 15 Ser..64 Pf. (Kol. 9.) — 64 Pf. (Kol. 10.) . 
x 20 = 10 2hle. — Sgr. — Pf. (Kol. 15.) 

Für die Abfindung, welde die Rentenbank dem Berechtigten zu gewähren hat, find 
nur zur leichteren Kontrolle der Rechnung zwei verfchievene Kolonnen aufgenommen 
worden. — Sn Bezug auf die zu gewährende Summe der Abfindung ift es jedoch 
volllommen gleichgültig, ob volle oder ?/ıo Renten an die Rentenbank entrichtet wer: 
den. . Diefe Summe der Abfindung beträgt, um bei dem Beifpiel ber Beilage B. 
fteben zu bleiben 1574 Thlr. 22 Egr. 25 Pf., welche in vierprogentigen Rentenbriefen, 
beziehungsweiſe baar (Kapitalipigen) von der Rentenbant gewährt wird. 

f) Zur Erleichterung bei der Ausfüllung der tabellarifhen Zufammenitellungen 
werden Nechenknechte angefertigt und ven Behörden zugeftellt werben. 
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ge A. 
9. 10. 11. 12. 13. 

Die Rentenbant er- 

hält an jährficher der Bere chtigte Beni 

Kente aus ber erhält zeichnung 

in. bes Bemerkungen. 
(5 pEL. von Kor. g,) j in Renten banz alt 8 
an Abrun- | . Beredtigten. 


(44 pCt. v. Kol. 10.) briefen. bung 


Zr Ta. pf. Thlr. Fehl. ſg. pf. 
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Beilage B. zu n. 25. ($ 58. lit. a.) 


+ Kı:D. 9.20. September 1836, betr. die Beftätigung des Regl. für 

bie Zilgungslaffe zur Erleihterung der Ablöfung der Reallajten in 
den Kreiſen Baderborn, Büren, warsung und Hörter, des Regierung: 
Bezirts Minden; v. 8. Aug. 1836. (G.S. ©. 235.) 
Auf, die Ver. v. 8. und 50. v. M. genehmige Ich daS hierbei zurüdfelgende 
anbermeitige Regl. für die Paderbornſche Zilgungstafie und ermächtige das Staat3: 
—— — wegen Ausführung deſſelben das Weitere zu veranlaſſen. Zugleich ge 
nebmige Sich: 

1) daß die im $ 14. unter 1. und 2. des Regl. erwähnten Beichräntungen auch 

- für den Yall, wenn die Domainenverwaltung bäuerlihe Grundftüde in ben 

Kreifen Paderborn, Warburg, Büren und Hörter verkauft, ober zu Erb: 
zins oder Erbpachtredht verleiht, den Erwerbern ze Bedingung gemacht wer: 

den können, und | 

daß die den bäuerlichen Grundheſitzern in biefen vier Kreilen zur Verbeſſe⸗ 

rung ihrer Wirthichaft aus dem dazu von Mir bewilligten, der Domainen: 

verwaltung und dem Ober: Präfivium der Provinz überwiejenen Hülfsfonds 
gegebenen Borfchüfle, wenn dieſe nicht in den feſtgeſetzten Terminen eritattet 
werden, ohne Einmiſchung der Gerichte im Wege ber abminiftrativen Crefu- 
tion beigetrieben werben, indem Ich jenem Hülfsfonds wegen diefer Vorſchüſſe 
jueleih das Vorrecht der erften Klaſſe, welches für die im $ 345. der Kon: 
rsordnung erwähnten Vorſchüſſe ftattfindet, hierdurch beilege. Dieje Orber 
und das Regl. für die Tilgungatafle find durd die G.⸗S. und da Amts 
blatt der Reg. zu Minven bekannt zu machen. 
Berlin, den 20..Sept. 1836. 


An das Staatsminifterium. 


, Reglement 
für die Tilgungstafie zur Erleihterung der Ablöfung der Reallaften in den Streifen 

Paderborn, Büren, Warburg und Hörter, des Re jerungäbegirte Minden. 

Da bei Ausführung des Regl. für die Tilgungskaſſe zur Erleichterung ber Ab: 
Iöfung der Reallaften in den Kreifen Paderborn, Büren, Warburg und Hörter vom , 
16. Aug. 1834 ſich Schwierigfeiten ergeben haben, deren Befeitigung eine Abtindes 
rung der Bedingungen des Ablöfungsgefhäft? und eine Mobdifizirung der über das 
—— 6 getroffenen Beſtimmungen nothwendig macht, und bei den zerrüt: 
teten Berhältniflen der bäuerlichen Grundbefißer in den genannten Kreifen gealeid 
auf Maafregeln, durch welche die Herftellung und Erhaltung eines kräftigen Bauern⸗ 
ſtandes befördert wird, Bedacht genommen werden muß, jo wird an ber Stelle des 
—A Regl., welches hierdurch aufgehoben wird, das gegenwärtige anderweitige 

egl. erlaſſen. 
8 1, Die in Folge des Regl. v. 16. Aug. 1834 8 1. errichtete Tilgungsanſtalt 
und die zu deren Verwaltung unter Auffiht der Reg. zu Minden angeoronete Direk⸗ 
tion werden mit den in den nachfolgenden Beftimmungen enthaltenen Mobifilationen 


beftätigt. 

8 2. Die Wirkfamkeit der Tilgungsanftalt erftredt ſich auf die Ablöfung aller 
Reallaften, melde Gegenitand der Ablöfungs : Ordnung vom 13. Juli 1829 find, 
a Ausſchluß der Leiltungen, zu melden der Domainen : Fiskus bered: 
iget ift. 

8 3. Die Ablöfung durch die Zilgungötafte findet .nur ftatt, wenn ber Berech 
tigte darauf anträgt, und ſich beveit erklärt, 

1) daß er mit einer Kapitalabfindung, welche in dem achtzehnfachen Betrage der 

jährlichen Gefälle beiteht, fi begnügen, und 

2) daß er bie Abfindung in Schulbverfehreibungen der Zilgungstafie anneh⸗ 

men wolle. 


2 


— 


Friedrich Wilhelm. 
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» ® 

Der Antrag muß tabei auf alle Leiftungen gerichtet fein, welche dem Berech⸗ 
tigten in einer und derſelben Gemeine zuitehen. ’ 

Die Pflichtigen find jhuldig, in Folge eines foldyen Antrags des Berechtigten 
auf die Ablöfung nad den Beitimmungen diefes Negl: einzugehen. 

54. Der jährliche Geldwerth der abzulöfenden Leiſtungen wird nad) den Grund: 
jäsen der Ablöſ.O. v. 15. Juli 1829 ermittelt; es findet jedoch hierbei der im: & 127. 
beitimmte Abzug nit jtatt. Wegen Bereinfahung des Ablöfungsverfahrens bei 
Zehnten von Bodenerzeugnifien und beim Heimfalle, durch Hülfe des Grundſteuer⸗ 
kataſters, bleiben bejonvere Beſtimmungen vorbehalten. — Iſt ein. jolher Behnten 
durch Verpachtung benubt worden, jo wird, wenn der Berechtigte darauf anträgt, der 
Pachtertrag, und infofern in den Iı 
ftattgefunden haben, der Durchſchnitt des Pachtvertrages in diefem Zettraume ohne 
Rücſicht auf Remiſſion und Ausfälle der Ablöfung zum Grunde gelegt. Ausgenom⸗ 
men biervon bleiben jedoch diejenigen Zehnten, welche nicht während ber legten jech3 
Jahre ununterbrochen verpachtet „gerejen find, oo. 

8 5. Die Ermittelung des Werths der „altungen erfolgt durch Kommillarien der 
Zilgungsanftalt; entitehen darüber, oder über das Recht jelbit Streitigkeiten, welche in 
Güte nicht auszugleihen find, fo wird die Sache von dem Kommiſſatius der Tilgungs: 
anftalt zum Sprude inftruirt. und von der General Kommilfien mit Vorbehalt ber 
geſetzlichen Rechtömittel eutichieden. 

8 6. Die Schuloverjchreibungen der argungätaile, welche dem Berechtigten zu 
feiner Abfindung zu verabreihen Ind ($3. Nr. 2.), werden auf jeden Inhaber ge- 
ftellt, und mit Bier vom Hundert in jährlichen Terminen verzinſet. Bur allmäligen 
Abtragung dieſer Schulden wird der Tilgungskaſſe jährlich ein Procent von dem Be: 
trage der ausgegebenen Schuldverfchreibungen aus der Staatäfafle übermwiejen werden. 
Diefem Fonds treten die Zinfenerfparnifle von ben daraus getilgten Rapitalien hin: 
zu. Die Abtragung erfolgt, nad dem Ermefien der Direltion, durch Anlauf der 
Schuldverſchreibungen aus freier Hand, oder durch deren Verlooſung nach dem Nenn- 
werthe. In dem lestern Fall werden die ausgelooften Schulpverjchreibungen durch 
eine dreimalige, in Zwifchenräumen eines Monats zu wiederholende Bekanntmachun 
in ven Amts: und Iintelligenzblättern der Provinz aufgerufen und ſechs Monate na 
dem Erfheinen der eriten Bekanntmachung am Orte der Zilgumgätafte bezahlt. Ver⸗ 
fäumt der Se die Erhebung des FKapitalbetrags, fo verliert er mit dem Ablaufe 
der obigen Friſt den Anſpruch auf ferneren Binfengenuß. 

Dem Inhaber ſteht ein Kündigungsrecht gegen die Tilgungskaſſe nicht zu. 

58 7. Mit ven Schulvverfchreibungen merven für je vierjährige, von der Eröff⸗ 
nung der Anjtalt an zu berechnende Perioden Zinskoupons für Die in dieſen Zeit- 
raum fallenden Zinstermine ausgegeben, und ſolche beim Verfall des legten Koupons, 
an deſſen Inhaber, aufs neue für die nächite wierjährige Periode ausgereicht. 
Die fälligen Koupons werden bei allen Staatsfaflen in der Provinz Weſtphalen in 

lung angenommen; auch kann ihr Betrag bei ben Reg..-Hauptlaflen und bei 
allen Steuerlaffen in biejer Provinz baar erhoben werden. Die gedachten Reg.:Haupt: 


esten zwanzig Jahren verjepievene Berpachtungen 


kaſſen beforgen zugleich für den Inhaber des lebten Koupons die Ausreihung neuer | 


upons. | | 
St eine Echulbverfchreibung bereit3 aufgerufen und nicht mehr zinsbar (8 6.), 
fo werben zwar die noc laufenden Koupons gezahlt, dem Inhaber der Schuldver: 
f&reibung wird aber, wenn er biejelbe m der Kapitalzahlung ohne die zugehö— 
igen en präjentirt, der Betrag der fehlenden Koupons von dem Kapitale in 
ug gebradt. ‘ “ 
Die Zinskoupons verjähren zum Vortheil der Anftalt, wenn fie nicht innerhalb 
vier Jahren nad) ver Verfallzeit zur Zahlung präfentirt werden. u 
8. Die Schuldverſchreibungen der Anftalt werden nah bem beigefügten 
Schema von der Direltion ausgeſtellt, von fämmtliben Mitgliedern derſelben 
unterjchrieben und von der Reg. zu Minden beglaubigt. Die Sinsfoupons wer⸗ 
ben. ine eine ſolche Beglaubigung bios mit dem Namenftempel der Direktion 
e 
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6 9 Der Staat garantirt die Verpflichtungen der Tilgungslafle, und wird 

letztere mit dem erforderlichen Betriebsfonds verfehen. - 
- * 810. Die Schuldverfchreibungen der Tilgungstafle können Behufs der Bele: 
gung‘ en und vormundfchaftlicher Depofitalgelver, fo wie ver Fonds öffent: 
icher J ſtirute in der Provinz Weſtphalen angekauft, oder als Unterpfand angenom⸗ 
mon. worden. 

8 14. Die Pflichtigen werden durch die von der Tilgungsanftalt an die Be- 
rechligten auzzugebenden Schuldverfhreibungen von den Leiftungen an Die Berectig: 
ten enfbunden; fie müflen dagegen an die Tilgungskaſſe eine jährlidhe Rente entrid) 
ten, welche in drei Biertheilen des Geldwerths der bisherigen Leijtungen, oder in vier 
und. ein ſechstel Brocent der vorgedachten Schulbverfchreibungen beiteht, und mit dem 
Vorzugsrecht jener Leiltungen auf die verpflichteten Grundftüde für die Tilgungstafie 

pothelariich: eingetragen wird. 

' Stehen bei emem zeither durch Verpachtung an die pflichtige Gemeine bemukten 
Zehnten. die einzelnen, a unterworfenen Grundjtüde nicht feft, jo it die Rente 
auf bie ſammtlichen Grunbitüde der betheiligten Gemeinemitglieder, oder auf fo viele, 
als die Direktion: der Tilgungstafle zur vollitändigen Sicheritellung der Renten nötbig 
findet, nach Berhältniß des Betrags, welchen ein jedes Gemeinemitglied zuleßt zu dem 
Pachtgelde ‚geleftet bat, zu vertheilen und in das Hypothekenbuch, jedoch unter Bor: 
behalt der echte ver jchon vorhandenen Realgläubiger, einzutragen. 

8 12. Diefe Renten, welche in ſechs gleichen Theilen am 1. Oklt., am 1. Nov., 
am 1. Der, am 1. Jan., am 1. Febr. und am 1. März zu zahlen find, werden zu: 
a obneliee Srunditeuer erhoben und durch die Steuereinriehmer an die Tilgungs: 
afte ‘abgeliefert. 

.  &3 findet deshalb ebenso, wie binfihhtlich der Grundfteuer die Erefution im Ber: 
waltungswege jtatt. ' 

$ 13. Die Pflichtigen find befugt, die Nenten durch Bezahlung eine dem 
zwanzigfachen Bettage der Renten gleichflommenven Kapital und zwar in Stüädzab: 
lungen, welche minveltens in Fünf Thalern beitehen und in Summen von Fünf 
Thalern fi abrunden müflen, zu tilgen. Für jede fünf Thaler werden dem Pflich 
tigen vom 1. Jan. des nächjten Kalenderjahres an, 74 Sgr. von ber Nente abge: 
ſchrieben; eine Loſchung im Hypothekenbuche erfolgt aber bei einer theilmeifen Abbür- 
dung der Rente nur dann, wenn der zu Iofhenne Antheil wenigftens zwei Thaler 
beträgt. So lange vie Rente nicht getilgt ift, findet wegen Beritlidelung der verpflid- 
teten Srumoftäde die Vorſchrift des Gejebes über die den Grunbbefis betreffenden 
Rechtsverhältniſſe zc. in den Lanvestheilen, welche vormald zum Königreih Weſt⸗ 
phalen gehört haben, v. 21. April 1825, 8 40. Anwendung. Die hierin vorgefchriebene 
Einwilligung des Berechtigten zu vorm ungen kann von der Direltion der Tilgungs- 
— ertheilt werden, welche dieſerhalb mit einer beſonderen Anweiſung wird verſehen 
werden. 

8 14. St der Pflichtige ein bäuerliher Wirth, jo wird die Rente, anftatt nad) 
rn auf vier und ein fechötel, auf Vier Procent der von der Tilgungsanftalt zum 
" ehuf der Ablöfung ausgegebenen Schulbberjhreibungen beftimmt und außerdem 
nad Ablauf des Zeitraums von 41 Jahren, binnen welchem die für die abgelöfeten 
Leiſtungen ‚ausgegebenen Schuldverſchreibungen vermittelft des im 56. ausgeſetzten 
Kain getilgt werden, ganz erlaflen und im Hypothelenbuche gelöidht, infofern der 

flichtige dagegen zur ficheren Erhaltung der Bauergüter im leiltungsfähigen Zu: 
ftande fich folgenden Beltimmungen unterwirft: . 

1) daß ohne die Genehmigung der Direktion der Tilgungskaſſe die verpflichteten 
Grundftüde tünftig weder mit andern Hypothekſchulden, als den Erbtheilen 
der abgefundenen Miterben, belaftet, noch durch Verfügungen unter den 
Rebendigen, oder von Todeswegen, oder in Erbfällen, zerjtüdelt werben, und 

2) daß von dem jetzigen und künftigen Befiber eine Anordnung, durch welde 
in Erbfällen den nicht zur Sutzeſſion in die gedachten Grunditüde gelangen- 
ben Miterben eine höhere Abfindung gewährt wird, 'ald nad) den Beſtim⸗ 
mungen des Gef. über die bäuerlihe Erbfolge in der Provinz Weitphalen, 
v. 13. Jull d. J. für den Fall, wenn der Erblafler darüber nichts verfügt 
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bat, ftattfindet, mit rechtlicher Wirkung nicht getroffen und die Aufhebung 
einer folchen Anordnung nicht nur won dem Anerben des Gutes, ſondern 
uch yon Seiten des Staats verlangt merden mn. — 0. 
Dieſe Beitimmungen, ſowie die Erlöfhung der Renten nach Ablauf nbiger Perio⸗ 
den, find im Hypothekenbuche zu vermerken. a 
15. _ Wenn in dem voritehenven Falle_($ 14.) der Pflichtige die Zilgung der 
Renten vor Ablauf des daſelbſt angegebenen Zeitraums ganz oder theilweife: herbei: 
zuführen wünfcht, fo kann er ſolche durch Bezahlung der in der beigefügten Tabelle 
für jedes Jahr berechneten Ablöfungsbeträge bewirken; vie theilweiſe abzulöſenden 
Rentenbeträge müſſen jedoch mindeſtens in 5 Sgr. beftehen und in Summen non 
5 Egr. fih abrunden. Wegen Abſchreibung der abgelöiten Nentenbeträge und deren 
Loſchung im Hypothekenbuche findet die Vorſchrift im $ 13. Anwendung. ur 
8 16. Ueber die Auseinanderfegung der Berechtigten und Pflichtigen muß in 
gleicher Art, wie e3 für Ablöfungen überhaupt vorgefchrieben it, von dem Kommiſſa⸗ 
rius der Tilgungsanitalt ein Rezeß aufgenommen werden, deſſen Beitäfigung der 
Direktion der Anjtalt zuftebt. Dieje hat bei Brüfung deſſelben alles das & beobach⸗ 
ten, was der Gen.Kom. in dieſer Hinſicht obliegt. Die von ihr ertheilte Beſtätigung 
bat mit einer von der Gen.» Kom. ertheilten Betätigung gleiche rechtliche Kraft und 
irfung. Die vdn den vorgenannten Kommiſſarien aufgenommenen Rezeſſe beditrfen 
feiner gerichtlichen, oder notariellen Vollziehung, wenn die Direktion der Tilgungstafie 
dabei nichts zu erinnern findet; werden aber von derſelben zur Erledigung vorge: 
fommener Bedenken anderweitige protolollariihe Verhandlungen für nöthig erachtet, 
fo ijt damit ein richterlicher Beamter zu beauftragen. 
$ 17. Auf den Grund des von der Direktion der Tilgungskaſſe beftätigten Re- 
zeſſes werben die abgelöjeten Leiftungen im Hypothekenbuche gelöfht und an deren 
Stelle die an die Tilgungslafle zu zahlenden Renten, fowie die in dem Falle des 
.8 14. ftattfindenden beſonderen Bebingungen auf die verpflichteten Grundftüde einge 
tragen. Nach erfolgter Eintragung, oder, wenn das Hypothekenfolium für die ver: 
pflichteten Grunditüde noch nicht regulirt it, nach Ertheilung des die Stelle der Ein: 
tragung vertretenden, gerichtlichen Rekognitionsatteftes, werden die Schufvverfchreibungen, 
welche dem Berechtigten zu feiner Abfindung auszureichen find, ausgefertigt und dem⸗ 
jelben gegen eine Quittung, in welcher er fich zugleich wegen aller Anfprüche aus 
dem Ablöjungsgejhhäfte für abgefunden erklären muß, ausgehändigt, in dem Yalle 
aber, wenn ihm wegen der Rechte dritter Perfonen das Abfindungstapital zur freien 
Berfügung nicht überwiefen werben kann, vorläufig bei dem betreffenden Gerichte 
nirt 


itt. 

Der Rezeß bleibt in Verwahrung der Direktion der Tilgungskaſſe; dieſe ertheilt 
dem Pilichtigen über die erfolgte Ablöfung und die dagegen übernommenen Verpflich⸗ 
tungen eine Urkunde, für welche, je nachdem der Fall des $ 11. oder des 8 14, ein⸗ 
tritt, daS erforderliche Schema beigefügt iſt. 

8 18. Mas wegen ber Rechte und Verbindlichkeiten dritter Perfonen in Bes 
ziehung auf die Ablöfungen überhaupt und wegen der Kapitalabfindung insbeſondere 
vorgeſchrieben ift, findet auf die Ablöfungen nach den Vorſchriften diefes Reglements, 
wogegen den Nealberechtigten kein Widerſpruch zujteht, gleichfalld Anwendung; die 
von der Tilgungsanftalt ausgereichten Schulvverfchreibungen werben hierbei ven Baar: 
zahlungen gleich geachtet. Die Regulirung der aus der Betheiligung dritter Berfonen 
entſpringenden Rechtöverhältnifie, namentlich in Bezug auf die Verwendung der Ab: 
findung zu den Koiten, welche in Folge der Ablöjung zu neuen Einrichtungen auf 
den berechtigten Gütern nothwendig werben, oder zur egahlung der eriten Hypo⸗ 
tbefengläubiger, fowie in Bezug auf die Wiederanlegung ber bfmdung, zu Lehn, 
Fideikommiß u. |. w- gebührt der Direktion der Tilgungskaſſe mit allen Befugniſſen 
und Pflihten der Gen.:Kom.; der lestern bleibt jedoch die Entſcheidung der hierbei 
unir den Betheiligten vorlommenden Streitigkeiten nach näherer Vorfchrift des $ 5. 
vor ten. 

far Henn den Pichtigen Hude⸗ oder Holzgerechtigkeiten gegen bie Berech⸗ 
tigten zuſtehen, ſo konnen die Kommiſſarien ber Tilgungsanſtalt auf den Antrag der 
Betheiligten ein Ablommen vermitteln, durch welches dieſe Gerechtigleiten aufgehoben 
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und die abzulöfenden Leitungen mit dem Werthe derfelben ganz oder theilmeife Tom- 

penfirt werden: "Kommt ein Abkommen zu Stande, fo ebüfrt deſſen Beftätigung 
der Ditettiem der Tilgungslaffe und es finden dabei die Borfchriften des 8 16. An- 
werdund. — 

- Dur die Bermittehmg eines ſolchen Ablommen3 darf’ aber das abtöfrngöge: 
Ihäft nicht aufgehalten werben; entjtehen daraus Weiterungen, welche eine ge 
Befettigung nicht erwarten lafien, fo jind die Berhandlungen auf die yelöfung zu 
beichränten und die Betheiligten mit der Augeinanderfegung wegen der gedachten Ser: 
vituten art die fompetente Behörde zu verweifen. | 

8 20. Die Staatd- und Gemeinebeamten find innerhalb ihres Amtsbezirks ver: 
pflichtet, fi) den Aufträgen und Requifitionen der Direktion der Tilgungskaſſe zu 
unterziehen; fie erhalten für ihre Bemühungen keine Gebühren, ſondern haben nur 
Anfprudy auf Erftattung baarer Auslagen und bei auswärtigen Geſchäften auf Ber: 
gütung der Diäten und Fuhrkoſten nach den Beltimmungen ver BO. v. 28. Juni 
1825. Die Steuereinnehmer beziehen für die Erhebung der an bie Tilgungskaſſe zu 
zahlenden Renten eine beſondere Hebe-Gebühren. 

21. Die Verhandlungen der Anftalt und deren Kommilfarien mit Einſchluß 
der dus Veranlaſſung des Ablöſungsgeſchäfts erfolgenden bypothelariihen Eintragun: 
gen, genießen die Stempel-, Sportel- und Bortofreibeit. Alle Koiten, welche das 
Ablöfungzgeihäft und die Berwaltung der Tilgungsanftalten verurfachen, werden von 
der Staatstaffe ohne einen weiteren Beitrag von Seiten der Betheiligten, ald das ein 
begere Procent, welches nach $ 11. über die Binfen der Schuldverſchreibung er⸗ 

oben wird, getragen; ausgenommen find Iedodı diejenigen foften, welche bei ven 
zur Entſcheidung der ‚Gen. Kom. gehörigen Streitigkeiten (8 5.) entitehen und 
nad den darüber beſtehenden geſeßlichen Vorjchriften von ven Betheiligten zu 


tragen find. 
ge 22. Dem Chef des Min., welchem vie obere Leitung der Tilgungsanſtalt zu⸗ 
jteht, bleibt vorbehalten, künftig zur Schließung der Gejchäfte der Anftalt eine Friſt 
zu beitimmen, nad deren Ablauf Anträge auf Ablöfung nicht weiter angenommen 
werben. 

Dieſe Frift, welde nicht kürzer als ſechs Monate fein darf, ift durch die Amts- 
und SYntelligenzblätter der Provinz befannt zu madjen. 

Berlin, den 8. Auguft 1836. 

| Das Staatsminijterium. 
Schr. v. Altenftein. Graf v. Lottum. Schr. v. Brenn, Mühle. Ancillon. 

Für den Kriegsmin.: v. Schöler. v. Rochow. v. Nagler. v. Ladenberg. 

Rother. Grafv. Alvensleben. 


A. 
Königliches 
Mappen. 


Die Direktion der Tilgungstafje zur Erleichterung der Ablöfungen in 
ben Ketten Paderborn, Hörter, Büren und Warburg des Regierungäbe- 
zirks Minden ' 

befcheinigt durch diefe Schulvverfchreibung, daß der Inhaber aus der durd die Aller: 
höchſte Kabinetsorder d. d. geitifteten Tilgungslaſſe 
ein Kapital von 


No. 


nen Thalern in Silber: Kourant 

zu Ion bat und der Werth dafür durch Ablöfung von Reallaſten berichtigt wor: 
den ift. 

Die Binfen werden vom... 2220200. an, jährlich zu vier vom Hundert 
AM ...... ... jeden Jahres, gegen Aushändigung des beſonders ausgefertigten 
Zinskoupons bei den Regierungs⸗Hauptkaſſen und allen Steuerkaſſen in der Provinz 
Meftphalen gezahlt und die fälligen Koupons bei allen Staatstajjen diefer Provinz in 
Zahlung angenommen. 
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‚ Das Kapital wird gemäß dem Reglement vom...» .'...... .:1-...048 dem ber 
jtimmten nn mitteljt Untauts oder Berlgofung abgetragen, kann aber ‚von, 




















dem Inhaber nicht gelündigt werben. Zur Sicherheit für das Kapital und :die Zin⸗ 
jen haftet da3 gejammte Eigentum der Anjtalt, insbeſondere die durch bie Aplöfun- 
gen konſtituirten —— verſicherten Grundrenten. Zugleich garantirt, der Staat 
Kapital und Binfen. . : u LE ee 
Paderborn, EHE Br SHE BL HE . ee 
Die Direktion der Paderbornſchen Tilgungslaſſe. 
Borftehende Schulbverfchreibung über ........ Thaler Kourant mich, hier⸗ 
durch beglaubigt. | ee 

Minden, den un eo. : a ER; none 

| Königliche Regierung. ae 

Eingetragen mit ST cGourant. 





| Tabelle u er 
der e — 
Kapital⸗Betrãge, für welche eine jährliche Rente von 5 Sgr., 10 Sgr., 15 Sgr. x. 
in jedem Jahre der 41jährigen Tilgungsperiode abgelöjet werben, tann, . 



































An An— Abldöfungspreis einer Rente 

ee FE a a 

Jahres 

Thank ie Don bon bon Don Don bon 

ber Til⸗ J 

gungs⸗ 5 Sgr. | 10 Sur. 20 Sar. | 25 Sur. | 1 Tüte, 
iode. 

* Hr. fg. pr.|est. Tot. fa. viltht. fo. pf. 
1 3 hol _ 6 13 10. 16 kl 30 _ — 
2 3. :9—1 6 13 | 5110] 16 14101 19 123) 9 
3 3 | zul 6 3 | U 8] 16 | 9] 7) 19 [17] 6 
4 3 | 6lıol 6 27 al ıs | a 2] 19 11 — 
5 31519 6 9 22101 15 28 7] 19 43 
6 314716 9 18| 2| 15 |22| 8| 18 |27| 3 
7 3 |3l4 6 9 13) 3] 15 16 7| 18 1911 
8 3216 9 8 3] 15 10 3] 18 12 4 
9 8 —96 9 2111 125 13 Sl ı8 | fl 5 
10 a 1291| 4 5 8 27| 6] 14 |26/10] 17 |26] 2 
11 2 9711] 5 8 21) 9] 14 19 91 17 [171 8 
12 2 1826| 6] 5 8 15/110] 14 12} 4117!89 
15 a m4lil 5 8 9 si 14 | & 7] 16 291 6 
14 2 1231 4| 5 3 | 3] 3] 13 26 7] 16 1911 
15 2 a sl 5 2 26| 71 13 118) 3l 16 | 9lıı 
16 > 11911) 5 i 19| 8I 13 | 9| 71 15 I29| 6 
17 2 118 115 7 12| 5| 13 |—| 7| 15 /18| 8 
18 2 116) 31 5 7 41141 1221 2115| 75 
19 3 |14 31 4 7 27 2| 12 11) 5| 14 |25| 8 
20 2» {12 3l 4 7 19 —ı2 | ıl al 14 |13| 6 
21 a 10) 2] 4 7 10) 7I 11 20 9] 14 |— 110 
22 I2 |zııl 4 6 1110| 11 | 9| al 13 !17| 9 
23 3 |5 8A 6 22 sl 10 ↄ28 al 13 | 4 — 
24 21344 6 8 I13| 21 10 | 16 61 12 ]191 9 
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Im Uns: Abldöfungdpreig einer Kente 
fange bes 

Jahres 

TER bon bon bon bon bon von 
ber Til⸗ — > I er ir: 

gungs⸗ 5 Sagr. | 10 Sgr. | 15 Sur. | 20 Sur. | 25 Sgr. 1Milr. 
periobe, 


Thl. 


ja. Pi.ITbL. fg. . fg. pbl. . pf. Thl. . IXLl fg. pi. 






























25 2 jo 4 si 6|2l6| 8 | 3 4| 10 | 4| 2] 12 - 
26 1128| 3) 3 26) 61 5 24 N 7123| 1l 921 11 19/7 
27 ı 5 7] 3 laıl 2] 5 [el 9] 7 12 4 9 | 8-1 11 | 3 7 
28 1 22110] 3 115 8] 5| 815] 7 | 11 3] 8 124] 1] 10 Jasııı 
29 ı ısııl 3 | slıol a sol a] 6 lıal si 8 | ale] 9 | 7 
30 I Iisıll 3| 310] 4 2009 6 | 7|8l 71481 9111| 7 
31 ı 1310| 2 127] 7] a j1ıl5| 5 1251 3] 7) 9I—| 8 j22lıo 
32 11077 221) 21.18] 5 12] al 62219] 8] 314 
33 ı| 12] 2jıa al 3216| 4 8 8l 6 | 5] 7 18 N 
34 1138 27174 3 J11l—| A 14 8] 51189 4 6 Bi — 
35 il ’® ke 81) #14 5 8* 6—1 
36 — [261 3] 11221 5| 2 [181 81 3 1410) 411 5| 73 
37 — 22] 3] 1114| 6] 2| 619) 2 1291—| 3 21] 4| 4 [13] 7 
38 - sl 2 16a 1 2a 5] 2 112l 7] 3 |—| Sl 3 Jaslıı 
39 & 1311] — 1271 9] 1 jıl 8] 1 lö5ich 2/95 2281 3 
40 — 19 5| — lısliol — H 3 ı/ st ılızl2) 1126 7 
41 — | 410] — sl ıl— Iial 5| — \isl 3] — Id] — 28/10 


Die Direltion der Paderbornſchen Tilgungskaſſe beurkundet nn : ob die 
auf dem im GrundfteuersKatafter der Gemeine... - . .. Slur...... 

verzeichneten und im suneaın DB ...... Gerichts zu...-.. ingetra- 
an Grunditüde de8 .......» baftenden, dem........ zuftänbigen elkum 


more, bergeſiait, — die —* Grundſtücke . ....... ab von 
igen Nachfolger AN DEN - nenn. ganz —* find. Der. — 


———— den ....... 
Die Direktion der Paderbornſchen Tilgungstafle. 


Die Direktion der Paderbornſchen Tilgungslaſſe beurkundet hierdurch, N die 


auf dem im Grundjteuer-Katafter der Gemeine ..... +... dur ..... 
verzeichneten und im Hypothekenbuche des.... Gerichts u..... ein 
Grundftüds des... .-.... haftenden, 0 zuftändigen Seitunaen, 
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meld 1 und KR einem jährlichen. — 
......... abgeſchaͤtzt find, in behen, u es Reglement vom > ... 
vn eine Rapitalabfindung von... .... >» » der Verech Schuld⸗ 
verſchreibungen ber —*2* erhalten a, abge worden, derge ht a die 
genannten Orımdflüde vom... - .. . - von o 3 an den 
......... ganz befreiet find. de. ........ —* deſſen — 
— der veie hen Grundſtücke ſind dagegen den im 8 14.: des Br ar 
...... ..... unter 1. und 2. erwähnten Beichräntungen, dahin 


daß ohne die depemigun⸗ der Direltion der Tilgungskaſſe die verpflichte⸗ 
ten Grumdftüde künftig weder mit anderen Hypothekenſchulden, als den Erb- 
theilen der abgefundenen Miterben belaftet, noch durch Verfügungen unter 
den Lebendigen, oder von Todeswegen, oder in Erbfällen zeritüdelt werben, 


bap von dem jebigen und fünftigen Beſitzer eine Anordnung durch welche 
in Erbfällen den nicht zur Sulzeſſion in die gedachten Grundftüde gelangen: 

ben Miterben eine höhere Abfindung gewährt wird, als nach den Beitim- 
mungen des Geſeßes über die bäuerliche erhielge in der Provinz Weſtphalen 

................. d. r den Fall, Denn der Erblafler 
darüber nichts ‚verfügt bat, ftattfindet, “In rechtlicher Wirkung‘ nicht ge: 
troffen, und die ebung einer folchen Anordnung nisht nur von dem 
Yinerben be 3 Gutes, jondern auch von Seiten des Staates berlangt wer: 


den kann 
unterworfen und maleich verpflichtet, während eines 2 ie Gnı had a Jahren, alſo 
vom.....-... bis............ eine au etragene 
jährliche Rente von -....... ,‚ welde in ‚Ich? ide Sn om 1. Ot., am 
1. Rov., am 1. Dec., am 1. Jan., am 1. Febr. und am 1. zugleid, mit ber 
Grunbfteuer erhoben wird, an die "Tilgungatafie zu entrichten; es I ihnen jedoch 
frei, diefe Rente gen oder theilweife, letzteres jedoch nur in Jahresbe traͤgen, welche 
mindeſtens in 5 Sgr. beſtehen, und in Summen von 5 Sgr. ſich abrunden müflen, 
im Laufe der Tilgungszeit nad) Maaßgabe der in der ang ngten Tabelle für j 
—* berechneten Ablöjungsbeträge zu tilgen. 
tborn, ven... ....- 
Die Direktion der Paderbornſchen Algungstafle. 


2 


u, 


Dazu: 

8.:D. v. 9. Nov. 1836, betr. bie fataftermäßige Dereihnung der 
Grundftüde in den nad dem Regl. für die Paderbornſche Zilgungs: 
alle eat Auguft 1836 auszufertigenden Ablöfungs-Urtunden. 

Auf Ihren Ber. v. 22. v. M. genehmige Ih, daß in den über die Ablöfung 
der Reallaiten nad $ 17. des Regl. für die Paderbornſche Tilgungskaſſe v. 8. Aug. 
d. 3. auszufertigenden Urkunden die pflichtigen Grundſtüce nicht nothiwendig nad 
dem Grundfteuerintafter bezeichnet werden dürfen, fondern au, wenn bie Direktion 
der Kaffe es zur Vermeidung nachtheiliger Weiterungen dienlich findet, nach den ber- 

Eimmlichen oder anberen zu ihrer Unterſcheidung hinreichenden B egeichnungen aufge 
führt werben lönnen. Diefe a mung ift dur die ©.:5. und das Amtsblatt der 
Reg. zu en belannt zu machen 

in, den 9. Nov. 183 
Friedrich Wilhelm. 


An 
den Staat3: und in.: Min. 
Gr. v. Alvensleben. 


Greiff, Gel. 6. Land⸗Qult. n. laudw. Bol. 14 
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Beilage ©. zu n. 25. (8 58. lit. b.) 


G. v. 22. Dec. 1839, betr. die Rehtsverhältnifje der Grundbefiger 
und die Ablöfung der NReallaften in den Grafſchaften Wittgenftein: 
Berleburg und Wittgenftein:Wittgenjtein (G.S. v. 1840. ©. 6.) 

Mir Friedrich Wilhelm ꝛc. 

Nachdem Wir durch Berträge, melde mit den Fürften zu Sayn-Wittgen- 
Hein Derleburg und zu Sapn:Wittgenftein- Wittgenftein abgefchlofien und 
von Uns unterm 23. Aug. 1821 und 11. Sept. 1829 beftätigt worden find, und burd 
die danach auf Unjere Staatskaſſen übernommenen Entihäbigungen für bie jtanbes: 
berrlichen Unterfafien bereit3 eine Erleichterung ihrer Abgaben herbeigeführt haben, 
auch wegen der mweitern NRegulirung der Belis: und Abgabenverhältnifie jener Unter: 
ſaſſen, ſowohl die Standesherren, als auch Einberufene aus der Klaſſe der Verpflich⸗ 
teten durch Unfere Behörden vernommen worden find, fo verorbnen Wir, auf den 
Vorſchlag Unferes Staatsminift., wie folgt: 

Eriter Titel 
Bon den ftandesherrliden Unterfaffen. 

8 1. Alle in den beiden Grafſchaften Wittgenjtein:Berleburg und Wittgenftein: 
Wittgenftein von den ftandesherrlihen Unterfaflen auf Grund eines landes:, lebn3:, 
grund= oder gutsherrlichen Rechtes an die —— — Haͤuſer zu entrichtenden 
Ge» und u sahen, Zehnten und fonitige Präftationen werden vom 1. Juli 

, abgelöft. 

$ 2. Zum Behuf dieſer Ablöfung ift der jährliche Geldwerth jämmtlicher im 
$ 1. bezeichneten Präftationen auf dem durch eine befondere Inſtruktion vorgejchriebe: 
nen Wege zu ermitteln. 4 

Kapital⸗Entſchadigung der ſtandesherrlichen Häufer. 

8 3. Den berechtigten ſtandeshertlichen Käufern gegenüber wird die Ablöfung 
durch Kapitalabfindung und zwar in der Art bewirkt, daß von dem nach $ 2. ermit: 
telten jährlichen ——— der Praͤſtationen wegen der vorkommenden Ausfälle 
und Verwaltungskoſten ein Abzug von 3 Procent ftattfindet, jodann aber der 2ofache 
Betrag ber verbleibenden 97 Brocent den ftandesherrlihen Häufern entweder baar 
oder in Schuldverfchreibungen ber bei der Regierungs-Hauptlafje in Arnsberg zu er: 
richtenden Sitigeniteinihen Tilgungstafje gewährt wird. . 

8 4. Diefe Schuloverfchreibungen werben von der Wittgenfteinihen Tilgung 
kaſſe nach dem anliegenden Mufter auögeftellt und von der Aegierung zu Arnsberg 
beglaubigt. Sie lauten auf jeven Inhaber und merden jährlich mit Vier vom Hun- 
dert in halbjährigen Terminen am 3. Jan. und 1. Juli eines jeden Jahres verzinfet, 
vergeitalt, daß die erite Binsrate am 2. an. 1841 fällig iſt. 

8 5. Mit den Schulvverfchreibungen zugleih werden Zinskoupons für die in 
bie erften 4 Jahre fallenden Binstermine ausgegeben. Nach Ablauf diefer 4 Jahre 
werden dem Inhaber des legten Koupons neue Koupons für die nächte 4 jährige 
Periode ausgehändigt. Auf dieſe Weiſe wird von 4 zu 4 Jahren mit ber Berab- 
reihung neuer Koupong jorigefahren. Der Betrag der fälligen Koupons kann bei den 
Regierungs-Hauptlaflen in Arnsberg, Münfter, Minden, Koblenz und Köln und bei 
allen Steuerkaſſen der Provinz Weitphalen baar erhoben werden. — Die gedachten 
Regierungs : Hauptlafien bejorgen zugleich für die Inhaber des legten Koupons die 
Augreihung neuer Koupons. 

.Die Zinskoupons verjähren zum Vortheil der Tilgungslafte, wenn fie nicht 
innerhalb vier Jahren nad der Verfallgeit zur Zahläng präfentirt werben. 

. ‚Zur Sicherheit für die durch Schuldverſchreibungen verbrieften Kapita- 
lien und bie davon zu entrihtenden Binfen haften zunächſt die nad 88 11. und 12. 
der Tilgungskaſſe überwiefenen Nevenüen. Außerdem übernimmt der Staat bie 
Garantie dafür. 

8 7. Die ausgefertigten Obligationen werben durch baare Bezahlung eingeldſt 
und vernichtet. 

Die Cinlöfung wird nad dem Ermeflen der Regierung zu Arnsberg entweber 
durch Anlauf ver Schuldverfchreibungen aus freier Hand oder im Wege der Künbi: 
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gung gegen Gewährung deö Nennwerths bewirlt. In dem lekteren alle werden 
entweder fämmtliche vorhandenen Schuldverfchreibungen mit einem Male gelünbigt, oder 
die davon zu fündigenden durch das Loos beftimmt. Die Kündigung erfolgt in beiden 
Fällen durch eine dreimalige, in Zwifchenräumen eines Monats zu wiederholende Be: 
lanntmachung in den Amtsblättern der Regierungen zu Arnsberg, Münfter, Minden, 
Koblenz und Köln. 

Sechs Monate nad) dem Erjcheinen der eriten Belanntmachung werben bie ‚ge 
kündigten Kapitalien von der Tilgungskaſſe in Arnsberg, gegen Rüdgabe ver Schul: 
verfchreibungen, ausgezahlt. VBerfäumt der Inhaber die Erhebung, fo verliert er vom 
feſtgeſetzten —— an den Anſpruch auf ferneren a Werden bie 
Koupons über die nad dem Zahlungstage fang. werdenden Zinjen mit der Schulb: 
verjchreibung nicht zurüdgegeben, jo wird der Betrag derfelben von dem zu zahlen: 
den Kapitale in Abzug gebracht. Die nicht zurüdgegebenen Koupons werben in biefem 
Falle gleich allen übrigen eingelöft (8 5.). 

Zig Den bern der Schuldverſchreibungen fteht ein Kündigungsrecht gegen bie 
Ugungslafte nicht zu. | 
8 8 Die Echulvverfchreibungen der Tilgungskaſſe können Behufs der Belegung 
erichtliher und vormundfchaftlicher Depofitalgelder, ſowie der Yonds öffentlicher 
nftitute im ber Provinz Wejtphalen angelauft, oder als Unterpfand angenommen 
werden. 
9. In wie weit das nad) $ 3. berechnete Ablöfungstapital den ftandesherr: 
lichen Häufern am 1. Juli 1840 baar oder in Schuldverjchreibungen gewährt werben 
fol, bleibt ver Beitimmung des Finanzminiſters überlaffen. 


Ablöfungsrenten der Pflichtigen. 

$ 10. Den Berpflichteten gegenüber wird die Ablöfung der in $ 1. bezeichneten 
—— durch Verwandlung derſelben in eine feſtſtehende Geldrente zur Ausfuh⸗ 
rung gebracht. 

$ 11. Vachdem ver jährliche Geldwerth der an die ſtandesherrlichen Häufer zu 
entrihtenden Abgaben im Ganzen und für alle einzelne Pflichtigen ermittelt und * 
geſtellt ift, wird den letzteren der fünfte Theil deſſelben erlaſſen. Der Betrag von 
+ tritt als eine feſte Gelorente an die Stelle der abgelöften Präftationen und iſt am 
1. San, 1. Febr, 1. März, 1. Oft. 1. Now. und 1. Dec. eines jeven Jahres jebes- 
mal mit $ burd DVermittelung der Steuerlafien zu Berleburg und Laasphe an 
bie Zilgungstaffe zu Arnsberg abzuführen. Die erite Rate ift am 1. Oktober 1840 


ig. Ä | 
$ 12. Außer den nad) $ 11. von den präftationspflichtigen Unterfafien zu ent: 
richtenden Renten wird der Wittgenfteinfhen Tilgungskaſſe ein firirter jahrlicher Zus 
ſchuß aus den allgemeinen Staatsfonds von der Höhe übermwiefen, daß bie Tilgung3: 
tafie in den Stand gefeßt wird, die nad 8 3. von ihr verbrieften Kapitalien nicht 
nur zu verzinfen, ſondern auch binnen 41 Jahren einzulöfen und zu tilgen. Nach 
Ablauf Dieter Friſt haben die Pflichtigen keine weitere Sahlungen an die Tilgungs: 
laſſe zu entrihten. Dagegen kann aber auch niemal3 eine Berufung darauf ſtatt⸗ 
finden, daß die Grundfteuer in den beiven Wittgenſteinſchen Grafichaften bis zu dem 
Gricheinen des Grundfteuergefeßes v. 21. yon b. J. nur nad Maaßgabe des nad 
Abredynung der Reallaften ſich ergebenden Reinertrages der Grundſtücke zu entrichten 
gewefen, in ver Wirklichkeit aber nach dem vollen Katajtralertrage, ohne Berüchſich⸗ 
tigung der Reallaften, erhoben worden fei. „Jeder, Seitens der Grundſteuerpflich⸗ 
tigen bieraus etwa gegen die Staatskaſſen berzuleitende Entſchädigungs-Anſpruch 
wird wielmeht durch die Mebermweifung des vorgedachten Zufchufles ausgeſchloſſen und 
digt. 
13. 63 ift den Pflichtigen unbenommen, die won ihnen zu entrichtende Rente 
auch ſchon vor Ablauf des z1jübrigen Zeitraums ganz oder theilmeife durch Kapital: 
zahlung abzulöfen. Wie hoch der Ablöfungsbetrag beim Beginn eines jeden Jahres 
diefer Berioe zu ftehen fommt, iſt nach der beigefügten Zabelle zu berechnen. . Bei 
theilweifer Ablöfung der Rente müflen jedoch die abzulöjenden Nentenbeträge mindes 
ſiens in 5 Sgr. beitehen und in Summen von 5 Ser. ſich abrunden., 
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5 14. Wenn die auf rentenpflichtigen Befigungen vorhandenen Wohngebäude 
abbrermen, einftürzen oder abgebrochen werden und deshalb die auf diefen Gebäuden 
ruhende Grundfteuer nicht mehr erhoben wird, fo ijt gleichzeitig auch derjenige Theil 
der an bie Tilgungskaſſe abzuführenden Rente, welcher als leviglih auf dem Haufe 
baftend anzufehen tft, außer Hebung zu fegen. 

Dagegen wird aber auch bei allen, auf rentenpflidhtigem Boden neu erbauten 
Bobmgebänden, ohne Unterſchied, ob diejelben an die Stelle früher vorhanden gewe- 
fener Wohngebäude treten oder nicht, diefe Hausrente neu in Hebung geſetzt, ſobald 
die Erhebung der von denfelben veranlagten Grunbfteuern beginnt. 

Die Standesherrihaften find en v. 1. Juli 1840 an, abgefehen von den 
ihnen verbleibenden Rüdjtänden, nicht mehr befugt, von neuen Anfieblern oder den 
vorhandenen Grund: und Hausbeſitzern Abgaben oder Leiftungen irgend einer 
Art auf Grund eines landes⸗, lehns⸗, grund: oder gutäherrlichen Rechtes zu fordern. 

. Dieje neu in Hebung zu feßenden Hausrenten, die nad dem 1. Juli 
1881 nicht mehr erhoben werden, jedoch auch fchon früher nad $ 13. abgelöjt werben 
können, find zunächſt dazu beitimmt, die durch die Abfegung der Hausrente von ein: 
egangenen Wohngebäuden oder dur Unbeibringlichleit einzelner Rentenbeträge ent: 
tehenden Ausfälle zu deden. In fofern fie mehr betragen, ala hierzu erforderlich iſt, 
wird dadurch eine Abkürzung der Aljährigen Ailgungöperiohe bewirkt. 
Erwerbung des vollen Eigenthums. 

F 16. Sämmtliche ftandesherrliche Unterſaſſen (ohne Unterſchied ob fie zu den 
Bauern und Koloniften oder zu ben Beifigern gehören, oder mit einem andern Namen 
bezeichnet werben), welchen gegenwärtig nur das nußbare Eigenthum oder ein Erb 
pachts⸗ oder fonft vererbliche8 Befigrecht der von ihnen benugten Grundſtücke zuiteht, 
erwerben mit den in 88 17. bis 19. angegebenen Beichräntungen, vom 1. Juli 
1840 ab, daS volle Eigenthbum jener Grunditüde vergeltalt, daß namentlich ein Heim: 
—— von da ab nicht mehr ſtattfindet und die Verpflichtung zur Einholung des 
a en Konjenjes bei Beräußerungen, Dismembrationen und VBerpfändungen 
mwegrällt. 

17. In joweit den ftandeöherrliben Häufern an den gegenwärtig noch aus 
der Zeit vor dem 8. Syan. 1812 auf den Grundftüden der Unterjafien vorhandenen 
Waldbäumen das Eigenthumsrecht zufteht, hat es dabei fein Bemenvden. Die Stan: 
desberrichaften find jedoch gehalten, dieſes Eigenthumsrecht vor dem 1. Juli 1843 
durch Abholzung oder durch Verkauf der Bäume an den Befiker der Grunditüde oder 
an dritte Perſonen (lestern Falls mit der Bedingung ae Abholzung) geltend 
zu machen, wibrigenfallß dafjelbe zu Gunften der Grundbeſitzer als erlofchen betradhtet 
wird. Hinfichtlich der feit dem 8. San. 1812 aufgewachſenen Bäume fteht den 
Standesherrichaften fernerhin weder ein Eigenthums⸗- noch ein Zehntredht zu. 

18. Das Recht auf den Bergzehnten und überhaupt auf die von der Gemin- 
nung unterirdifher Erzeugnifle zu entrichtenden Abgaben, desgleihen die Jagd: umd 
Bülcereigerechtigteit der jtandesherrlihen Häufer bejtehen bis auf Weiteres in ber 

isherigen Art und in dem bisherigen Umfange unverändert fort. 
8 19.- In un ber bejtehenden Müblenbannrechte bleibt es für jest bei 
ver beftehenden Verfaſſung. 


Bon den Rechten und Berbinblichteiten dritter Perfonen in Beziehung auf die 
| ung. 

520. Das nah $ 3. für die abgelöften Leiftungen ben ſtandesherrlichen 
Häufern, theils baar, theils in Schuldverſchreibungen der Zilgungstafle zu gewährende 
Kapital tritt in Rüdficht der Lehns- und Fideilommißverbinpungen, der hypotheka⸗ 
riſchen Schulden und Reallaften in vie Stelle jener Leiltungen. Die gedachten 
Schuldverſchreibungen werden in jeder Beziehung ben Daazahlungen gleich geachtet. 

‚521. Die bypothefariihen Gläubiger und zwar fowohl diejenigen, welche Kapi⸗ 
talien zu fordern haben, als diejenigen, welchen ein Realrecht auf Renten, Abgaben 
und ähnliche fortdauernde Leiſtungen zufteht, imgleichen die Lehnsherren, ehns: und 
Fideikommißfolger, etwanigen Wiederlaufsberechtigten 2c., fönnen weder der Ablöfung 
jelbft widerſprechen, noch ihre Buziehung bei dem Ablöfungsgefhäft verlangen. 
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$ 22. Die bopothelarifchen Gläubiger N 21.) der ftandesberrlichen Häufer find 
dagegen berechtigt zu fordern, daß das Ablöfungslapital, jo meit e8 dazu hinreicht 
oder erforderlich ift, zur Abftoßung der zuerit eingetragenen reſp. zuerjt angemelbeten 
Schulden oder Leiſtungen verwendet over zur Wieverberftellung ihrer durch die Ab: 
lofung geſchmälerten Sicherheit angelegt werde. 

23. Sie werben zu dem Ende, fobald der Betrag des Ablöſungskapitals feft- 
ftebt, von dem Ober:Landesgerichte zu Arnsberg durd eine, in den Amtsblättern der 
Regierungen zu Amberg, Münfter, Minden, Koblenz und Köln zu erlaflende Be 
Tanntmahung zur Wahrnehmung ihrer Gerechtfame binnen einer prällufivifchen Frift 
von ſechs Wochen unter der Verwarnung aufgeforvert, daß jonit angenommen werben 
folle, fie feien mit der unter der Auffiht des Ober:Landesgerichts zu Arnsberg’ nad 
Maaß abe bes 8 22. zu bewirkenden anderweiten Verwendung de3 Ablöfungsfapitals 
einverjtanden. 

5 24. Die Lehns: und Fiveilommiß-Interefienten, Wiederlaufsberechtigten 2c. der 
Standesherrfchaften müflen es fich gefallen laſſen, daß die hupotbelarifchen Schulden 
und Reallaften, ſoweit ſolche für fie en find, durch das Ablöjungstapital 
abgetragen werden. Soweit daflelbe aber hierzu nicht erforderlich ift, muB ſolches 
andermweit zu Lehn oder Fideikommiß angelegt und ficher geftellt, oder fonft zu dauern: 
pen Berbeilerungen der ftandesherrlichen Güter verwendet werden. 

5 25. Damit das Ablöfungsfapital feinen vorjtehend angeveuteten Zweden ge- 
mäß wirflih verwendet werbe, tt daſſelbe, und zwar ohne Unterſchied, ob es baar 
oder in Schuldverſchreibungen gewährt wird, zum gerichtlichen Depofitorium des Ober: 
Landesgerichts zu Arnsberg einzuzahlen. 

8 26. Diefes bat fodann für die beftimmungsmäßige Bermendung ber Ablö- 
ſungsgelder nad) den Vorſchriften des Geſeßes wegen Sicherftellung der Gerechtſame 
dritter Berfonen v. 29. Juni 1835 und der durch dafjelbe ergänzten früheren Verord⸗ 
nungen zu jorgen, und überhaupt das Weitere in der Sade mit eben den Rechten 
und Pflichten zu reguliren, welche dort den General-Kommiffionen für ähnliche Vers 
haͤltniſſe übertragen find. . 

827. © lange has Ablöfungstapital ſich ganz oder theilweiſe im Depofitorium 
befindet, hat das Uber » Landesgericht die baar eingezahlten Summen, fowie bie 
fpäter durch Einlöfung der von der Tilgungslaffe ausgefertigten Schuldverſchreibun⸗ 
gen baar eingehenben Beträge nad den allgemeinen Beitimmungen über die Be: 
nusung der im gerichtlichen Depofitorium befindlichen Gelder zinsbar anzulegen, 
und überhaupt die ganze Maſſe nah den Vorſchriften der Depofitalorbnung zu ver: 
walten. — Die eingehenden Zinfen werden jederzeit den zeitigen Fideilommißnutzern 
Fer fo lange nicht etwa auf dem orbnungsmäßigen Wege ein Arreſtſchlag an- 
gelegt ift. 

8 28. Die zu den nad) $ 1. abzulöfenden Leiftungen verpflichteten Eingefeflenen 
und deren Grundftüde find den ſtandesherrlichen Häufern, deren 1840 
Gläubigern und_den fonitigen tm $ 21. bezeichneten nterefienten, v. 1. Juli 1840 
ab, fo weit e3 ſich nicht um vor en Termine jällige Beträge handelt, wegen jener 
Leiftungen in keiner Art mehr verhaftet, und gegen alle Ansprüche diefer dritten Per- 
fonen gefichert, ohne Unterſchied, ob die lebteren aus dem Hypothekenbuche oder den 
Grundalten erfichtlich find oder nit. _ 

Die von den ftandesherrlihen Häufern aufgegebenen Gerechtfame find daher bei 
Anlegung der Hppothelenfolten für die berechtigt gemejenen Güter nicht einzutragen 
oder, fofern die Anlegung diefer Folien noch vor dem 1. Juli 1840 bewirkt wird, 
nad dem 1. Juli 1841 von Amtswegen zu löfhen. — Eben fo ift in Betreff der 
entiprechenden Vermerke in den Hypothelenbüdhern ver verpflichteten Grundftüde zu 
verfahren. ‚jn foieit jedoch die bi8 zum 1. Juli 1840 fälligen Leiftungen zum Theil 
rüdftändig bleiben und Seitens der Standesherrfhaften vor dem 1. Juli 1841 bei 
den fompetenten Hypothelenbehörben ae der Eintragung angemeldet werben, find 
diefe Ruckſtaͤnde gleichzeitig mit der Löihung der fortlaufenden Leiftungen bejonders 
einzutragen. 

8 29. Bom 1. Juli 1840 an find die im 828. bezeichneten Eingefeflenen und 
deren Grundftüde der Wittgeniteinihen Tilgungstafle für vie von da ab an dieſelbe 
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abzuführenden Renten ganz eben fo verhaftet, wie fie den gegenwärtigen Berechtigten 
für die gegenwärtigen Leiltungen baften, 

In fojern daher gegenwärtig nicht fämmtliche Grunditüde eines Berpflichteten 
In den Gefammtbetrag der gegenwärtigen Leiltungen, fondern nur gewiſſe Grund⸗ 
tüde für gewifle Leitungen baften, find die verfchiedenen Grundjtüde auch in Zukunft 
nur für denjenigen Theil der ‚neu regulirten Rente verhaftet, weldyer den gegenwärtig 
daranf ruhenden Leiltungen entipridht. 

30. Sur befieren Ueberſicht follen befondere Grundlaſtenbücher angelegt wer: 
ben, welche nachweiſen, in wie weit jedes einzelne Grundftüd oder jever Komplexus 
von Grundftüden mit Renten der Tilgungskaſſe beſchwert it. 

Diefe Grundlaftenbüher müſſen fi den Grunpftenertataftern anſchließen und 

find mit diefen zugleich fortzuführen, und zwar mit der Maaßgabe, dab, menn ein 
Grundſtück oder ein Komplerus von Grundftüden, der für eine Rente der Tilgungss 
kaſſe folivariich baftet, pismembrirt wird, jedes Trennitüd fortan nur für den Theil 
der Rente verhaftet bleibt, welcher nach dem Berhältnifie feines Kataftralertrages zu 
dem der übrigen Trennftüde darauf fällt. " 

8 31. In den Hypothekenbüchern findet eine vollitändige Eintragung der Ren: 
ten ber Zilgungstafis nicht ftatt. — Auf dem Hypothelenfolium eines jeden rente- 
pflihtigen Grundſtücks oder Gutes ift vielmehr sub rubrica II. nur zu vermerten, 
" dies ——— oder Gut big zum 1. Juli 1881 der Wittgenſteinſchen Tilgungs 

e verpflichtet ſei. 

Dieſer Berne hat die Folge, daß die Renten, wenn fie auch nicht aus dem 
Hopothetenbuche, fondern nur aus dein Grundlaſtenbuche fpeciell erſichtlich find, den: 
noch nicht nur vor allen fpäter, fondern auch vor den ſchon jekt eingetragenen bppo- 
thekariſchen Forderungen, dafjelbe Borzugsrecht genießen, welches gegenwärtig den ab: 
zulöfenden Leiſtungen zufteht. 

Nah dem 1. Juli 1881 werben die vorgebachten Vermerke in den Hypothelen⸗ 
büchern von Amtswegen gelöfht, in fofern eine frühere Ablöjung der Rente ($ 13.) 
die Löſchung nicht jchon vor diefem Zeitpunkte möglich madt. 

8 32. Bon den nad 8 25. einzuzablenden Ablöfungstapitalien find keine Depo- 
fitalgebühren zu erheben. Auch werben die Verhandlungen zwifchen dem Ober⸗Landes⸗ 
Derict zu Arnsberg einerjeit3 und den zeitigen Fibeilommißnußern oder Realberedy: 
tigten_($ 21.) andererfeit3 ftempel- und Toftenfrei gepflogen. 

So weit dagegen zwifchen ben Fideikommißnutzern und Nealberechtigten ($ 21.) 
Streitigkeiten oder Prozeſſe entſtehen kommen in Bezug auf Stempel und Gebühren 
die allgemeinen Beitimmungen zur Anwendung. 

Leiftungen an andere Neal: Beredhtigte. *) 

[$ 33. Wenn ftandesherrlihe Unterfaflen außer den Standesherrichaften auch 
noch anderen Realberehten zu Abgaben und Leiftungen verpflichtet find, fo kommen 
binfihtli deren Ablöfung (Verwandlung oder Abfindung) die Abloſungs-Ordnung 
v. 13. Juli 1829 und die diefelbe erläuternden, ergänzenden ober abändernden, fpäte 
ren Beitimmungen zur Anwendung.) | 


Zweiter Titel 
Bon’ den Cingefelfenen der Grafſchaften Wittgenftein-Berleburg und 
Wittgenftein: ittgenftein, 8 nicht ſtandesherrliche Unter: 
aſſen ſind. | 
Bedingungen der Ermerbung des vollen Eigenthums. 
| 5 34. In fomweit das Obereigenthbum oder Eigenthbum einzelner Grunvftüde ber 
Grafſchaften ittgenftein, Berteburg und Wittgenftein:Wittgenftein, deren Inhaber bis 
jest nur das nusbare Eigenthum oder ein Erbpachts- oder ſonſt vererbliches Beſitz 
recht haben, nicht den Fürftlihen Stanvesherrfchaften, fondern Kirchen⸗, Pfarr: und 
Schulſtellen oder anderen moralifchen oder phyſiſchen Perfonen des In⸗ oder Aus- 
landes zujteht, überlommen die Inhaber dieſer Grunbitüde durch gegenmwärtiges Ge 


— — — —— —— — — — — ·— 


*) Die 06 88 und 85 find durch 8 1. Nr. 23. Abloſ.⸗Geſ. v. 2. März 1860 (A. IV. A.) aufgehoben. 
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ſeß das volle Eigentbum verfelben, wenn bie Grundftüde entweder won allen gutäherr: 
lichen Laſten befreit find oder doch mit keinen andern Laften beſchwert bleiben, al3 mit 
felten Geld⸗ oder Getreiveabgaben oder ſolchen Strohlieferimgen, die aus vermandelten 
Zehnten entiprungen find. Rüdfichtli derjenigen Grunditüde, melde von andern 
als den oben genannten Laften erſt noch durch deren Ablöfung (Berwandfung oder 
Abfindung) zu befreien find, tritt das volle Eigenthum mit der Ablöfung ein. Dabei 
erlöfchen Dienfte und Leiltungen, welche, der Lehnsverbindung wegen, als bloße Ehren: 
dienite zu leiften waren, over auf Schug und Beiltand abzwedten, ohne bejondere 
Ablöfung von felbit, fobald im Webrigen die Bedingungen ber Erwerbung des vollen 
Eigentbums vorhanden find. Auch hindert die Belaftung durch die noch beitehenden 
Zwang: und Bannrechte die Ermerbung des Eigenthums nicht. 
Anwendung der Ablöfungs-Dronung v. 13. Juli 1829. *) 

[$ 35. Die Ablöfung ift in Betreff aller vor Verkündung des gegenwärtigen 
Geſetzes entitandenen Reallaften zuläffig und wird nach den Borfchriften der Abld- 
fungs- Orbnung v. 13. Juli 1829 und den biefelbe erläuternden, ergänzenden oder 
abändernden Beitimmungen bewirkt. Bei Ablöfung der Dienfte ift jedoch ohne Unter: 
fchied der Fälle nach den Beitimmungen des 8 81. der Ablöfungs:Orbnung zu ver: 
fahren. ie Borfhriften in 88 82 — 85. kommen daher nicht zur Anwendung und 
eben fo wenig die Beitimmungen wegen Ablöfung der Zwangs- und Bannredhte in 
SS 8690, jenes Geſetzes.] ' 

Ausführungs - Behörde. 
36. Mit ver Ausführung der vorftehenden Beitimmungen (88 34. und 35.) 
nah Anleitung der Ablöfungs:Dronung v. 13. Juli 1829 88 135. seq. und der BO. 
v. 30. Juni 1834 wird die General-:Kommiffion zu Münfter beauftragt. 


Allgemeine Beitimmungen. 

37. Die Eingefeflenen der Grafihaften Wittgenftein-Berleburg und Wittgen: 
flein:Wittgenftein baben alle ihnen obliegende Abgaben und Seiltungen, die nach ben 
vorſtehenden Beitimmungen (6) 136) abgelöft werden fünnen, bis zur bemirtten 
Ablöfung (Verwandlung oder —D unweigerlich fort zu entrichten. Eben ſo 
haben ſie auch ihre Verpflichtungen hinſichtlich der landesherrlichen Abgaben und aller 

is⸗,, Kommunal-⸗, Parochial⸗ Societäts- und Jenftigen Laften, auf welche gegen: 
wärtiges Gejeb überall feinen Einfluß bat, fernerhin zu erfüllen. 

38. Alle den Anordnungen dieſes Geſetzes entgegenftehenden Beitimmungen 
früherer Gefege, insbeſondere der Großherzoglich Heſſiſchen BO. v. 9. Febr: 1811 
werben hierdurch aufgehoben. 

Urkundlich ꝛc. 


Gegeben Berlin, den 22. Dec. 1839. 
.8) Friedrich Wilhelm. 


. Friedrich Wilhelm Rrokring, 
ch. v. Altenftein. v. Kamptz. Mühler. v. Rochow. v. Nagler. v. Ladenberg. 
Graf v. Alvensleben. Frh. v. Werther. v. Rauch. 


A. 
No. 
(Königlihes Wappen.) 
Die durch die Allerhöchite Kabinetsorver vom... . - >. vn. 000. 1839 ge . 
ſtiftete Wittgenfteinfche Tilgungskaſſe befcheinigt durch diefe Saulbverihreitung, dab 
er: 


der Inhaber non berjelben ein Kapital von... ......... Thalern in 


») 6. n. zu 5 35. ©. 214 
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Kourant zu fordern bat und der Werth dafür durch Ablöfung von Reallaften be 
richtige worden ift. 

Die Zinfen dieſes Kapitals werben vom 1. Yuli 1850 an, jährlich zu Bier 
vom Hundert am 2. Januar und 1. Juli jeden Jahres gegen Aushändigung bes 
beſonders außgefertigten Zinskoupons bei den Regierungs » Hauptlaflen zu Arnsberg, 
—5 — en Koblenz und Köln und bei allen Steuerlafien in der Provinz 

e en geza 

Das Royal wird dem Gefeb vom -.. vun ron neene gemäß mittelft 
Ankaufs oder Verloofung abgetragen, Tann aber von dem Inhaber nicht q i 
werden. Zur Sicherheit für das Kapital und bie Zinſen haftet das gefammte Eigen⸗ 
thum der ee e, insbeſondere Die durch die Ablöfungen konſtituirten Grund⸗ 
renten. Zugleich garantirt der Staat Kapital und Zinſen. 

Arnsberg, den.......... 


Wittgenſteinſche Tilgungskaſſe. 
Unterſchriften.) 
V Schuld reibung über.............. le 
wind ee ung über Doler oment 
erg, DM oo or ern .. 
Königliche Regierung. 


(Unterfäriften.) 





Haupt -Regifter Fol. 
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B. 
Tabelle 
d 


er : 
Kapital: Beträge, für welche eine jährliche Rente von 5 Sgr., 10 Sgr., 15 Ser. zc., 
in jedem Syahre der Aljährigen Tilgungs-Periode abgelöft werben Tann. 





Im Ans Abldjungspreiß einer Nente 
en nn hm 

Pr bon bon bon bon bou bon 
ber Til⸗ 


gungs⸗ 5 Sgr. | 10 Sgr. 15 Ser. | 20 Ser. | 25 Ser. | 1 Tüte. 
. fg- pi.[ZBL. fa. EbL . EL fg. E. fa. dr. 








1 3 6 13 16 120/—| 20 |—|— 
2 3 6 13 16 14101 19 |23| 9 
3 3 6 BE 16 | 9| 7] 19 /17| 6 
4 3 5 12 16 | 4| 2] 19 l11l— 
5 3 6 12 15 |28| 71 1 43 
6 3 6 12 15 229 848 127 3 
7 3 6 12 15 16 7| 18 1911 
8 3 6 12 15 10 3] 18 [12] 4 
9 3 6 12 1513| 8118|45 
10 2 5 11 14 26 10 17 26 2 
11 2 5 11 14 19 9| 17 178 
12 2 5 1l 14 [12] 4] 17 | 81 9 
13 2 5 11 14 | 4 7| 16 29 6 
14 2 5 11 13 260 7| 16 119111 
15 2 5 10 13 18 3| 16 | 9lı1 
16 2 5 10 13 | 9| 7] 15 129] 6 
17 2 5 10 13 |—| 7| 15 18! 8 
18 2 5 10 12 |21| 2] 15 | 7/5 
19 2 4 9 12 11 5| 14 |25| 8 
20 Pr 4 9 12 | 1 31 14 13 6 
1 2 4 | g 11 20 gl 14 |—|10 
2 2 „4 J 119 9| 13 |17| 9 
23 2 4 8 10 28 4] 13 4— 
24 2 4 8 10 |16! 6] 12 |19| 9 
25 2| 4 8 10 | 4| 2| 12 | 5— 
26 1 3 7 9 121) 4] 11 |19| 7 
237 1 3 7 g | 8i—| 11 | 3] 7 
28 1 3 7 8 I24| 1] 10 16111 
29 1 3 6 8981 9297 
30 1 3 6 7124| 8] 9 |11| 7 
31 1 2 5 171 99—4 8 [22110 
32 1 2 5 6429 ru 
33 1 2 4 6 511 7lı3l ı 
34 1 2 4 „118 4 6 22l— 
35 1 2 4 5 ea en 
36 — 1 3 4111| 5/7183 
37 _ 1 2 3121144 4113| 7 
38 — 1 2 3 /—-|9l 4311 
39 — — 1 2I|1 5 213313 
40 — — 1 ı ızl 2] ı 36 7 
41 _ ham = — 241 — l28lı0 
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Beilage D. zu n. 25. ($ 38, lit. 0.) 


K.-O. v. 18. April 1845, betr. die Beftätigung des Real. für die 
Tilgungskaſſe zur Erleihterung der Ablöfung der Reallajten in den 
ya Phhlhauſen, Heiligenſtadt und Worbis; vom 9. April 1845. 


Ich genehmige auf den Ber. des Staatsmin. v. 9. d. M. das hierbei zurüd: 
folgende Regl. für die Tilgungskaſſe zur Erleichterung der Ablöfung der Reallaften 
in den Kreifen Heiligenjtadt, D üblhaufen und Worbis des ‚Regierungöbegirt? Erfurt, 
und ermädhtige das StaatSmin., wegen Ausführung diefes Negl, welches mit Meiner 
gegenwärtigen Order durd die G.:6. und das Amtsblatt der Reg. zu Erfurt belannt 
zu machen ift, das Weitere zu veranlaſſen. 

Berlin, den 18. April 1845. 


‚ An das Staatsmin. 


Meglement. 

⸗ 1. Zur Beförderung der Ablöſung von Reallaſten, welche Gegenſtand der 
Abloſ.O. v. 7. Juni 1821 und 13. Juli 1829 find, fowie des Schaaf-Hütungsrechts 
und bes Has. und Milchnußtzungsrechts der Rittergüter, wird für die Kreiſe Heili- 
genftabt, Mühlhaufen und Worbis eine Zilgungsanftalt errichtet. Diefe Anftalt wird, 
unter Aufficht der Reg. in Erfurt, vorläufig durch eine befondere Behörde verwaltet, 
welche die Benennung „Direktion der Tilgungstafje für die Kreife Heili- 
genſtadt, Mühlhauſen und Worbis“ führt und in Heiligenjtadt ihren Sit bat; 
e3 wird jedoch eine andermeitige Deitimmung bierüber für den Fall_ vorbehalten, 
wenn fünftig eine bejondere lanpmwirthfchaftlihe Abtheilung bei der Regierung zu 
at eingerichtet werben follte. Ausgenommen von ber Wirkfamleit der Tilgungs- 
kaſſe bleiben die Leiftungen an den Domainen : Fiskus. 

Wegen Erleichterung der Domainen:Einfaflen bei der Ablöfung diefer Leitungen 
werben befondere Beitimmungen ergehen. 

$ 2. Die Ablöfung dur die Tilgungskaſſe findet nur ftatt, wenn ver Bered: 
tigte darauf anträgt und erflärt: 

1) daß er mit einer Kapitalsabfindung, melde in dem zwanzigfachen Betrage ber 

— Gefälle und Nußzungen beftebt, fih begnügen, und 

2) daß er biefe Abfindung in Schulbverfchreibungen ver Tilgungstafle anneh- 

men molle. | 

Der Antrag muß zugleih auf alle Leiftungen ‚gerichtet fein, welde dem Berech⸗ 
tigten in einer und berjelben Gemeinde zuftehen, insbeſondere auch auf das Schaaf: 
Huͤtungs⸗, aerh und Milchnutzungsrecht. 

3. Die Ablöfung des Schaafhütungs:, Pferd: und Milchnutzungsrechts durch 
Kapıtalgabfindung nah Maaßgabe dieſes Neglements findet jevoh nur dann 
ftatt, wenn der Provolat fi damit einverjtanden erflärt.. Wird der Antrag gegen 
eine Gemeinde gerichtet, fo ift die Minorität dem Beſchluſſe der Majorität, nach dem 
Theilnebmungsverhältniile gerechnet, unterworfen. 

Mählt der Provokat nad) den Grundſätzen ver Gem.:Th.:D. ». 7. Juni 1821 
die Abfindung in Land, fo muß die Feltfegung diefer Abfindung der ordentlichen 
Auseinanderfegungsbehörbe überlajlen bleiben. 

4. Der jährlide Geldwerth des abzulöfenden Aufhütungs:, Pferch⸗ und Mild: 
nutzungsrechts wird nad der Gem.-Th.:D. v. 7. Juni 1821 ermittelt, der jährliche 
Geldwerth der abzulöfenden Leiftungen aber nad), den Orundfägen derjenigen der 
beiden Abloſ. O. v. 7. Juni 1821 over v. 13. Juli 1829, melde an dem Orte bes 
pflichtigen Grunbftüds Anwendung findet. 

Hierbei wird jedoch un Folgendes beitimmt: 

1) — der Feſtſtelſlung des jährlichen Geldwerths des Rechts auf eine 

ehnwaare: 

a) Die Beſtimmung des 8 73. der Ablöſ.-O. v. 13. Juli 1829, daß das 
Provolationsrecht davon abhängen foll, ob die Durchſchnittsperiode ſchon 
verfloſſen ift oder nicht, bleibt außer Anwendung. 


Friedrich Wilhelm. 
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b) Der Betrag der von dem PVerpflichteten zu leiftenden Nachzahlung wird 
zum Ablöfungsfapital gefchlagen und dem Berehtigten von der Tilgungs: 
Tale in Schulpverjchreibungen gewährt, dem Berpflichteten aber mit '/20 
ala Yahrlichkeit zu dem ermittelten Geldwerthe der Lehnwaare hinzuge: 


erechnet. 

c) In Anſehung der für Beräußerungen auf ein Jahrhundert anzunehmen: 
den Lehnfälle bewendet es bei ben im 8 69. Nr. 8. der Ablöf.-O. vom 
13. Juli 1829 angenommenen zwei Fällen, und foll e8 auf den Nach⸗ 
weis, daß mehr oder weniger Yälle in einem Jahrhundert vorgefommen 
feien, nicht anlommen. 

d) Wo der Betrag der Lehnmwaare bei Subhaftationen von dem bei Vers 
äußerungen aus freier Hand verſchieden ift, foll von den auf ein Jahr⸗ 
hundert anzunehmenven zwei Beräußerungsfällen ein Fall auf die Sub: 
baftationen und ein Fall auf die Beräußerungen aus freier Hand 

erechnet werben. 

e) Wo die Lehnwaare verfchieden ift nah der Anzahl der binterlaffenen 
Kinder, ift anzunehmen, daß im Durchſchnitt drei Kinder binterlaffen 
Den ‚ und nad) diefem Durchſchnitt ift der Betrag der Lehnmaare zu 

nen. 

f) Iſt der Betrag der Lehnwaare in den verfchiedenen Beränderungsfällen 
verfchieden, fo wird für jede biefer verfchiedenen Arten von Fällen bie 
Lehnwaare beſonders berechnet und die Durchſchnittsſumme der fo ermit- 
telten verfchiedenen Beträge der Ablöfung zum Grunde gelegt. 

2) Sit ein Zehnt feit minveitens 6 Jahren vor Publifation dieſes Regl. unun⸗ 
terbrochen durch Verpachtung benust worden, fo wird der Pachtertrag, und 
in fofern in ben legten zwanzig Jahren verjchievene Verpachtungen ſtatt⸗ 
gefunden haben, der Durchſchnitt des Pachtertragd in diefem Zeitraume, 

ohne NRüdfiht auf Remilfion und Ausfälle, der Ablöjung zum Grunde 


Ki ! 
3) z m 8 127. der Ablöf.-D. v. 13. Juli 1829 beftimmte Abzug findet 
nicht ſtatt. 

8 5. Die Vorfchriften der Ablöſ.O. v. 13. Juli 1829 88 43. und 44. wegen 
Bildung von —— und der. 88 41. und 49. wegen Berechnung des Geld: 
wertb3 ber Jahresleiſtungen kommen aud in denjenigen Theilen des Kreiſes Worbis 
zur Anwendung, wo die Ablöj.:O. v. 7. Juni 1821 Geſetzeskraft hat. 

Der 549. der Ablöſ.O. v. 13. Juli 1829 wird jedoch in allen drei Kreifen nur 
mit der Einjchränkung zur Anwendung gebracht, daß der dafelbjt erwähnte Preisdurch⸗ 
ſchnitt lediglich aus den Martinipreifen des betreffenden Orts oder Bezirks in den 
legten der Anbringung der Provokation vorangegangenen 14 Jahren, jedoch mit 
Weglaſſung der zwei theuerften und zwei wohlfeilften, berechnet wird. 

86. Die ittelung des Werths der Leiftungen erfolgt durch Kommiflarien 
der Zilgungsanftalt. Entſtehen darüber, oder über das Recht jelbft Streitigkeiten, 
welche nicht in Güte auszugleihen find, fo wird die Sache von dem Kommiſſarius 
der Zilgungdanftalt zum Sprude inftruirt und von ber Gen.Kom. mit Vorbehalt ber 
gefetlihen Rechtsmittel entichieden. 

Die Ablöjung des Aufbütungs:, Pferh: und Milchnutzungsrechts wird, 
fofern ſich dabei Schwierigkeiten ergeben, melde nicht gleichzeitig mit ver Ab: 
. der übrigen Leiltungen zu erledigen find, zur abgefonberten Verhandlung 
vermeten. 
$ 7. Die Echulbverfhreibungen der Tilgungskaſſe, welche dem Berechtigten 
zu feiner Abfindung zu verabreichen find (82. Nr. 2.), werden auf jeden. Per 
geitellt und mit drei und einem halben Prozent in jährlihen Terminen verzinjet. Zur 
allmähligen Abtragung diefer Schulden wird der Tilgungskaſſe jährlich ein Procent 
von dem Betrage der auögegebenen Schulbverfchreibungen aus der Staatslafje über: 
at Diefem Fonds treten die Zinſenerſparniſſe von den daraus getilgten Kapis 
talien hinzu. 

Die Abtragung erfolgt, nah dem Ermeſſen der Direltion, entweder durch An: 
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lauf der Schulvverfehreibungen aus freier Hand, oder durch deren Verloofung nad 
dem Nennwertbe. Sn dem lebteren Falle werden die ausaeloofeten Schuldverſchrei⸗ 
bungen durh eine breimalige, in Zmifchenräumen eines Monats zu wiederholende 
Belanntmahung in der Allgemeinen PBreußifchen oder einer andern Berliner Zeitung, 
und in den Amtsblättern der Provinz aufgerufen und ſechs Monate nad dem Cr: 
fcheinen ver eriten Bekanntmachung am Orte der Tilgungstafle bezahlt. Verfäumt der 
Inhaber die Srhebung des Stapitalbetrages, fo verliert er mit dem Ablaufe der obi- 
gen gilt den Anſpruch auf ferneren Binfengenuß. 
em Inhaber Steht ein Kundigungsrecht gegen die Tilgungskaſſe nicht zu. 
8 8. Mit den Schuloverfchreibungen merden für je vierjährige, von der 
Eröffnung der Anitalt an zu berechnende Perioden Zinskoupons für die in diejen 
traum fallenden Binstermine ausgegeben, und ſolche beim Berfall des legten 
oupons, an deſſen Sinhaber aufs neue für die nächſte vierjährige Periode ausge: 
reiht. Die fälligen Koupons werden bei allen Staatslaflen in der Provinz Sad- 
fen in Zahlung angenommen; auch kann ihr Betrag bei den Reg. : Hauptlaflen 
und bei allen Steuerlaflen in diefer Provinz baar erhoben werden. Die gedachten 
Reg. : Haupttaflen beforgen zugleich für den Inhaber des legten Koupons die Aus- 
reihung neuer Koupond. Iſt der lebte Koupon ausgegeben oder verloren gegan- 
gen 1? muß vor Ausreihung neuer Koupons die Obligation der Reg. vorgelegt 
wer 


Iſt eine Schulbverichreibung bereits aufgerufen und nicht mehr zinsbar ($ 7.), 
fo merden zwar die noch laufenden Koupons gezahlt, dem Inhaber der Schulöver: 
jhreibung wird aber, wenn er diefelbe Behufs der Kapitaldzahlung ohne die zuge: 
büvigen ne vorlegt, der Betrag der fehlenden Koupons von dem Sapitale in 

zug gebradit. 

Die Zinsloupong verjähren zum Bortheil der Anjtalt, wenn fie nit binnen 
vier ve nad) der Berfallzeit zur Zahlung eingereicht werben. 

9. Die Schuloverfchreibungen der Anftalt werden nad dem beigefügten 
Schema von der Direltion ausgeftellt, von fämmtlichen Mitgliedern derfelben un: 
terjchrieben, und von der Regierung zu Erfurt beglaubigt.. Die Zinskoupous 
werden ohne eine ſolche Beglaubigung bloß mit dem Namenſtempel der Direktion 


verfehen. 

8 10. Der Staat garantirt die Verpflichtungen der Tilgungskaſſe, und wird 
biefe mit dem erforberlihen Betriebsfonds verfehen. 

8 11. Die Schulvverfchreibungen der Tilgungslafle können Behufs ver Bele- 
nung erichtliher und vormundſchaftlicher Depofitalgelver, ſowie der Fonds öffent⸗ 
icher Snftitute in der Provinz Sachſen angelauft, oder als Unterpfand angenommen 
werben. 

8 12. Die Pflichtigen werden durch die von der Tilgungsanitalt an die Beredh- 
tigten auszugebenden Schuldverſchreibungen von den Leiftungen an vie Berechtigten 
entbunden; fie müflen dagegen an die Tilgungskaſſe eine jährlihe Rente entrichten, 
welche in drei Biertheilen des Geldwerths der bisherigen Leiltungen oder in drei drei 
Viertel Procent der vorgedachten Schulbverfchreibungen befteht, und nach 8 18. hypo⸗ 
thefarifch verfichert wird. 

8 13. Diefe Renten, welche in vier gleihen Theilen, am 1. Nov., am 1. Dec., 
am 1. San. und am 1. ebr. zu zahlen find, werben, zugleich mit der Grunditeuer, 
auf Grund befonderer Erbebungsrollen, von den Drtserhebern erhoben und in den 
Kreifen Müblbaufen und Worbis an die Kreistaflen im Kreiſe Heiligenftabt unmittel- 
bar an die Tilgungstafle abgeliefert. 

Es findet deshalb ebenso, wie hinſichtlich der Grunbfteuer, die Erelution im Ber: 
waltungswege ftatt. 

Ablöfungsbeträge ($ 14.) müfjen in allen drei Kreifen an die Tilgungslafle un 
mittelbar abgeführt werben. 

14. Nach Ablauf des Zeitraums von 43 Jahren, binnen welchem die für 
die abgelöften Leiftungen ausgegebenen Schulbverichreibungen vermittelft des im 87. 
ausgeſetzten Fonds getilgt werden, erlöjchen die Renten. Der Zeitraum von 43 ab: 
ren wird für die DVerpflichteten won demjenigen Jahre an gerechnet, für weldes ſie 
zum erften Male die Rente an die Tilgungstafle entrichtet haben. 
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Wenn der Pflichtige die Tilgung der Rente vor Ablauf des angegebenen Zeit: 
raums ganz oder theilmeife herbeizuführen wünſcht, fo kann er folche durch Bezahlung 
der in ber beigefügten Tabelle für jedes Jahr berechneten Ablöfungsbeträge bewirken. 
Die theilweife abzulöfenden Rentenbeträge müflen jedoch wenigitens in 5 Sgr. bejtehen 
und in Summen von 5 Sgr. ſich abrunben. 

Kein Grunbftüd ober Romplerus von Grunditüden (Zins-Item) darf, jo lange 
die darauf haftende Rente nicht getilgt üft, ohne Einwilligung der Direktion der Til⸗ 
gungskaſſe zerjtüdelt werben, 

Auh muß auf Berlangen diefer Behörde, wenn ein Gut, mweldyes nad) vor- 
ftehender Beftimmung nicht zeritüdelt werden darf, an mehrere Erben fällt, von 
diefen Einer aus ihrer Mitte bejtimmt werden, welcher daſſelbe ungetheilt zu über- 


nehmen bat. 
Die Delöhränkungen "bleiben jedoch außer Anwendung, wenn die Vorfchriften 
der Gem.Th. O. eine Abweihung hiervon nothwendig machen. Die Direktion ber 
Tilgungslafle wird darüber, in welden Fällen die Einwilligung zur Zerjtüdelung zu 
ertheilen fei, mit einer befonderen Anweiſung verjehen werden. 

$ 15. Ueber die Auseinanberfegung der Berechtigten und Pflichtigen muß in 
gleicher Art, wie es für Ablöfungen überbaupt vorgejchrieben ift, von dem Kommifja- 
rius der Zilgungsanftalt ein Rezeß aufgenommen werden, deſſen Beitätigung der 
Direktion der Anſtalt zufteht. Dieje bat bei Prüfung defielben alles das zu beobad): 
ten, was den Gen.:Rom. in dieſer Hinficht obliegt. 

Die von ihr ertheilte Beitätigung hat mit einer von der Gen. : Kom. ertbeilten 
Beftätigung gleiche rechtliche Kraft und Wirkung. 

Die von den vorgenannten Kommillarien aufgenommenen Rezeſſe bebürfen keiner 
gerichtlichen oder notariellen Vollziehung. 

16. Dur den von der Direltion der Tilgungstafle beftätigten Rezeß werben 
die abgelöften Leiftungen in die an die Tilgungslafle zu zahlende Geldrente verwan⸗ 
delt, und die verpflichteten Grundſtücke haften, vom Tage des Rezeſſes an, der An- 
ftalt ebenfo, wie fie den bisherigen Berechtigten verhaftet waren. 

17. Bon der Direltion der Tilgungskaſſe find beſondere Grunplaften: 
bücher anzulegen, welde für jede Gemeinde und nach der Neihefolge der Rezeſſe 
über bie erfolgte Abfindung der Berechtigten nachweifen, in wieweit jedes einzelne 
Grundftüd oder deber Komplexus von Grundſtücken mit Renten für die Tilgungskaſſe 
beſchwert iſt. Die Grundlaſtenbücher müfjen ſich den Grunditeuerrollen ——— 
und ſind mit dieſen zugleich fortzuführen. 

Stehen bei einem ſeither durch Verpachtung an die pflichtige Gemeinde benußz⸗ 
ten Zehnten die einzelnen demjelben unferworfenen Grundſtücke nicht feit, fo ilt die 
Rente auf die ſammtlichen Grunpftüde der betheifigten Gemeinbeglieder, oder auf 
fo viele, al3 die Direktion der Tilgungskaſſe zur volljtändigen Sicherftellung der 
Renten nöthig findet, nad) Verbältniß des Betrages, welchen ein jedes Gemeinde- 

lied zulegt zu dem Bachtgelde geleiftet hat, zu vertbeilen und in das Grunblaften- 
uch, jedoch unter Vorbehalt der Rechte der ſchon vorhandenen Realgläubiger, ein: 


zutragen. 

a gleiche Weiſe wird die für die Ablöfung von Aufhütungs:, Pferd: und Mild: 
nutzungsrechten zu zahlende Rente nach dem Berhältnifie, in welchem biäher die ein- 
zelnen Grundbeſitzer viefe Laft zu tragen hatten, wertbeilt, und auf fämmtliche Grund: 
jtüde der Verpflihteten, oder auf fo viele, al3 die Direktion der Tilgungstafle für 
nothwendig erachtet, jedoch gleichfalls unter Vorbehalt der Rechte der vorhandenen 
Realgläubiger im Grundlaftenbuche eingetragen. 

18. Eine vollftändige Eintragung der Renten der Tilgungslafle in die Hypo⸗ 
tbelenbücher findet nicht ftatt, vielmehr iſt im Süpothetenbudhe eines jeden rentepflich⸗ 
tigen Grundjtüds oder Gutes sub rubries Il. nur im Allgemeinen zu vermerlen, 
dab die betreffenden Grunditüde, melde feither dem namentlidy zu benennenden, nun- 
mehr abgefundenen Berechtigten mit Grundabgaben und gutsherrlihen Laften ver: 
baftet waren, von jebt, und zwar auf 43 Jahre von dem jedeömal anzugebenven 
Sabre, für welches zum eriten Male die Rente entrichtet wird, ab der Tilgungstalle 


zentepflichtig find. 
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Diefer Vermerk hat die Folge, daß die Renten, obwohl fie nicht aus dem Hypo⸗ 
thefenbuche, ſondern nur aus dem Grunblaftenbuche jpeciell erjichtlih find, dennod 
nit nur vor allen jpäter, fondern auch vor den ſchon jebt eingetragenen Bupsthets- 
en, Forderungen, daſſelbe Vorzugsrecht genießen, welches vorher den Leitungen 
zuſtand. 
Nach Ablauf der 43 Jahre werden die vorgedachten Vermerke in den Hypothe⸗ 
tenbüchern von Amtswegen und ohne Borlegung der Rezeſſe, auf Grund deren bie 
Eintragung geſchehen ift, gelöfcht. 

Eine frühere Loſchung in dem Hypothelenbuche Tann nur bei einer gänzlichen 
Ablöfung der Rente, oder bei einer theilmeifen Ablöjung, wenn ber zu loͤſchende An- 
theil die ganze, auf einem Grundſtücke haftende Rente ausmacht, verlangt werben. 

Nach erfolgter Gintragung des obenerwähnten Vermerles, oder, wenn das Hy 
potbetenfolium für die verpflichteten Grundſtücke noch nicht regulixt fein follte, nad 
Ertbeilung des, die Stelle der Eintragung vertretenden gerichtlihen Rekognitions⸗ 
ſcheins werben die Schuldverſchreibungen, welche dem Berechtigten zu feiner Abfins 
dung augzureichen find, ausgefertigt und demjelben gegen eine beglaubigte Quittung, 
in welcher er fich zugleich wegen aller Anſprüche aus dem Ablöfungsgefchäfte für ab- 
gefunden erklären muß, ausgehändigt, in dem alle aber, wenn ihm wegen der Rechte 
dritter Perfonen das Abfindungslapital zur freien Verfügung nod nicht überwieſen 
werden kann, vorläufig bei dem betreffenden Gerichte niedergelegt. 

Der Rezeß wird doppelt, nämlich einmal für die Pflichtigen und einmal für bie 
Tilgungskaſſe ausgefertigt. 

19. Was wegen ber Rechte und Berbinvlichleiten dritter Perſonen in Be 
ziehung auf bie Ablöfungen überhaupt und wegen ver Kapitalsabfindung insbejondere 
in den Gejegen vorgefchrieben ift, findet aud auf die Ablöfungen nad den Vorſchrif⸗ 
ten diefes Neglement3 Anwendung und fteht den Realberechtigten kein Widerſpruch 
dagegen zu. Die von der Tilgungslafle ausgereichten Senibwerichreibungen werben 
hierbei den Baarzahlungen gleich geachtet. Die Regulirung der aus ver etheiligung 
pritter Berfonen entipringenden NRechtöverhältnifie, namentlich in Bezug auf die Ber: 
wendung ber Abfindung zu den Kolten, welche in Folge der Ablöfung zu den neuen 
Einrihtungen auf den beredhtigten Gütern nothiwendig werden, oder zur Bezahlung 
der eriten Hypothelengläubiger, jowie in Bezug auf die Wiederanlegung der Abfin- 
dung zu Lehn, Fidei mis u. ſ. w., gebührt der Direktion der Tilgungskaſſe mit 
allen Befugniſſen und Pflichten der Gen.:Kom.; der leteren bleibt jedoch die Ent: 
fheivung der hierbei unter den Betheiligten vorlommenden Streitigleiten nad näherer 
Vorſchrift des 8 6. vorbehalten. 

8 20. Wenn den Pflihtigen Hut: und Holzgerechtigleiten gegen die Berechtig- 
ten zuftehen, jo Lönnen die Kommiflarien der Zilgungsanftalt auf den Antrag ber 
Betheiligten ein Ablommen vermitteln, durch welges dieſe Geredhtigleiten auf eboben 
und die abzulöjfenden Leitungen mit dem Werthe” derjelben ganz oder theifiere kom⸗ 
penfirt werden. Kommt ein Ablommen zu Stande, fo gebührt deſſen Beſtätigung 
der Direktion der Tilgungslafle, und e3 finden dabei die Borfchriften des $ 15. An: 
wendung. 

Durch die Vermittelung eines folhen Abkommens darf aber das Ablöſungsge⸗ 
—— nicht aufgehalten werden; entſtehen daraus Weiterungen, welche eine baldige 

eſeitigung nicht erwarten laſſen, fo find die Verhandlungen auf die Ablöfung zu 
befchränten, und die Betheiligten mit der Auseinanderfeßung megen der gedachten 
Servituten an die kompetente Behörde zu verweiſen. 

821. Nach Einleitung der Sahe kann die einmal angebrachte Brovolation nicht 
mehr zurüdgenommen werben. | 

8 22. Die Staat3: und Gemeindebeamten find innerhalb ihres Amtsbezirks ver: 
pflichtet, fi den Aufträgen und NRequifitionen der Direktion der Tilgungslaſſe zu 
unterziehen; fie erhalten für ihre Bemühungen keine Gebühren, fondern Beben nur 
Anfprudy auf Erftattung baarer Auslagen, und bei auswärtigen Geſchäften auf Ber- 
gütung der Diäten und Fuhrkoſten nad den Beltimmungen ver BD. v. 28. Juni 
1825. Die Ortsjtener:Einnehmer beziehen, ſofern die Renteverpflicteten nicht durch 
Wahl aus ihrer Mitte einen andern Erheber beftellen, deſſen Befähigung der Direls 
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tion der Tilgungslkaſſe nachzuweiſen, und welcher von dieſer beſonders zu verpflichten 
üt, für die Erhebung und Ablieferung der Renten eine Vergütung von 2 Procent, 
weldye ihnen von den DVerpflichteten zu gewähren ift. Die Kreiskaſſen haben auf Hebe: 
pebühen | —* ſonſtige Remuneration für die Erhebung und Ablieferung der Renten 
inen Anſpruch. 

$ 23. Die Verhandlungen der Tilgungsanſtalt und ihrer Kommiſſarien mit Ein: 
ſchluß der aus Beranlafjung des Abloſungsgeſchäfts erfolgenven hypothekariſchen Ein- 
tragungen und gerichtlichen Depofitionen, genießen die Stempel:, Sportel: und Porto: 
freiheit. Alle Koſten, welche das Ablöfungsgefhäft und die Verwaltung der Tilgung: 
anftalt verurfachen, werden von der Staatstafle ohne einen weiteren Beitrag von 
Seiten der Betheiligten, als das eine PViertelprocent, welches nah $ 12. über bie 
Zinfen der Schulbverfcreibun erhoben wird, getragen, ausgenommen find jebod 
diejenigen Koſten, weldye bei den zur Kompetenz der Gen. » Kom. gehörigen Ausgein- 
anderfegungen und Streitigkeiten ($8 3. 6. 19. und 20.) entjtehen und nad) den dar: 
über beftehenden gefeglihen Borfehriften von den Betheiligten zu tragen find. 

$ 24. Den Min. des J. und der Fin. bleibt vorbehalten, Künftig zur Schlie⸗ 
Bung der Gefchäfte der Anftalt eine Frift zu beitimmen, nad deren Ablauf Anträge 
auf Ablöfung nicht weiter angenommen werben. 

Diefe Friſt, welche nicht kürzer als ſechs Monate fein darf, iſt durch die Amts⸗ 
blätter der Provinz bekannt zu machen. 

8 25. Die zur Ausführung gegenwärtiger BD. 'erforderlihen Anordnungen 
bleiben den im 8 24. genannten Min. überlaffen. 

Berlin, den 9. April 1845. 

Königlihes Staatsminiftertum. 
rinz von Preußen. 
v. Boyen. Mühler. v. Nagler. Rother. Eichhorn. v. Thile. v. Savigny. 
v. Bülow. v. Bodelſchwingh. Graf In Stolberg. Graf v. Arnim. Flottwell. 
en. 


A, 
(Königlihes Wappen.) 

Die Direltion der Tilgungstafle zur Erleichterung der Ablöfungen in den Krei⸗ 
fen Heiligenſtadt, Müblbaufen und Worbis des Regierungsbezirk Erfurt befcheinigt 
durch Diele Schulpverfchreibung, daß der Inhaber aus der durch die Allerh. RD. 
d. d. Berlin, den 18. April 1845 geftifteten Zigmgstafie ein Kapital von 

er nne Thalern in Silber:Kourant 
zu fordern hat und der Werth dafür durch Ablöfung der Reallaften berichtigt wor: 
den i 


Die Zinfen werden vom... ..... an jährli zu drei und einem halb vom 
undert am... .....- jeden Jahres, gegen Aushändigung des beſonders ausge- 
ertigten Zinsloupons, bei den Regierungd-Hauptlaflen und allen Steuerkaſſen in der 
Provinz Sachſen gezahlt und die Pnlligen Koupons bei allen Staatslafjen diefer Bro: 
vinz in lung angenommen. - 
Das Kapital wird gemäß dem Regl. v. 9. April 1845 aus dem beftimmten 
Tilgungsfonds mitteljt Ankaufs oder Verloofung abgetragen, kann aber von dem Ip: 
—* das Kapital und die Zinſen haftet 


I oe. —o » 0 8 


Eingetragen mit — 
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B. 
EN ET ug 


für 
bie Ablöfung einer während 43 Jahren zu zahlenden Rente von 5 Sgr., 10 Ser, 
15 Sgr., 20 Sgr., 25 Sgr. und 1 Thlr. für den Zinefuß von = Procent. 


















































































Anfang 
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Beilage E. zu n. 77. 


E.:R. de3 K. Fin.-Min.v.3. Aug. 1850 an fammtl. K.Reg., ausſchließ— 
lih derjenigen zu Naben und Trier, mit dem Reglement v. 1. Auguft 
1850 wegen Ablöfung und Amortifation der dem Domainen: Fiskus als 
Berehtigtem zuſtehenden Reallajten. (BMBL. ©. 302.) 


Der K. Reg. laſſe ich hierbei das, im $ 64. des Gef. über die Errichtung der 
Rentenbanten v. 2. März c.. dem Finanzmin. vorbehaltene Reglement, megen Alblö: 
jung und Amortifation der dem Domainen-Fiskus als Berechtigtem zuftehenden Real: 
laiten, zugehen, (Anl. a.), um ſich danach zu adıten und daflelbe durch das Amtsblatt 
befannt zu machen. 

Um die möglicjit gleihmäßige Anwendung des Regl. zu fihern, und daſſelbe 
zugleich praktiſch zu erläutern, habe ich vier verfchiedene Sormulare zu Auseinander—⸗ 
ſetzungs-Rezeſſen nah Maaßgabe ähnliher Schemata, welche das. K. Mein. für 
landwirthſchaftl. Ang. den orventlihen Auseinanberfegungs-Bebörden mitgetheilt hat, 
unter Derüdichigung der wegen der Domanial:Abgaben erforverlihen Abweichungen 
anfertigen laflen. on jedem diefer Formulare Nr. L, IL, IU. und IV. erfolgen 
bierbei vier Eremplare. 

Der Auseinanderfegungs-Rezeß foll nach den gedachten Formularen im SA. nur 
das Endreſultat der.Regulirung und reſp. Ablöfung, nämlich die Nente, welche ſich, 
nad Abzug des fährlichen Gelbbetrages der fistalifhen Gegenleiftungen, für den 
Tomainen: Fiskus herausstellt, und die Art, wie diefe Ueberſchuß-Rente abgelöjt wird, 
darftellen. In jo weit werden dieſe Yormulare auf alle Domainen = Einfaffen, wie 
provinziell verfchieden ihre Real: und Abgaben » Verhältnifie fonft auch fein mögen, 
anmenpbar fein. Der 8 1. wird je nach diefen Berfchievenheiten entjprechend zu 
ändern fein, und es bat hiernach die K. Reg. für Ihren Bezirk die erforderlichen For: 
mulare zu entwerfen und Ihren Regierungs:Rommiflarien, namentlich den Rentbeam: 
ten, mitzutbeilen. 

Wenn Renten durch baare Kapitalzahlung abgelöft find oder werben, fo Tann 
dieferhalb das Erforverlihe im $ 3. oder an einer fonft geeigneten Stelle des Rezep- 
Formulars bemerkt werben. (of. 8 5. des Regl.) 


Die, im $4. der Formulare enthaltene Tabelle eritredt ſich auf alle Fälle der 
Amortifation, welche nad dem Regl. wegen Ablöjfung der Domanial-Abgaben über: 
baupt vorlonmen können, und ift allen Rezeſſen gleihmäßig zum Grunde zu legen. 
Wird fein Rüditand zur Amortifatien gebracht, jevoh von dem Zehntelabzug Gebrauch 
gemacht, jo bleiben die Kolonnen 13., 14., 15., 16. und 17. unausgefült. Zahlen 
die Pilichtigen die volle Rente ohne Zehntelabzug, jo werden die Kolonnen 9. und 10. 
nidht auögefülft 

Die eigentlihen Renten dürfen mit ven Renten für die Rüditände niemals ver: 
mijcht oder zufammengemworfen werden. Denn wenn Rüdftände durch Amortifation 
abgelöjt werben, fo verliert der Pflichtige das Recht, die eigentliche Rente voll an bie 
Staatskaſſe zu zahlen; ed muß vielmehr ber Abzug von ro ftattfinden und es tritt 
für die eigentlihe Rente die Tilgungsperiove von 56%, Jahren ein. Die Rente für 
die Rüdftände wird dagegen ſtets voll an die Staatskaſſe gezahlt, es darf bei ihr der 
Zehntelerlaß nicht eintreten, weshalb fie denn auch ſchon nad) 41%, Jahren erlifcht, 
oder während der Tilgungsperiode nad Tabelle B. des Rentenbank-Geſ. abgelöft wer: 
den kann. Es ergiebt fi dies aus den 88 22. 10. und 28. des allg. Geſetzes. Auch 
wird nur von den eigentlichen Renten ein feiter Amortifationg : Beitrag zur Staats: 
ſchulden⸗Tilgungs⸗Kaſſe abgeführt, was bei den Renten für Rüdjtände nicht der Fall 
ift, die mit ihrer vollen Summe unter den Refteinnahmen verrechnet werden. ($ 24. 
des Regl.) Zu den Kolonnen 7. und 15. wird bemerkt, daß diefelben allemal den 
Betrag ber überfchießenden Pfennige, welche nicht durch Amortifation abgelöft werben 

GSreiff, Gef. iid. Land.-Kult. n. landw. Pol. 15 
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tönnen, — 8 12. des Regl. —, enthalten müflen. Es können jedoch auf dieſem 
Wege und in biefen Kolonnen auch höhere Beträge, nämlich Grofchen oder Thaler, 
behufs Abrundung der Amortijations - Renten bergleihötneife durh Zahlung des 
18fachen Betrages reluirt werden. Die Kolonnen 8., 10. und 12. der Tabelle find 
nothwendig, theils deshalb, um den Zenfiten und dem Hypotbelenrichter gegenüber formell 
zu Tonitatiren, daß auch bei der Ablöfung durch Amortifation der Art. VII. des Gef. 
megen des Staatsſchuldenweſens v. 17. Jan. 1820 Fe erhalten und befolgt wird, 
theils deshalb, damit die Auseinanderfegungs : Rezefie eine feite Grundlage für die 
wegen ber Renten anzulegenden Bücher und Rechnungen abgeben. Aus diefen mu 

nämlich hervorgehen, welcher Betrag von jeder eigentlichen Rente (cf. 24. sub b. bes 
Regl.) jährlih an die Staatsfhulden » Tilgungs - Kaffe dur die Domainen-Beräuße: 
rungögelber = Nachweifung abzuführen ift, wenngleich dieſe Abführung nach wie_vor 
durch die Königlichen Regierungen und nicht durdh die, die Renten erhebenden Spe 
zialkaſſen zu bewirken ift. 

Weber die Buch⸗ und Rechnungsführung wird, dem $ 27. des Regl. g ‚nad 
erfolgter Kommunilation mit der K. Hauptverw. der Staatsjhulden eine bejondere 
Verfügung ergehen und bier nur bemerft, daß, fobalb in einer Regulirungs- oder 
Ablöfungsfache der Rezeß beftätigt ift, auf Grund deſſelben eine beſondere Rechnungs⸗ 
ordre an die Spezialfafle (Rentamt, künftig die betr. Steuerbehörde) erlaflen werden 
muß, woburd beftimmt wird, daß und von welchem Zeitpunkt ab die abgelöften 
Reallaften vom Etat abzufegen,- welche Renten an deren Stelle treten, und in welche 
Aafitionen des Etats, ber Raffenbücher und der Rechnungen biefelben aufzunehmen 
ind. Wenn die Steuerbehörden, welche künftig die Domainen : Renten mit ven 
Staatsfteuern zugleich erheben follen, in diefer Beziehung näher organifirt fein wer: 
ben, wird man denſelben auf Grund der Rezeſſe die dadurch feitgeltellten Amortifa- 
tiong-Renten fofort übermeijen und daburd bie allmählige Auflöfung der Domainen- 
Rentämter, welche einftweilen, fchon wegen der Unentbehrlichteit ihrer Beamten für 
dag Regulirungs-Gefchäft, annoch fortbeftehen müflen, anbahnen können. — Um bie 
moͤglichſt raſche und in allen Amtsbezirken gleihmäßige Aus: und Durchführung bes 
Regl. und der dvemfelben zum Grunde liegenden Agrar-Geſetze zu fichern, hat die N. 
Meg. nicht nur ihre Rentbeamten und andere Regulirungs - Kommiflarien mit den 
erforberlihen Inſtruktionen zu verjehen und biefelben auf alle nur möglihe Weife 
für die Sache zu intereffiren, jonbern auch innerhalb Ihres Kollegiums den Geſchaͤfts⸗ 
gang jo weit als irgend thunlich ift, zu vereinfachen und zu lonzentriren. Die in 
esterer Beziehung erforderlichen Einrichtungen bleiben aber dem Präſidio der K. Reg. 
überlaflen und eg wird bier nur hervorgehoben, daß der Juſtitiarius der Domainen⸗ 
Abth. in allen hierher gehörigen Sachen jedenfalls das Kodezernat übernehmen muß. 
Diefer Gegenftand ift am 15. Febr. c. in einer Minifterial » Konferenz vorläufig er: 
Örtert. Die K. Reg. erhält hierbei einen abjchriftlihen Auszug aus dem Konferenz: 
Arstotolle v. 15. Febr. c. zur näheren Erwägung der darin enthaltenen Borfchläge. 

ie Gerichte oder Notarien, vor melden die Zenfiten die Rezeſſe vollziehen — 
müſſen erſucht werben, in die desfallſigen Verhandlungen die, nach dem dem Rezeß⸗ 
Formulare Nr. 1. beigefügten Bollziehungs-Prototolle erforderlihen Belehrungen mit auf: 
' zunehmen. Zu den Requifitiong-Schretben an diefelben find Formulare anzuwenden, 
welche die Beachtung dieſes Punktes ficher ſtellen. Etwaige Unterlafjungen durd bie 
requirirten Untergerichte find im Wege der Beichwerde bei dem ihnen vorgefegten 
Appellationsgerihte zu rügen. Fn Fällen, wo dies im gütlihen Wege zu erreichen 
iſt, kann der Rezeß fofort von dem betreffenden Domainen: Departements: Rathe oder 
Nentbeamten ald Deandatariug Fisci einer: und den Pflichtigen anbererfeit3 unter 
Vorbehalt der Genehmigung der K. Reg. vor einem Gerichte oder Notare zu Proto— 
toll erflärt und das ausgefertigte PVrotofol! von der K. Reg. in bemeifender Form 
genehmigt und beftätigt werben. In jebem Falle, wo ohne Dazwifchentunft ver 
orbentlihen „ugeinanberjegungäbehörbe regulirt wird, muß dem Rezeß der ausdrüd⸗ 
liche Beſtätigungs-Vermerk der K. Reg. als der dur den $ 65. der VO. v. 20. Juli 
1017 I limirten Regulirungsbehörde beigefügt werben, was bisher in vielen Fällen 
unterlafjen i 
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Anlage a. 
Reglement | 
wegen Ablöfung und Amortilation der dem Domainen is 3 als Berechtigten 
zuſtehenden Reallaften, v. 1. Aug. 1850. 
Auf Grund des 564. de Gef. Über die Errichtung von Rentenbanken vom 
2. März d. J. wird zur Ausführung der auf die dem Domainen: Fiskus als Bered)- 
tigten zuſtehenden Reallaften bezüglien Beitimmungen biejes are und der damit 
zujammenbängenben Vorſchriften des, die Ablöfung der Reallaſten und die Regulis 
rung der gutsberrlic-bäuerlichen Verhältniſſe betreffenden Gejeges von demjelben Zage 
dFolgendes beitimmt. ' 
$ 1. Die 8. Reg. haben von Amtswegen dahin zu wirlen, daß 
1) die gutsherrlich⸗bauerliche Regulirung, ſoweit ſie noch nicht vollendet ift, nad) 
Vorſchrift des dritten Abſchnitts der Ablöſ. O. v. 2. März c. in den Staats⸗ 
Domainen \öleunigit volljtändig ausgeführt, 

2) alle an fih ablösbaren Reallaften, welche won Eigenthums⸗, Erbzind: und 
Erbpahtägrundftüden dem Domainen⸗Fiskus als Berechtigtem zuftehen ober 
ihm ald Gegenleiitung obliegen, in fete Gelorenten umgewandelt, und 

3) die hiernach für den Fiskus ermittelten Regulirungs⸗ und Ummandlung$s 

Renten, fo wie die ihm jest ſchon zuſtehenden feiten Gelorenten durch baare 
Kapitalzgablu , eventuell nad den weiter unten folgenden nähern Beſtim⸗ 
mungen im e der Amortifation abgelöft werden. 

$ 2. Sie haben ſich den hiernach erforverlihen Regulirungen und Ablöfungen, 
joweit fie dazu nad) den beftehenden chriften (88 66. 65. 161. der BO. v. 20. 
Juni 1817, 511. der Allerh. 8.:0. v. 31. Dec. 1825, Inſtr. v. 30. Juni 1828 und 
339. seq. der VO. v. 30. uni 1834) Tompetent find, jelbititändig zu unter 
ziehen und biefelben, möglichſt ohne Dazwiſchenkunft der orbentlihen Auseinander⸗ 
jesung&behörden, jedoch unter genauer Beachtung der, den letzteren wegen der Legiti⸗ 
nationd ⸗ a Regebprüfung und ſonſt obliegenden Pflichten im Vergleichswege zu 

e zu führen. 

83. Das Verfahren it nad PA Beftimmung des 8 95. der Ablöſ.O. ge: 
meindeweije und ganz in dem Umfange, welcher hiernach, wenn der Domainen- 
Fiskus als Berehtigter bei der orbentlihen Auseinanberjegungs : Behörde auf 
Regulirung oder Ablöjung antragen wollte, dieſer Provolation mürde gegeben wer: 
den müflen, einzuleiten und hiernach au in ven Fällen, wo mit einzelnen Domai⸗ 
nen-Sinfaflen oder wegen einzelner Reallaſten eine Regulirung oder Ablöfung bereits 
im Gange ift, dem $ 101, ibidem gemäß auszubehnen. Die Auseinanderjegung 
it daher ın ven betreffenden Gemeinde-Bezirten auf alle nach dem erjten und zweiten 
Abfage des S 95. a. a. D. zu berüdfichtigenden Reallaften unter Zuziehung aller fi) 
hieraus ergebenden Intereſſenten zu richten. Der fchließlihe Auseinanderſetzungs⸗ 
Rezeß muß das Verhältniß eines jeden Interefienten zum Fiskus wegen aller feiner 
Reallaften und der bezüglihen Gegenleiftungen, den weiter unten folgenden nähern 
Beſtimmungen gemäß, vollitändig orpnen. Der $ 95. erfordert ed aber nicht, daß 
mit allen Intereſſenten Ein Rezeß errichtet werbe, fondern es Tann, wenn, Fiskus 
N mit einigen ntereflenten fogleich oder früher ald mit andern einigt, mit jenen 
vorweg der Auseinanderſeßzungss-Rezeß errichtet und von der Königlichen Regie: 
tung betätigt, wegen der übrigen Intereſſenten aber das Verfahren fortgefegt werben. 

‚ Die Ablöfung der Reallaten folder Grunpfiüde, melde gegenwärtig noch zu 
feinem Gemeindeverbande gehören, ift bis auf Weiteres mit dem Berfahren für bie: 
jenigen Gemeinden zu verbinden, welden bie verpflichteten Grundſtüde bei Ausfüh— 
tung der Gemeindeordn. v. 11. März c. abjehbar werben einverleibt werden; Doc 
—* nei dem Ermefien der K.:Reg. überlafien, ſolche einftweilen auch abgejondert zu 
e n. 

84. Entſteht Streit über Theilnehmungsrechte over Werthsverhaͤltniſſe, kommt 
es auf ſchiedsrichterliche oder andere prozeſſualiſche Feſtſtellungen und Entſcheidungen 
an, bleiben Intereſſenten beharrlich in den Terminen aus, oder verweigern jie bie 
Abgabe der zu erihöpfender Beendigung der Sache, insbeſondere auch zur Einleitung 
der Amortifation nöthigen Erflärungen, fo haben die K. Reg. ihre ten, unter An: 
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beingung einer förmlichen fiskaliſchen Provolation gegen biejenigen Intereſſenten, 
mit welden aus den angeführten oder andern Gründen ein Vergleich in rechtöver: 
binvliher Form nicht zu erreichen ift, zur weiteren Veranlaflung an bie ordentliche 
Augeinanderfegungsbehörde abzugeben, vorher jedoch mit denjenigen Intereſſenten, 
mit welchen Fiskus ſich verglichen hat, die erforderlichen Final » Auseinanderfegungs: 
Rezeſſe abzuſchließen, auszufertigen und zu beftätigen In Anjehung aller 
tereflenten, mit welchen der Rezeß nicht vor Anbringung der gedadten 
ro vokation zu Stande gebracht und betätigt iſt, en die Prüberen und fpäte: 
ren Vergleiche und Rezeſſe von der Prüfung und Be tütigung ber ordentlihen Aus⸗ 
einanderjegungs: Behörde ab. MWebrigens haben auch nah Abgabe einer Sade 
an die letztere die K. Reg. immer noch auf vergleichsweiſe Beendigung binzumir: 
fen; fie müflen fih zu dieſem Ymede, wenn dazu irgend Ausficht vorhanden ift, 
namentlich wenn gewiſſe präjubizielle Streitpuntte injtruirt oder entjchieden find, ihre 
Alten zurüderbitten; ihre weiteren Verhandlungen ımterliegen dann jedoch der oberen 
Zeitung, fowie bie 8 Stande kommenden Rezeſſe der Beſtätigung der ordentlichen 
Auseinanderſetzungs-Behoörde, welcher fie daher auf Erſuchen von der jedesmaligen 
Sachlage Nachricht geben müflen. ' 

85. Auf die Kapitalablöfung durch Danzahlung des 18fachen und beziehungs- 
weife Mfachen Betrages (8 64. und 65. der Ablöf.:D.) haben zwar bie Pflichtigen 
eben fo wie auf Ablöfung durch Amortifation erjt dann, wenn alle ihre ablösbare 
Reallajten in je Gelorente umgewandelt find, und nur wegen des, nach Mbrechnung 
des Geldwerths ver fisfaliihen Gegenleiltungen verbleibenden Jahresbetrags ihrer 
ſämmtlichen feiten Gelvrenten einen Rechtsanſpruch. Die Königlichen Regierungen 
werden jedoch ermächtigt, die Pflichtigen wegen einzelner ſchon beitehenver feiten Geld: 
renten oder wegen anderer, im gütlichen Wege in ſolche umgewanbelten, Reallaften 

ur Kapital-Ablöfung durch Baarzahlung vergleihäweife auch ſchon vor er 
ige entificirung ihrer übrigen Leiftungen in jedem Stadio des Regulirungs-Ver— 
ahrens zuzulafien und über diefe Spezial - Reluition einfeitige Ablöjungs : Urkunden 
(Anmeifung v. 16. März 1811, 840. der BO. v. 30. Juni 1834 und 8 112. der 
Abloſ. O. v. 2. März co.) auszuftellen: in dem, demnächſt mit ſolchen Fa: wegen 
ihrer übrigen Heallatten aufzunehmenden Ablöfungs - Rezeß find jedoch die hiernad) 
vorweg beleitigten Leiftungen nadrichtlich zu erwähnen. 

8 6. Bet jeder Ablöfung (k forafältig zu prüfen, ob nicht dem berechtigten 
Fiskus feiner Seits zur Kompenfation zu ftellende Gegenleiftungen obliegen, (S$ 59. 
60. und .61. der Ablöf.-D.), namentli die Verpflichtung zur Gewährung von Re: 
miſſionen oder Erlaß in Unglüdsfällen. Auch die, vom Sorhtfistus zu entridh: 
tenden Holz-Abfindungs:Renten, obwohl aus einer Gemeinheitätheilung entfprungen, 
ind (nah 854. a. a. D.) als zur Kompenfation geeignete Gegenleijten in den Sal. 

n aufzuftellen, wo der zu deren Hebung berechtigte — e ſich des ihm geſeßlich 
zuſtehenden Rechts, dem Forſtfiskus die Rente zu kündigen, begeben hat. 

8 7. In den Fällen des 8 65. der Ablöſ-⸗O. haben die K. Reg. ihr Verfahren 
auf Ummandlung ver Reallajten und Gegenleiftungen in feite Gelbrente zu bejchrän: 
ten, die fich hierbei für den Domainen-Fiskus ergebende Ueberſchußrente aber fortzu: 
erheben, bis der Pflichtige diefelbe, wozu möglichit anzuregen ift, durch Baargablung 
des 20fahhen Betrages in Kapital ablöft. Die Ablöfung folder Renten durch Amor: 
tifation ift nicht zu beantragen. 

8 In den Fällen der 88 53., 54., 55. und 66. der Ablöſ.-O. iſt lediglich 
nad) den, wegen der bort gedachten Renten und Zinſen beifehenden Verträgen und 
Judikaten, jedoch unter Berüdfichtigung ber in den 88 91., 92. und 93. a.a.D. ent: 
haltenen Vorf chriften zu verfahren und auch hier eine AbLöf ung durh Amortifation 
mit deniehung auf den 8 56. ibidem nicht zu beantragen. 

8 9. Bei allen übrigen, außer den nad) den 88 53., 54., 55., 65. und 66. ber 
Abloöſ.⸗O. davon ausgenommenen Ablöfungs: und ſonſtigen ſchon beſtehenden feiten 
Geldrenten, desgl. bei den in 88 84 und 85. a. a. D. gedachten Negulitungärenten, 
— cf. 8 6., 7. und 64. des Rentenbant Gef. — haben bie 8. Neg., wenn ver 

flihtige die nah Abzug des Werths der Gegenleiftungen für den Fiskus ermittelte 
eberſchuß⸗Jahresrente ($ 64. der Ablöſ.-O.) nicht durch Baarzahlung des 18fadhen 
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Betrages in Kapital reluiren will, deren Ablöfung durch Amortifation einzuleiten _ 
und gegen diejenigen, welche diefe Art der Ablöfung oder die Abgabe ver dazu erfor: 
derlichen Erklärungen verweigern, bei der orbentlihen Augeinanderfegungs = Behörde 
auf Seltiebung der Amortifation von Amtswegen (nach 8 9. des Gef. über die Ein: 
richtung der Rentenbanten) zu provoziren, in fofern nit etwa vergleichsweise, 
wozu dann aber vorab die Genehmigung des Finanzmin. einzuholen it, der Domai- 
ie ‚auf andere gejeglich zuläfjige Weile ($ 91. und 8 98. ver Ablöſ.O.) abge- 
unden wird. 

‚g.10. Außerdem können die 8. Reg. in Fällen, wo folhes zur Erhaltung ber 
Pflichtigen im Nahrungsitande nothwendig ift, vergleichsweiſe die Amortifation 
von Abgaben - Rüditänden geftatten, welde den doppelten Betrag der nad dem vor: 
ſtehenden 8 9. durch Amortiſation zu reluirenden, jährlihen Rente nicht, überfteigen. 
aim foicem alle muß der Pflichtige neben ven letzteren eine befondere jährliche 

te übernehmen, welche in dem Witen Theile ver Summe der durch Amortijation 
abzulöfenden Rüdftänve beſteht. ($ 10. des Rentenbant-Gef. und $ 99. der Ablöſ.O.) 

11. In den Fällen, wo hiernach die Ablöfung durch Amortifation überhaupt 
zuläſſig iſt, wird dem Pflichtigen an der im $ 9. gedachten Ueberſchuß-Jahresrente 
von dem Tage an, wo die Amortifations:Bertode beginnt — (ef. den 
unten folgenden 817.) — Y/ erlafien, die übrigen */ıo hat er zur Staatskaſſe fort: 


5 \ 

Er kann jedoch auch auf jenen Erlaß verzichten und die volle Fahresrente 
fortentricten, wodurch die Amortifationd:Periode abgefürzt wird. 

Ueber die ihm hiernach zuftehende Wahl muß er ſich indeſſen bejtimmt ertlären 
und diefe Erflärung iſt unwiderruflich. " 

Die dem Berpflichteten zuftehende Befugniß, durch Entridhtung ber vollen, im 
vorftehenden 8 9. gedachten Jahresrente die Amortifationd = Periode abzulürzen, fällt 
jedod weg, wenn nad) dem vorftehenvden 8 10. Rüditände zur Amortifation übernoms 
mert werben. In diefem Falle hat der Pflichtige neun Zehntheile der im 8 9. ges 
dachten Jahresrente und daneben die volle Amortifationsrente der Rüditände, bes 
ftehend im 20jten Theile der Summe der zu amortifirenden Rüdftände fortzuentrichten. 
($ 10. des Rentenbant-Sef.). Die Gründe zu dieſer gefeglihen Anoronung find in 
den ftenogr. Ber. über die Verhandlungen der LK. wegen des Rentenbant:Gef. pag. 
2729. entwidelt. >. 

8 12. Die Amortifation tritt aber nur dann und infoweit ein, al3 der abzu: 
Iofende Yahresbetrag oder der, davon nach Abzug eines Zehntheils, wenn der Pflich⸗ 
tige deſſen Erlaß behufs der Amortifation gewählt hat, verbleibende Reit einen 
vollen Silbergrojchen oder mehr beträgt, fo daB Jahresrenten, welche weniger 
al3 1Sgr. überhaupt nur beiragen, fo wie, wenn höhere Rentenbeträge auf Pfennige 
auslaufen, diefe von dem Pflichtigen und zwar in allen Fällen durch Baarzahlun 
des 18fachen Betrages abzulöfen find ($ 11. den Rentenbant:Gef.), im MWeigerungs: 
falle ift bei der ordentlichen Auseinanderſetzungsbehörde die Verurtheilung deflelben 
bierzu zu beantragen. | . 

13. Die Amortifation kann in allen Fällen erit beginnen, wenn zuvor 
deshalb ein fürmlicher Rezeß zwiſchen dem Berpflichteten und dem dFiskus errichtet und 
beftätigt iſt. Dies gilt nicht blos dann, wenn zuwörberft die bisherigen Abgaben 
eines Zenſiten in fefte Geldrente umzuwandeln find, wo alsdann die Rentenumwand⸗ 
Iung und Amortifationgftellung in einem Rezeß zufammengefaßt wird, fondern auch 
in den Fällen, wo fchon jest uf einem Grunditüde nur feite Gelvrenten an ben Fis⸗ 
kus ruhen. (88 12—17. des Rentenbantgef.) 

Der Rezep muß jedenfalls enthalten: 

]) eine furze Angabe des bisherigen Verhältniſſes, welches zur Aufhebung ge- 
fommen, reſp. der bishigen Leiltungen und Gegenleiftungen, welche Gegen: 
ftand der Ablöfung find, wenigſtens im Allgemeinen; 

2) die Seftitellung oder doch Anerlennung der im Wege der Amortifation abzu⸗ 
löfenden Jährlihleit. — 88 60-64. und 84—85. der Ablöfungsordnung — 
und, fall3 auf diefem Wege Rüditände mit abgelöft werden follen, das 
gegenwärtige Anerlenntniß.der an die Stelle der Rüdftände tretenden Amorti: 
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fattondrente. Ob Rüdftände zur Amortifation kommen oder nicht, iſt alle: 
mal ausprüdlich zu erwähnen. 

3) die Erflärung des Pflichtigen, daß er nicht durch Baaraahlung ablöfen wolle; 

4) die fiskaliicher Seits zu acceptivende beitimmte Erklärung des Pflichtigen 
darüber, ob er nur °/ıo ober die volle Rente fortentrihten nnd ob er hier: 
ae en oder kürzere Amortifations- Periode wählen will; (88 11. und 

dieſes Regl.); 

5) die Ausſcheidung der, nicht der Amortifation unterliegenden Pfennigbeträge 

12. dieſes Regl.) und die Beitimmung des Zeitpunkts, an der 
! Re für die überſchießenden Pfennige zur Staatskaſſe gezahlt wer: 
en muß; 

6) die Feititellung des Beitpunfts, mit welchem bie bisherigen Leiltungen auf: 
hören und begtehumgäinei] e zum legtenmale zu entrichten find, fowie des An⸗ 
fangstermins der Amortifationd: Beriode und der Termine, an welchen bier: 
nad) die Amortifations-Rente zum erftenmale und ferner zu zahlen iſt (nad 
den weiter unten folgenden 88 17. und 18. dieſes Regl.); 

7) die Bezeichnung der Kafle, an melde die gemöhnlihen Rentenzahlun: 
gen, und derjenigen Kaffe, an welde etwaige Kapitalzahlungen im 

aufe der Amortifationd: Periode zu Leiten find, nach den unten fol- 
genden 88 18. und 23. dieſes Reglements ; 

8) die beiberfeitigen Konfenfe zu den, im Folge der Rentifizirung ber bisherigen 

aben und der Einleitung der Amortifation nah dem folgenden 8 14. 
vie e Regl. vorzunehmenden Eintragungen und Lölhungen um Hypothe⸗ 


e; 

9 das Anerkenntniß beider Theile, daß zwiſchen ihnen keinerlei Verpflichtungen, 
Leiſtungen und enleiſtungen mehr beiteben, auf welche die Provokation 
nach 8 95. der Abloſungsordnung gerichtet werben muß. Bleiben zwiſchen 
denjelben Grundſtücken, Fr welche ſich der Rezeß bezieht, Berpflich en 
fortbeftehen, auf welche fih die Provokation nicht nothmendig zu erftreden 
braudt (3. 3. das nicht der Zmangsablöfung unterliegenve Vorlaufsrecht), 
oder welche nicht dur Amortifation abgelöft werben follen (of. die vorſtehen⸗ 
den 88 7: und 8. diefes Regl.), jo ift das Fortbeitehen dieſer Verpflichtungen 
ausprüdlich auszuſprechen. 

In jevem Falle find übrigens die Rezeſſe von dem Pflichtigen gerichtlich oder 
notariell au vollziehen und von der Königlichen Regierung zu betätigen, infofern 
fie im Vergleichsverfahren ohne alle Sayiihenkunft der ordentlichen Auseinander⸗ 
jesungsbehörde zu Stande kommen; cf. $ 39. der BO. v. 30. Juni 1834. Die nur 
für die Gen.:Kommiffionen und A— Reg.⸗Abth. gegebenen, erleichternden 
Beitimmungen des 8 108, der Ablöf.:D. finden auf das vergleichsweiſe Regulirungs: 
Verfahren der K. Neg. ala Yinanz: Behörden feine Anwendung. 

$ 14. Die behufs der Amortifation feitgeitellten Renten an den Domainen- 

iskus genießen (nad 88 64., 18., 20. und 58. Nr. 10. des Gef. über die Renten: 
anlen), bei der Konlurrenz mit anderen Verpflichtungen bes belafteten Grund: 
ftüds, daſſelbe Vorzugsrecht, welches die Gefege den Staatsiteuern beilegen. Sie 
bedürfen feiner Eintragung in das ‚pövotbetenbug des verpflichteten Grundſtücks 
welches jevoh für die Dauer der Amortifationd » Periode dem Domainen-Fiskus 
verhaftet bleibt. 

Diejenigen eingetragenen Neallaften, an deren Stelle diefe fih amorlifirenden 
Renten getreten find, werden im Hypothekenbuche koſtenfrei gelöfcht; bagegen wird, 
in diefem alle, rubrica I. im Hypothekenbuche vermerkt, dab das Grundftüd 
wegen dur Amortifation abzulöfender Renten, nad näherem Ausweis des in Bezug 
zu nehmenden Negulirungs -Rezeiles, dem Domainen : Fistus verhaftet fei. 5 
Regulirungs-Rezeſſe ift daher, wie bemerkt, gegenfeitig in dieſe Löfhungen und Em: 
Irapungen ausdrüdlich zu willigen. Die Bewirkung diefer Operationen im Hypotbe⸗ 
kenbuche wird nad) erfolgter Rezeß : Betätigung von der Königl. Regierung, in den 
Fällen aber, wo die ordentlihe Auseinanderſetzungs-⸗Behörde den Rezeß beffätigt bat, 
von biejer bei dem SHypothelenrichter beantragt. . 
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Sind die Reallaften, an deren Stelle die Amortifationsrente tritt, im Hypotheken⸗ 
buche nicht eingetragen, jo bebarf es im leßtern der vorftehenvden Vermerke nicht. 

Sollen eingetragene .Realabgaben nur zum Theil durch Amortifation abgelöft 
werden, fo wird nur der biernady zu reluirende Betrag im Hypothelenbuche, vorftehen- 
den Beitimmungen gemäß, gelöfht. Der dur baare Kapitalzahlungen abzulöfenve 
Theil folder Abgaben und Xeiftungen kann nur auf Grund der von der Hauptver: 
waltung der Staatsſchulden legalifirten Quittung der Staatsfchulden - Tilgungstaffe 
über dag Ablöfungskapital und des Rezeſſes, refp. der darüber auszufertigenden ein: 
feitigen Ablöfungs-Urkunde, im Hypothekenbuche gelöfcht werben. 

8 15. Gebäube, auf welden vergleichen zu amortifivrende Renten für ven 
Domamen : Fi3hus haften, müſſen auf Verlangen der K. Reg. bei einer von ihnen 
zu beftimmenden und zu dieſem Behufe öffentlih namhaft zu macenben Feuerver⸗ 
ſicherungs⸗Geſellſchaft bis zu dem nad den Grunbfägen dieſer Gefellichaft zuläffi- 

en Werthe von dem Verpflichteten verfichert werben, welcher hierzu von ber Königl. 
* durch adminiſtrative Exekution angehalten werden kann. (C19. des Ren: 


nGeſ.) 
8 16. Bei Serftüdelung von Grunditüden, auf welchen folche zu amortiftrende 
Renten für den Domainenfisfus haften, finden auf diefe Renten die gefeglichen Bor: 
Schriften über Staatsfteuern ebenfalls Anwendung Auf Verlangen der K. Reg. 
muß jedoch der Verpflichtete in folhem Falle Rentenbeträge, welche nach der Verthei⸗ 
lung der Rente weniger als 5 Sgr. betragen, nad näherer Beitimmung bes unten 
folgenden 8 20. dieſes Regl. fofort durch Kapitaljahlung ablöfen. 

8 17. Die Amortifation einer Domainenrente kann (nad) $ 16. des Rentenbanl: 
Ge.) nur mit dem 1. April oder 1. Okt. ihren Anfang nehmen. 

Darauf aber, daß fie hiernach anfange, hat * der Pflichtige als der Fis⸗ 
kus einen Rechtsanſpruch, ſobald die zu amortiſirende Jahresrente für beide ile 
nach ven 88 60. bis 64. und 84. bis 85. der Ablöſ.-O. rechtsverbindlich feſtgeſtellt 
iſt 537 des Rentenbant:Gef.). Sollte vice Feſtſtellung in mit einer Gemeinde ($ 95. 
der Ablöf.:O.) ſchwebenden Ablöfungsjachen bei einigen Zenfiten früher, bei andern 
—* olgen, ſo hat die Amortiſation bei jenen 8 ſogleich mit dem auf die Feſt⸗ 

ellung ihrer Rente folgenden 1. April oder 1. Oft. zu beginnen, und muß daher 
mit ihnen, um foldhes nad) Maaßgabe des 8 13. dieſes Regl. formell ausführbar zu 
maden, aleich und vorweg ein befonderer Rezeß aufgenommen und beftätigt werben, 
ohne die Beendigung der Regulirung mit den übrigen Interefienten abzuwarten. Es 
werben daher die 8. Reg. eifrig darauf hinzuwirken haben, daß nicht einzelne Zen⸗ 
fiten zurüdbleiben, fondern die Abgaben aller jo viel als möglich gleichzeitig regulirt, 
umd folergeitalt für die einzelnen Gemeinden dieſelben Amortitationsperioden er- 
langt werben. 

Für die Zeit bis zu dem Anfang der Amortifationsperiode, — z. B. 
in dem Falle, wenn die Ueberſchußrente ultimo Dezember feftgeftellt ift, für das 
Bierteljaht vom 1. yon. bi3 ultimo März — hat der Pflichtige die Rente unter 
allen Umftänden voll zu entrichten und für diefe Zeit auf den Erlaß von !yıo 
keinen Anſpruch; lebterer beginnt erit mit dem Tage, wo die Amortifationsperiode 
"anfängt, alfo in dem grnadnen alle mit dem 1. April ($ 17. des Rentenbank-Geſ.). 
Zur Fermeidung boppelter Beredinungen werben die K. Reg. den Ausführungstermin 
der Ablöfungen und Regulirungen dergeitalt zu vereinbaren haben, daß die Leitungen, 
an deren Stelle die Rente tritt, zum lestenmale ultimo März oder Sept. gewährt 
werben, damit bie Rente ſogleich als Amortifationsrente in’3 Leben trete und deren 
Amortifation, beziehungsweife der Behntelerlaß, fogleih mit dem 1. April over 1. Oft. 


inne. 

8 18. Die durch Amortifation abzulöfenden Domainenrenten werden in monat: 
lihen Raten postnumerando, aljo zum eritenmale am 1. des, auf den im 
vorftehenden 8 17. gedachten Anfangstermin folgenden Monat3, und zwar zunächſt 
zu derfelben Speziallafle, welche bisher die grunpherrlihen Abgaben der berechtigten 
Domainen erhoben hat, künftig aber an die, diefer Speziallafle zu fubjtituirende 
Steuerlafle und alsdann zugleih mit den Staatzfteuern abgeführt ($ 21. des Renten: 
bank⸗Geſ.). Sollten die abzulöfenden Abgaben bisher in andern Terminen oder 
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praenumerando entrichtet fein, fo muß dies worftehender Beltimmung. gemäß durch 
den Rezeß (8 13.) neändert werden. Die nicht zur rechten Zeit eingehenden Beträge ° 
werben gleih den Staatsiteuern durch fiskaliſche Erelution beigetrieben ($ 42. der 
BD. vom 26. Dec. 1808. Sobald die diesfällige Organifation der Kreis - Steuer: 
ämter vollendet fein wird, bleibt es vorbehalten, denſelben auf Grund der bier: 
nächſt zu Stande Tommenden Regulirungs : Rezefie die dadurch feitgeltellten Amorti⸗ 
fationsrenten jofort und vom Anfang der Amortifationsperiode ab zu 
übermeifen. | 

8 19. Der Berpflichtete wird, wenn er fih für den Erlaß eines Zehntheils 
feiner Jahresrente erllärt hat, durch eine 56%, Jahre oder 673 Monate hindurch 
fortgefeßte Zahlung von 9/0 ver Rente, und, mwenn er fih für Fortentrichtung der 
vollen Rente erllärt hat, durch deren 41%, Jahre over 493 Monate lang fortgefegte 
Zahlung von der ferneren Entrichtung der Rente vollftändig befreit ($ 22. des Ren⸗ 
tenbank⸗Geſ.). Die zur, Tilgung von Rüditänden übernommenen bejonderen ‘jahres: 
venten erlöfchen dur eine, 41%, Jahre oder 493 Monate hindurch fortgejekte Ent- 
rihtung ihres vollen Betrages. In den Fällen, wo folde Rüdjtände übernommen 
werden, iſt daher die Amortifationsperiode eine doppelte: — 

a) die eigentliche Jahresrente der zu amortiſirenden Abgabe, beſtehend in ꝰ/10 
berfelben, erliiht durch Fortentrichtung nad 56%, Jahren; 

b) die zur Tilgung der Rüdjtände übernommene, bejonvere Rente, welche voll 
und ohne Abzug von */, fortentrichtet wird, erlifcht durch Fortentrichtung 
binnen 41% Jahren. 

(ef. den Schluß des 8 22. des Mentenbant: Gef. und die ftenogr. Ber. über die Ber: 
handlungen ber I. 8. megen viejes Gef., pag. 2729. und 2730.) 

8 20. Dem Berpflichteten ſteht indeſſen frei, m ihon mährend der im vor- 
itehenden $ 19. angegebenen Zeiträume vie Rente durch baare Kapitalgahlung ganz 
oder theilweiſe abzulöfen. . 

Welche Summen in den verſchiedenen Jahren der beiden Amortifationsperioden 
zur Ablöfung der verfchiedenen Rentenbeträge erforderlich find, ergiebt fid aus den, 
dem Rentenbank-Geſ. sub A. und B. beigefügten Tabellen. 

Kapitalzahlungen find jedoch ftet3 nur erit dann zuläffig, wenn der Berpflichtete 
zuvor die bereit3 fälligen Rentenzahlungen geleiltet hat. Eingehende Kapitalzahlun: 
gen, müſſen daher zunäcdft auf die noch rüditändigen Rentenzahlungen verrechnet 
werden. _ 

‚Rentenbeträge, die nicht in Gilbergrofhen fi abrunden, können nit durch 
Kapitalzahlung abgelöft werben. 

Rentenbeträge unter fünf Silbergrofchen können nur dann durch Kapitalzahlung 
abgelöft werden, wenn die auf einem Grundftüde haftende Rente weniger ala fünf 
Gilbergrofyen beträgt. Es muß jedoch in einem ſolchen Falle die Rente mit einem 
Male vollftändig abgelöft werben ($ 23. des Rentenbank-Geſ.). . 

$ 21. Dergl. Kapitalzablungen ($ 20.) müflen nad) vorhergegangener ſechs⸗ 
monatlicher Kündigung am 31. März oder am 30. Sept. geleiftet werben. 

Der verminderte Rentenbetrag wird zum eritenmale an bemjenigen Nentenzab: 
lungs-Termine entrichtet, welcher auf die zur gehörigen Zeit erfolgte Kapitalzablung, 
zunächſt folgt ($ 25. des Rentenbant-Gef.). 

22. Wil ein DVerpflichteter ohne vorherige Kündigung Kapitalzahlung leiften, 
jo Steht ihm dieſes zwar frei, allein es kann eine ſolche Zahlung nur fo angejeben 
werden, ald wenn fie ſechs Monate nah dem auf die Zahlung zunädjit folgenden 
31. März oder 30. Oft. erfolgt wäre. Wird eine Kapitaahlung ohne vorhergegan: 
gene Kündigung am 31. März oder 30. September geleiftet, fo Dat fie die Wirkung, 
al3 wenn jie an dem auf die Zahlung zunächſt folgenden 30. Sept. oder 31. März 
geleijtet worden wäre ($ 24. des Nentenbant:Gef.). 2 

8 23. Kündigungen (nad) dem vorſtehenden 3) können nur an diejenige K. 
Neg., unter welder die, die Renten erhebenden Behörden ftehen, gerichtet werben; 
jedoch ſind die legteren verpflichtet, dergl. Kündigungen nad) ihnen mitzutheilenven 
Formularen von den Pflichtigen zu Prototoll zu nehmen und diefe Protofolle der 
betr. 8. Reg. einzureichen. 
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Kapitalgahlungen (nad) 88 20., 21., 22., 12. und 16.) fünnen in der Regel nur 
an die Regierung3:Hauptlaile und gegen deren Quittung erfolgen. Die Spezialtaflen, 
und betiehungätveife Steuerkaſſen — 18. dieſes Regl.) dürfen ſich mit Annahme ſol⸗ 
her Ablöfungs:Kapitalien nur befaſſen, wenn fie von der K. Reg. in einzelnen Fällen 
befonder8 und ausdrüdlich dazu autorifirt werden, und fle müflen alsdann die erhobe⸗ 
nen Rapitalien fofort zur Reg.Hauptkaſſe abführen. 

, 2%4. Bon den zu den Gpeziallaflen zc. ꝛc. ($ 18.) eingezahlten Renten 
wer 
a) diejenigen, welche zur Tilgung von Rückſtänden übernommen find, in 

gewöhnlicher Art bei den Refteinnahmen der Domainen-Berwaltung, nämlid 

ala rüdjtändige Revenüen, während der ganzen Dauer der Amortifations: 
periode mit ihrem vollen Betrage verrechnet. Diefe Renten find, wenn 
ſie 41%, Jahre prompt fortentrichtet find, ohne meitere Prozedur für erlofchen 
zu eradten. Die K. Reg. ertheilen alsdann ohne Kommunikation mit 
. der Staat3fhulden : Zilgung3tafje, wegen Lölhung folder Renten 

im Hypothekenbuche den etwa verlangten A 

b) Bon den übrigen Renten wird jährlih ein beitimmter Betrag zur Amortifa- 
tion verwendet und zur Staatsjchulden-Tilgungstaffe abgeführt, nämli von 
denjenigen Renten, welche nur 9% der vollen Rente bilden, jährlih ein hal: 
be3, von der vollen Rente aber ein ganzes Prozent. Durch dieje Beträge 
wird die Staatsſchulden-Tilgungskaſſe in den Stand geſetzt, bei den, nur 
zu Nio forterhobenen Renten nad) 56%, ‚Jahren, bei den voll entrichteten na 
41% Jahren über das Kapital zu quittiren, durch. welches die Rente abgelöft 
wird und erliſcht ($ 38. des Rentenbank-Geſ.). 

Hierzu wird aber vorausgejegt, daß die Nentenbeträge in jedem Jahre, wäh- 
tend der ganzen Amortifationsperiode richtig und prompt N 18. diefes Regl.) einge: 
zablt werden. Sollte in einem oder dem andern der monatlihen Zahlungs-Termine 
($ 18.) der fällige Betrag nicht eingehen, vielmehr völlig ausbleiben, fo wird 
die Amortifationsperiode um eben fo viel Monate verlängert, al3 Zahlungen aus: 
eblieben find, und es folgt daraus zugleich, daß fiskaliſcher Seit3 auf Renten, deren 
Amortifation eingeleitet ift, eigentliche Erlaſſe oder Remiffionen fernerhin nicht, fon: 
dern äußerften Falls nur Stundungen gegen entiprechende Verlängerung der Amorti- 
fationöperiode, aber auch ſolche Stundungen nur mit der Maaßgabe ftattfinden können, 
daß bei einem Konkurſe oder einer Subhaftation des pflichtigen Grundſtücks die ge: 
ſtundeten Reſte nicht gänzlich ausfallen können. 

8 25. Die bei Einleitung der Amortifation oder im Laufe der Amortifationz- 
Periode erfolgenven Kapital » Einzahlungen ($$ 12., 16., 20., 21., 22. dieſes Regl.) 
werden von ben Reg.:Hauptlaflen ($ 23. ibidem) dur die Semainen- Beriuberungs- 
gelder-Nachweiſung an die Staatsſchulden-Tilgungskaſſe abgeführt, welche über jeden 
hiernach eingezahlten ea eine von der Hauptverwaltung der Staatsjchulden 
legalifirte Quittung ertheilt. Nur dann, wenn die Kapital-Einzahlung auf ſolche Ren- 
ten geleiftet ift, die zur Tilgung von Rüditänden übernommen find (cf. den 
voritehenden 8 24. sub a.), wird der eingezahlte Betrag nicht zur Staatsſchulden⸗ 
Tilgungskaſſe abgeführt, jondern won der die Renten erhebenden Spezialfaffe unter 
den Reiteinnahmen verrechnet. u 

In allen Fällen, wo durh das eingezahlte Kapital nit die ganze Rente 
abgelöft ift, muß in der Quittung zugleich ausgedrüdt werben, wie viel die vermin- 
derte Rente noch beträgt, und an melden Terminen diefelbe zum erftenmale zu, ent: 
rihten iſt. Nur durch eine ſolche Quittung wird der Pflichtige bleibend entlajtet 
($ 27. des Rententenbant-Gef.). Sollte der worftehende Vermerk nad dem Geſchäfts— 
gange der Staatsſchulden-Tilgungskaſſe in deren Uuittungen nicht mit aufgenommen 
werben Eönnen, fo hat die 8. Reg., bei welcher die Kapital : Einzahlung erfolgt iſt, 
denen Duittungen das hiernach Erforverliche in bemeifender Form vermerken 
zu laffen. j 

8 26. gr fo meit die Renten nicht nad 8%. ſchon früher durch baare 
Kapital: Zahlung getilgt find, ftellt nah dem Ablaufe der Amortifationg: 
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Periode ($ 19.) die Staatsſchulden— Zigungeaſe (nad 8 A. sub b. dieſes Regl.) 
über das Ablöfungs-Kapital dafür eine Quittung aus, melde von der aupu werwal⸗ 
tung ber Staatsſchulden beglaubigt, und auf Grund deren hiernaͤchſt ver (nad 
ib.) me gen ber eingetragenen Genltaften in das Hypothelenbuc zu intabulirende 
erhaftungs⸗ Bermert bei dem befreffenden Grundſtück gelöfhht wird. . 
8 27. Weber die Buchführung wegen der zur Amortifation geftellten Domainen- 
Renten werben bejonbere Verfügungen ergeben. 


Berlin, den 1. Aug. 1 
Der Finanzminiſter v. Nabe. 














VI. 
Grfeb von 15. April 1857, 


betreff. vie srgänzung und Abänderung des Ablöſ.⸗Geſ. vom 

2. in 10 bezüglich der Ablöfung der ven geijtlichen und 

Schul-Inftituten, bo wie den frommen und milden Stiftun- 
gen 2c. zuftehenden Reallaften. 


[G.⸗S. ©. 363 Nr. 4670.] 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaben, König von Preußen ꝛc. 
rc. verordnen, mit Zuftimmung beider Häufer des Landtages Unſerer 
Monarchie, was folgt: j 

Das Geſetz vom 2. März 1850, betreffend die Ablöſung ber 
Reallaften und die Regulirung der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhält⸗ 
niffe, wird in Anſehung derjenigen Berechtigungen, welche Kirchen, Pfarren, 
Küftereten, fonftigen gelftigen Inftituten, kirchlichen Beamten, öffentlichen 
Schulen und deren Lehrern, höheren Unterrichts: und Erziehbungs-Anftalten, 


Im Allgemeinen. 

1. Nachdem durch BO. v. 13. Juni 1853 (G.S. ©. 324), welche die Zuflim- 
mung ber Kammern nach der Belanntmachung v. 6. April 1854 (G.S. S. 160) erhal» 
ten bat, alle noch nicht durch Abſchluß des Rezeſſes vechtsverbinblich erfolgten Verwand⸗ 
lungen von Reallaften, welde Kirchen, Pfarren, Küftereien und Schulen zu- 
fieben, in Gelbrenten ſſ. Schlußfa $ 65 bes Ablöſ.G. v. 2. März 1850 (A. IV. A.)], 
fo wie alle noch nicht rechtekräftig entſchiedenen Progeffe darüber, ob eine Reallaſt zu ben- 
jenigen gehöre, wegen deren befinitiver Ablöfung im 8 65 1, c. ein beſonderes Gef. vor- 
behalten worben, b18 zum Erlafſe dieſes Gef. fiftirt worben waren, und nachbem ber bie 
Ablösharkeit der Grundlaſten gewährleiſtende Art. 42 der Berfaffungs-U. durch ©. vom 
14. April 1856 (8.-S. ©. 253) — |. n. 4 zu A. IV. 4.) — aufgehoben mworben, fo 
iſt das obige ©. erlaffen tworben, welches den Zwed verfolgt, die Nachtbeile abzuwenden, 
welche die Ablöfung der ben im $ 1 deſſelben genannten Inflituten zuftehenben Reallaſten 
nad dem Gef. v. 2. März 1850 für das Einkommen biefer Inflitute, deſſen ungeſchmä⸗ 
lerte Erhaltung im allgemeinen Interefje Tiegt, zur Folge haben wilrte. Das ©. vom 
15. April 1857 hat den nämlichen G.⸗B., wie das Abloöſ.G. v. 2. März 1850, alſo 
bie ganze Monarchie mit alleiniger Ausnahme des linken Aheinufers und der Hohenzol- 
— Lande. 

2. Das ©. iſt nicht bloß auf bie im Schlußſatz bes 8 65 bes Ablöſ. G. v. 2. März 
1850 genannten Suftitute beſchränkt, ſondern auf alle viejenigen ausgebehnt worben, bei 
denen ihrer gleichartigen Gemeinnützigkeit wegen gleicher Grund zu befonberer Fürſorge 
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frommen und milden Stiftungen oder Wohlthätigfeitsanftalten, ſowie ben 
zur Unterhaltung aller vorgedachten Anftalten beftimmten Fonds zuftehen, 
durch nachfolgende Vorſchriften ergänzt und abgeändert. 

. 2. Feſte Abgaben in Körnern (8 18. des Geſetzes vom 2. März 
1850.), ſowie feſte Leiſtungen an Holz und Brennmaterial, werben in ber 
bisherigen Weife fort entrichtet. 

$. 3. Der Jahreswerth der übrigen zur Abläfung fommenben 
Reallaften wird nach den Grundſätzen des Geſetzes vom 2. März 1850, 
betreffend bie Ablöfung der Reallaften und die Regulirung ber gutöherr- 
lichen und bäuerlichen Verhältniffe, feftgeftellt. Bet der Anwendung bes 
8 32. J. c. bleibt aber der im 8 26. angeorbnete Abzug von fünf Pro- 
zent wegen ber geringeren Bejchaffenheit ver Getreiveabgabe Im Verhältniß 
zum marftgängigen Getreide ausgeichloffen. Der in diefer Welfe ermittelte 
Sahreswertb wird für die im 8 1. bezeichneten Berechtigten unter An- 
wendung ber in ven 88 19. big einſchließlich 25. des Ablöſungsgeſetzes 
vom 2. März 1850, beſtimmten Preiſe in eine Roggenrente verwandelt. 
Dieſe Roggenernte it jedoch nicht in natura, fondern in Gelde nach dem 
jährlichen. nach Maaßgabe der 88 20., 21. und 23. bis einfchließlich 25. 
ermittelten Marktpreiſe abzuführen. 

$. 4. Eine Rapitalablöfung der nah 8 3. feftgeftellten Roggenren⸗ 
ten und eine Kapitalabldſung oder Umwandlung der zufolge $ 2. fort zu 


— — —— — — — — — — —— 


für ihre ungeſchmälerte Eriftenz vorlag. — Zu den ,ſonſtigen geftigen, Ititen⸗ ge⸗ 
hören auch die Proteſtantiſchen Domkapitel: jo AR. 3. B 


3. Eine Ausnahme hiervon findet bei der Heinen Kalende in Oſtpreußen nad 

82 be8 ©. v. 10. März 1864 (Beilage K. zu A. IIL) Statt — Dem $ 2 h.1. unterlie- 

gen nur biejenigen feften Abgaben in Körnern, welche einen allgemeinen Marktpreis haben. 

Iſt Dies nicht der Fall, wie > 3. beim Malzgetreide, jo kommt 8 3 h. J. zur Anwendung: 
ſo — Bd. 12 S. 117 


4. Dieſe Beſtimmung ſindet auch auf diejenigen | Sirgenbantaften Anwendung, 

anf Laienzehntrechten haften, deren 860 des Ablöſ. ©. v. 2. März 1850 (A. IV. 2 
erwähnt und für welche nad) letzterem Abfindung in Bapitel, reip: Rentenbriefen zum 18, 
veip. 20f. Betrage gewährt wirb, während die darauf ruhende Kirchenbaulaft nach 8 3 h. 1. 
nur in Rente umgewandelt werben Tann. Diefes Rechtsverbältnig findet ſich namentlich 
in dem ©.-B. der Kurfölnifchen Klementiniſchen BO. v. 28. Auguft 1715 (Stoti, 
Sammlung kurkoöln. Gef. I. 1. ©. 603), aljo u im Herzogtzum en 
welches damals zum Grabiethum Köln gehörte N . 2 zu A. I.) So RK. d.1 

©. 194 u. 222. — Wegen ber nad $3 h 1. reip. den darin zur — green 
Grund. des Ablöſ.G. v. 2. März 1850 anzutvenbenben Normalpreife ſ. n. 5 h.L 


5. Den Regierungen, als Oberanffichtebehörben der Kirchen u. |. w., ift durch 
EMR. vom 7. Mai 1864 (BMBl. S. 138) überlaffen worben, Bereinbarn rungen ber 
Betheiligten in nachſtehenden Grenzen felbfiftändig zu genehmigen, reip. th ichſt zu 
fördern, nämlich dahin: 

1) daß feſte Abgaben in Körnern ($ 2 des Geſetzes), wo es gewünſcht wird in 
Koggenrenten oder Roggen » Gelbrenten unter analoger Anwendung bes S 3 
umgemanbelt werben Dürfen, 

2) daß in Fällen, wo ber Geidwerth einer Reallaſt den Betrag von 1 Thlr. jährlich 
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entrichtenden Abgaben in Renten ift nur. im. Wege ver freien Vereinigung 
der Bethetligten unter Zuftimmung der Vorſteher und der Dber-Auffichts- 
behörbe der berechtigten Inſtitute zuläffig. 

8.5. Ye jährlich oder nach Ablauf einer beftimmten Zahl von 
Jahren wiederkehrende Geldabgaben, fofern fie den 8 1. bezeichneten Be⸗ 
rechtigten bereitS vor dem Gefeß vom 2. März 1850. zuftanden, . unter- 
liegen der Beftimmung ver 88 3. und 4. des gegenwärtigen Gefeßes nicht. 
Sie fönnen auf ben Antrag bes Verpflichteten durch Baarzahlung des 

wanziafachen Betrages nach vorhergegangener fechömonatlicher 

ndigung abgeldjt werben. ‘Der DVerpflichtete ift befugt, das Kapital in 

ier auf einander folgenden einjährigen Terminen, von dem Ablaufe ber 

nbigungsfeift am gerechnet, zu gleichen Tchellen abzutragen. Doch ift 

ber Berechtigte nur ſolche Theilzahlungen anzunehmen verbunden, die min- 

deſtens Einhundert Thaler betragen. Der jedesmalige Rückſtand iſt mit 
vier Prozent jährlich zu verzinſen. 

Das. Nämliche findet auf biejentgen Renten Anwendung, welche fur 
bie tm 8 1. genannten Berechtigten nach Maaßgabe ber vor Erlaß des 
Sefeßes vom 2. März 1850. gültig geivefenen Gefege über Ablöfung ver 
Neallaften und NRegulivung der gutsherrlichen und bäuerlichen Berhältntife 
feftgeftellt worden find. 

Wenn Rezeſſe oder Verträge von vorftehenden Vorſchriften abwei⸗ 
chende Feſtſetzungen enthalten, fo find dieſe bei der Ablöfung maaßgebend. 

8. 6. In Anfehung derjenigen Geldrenten, welche fü, die Ablöſung 
von Reallaften oder Regulirung gutsherrlicher und bäuerlicher Verbältniffe 
nah den Beitimmungen des Gefekes vom 2. März 1850. für bie im 
8 1. bes gegenwärtigen Geſetzes genannten Berechtigten bereit8 vor Ver⸗ 





— — — 


nicht überſteigt, zur Vermeidung ber umſtändlichen jährlichen Werthberechnung, feſte 
Geldrenten ſtatt wechſelnder Roggen⸗Geldrenten mit der Maaßgabe verabredet 
werben dürfen, daß bie Kapital» Ablöfung dieſer feſten Geldrenten nur im Wege 
freier Vereinbarung der Betheiligten nach Maaßgabe des $ 4 1. c. geſtattet fein ſoll, 

3) Daß Renten zum DBetrage von höchſtens 10 Sgr. oder 4 Meten Roggen, fowie 
biejenigen Beträge von höchftens 4 Mieten, welche bei entſprechender Abrundung 
höherer Roggen» Geldrenten überſchießen, zum 2bfachen Betrage in Kapital abgeläft 
werben dürfen. 

Das erwähnte KMR. ift buch EMR. v. 31. Mai 1864 (nicht veröffentlicht) ‚ben 
Auseinanberjegungsbehörben mit der Aufforberung mitgetheilt, ſolche Vereinbarungen auch 
ihrerſeits zu. fördern und die erforberliche Reviſion ber Normalpreife nah 83 de8 ©. v. 
19. März 1860 (f. n. 58 zu A. IV. a.) bald zır bewirken, um bie gehörige Benutzung 
des $3 h. 1. zu ermöglichen, da bie revidirten Normalpreife nur erft auf diejenigen Ab⸗ 
(öfnngen Anwendung finden, weldhe nach ihrer Bekanntmachung bei der Auseinanderj.- 
uw anhängig gemadt find. (j. $ 3 bes erwähnten Gef. im Schlußabjatz.) 


6. Bei der nad diefem 8 vorzunehmenven Umwandelung ber früher feftgeftellten 
Geldrenten in Roggen » Geldrenten bilrfen bie auf Grund des $ 26 des Abloöſ.G. vom 
2. März 1850 bei Ermittelung der Geldrente für Zinsgetreive abgezogenen 5°/o nicht wieder 
ber ‚Gelbrente zugerechnet werben: jo RR. 3. Bd. 12 ©. 233. Ebenſo ift dabei aber 
auch ein Zurlidgchen auf die im früheren Verfahren angewandte Beflimmung bee $ 28 
des cit. G. ausgeſchloſſen, bie Umwandelung vielmehr lediglich nach den 88 19 bis 25 
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fündigung gegenwärtigen Gefeges auf rechtsbeftändige Weife. feftgefegt wor- 
ven find, tft fowohl ber Verpflichtete als ver Berechtigte befugt, deren 
Kapitalablöfung durch eine im Ausführungstermin zu leiſtende Baarzabhlung 
bes drei und dreißig ein drittelfachen Betrages der Rente zu verlangen, 
fofern nicht durch Vertrag ein anderer Multiplikator feftgejegt if. Der 
Berpflichtete Tann fich von dieſer Kapitalzahlung dadurch befreien, daß er 
fih der Verwandlung der Geldrente in Roggenrente in Gemäßhelt ber 
Vorſchriften des 83. des gegenwärtigen Geſetzes unterwirft. Bei biefer 
Berwandlung in NRoggenrente kommt der Durchfchnitts- Marktpreis ber 
legten vier und zwanzig Jahre vor Anbringung der Provokation auf Feit- 
ſtellung der Geldrente ($ 65. 1.c.) in Anwendung. 

Die vorftehende Beitimmung gilt jedoch nicht von demjenigen Theile 
der Ablöſungs⸗ oder Regulirungs⸗Rente, welcher an die Stelle bereits vor 
dem Geſetz vom 2. März 1850. beftandener fefter Gelvabgaben getreten 
tft. Der diefer früheren feiten Gelvabgabe gleichitehende Betrag der Ren- 
we iſt gelmehr nach Vorſchrift des 8 5. bes gegenwärtigen Geſetzes zu 
ehandeln. 

F. 7. Bei einer Zerſtückelung von Grundſtücken find die im $ 1. 
bezeichneten Berechtigten zu fordern befugt, daß diejenigen Gelprenten ober 
Geldabgaben, welche nach ver Vertheilung unter vier Thaler jährlich be- 
tragen, burch Erlegung des fünf und zwanzigfachen Betrages abgelöft 
werben. 

Das Nägnliche ift ihnen wegen berjenigen Präftationen und Roggen- 
renten (8$ 2. 3. und 6.) geftattet, welche nach der DVertheilung jährlich 
weniger als zwei Scheffel betragen. Zu dieſem Behufe wird der Jahres- 
werth der Rente nach Vorfchrift des zweiten Abfates des $ 28. bes Ab- 
[öjungsgefeges vom 2. März 1850. berechnet. 

Nach vemfelben Maaßſtabe darf der DVerpflichtete die Abldfung einer 
Noggenrente oder der im $ 2. erwähnten Abgaben verlangen, wenn ber 
Berechtigte für diefelbe die Wiederherſtellung ver gefchmälerten Sicherheit 
in Anfehung einer Abfindung durch Kapital» oder Rentenbriefe beanfprucht, 
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des letzteren bewirlen, wenn demzufolge auch die Roggengeldrente den urſprünglichen 
Naturalzins überſteigt: fo RK. 3. Bd. 12 S. 389. Bei dieſer Umwandelung lommt 
ber Durchſchnittsmarktpreis der letzten 24 Jahre vor Anbringung der Provokation auf 
Feftflellung der Seldrente in Anwendung, ohne Unterſchied, ob biefe erft nach ober 
ihon vor Erlaß. des Abldi.-&. v. 2. März 1850 angebradt ift und ohne Rüdficht da⸗ 
rauf, ob jener Preis bei der Feſtſtellung ver Gelbrente im früheren Berfahren angewen- 
bet ge RK. 3. Br. 12 ©. 407, 
8. 7. Abſ. 3. 

7. In dem G.⸗B. der Element. BO. v. 28. Aug. 1815 (f. n. 4.) iſt die Kirche 
berechtigt, in Betreff des Anfpruchs an ben Zehntherrn auf Theilnahme an der Kirchen- 
baulaſt nach Abldfung des Zehnten gegen Kapitalabfinbung, pie Sicherftellung des Abldf.- 
Kapitald zu verlangen: fo OTP.B. vom 1. Juli 1850. Entſch. Bd. 20. S. 59. — 
In foldden Fällen oder wenn auf dem Laienzehnt eine andere Neallaft (3. B. aud eine 
Körnerabgabe) haftet, kann der durch Kapital abgefundene Zehntberechtigte bie Ablöſung 
biefer Reallaſt zum 25f. Betrage nah $ 7 Abi. 3 h. J. — auch ohne einen aus 
Anipruch des betreffenden Realberechtigten auf Wieberherftellung ber geſchmälerten Sicher- 
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welche dem Htentepflichtigen im Wege einer Gemeinheitstheilung, Ablöfung 
von Neallaften oder Regulirung gutsherrlicher und bäuerlicher Verbältnifie 
zugefallen ift. 

[$. 8. Reallaften, welche den Beftimmungen ber Allerhöchften Ka⸗ 
binetSorbre vom 16. Juni 1831. wegen Wieberherftellung ver Schlefifchen 
Zehntverfaffung unterliegen, und ben im $ 1. benannten Berechtigten 
zuftehen, dürfen nur im Wege ver freien Vereinigung der Betheiligten 
unter Zuftimmung der Vorfteher und der Ober-Auffichtsbehörde der be- 
vechtigten Inftitute in Rente verwandelt ober durch Kapital abgeläft 
werben. 

Befteben vergleichen Neallaften jeboch in anderen Naturalleiftungen, 
als feften Abgaben an Körnern ober feiten Leiftungen an Holz; und 
Drennmatertal, fo ift zwar ihre Umwandlung in eine Roggenrente nach 
Borfchrift des 8 3. zuläffig; bei der Feftftellung ver Rente findet aber 
fein Abzug wegen bes zeitweilen Rubens ver Neallaft ftatt, wogegen 
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heit — verlangen, und wenn die abzuloͤſende Abgabe dem Bänftefabange wegen ber Grund⸗ 
feuer unterlegen bat, (f. n. 56 zu A IV, A.), fo findet bei ver Abldfung 3. 2df. Be⸗ 
trage . Wieberzufa des Fünftels nicht Statt: jo RR. Bd. 15 S. 180, 


8. Die im biefen 8 erwähnte Schlefiihe Zehntverfaffung beruht auf ber Allerh. 
Kab⸗Ordre Friedrich des Grafen vom 3, März 1758 — bekannt gemacht durch 
ne Ka ynperamtslureenbe vom 8, deſſ. M. (Korn Schleſ. Evikten - Sammlung 

„daß diejenigen Abgaben an Zehnten, Garben, Brooten und dergl., fo die evangelischen 

Eingepfarrten denen kathofifchen Pfarrern zeithero entrichten müſſen, zum Nuten unb 

Beſten ber Unterthanen gänzlich ceffiren und wegfallen ſollen.“ 
Sie ift nach dem Hubertöburger Frieden laut Kabinets-Refcript vom 30. De. 1763 auf- 
recht erhalten unb auch umgelehrt auf katholiſche Eingepfarrte den evangeliſchen Pfarrern 
gegenüber angeordnet worben. (S. das Nähere in 9. Simon. Schlef. Kirchen⸗Recht. 
Breslau 1847.) Der Königl Befehl vom 6. Febr. 1812 (G.S. v. 1813 ©. 42) 
hob zwar „die. RO. v. 3. März 1758 unb bie daranf ſich grünbenven fpäteren Verfü⸗ 
gungen in dem Maaße auf, daß bie von ben gegenmärtigen Befigern ber den Pfarren 
plichtigen Grundſtücke zu entrichtenben Zehnten unb anderen Parochial⸗Abgaben, auch bei 
der Berän biefer Orundſtücke an Perfonen eines anbern Glaubensbelenntnifſes ber 
Biarre umeränderlich verbleiben, und daß die gegenwärtig wegen ber Verſchiedenheit bes 
Glaubensbelenntniſſes des Grundbefitzers ruhenden Zehnt ⸗ Abgabenverpflichtungen wieber 
im volle Wirkſamkeit treten, auch in derſelben unabänberfich bleiben follen, fobalb ein Be⸗ 
lenntniß des Pfarrers, deſſen Pfarre der Zehnten urfprünglich gebührt, wieder eintritt.” 
Aber die im 88 h. 1. citirte ARO v. 16. Iuni 1831 (6.5. S. 169) — abge- 
drudt als Beilage A. hiezu — hat bie Schlef. Zehntverfaffung ganz fo, wie fle nach 
ber Ordre v. 3. März 1758 bis zum 6. Febr. 1812 befanden hatte, allgemein wieder 
bergeftellt und nur bie im Wefig von Zehntabgaben anderer Konfeifionsverwanbten befinb- 
lichen Kirchenbeamten in biefem Beſitze während ber Dauer ihres Amtes geſchiltzt. — 
Dieſe Verfaffung, welche durch 88 h. 1. feine durchgreifende Aenderung erfahren hat, iſt 
in Folge vielfacher Anträge der dadurch in verſchiedener Richtung beeinträchtigten Bethei⸗ 
—* nach zahlreichen legislatoriſchen Vorſchlägen durch das ©. vom 10. April 1865 
(8.8. &.172) — abgebrndt als Beilage B. hierzu — ihrem Ende dadurch ent- 
gegengeführt, daß bie Abldfung ber davon betroffenen Abgaben von Amtswegeu durch 
Bermittelung der Rentenbant auf Staatskoſten erfolgt. Dur 8 10 dieſes G. ift ber cit. 
SB aufgehoben. Die im $ 5. bes ©. v. 10. April 1865 angegebenen Kapitalifirungs- 
füge find fo gewählt, daß bei ben gangbaren Neallaften ihr voller Jahreswerth, 
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die Rente auch nur während der Dauer ber Gangbarleit der Reallaſt 
zu entrichten tft.] 

$. 9. It mit ven im $1. genannten Berechtigten eine Ablöfung 
der Reallaften oder Regulirung ver gutsherrlichen und bäuerlichen Ver⸗ 
hältniffe gegen eine Kapital- oder Lanb-Abfindung vor Verkündigung bes 
gegenwärtigen Geſetzes bereit auf rechtsverbindliche Weife zu Stande ge- 
kommen, fo behält e8 dabei fein Bewenden. 

$. 10. Die in ven 88 95. und 101. des Ablöfungsgefeges vom 
2. März 180. in Betreff der Provofationen aufgeftellten Regeln bleiben 
außer Anwendung, foweit e8 fich bei einer Abldfung oder Regulirung um 
Bethetligung der im 8 1. des gegenwärtigen Geſetzes bezeichneten Berech⸗ 
tigten handelt. 

$. 11. Die in vorftehenden Paragraphen enthaltenen Vorfchriften 
finden. auf die Reallaften, welche nach Verkündigung der feit dem 14. Sep- 
tember 1811. in den verfchtevenen Landestheilen ergangenen Ablöfungsge⸗ 
fete durch die im $ 1. gedachten Berechtigten von Perfonen, welche nicht 
unter 5 1. fallen, erworben find, feine Anwendung; vielmehr bewendet es 
Hinſichts diefer NReallaften bei den Beitimmungen bes Ablöſungsgeſetzes 
vom 2. März 1850. . 

8. 12. In allen Ausetnanverfegungs-Angelegenheiten (Gemeinheits- 
theilungen, Ablöfungen, Regulirungen ver gutsherrlichen und Bäuerlichen 
Berhältniffe) geht die Vertretung und Wahrnehmung ber Rechte ver $ 1. 
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bei den ruhenden Reallaſten!/ i0 bes Jahreswerths durch 13612 Jahre behnfs ber 
Amriigtion ber Rentenbriefe gemäß 8 6 an bie Rentenbant zu zahlen iſt. 


8 
9. Dieſer 8 gift auch für den Fall, daß durch rechtskroftiges Erkenntniß oder einen 
vollzogenen und von ber Auseinanderſ.⸗Behörde geprüften, wenn gleich noch nicht Dr 
ten Reh eine durch Bermittelung ber Rentenbank aöguföjenbe hen feftgeftellt ift: fo 
OT. 3. 3b. 12 ©. 361. u. Bb. 13. ©. 237 


10. Die Aufhebung ber Beſtimmung des 8 95 des ‚Abldi.-G. v. 2. März 1850, 
betr. die Unzuläffigleit der Rüdnahme ber Abloͤſungs⸗ « Bropofation, gilt and für x fie 
Sale, wo ber Ablöfungsantrag nur ſolche Laften betrifft, weise von ben im $ 1 
genguntn Inſtituten zu leiſten find: fo AR. 3. Bd. 13 ©. 264. 


11. Für diejenigen Lanbestheile, für welche die beiben Edikte v. 14. Sept. 1811, 
das Landeskultur⸗ und das Regulirungs⸗E. gleich bei ihrem Erſcheinen in Geſetzeskraft ge 
treten ſind, muß der Zeitpunkt ihrer Verkündung bezüglich aller Reallaſten, 
als ber nad 8 11 h. J. entſcheidende betrachtet werben und dies gilt auch für die im 
Jahre 1810 ſätulariſirten, vom Fiscus an die Berechtigten bes $ 1Bh. J. ſpäter überlaſſenen 
Güter: ſo RE. Z. 3. Bd. 14 S. 86. — Es find unter den in 8 11 h. I, bezeichneten 
nur die Freußiſchen Abloſ.⸗“G. zu verſtehen: fo RR. 3. Ob. 13. ©. 459. 


12. Diele Beffimmung geht über ben nächſteu Zwed bes G., welder im $1 be- 
zeichnet if, hinaus, Sie enthält eine höchſt wefentliche Aenderung der bis babin 
beftebenben Oefetgebung, welche in ven 88 4 Nr. 2 und 17 der BO, v. 20. Juni 1817 
(A. V DI.) um 8 11 der BO. v. 30. Juni 1834 (A. X.) [f. biefelden. ‚und bien. 
dazu] die Rechte und Pflichten ber orbentlichen —8 Behörden der im 81B. J. 
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gebachten Berechtigten, ſoweit fie bisher den Auseinanderſetzungs⸗Behörden 
zuftand, auf die betreffenden orventlichen Behörden über. 

8. 13. Alle dem gegenwärtigen Gefege entgegenfiehende Beſtim⸗ 
mungen werben aufgehoben. Durch dafjelbe wird ber im 8 65. des Ge⸗ 
febe8 vom 2. März; 1850., betreffend die Ablöfung der Reallaften :c., 
gemachte Vorbehalt erlebigt. 

Die Verordnung wegen Sifttrung der Verwandlungen ber ben Kir⸗ 
den, Pfarren, Küftereten und Schulen zuftehenden Reallaften in Geldrente 
vom 13. Juni 1853. tritt außer Kraft. 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beige» 
brudtem Königlichen Infiegel. 

Gegeben Eharlöttenburg, den 15. April 1857. 

(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Manteuffel. v. d. Heybt. Simons. v. Raumer. v. Weftphalen. 
v. Bodelſchwingh. v. Maſſow. Gr. v. Walderſee. 
v. Manteuffel II. 
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genannten Inſtitute in Auseinanderſetzungsſachen den Auseinanderſ.⸗Behörden übertragen 
hatte. Der Grund der Aenderung iſt, daß dieſe Behörden richterlich entſcheidende Autori⸗ 
tät haben und es nicht angemeſſen iſt, ſie zugleich zu Vertretern einer Partei zu beſtellen. 
Da dieſer Grund allgemein gilt, fo iſt der $12 für alle Auseinanderſetzungen, 
nicht er für Reallaftenablöfungen angeorbnet. 


13. Zu den biefem ©. entgegenftehenben Beftimmungen gehören nicht die 8863 n. 
8 des Ablöf.-G. v. 2. März 1850 u. $6 bes Mühlengef, vom 1850 (A. IV. u. 2.) 
Die Belafteten Fönnen alfo auch gegenüber den Berechtigten bes $ 1 h. 1. die Ermäßigung 
det Sente bis auf 2/3 des Neinertrags des Grundſtücks ‚verlangen: jo AR. 3. Bd. 12. 
3. 


Beilagen zu A VI. Gef. v. 15. April 1857, 


uud zwar zu n. 8. 


Beilnge A. 


Allerhödfte Kabinets-Ordre vom 16. Juni 1831, wegen Wieder: 
berftellung der Schlefifhen Zehnt-Verfaffung, fo wie fie nah der 
Ordre vom 3. März 1758 big zum 6. Februar 1812 beftanden hatte. 
(9.5. ©. 169.) 

In meiner Ordre vom 6. Februar 1812 (Nr. 167. G.S.) habe ich mit Abänbe: 
rung der Ordre vom 3. März 1758 beftimmt, daß die zu damaliger Zeit angbaren, 
oder auf ſpätere Erwerbung eines zur Konfeſſion der zehntberechtigten Kirchen-Anſtalt 
gehörigen Eigenthümers gangbar werbenden Zehntabgaben in Schlefien nie wieder 
ruben follen, wenn auch weiterhin die zehntpflichtigen Grundſtücke in die Hände eines 
Richt = Konfeffionsvermandten der zehntberechtigten Kirchenanftalt zurüdge angen wür⸗ 
den. Die Erfahrung hat ergeben, daß die hierbei beabſichtigten Zmede nicht ohne 
Neben-Einmwirkungen, deren Nachteile überwiegend find, haben erreicht werben können. 
Ich ſetze Daher auf Beranlaffung einer die Modifikation der gegenwärtigen Einrich⸗ 
tung bevorwortenden Petition des Schlefifchen Provinzial: Landtages, und in Berück⸗ 

Greiff, Gef. üb. Land.-Kult. u. landw. Pol. 16 
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fihtigung der Gründe, welche das Staatsminiſterium im Berichte v. 21. April d. J. 
andermweit entwidelt hat, nad dem Antrage deſſelben hierdurdy feit: daß die Schlefiiche 
Bebhntverfaflung ganz fo, wie fie nad der Orbre vom 3. März 1758 bis zum 6. Fe⸗ 
bruar 1812 — hatte, allgemein wieder hergeſtellt werden ſoll. Dabei verſteht 
es 0 von jelbit, daß diejenigen Kirchenbeamten, die im Verfolg meiner Orbre vom 
6. Februar 1812 bereit3 in den Beſiß folder Zehntabgaben gelangt find, die ein zur 
Konfefiion der berechtigten Kirchenanftalt nicht gehöriger Grundbefiger entrihten muß, 
während der Dauer ihres Amtes dieſes Beſitzes nicht verluftig gehen, vielmehr die 
Verpflichtung des nicht zur Stonfeffion der berechtigten Kirchenanftalt gehörigen Grund: 
befiger3_ zur Entrihtung der Behnten erjt mit dem Wechſel der empfangenden Beam: 
ten aufhört, indem nur auf Die Nachfolger das Recht zum Genuſſe nicht übergeben 
fol.  Dergleihen Beamte müflen jevoh, wenn e3 rathſam gefunden werben ſollte, 
ihnen dafür eine nad den Grundfägen der Ablöfungsordnung vom 7. Juli 1821 zu 
ermittelnde Entſchädigung anzuweiſen, fich gefallen laflen, diefe dafür anzunehmen. 
Das Staats: Miniftertum hat gegenwärtige Anoronung durch die Geſetzſammlung be: 
kannt zu machen. 
Berlin, den 16. Juni 1831. 


Friedrich Wilhelm. 
An das Staats: Minifterium. 


Beilage B. 


Mir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen zc. verorbnen, mit Zu: 
ftimmung beider Häufer des Landtages Unferer Monarchie, was folgt: 

& 1. Die Beitimmungen ber Kabinet3:Order vom 16. Juni 1851 wegen Wieder: 
beritellung der Schlefiichen Zehntverfaffung, tie fie nad der Order vom 3. März 
1758 big zum 6. Februar 1812 beftanden batte (G.S. von 1831. ©. 169), werben, 
mie tolgt, abgeändert. 

82. Die Reallaften, welche den Beltimmungen der Order vom 16. Juni 1831 
unterliegen, werden biermit für ablösbar nad) den Vorfchriften des gegenwärtigen 
Geſetzes erflärt. . 

3. Die Ablöfung derfelben erfolgt ohne befonveren Antrag der Betheiligten 
von Amtswegen. 

Sofern ’e3 dabei auf den Tag der Provokation anlommt, ijt der Tag dafür an: 
zuſehen, an welchem das gegenwärtige Geſetz in Aral tritt. 

‚54. Die Ermittelung des Jahreswerthes der Reallaften erfolgt nach den Bor: 
ſchriften des Gefepes vom 2. März 1850, betreffend die Ablöfung der Reallaften ꝛc. 
(6.:©. von 1850. ©. 77. ff.). Dabei findet jedoch weder der im 8 26. a. a. O. vor: 
geichriebene Abzug von fünf Prozent wegen der geringeren Beichaffenheit des Zins: 
getreides, noch eine Kürzung der Rente bis auf zwei Drittel des Reinertrages der 
pflihtigen Stelle jtatt ($ 63. a. a. D. und 86. des Gefeges vom 11. März 1850, 
betreffend die auf Müblengrundftüden baftenden Reallajten.). 

5. ‚Der nad $ 4. feitgeftellte Geldbetrag wird j 
a) bei denjenigen Reallajten, welche an dem Tage, an welchem das gegenwärtige 
Bejeg in Kraft tritt, gefeglic gangbar find, zum 22: fachen Betrage, und 
b) bei denjenigen Reallaften, welche an dem Tage, an welchem das gegenwärtige 
Geſetz in Kraft tritt, gejeglic ruhen, zum 23fadhen Betrage 
durch Kapital abgelöft. 

Die Abfindung erfolgt durch die Bermittelung der Nentenbanten. Dem Berpflid- 
teben I jevod frei, baar zum 22% fachen, beziehungsweife dem 2% fachen Betrage 
abzulöfen. 

$ 6., Für die Vermittelung der Nentenbant ift das Geſetz vom 2. Dnäry 1850 
(8.5. von 1850. S.112. ff.) maaßgebend. Dabei bleiben aber diejenigen Beſtim⸗ 
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mungen, welche eine Tilgungsperiode von 41%, Jahren vorausfegen, außer Betracht 
und überdies treten nachitehende Abänderungen des Rentenbank-Geſetzes em: 

a) die berechtigte zAnſtalt Jerhält den nach? 86. berechneten Betrag in Renten: 
briefen nach deren‘ Nennmwerth und, fomeit dies durch ſolche nicht vollftändig 
geicheben Tann, in baarem Gelbe; 

b) der Beſitzer des pflichtigen; Grundſtucks hat ohne Rückſicht auf feine Konfeſſion 
von dem Zeitpunkte der Rentenübernahme und während der Zilgungsperiode 
von 56% Jahren an die Rentenbant eine Jahresrente zu entrichten, welche 
44 vom Qunbert der an die Berechtigte zu gemährenden Abfindung beträgt; 
Nententheile unter einem vollen Silbergrofhen werben. von der Hentenbant 
nicht übernommen, vielmehr wird der 222 over 22 fache Betrag derfelben, je 
nachdem die Abfindung gemäß 8 5. a. oder 5. b. erfolgt, von dem Befiker 
des verpflichteten Grundjtüdg unmittelbar "an die berechi te Anftalt gezahlt; 

c) die Ueberweifung von Abgabenrüditänden auf die Rentenbant nad) Borchrift 
des 8 99. des Ablöjungsgefebes vom 2. März 1850 ift unzuläfiig. 

. 87. Denn ein zur Konfejlion der berechtigten Anftalt nicht gehöriger Befiker 
eines pflichtigen Grundftüds an dem Tage, an welbem dag gegenwärtige Geſeß in 
Kraft tritt, die Reallaftenlediglih um deswillen entrichten er weil eine vor Erlaß 
der Order vom 16. uni 1831 empfangsberechtigt geweſene Perſon bei dem Eintritt 
der Rechtskraft dieſes Geſetzes noch im Amte ift, fo ift diefer Fall in Betreff der end- 
gültigen Regulirung ebenfo zu behandeln, als ob die Neallaften an dem Tage, an 
welchem das gegenwärtige Gejeß in Kraft tritt, geruht hätten. - 

Während der Amtsdauer des Berechtigten müſſen demfelben aber von dem Be: 

[ber des pflichtigen Grundftüds die Reallaften bi3 zum Tage der Uebernahme der 
ente auf Die Rentenbant unverkürzt, von dem gedachten Tage an, zu neun Zehnteln 
fortentrihtet werben. 

$ 8. Die Ausführung der Beltimmungen ver 88 2. bis 7. des gegenmwärtigen 

Geſetzes erfolgt durch die zuftänbigen Auseinanderfegungsbehörden und Rentenbanten. 
9. Wenn Nezefle oder Verträge von den vorftehenden Beitimmungen abwei- 
chende Feſtſetzungen enthalten, jo find diefe bei der Ablöfung maaßgebend. 
10. Der 8 8. des Gejebes vom 15. April 1857., betreffend die Ablöfung ber 
F geaſtlichen Snitituten zuſtehenden Reallaſten (G.«S. von 1857. ©. 363.), wird auf- 
gehoben. 

Die nad dem Geſetze vom 26. April 1858 (G.S. ©. 273.) erfolgte Schließung 

ber Rentenbanten jteht der Ausführung des gegenwärtigen Geſetzes nicht im Wege. 

& 11. Die Roften des Berfahrend über die Ablöfung der Reallaften nad dem 

gegenwärtigen Geſetze übernimmt der Staat. “ | 

Nur die Progepkoften haben die Parteien zu entrichten. “ 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterjchrift und beigebrudtem Kö⸗ 

niglichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 10. April 1865. 

(L. $.) Wilhelm. 

v. Bismard:Schönhaufen. v. Sodel wingh v. Roon. Gr. v.' Itzenpliß. 

v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 


” 
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Anhang zu A. IV. bis VI. 


Gefeh vom 28. Mai 1860, 


betr. die Abloͤſung der Neallaften in den Dohenzollernfchen Landen. 
[6.-&. ©. 221] 


% 


Im Namen Sr. Majeltät des Königs, 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Prinz von Preußen, Regent, 
verordnen, mit Buftimmung beider Häufer des Landtages der Monarchie, was folgt: 
.1. Alle bisher nicht auf einfeitigen Antrag ablösbaren, auf Grundjtüden - 
oder Gerechtigleiten in. den Hohenzollernſchen Landen zur Zeit noch haftenden beitän- 
- digen Abgaben und Leiftungen (Grund: oder Reallaften) werden. hiermit für ablösbar 
nad) den VBorfchriften des gegenwärtigen Geſetzes erklärt. nl 
Zu diefen Reallaften wird auch derjenige Allemandzehnt und Kleinzehnt im Für⸗ 
ſtenthum Hechingen gerechnet, in Betreff defien durch die Verorbnung vom 6. Juni 1853 
Die m fuprung der lanbesherrlichen Reſolution vom 4. Mai 1848 ſuspendirt wor⸗ 
en 


iſt. 
Soweit Abgaben und Leiſtungen auf den durch die landesherrliche Reſolution 
vom 4. Mai 1848 aufgehobenen und durch die Verordnung vom 6. Juni 1853 nicht 
betroffenen Allemand- und Kleinzehnten hafteten, find ſolche ebenfalls ablösbar nad) 
den Borjchriften des gegenwärtigen Geſetzes; die Verpflichtung zu deren Ba Kar 
—— een und tüdsbefigern ob, zu deren Gunften die Aufhebung jener Zehnt⸗ 
gefälle erfolgt ift. 


Im Allgemeinen. 

1. Im den Hohenzollernſchen Landen waren beim Erlaß des obigen ©. an Realfaften 
bauptfächlich noch Die umfangreichen Zehntrechte mit den darauf haftenden @egenlei- 
ſtungen und Laften, insbeſ. ven Kirchenbaulaften unabgelöft, deren rafche Beſeitigung, weil 
fie den Fortichritt der Kultur des Grund und Bodens zurückhielten, dringend Roth 
that. Das ©. v. 28. Mai 1860 fohließt fich den im übrigen Stantsgebiete angewanbten 
Abloſ.⸗Grundſätzen im Allgemeinen an, enthält inbeß einige durch bejonbere Lolafverklit- 
niſſe gebotene Abweichungen: 

a. Es find darin die Reallaſten, ohne Unterſchied, ob die Berechtigten geif- 
liche ꝛe. Inftttute oder Laien find, gleich behandelt, weil die Abfinbung zum 18, 
reſp. 20f. Betrage der Rente nach der in Süddeutſchland allgemein geltenden Schäßung 
dem vollen Wertbe der Neallaften entipricht. 

b. Die Ablöſung erfolgt von Amtömwegen, weil die Zehntbezirte fo jeher durch 
einander laufen, daß, wenn die Abldfung von Provofationen hätte abhängig gemacht wer- 
ben ſollen, die völlige Befreiung der einzelnen Felbfluren von den Zehnten zu lange ge- 
bauert hätte, und weil es im Intereſſe der Rentenbankverwaltung erforberlich ift, bei ber 
verhältnißmäßigen Geringfügigfeit ber zu emittivenden Rentenbr. bie Uebernahme ber 
Renten in einen möglichft kurzen Zeitraum zufammenzudrängen. 

°. Die Auseinanderfegung erfolgt — da fie hauptſächlich im Intereffe des Staats 
von Amtswegen ftattfiudet — Toftenfrei, inſoweit fie nicht burch Progefie der Bethei⸗ 
ligten erſchwert wird. 
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Die von den zehntpflichtigen Grundbeſitzern zu gemwährende Entſchädigung d 
aber. den Werth ver Zehntlaft nicht überfteigen. igung darf 

Far Ausgeſchloſſen von der Ablösbarkeit bleiben aber die öffentlichen Laften 
mit Einfchluß der Gemeinvelaften, Gemeindeabgaben und Gemeindedienfte, fowie ver 
auf eine Entwäſſerungs- oder ähnliche Sozietät fich beziehenden Laften, fofern biefel- 
ben nicht aus allgemeinen Rechtsverhältnifien, 3. B. dem gutsherrlihen Berhältnifie 
oder dem Zehntrechte, entitanden find. 

Desgleihen bleiben ausgeſchloſſen alle Abgaben und Leiftungen zur Erbauung 
oder Unterhaltung ver Kirchen, Pfarr-⸗, Meßnerei- und Schulgebäude, melde nicht 
ala Laften oder Gegenleiftungen auf Zehnten oder anderen ablösbaren Reallaften ruhen, 
| bem GF bobenen Allemand⸗ und Kleinzehnten im Fürftentbum Hechingen 
gerubt haben ($ 

Endlich bleiben davon ausgeſchloſſen alle einjeitige oder medhfelfeitige Grundge- 
techtigkeiten (Servituten). 


8.3. Außerbem bleiben von der Ablöfung nach den Vorfchriften des gegenmwär: ° 


tigen Geſetzes ausgeſchloſſen: 
1) die nah dem en Gelege vom 6. September 1848 für ablögbar 
erflärten Abgaben und Leiſtungen, und 
2) folhe Abgaben und Leiltungen‘, ‘welche vertragsmäfig auf den einfeitigen An- 


des Berechtigten oder DBerpflichteten gegen einen im Voraus beſtimmten 


blöfungsjas abgelöft werden bürfen. 


tr 
A 
Sm dem Falle sub 2. foll es jedoch dem Berechtigten freiftehen, auf Abfindung . 


in Rentenbriefen nad) Maaßgabe dieſes Gefebes (88 14 und 15) anzutragen, wenn 
der Berpflichtete nicht die Abfindung nady den Beitimmungen des Vertrages vorzieht. 

Die Ueberweifung an die Rentenbank Tann aber in diefem Yalle von der Be: 
hörde inſoweit verweigert werben, als bie zu übernehmenden SJahresbeträge zwei Drit- 
tel fachveritändig zu ermittelnden Reinertrages des Grundſtücks überjteigen. 

.4. Die Ablöfung der Reallaften nad) den Vorfchriften des gegenwärtigen Ge: 
ſetzes erfolgt ohne befonderen Antrag der Betheiligten von Amtswegen. 

8.5. Behufs der Ablöfung iſt zunächſt der jährliche Gelowerti der Reallaften zu 
ermitteln, wobei im Mangel einer anderweiten Vereinbarung der Betbeiligten die Be- 
ftimmungen der 88 6 bis 13 zu beobachten find. u 

8.6. Abgaben in Getreide, welches einen allgemeinen Marktpreis hat, find nad) 
denjenigen Martini: Marktpreife zu berechnen, weldyer fi im Durchſchnitt der legten 
vier und zwanzig „Jahre vor Erlaß dieſes Geſetzes ergiebt, wenn bie jnei theueriten 
und zwei noblteilften von diejen Jahren außer Anfas bleiben. Unter Martini-Markt: 


preis wird der Durchſchnittspreis derjenigen funfzehn Tage veritanden, in deren Mitte 


der Martinitag fällt. 
Als Marktplätze find dabei maaßgebend: 
1) die Stadt Sulz im Königreiche Württemberg für den Oberamtäbegit Haigerlod) ; 
2) die Stadt Reutlingen im Königreihe Württemberg für den Oberamisbezirk 


Trochtelfingen und den Oberamtsbezirk Gammertingen in den bei Erlaß der‘ 


Verordnung vom 18. Jan. 1854 bejtandenen Grenzen; 

3) die Stadt Lindau im Königreiche Baiern für das Obervoigteiamt Achberg; 

4) die Stadt Ueberlingen im Großherzogthum Baden für den übrigen Theil des 
Fürftentbumd Sigmaringen; . 


ni 


3. 
, Das Sigmaringenihe ©. v. 6. September 1848 hat die Ablöfung aller 
auf dem Lehns⸗ und Grundherrlichkeitsverbande beruhenden bäuerlichen Laften unter Auf- 
bebung dieſes Verbandes in ber Art angeorbnet, daß die Leiſtungen fofort aufhörten, bie 
Pflichtigen aber vie Abfindung für die Berechtigten in Kapital, bei Beſitzveränderungsabgaben 
zum 17f., bei ben übrigen Präftationen zum 16f. Betrage und zwar in 25 Sahresraten 
kit bem 1. Jannar 1850 nebft 4 Proz. Zinfen, zu leiſten haben, Dieſes G. bezog fich aber 
niht auf die Zehnten. 
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5) die'Stabt Balingen im Königreiche Württemberg für ben Oberamtsbezirt Hechingen, 
mit Ausſchluß der Ortsſchaft Wilflingen; u. 
6) die Stadt Rottweil im Königreiche Württemberg für die Ortſchaft Wilflingen. 


8. 7. Der Werth von Abgaben in Getreide, welches keinen allgemeinen Rarkt- 
prei3 hat, oder deſſen Durchſchnittspreis (8. 6.) nicht zu ermitteln ift, ſowie von allen 
fonftigen Abgaben und Leiltungen, wird nad) ſachverſtändigem Ermeſſen unter Be 
rüdfihtigung der örtlichen Preiſe in den legten zwanzig Jahren vor Erlaß diejes Ge- 
feßes veranſchlagt. 

In Unfehung folher Gegenftände, deren Güte eine verſchiedene fein kann, ilt, 
wenn darüber nicht urkundlich etwas Anderes nicht beftimmt worden, bei der Schatzung 
davon auszugehen, daß die Abgabe in der mittleren Güte zu entgchten fei. 


8. 8. Bei den Zehnten und anderen Quoten landwirthſchaftlicher Erzeugniſſe 
ift der Betrag an Naturalfrüchten, welche der Zehntberedhtigte im Durdichnitte der 
Jahre beziehen kann, nad dem Zuſtande und der Wirthichaftsart der zehntpflichtigen- 
rundftüde zur Zeit ver Ablöfung fachverftändig zu bemeſſen. Bei dem Getreide ift 
diefer Ertrag in Körnern und in Stroh beſonders feftzufegen. . 
ü Det Geldwerth der Naturalfrüchte beftimmt ſich nah den Vorfchriften ver 88 6 
und 7. . 
Bon dem Nohertrage werben die Koften in Abzug gebracht, welche der Berech⸗ 
tigte aufiwenden muß, um den Reinertrag zu erhalten. In 
Den Sahverftänbigen bleibt überlaffen, zu. beurtheilen, inwieweit die vorzulegen: 
ben Zehntregiſter, Grunpfteuerlatafter, ſowie andere nad) ihrem Ermeflen einzuziehende 
Nachrichten ohne VBermefiung und Bonitirung für die von ihnen einzunehmenden Feſt⸗ 
jtellungen ausreichend find. 


8.9, Der nah 8 8 zu ermittelnde Jahreswerth des Zehnten ſchließt im Be: 
reihe des Oberamts Hechingen zugleih ben Jahreswerth des Neubruchzehnten von 
ſolchen Ländereien in fih, von denen derfelbe bei Verkünndung dieſes Geſtzes noch 
nicht hat erhoben werben dürfen. ine befondere Abfindung für diefen Neubruchzehn: 
ten Tann nicht verlangt werden. 


8. 10, Iſt der Eintritt einer Verpflichtung, 3. B. der Kirhenbaulaft des Zehnt⸗ 

n, von der Unzulänglichleit des zunächſt zu ihrer Erfüllung beitimmten Fonds ab: 
ängig, fo iſt — Behufs der Merthsermittelung der Verpflihtung — der am 1. Ja⸗ 
nuar 1860 vorhanden geweſene Vermögensbeitand jenes Fonds unter Berüdfichtigung 
der ſonſtigen Verpflichtungen veflelben maaßgebenb. 


g 11. Für Befigveränderungsabgaben wird der Jahreswerth auf den zmanzig- 
ſten Theil ihres einmaligen Betrages berechnet. 

Mit der Ablöfung berfelben und der übrigen auf den Sehngütern haftenden 
Reallaſten fällt das Obereigenthum des Lehnsherrn im Oberamtsbezirke Hechingen 
ohne beſondere Entſchädigung fort, ſo daß die Lehngüter in das volle Eigenthum der 
Beſitzer übergehen. 

Von dem Beitpunlte der Verkündung des gegenwärtigen Geſetzes ab darf für bie 
[päter fi ereignenden Befigweränderungsfälle die Befibveränderungsabgabe nicht mehr 
efordert werden. Dagegen ijt won eben biefem Zeitpunkte ab der zu ermittelnve 
—— von den Verpflichteten zu entrichten. 


8. 12. Hat ber zu Reallaſten Berechtigte bein Verpflichteten Gegenleiftungen 
u entrichten, welche nach dem gegenmärtigen Geſetze ablösbar find, fo werden Diele 
en nad den Vorſchriften der 88 6 bis 11 ebenfalld auf eine ährlichleit gebracht 
und wird deren Werth von dem der Hauptleiftung abgerechnet. 

Ergiebt ſich dabei ein Ueberſchuß bes Baupfverbflichteien, fo ift diefer dafür ebenfe 
zu_entihädigen, wie der Hauptberedhtigte für den Mehrwerth feiner Berechtigung ab: 
zufinden fein mürbe. 

Eine Ausnahme hiervon findet nur ftatt, wenn dem Berechtigten aus einem be 
jonderen Rechtägrunde bie Befugniß zufteht, wider den Willen des Verpflichteten auf 
bie Leiltung zu verzichten und fi dadurch von den Gegenleiftungen zu befreien. 
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8. 13. Wegen des in ‚goloe der Ablöfung der Reallaften eintretenden Fortfalles 
von Gefälliteuern, die der Berechtigte zu entrichten hatte, findet eine Kürzung des 
Jahreswerthes der Neallaften nicht Statt. 

. 14, Der in Gemäßheit der 88 5 bis 13 ermittelte Jahreswerth der abzuld- 
ſenden Reallaften bildet die Rente, welche ver Verpflichtete durch Baarzahlung ihres 
laden Betrages, die fpäteltengd im Ausführungstermine erfolgen muß, zu til 
gen befugt ift. 

Will der Verpflichtete eine ſolche Kapitalzahlung nicht leiten, fo wird die Ab- 
Töfung dur Bermittelung der Rentenbant bewirkt. 

hit der Verpflichtete die Ablöfung durch Kapitalzahlung, R ſteht es dem Be: 

rechtigten frei, Jtatt derfelben eine Abfindung durch Nentenbriefe im zwanzigfachen 
Betrage der Rente zu verlangen. ’ 

Der Berpflichtete leiftet alsdann die Baarzahlung des achtzehnfachen Betrages 
an die Staatskaſſe, welche dagegen die dem Berpflichteten fonft obliegenden Zahlungen 
an die Rentenbant zu leiften hat. - J 

8. 15. Auf alle diejenigen Fälle, in denen die Entſchädigung der Berechtigten 
in Rentenbriefen gewährt wird, finden die Soricriften des Rentenbankgeſetzes vom. 
2. März 1850 Anmendung, jedoch mit folgenden Abweichungen: 

3) die Gejchäfte der Direktion der Rentenbant werden von der Regierung für bie 
SHohenzollernfhen Lande wahrgenommen; eine Mitwirfung und Kontrole der 
Brovinzialvertretung findet dabei nicht ftatt: i 

b) an die Stelle der im Rentenbankgefege in Bezug genommenen Borfhriften bes 
E lmeoelebes vom 2. März 1850 treten die Beſtimmungen des gegenwär⸗ 
tigen Geſetzes; . 

c) der Berpflichtete darf nur neun Behntheile der ermittelten vollen Gelvrente an 
die Rentenbank entrichten. Zu der Wahl, jtatt defien bie volle Rente zu be: 
zahlen, ift der Verpflichtete nicht befugt; 

d) der von ver Rentenbank zu übernehmende Rentenbetrag muß ſich auf volle 
Kreuzer abrundben; 

e) Rentenbeträge, die jih nicht in vollen Kreuzern abrunden, dürfen auch während 
der Amortifationsperiode nicht durch Kapitalzgahlung abgelöft werben; daſſelbe 

ift von Rentenbeträgen unter fünfzehn Kreuzern, wenn die auf einem Grund: 
tüde haftende Rente nicht im Ganzen weniger als fünfzehn Streuzer beträgt. 
Im legten Falle muß die Rente auf einmal vollitändig abgelöft werben; . 

f) bei Zerjtüdelung von Grundftüden, auf welchen Renten für die Rentenbant 
haften, kann die Regierung verlangen, dab Rentenbeträge, welche fi) nach der 
Bertheilung jährlich auf weniger al3 dreißig Kreuzer belaufen, fofort durch Ka⸗ 
pitalzahlung abgelöjt werben; 

g) welche Summen in den verfchiedenen Jahren der Amortifationsperiode zur Ab: 

" löfung der vekſchiedenen Rentenbeträge erforderlich find, ergiebt ſich aus ber 
unier A, beigefügten Zabele; 

h) der #entenpflidtige ift befugt; in Anrechnung auf die zu leiftende Zahlung 
(Littr. g.), joweit als thunlid, Rentenbriefe nad dem Nennwerthe einzuliefern. 
Will der Rentenpflichtige von diefer Befugniß Gebrauch machen, fo hat er bei 
der Kündigung zu erklären, welchen Theil der Zahlung er in Rentenbriefen ab: 
führen will, und er ift demnächſt an diefe Erklärung gebunden. Mit den Ren-. 
tenbriefen find die Kupons über bie Zinjen vom Tage der Fälligkeit ver Zah: 


— — —— — —— — — — — — 


8. 13. 

3. Dieſe Beſtimmung hat darin ihren Grund, daß nach der Hohenzollernſchen Steuer⸗ 
verfafſung an Stelle der Gefälleſteuer den Berechtigten für die Abfindung eine Kapitalien⸗ 
ſteuer auferlegt wird. Hierauf bezieht ſich auch die Beſtimmung lit. K, $. 15. | 

4 Die Anflhen find nicht mit abgedruckt, weil fie ben gleichertigen bes Renten⸗ 
bankg. v. 2. März 1850 (A. V.) lediglich mit Aenderung ber Münzſorten entfpreden. 
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lung ab einzuliefern, für etwa fehlende ift der Betrag baar einzuzahlen. Die 
in Gemäßbeit dieſer Vorfchrift eingehenden Sentenbriete find zu vernichten; _ 

i) die Rentenbriefe werben nad) dem unter B. beiliegenden Schema, und zwar in 
Apoints von fünfhundert Gulden (500 Fl.), Einhundert Gulden (100 51.) und 
fünf und zwanzig Gulden (25 31), die Zinstupons aber nah dem unter C. 
beiliegenden Schema ausgefertigt; 

k) rüdfichtlih der Nothmwendigkeit - einer Veränderung der Grundfteuer in Folge 
der Ablöfung der Reallaſten bewendet es ungeadtet der Bermittelung der Ren: 
tenbanf bei den deshalb in den Hohenzollernfchen Landen beftehenden Vorfchriften ; 

I) die Beſtimmung derjenigen Zeitungen, in weldye die Belanntmachungen neben 
den Amtsblatte und dem Staat3:Anzeiger einzurüden find, bleibt der Regierung 
für die Hohenzollernfchen Lande überlafien. 

8. 16. Rüben auf den zur Ablöfung gelangenvden Reallaften zu Gunſten drit: 
ter Berechtigter Berpflihtungen, welche nad dem gegenwärtigen Gejege ablösbar 
find, fo iſt die Entſchädigung dafür den Berechtigten won der Abfindung zu überwei⸗ 


“fen; welde für die mit den Verpflichtungen belafteten Reallaſten ermittelt worden ift. 


Beiteht die Abfindung in baarem Kapitale, fo Tann der dritte Berechtigte ftatt 


deſſen eine Entſchädigung durch Rentenbriefe nad) Vorſchrift des 8 14 fordern. 


8. 17. Den bei emer Ib ojung Betheiligten bleibt es freigeſtellt, über eine an: 
dere als die geſetzlich worgejchriebene Art der Auseinanderjfeßung, insbefondere über 
eine Entfhädigung durch Land, fich zu vereinbaren. Auch ift eg ihnen geltattet, bei Ge: 
legenheit der Ablöfung eine Zujammenlegung der in vermengter Lage befindlichen 
Grundftüde zu bewirken, in welche felbit Ländereien von Eigenthümern, die bei der 
Ablöfung nicht intereffigen, fowie von benachbarten Feldmarken bineingezogen werben 
dürfen, Fofern diefe Ländereien in den Auseinanderjegungsplan paflen. 


8. 18. Bei erblicher Ueberlaſſung eines Grunditüds it nur die Webertragung 
bes vollen Eigenthums zuläffig- 

Mit Ausnahme Fehler Geldrenten dürfen Grund: over NReallaften einem Grund: 
ſtücke von jest an nicht auferlegt werden. Die Beitimmung bes 8 1 des Geſetzes vom 
6. September 1848 (Verordnungs- und Anzeigeblatt für das Fürſtenthum Sigma: 
ringen für 1848, ©. 393.), mwonad die Auflegung neuer Grundlaften überhaupt un: 
ftatthaft fein foll, wird aufgehoben. 

Neu auferlegte fefte Gelvrenten ift der Verpflichtete nach vorgängiger ſechsmonat⸗ 
licher Kündigung mit den zwanzigfachen Betrage abzulöfen berechtigt, fofern nicht ver: 
tragamäßig etwas Anderes beitimmt wird. Es Tann jedoch auch vertragsmäßig die 
Kündigung nur während eines bejtimmten Zeitraums, welcher dreißig Jahre nicht 
überfteigen darf, ausgeſchloſſen und ein höherer Ablöfungsbetrag al3 der fünf und 
zwanzigfache. der Rente nicht jtipulirt werden. 

ertraggmäßige, den Vorfchriften dieſes Paragraphen zuwiderlaufende Beſtim⸗ 
mungen find wirkungslos, unbeſchadet der Rechtsverbindlichkeit des fonftigen Inhalts 
eine3 ſolchen Bertrag3. 

19, Die Kündigung von Kapitalien, welche einem Grundſtücke oder einer 
Gerechtigkeit auferlegt werben, kann künftig nur während eines beitimmten Seitraumes, 
welcher oreihig Jahre nicht überjteigen darf, ausgeſchloſſen werben. 

Kapitalien, melde auf einem Grunbftüde oder einer Gerechtigkeit angelegt find 
und bisher Geitens des Schuldners unkündbar waren, können von jet ab, fo 
breif is Jahre ſeit der Verkündung dieſes Geſetzes verfloſſen ſind, mit einer kedlamno 
natlihen Friſt Seitens des Schuldners gefündigt werben. 

Diefe Beitimmungen finden auf Aredit-nt 


2 
* 


titute feine Anwendung. 


$. 20. Abgaben, welche aus dem Schuß: und Vogteirechte und dem geridhte: 
berrliden Berhältnifje entitanden find, find auch in dem Falle für unentgeltlich auf- 
ehoben zu erachten, wenn ſolche von Pfarren, Kirchen und anderen geiltlichen % 
Pituten zu entridten find, und wird bierburd bie ler Dekemung des 
jeßes vom 24, Auguft 1848 (Berorbnungs- und Anzeigeb a3 Fürftenthum 
Sigmaringen für 1848, ©. 315.) ergänzt. 


Anhang zu A. IV.—VI. Gefeh vom 28. Mai 1860. 8 21—23.n.5. 9249 


8. 21. Die Ausführung des gegenwärtigen Geſetzes liegt der Regierung für die 
Hohengollernfhen Lande als Auseinanderjegungsbehörde und einem zu entrichtenden 
Eprudlollegium für, die landwirthichaftliden Angelegenheiten ob, welches aus drei 
zum Richteramte qualifizirten und aus zwei der landwirthſchaftlichen Gewerbelehre 
fundigen Mitgliedern beftehen fol. 

In Anfehung der Rechte dritter Perfonen und in Anfehung des ganzen Aus: 
einanderfeßungsderfahrens finden dabei diefelben Vorfchriften Anwendung, welche in 
biefen Beziehungen bei Ablöfungen und Gemeinheitstbeilungen in dem oftrheinifchen 
Theile des RegierumgSbegirtB Goblenz gelten. 

8. 22. Kreis : Bermittelungsbehörden werben in den Hohenzollernihen Landen 
nicht errichtet. Die Auseinanderjegungsbehörben find ermächtigt, in geeigneten Fällen 
neben dem Gutachten des Speziallommiflarius Sachverſtändige zu hören. 

Die Schiedsrichter ſind von den Parteien, wenn fie fih über andere Perſonen 
nicht einigen, aus den ſachkundigen Eingefeflenen des Oberamtsbezirks zu wählen. 

Die Wahl unterliegt der Prüfung und Beitätigung der Regierung. Diefe bat 
zugleih an Stelle verienigen Partei, welche die Wahl ver Schiedsrichter verteigert, 
die Schiedsrichter, auch, im Falle der Weigerung over im Mangel der Einigung der 
Parteien, den Schiedgmann zu ernennen. 

8. 23. Die Koften de3 Verfahrens über die Ablöfung der Reallaften nad) dem 
‘gegenwärtigen Gelege, einfchließlih derjenigen für eine bei diefer Gelegenheit zu 
Stande kommende Zufammenlegung der Grundftüde, werden vom Staate übernommen. 

Nur die Progeploiten haben die Parteien zu tragen. In Betreff derfelben be- 
ftimmen fich die Beitragspfliht und die Koſtenſätze ebenfall3 nad den darüber in dem 
oftrheinifchen Theile des Regierungsbezirtg Coblenz geltenden Beftimmungen. 

Alle bisherigen Anorbnungen über Gegenjtände, worüber das gegenwärtige Ge- 
* a ungen enthält, werden, infoweit jie mit demſelben unverembar find, außer 

aft geſetzt. 
q Urkundlich unter Unjerer Höchfteigenen Unterfchrift und beigebrudtem Königlichen 
n 
Ve chen Baden-Baden, den W. Mai 1860. _ ® 
L. S.) Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
v. Auerswald. v. d. Heypt. Simons. v. Schleinigk. v. Batom. Gr. v. Pückler. 
v. Bethmann-Hollmeg. Gr. v. Schwerin. v. Roon. 
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g. 21. Abſ. 2. 
. Diefe Borfchriften enthält das ©. v. 
10 88 62 Bis 120 (f. n. 2. lit. n. u. o. zu 
mit ben durch 88 108 bis 111 bes Ablöf.-Gef. 
tenen Mobififationen. 


4. Juli 1840 G.S. S. 195 Tit. 9 n. 
A. VII. u. n. 3. lit. b, zu A. XII.) 
v. 2..März 1850 (A. IV. a.) eingetre- 
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VII. A. 
Gemeinheitstheilungs-Ordnung vom ·7. Juni 1821 


[G.“S. ©. 53. Nr. 650.] 
(Kitteratue: L. u. v. R. IL ©. 313 fg., 332 dis 398. U. b. ©. 1 bis 194.) 


Wir ꝛc. ꝛc. Da die bisherigen Gefege Über die Aufhebung ber Ges 
meinheiten für das Bedürfniß der erweiterten Landkultur nicht mehr ge 
nügen, jo haben Wir biefelbe einer forgfältigen Nevifion unterwerfen und 
ven ausgearbeiteten Entwurf zu einer Gem. Theil. Oron. mit Zuriehung 
ber ProvinzialsStollegien und fachlundiger Männer aus jeder Provinz prüs 





·— — — 


Im Allgemeinen. 

1. Die Löſung der aus der mittelalterlichen Verfaſſung ber Stadt⸗ und Land⸗Ge⸗ 
meinden in, Betreff der Nutzungsweiſe ihrer Feldmarken herrührenden, dem Fortichreiten 
der Landeskultur hinderlichen Gemeinbeiten d. h. der gemeinfchaftlichen Benutung ber land⸗ 
und forftmirtbfchaftl. verwendeten Grundſtücke ift ſchon Gegenftand mehrerer BO. Friedrichs 
des Großen. Die wichtigfte ift Das für Schlefien erlaffene Reglement wegen Auseinander- 
feßung und Aufhebung der Gemeinheiten vom 14. April 1771. (Korns Schleſ. Edikt⸗ 
Sammil. von 1771 ©.45). Daran fließt ſich der Abſchn. 4 in Th. I. Tit. 17 des Allg. 
Landrechts: „Bon Gemeinheitstheilungen“ und der damit zuſammenhängende Tit. 23 des 
Th. I. der AGO.: „Bon dem Berfahren bei Auseinanderfegung der Gemeinheiten“. 
Alle dieſe früheren gejeglichen Beftimmungen find aufgehoben durch Die obige Gem.Th.O. 
vom 7. Juni 1821 und Ausführungsgefet von gleihem Tage (f. unter A XI). 
Diele beiden ©. find feit dem Jahre 1807 durch die grünblichften Vorarbeiten vorberei- 
tet und nach vielfacher Umarbeitung ber dazu gefertigten Entwürfe in ber Geftalt, melche 
fie Durch die endliche Berathung im Staatsrathe mit Berüdfichtigung der erforberlichen 
Gutachten der Provinzial-Berwaltungs- und Gerichtöbehörben erhalten haben, Allerhöchſt 
fanktionirt worden (ſ. Luo.R. 11.8. S. 3. Anm. 3). — Der G.B. der Gem.-Th.-O. v. 
1821 ift gleich dem zur Zeit ihres Erlaffes beftehenden G.⸗B. des ALR., um- 
faßt alſo die Provinzen Preußen, Pofen, Bommern (mit Ausihluß von Neuver- 
pommern und Rügen), Brandenburg, Sclefien, Sachſen und Weftphalen — 
mit damaliger Ausnahme des Herzogth. Weſtphalen, des Fürſtenthums Siegen, ber vor- ' 
mals Naſſauiſchen Aemter Berbach und Neuenkirchen und der beiden Grafſchaften Witt⸗ 
genſtein, in welche Landestheile jedoch durch Publ.⸗P. v. 21. April 1825 (G.S. S. 163) 
auch Das ALR. nebſt den daſſelbe ergänzenden Beſtimmungen, wozu bie Gem.⸗Th.⸗O. 
gehört, eingeführt ift (ſ. n. 2 zu A. I), — und endlich die Kreife Rees und Duis- 
burg in ber Rheinprovinz. — Durch die Einführung der Gem.-Th.-D. v. 7. Juni 1821 
im früheren Herzogthum Weſtphalen bat bie frühere Großherzogl. Heſſiſche BO. v. 9. Iumi 
1808 (Stofis Sammlung kurköln. Gef. Abſchn. I. Th. I. S. 364 fg.) dort ihre Gül⸗ 
tigleit verloren: fo RR 3. Bd. 1. S.5lfe. 

2. Zu ber Gem.-Th.-O. v. 1821 if, nachdem bis z. 3. 1850 nur einige wenige 
modifizirende geſetzliche Beftimmungen (nämlich die VO. v. 28. Juli 1838, das ©. vom 
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fen laſſen. Nachdem bie von ihnen gemachten Vorjchläge und Erinnerun- 
gen auch In Unferem Staatsrath erwogen worden, fo verorbnen Wir auf 
das von bemfelben erftattete Gutachten nunmehro für alle Provinzen Un⸗ 
ferer Deonarchie, in welchen das U. 8. R. eingeführt ift, mit Aufhebung 
‘des vierten Abſchn. 17ten Zit. Iften Thl. deffelben und ver Gem. Theil. 
Orb. für Schlefien v. 14. April 1771, biermit, wie folgt: 

. 1. Die von mehreren Einwohnern einer Stabt ober eines Dor⸗ 
fes von Gemeinen und Grundbefigern bisher gemeinfchaftlich ausgeübte 
Benutzung ländlicher Grundftüde fol zum Beſten der allgemeinen Land—⸗ 
kultur, fo viel als möglich tft, aufgehoben, oder fo lange fie befteht, mög- 
lichſt unfchäblich gemacht werben. | 

Erfter Abſchnitt. 
Bon Aufhebung ver Gemeinhetten. 
1) Nähere Beftimmungen des Begriffe. 

8. 2. Die Aufhebung der Gemeinheit nach biefer Ordn. findet nur 
ftatt bet Welveberechtigungen auf Aedern, Wiefen, Angern, Forften und 
fonftigen Weiveplägen, bet Forftberechtigungen zur Maft, zum Mitgenuffe 


! 


21. März 1842 und bie Der. v. 26. Juli 1847, welche in den nachflehenben n. zu SS 4, 
164 und 17 abgebrudt find) ergangen waren, das ©. vom 2. März 1850 betr. bie 
Ergänzung und Abänderung der Gem⸗Th.O. v. 7. Juni ‘1821 und einiger 
andern über Gemeinh.-Theillungen ergangenen Gefeke (G.S. S.139) — 
abgedrudt unter VII. B. — gleichzeitig mit dem Ablöf.-&. vom nämlichen Tage 
vorbereitet und erlaſſen worden, auf deſſen Beftimmungen in der n. zu ben betr. Stellen 
der Gem.⸗Th.⸗O. verwielen wird. 

3. Was diejenigen Lanbestheile anlangt, in deuen die Gem.⸗Th.O. von 1821 nebft 
Ergänz.-©. v. 2. Mai 1850 nicht gilt, fo ift für die Rheinprovinz mit Ausnahme 
der Kreife Rees und Duisburg (f. n.1), fo wie für Neuvorpommern und 
Rügen die Gem.-Th.-D. 0.19. Mai 1851 (G.S. ©. 37 ff.) nebft dem ©., betr. 
bas Ausführ-Verfahren v. gl. T. G.⸗S. ©. 383 fg.) und dem ©. v. 21. April 
1852 betr. die Koften des bezügl. gerichtlichen Berfahrens (©.-S. ©. 118) er- 
lafſen, welche drei Gefete, al8 Anhang zu A. VII. a. u. 5., abgebrudt find: in ben n. 
Dazu iſt auf die wejentlichften Unterſchiede zwifchen dieſer Gem.-Th.-D. und der von 1821 
bingewiefen. Für bie Hohenzollernſchen Lande beftchen ©. aus ber Zeit vor ihrer 
Emverleibung in den Preuß. Staat Über die Aufhebung ber Hutungsrechte — und zwar 
iu Sigmaringen aller fremden Weiberechte auf Antrag jedes Theile gegen Kapital: 
abfindung- zum 20-f. Betrage (Sigm. ©. vom 12. Febr. 1846 G.S. S. 263 und 
Bollzugs-O. vom 12. Febr. 1847 ©.-©S. 64) und in Hedhingen ber Wieſen— 
weiderechte ohne Entſchädigung mit Ausnahme der auf PBrivatrechtstitel beruhenden, Die auf 
Antrag jedes Theils zum 20-f. Betrage durch Kapital ablösfich find (Hech. ©. v. 17. Oft. 
1843 G.⸗S. S. 294). Außerdem ſ. $. 17 des Hohenzoll. Ablöſ.“G. v. 28. Mai 1860 
(Anbang A. IV bis VI.), nach welchem bie Zufammenlegung ver in vermengter Lage be- 
findlichen Grundftüde im Wege der Vereinbarung bei Gelegenheit der Neallaften-Ab- 
[jung geftattet ift. 

4. Die Gem.⸗Th.⸗O. vom 7. Juni 1821 zerfällt in 2 Abfchnitte, auf die 81 
allgemein hinweiſt und von denen ber erfte in ven SS 2 bis 165 die Aufhebung, 
mehte (in den 88 166 bis 191) die Bejhräntung der Gemeinheiten be- 

n 


Abſchn. LI 8. 2, 
5. Die Gem.-Th.-D. begrenzt in biefem $ bie Zahl der nad) ihr der Aufhebung 
anf Antrag jedes Theilnehmers ($4) umterliegenden Gemeinheiten und ertheilt außerbem 





’ RT" 
252 A. VII. 4. Gem.⸗Th. O. vom 7. Juni 1821: 82—4.n.5-8 7 





bes Holzes und zum Streuholen, nnd bei Berechtigungen zum Plaggen-, 
Haide- und Bültenhieb, e8 mögen übrigens dieſe Gerechtfame auf einem 
gemeinfchaftlichen Eigenthume, einem Gefammteigenthume oder einem ein- 
feitigen ober wechfelfeitigen Dienftbarfeitsrechte beruhen. | 

F. 3. Die blos vermengte Rage der Aeder, Wiefen und fonftigen 
Kändereten ohne gemeinfchaftliche Benugung begründet keine Auseinander⸗ 
ſebung nach dieſer Ordnung. 

2) Vom Provolationsrecht. 
8. 4. Die Gemeinheitstheilung findet nur auf den Antrag eines 


— — — — — — — 


nur noch bie weitergehende Beſtimmung des 8 142, daß, werm außer ber nad) 8 2 auf 
zubebenben gemeinschaftlichen Nutzung dem Zwecke der Auseinanderjegung, welcher nad 
8 141 darin befteht, daß die Theilnehmer die Entſchädigung zur ausfchließlichen Benubumg 
und freien Verfügung erhalten follen, noch andere Grundgerechtigkeiten hinderlich ſind, auch 
dieſe gegen Entſchädigung aufgehoben werben müſſen. — Art. 1 und 2 des Erg.⸗G. vom 
2. März 1850 haben ben Kreis der auf Provofation ablöſsbaren Gemeinheitsrechtsverhält- 
niſſe anſehnlich erweitert (f: n. bazu.). 

6. Auch fubjectin perſönliche und objectiv bingliche Rechte, welche ohne 
Zeitbeſchränkung eingeräumt und auf bie Mitbenugung bet im $ 2 h. 1. be zeichneten 
Grundſtücke und Gegenftänbe gerichtet find, unterliegen ber Aufeebung nach jener Beſtim⸗ 
mung: ſo RK.eu. OT. 3 Bd. 14 9.265 und Br. 15 © 





7. & Es iſt nicht erforderlich, daß berjeige, M welchem mehrere jelbfiftänbige, in ſich 
verſchiedenartige Grundgerechtigkeiten auf einem Grundſtücke zuſtehen, ſeine Provolation 
N auf bie Aufhebung aller biefer Rechte ausbehne: jo RE. 3. Bb. 11. 


8, Die Zurücknahme einer Provokation auf Gemeinheitstheilung ift gegen Ueber» 
nahme fänmtlicher Koften des Berfahrene — auch dann, wenn dadurch ber Probofat bie 
ihm als ſolchem zuftehenden Bortheile verliert —, fo lange zuläfiig, als wicht Entſchei⸗ 
dungen ergangen ober Vergleiche abgelchloffen find, welche die Modalitäten ber Auseinander- 
ſetung und a fökbigung betreffen: fo RE. 3. 8b. 11. ©rbf. 735. 

Die Befugniß ber einzelnen Sntereffenten zur Provofation auf Gemeinheits⸗ 
tbeilung ift für den Kal, daß eine ſolche zweckmäßig nur mit Umtauſch der zur Orts» 
Ki m en k gehörigen Aderlänbereien ausgeführt werden Tann, bejchränkt worden, durch 
nachftehende 

BD. v. 28, Juli 1838 über bie Beſchränkung bes Provokationsrechts 
auf Sem.-Th. (G.S. ©. 429.) 

Wir Friedrid Wilhelm ꝛc. ıc. haben Uns bewogen gefunden, die von mehreren Sei⸗ 
ten erhobenen Beſchwerden gegen das durch bie Gem.-Th.-D. vom 7. Juni 1821 95 24 
und 25. geftattete, unbefchränfte Provokationsrecht einzelner Gemeinbe-Dlitgliever auf Ge 
meinbeitstheilung einer Prüfung zu unterwerfen, und verordnen nunmehr, nach Berneh- 
mung Unferer getreuen Stänbe ber betheiligten Provinzen, auf ben Autrag Unferes Staats⸗ 
min., und nad) erforbertem Gutachten Unſeres Staatsraths, was folgt: 

1. Kann eine Gemeinheitstheilung ($ 2. ber Gem.-Th. -D.) nicht anders als mit 
. Umtauf der zur Ortsfeldmark gehörigen Aderlänbereien ausgeführt werben, fo finbet 
ſolche nur dann Statt, wen bie Beſitzer des vierten Theile der Aderländereien, welche 
durch den Umtauſch betroffen werben ($ 4.), mit ber nachgeſuchten Separation einver⸗ 
ſtanden ſin 

8.2. Dieſe Beſchränkung findet feine Anwendung: 

1) wenn es zur Ausführung einer gutsherrlich-bäuerlichen Regulirung, einer Dienſt⸗ 

Zehent⸗ oder Renten - Abldfung ohnehin eines Umtauſches von Aderlänbereien 


bevarf; 
2) wenn auf Separation einer folhen Gemeinheit angetragen wird, bei welcher 
mehrere Gemeinden betkeiligt find; 
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oder mehrerer Theilnehmer Statt. 


9) wenn von einem Berechtigten, welcher nicht zur Gemeinde und deren Forenſen 
(auswärts wohnenden Mitgliedern) gehört, [von einem Rittergutsbeſttzer ober von 
Unjerer Domamen- und Yorfiverwaltung] auf Gemeinbeitstheilung angetragen 
wird, [jelbft dann, wenn bie Nittergliter, Vorwerle ober Forſten un Kommunal» 
verbande mit der Gemeinde ftehen.] m 

Iſt der Nittergutsbefiger oder der Domainen⸗Fiskus nur vermöge bes Befitzes bäuer⸗ 
fiher Grundſtücke Theilnehmer an ber Gemeinheit, fo ſtehen demſelben auch nur bie Rechte 
anderer Mitglieder ber Gemeinde zu. ' J 

83. Wird nach Verkündigung der gegenwärtigen BO. eine mit Ader - Umtaufch 
verbundene Separation ausgeführt, jo barf innerhalb ber nächftfolgenben zwölf Jahre von 
benjenigen Interefjeuten, welche davon zu ihrer Auseinanderſetzung Teinen Gebrauch ge- 
macht, die Gemeinfchaft vielmehr unter fich fortgeietst haben, auf eine Separation, welche 
einen neuen Aderumtaufch. nothwenbig machen wilrbe, nur alsdann angetragen werben, 
wenn die Mehrzahl der Intereffenten damit einverflanben tft. 

5 4. Inſofern e8 nah 88 1. und 3. der Zuſtimmung mehrerer Öntereffenten zu 
der in Antrag gebrachten Theilung bebarf, wirb die Berechnung, weldher Theil der Ader- 
befiter mit dem Antrage einverftanven ift, lediglich nach dem Flächeninhalte der von bem 
Umtanfche betroffenen Aderlänbereien angelegt. ' 

85. Zum Behuf biefer Berechnung ($ 4.) bebarf es feiner weitläuftigen Ermitte- 
lungen, in ſonderheit ift eine Vermeſſung ber Grundftücke nicht erforderlich, vielmehr genügt 
es, wenn beren Flächeninhalt aus vorhandenen Karten, Wegiftern und fonft leicht zu- be- 
Ihaffenden Nachrichten feftgeftellt wird. 

86. Die nah S 1 erforderliche Zuſtimmung muß von' ven Intereffenten fchriftlich 
erffärt werben. Iſt dies gefchehen und bie Provokation für begründet erachtet worden, 
jo kann der Rildtritt bes Einen ober Anderen das Recht der Übrigen Provokanten nicht 
wieber aufheben. , 

87T. Befiten bie Provokanten nicht ſelbſt den vierten Theil ber betreffenden Ader- 
ländereien, fo joll zwar auf ihren Antrag die Vernehmung anderer babei betbeiligter Ader- 
befiger erfolgen; fie find jedoch die Koften verfelben zu tragen gehalten, inſofern nicht die 

ehmung zur Auseinanderjegung führt. 

[$ 8. Auf die Provinz Weftphalen und die zu ber Rheinprovinz gehörigen Kreife 
Duisburg und Rees, fowie auf biejenigen Lanbestheile, für welche das ©. vo. 8. April 
1823 wegen Regulirung ber gutsherrlich-bäuerlichen Verhältniſſe beftehet, findet bie gegen- 
wärtige BO. Teine Anwenbung.] 

Urkunblich ꝛc. ꝛc. 

Gegeben Berlin, den 28. Juli 1838. 

| L. 8.) Friedrich Wilhelm. 
Rochow. 


v. Müffling. v. Kamptz. Mühler. v. 
Beglaubigt: 
Duesberg. 


Bon diefer BO. find die im $2. Nr. 3. eingefhloffenen Worte aufgehoben 
duch Art. 13. des Erg.-©. v. 2. März 1850 und der ganze $ 8 durch 5 3 bes Gel. 
v. 9. Oft. 1848 (G.⸗S. S. 278) für Weftphalen, und burch ben eben citirten Art. 13 
fir die übrigen betreffenden Lanbestheile, jo daß jet Die BO. v. 28. Juli 1838 im 
ganzen G.⸗B. der Gem.⸗Th.⸗O. v. 1821 gilt. Nur der Allenfteiner Kreis 
(Reg. Bez. Königsberg) ift davon dur die BD. v. 3. Februar 1845 (G. ⸗S. ©. 94) 
ausgenommen. — Die Provofationsbeichräntung dieſer VO. bezieht ſich nach ihrem 
Eingange und der Ausnahme des 82. Nr.3 nur auf die Fälle des $ 24 der Gem.- 
Th.⸗O., „wenn einzelne Mitglieder einer Stabt- ober Dorfgemeinde auf Auseinandber- 
jegung mit den Übrigen antragen.” Die unbebingte Provokationsbefugniß des einfeiti- 
gen Dienftbarleitsberechtigten ift dadurch nicht beſchränkt, ſelbſt wen in Folge 
deſſen ein Umtaufch von Grundſtücken erforderlich wird. In den Fällen des $ 24: ber 
Gem.» Th.-D. aber hängt nah der BD. v, 28. Juli 1838 die Zuläffigleit ber 
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8. 9. In ber Regel Tann nur der Eigenthümer auf Auseinander⸗ 
ſetzung antragen. 

3 6. Doc find auch ſolche Beſitzer, bie ein beftäriviges unwider⸗ 
rufliches Nutzungsrecht haben, und die erblichen Befiger der nur in Kultur 
ausgethaenen Güter (AU. L. R. Tit. 21. Abfchn. 4.) zu diefem Antrage 
berechtigt. 

F. T. In beiden Fällen müffen aber die Eigenthümer der Grund- 
ttüde bei der Anseinanderfegung felbft zugezogen werben. 

8. 8. Auch müſſen jene Befiger ($ 6.), wenn fie eine Gemeinheits⸗ 
teilung zwifchen fich und bem Eigenthümer verlangen, mit dem Antrage 
auf Gemeinheitsaufhebung zugleich den Antrag auf Negulirung der gute- 
herrlichen Berhältniffe verbinden, in fofern fie nach dem Ed. v. 14. Sept. 
1811 und beffen Dekl. dazu befugt find. 

8.9, Nubbare Eigenthümer eines Erbzins- und eines Lehngutes 


Provolation ohne bie Beſchränkung bes 8 1. 1.'c. davon ab, daß zur zweckmäßigen 
Ansführung der Gemeinheitstheilung der Umtauſch der zur Ortsfelbmart gehörigen Ader- 
ländereien nicht nötbig if. Wenn ohne biefen Umtauſch eine wirthichaftliche. Planlage 
nicht berzuftellen ift, dann muß die Provokation zurüdgewiejen werben, fofern nicht 
die Befiger des 4. Theile der Aderländereien, die dem Umtaufche nach bem Ermefien 
der Auseinanderjekungsbehörben unterworfen werben müſſen, fich mit der Zuſam⸗ 
menlegung derfelben ausbrüdlich einverſtanden erklären. Dieſe Grunbfäge find entmwidelt 
in IMR. v. 10. u. 27. Aug. 1840 (BMBl. ©. 398 u. 399), IMRelursbeicheid 
v. 26. Nov. 1840 (BMBl. 1841. S. 34), IMXR. v. 7. April 1841 u. v. 13. Juni 
1842 (VBMBl. 1842. ©. 220 fg), AR. 3. Bd. 11. Grbf. 796 u. Br. 13. S. 375. 
— Die Beſchränkung der BO. v. 28. Juli 1838 bezieht ſich nicht auf die f. g. wüſten 
Marten oder Außenländereien: fo RK. 3. Bd. 11. Grdf. 795 unter co. — 
Auſertem ſ. n. 76 zu 8 174 fg. h. J. 


10, Für ven Domainen- und Forſt⸗Fiskns find bie bet. Regierungs · Abthei⸗ 

lungen ohne Miniſterialgenehmigung auf Gemeinheitstheilung zu provociren befugt und 
davon iſt nach der ng. ⸗Inſtr. v. 31. Dec. 1825 (Ibb. Bd. 27. ©. 241 u. Ann. Bd. 9. 
©. 821) Abſchn. II. D. unter der Rubrik „Enpbeftimmung über bie Subftanz der Dom. 
und Forften“ lit. d. r nur dann eine Ausnahme vorgeſchrieben, wenn Fislus durch 
die Provokation die Wahl der Entfchädigungsart verliert. Letzteres ift aber, nachdem bie 
88 86 und 94 der Gem.-Th.-D. dur Art. 9 des Erg.-©. v. 2. März 1850 aufge 
boben und refp. wefentlich befchränkt find, nur noch bei den Provofationen auf Ablöfung 
ber & ge Forſten baftenden, ablösbaren Dienftbarkeiten der Fall. 


$, Diefe SS find in Betreff ver Erbpächter durch 82. Nr. 2. des Abloöſ.⸗-Geſ. 
. 2. März 1850 (A. IV. a.), mwoburd fie Eigenthümer gemorben flub, gegenftand- 
(08 geworden und in Betreff der Laß⸗Wirthe (A. L.R. I. 21. Abſchn. 4) verlieren fie 
and ihre praftifche Bebeutung dadurch, daß biefelben entweder burdh bie Regulirung 
nach dem Abſchn. 3 bes cit. Abldj.-G. Eigenthümer werben, wobei nad $ 86 I. c. bie 
zwedmäßige Zufammenlegung ber im Gemenge liegenden gutsherrlichen und bäuerlichen 
Grundftüde — der letzteren auch, wenn fie feiner Gemeinheit unterliegen — von Amts- 
wegen nad) ben Grunbfägen der Gem.⸗Th.⸗O. erfolgen muß, ober ihrer Anfprüche auf 
bie bisher benußten Stellen nach dem in n. 65 zu A. IV. 4. abgebrudten ©. v. 16. 
März u ET werben. Dies gilt auch zu 8 14. 
$. 


12. Diefe 88 find im Vetreff des Nechtsverh. des Erbzinsmanns umb bes ihm 
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und. die Nutznießer .eines Fideikommißgutes, imgleichen bie wiederkäuflichen 
Beſitzer, find ebenfalls die Auseinanderfegung zu fuchen berechtigt. 

8. 10. Es bevarf auch ver Zuziehung der Obereigenthümer, ber 
Lehnsherren, ber Lehns- und Fideikommißfolger, der Wiederlaufsberechtig- 
ten von Amtswegen nicht; ſondern es ftehbt den Theilnehmern diefer Art 
nur frei, auf die öffentliche Belanntmachung ber bevorftehenven Theilung 
ſich zu melden und ihre Gerechtſame wahrzunehmen. 

$. 11. Melden fie ſich nicht, jo müſſen fie die ohne ihre Zuziehung 
bewirkte Theilung gegen fich gelten laſſen, und fie können ſolche unter 
feinem Vorwande anfechten. 

8. 12. Melden fie fich, fo müffen fie mit ihren Einwerbungen, tn 
fofern fie eine angebliche Unzulänglichfeit der Entſchädigung für die Sub- 
ftanz und die‘ Sicherjtellung der Entfchäbigung in Kapital oder Rente be- 
treffen, gehört werden. Andere Einwendungen ftehen ihnen nicht zu. 

8. 13. Antichretifche Pfandbefiger, und immittirte Gläubiger können 
nur unter Beitritt und Zuziehung des Cigenthümers auf Gemeinheits⸗ 
aufhebung antragen. 

§. 14. Nichterbliche Nießbraucher und Zeitpächter find nur dann 
auf Gemeinheitsaufhebung anzutragen berechtigt, wenn fie nach den Ge—⸗ 
fegen über die Regulirung ber gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältniffe, 
einen Anſpruch auf bie erbliche Ueberlaſſung der innehabenden Stellen 
haben, und mit der Gemeinheitsaufhebung die Regulirung dev gutsherrli⸗ 
hen Berhältniffe verbunden wird. 

F. 15. Außer dieſem Falle können bloße Nießbraucher, Zeitpächter 
und andere, bie ihre Grunpftüde nur vermöge eines der Zeit over Art 
nach eingefchränften Nutungsrechts befigen, nur mit ausprüdlicher Geneh⸗ 
migung des Eigenthümers die Auselnanderjegung fuchen. Letzterer hingegen 
iſt wohl berechtigt, auch ohne die Bewilligung jener Befiger während ber 
Dauer ihres Nugungsrechts unter den, 88 158 und ff. bemerften Maaß- 
gaben die Auseinanderfegung auszuwirken und zu vollziehen. 

8. 16. Bet Gegehftänden des gemeinfchaftlichen Eigenthums iſt 
jeber Migen gumg die Auseinanderſetzung zu verlangen befugt. 

Bei Grundſtücken, deren Eigenthum einer Stadt⸗ ober Dorf- 
gemeinbe zuſteht, deren Nutzungen aber den einzelnen angeſeſſenen Mit⸗ 


gegenüberſtehenden Ober eigent hümers durch 8 2. Abloöͤf. G. v. 2. März 1850 
bedentungslos geworden. 


88. 10 bis 15. 
13. Dieſe 88 find durch $ 23 der BO. v. 30. Juni 1834 (A. X.) auf alle 
Übrigen zum Rejfort ber Gen.-Komm. gehörigen Auseinanderjegungen 
für anwendbar erflärt und durch 88 24 u. 26-ibid. mopdificirt (f. bie cit 88 
und n. dazu). 


17. 
14. 3u biefem $ und einigen damit zufammenhängenben perl Beftimmungen ift 
ergangen bie nachſtehende: 
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gliedern derſelben gebühren, ift jedes zur Benutzung . berechtigte Mitglied 


Dellaration vom 26. Juli 1847 einiger Vorſchriften bes X. 2-8. und 
ber Gem.-Th.-D. v. 7. Iuli 1821, betr. das nutzbare Gemeinde-Bermögen 
(G.S. S. 327.) 

Wir Friedrich Wilhelm ꝛc. ꝛc. verordnen zur Beſeitigung ber Zweifel, welche über 
die Anwendung einiger Vorſchriften des A. L.⸗R. und ber Gem.⸗Th.⸗O. vo. 7. Inmi 
1821 auf das Bermögen ber Stabt- und Landgemeinden entftanden find, auf ben An- 
trag Unferes Staatsmin. nach Anhörung Unferer getreuen Stände und nad veruom- 
menem Gutachten Unferes Staatsratbs, für alle Theile Unferer Monarchie, in benen 
bas A. L.⸗R. Geſetzeskraft hat, was folgt: 

8 1. Das zur Beftreitung der Laften und Ausgaben der Stabt- oder LTanbgemein- 
ben beflimmte Bermögen (in Stäbten Kämmereivermögen genannt) Tann burch eine 
Öemeinpeitstheifung niemals in Privatvermögen ber Gemeinbegliever verwandelt 

en. 

Eben fo wenig darf berjenige Theil des Bermögens einer Stabt- ober Landgemeinde, 
beffien Nutzungen ben einzelnen Gemeinbemitglievern over Einwohnern vermöge biejer 
ihrer Eigenfchaft zulommen (das Gemeinbegliebervermögen, in Stäbten Bürgervermögen 
genannt), ˖durch eine Gemeinheitstheilung in Privatvermögen der Mitglieder oder Ein- 
wohner verwandelt werben. Diefe Beftimmung findet au dann Anwendung, wenn bie 
ben Mitgliedern oder Einwohnern, ats folchen zuftehenden Nutungsrechte noch außer 
be N Beſitz eines Grundſtücks, oder durch beſondere perfünliche Berbältniffe 

ingt find. 

Die Abfindung für ſolche Nutungsrechte fällt daher der Gemeinde als Korporation 
zu, während bie beveditigten Gemeittbegliever oder Einwohner Die Benutzung biefer Ab⸗ 
findung für Die Dauer ihrer Nukungsrechte erhalten. 

$ 2. Nutungsrechte der Gemeinbegliever ober Einwohner am Gemeindegliederver⸗ 
mögen, welche benfelben nicht vermöge biejer ihrer Eigenfchaft, fondern aus einem anbe- 
ren Rechtstitel „gebüheen, gehören nicht zum Gemeinbevermögen, fonbern zum Privat- 
berndgen der Nuhungsberechtigten, im welches daher auch bie auf biefe Rechte bei ber 
Semeinheitstheilung fallenden Abfinbungen übergeben. 

Der $ 17, der Gem. : Th.-D. bezieht ſich ausſchließlich auf biefe zum Privatvermögen 

" gehörenden Nukungsrechte. 

8 3. Die Beflimmungen bes 8 72. Tit. 6. und des 8 160. Til. 8. Xp. des 
A. L.⸗R., daß Das Gemeinbeglieber - Vermögen nah den Regeln bes gemeinfamen 
Eigenthums beurtheilt werben fol, find nur von ber Verwaltung jenes Vermögens zu 


verſtehen. 

8 4. Die Vorſchriften der 88 28. und 30. Tit. 7. Th. II. des A. L.⸗R. beziehen 
ns nur Fr jolche Gemeingründe und Gemeinweiben, weldye zum Gemeinbegfieber-Ber- 
mögen gehören. i 

85. Die in den 8$ 41. und 42. der Gem.⸗Th.⸗O. v. 7. Juni 1821 über das 
Maaß der Theilnahme an gemeinfchaftlichen Hütungsnutzungen enthaltenen fubfibiari- 
hen Beftimmungen finden ſowohl auf die zum Privatvermögen (& 2.), als auch auf 
bie zum Gemeindeglieder⸗Vermögen ($ 1.), gehörigen Hlütungsnntungen Anwendung. 

86. Wird in Folge der Gemeinheitstheilung eine anberweite Regulirung für bie 
Ausübung der den Gemeinbegliedern und Einwohnern an der Abfindung (8 1.) zuftehen- 
ben Nutungsredhte nöthig, jo erfolgt dieſelbe Durch die Auseinanberjegungsbehörbe, nach 
Kommunikation mit der Regierung ($ 11. der VO. v. 30. Juni 1834). 

$ 7. Die gegenwärtige Dell. nbet auf bie vor Publikation derſelben durch Vergleich 
ober rechtskräftiges Urtheil erledigten Streitfälle feine Anwendung. 

Urkundlich 2c. ꝛc. 


Gegeben Sausſouci, den 26. Juli 1847. 
L.S) Friedrich Wilhelm. 


Frh. v. Muffling. v. Savigny. N Bobelichwingb. Uhden. 
Beglaubigt: Bode. 
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ber Gemeinde fir die feinem Grundbeſitz anhängenden Theilnehmungsrechte 
auf Auseinanberfegung anzutragen berechtigt. 

$. 18. Bei wechfelfeitigen Dienftbarteitsrechten, infonberheit bet 
Koppelhütungen (A. 8. R. Thl. I. Tit. 22. $ 135) kann jeber Theil die 
Aufhebung derſelben nach ven Grunpfägen biefer Orbnung verlangen. 
In Rückſicht der wechfelfeitigen Hütungen, bie auf nachbarlicher 
Freundſchaft und Gutwilligfeit beruhen, bat es bei der Vorſchrift des A. 
L. R. a a. O. 8 137 fein Bewenden. 

8. 19. Bei einſeitigen Dienſtbarkeitsrechten ſteht der Antrag auf 
Aufhebung zwar auch dem Berechtigten zu, jedoch nur unter ven 88 86. 
und 94. bemerkten Einfchränfungen. 

8) Verſchiedene Arten der Auseinanderfegung. 

$. 20. Der Antrag auf Gemetnheitsauffebung kann nicht nur in 
Rüdficht aller, einer gemeinfchaftlichen Benutzung unterivorfenen Gegen- 
fände, fondern auch in Rückſicht einzelner, gemeinfchaftlich benugter Grund- 
ftüde gemacht werden. Es kann alfo die vermengte Rage ver Adler» und 
Miefenbefigungen und bie gemeinfchaftliche Hütung darauf aufgehoben, und 
die Hütungsgemeinheit auf den übrigen Weideplägen, oder auf einem Theil 
verjelben, beibehalten werben. 

$. 21. Auch können mehrere Antragenbe, bie unter fich in Gemein- 
heit bleiben wollen, die Augeinanderfegung auch mit ben Abrigen Thell- 
nehmern verlangen. 

4) Begründung bes Antrags. 

$. 22. In allen Fällen finden Gemeinbeitstheilungen nur in fofern 
ſtatt, al8 dadurch die Landkultur im Ganzen beförbert und verbefiert wird. 

$. 23. Es ift ohne DBeweisführung anzunehmen, daß jede Gemein- 
heitsauseinanderfegung zum Beften der Landkultur gereiche und ausführbar 

. Nur dann, wenn behauptet wird, daß einer bisher gemeinfchaftlichen 
Gefahr der Ver ſandung, oder ver Beſchädigung der Subftanz durch Na 


Unter „Abfindung“ in den 88 1 und 6 der vorſtehenden Deflaration ift auch jebes 
bon der bisherigen gemeinfhaftlihen Hutungs- x. Nutzung ber Bürger 
befreite und als Entihäbigung für die Bürgernutungs- Rechte ausgewie- 
jene Grundſtück zu verſtehen. Dergleichen Abfindungen bilden den Hauptgegenftand 
dr nah $6 der Auseinanberi.: Beh. nah Kommunikation mit der Reg. obliegenden 
Rugungs-Regulirungen, da Abfinbungen für Nutungsrechte der Bürger auf fremben 
Sn ade erfahrungsmäßig ſelten find. So L. u. IMR. v. 2. 3uni1862 (3. Bd. 16. 

. 77 fg.). 
§. 18. 

15. Nach dem cit. 8137 „ſteht in dieſem Falle jedem Intereſſenten frei, davon 
“r abe wieder abzugeben.“ 

16. Die 88 86 und 94 find durch Art. 9 des Erg.⸗G. v. 2. März 1850 auf- 
gehoben und reſp. beſchränkt: f. n. 36 und 89 h.1, 

u. . 

17. Eine bisher gemeinſchaftliche Gefahr der Verſandung ober der Beſchädigung ber 
Subſtanz durch Naturkräfte (8 28) ift nur dann als vorhanden anzuſehen, wenn biefelbe 
bei ihrem Eintritt nothwendig alle Intereſſenten ver Gemeinheit zu gleicher Zeit 

Greiff, Gef. Ub. Land.⸗Kũlt. u. landw. Pol. 17 
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turkräfte nach der Theilung einzelne Theilnehmer allein ausgefeßt werben, 
iſt der Beweis des Gegentheils zuläſſig, welchen der Behauptende führen 
muß. 

F. 24, Es bedarf auch in dem Falle, wenn ein Mitglied einer 
Stadt⸗ oder Dorfgemeinde auf Auseinanderſetzung mit den übrigen anträgt, 
des Beweiſes nicht, daß die Theilung zum Vortheil ſämmtlicher Theilneh⸗ 
mer geſchehen könne: es genügt vielmehr, daß die übrigen, wie ohne be- 
fonderen Nachweis anzunehmen tjt, vollſtändig entſchädigt werben können. 

8. 25. Unter diefer Vorausfegung ift die Gemeinheitstheilung auch 
dann zuläffig, wenn bie Provofaten die Gemeinheit unter fich aufzuheben 
nicht im Stande find. 

5) Beſchränkung des Provokationsrechts. 

F. 26. Die Befugniß, auf. Gemeinheitstheilung anzutragen, Tann 
weder durch Willenserflärungen, noch durch Verträge, noch durch Ber: 
jährung erlöfchen. 

8. 27. Verträge und Willenserflärungen, wodurch Gemeinbeltsthei- 
lungen ausgefchloffen werben, find in Rüdficht der Aeder und der damit 
in Verbindung ftehenden Nußungen, nur auf fo lange Zeit verbindlich, als 
nach der beſtehenden Fruchtfolge und Schlageintheilung ver gemeinfchaftlich 
benugten Grunbftüde zur zweimaligen Abnugung aller Schläge erforberlich 
ift; in Rückſicht anderer Gegenftände dauert ihre Verbindlichkeit nur zehn 
Zahre. Mit Ablauf dieſer Zeitpunfte fteht es Jedem frei, feine Befug⸗ 
niß auf Gemeinheitstheilung geltend zu machen. 

28. Machen befondere örtliche Verhältniffe längere Friften nöthig, 
fo Tönnen folche nur unter Genehmigung der Landes-Polizeibehörbe mit 
rechtlicher Wirkung, jedoch auch in diefem Falle nur für eine beftimmte 
Reihe von Jahren feitgefettt werben. 

8. 29, Auch frühere Judikate Können den Antrag auf Gemeinheits- 
theilung nicht hindern. 


— — mn — — — — — — 


dergeſtalt bedroht, daß jeder Einzelne einen unmittelbaren Schaden oder Nachtheil dadurch 
erleiden muß, nicht aber ſchon dann, wenn es ungewiß iſt, welche ver wahren Bethei- 
ligten daran betroffen werden fönnen und in weichem Grade: ſo AR. 3.8. 11. Erdſ. 
647. Ze 824 ſ. in n.9. VO. v. 28. Juli 1838. 


18. Das Recht und bie Pflicht der Auseinauderſ.-Behörden, Privat- 
abfommen Über. Aufbebung von Gemeinheiten im lanbespolizeil. u. Lan— 
besfultur-Interefjfe zu prüfen und zu beftätigen und fo weit bie® noch nicht 
gejhehen, das Provokationsrecht ver Theilnehmer verjähren auch dann nicht, 
wenn bie beim Erlaß der Gem. - Th. - DO. beftandene Gemeinheit durch Privatablommen 
aufgehoben oder durch Berjährung crioſchen er nice u aber einflußlos auf die verlorenen 
ober en Privatrechte: jo RE. 3. B ©. 330. 


19. Gemeinheiten, welche erft nach Erlaß der Gem.-Th.-D. durch ſchriftlichen Ber- 
trag (vgl. 8 164) errichtet worben find, können nach Ablauf ber im 8 27 beftinmten 
Friften nur durch ein beſonderes Verfahren gegen Entſchädigung aufgehoben werben; je 
IMXR. v. 21. Febr. 1843 (BMBl. S. 39), RE. 3.8.11. Ordſ. 648 und DT. 
v. 30. San. 1849 (Entſch. Bd. 17. ©. 249). Hiezu vergl. n. 69. zu 88 164 u. 165. 
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6) Bon Theilnebmungsredhten. Allgemeine Beftimmungen 
darüber. 

8. 30. Bet einer jeden Auseinanberfegung müffen bie Bethetligten 
nad ihren Theilnehmungsrechten abgefunden werben. 

8. 31. Welche Rechte jevem Betheiligten an dem Gegenftande ber 
Gemeinheit zuftehen, und ver Umfang diefer Rechte muß in Ermangelung 
rechtsbeſtändiger Willenserflärungen, und rvechtsfräftiger Erfenntniffe zu» 
vörderſt nach ben ftatutarifchen Rechten, in deren Ermangelung nach ben 
Provinzialrechten, und wenn auch biefe fehlen, nach den Vorfchriften des 
A. L. R., worauf Wir hiermit, jeboch unter Beziehung auf die nachfol- 
genden SS. verweilen, beurteilt werben. 

Nähere Befttimmungen. 
a) Bet Gemeindeweibden. 
aa) Berechnung nach dem Beſitzſtande. 

8. 32. Wenn folchergeftalt bei gemeinfchaftlihen Hütungen bie 
Theilnebinungsrechte felbft feitftehen, vahingegen aber da8 Maaß und Ver⸗ 
hältniß ver Theilnahme eines jeden einzelnen Intereſſenten nicht durch Ur- 
funden, Judikate oder Statuten beftimmt ift, fo foll dieſes Maaß und 
Verhältniß in der Negel nach dem Befitftande in ven letzten der Einlet- 
tung der Theilung vorhergegangenen zehn Sahren feftgeftellt werben. 

F. 33. Diefer Befitftand wird nach ver Zahl des Viebes, nach ber 
Art deſſelben, und nach den Zeiträumen, mit und in welchen jährlich jeder 
Theilnehmer die Hütung ausgeübt hat, dergeftalt berechnet, daß dabei ver 
Durchſchnitt aller drei Sätze aus ben vorgebachten zehn Jahren zum 
Grunde gelegt wird. Es werben jeboch dabei 

a) die Viehzahl verarmter oder durch Unglücsfälle betroffener Mit- 


— — — — — — — — —— — —— —— —— 


8. 31. 

20. Ueber die Teilnahme der Befizer von Trennſtücken ſervitutberech— 
tigter Grundſtücke an den Orundgerechtigkeiten der Stammftellen enthält weder bie 
Gem. Th.-D., noch das A.⸗L.⸗R. ausprüdliche Beftimmungen. Bei den Auseinanberf.- 
Behörden und Spruchbehörben 2. und 3. Inftanz gelten die Grunbfäge, daß Bau- u. 
Brennholzberechtigungen auf bie abveräußerten Gebäude und Hutungs- und 
Streuberehtigungen auf diejenigen Trennftüde, welhe Durdhwinterungs- 
mittel gewähren, ipso jure übergehen, wenn bei der Abzweigung nicht das 
Gegentheil verabredet worden ift (3. 2b. 11 GErdſ. 12, 13, 126, 214, 290). 
Die Auseindſ. Beh. nehmen ferner an, daß beim Mangel anderer Berabrebung jebe 
der Ablöfung unterworfene Grundgerechtigfeit auf die nad Einleitung des Gem.⸗Th.⸗ 
Verfahrens veräußerten Trennftiide antheilig übergeht, weil dann an ihre Stelle nach ber 
muthmaaßlichen Abficht Der Betheiligten die unbedingt theilbare Abfindung tritt. Da 
biefe Grundſätze mit der Intention ber Beteiligten nicht immer übereinftimmen, jo ift es 
jwedmäßig, beftimmte Abreden über die fragliche Theilnahme in die Bar- 
jellirungsverträge aufzunehmen. Hiezu finb die Gerichte und Notare aufgefor- 
dert F — v. 18. Iuli 1864 (JMmBlI. S. 203 VMBl. S. 217.) 

$. bis AU. 

21. Nah PBOT. vom 23. Nov. 1840 (Entſch. Bb. 6. S.375, BMBL. 1841 
5.8, 3MBl. 1841 S.128) foll es zuläfftg fein, bie Theilnehmungsrechte Einiger 
nah dem 10jähr. Vortriebe, Anderer nach der Durchwinterung feftzuftellen und mithin 
keine Berehnungen nebeneinander zum Grunde zu legen. Dagegen erachtet IMR nv. 

7* 
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glieder bis zu der Mittelzahl erhöhet, bie andere feiner Klaſſe gewöhnlich 
gehalten haben, und bis zu eben dieſer Zahl der Viehftand derjenigen ver- 
mindert, welche venfelben darüber hinaus erweitert haben; und 

b) Unglüdsjahre, in welchen durch Seuchen, Krieg u. f. w. ber 
Viehſtand vermindert worden, übergangen, und dafür die unmittelbar vor⸗ 
bergehenden früheren Jahre zur Berechnung gezogen. 

bb) Berechnung nach der Durchwinterung. 

@) Ueberhaupt. 

8. 34. Nur dann, wenn entiveder ber zehnjährige Beſitzſtand nach 
vorftehenden Regeln nicht zuverläffig auszumitteln tft, oder aber von ein- 
zelnen Thellnehmern erwiefen wird, daß fie von ihrem (übrigens feftftehen- 
den) Nechte in den legten zehn Jahren gar feinen, oder doch einen min- 
beren Gebrauch gemacht haben, als wozu fie ermweislich durch Urkunden, 
Judikate und Statuten befugt waren, foll das Thetlnahmeverhältnig nad) 
ben Vorfchriften des A. L. R. Thl. I. Tit. 22 88 99 und ff. berechnet, 
jeboch alsdann dabei Nachftehendes beobachtet werben. 

8. 35. Das Futter von Ländereien, welche außerhalb ber Feldmark 
bes berechtigten Gutes belegen find, ift alsdann mit zu berüdjichtigen, 
wenn bie Ländereien entweder fehon bet der Verleihung des Rechts zu bem 
berechtigten Gute gehört haben, oder feit vechtsverjährter Zeit dabei be- 
nut worden. 

8. 36. Das Futter von Zehnten wird bei der Durchwinterungsbe 
rechnung dann berüdjichtiget, 

1) wenn ver Zehente auf der Feldmark der zur Hütung berechtigten 
Theilnehmer erboben wird; 

2) wenn der Zehente außerhalb diefer Felnmark entweder feit rechts- 
verjährter Zeit bei dem berechtigten Gute geweſen, und das Stroh bavon 
zu demſelben benutt worden, oder wenn er won einem Hütungsberechtigten er- 
worben worben, ber das Futter Davon in Berechnung zu bringen befugt war. 

Dahin werden die 88 94. und 95. Fit. 22. Thl. J. des A. L. R. 
näher beftimmt. 

8. 37. Bet dem Anfchlage des Winterfuttergewinnes ift nur auf 
ben Strohertrag von den, nach lan düblicher Wirtbfchaftsart oder nach der⸗ 
jentgen, welche in ber Gegend und an dem Orte bes berechtigten Grund» 
ſtücks fett vechtsverjährter Zeit hergebrucht tft, beftellten Aedern, und auf 
ben Heugewinn von natürlichen Wiefen, tmgleichen auf den Scheunenab«- 
gang an Kaff u. ſ. w. Rüdficht zu nehmen. 

8. 38. Das Futter aus Abgängen einer zum berechtigten Gute ge- 
hörigen Brauerei und Brennerei, oder einer anderen Fabrifationsanftalt, 
kann bet der Ausmtittelung der Durchiwinterung nur dann berückſichtiget 
werden, wenn das Recht, das aus biefen Abgängen erhaltene Vieh auf 
die Weide zu bringen, durch einen befonveren Xitel erworben worden. 


— — —— — 





16. Ian. 1843 (Kochs Agrar.“G. Aufl. 4 S. 148 L. u. v. R.J. S. 349) nur die An- 
wendung des einen oder des anderen Maaßſtabes für ſtatthaft, und warnt vor 
Einigungen, bie dem entgegen wirken. Gleicher Anſicht find L. u. v. R. I. b. S. 71, 72. 
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8. 39. Will der mit der Schäferel - Gerechtigkeit verfehene Gutsbe- 
figer bei einer Gemeinheitstheilung den Schafitand nicht nach der Durch» 
winterung berechnen laſſen, fo kann er nur für den feit den leßten zehn 
Jahren vor der Einleitung der Auseinanderfegung durchſchnittlich gehalte- 
nen Schafftand Entſchädigung verlangen. - 

Wählt er aber biefen letztern Maapftab, fo kann fein Theilnehmungs- 
recht in NRüdficht des Übrigen Viehes an Pferden, Dchfen, Kühen, Yung- 
vieh nur fo hoch beftimmt werben, daß e8 überhaupt die Durchwinterung 
nicht überfchreitet. Dahin werben die 88 159. und 160. Tit. 22. Thl. J. 
des A. L. R. abgeändert und ergänzt. 

$. 40. Sind einzelne Theilnehmer zur Hütung mit ſolchem Vieh 
berechtigt, welches mit Heu und Stroh nicht erhalten wird, als Schwei⸗ 
nen und Gänfen, fo muß bafür, neben dem durch ven Durchwinterungs⸗ 
grundſatz feftgejtellten Vlehſtande noch 'befondere Abfindung gewährt und 
dabei lediglich der machzumeifende Befitftand ber Ietten zehn Jahre in 
der 8 33. beftimmten Art zum Grunde gelegt werben. 

P) Bei Stadt: und Dorfgemeinden. | 

8. 4. Falls in Städten die befondere Ortsverfaffung das Ver⸗ 
hältniß der Theilnahme an der Gemeindeweide nicht beſtimmt, fo dient 
Folgendes zur Richtfchnur: 

a) die Hütungsrechte der Aderbürger find als Thellnehmungsrechte, 
die mit ihrem Grundbefig verbunden find, anzufehen und ihre gegenfeitigen 
Anthelle nach den vorftehenden 88 34 ff. aufgeftellten Regeln zu be⸗ 
rechnen: - Ä 

b) die mit Häufern ohne Aeder angefeffenen Bürger find fo viel 
Vieh auf die Gemeindeweide zu bringen berechtigt, als erforderlich tft, um 
bie nothwendigften WBebürfnijfe eines Haushaltes für Mann, Frau und 
drei Kinder zu befriedigen, und biefes Bedürfniß ift zu anderthalb Kub- 
weiber zu berechnen. 

c) In Rückſicht unangefeffener Bürger und Schugverwandten tft an⸗ 
zunehmen, daß ihnen feine eigenen Hütungsbefugniffe zuftehen. 

Haben fie aber nach ber befonderen Verfaflung des Orts perſönliche 
nicht näher beftimmte Hütungsrechte, die von ihren Vermtethern nicht her⸗ 
geleitet werden können, fo find fie den Hausbeſitzern gleich zu achten. 

d) Iſt die gemeine Weide zur Ernährung dieſes Viehftandes aller 
Bürgerflaffen unzureichend, fo muß der in ven legten zehn Jahren vor 


22. Weber beim 1Ojähr. BVertriebe, noch bei der Durchwinterungsberechnung 
fommt das von Pachtländereien vorgetriebene oder zu burchwinternde Vieh in Anrech⸗ 
nung: jo RR. 3. Bd. 11. Grdſ. 650. 

23. Die Befugniß aus $ 36 wirb durch die vor Einleitung bes Gem.-Th.-Berfah- 
rens erfolgte Umwandlung des Zehnten in eine Rente nicht ausgefchloffen: jo OT. Pr. 
Kr. 1904 (Entſch. Bd. 15 ©. 489). 

$. 41 bis 43, 

94. Die 88 41u.42 finden nah 85 Dell. v. 26. Juli 1847 (in n. 14 zu 8 17) 
ſowol auf bie zum Privat-, als auch auf bie zum Gemeinbeglieber » Bermögen gehörigen 
Hntungsnutzungen Anwendung. — Der Zeitpunkt der Einleitung der Auseinanderſetzung, d. h. 
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der Einleitung der Auseinanberfegung von jeder Klaffe im Durchfchnitt 
gehaltene Viehſtand ausgemittelt und darnach das Theilnehmungsrecht jeber 
Kaffe beftimmt werben. 

$. 42. Die VBorfchrift des S 30. Tit. 7. TH. II. des A. L. R. 
über das Verhältniß der Theilnahme der Dorfbewohner an ver Gemeinte- 
weide wird dahin erläutert, daß bie Theilnehmungsrechte ver mit Hedern an» 
gefeffenen Wirthe ebenfalls nach SS 34 ff. biefer Ordnung zu berechnen 
find, Die ohne Aeder angefeffenen Wirthe Hingegen die Gemeindeweide nur 
mit fo viel Vieh behüten dürfen, als erforderlich ift, um bie nothwenbigften 
Beplirfniffe eines Haushaltes für Mann, Frau und drei Kinder zu befrie- 
bigen, und dieſes tft zu anderthalb Kuhweiden anzufchlagen. Weicht die 
Weide nicht für alle Theilnehmer aus, fo findet die Vorfchrift des 8 41. 
Buchſtabe d. Anwendung. 

8. 43. Die Thellnehmungsrechte der Bauern, die nicht Eigenthümer 
find, in Beziehung auf ihre Gutsherren, find übrigens zunächft nach Den 
Gefegen über die Regulirung ver gutsherrlichen und bäuerlichen Verhäft- 
niffe zu beurtheilen. 

y) Anrechnung der befonderen Weiben. 

8. 44. Außer dem BViehftande, mit welchem bie einzelnen Theil- 
nehmer zur Hütung berechtigt find, müfjen im alle des 8 34 bei Be- 
ftimmung des Verhältniffes der Theilnahme an der gemeinen Weide, auch 
die befonderen Weiden verfelben, welche fie entweber zur alleinigen Be— 
nußgung oder mit anderen gemeinfchaftlich außer dem Gegenftande ber 
Theilung befigen, berüdfichtiget werben. 

$. 45. Solche befondere Weiden ($ 44.) die in nenern, bie Ber: 
jährungsfrift nicht erreichenden Zelten erworben worden, ober welche ber 
Berechtigte für den Viehftand, mit welchem er die gemeinfchaftliche Weide 
zu betreiben befugt ift, überall nicht, oder doch nicht feit vechtsperjährter 
Zeit benutzt bat, Tönnen bei ver Beftimmung ver Antheile an der gemei- 
nen Weide nicht berüdfichtigt werben. 

. 46. Hat ber Eigenthümer vie Hütungsgerechtigfeit mit ausdrück⸗ 
lichem Verzicht auf eigene Theilnahme verliehen, fo muß er, ohne Hinſicht, 
ob der Berechtigte feine Bebürfnijfe auf eigenen, ihm allein zuſtehenden 
Weiden, oder auf Weidepläßen, die er mit anderen Theilnehmern zu bes 
hüten befugt tft, zu befriedigen im Stande fei, den ganzen Werth ber 


ber Tag ber Infinuation der Provokation an die Provokaten ift maaßgebend 
für die bei der Gem.-Theilung zu berlidjichtigenden Neuanbauer; fpäter entftebende haben 
ſelbſt dann feinen Anjpruch auf. Abfindung oder Ausilbung ihres Rechtes, wenn ber Ge- 
meinde auch ausdrücklich für bie Künftig entftehenden Neuanbauer das Servitutrecht ein- 
geräumt if: jo RR. 3. Bd. 11 GErdſ. 652. 
88. 44 bis 51. 

25. Nah 544 müffen auch die Dorfbewohner ohne Ader, deren Bebilrfniß nach 
8. 42 auf 1’/2 Kuhweiden angefchlagen ift, fich die Anrechnung der Nebenweiden gefallen 
lafien: fo OT. v. 22. Oft. 1847 (3. Bd. 2 ©. 449.) 

26. Ueber bie Anrechnung der Nebenmweiden nach 88 48 bis 50 f. bie Anleitungen 
in den technifchen Inftrultionen der Gen.Komm. zu Stargard (8 78), Stenbal (95), 
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Hütung vergüten. Nehmen aber andere an ber mit Verzicht der eigenen 
Theilnahme von dem Eigenthümer bewilligten Hütung Theil, fo find dieſe 
nnter den in den folgenden SS. bemerften Umftänven auf Berechnung der 
beſonderen Weiden anzutragen berechtigt. 

8. 47. Iſt die Hütung für eine beſtimmte Anzahl Vieh, und zu: 
.gleih mit Beftimmung der Zeit der zuläffigen Ausübung verliehen, fo ift 
nach biefer Beſtimmung das Theilnehmungsrecht feftzufegen, und es fommt 
auf die eigene, oder mit anderen, als ben thellenden ZTheilnehmern in Ge: 
meinfchaft befinpliche Hütung des Berechtigten nicht an. 

8. 48. Iſt feiner diefer Fälle (88. 45—47) vorhanden, fo muß 
ein verhältnißmäßiger Theil des Viehftandes, mit welchem ber Berechtigte, 
er fet Miteigenthümer over Dienftbarfeitsberechtigter, die Hütung auszu- 
üben befugt ift, auf feine befondere Weiden ($ 44) zurüdgerechnet und 
nur nach dem dann verbleibenden Weberfchuffe feines berechtigten Viehſtan⸗ 
des, fein Theilnehmungsrecht bejtimmt werben. 

8. 49, Diefes Verhältniß tft nach dem Viehftande, und nach ber 
Zeit, in welcher nach einem Durchfchnitt von zehn Jahren die Berechtig- 
ten die zu theilende gemeine Weide, ihre befondere und mit Anderen ge- 
meinfchaftliche Weide behütet haben, zu beftimmen. 

F. 50. Sind über ven in den letzten zehn Jahren auf der zu thei- 
lenden Weide unterhaltenen Viehftand des Berechtigten Feine zulänglichen 
Nachrichten zu befchaffen, fo muß das Maaf, in welchem ibm feine be- 
fonderen Weiden anzufchlagen find, nach dem Verhältniffe ſowohl feines 
als des BViehftandes ber mitberechten Weivetheilnehmer zu ber Ergiebigkeit 
ſämmtlicher von ihnen betriebenen gemeinfchaftlichen und befonderen Wei⸗ 
den berechnet werben. 


(ee 10 (8 A Berlin (8 43), Miünfter (85 97 fg.), und ber landw. Reg. A. zu Frankfurt 


27. der 8 51 bezieht fih nur auf das Verhältniß ber Dienfiöarteitäbereihtigten 
zum Eigenthümer des Wdelantee, ut mehrer Servitutberechtigten unter fih: fo O 
v. 22. Dit. 1847 (3. Bd.2 ©.449). — Zum Berftänoniß biefes 8 müſſen bie *5 
cit. 88 105 n. 106 A.L. R. 1. in Verbindung mit den beiden eng dazu 
gehörigen 88 103 und 104 aufgefaßt werden. Dieſe 4 SS lauten: 
$. 103. Wirb durch Zufall oder höhere Gewalt die Befchaffenheit des mit der Hü⸗ 
tung belafteten Grundſtücks bergeftalt werändert, daß Die bisherige Anzahl bes Viehes nicht 
mehr darauf erhalten werben kann; jo muß der Berechtigte fi) eine Verminderung fet- 
nes vorzutreibenden Viehſtandes, nad; eben dem Berhältniffe, wie der Eigenthlimer 
ſelbſt, gefallen laſſen. 

8. 104. Wird für die Hütung etwas an Gelde oder Naturalien entrichtet: ſo 
muß, in dem angeführten Falle dieſe Abgabe verhältnißmäßig heruntergejegt werben. 

105. Iſt aber bie Anzahl des Viehes von Seiten des Berechtigten beftimmt : 
fo if eine nothwendig geworbene Verminderung bes Viehſtandes zuerſt ben Cigen- 
tbiimer des belafteten Grundſtücks. 

8. 106. Sat ber Eigenthilmer feinen Biehftand durch neue Wirthichaftsanftalten 
dergeftalt vermehrt, daß die Hütung für bie bisherige Anzahl bes Viehes nicht mehr 
binreicht: jo muß er ben Ausfall auch alsdann, wenn die Anzahl des Viehes von Sei- 

_ ten bes Berechtigten nicht beftimmt war, allein tragen. 
Danach und nad) $51 h. 1. kann ein einfeitiger Kutungsberedhtigter, dem bie 
Berechtigung rar eine beſtimmte Stückzahl Vieh verliehen if, volle Abfinbung 
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$. 51. Beruhet die Berechtigung des abzufindenden Theilnehmers 
auf einem Dienftbarfeitsrechte und ergiebt fich, daß die nach SS. 48 fi. 
berechnete Vergütung, mit Inbegriff der befonderen Weide bed Berechtig- 
ten für feinen berechtigten Viehſtand unzureichend fein würde, fo tft fein 
Theilnehmungsrecht bis zur Zulänglichleit des Bedürfniſſes zu erhöhen. 
Diefes findet unter den 58. 105 und 106 it. 22. Thl. J. des A. L. R. 
beftimmten VBorausfegungen auch dann Anwentung, wenn die Weide für 
den Eigenthlimer unzulängljch fein follte; außerdem aber muß der Berech— 
tigte eine Verminderung feines VBiehftandes nach eben dem Verhältniſſe, 
wie der Eigenthümer, fich gefallen laſſen. 

b) Beim Plaggen-, Heide» und Bültenbieb. 

F. 52. Der Umfang der Berechtigung zum Plaggen⸗, Heide⸗ umd 
Bültenhieb wird, in fofern fie zum Zwed der Düngung ftattfindet, bei 
ben mit Aeckern, Wiefen und Gärten angefeffenen Berechtigten, nach dem 
Bebürfniffe ver Düngung in der jeden Orts bergebrachten Beitellungsart 
beftimmt. Davon werben jedoch bie eigenen Mittel zur ‘Düngerbereitung, 
bie jeder an Stroh, Schilf 2c. hat, abgerechnet. 

Wo diefes Hecht auf Gemeindeweiden von den gefammten Hütungs⸗ 
berechtigten ausgeübt wird, iſt baffelbe nach erfolgter SChellung der Weide, 
als von felbft durch Kompenfation erlofchen, anzufehen. 

$. 53. Bei Berechtigten, die mit vergleichen ($. 52.) Grundſtücken 
nicht angefeffen find, wird dieſes Theilnehmungsrecht nach dem Bedürfniſſe 
der Streue für die Viehzahl, die fie auf die zu theilende gemeine Weide 
zu bringen befugt find, beftimmt. 

8. 54. Bezweckt das vorgebachte Recht ($. 52.) die Feuerung, fo 
erhält es feine Beſtimmung durch das Bedürfniß des Berechtigten an 
Fenerung, wovon jedoch die eigenen Feuerungsmittel an Holz, Torf zc. 
abzurechnen find. 

F. 95. Enthält das Necht zugleich die Befugniß zum Verlauf, fo 
ift der Umfang diefer letzteren Befugniß nach dem, in ven letzten ber 
Einleitung der Auseinanberfegung unmittelbar vorhergehenden zehn Sabre 
im Durchfchnitt verfauften Betrage zu beftimmen. 

7) Thellungs-Örunpfäge. | 

8. 56. Die Aufhebung der Gemeinheit wird dadurch bewirkt, daß 

ben fich auseinanderſetzenden Theilnehmern, an bie Stelle ihrer Berechti⸗ 


für lettere, fo weit die Weidemaſſe reicht, und reſp. zu biefem Behufe! vie un- 
bedingte Verminderung des vom Eigenthümer bes belafteten Grunbftläds vorzutreiben- 
ben Biehftandes nur dann verlangen, wenn er nahweift: entweber, daß ber Fall 
bes 8 103, oder, baf der Fall des 8 106 A.L.R. I. 22 vorliegt: fo RR. 3. Bp. 11 
° ıb \ 28 (unter Aenderung des früheren Grbf. 272) nnd conform OT 3. Bd. 12 
88. 52 bis 55. 

28. Wegen ver Ausdehnung biefer 88. auf die durch Art. 1 des Ergänz.⸗G. v. 
2. März 1850 erft fir ſelbſtſtändig ablösbar erklärten Rechte zur Nutung von Schilf, 
Binfen und Rohr, zum Stoppelharten und zur Torfnußung und ver 88 52 und 54 auf 
Streu- und Brennholzrechte |. Art. 4 1. c, und n, dazu, 
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gungen eine angemefjene Entfchäbigung zur ansfchließlichen und freien Ver- 
fügung überwiefen wird. 

8. 97. Eine Entſchädigung, in deren freiem Gebrauche der Em- 
pfänger gebinbert fein würde, ift feiner anzunehmen ſchuldig. 

8. 58. Auch kann eine Entfchäpigung, welche eine Veränderung ber 
ganzen biäherigen Art des MWirthsfchaftsbetriebes des Hauptgutes nöthig 
macht, feinem Theilnehmer aufgebrungen werben. 

8. 59. Für folche Veränderungen find zu achten: 

1) wenn eine bisherige Aderwirtbfchaft in eine Viehzüchterei verwan⸗ 
belt werben müßte und umgekehrt, oder wenn eine von beiden bie Hcupt- 
fache war, folche aber fünftig nur Nebenfache werden würbe; 

2) wenn ein Hauptzweig ber Wirthfchaft, ver im überwiegenven Ver» 
hältniſſe zu den übrigen ftand, ganz ober größtentheild aufgegeben werben 
müßte, oder doch nur durch Anlegung neuer Yabrikationsanftalten erhalten 
werben fönnte; . 

3) wenn ein gefpannbaltender Aderwirth folches fernerhin nicht mehr 
halten könnte, und feine Ländereien mit der Hand bauen müßte, ober 
umgefehrt. 

Andere Veränderungen in ber bisherigen Art des Wirthfchaftsbetriebes 
fommen mur infofern in Betracht, als fie von gleicher und größerer Er- 
heblichkeit ſind. 

$. 60. Unter dieſen Vorausſetzungen (88. 57. und 58.) kann bie 
Entſchädigung in Land, Rente, Naturalletftungen und Kapital beftehen. 

8. 61, Die Landentfchädigungen müffen die aus der Gemeinheit 
ſcheidenden und barin bleibenden Theilnehmer möglichft in einer zufam- 
menbängenben wirtbfchaftlichen Lage erhalten. " 

8. 62. Iſt diefe ohne Verkürzung einzelner Theilnehmer und ohne 
Aufopferung überwiegenber Kulturvortheile nicht zu erlangen: fo kann fich 
feiner entbrechen, eine Landentſchädigung in getrennter Lage anzunehmen, 
in fofern fie den allgemeinen Beftimmungen (88. 57. und 58.) entfpricht, 
und eine zwedmäßige Bewirthſchaftung geftattet. 

8. 63. Auf jeven Fall muß der Empfänger fie bei dem Gute, zu 
—— ſie angewieſen worden, zu dem ihm angerechneten Werthe, nutzen 
önnen. 

8. 64. Grunbftüde, welche feiner Gemeinbeit unterliegen, müſſen, 
wenn ber Eigenthümer fie anbietet, und dieſelben in den Auseinanber- 
fegungsplan paffen, zwar angenommen, Tönnen ihm aber nicht abgebruns 
gen werden. 

8. 69. Eben dies gilt von dem auf fremden Feldmarken gelegenen 
Grundſtücken, welche zu der Gemeinheit, von deren Aufhebung bie Rebe 
ift, nicht gehören. 


— — — — —— — — — 


SS. 64 bis 67. 
29, Hutfreie Gruudſtücke, auch wenn fie bei der Zufammenlegung der hutbelafte- 
fien Flächen ver nämlichen Feldmark weſentlich zur Berbefferung ver Plantage gereichen 
wilden, bürfen dennoch ben Eigenthlimern nicht abgebrungen werben, (auch dann nicht, 
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8. 66. Der Regel nach muß jeder Thellnehmer durch Land abge 
funden werben. 

8. 67. Er muß jedoch für einen Ausfall in ver Güte einen Zu- 
faß in ver Fläche annehmen, auch eine Austawfchung von Grundftüden ver 
einen gegen Grundſtücke von einer andern Gattung fich gefallen laſſen, in- 
fofern dadurch die Bedingungen der 88. 57. und. 58 nicht vereitelt werben. 

8, 68. Letzteres findet inſonderheit auch in Rückſicht derjenigen 
Thellnehmer ftatt, die eine Hütungs - Dienftbarfeit oder Schäfereigerechtig- 
feit haben. 

8. 69. Kann nicht allen Theilnehmern, dem Zwecke der Auselnan- 
berfegung gemäß, eine mwirthfchaftliche Lage ihrer Ländereien verfchafit 
‚werben, fo müſſen viejenigen, welche nach dem Ermeſſen der Auseinander- 
feßungsbehörbe dazu geeignet find, jeboch nach der ihnen Hierbei freiftehen- 
den eigenen Wahl, entweder die ihnen ohne Abbau anzumweifenden Länbe- 
reien ber minder bortheilhaften Lage derfelben ungeachtet annehmen, oder 
gegen Entſchädigungen einen Abbau fich gefallen laffen, wenn ber vierte 
Theil der hierbet interreffirten Theilnehmer (nach den Antheilen berechnet) 
ihn verlangt. 

8. 70. Erhalten fie eine Entſchädigung, welche nicht allein ven 
Erſatz der Gebäube, der Befrieigungen, des Gehöfts, des Gartens und 
der darin befinblichen Bäume, fondern auch den Erfaß der Kulturmängel 
und bes temporellen Ausfalles an Früchten enthält, fo find fie verpflichtet, 
bie bisherigen Gebäude, nebſt Gehöfte und Garten venjenigen, die ben 
Schaden erfegen müſſen, zu überlaffen. 

F. 71. Begnügen fie fi aber Lediglich mit ben Baukoſten ber 
Wohn⸗ und Wirthfchaftsgebäude nach Abzug des Werths der bisherigen 
Gebäude ; fo verbleiben dem Abbauenden pas bisherige Gehöfte und Gar- 
ten nebft Gebäuben. 

. 72. Die RKoften des Abbaues (88. 70. und 71.), müfjen von 
allen Auseinanberfekungs - Theilnehmern, welche daraus Bortheil haben, 
einfchließlich des Abbauenven, nach Verhältniß ihres Vortheils, aufgebracht 
werben. 

8. 73. Die Rente wird in Roggen beftimmt, jedoch wenn fich bie 
Theilnehmer nicht anderweit vereinigen, in Gelde abgeführt. Bei ber 


wenn '/s ober mehr der Betheiligten damit einverftanden ift) mit Ausnahme des Falles 
des 8. 86 Ablöſ.G. v. 2. März 1850 bei laffitiihen Grundftüden: fo AR. 3. Bd. 12 
©. 394. — Außerdem f. zu dj. 88 den 8 3 des Ausführ.-©. v. 7. Juni 1821 (A. IX) 
und. die ei ap 


88. 69 bis 72. 

30, Der auf dem Abbau angelegte Plan muß nad 88 69 und 71 im ber Regel 
alternativ projectirt werben, fo daß ter berauszulegende Interefjent Die Wahl hat zwiſchen 
einer volllommneren Blanfage fir den Fall tes Abbaus und einer minber volllommmen 
für ben Tall, wenn er nt abbauen will: jo IMR v. 6. Juli 1831 (Kochs Agr. G. 
Aufl. 4 S. 157, L. u. v. R. J. S. 353). 


88. 73 und 74, 
31. Diefe 88 find durch Art. 7 des Erg.Geſ. v. 2.März 1850 für alle nad 











A. VII. a. Gem.Th.O. vom 7. Suni 1821 8 73—76. n. 32—33. 267 


Berechnung bed Roggens auf Gelb, werden bie lettten 14 Jahre berge- - 
ftalt zum Grunde gelegt, daß die zwei theuerften und bie zwei wohlfeifften 
berfelben weggelafjen werben, und aus den dibrig bleibenden 10 Jahren 
der Durchſchnitt ver Martinimarftpreife gezogen wird. Diefer durch⸗ 
ſchnittliche Geldbetrag ift für den nächſten Zahlungstermin zu entrichten. 
Für das darauf folgende Jahr aber foll der Geldbetrag beftehen aus neun 
Zehntel des vorhergehenden Gelobetrags und einem Zehntel desjenigen 
Werths, welchen der ausgemittelte Roggen-Betrag nach dem durchſchnittli⸗ 
hen Martini⸗Marktpreiſe diefes folgenden Jahres haben wird. Auf gleiche 
Weife foll der Betrag der Geld-Rente für jedes der nachfolgenden Jahre 
fortfchreitend berechnet werben. 

8. 74. Unter Martint-Marftpreifen (8. 73.) werben biejenigen ver- 
ftanden, welche im Durchfchnitt der zwei, dem Martini⸗Tage zunächft Tie- 
genden Wochen ftattgefunden haben. Ste find nach den Märkten berjenigen 
Orte zur beftimmen, welche hierzu nebſt dem ihnen zugehörenden Bezirk, 
von den Regierungen durch die Amtsblätter namentlich angegeben werden 
ſollen. 
8. 75. Die Rente iſt gegen Erlegung des fünfundzwanzigfachen, fir 
die laufende Periode ermittelten Betrags ablöslih. Es muß ſechs Monate 
vorher gefündigt werben; wenn jedoch der Berechtigte die Ablöfung ver- 
langt, fo muß er auf den Antrag des Verpflichteten fich eine Zahlung in 
mehreren Terminen, bie bis auf fünf Sahre vertheilt werben können, ge- 
fallen Taffen. 

F. 76. Die Rente genießt vor allen hypothekariſchen Forderungen 
baffelbe Vorzugsrecht, welches dem abgelöfeten Rechte felbft zuftand; 


deſſen Erlaß feftzufeßenven Abfindungsrenten dahin geändert, daß biefe fefte Gelbrenten 
fein müffen und daß felbft andere Abreden uuzuläffig find. Der $ 73 bat alſo 
nur noch file Die Gelbberehnung früher ftipulirter NRoggenrenten Bebeutung. — Für bie 
Ermittelung bes Geldwerths ber abzuldfenden Rechte enthält weder bie Gem.- 
Tb.-D., noch das Erg.G. eine fpezielle Beſtimmung. Nah 8 88 h. 1, gefchieht die Ab⸗ 
ſchätzung nach dem Ertrage, den die Sache jedem Beſitzer gewähren kann, aljo auch bie 
Preisbeſtimmung nad) einem fachverftändig zu arbitrirenden Durchſchnitte, ohne daß 
der 14-jährige maaßgebend ift. 


32. Diefer 8. bat nur noch in Betreff derjenigen Gem.-Th.-Renten Bebeutung, bie 
vor dem Erlaß des Erg.Geſ. v. 2. März 1850 feftgefeßt find. Hat fi bei dergl. 
Kenten ber Berechtigte des Kündigungsrechts begeben, fo unterliegen fie ber 
Arldfung „nach dem Abldf.:®. v. 2. März 1850” (j. veffen 8 54), d. h. gemäß 
$ 64 deffelben, fofern aber erft nah Ende des Jahres 1859 auf ihre Ablöfung pro: 
bocirt ift, gemäß 8 3 des ©. v. 26. April 1858 [f. in n. 24. zu $ 56 des Rentbank⸗ 
Gel. vom 2. März 1850 (A. V.)] Andernfalls gilt für dieſe Renten der 8. 56. 
tes Abloͤſ⸗G. v. 2. März 1850), wonach der Berechtigte Die Ablöfung Durch die Renten: 
bant (zum 20. Betrage) verlangen kann, wenn der Verpflichtete nicht die Abldfung nad) 
ben Beitimmungen des Vertrages vorzieht; — aber auf jene Art der Ablöfung hat ber 
Berechtigte feinen Anfpruch mehr, falls er nicht bis Ende des Jahres 1859 darauf an- 
getragen hat (j. 8 2 bes cit. ©. vom 26. April 1858). — Wegen der nad Erlaf Des 
Erg.-®. v. 2.März 1850 fefigefegten Gem.⸗Th.⸗Renten ſ. Art. 8 dj. ©. (A. VII s.) 


33. A bie Stelle ver eingellammerten Schluß-Worte it 83 des ©. ». 29. Juni 1835 
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[zur Erhaltung deſſelben muß jedoch der Verechtigte bei Vermeidnng ber 
in den Gefeten beftimmten Nachtheile binnen Sahresfrift vom Tage der 
Beftätigung des Nezeffes gerechnet, die Eintragung in das Hypothelen⸗ 
buch des verpflichteten Grundſtücken — 
. 77. Eine Entſchädigung in Rente ($. 73) muß dann angenom⸗ 
men werben, wenn 
2) einem DienftbarfeitSberechtigfeiten eine Entſchädigung in Land ber- 
geftalt nicht gegeben werben Tann, daß er es zu dem abgefchäßten 
Werthe zu nußen vermag; 
b) wenn er dadurch in den Stand geſetzt wird, fich bie Nugung, bie 
daburch abgelöft wird, zu verfchaffen. 

$. 78. Andere jährliche Natural: Abgaben, welche in Art und Maaß 
genau zu bejtimmen find, und aus den Erzeugniffen des verpflichteten 
Guts müſſen geleiftet werben können, finden nur zum Erfat vorübergehen- 
ber Nachtheile der Auseinanderfegung, namentlihd zum Erſatz von einft- 
weiligen Ausfällen an bem bei ver Ausgleichung vorausgefegten, Er- 
trage ftatt. 

$. 79. Arbeitshülfen Können für die zu gleichem Zwecke erforberli- 
chen Berbefferungs-Arbeiten auf höchitens zwölf Jahre vorbehalten werben. 

8. 80. Können die Naturalabgaben (8. 78.) aus den Erzeugnifjen 
des Gute nicht genommen werben, fo muß dafür eine Entſchädigung in 
Gelbe geleitet und angenommen werben. 

8. 81. Diefe Entfehäpigungsart muß auch geleiftet werben, wenn bie 
Naturalabgaben aus den Erzeugniffen des Guts genommen werben fönnen, 
imgleichen wegen ber Arbeitshüffen 8. 79., fobald in dem einen over an- 
deren alle der Berechtigte fie worzieht. 

82, Wechſelſeitige Dienftbarfeiten gleicher Art werben durch 
Kompenfation aufgehoben. 

8. 83. Hat jedoch ein Theilnehmer ein befonberes Vorrecht, ober 
findet ein anderes DVerbältniß der Theilnahme an den Nutungen ver ges 
genfettigen ‘Dienftbarfeit ftatt, al8 das Verhältniß ver wechſelſeitigen Dienft- 





— — — 


(A. XII; getreten, wonach die Gen.-Komm. jetzt von Amtswegen bie Eintragung ber 
Renten zu beantragen haben. 


34, "Die Borausfegungen filr bie Renteentſchädigung ber a ae 
im $ 77 unter a. ımb b. find nicht disjunktiv, jondern fu mmlatio zu verſte 
Der 877 enthält nicht Fälle, in benen ber Berechtigte im Intereſſe des Belafteten Rente 
annehmen muß, jonbern eine Vorſchrift für die Anlegung des Auseinander: 
fegungsplans in folden befonders fchwierigen Fällen, wo bie Mittel zur 
Abfindung der Dienftbarkeitsberedhtigten beſchränkt find, bie Gemeinheits: 
aufbebung aber doch zum Austrage gebraht werben muf. So RK. 3.8.11 
Grdſ. 695 (abweichend von der rühren Anfiht 3. Bd. 3. ©. 283g.) Bol. Art. 10. 
Erg. —D 2. März 1850 A. VII. 


35. Diefer 8 findet auch Anwendung, wenn auf einer Seite Feld⸗ auf der anderen 
Seite Wald-Hutung ſich gegenüber ftehen: jo RK. 3. Bd. 11 GErdſ. 660. 
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barkeit unterliegenden Grunpftüde, fo müffen pie Theilhaber nach dem 
Betrage ihrer Nutungen und Rechte ausgeglichen werben. Die Kompen- 
fation gefchieht alfo in dieſem Falle nur, infowelt die gegenfeitigen 
Nugungsrechte gleich find, und ber Ueberfhuf muß befonders vergütet 
werben. 

F. 84. Iſt über die Beibehaltung wmechfelfeitiger Dienftbarfeiten, 
welche mit dem Zwed der Auseinanderfegung nicht beftehen können, nichts 
verabredet, fo find fie nach vollzogener Thellung, felbit in dem alle, 
wenn das $. 83. gebachte verſchiedene Theilnehmungs⸗Verhältniß ftattfin- 
bet, fir aufgehoben zu achten. 

. 85. In biefem Falle darf daher auch fir eine Schäferet-Gerech- 
tigfeit, wofür Leine befondere Abfindung verlangt worden, keine beſondere 
Entſchädigung gewaährt werben. 

[F. 86. Wenn einſeitige Dienſtbarkeitsberechtigte auf Auseinander⸗ 

ſetzung antragen, fo müſſen fie ſich jede, dem Belaſteten beliebige Ent- 
ſchädigungsart, fie ſei Land, Rente oder Kapital, gefallen laſſen. 


F. 87. Bei der Beſtimmung des Werths des Grund und Bodens 
werden die Gegenſtände der Regel nach in dem Zuſtande angenommen, in 
welchem fie ſich zur Zeit der Auseinanderſetzung befinden. Nur in Rück— 
fiht des Forftgrundes findet nach 8. 132. eine Ausnahme ftatt. 

$. 88. Die Abfehägung gefchieht nach dem Nuten und Ertrage, 
welchen die Sache jevem Befiger gewähren Tann. 

8. 89. Dabei fommt ver neuefte Düngungszuftand nicht in Alte 
ſchlag; vielmehr bleibt diefer, d. i. derjenige Dünger, welcher die örtlich 
übfihen Saaten noch nicht getragen hat, gleich den übrigen auf perlopifche 
Nugungen fchon verwendeten Beftellungskoften, Gegenftand befonderer Ver- 
gütigung, welche dem Abtretenden von dem Empfänger zu leiſten ift. 

$. 90. Jeder Theilnehmer muß nicht nur für den, nach 88 88 u. f. er- 
mittelten Werth, fondern auch für dem Unterfchied in ber Entfernung und 
für andere Vortheile der Lage entfchädigt- werben. 

$. 91. Bei dem Anfchlage ver Berechtigungen, muß auf den Um- 
fang des Rechts an ſich und auf die landübliche, Irtlich anwendbare Art, 
bajfelbe zu benugen, Nüdficht genommen werben. 

8. 92. Es hat alfo weder die Fahrläffigfeit eines oder bes andern 
bisherigen Beſitzers, noch deſſen ungewöhnlicher Fleiß in der Benutzung 
des Rechts auf d bie Werthbeftimmung Einfluß. 


— — — — —— — — — — — — 


. 86. 
er Diefer 8 ift aufgehoben durch Art. 9. Erg. Geſ. v. 2. März 1850. (A. VII. 3.) 


37. Der Anſpruch auf Vergütung des neueften Düngungszuftandes ift rein perfän- 
Fr und — durch Veräußerung des Grundſtücks nicht verloren: fo RK. 3. Bd. 11. 
Ördf. 66 
Ss. 91 bis 93. 
38. Für eine zur Abldfung geftellte, als Servitut beſtehende Holz gerechtſame barf 
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8. 93. Nach dem folchergeftalt ausgemittelten Exrtrage muß ber 
Regel nach jeder Berechtigte abgefunden werben. 


8. 94. Hat jedoch ein Dienftbarfeits-Verechtigter auf Ausetnanber- 
feßung angetragen, fo hängt e8 von der Wahl des DBelafteten ab, ob er 
ihn nach dem Nutungs-Ertrage ver Dienftbarkeit, oder nach dem Vortheil, 
welcher dem Belafteten aus deren Aufhebung erwächlt, entfchähigen will. 


8. 95. Jedem Thellnehmer müſſen zu feinen Grundſtücken pie er- 
forderlihen Wege und Triften verfchafft werben. 


$. 96. Der zu deren neuen Anlage erforderliche Grund und Bo- 
ben muß von allen Betheiligten nach Verhältniß ihres Theilnehmungs⸗ 
rechtS bergegeben werben, und ber Beitrag jedes einzelnen wird ihm auf 
feine Abfindung angerechnet. In eben dem DVerhältniffe muß jeder Theil⸗ 
nehmer zur Anfertigung und Unterhaltung beitragen. 


. 97. Eben biefes (88. 95. und 96.) findet in Rüdficht ver Ent- 
wäfferungs-Gräben, ohne welche der Boden den Ertrag, zu welchen er 
— worden, nicht gewähren kann, und in Rückſicht der Gränzgrä⸗ 
en Itatt. 

8. 98. Jeder Theilnehmer Tann verlangen, daß ihm die unentbehr- 
liche Mitbenukung ver Gewäffer auf den auselnanvergejegten Grundftüden, 
vorbehalten, und dieſe fo ausgewiefen werben, wie es zu biefem Zwecke 
für beide Theile am bequemften iſt. Werden zu dem Behuf zwedmäßige 
neue Trankſtätten angelegt, jo finden bie Vorjchriften der 88. 95. und 96. 
Anwendung. 


‚$. 99. Die vor der Auseinanderfegung ſchon gemeinfchaftlich be- 
nutzten Lehm⸗, Sande, Kall- und Mergel-Gruben, Kalk⸗ und andere Stein- 
brüche bleiben zur gemeinfchaftlichen Benutzung auch ferner vorbehalten, 
in fofern die Theilnehmer deshalb nicht durch Ueberweifung befonberer 
Borräthe diefer Art ausgeglichen werben können. 


‚100. Einhegungen und beren Unterhaltung Tönnen auf Koften 
ſämmtlicher Theilnehmer nur in dem Falle verlangt werben, wenn über 
die Grunpftüde eines Betheiligten oder an benfelben vorbei ſchmale Trif- 
ten, auf welchen das Vieh durch die Hirten nicht zufammengehalten wer- 
ben kann, vorbehalten werben müſſen. 


His) ! grins w oder Torf, als Erfahmaterial, in Rechnung geftellt werben: fo AR. 3. 
8. 94. 

39. Diefer 8 ift auf die ablösbaren Forſt-⸗-Dienſtbarkeiten beſchränkt durch Art. 9. 

des Erg.G. v. 2. März 1850. (A. VIL ».) 
88. 95 bis 100. 

40. Für den auf Kirden, Pfarren und Schulen fallenden Theil des Aufmwan: 
des für Anlegung unb Unterhaltung von Wegen, Zriften, Gräben ec. müſſen nad ben 
geſetzlichen Vorſchriften bie Nießbraucher auflomnien: ſo JuKMX. v. 8 Iuni u. 
31. Aug. 1842 (VBMBl. S. 226 u. 346). — Wegen der Wege ſ. n.8 zu89 Aus» 
führ.:®. v. 7. Suni 1821 (A, IR). 
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8. 101, Bei: der erften auf einer Dorffeldmark eintretenden Gem.- 
heil. foll zu der Schuffehrer-Stelle fo viel Gartenland, als einfchließlich 
bes bisher befeffenen, zur Haushaltung einer Familie von ver 8. 41 
Buchſt. b. angegebenen Stärke und zur Sommerftalffütterung und Durch⸗ 
winterung von zwei Haupt-Rindvieh erforverlich ift, In zweckmäßiger Lage 
angewiefen werben; dagegen aber auch bie der Stelle bisher zuftändig ge- 
weſene Wetveberechtigung auf den Grundftüden ver Dorfgemetne auf- 


hören. 

F. 102, Iſt jevoch die bisherige Befugniß des Schullehrers größer, 
als im 8. 101. bejtimmt worden, fo muß er nach bem ganzen Umfange 
feines Theilnehmungsrechtes abgefunden werben. 

8. 103. Die Beitimmung ver Entſchädigung und ber Grundſtücke, 
welche jever Theilnehmer durch die Auseinanderfegung erhalten foll, ge- 
ſchieht durch die Auseinanderfegungs-Behörde. 


s$. 101, 102. 

41, Diefen SS find vorangegangen die AKO. v. 28. Sept. 1810 wegen Dotirung 
der Landfchullehrer auf den Königl. Domeinen (Kochs Agrargel. zu 8 44 des Land-Eul- 
tur⸗E.), nach welcher „ven fchlechteren Landfchullehrerftellen, fowie folches bei den vorkommen: 
ten Gem.-©, bereits ftattfindet, auch bei ven Gemb.-Auseinanderf. in den Domainen: 
gütern in der Kurmark, Neumark, Bommern und Schlefien 1 bis 2 Magd. Morgen, 
in Weftpr., Oftpr. u. Litthauen aber 1 Kulm. Morgen guten Landes und in fchlechtem 
Boden verhãltnißmäßig mehr zugetheilt werben“ follen, ferner 8. 44 des Landescult.⸗E. 
vom 14, Sept. 1811 (A. U.) und die AKO. v. 5. Nov. 1812 (G.S. ©. 194), 
welhe anorbnet, daß in die Gem.⸗Th.⸗O. die Beſtimmung der erftgebachten KO. aufge- 
nommen werbe, 

42. Die für die Anwendung ber 88 101 und 102 von ben Minift. und Spruch— 
behörden angenommenen GErdſ. ſ. in 3.8.2. S.175— 19, 3157. Bd. 11 Grdf. 
666 — 674, und Bb. 14. ©1378 (unter I, Nr. 16). Es find im Wejentlichen fol: 
gende; 

a. Die „erfte" Gem.Th. (8 101) if die nah der Publifation der Gem.- 
Th.⸗O. zu erſt eingeleitete, wenn auch fchon vorher eine theilmeife Aufhebung ber 
Gemeinheit flattgefunden bat: jo IMX. v. 31. Juli 1823 (Kochs Agrarg. zu $ 101) 
und vd. 15. Okt. 1823 (3. Bd. 2 ©. 192). — Wenn mehrere Dorfichaften auch eines 
Eemeindebezirks zu einer Schule gehören, fo ift die Schulbotation bei der erften Gem.- 
zb. auf derjenigen Feldmark auszumetjen, welche zu der Dorffcaft gehört, in welcher bie 
Schule ihren Sit hat: jo RR. u. DOT. 3. Bd. 16. ©. 58, 

b. Unter „Gemeinbeitstbeilung” ift un 8 101 nur folche verftanden, bei ber ein 
Landumtauſch vorlommt: jo IMR. v. 29. April 1837 u. KMR. v. 4. Yuli 1839 
- (Ann. Bd. 21. ©. 387, Bd. 23 ©. 606, Koch Agrar-©. zu 8101, L. u. v. R. J. S. 364 fg.) 
Der weitergehende $ 66 Nr. 4 des Regnl.⸗G. für Poſen vom 8. April 1823 ift Durch 
Abloſ. Gef. vom 2. März 1850 (8 1 Nr. 10) aufgehoben. 

ce. Die „Schullehrerftelle muß bereits bei Einleitung des Gem.-Th.-Berfahrens 
vorhanden fein. Auf fpäter errichtete oder zu errichtende ift nicht zu rüdfichtigen: jo RR. 
Bd. 16 ©. 374 u. OL. Eutſch. Bd. 46 S. 276 fg. u. BMBl. v. 1862 ©. 57. 

d. linter ber Borausfegung zu c. ift die Dotation auch für zwei am Orte ber 
Gem.-TH. für die daſelbſt befindlichen Kinder vorhandenen Schullehrerftellen — fie mögen 
an 1 oder 2 Schulen befteben — ohne Unterſchied ber Konfeifion zu gewähren: fo RR. 
n. DI. 3. Bb.2 ©. 177, 315 und BMBl. v. 1858 ©. 226 u. v. 1862 ©. 57 und 
Ju. MX. v. 16. Juli 1830 (3. Bd. 2 5.176). — Sogen. Kinberlehrer (in ber 
Provinz Sachfen) haben feinen Anſpruch auf Dotation: jo IMR. v. 21. Sept. 1838 


272 .A. VIL a. Gem.-Tb.-O. vom 7. Juni 1821. $ 104—106. n. 42.3, 


8. 104. Ste muß fich nach obigen Vorfchriften achten, und mög- 
lichft verhüten, daß fein Theil gegen ben andern verfürzt und in feinen 
Nutzungen geſchwalert werde. 

F. 105. Bei der Beurtheilung deſſen iſt jedoch nicht auf einzelne 
Stücke und Rubriken, ſondern auf den ganzen Umfang der Wirthſchaft 
eines jeden Theilnehmers, fo wie fie vor und nach ber Theilung ſich ver⸗ 
halt, Rüdficht zu nehmen. 

S. 1 Der Gebrauch des Loofes ift Behufs dieſer Ausein- 
anderfegung nur in den, in dem A. L. R. Thl. L, Titel 11, 88. 570 
und 573 bemerkten Fällen, und unter den dort feftgeftellten Maaßgaben 


zuläffig. 


(3. Bd. 2. S. 192), Wohl aber au eine Schullehrerinftelle, vie bei der Einfei- 
tung der Gem.-Th. befand: ſo AR. 3. Bd. 16 ©. 370. 

e. Die Dotation iſt von allen Gem.-Th.-Interefienten berzugeben, auch von ber 
Gutsherrſchaft und Domaine, wenn fie zu jenen gehören: fo IMmRek.⸗Beſcheid vom 
25. Januar 1841 [3. Bd. 2 S.184 fg.) [entgegen dem früheren IMR. v. 17. Juli 
1822 u. 12. Nov. 1824 (Roc, Agrarg. zu $ 101), in benen bie Ortsgemeinde allein, 
als dotationspflichtig, erachtet war]. 

f. Die Lanbbotationen der Schulen find in möglichſter Nähe der Schulſtelle 
und in Garten land auszumeifen und genügen unter dieſen Borausfekungen 3 bis 5 
Morgen: jo IMR. v. 28. Ian. 1842 (VMBl. ©. 42) n. R.d. MdHauſes v. 24. 
April 1843 (BMBI. S.179). 

g. Bei Bemeffung ber Landdotation ift das fonftige Einfommen der Schullehrerftel- 
en I in Anrechnung zu bringen: fo KMR v. 25. Ju ni 1831 (Koch Agr.G. zu 
8 10 


h. Eine erweiterte Landdotation ift nicht erforderlich, wenn Die bisherige bereits ben im 
$ 101 normirten Extragswerth erreicht: jo IMK. v. 8. Ott. 1841 (BMI. S. 292). 

i. Die Einbegung der Schulbotation und ber dazu nöthige Scheuer- und 
Stallreum ift nicht von den Gem.-Th.-Interefienten zu gewähren: jo IMR. vom 
23. Febr. 1823 u. 10. Ott. 1837 (3. 3b. 2. S, 194) und IMR. v. 8. Febr. 1843 
(VBMBL. ©. 54). 

k. Die Schulbotationsgrundftüde find in den 6 öſtlichen Provinzen, wenn fie 
titulo gratuito gewährt werben, grundfteuerpflichtig, wenn an Stelle bisher grund⸗ 
fteuerfreier Gerechtfame, grundfteuerfrei (die volle Orundfteuer bleibt bei der Gemeine): 
jo IMR. vom 10. Sept. 1824 (Kochs Agr.-©. zu 8 101) [gegen das frühere nom 
31. Juli 1823 (ebenda), welches fie für unbebingt grundfteuerfrei erlärte]; bie dazu ber: 
gegebenen Domainenländereien find aber frei von Grundſteuer nah ARD v. 17. Juni 
1826 (G.S. ©. 58) unter IV. u. IMR. vom 28. Aug. 1841 (BMBI. ©. 248). — 
In Weftphalen und Rheinprovinz find die Dotationen grumdfteuerfrei nah ARD. 
v. 28. April 1843 (BMBL. 1844 S. 294). — Nach den ©. v. 21. Mai 1861 Betr. . 
die auderweite Negelung der Grundſteuer (8.5: S. 253) $ 4 lit. e. find grundſtener⸗ 
frei die „bisher von der Grundſteuer befreiten” Grunbftüde, welche zum Bermögen 
ber Yen Schulen gehören. Es fommt fomit auf obige Unterfchiede auch jet noch an. 

. 106. 

42.3. Die bier cit. 88 lauten: 


8 
$ 570. Auch kann das Loos bei gemeinſchaftlichen theilbaren Sachen, als ein Mittel 
zur Entſcheidung, welchem unter den Intereſſenten biefer ober jener Theil zufallen folle, 
gebraucht werben. 
8 571. Im diefem Falle müſſen jedoch, ehe zur Verlooſung gefchritten wirb, bie 
Theile jelbft und was auf jeden berjelben kommen joll, burch Einverfändniß ber Inte 
refienten ober rechtsfräftiges Erkenntniß beftimmt fein. 
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$. 107. Bet Grunpftäden, welche in Natur nicht getheilt werben 
fönnen, welche durch die Theilung an ihrem Werthe verlieren mwürben, 
ober welche in einer Hand vortheilhafter als in der Verthellung benukt 
werben, findet Behufd der Auseinanderfegung der Theilnehmer, im Man⸗ 
gel einer Einigung, nur der öffentliche gerichtliche Verkauf ftatt. 

8 Von Forfttbetlungen. 

8. 108. Die vorftehenden allgemeinen Orumbfäge haben ber Regel 
nach auch bei der Aufhebung der Gemeinheit in Forſten Anwendung. 

$. 109. Die Naturaltheilung eines gemeinfchaftlichen Waldes tft 
ganz oder theilmelfe nur dann zuläffig, wenn entweber die einzelnen An- 
theile zur forftmäßtgen Benutzung geeignet bleiben, oder fie vortheifhaft 
als Aecker oder Wiefe benugt werden können. 


8. 107. u. 110. 

43. Ein Öffentlicher gerichtliche Verkauf von Grunbftüden nad) dieſen 88 kaun nur 
im Wege des Subhafl.-Verfahrens vom judex rei sitae veranlaßt und durch Abjubikatoria 
abgeichloffen "werben. Diefer dem $ 56 ALR. I. 17 und AGO. I 52 entfprechenbe 
Grundſatz geftattet aber, daß, wenn bie Intereſſenten ſich bei Gelegenheit der Gem. - Ip. 
wegen kãuflicher Ueberlaffung eines gemeinfamen Grundſtücks oder einzelner Theile beijel- 
ben mit einem Betheiligten oder Dritten einigen, ein folches Abkommen iu ben Haupt⸗ 
reeß aufgenommen, von der Gen.-Komm. beftätigt und zur Ausführung gebracht wird. 
Zum Reſſort ber Gen. Komm. gehört außerdem ſowol die Frage, ob ein öffentlicher ge⸗ 
richtlicher Verlauf einzuleiten, als auch bie Feſtſtellung und Genehmigung ber Kauf- 
kebingungen und ber Beſtunmung über die Vertheilung ber gelöften Bee, als zum 
Auseinanderfegungsgeichäft gehörig. So IJMR v. 24. Yulı 1840 (VBMBL. S.8319.) 


$$. 108 bis 140. (Forſttheilungen). 

44. Bon biefen SS behandeln bie SS 109 bis 113 die Theilung gemeinfchaft- 
iger Wälder, umb 88 114 — 140 die Ablöfung der auf Forften haftenden Grund⸗ 
“, 


45. Die „geitung eines mehreren Öemeinbegtiebern gemeinſchaftlich gehörenden Wal- 
des erfolgt nach den Vorſchriften der Gem.-Th.-O. durch die Auseinanberjegungsbehörben 
und wicht durch bie orbeutfichen Gerichte: fo ER. v. 2. Oft. 1858 (IMBl. 1858. ©. 94). 

46. Eine dem $ 109 zuwiberlaufenbe Einigung der Betheiligten ift nicht geftattet. 
Anders bie betr. Beſtimmung im $ 13 der Gem.:Th.-D. vom 19. Mai 1851 (An⸗ 
bang zu A. VI. a. u. =. unter I.) 

12. Ueber vie Begriffe „Terftmäßtge Zenutzug und „vortheilhafte Benutzung als 
Ader und Wieſe“ f. Ine, .u. 30. Ian. 1841 (VWWBl. S. 129 und 136). Im 
ben erſten ift zur Yorfmähigen Benutzung“ ein auf natürliche Befamung, 
angemefjene Schlagordnung und Leitung ſachverſtändiger Perſonen be— 
rechneter Betrieb im Großen gehörig erachtet, womit das IMR. vom 26. März 
1842 (BMB. ©. 83) zu II. übereinftimmt]; in dem zweiten ift ausgefprochen, baf bie 
Entſcheidung über die „vortheilhafte Benutzung als Acker oder Wieſe“ 
nicht allein von der Beſchaffenheit des Bodens, ſondern auch von dem Kulturzuſtande der 
Übrigen Grundſtücke der Intereſſenten, dem Preisverbältuifi zwiſchen Getreide, Viehnutzung 
und Holz ꝛc abhänge, und daß nur da, wo die Urbarmachung wahren Vortheil 
verfpeee, bie Snehmirtbi@aft ber höheren Kulturart weichen folle. 

Der 8 109 findet auf das fogen. Stüdenholz, d. h. die in die übrigen 
—— eingeſprengten Forſtfläͤchen einzelner Gemeindeglieder kei ne Auwen⸗ 
dung. eſe werben, wenn Hutungẽgemeinſchaft darauf ſtattfindet, ebenſo wie Aecker ober 
Wieſen ber Hutungsauseinanberfegung und des Umtaufches zur Erlangung 
wedmãßiger en. Es ıft dabei jedoch auf Konſervation des Holzbeſtandes 
kräftig zu halten. nd IMR. v. 26. März 1842 (VVBl. S.83) zu I und III. 

Greiff, Gel. ib. Lanb--Rult. u. landw. Bol. 18 
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F. 110. Außer biefen Fällen Tann die Auseinanderfegung der Mit- 
eigenthümer im Mangel einer Einigung nur durch Öffentlichen gerichtlichen 
Verlauf bewirkt werben. 

. 111. Sind die Anrechte der Miteigentbümer nicht nach Quoten 
beftimmt und beziehen fich dieſelben auf verfchievenartige Nugumgen, fo 
muß das Werthsverhältniß der Nutzungen jedes einzelnen Theilnehmers 
durch ‚Sachverftändige abgefchäßt werden. 

Die Theilung muß möglichft fo bewirkt werden, daß jeder 
Miteigenthümer ſeinen Antheil nicht allein vom Grund und Boden, mit 
Rückſicht auf die Verſchiedenheit der Güte, ſondern auch des ſtehenden 
Holzes erhält. 

F. 113. Iſt dieſes nach der Oertlichkeit nicht zu bewirken, fo muß 
derjenige, der einen Ueberſchuß au Holz erhält, im Mangel einer Einigung 
über deffen Bezahlung den Andern entweder durch Anweiſung eines ver- 
hältnigmäßigen Diftrifts zur Abholzung In angemefjenen Friften, oder durch 
Lieferung einer verhäftnigmäßigen jährlichen Quantität Holzes auf bejtimmte 
Jahre entfchäpigen. 

8. 114, Die Ablöfung der auf der Forft haftenden Grunbgerechtig: 
teiten Tann auch der Berechtigte unter ven 88. [86 und] 94 bemerften Ein- 
ſchränkungen verlangen. 

Findet ber belaftete Eigenthiimer einzelne Dienftbarleite-Be- 
rechtigte ab, fo ift er befugt, nach Verhältniß des Theilnehmungsrechtes 
bes Abgefunvenen, einen Theil des benugten Gegenftanbes der Mitbenugung 


— — —— — — 


§. 112 und 113. 

49, Auf die Dispofitionen des Eigenthümers über das von ihm nad) 8 113 mweg- 
genommene ober ihm gelieferte Holz oder die Geldentſchädigung dafür, Daß er es dem neuen 
Eigenthümer überläßt, finden bie 88 150 fgg. h. 1. wegen Kapitalabflubungen nit An- 
wendung, ba e8 fih nicht um bie Subſtanz, jondern um bie Nutzung des Grund und 
Bobens, banbelt, als welche ver Holzeinſchlag gelten muß. Dies —** jedoch nicht aus, 
daß bie Gen. - Komm. jolden Nebenverträgen über Holgverfäufe unter bebenffichen Um⸗ 
fländen nad $ 37fg. BO. v. 30. Juni 1834 (A.X.) bie Betätigung verfage, nament: 
li wenn biefe Berfäufe nach ber Vermögenslage des Waldeigenthlimers von ber Bebeu- 
tung find, daß Dabei die Bejorgniß einer Veeinträchtigung der Nealgläubiger (im Sinne 
des 8 441 URN. I. 20) obwaltet. So IMR. vom 22. Nov. 1835 (Koh, Agr. 
Geſ. zu $ 113) u. v. 4. Juni 1837 (Ann. Bb.21 ©. 385.) 

$. Die 88 112 u. 113 find analog auch auf bie ben einzelnen Auseinanderſez 
zungs » Intereffenten gehörigen zu Abtretung refp. Umtauſchung gelangenden Holzgrund: 
ftüde en: fo IMK. v. 21. Juni 1837 (Ann. Bd. 21. S. 386). 


b1. Nach Art. 9. des Erg.“G. v. 2. März 1850 (A. VI. 2.) ift für Forſt ſero.⸗Ablo 
jungen nur noch 8 94 in mobiflcirter Faſſung in Anwendung erhalten, $ 86 Dagegen 
en 


52. Diefer $ kommt nur dann zur Anwendung, wenn einzelne Dienſtbarkeitsberech 
tigte von dem belafteten Eigenthümer wirklich abgefunden werben, nicht aber auch dann, 
wenn Dienftbarfeiten buch Konfuſion erlofchen find: fo RR. 3. Bo. 11. Grdſ. 675. 
— Aus $. 115 folgt analog, daß der Servitutar bei Ablöfung feiner Gerechtſame ſich 
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der Äbrigen, noch nicht abgefundenen Theilnehmer zu entziehen, und bar- 
über frei in verfügen. 

$. 116. Bei ver Abfchägung einer Maftungsgerechtigkeit, tft bie 
drage: wie oft volle oder Sprangmaft eintrete? nach dem in ven lekten 
breißig Jahren ftatigefundenen Durchfchnittsnerhältniffe, und die Frage; 
wie viel Vieh, bei voller oder Sprangmaft gefeiftet werden könne? nad 
ber Durchfchnittszahl des in den drei letzten Füllen, beziehungsweife der 
vollen und Sprangmaft wirklich eingetriebenen Viehes zu beftimmen. 

$. 117. Der Maftungsberechtigte Tann nur eine Entfchäpigung in 
Rente (8. 77.) verlangen. 

F. 118. Unbeftimmte Holzungsgerechtigfeiten zum Verkauf find nach 
dem in ben legten, ber Einleitung ber Auseinanberfegung unmittelbar 
mmiehenden zehn Jahren, tim Durchichnitt verfauften Betrage zu be- 

mmen. 

$. 119, Unbeftimmte Öolzungsgerechtigfeiten, bie fich auf das Be⸗ 
dürfniß erftreden, find nach dem Gutachten Sachverftändiger auf eine jähr- 
lihe Duantität zu bringen. 

$. 120. Bet ver Abſchätzung des Banholzbevarfs tft nicht allein bie 
erſte Inſtandſetzung der Gebäude und die gewöhnliche Unterhaltung, fon- 
dern auch bie mögliche Beſchädigung berfelben durch Feuer zu berüdfichtt- 
gen. Sind die Gebäude des berechtigten Guts bei einer Feuer-Societät 
verfichert, fo wird bie Feuersgefahr nach dem Durchfchnitt der in ben letz⸗ 
ten, ber Einleitung der Auseinanderfegung unmittelbar vorhergehenden zehn 
Jahren gezahlten Feuer⸗Societätsbeiträge angefchlagen. Sind fie aber 
nicht werfichert, fo bleibt e8 dem Ermeſſen der Sachverftännigen überlaffen, 
die Beiträgefüge derjenigen Feuer⸗Societät, deren Erfahrungen auf ven gegebe- 
nen Fall werzugsweife Anwendung finden, bei dem Anfchlage zum Grunde 


den Werth derjenigen Nutzungen anvechnen laſſen muß, welche Anberen zur Zeit der 
Verleihung feines Rechts zuftanden: fo AR. 3. a a. O. GErdſ. 674. 
$. 120. (in Berbinpung mit ALR. I. 22 SS 208—210. 

53. Die einem Gute zuftehende unbeftimmte Bauholz gerechtigleit bezicht fich auf 
alles zum Bau, zur Unterhaltung und Wiederberftellung der vorhandenen Gebäude, fowohl 
in ihren Hauptbeſtandtheilen, als zum inneren, ihrer Beſtimmung entſprechenden Ausbau erfor- 
derberliche Holz, ohne Unterfchien, ob es vom Zimmermann over Tiſchler zu bearbeiten ift. 
— Sie erftredt fih auch auf die Auszugshäufer und Auszugsftuben der berechtigten Stel- 
in. — Zu den Baulichkeiten, die zur Bewirthſchaftung ber in Yolge einer Regulirung 
oder Separation dent berechtigten Gute zugefallenen Ländereien nöthig find, barf der be- 
iaftete Wald das Bauholz nicht hergeben. ©. 3. Bd. 11 Grdſ. 293, 294, 298, 299. 

54. Bei der Ahlöfung eines Bauholzrechts ift deſſen Werth nur nach dem Holz- 
bebilrfniffe ber berechtigten Gebäude für den zur Zeit ber Auseinanberfeßung noch 
beftehenden Maſſivbau zu ermitteln, wenn gleich vorher das Recht fi) auch auf das 
zum Fachwerkban erforberliche Bauholz erftredte: jo RK. 3. Bd. 11. Erdſ. 663. 

55. Die Bauholzrentenberechnungen erfolgten bis zum Erlaß des Erg.-©. v. 2. März 
1850 nad dem im $ 75 h. 1, beflimmten Zinsfage von 4 °/o und bie danach beredh- 
nete Progenttabelle ift bei Reg. durch R. des Minift. des K. Haufee v. 28. San. 1838 
(Ann, Bd. 22 ©, 53) mitgetheilt worben. Nachdem aber durch Art. 8 das cit, Erg.-©. 
der geſetzliche Rapitalifirungsfah von 5 Procent eingeführt it, fo kommt bie fünfpro- 
centige Bauholzrententabelle zur Anmwenbung, welche buch FMH. ra Juli 1850 
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zu legen. Beträgt alfo zum Beiſpiel nach dem Durchſchnitt der jührliche 
Betrag '/. Prozent der BVerficherungsfumme, und ber Werth des Holzes 
in den Gebäuden nach dem Einfaufspreife 1000 Rthlr., fo beläuft fich 
der er: ber Feuersgefahr auf 5 Rthlr. jährlich. 

8. Sind Gebäude ber Zerftörung oder der Beſchädigung burch 
bie Gewalt des Waffers ausgefegt, fo tft auch noch für dieſe Gefahr eine 
verhältnigmäßige Summe dem, nach $. 120. auszumittelnden Betrage Hin- 
zuzurechnen, welche von Sachverftändigen, nach der Größe der Gefahr, 
zufolge der bisherigen Erfahrung, zu beſtimmen ift. 

$. 122. Die Gefahr der Beſchädigung durch Sturm wird bei bie- 
fer Ausmittelung nicht berüdfichtiget, indem fie durch die Gefahren, wel- 
chen der Wald ausgefegt war, ausgeglichen wird. ⸗ 

8. 123. Wenn ber Holzungsberechtigte wegen Unzulänglichfeit bes 
Waldes oder feiner Beftände nach den Vorfchriften des U. L. R. Thl. J. 
Tit. 22. 88. 226 und 227 fih eine Einfchränfung in der Benugung fei- 
nes Rechts gefallen laffen muß, fo wird mit Rüdficht auf die Dauer bie 
ſes Zuftandes nach dem Ermeſſen der Sachverftändigen ein verbältnignd- 
ßiger Theil der Abfindung gefürzt. 

8. 124. Iſt der Holzberechtigte auf eine gewiſſe Holzart einge: 
ſchränkt, fo Tann feine Abfindung in der Regel nur nach dem Beſtande 
biefer zur Zeit ber Auseinanverfeßung bejtimmt werben. 

5. Iſt jedoch diefe Holzart ganz ausgegangen, ober erheblich 
vermden und der Eigenthümer zur Wiederanpflanzung derſelben verbun⸗ 
den; ſo ift bie Abfindung nach dem Umfange bes Rechts, mit Rüdjicht 
auf den, nach der Dertlichkeit zu erwartenden Anwuchs und bie bazu- er- 
forverliche ge durch Sachverftändige zu ermitteln. 

8. 126. Hat aber ver Eigenthümer ven Mangel durch feine Schulo 
verurfacht, fo kann auch in Rückſicht der Zeit, pie zum Anwuchs der an- 
zupflanzenden Holzart erforderlich ift, nichts gekürzt werben. 

[$. 127. Die Entſchädigung für eine Holgberechtigung ift, wern ber 
Belaftete auf die Ablöſung anträgt, der Regel nach in Land, mit An- 
rechnung der darauf befinplichen Holzbeftände, zu leiften, wenn foldyes 
zu einer forftmäßigen Holzbenutung, oder zur vortheilhaften Benutzung 
als Acer oder Wiefe geeignet tft. Außer biefen Fällen, und überhaupt 
in den Fällen bes $. 77. tft der Berechtigte fie in Rente anzunehmen 


verpflichtet ] 


(VB. vom 1854 ©. 152, 3: Bd. 8 ©. 49) den Reg. mitgetheilt und na als 
Be A A. XI. A. u. B. abgebrudt ift. Hpeher) 


55. a Die bier cit. 88 lauten: 

8 226. Der Holzungsberechtigte kann ben Eigenthümer bes Waldes von befien Se 
brauch) unter dem Borwanbe der Unzulänglichkeit Deffelben für ihre beiberfeitigen Bedürf 
niffe nicht ausichließen. 

8 227. Bielmehr muß, wenu dergleichen Unzulaänglichkeit wirklich vorhanden iſt, ein 
jeer von beiberlei Iutereffenten, eine nach dem Bebarfe der beiberfeitigen Wirthichaften 
verbäftuigmäßig zu beftimmenve Einſchränkung fich gefallen lafſen. 
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8. 128. Das Recht, vermöge deſſen bie Befiker von Aeckern, Wie 
fen und zur Forft nicht gehörigen Weide⸗Revieren verbunden find, das auf 
ihren Grundſtücken auffehlagende Holz, oder gewiſſe Arten veffelben bis zur 
Haubarkeit fortwachfen und von einem Dritten benugen zu laffen, tft auf 
ein Prozent des Werths der zur Zeit der Auseinanderfegung vorhandenen 
Holgbeftände abzufchägen, und wird durch deſſen Erlegung abgelöfet. 

F. 129. Außer dieſer Abfinbung erhält ver Berechtigte den vorhan⸗ 
denen Holzbejtand entweder in Natur durch Wegnahme, ober durch Em- 
pfang des tarmäßigen Werths deſſelben. Welche von beiven Abfindungen 
ftattfinden fol, beitimmt in Mangel einer Einigung bie Auselnander- 
ſetzungsbehörde nach ber vorzüglichen Nütlichkeit der einen ober ber andern. 

8. Neben dieſer Entſchädigung (88. 128 und 129) ift ver 
Berechtigte nicht noch eine befondere Entſchaͤdigung für die ihm etwa zu- 
ftehende Maftnugung zu fordern befugt; ftand aber dem Belafteten bie 
Maftnugung zu, fo muß er fich deren Betrag von feiner Entſchädigung 
fürzen laffen. 

8. 131. Bet der Ausmittelung der Entſchädigung ber Weideberech⸗ 
tigten in beftandenen Forſten, Tann die Weide nie höher abgefchäbt wer- 
den, als bei dem Holzbeſtande zur Zeit der Auseinanberfekung darin bes 
findlich ift. 

8. 132. Iſt die Forſt Schlecht beftanpen, jo kann ber Pegel nach 
nur biejenige Weidebenugung abgefchätt werben, welche bei einem mittel- 
mäßigen Beftande der Forft ftattgefunden haben würde. 

. 133. Hat aber ver Eigenthümer durch Verträge, Verjährung ober 
Iubitate die Befugniß, die Forftlultur bis zu dem Maaße bes mittelmä- 
Figen Holzbeftandes zu treiben, verloren, fo muß die Abfchägung nach dem 
Zuftande der Zeit der Theilung gefchehen. 

F. 134. Bon ber nach den Grunbjägen ber 88. 131 und ff. aus 
gemittelten Weide, muß ein verhältnigmäßiger Theil für den Holzberech- 
tigten in Ruͤcſicht der nach den Grundſätzen der Forſtkultur, oder nach 
feiner beſchränkten Befugniß (8. 133) anzulegenden Holzſchonungen und 
für den Maſtberechtigten in Rückſicht ver geſetzlichen Maſtſchonungen ab- 
gerechnet werben. 

$- 135. Die nach deren Abzug verbleibende Weide macht die Maffe 
aus, in welche bie Weibeberechtigten fich nach Verhältniß ihrer Theilneh- 
mungsrechte zu theilen haben. 

$. Sind jedoch Plaggen-, Heide- und Bültenhiebberechtigte 
vorhanden, jo muß auch die hierauf anzufchlagende Verminderung des Weide⸗ 
werths in Abrechnung gebracht werben. 


m — — — — — — 


SS. 127 und 138. | 
. Diele beiden ss fnb aufgehoben und reſp. erfeßt durch Art. 10 des Erg.-G. 
v. 2. März 1850 (f. 4. dazu). 
88, „131 big J 7 und 138. 
Diele SS find duch Art. 11 des Erg.-©. v. 2, März 1850 auch auf 
Forſt⸗ "rät erei- Berechtigungen filr anwendbar erflärt. 
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8. 137. Iſt die Maſſe zur Befriedigung aller diefer Theilnehmer 
(8. 136) unzureichend, fo müſſen fich felbige ſowohl, als die Weideberech- 
tigten, eine verhältnißmäßige Kürzung ihrer Abfindung gefallen laſſen. 
Dem Walveigenthumer kann jedoch an dem ihm wegen ber Holznutzung 
zuftändigen Antheile, außer dem Falle des $. 133, wegen ber Unzuläng- 
lichkeit des Ueberreftes für die Weide⸗, Plaggen- und Bültenhiebberechtigte, 
nichts gekürzt werben. 

[$. 138. Die Entfchäpigung der Weipeberechtigten in Land, wirb 
ihnen in ber Art angerechnet, wie Ietteres nach gefchehener Abholzung bei 
dem Dafein der Stubben zur Weide geſchickt iſt; will aber ver Eigenthü- 
mer die Weide als völlig raum abtreten, fe muß er das Naben ber 
Stämme und Ebenen der Nöcher bewirken laſſen, ober bie biesfallfigen 
Koften dem abgefundenen Welbeberechtigten erfegen.] 

8. 139. Eben diefe Grundfäge (88. 132 ff.) finden in Rüdficht 

bes ganz unbeftandenen Forſtgrundes Statt. 

$. 140. Bon Berechtigungen, Streu zu vechen, kann der Werth nte- 
mals höher berechnet werden, als die Berechtigung bei Beobachtung der 
Forftpolizeigefege hat benubt werben Tönnen. 

9) Wirkungen der Auseinanderfegungen. 

8. 141. Die auseinandergefegten Theilnehmer erhalten die ihnen 
angewieſene Entſchädigung zur ausfchließlichen Benutung und freien Ber- 
fügung, in fofern ihr Beſitzrecht und ihre Schuldenverbindung feine Ein- 
fchränfung begründen. 

$. Sind dem Zwecke der Auseinanderfegung außer der auf- 
zuhebenven gemeinfchaftlichen Benutzung (8. 2) noch andere Grundgerech- 
tigfeiten hinderlich, fo müffen auch diefe gegen hinlängliche Entſchädigung 
aufgehoben werben. 

8. 143. Ueber vie Aufhebung ber aus den gutsherrlichen Verhält- 
niffen folcher bäuerlichen Befiger, die nicht Eigenthümer find, entfpringen- 


8. 140. Ä 
58, Die betr. forftpolizeilichen Borfchriften enthält fir die 6 öftlichen Provinzen bie 
vorläufige BO. vn. 5. März 1843 über die Ausübung der Walpftreubered- 
tigung (G.S. ©.105), abgebrudt unter B. VII. a. Außerdem erhält eine begren- 
zende Beftimmung im Betr. der auf das Bedürfniß beichränkten Streurechte der Art. 4 
des Erg.-©. v. 2. März 1850. (A. VI ».) 
8. 141. und 142. 

59. Der $ 142 ift nur dann anzuwenden, wenn e8 fi) als unthunlich ergiebt, bie 
betr. Berechtigungen gemäß $ 174 hl. (vgl. AR. 1. 22 88 29, 80, 81) auf genau be- 
grenzte Theile bes belafteten Grunbftüds, (bie dem Belafteten verbleiben), zu beichränten: 
ſo RK. 3 Bd. 2. S. 206 fg. — Unaufgededte Koblenlager künnen, auch wo fie dem 
Grundeigenthümer gehören, bei der Separation nicht berüdfichtiget werben; ſofern aber 
das Kohlengewinnungsrecht vom bisherigen Grundeigenthümer an einen Dritten veräußert 
ift , bleibt dieſem der Anſpruch darauf gegen ven neuen Grunberwerber unverkürzt, letz⸗ 
terem Dagegen ber Entſchädigungsanſpruch gegen ben Vorbeſttzer wegen Verluſts an ber 
Fe, durch Ausübung jenes Rechts vorbehalten: fo RR. 3. Bd. 11. Grbf. 482. 


60. An die Stelle ber bier citirten G. ift das Abloſ⸗G. vom 2, März 1850 
(A. IV, a.) getreten. 
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ben Leiftungen, tft bereitS durch das Ed. v. 14. Sept. 1811 und deſſen 
Det. verfügt. Ueber die Aufhebungen ver Leiftungen anderer bäuerlicher 
Befiger, ber Zehenten unb anderer ber Landkultur ſchädlichen Gerechtfame 
ergeht heute eine beſondere Verordn., worauf hiermit verwieſen wird. 

. 144. Wo ber Horvenfchlag in ber Art eingeführt tft, baß ber 
Bortheil bavon allen zur Schafhütung berechtigten Theilnehmern verhält- 
nißmäßig zu Statten fommt, ba hört er auch burch die Aufhebung ver 
gemeinjchaftlichen Hütung unb bie Trennung ber Deerbe, ohne Ausglet- 


hung auf. 

8. las, Steht aber einem oder einigen Theilhabern ein Pferchrecht 
zu, jo muß bafür eine verhältnigmäßige Entſchädigung in Rente gegeben 
werben. 


8. 146. Der Gebrauch ver beizubehaltenden ober neu einzuführen: . 


den unentbehrlichen Dienſtbarkeiten, als der Wege, Triften 2c., muß fo be 
ftimmt werben, daß er ven Zweck der Auseinanberfegung nicht vereitele 
und fo wenig als möglich befehränfe. 

$. 147. Die Entfchädigung, die jeder Theilhaber durch die Aus- 
einanderfegung erhält, ift ein Surrogat der dafür abgetretenen Grund- 
ftüdle oder dadurch abgelöfeten Berechtigungen, und erhält daher in Ans 
fehung ihrer Befugniffe, Laften und jonftigen Rechtsverhältniſſe die 
Eigenlache derjenigen Grundſtücke, für welche fie gegeben worden. 

$. 148. Die dur) die Theilung erhaltenen Grundftüde treten alfo 
in Rüdficht der Lehns⸗ und Fidellommißverbindungen und hypothekariſchen 
Schulden, an die Stelle der abgetretenen. 

8. 149. Sind Grundftüde oder Gerechtfame gegen Nente abgetre- 
ten, fo tritt auch dieſe an die Stelle berfelben. Es muß jedoch in das 
Hypothelenbuch des belajteten Grundſtücks vermerkt werben, daß die Rente 
ein Zubehör bes berechtigten Guts ſei, und die Fähigkeit des Befiters 
über biefelbe zu verfügen, aus bem Hypothelenbuche über das letztgedachte 
Gut zu erſehen ſei. 

$. 150. Werden Pertinenzſtücke gegen eine baare, ein für allemal 
zu entrichtende Vergütigung Phereen , finden in Ruͤckſicht der Hypo⸗ 
thekenglãubiger die Vorſchriften des A. L. R. Thl. I. Tit. 20. 88. 460 - 465 
Anmenbung. 

. 151. Im Fall des 8. 464 a. a. O. des A. L. NR. können je- 
doch die Hypothekenglaͤubiger fih nur wegen ber, von dem neuen Beſitzer 
zu entrichtenden Geldſumme an benfelben und an das abgetretene Perti- 
nenzitüd halten. Auch kann fich diefer in jedem alle durch gerichtliche 
Fe des Kapitals von aller Verbaftung befreien. 

In Rüdficht der Geldentſchädigungen für ven neueften Düns 


58 Dur? bis 155. 

Die in diefen SS. aufgeftellten Grundſätze über bie Wirkungen 
ber Auseinanberfegungen in Beziehung auf bie Rechte Dritter Perſonen 
find durch die 88 38 bis 40 der Ablöſ.⸗O. v. 7. Juni 1821 (abgebrudt zu 

A, XII. n.1 lit. d.) anf Reallaftenabldfungen und durch S 1 des ©. vom 29. 
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gungszuftand und für Verbefferungsarbeiten können Hhpothefengläubt- 
ger nur die Verwendung berfelben in das Gut und zu deifen Kultur 
verlangen, und beshalb nur ihre Schulpner in Anfpruch nehmen.) 

8. 153 Bei Lehn⸗ und Fideikommißgütern fönnen der Lehnsherr, 
bie Lehns⸗ und Fivelfommißfolger einer Abtretung von Pertinenzftücden ge- 
gen Geld oder ver Ablöjung von Renten, in fofern beides nach biefer 
Ordnung zuläffig it, nicht widerfprechen. Ste Tönnen vielmehr nur ver- 
langen, daß das Kapital zu Lehn oder Fideikommiß angelegt over zur Ber 
friedigung der erften Hhpothefengläubiger verwendet werde. 

. 154. Eben dieſes findet Statt in Rückſicht ver Obereigenthümer 
bei Erbzinsgütern und Wieperfaufsberechtigten und können biefe nur Sicher- 
ftellung des Kapitals oder beffen Verwendung zu bleibenden Verbefferungen 
des Guts, oder zum Ankauf neuer Pertinenzſtücke fordern. 

. 199. Der Berpflichtete haftet für die Erfüllung dieſer Verbind- 
lichkeiten (88. 153 und 154); er kann fich jeboch von ber Vertretunge- 
verbinplichkeit durch gerichtliche Nieberlegung bes Geldes frei machen. 

. 156. Auch in Rückſicht der öffentlichen Laſten finden die Verfü- 
gungen bes $. 148 Statt. Sind Grundſtücke gegen Rente oder Kapital 
abgetreten, fo verbleiben die öffentlichen Laften auf ven Grunbftüden, und 
tft alfo bei deren Beſtimmung hierauf Rückſicht zu nehmen. 

8, 157. Zur Mitbenugung berechtigte unbelannte Theilhaber, bie ſich 


Juni 1835 (A. XII.) auf alle übrigen zur Kompetenz ber Auseinanberf. 
Behörden gehörigen Haupt: und Neben-Befhäfte für anwendbar erllärt. 
Die zugehörigen n. find deßhalb bei 8 1 des cit. ©. zufammengeftellt. Hier 
wird nur erwähnt, daß 8 152 h. 1. durch 8 110 Ablöſ-Geſ. vom 2. März 1850 (A. 
IV. 2.) aufgehoben ift, und $ 149 h. 1. aud auf Kapitalabfindungen nad 8 3 ©. 
v. 29. ib 1835 Anwendung findet. 

S. . . . 

62. Im Betreff ver Grunpfteuer ift ber Fall im Geſetz nicht ausbrüdlich ent- 

fhieben, wenn Abfindung in Land für Grundgerechtigkeiten gemährt wird. Nad) dem 

ME. v. 5. Juli 1837 (Ann. Bd. 21. S.357) ıft in folchen Fällen eine Steuerumſchreibung 
in der Regel nicht erforderlich, inbeß insbefondere ba auf eine folhe im Wege gütlicher 
Bereinigung möglichſt hinzuwirken, wo fonft fteuerfreie Beſitzungen entftehn wirben. Im 
Beige der Ausführung des ©. betr. bie anderweite Regul. der Grundſtener 
v. 21. Mai 1861 (G.S. ©. 253 fg) ift durch FMR. v. 30. Nov. 1864 (BRD 
©. 12) an die Reg., welches durch MR. v. 29. Dec. ej. ven Auseinanderf.- Beh. zur 
Beachtung mitgetheilt ift, beftimmt, daß vom 1. Jan. 1865 ab anf die aus den Staats- 
forften zur Abfindung von Servituten abzutretenben Flächen gemäß 8 10 bes cit. ©. eine 
Grunbfteuer zu legen iſt, deren Höhe Tebigfich nach dem bei ber Ausführung bee $ 31. c. 
fih ergebenden Reinertrage zu bemeffen tft, und das die Entſchädigung dafür nicht in 
Land, fonbern in Rente oder beim Einverſtändniß der Berechtigten in Kapital zum 20f. 
Betrage der bemefjenen Grundfteuer zu gewähren ift. — Wegen ber Schulbotationen 
ſ. n. 42. lit. K. — Durch 8 11 BD. v. 30. Juni 1834 (A. X.) ift die Mitwir- 
kung der Regierungen in Betreff der Grundſteuervertheilung angeordnet. 

63. Die Kommunal» und Societätslaften erleiden durch die Gem.-Th. in 
ber Regel keine Abänderung. Dies hindert aber nicht, daß im Beraltungetnege eine 
anberweite Regulirung berjelben ftattfinbe, wenn in Folge einer Gem.-Th. ein Mißverhält⸗ 
niß in I gen Aufbringung fi ergiebt: fo AR. 3. Bd. 11, GErdſ. 679. 


64. Zu biefem 8 f. bie 88 11 bis 15 bes Ausfähr.-®. vom 7. Juni 1821 
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der öffentlichen Bekanntmachung ungeachtet nicht gemeldet haben, Tönnen 
bie Auseinanberfegung, ſelbſt im Fall einer Verlegung, nicht anfechten. 

| $. 158. In NRüdficht ver Wirkungen ver Auseinanderfegungen, mit 
welchen Regultrungen bergutsherrlichen und bäuerlichen Verhältniſſe verbunden 
worden, in Beziehung auf bie Pächter hat es bet den Vorfchriften ver 
Dell. v. 29. Mat 1816 Art. 116 und ff. fein Bewenden. 

8. 159. Eben dieſe Vorfchriften finden rüdfichts des Pachtverhält- 
niffes ftatt, wenn mit ber Auseinanderſetzung keine folche Regulirung ver- 
bunden tft. Der Pächter muß fih alfo auch in biefem Falle entweder 
mit der Benutzung der dem gepachteten Gute für bie ihm verpachteten 
Segenftände angemiefene Entſchädigung auf bie Dauer ber Pachtzeit be- 
gnügen, ober es fteht ihm frei, die Pacht zu Fünbigen. 

F. 160. Wählt er Erſteres, fo muß ihm der Verpächter die Koften 
ber in folge der Auseinanderfegung erforberlichen Errichtung neuerer ober 
der Vergrößerung vorhandener Gebäude und. anderer Anlagen und bie 
Roften der erforderlichen Vermehrung des Guts-Inventarlums überweifen, 
oder alles biefes felbft bewirfen Laffen. 

8. 161. Auch müffen ihn die Entfchäbigungen für ben neueften 
Düngungazuftand und für Verbefferungsarbeiten zur Verwendung zu bie 
fen Zweden und die Entſchädigungen für temporatre Ausfälle, in ſoweit 
fie bie er tiahre betreffen, als Erfaß derſelben überlaffen werben. 

Ss. 1 Wählt er die Kündigung, fo muß er davon binnen brei 
onen bon dem Tage, an welchem ihm ber vorgelegte Auseinander- 
fegungeplanı befannt gemacht worden, Gebrauch machen. Er zieht dann 
mit dem Ende des nächiten Wirtbfchaftsjahres ab. Iſt jedoch von tem 
Zage der Kündigung bis zu dem Ende des Pachtjahres nicht menigftens 
ein Zeitraum von drei Monaten verſchwunden, fo kann die Aufhebung des 
Pachtverhältnifies nicht mit dem Ende des laufenden, ſondern erſt des 
naͤchſtfolgenden Pachtjahres gefordert werben. 

F. Bloße perſönliche Nießbraucher müſſen ſich der Regel nach 
mit der Benutzung der dem Gute angewieſenen Abfindung begnügen. 

10) Von Einführung neuer Gemeinheiten. 
F. 164. Neue Gemeinheiten, deren Aufhebung die jetzige Ordnung 


N 2 und 88 23 fg. — namentlihd 827 — der BO. vom 30. Iuni 1834 


“ 158_162. 
Die im 8 158 citirten und im 8 159 in Betreff aller übrigen Gem.-Th. für 
gültig ertlärten Vorſchriften der Dell. v. 29. Mat 1816 find durch 8 112 bes Abloͤſ.⸗G. 
v. 2. März 1850 (A. IV. A.) in Kraft erhalten und im Zuſammenhange mit ben 
an noch geltenden jener Dei. abgevrudt in n.1. lit. b. zum ©. v. 29. Juni 1835 
XII) 

3%. 164, 165. 
66. Zu 8 164 iſt ergangen folgendes ©. v. 31, März 1841 wegen Dellara- 
re A Beftimmung bes 8 164 der Gem.Th.⸗O. v. 7. Juni 1821 
Bir Friedrih Wilhelm x. haben um gen laſſen, daß bie Beſtimmung bes 
5 164. der Gem.⸗Th.O. v, 7. Iumi 1 


t 
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bezweckt (8. 2), können nur unter ber Befchränfung bes 8. 27. und nur 
durch fchriftlichen Vertrag errichtet werben. 

8. 169. Gemeinfchaftliches Eigenthum, welches nach Verkündigung 
biefer Ordn. entfteht, und mit anderen befonberen Beſitzthümern als Zu- 





wonach bie im $ 2. bafefbft bezeichneten Gemeinheiten umb Grundgerechtigleiten 
in Zukunft nur unter ber Beichräntung des 8 27. und durch fchriftfichen Ber- 
trag follen errichtet werden koͤnnen, 
binficätlich der darin liegenden Ausjchliegung jeber anderen Art der Erwerbung, insbe 
fondere burd) Verjährung, bisher vielfältig entweber ganz lberjehen, ober mrichtig anf- 
gefaßt und angemwenbet worben if. f 

Um ferneren Zweifeln Über den Sinn unb Umfang jener Beflimmung zu begegnen, 
zugleich aber von ben Betheiligten, welche zur Begründung ihrer Gerechtfame nur auf 
bie Verjährung fich zu berufen vermögen, bie aus der Verzögerung bes Nachweiſes 
berfelben zu bejorgenden Nachtheile nach Möglichkeit abzuwenden, verorbnen Wir auf 
den Antrag Unferes Staatsmin. umb nad) erforbertem Gutachten Unſeres Staatsratho, 
für —— Landestheile, in welchen bie Gem.⸗Th.⸗O. geſetzliche Kraft bat, 
was folgt: 

8 1. In Gemäßheit des 8 164. der Gem.⸗Th.⸗O. Tönnen die im $ 2. daſelbſt be- 
zeichneten Gemeinheiten und Grunbgerechtigleiten, welche zur Zeit der Publikation jener 
Ordnung noch nicht rechtsgültig beftanden haben, durch Verjährung nicht mehr begrün- 
bet werben. 

5 2. Seber erſt nach Publikation ber Gem.⸗Th.⸗O. angefangene Befitz ift daher in 
Beziehung auf die Verjährung ohne rechtliche Wirkung. 

8 8. Auch ein bereits früher angefangener, aber noch nicht bis zur Vollendung ber 
Berjährung fortgefeßter Befig ift mit jenem Zeitpunfte für unterbrochen und wirkunge- 
108 zu achten. 

8 4. Wenn jeboch in dem, im 83. vorausgeſetzten alle der Befitz auch nach Publi⸗ 
fatton der Gem.⸗Th.⸗O. noch fo lange ununterbrochen fortgebauert hat, daß Die geſetz⸗ 
liche Berjährungsfrift, von dem erweislichen Anfange des Beſitzes an geredinet, vor 
Bublikation des gegenwärtigen Geſetzes abgelaufen ift, jo fol, unter Vorbehalt des Gegen- 
beweiſes, bie gefetzliche Vermuthung eintreten, daß die Verjährung ſchon bei Publikation 
der Gem.-Th.-O. vollendet geweſen fei. 

Auf Beſitzhandlungen, die erft nad) Publikation des gegemvärtigen Geſetzes vorgenom⸗ 
men worden, ift feine Rüdficht zu nehmen. | 

85. Die für einzelne Lanbestheile beſtehenden Vorjchriften, woburd in Hinficht ge 
wiffer Arten von Grundgerechtigkeiten die Verjährung ſchon früher ausgefchloffen und 
unterbrochen worben, bleiben auch ferner in Kraft; alle andere, den obigen Borfchriften 
entgegenftehenbe provinzialrechtliche oder flatutarifche Beftimmungen aber werben bier- 
durch aufgehoben. 

8 6. Das gegenwärtige Gele findet auf alle noch nicht rechtskräftig entfchiebene 
Fälle Anwendung. 

Urkundlich sc. 

Gegeben Berlin, den 31. März 1841. 

L. 8.) Friedrich Wilhelm. 


(L. 8. 
v. Müffling. dv. Kamptz. Mühler. v. Rochow. v. Ladenberg. 
Beglaubigt: 
v. Dilesberg. 
67. Der 8 164 iſt durch Art. 12 des Erg.G. v. 2. März 1850 auf bie nach Art. 
1 deſſelben aufzuhebenden Gemeinheiten ausgebehnt (ſ. dort namentlich auch wegen ber 
Berjährungsnnterbredgung.) 
68. Zu 85 des in. n. 66 citirten ©. u. Art. 12 des Erg.-©. v. 2. März 
1856 find zu beridfichtigen: 
a. bezügl. der vom Königr. Sachſen an Preuferi abgetretenen Lanbestheile ber 
5 6 des Königl. Sächſ. Mandate v. 30. Iuli 1813 betr. die Walbneben- 
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bebör in Verbindung gefettt worven, kann, biefes Zufammenhanges ungeach: 
tet, nur nach den Grundfägen von Theilung bes gemeinfchaftlichen Eigen⸗ 
thums aufgelöfet werben. 


Zweiter Abſchnitt. 
Bon Einfchränfung der Gemeinheiten. 
1) Einführung einer den Rechten angemeffenen und zwed- 
mäßigen Benusung. 
8. 166. Jeder Eigenthümer mit Dienftbarkeiten belafteter Grund⸗ 
ſtücke, und jeder Miteigenthümer von Gemeindegründen Tarin begehren, daß 
die Theilnehmungsrechte der Dienſtbarkeits- und Mitberechtigten auf ein 


nntzungen ⁊xc. (Code August. Contin. III. Abth. 2. S. 161), durch deſſen Erlaß die 
Berjährung in Betr. der „Gerechtſame der Waldhutung und Trift, des Streu—⸗ 
rechens, Laubſtreifens, Graſens und Harzens in den Waldungen“ unter— 
brochen iſt, wenn auch das Mandat, als allgemeines Sächſ. Landesgeſetz, nach OT. Präj. Nr. 
1635. m den mit Preußen vereinigten Landestheilen mit Einführung des A. 2.-R. feine 
Gültigkeit verloren bat, 

. fir bie Landestheile, in benen vormals eine Zeitlang ber CodeNa- 
poleon gegolten bat, fpäter aber das A. 2.-R. eingeführt oder wieder 
eingeführt iſt, der Art. 691 des Code, welcher lautet: 

Les servitudes non apparentes et les servitudes discontinucs, apparentes 
ou non Apparentes, ne peuvent s’etablir que par titres. 

La possession möme immemoriale ne suflit pas pour les etablir; sans ce- 
pendant qu’on puisse attaquer aujourd’hui les servitudes de cette nature deja 
acquises par la possession, dans les pays oü elles pouvaient s’acquirer de 
cette maniere. 

Die Anſicht des DOT, im Präj. Nr. 769, daß durch die Einführung dieſes Art. 
die Berjährung förmlich unterbrochen fei bergeftalt, daß eine neue Verjährung nur 
von dem Wiebereintritte der Geltung des A. L.⸗R. an gerechnet werben könne,“' ift durch 
A. K.⸗O. v. 1. April 1841 (mitgetheilt durch IIMR. vom 29. April 1841 IMBEI. 
&. 160) gebilligt. 

69. Wegen ber Art der Aufhebung der nach 8 164 entftehenden neuen Gemein: 
heiten f. n. 19 zu 8 27, wonad deren Aufhebung nur gegen Entfhäbigung durch ein 
befonberes Verfahren erfolgen kann. Tetteres gehört zur Kompetenz der Auseinander- 
iegungsbehörben. — Dagegen kann gemeinfhaftlihes Eigenthum, wel- 
ches nach Verkündung der Gem.⸗Th.⸗O. „entftcht”, nur nah den Grundf. der 
Zheilung bes gemeinjchaftl. Eigentums d. h. nach den 3 erften Abjchnitten bes Tit. 17. 
Th. L A. 2-9. 88 75 bis 114, 117 bis 126, 304 bis 310 beim Mangel ber Einigung 
durch da® vor das ordentliche Bericht gehörige Theilungsverfahren (die actio com- 
muni dividundo bes Röm. Rechts) aufgelöft werben: fo RR. 3.80.15. S. 127. Dies 
gilt jedoch nicht für Abfindungegrundftüde, die bei Gemeinheitstheilungen in gemeinjchaft- 
lichem Eigenthum ber bamit entſchädigten Intereffenten verblichen find. Auf die nach» 
trägliche reale Theilung folder Grundſtücke bezieht fih der $ 165 nicht; fie unter- 
biegt vielmehr dem nämlichen BVerfahren, wie das worangegangene Hauptgefchäft, durch bie 
Auseinanberi.-Behörbe: fo IMR. v. 18. Aug. 1842 (VBMDBI. ©. 323) u. LM. v. 
1. Sept t. 1860 (BMBI. S. 214); vgl. den fpeciellen Inhalt des letzteren in n. 61 
zu A. X. 

Abfch. II. 

s% 166. bis 170. 

0. Anträge auf die in biefen 88 vorgefehenen Regulirungen kommen nur bem be- 
iafteten Grundeigenthümer und dem Grunbmiteigentblimer zu, nicht auch den Dienft- 
barfeitsberehtigten: fo OT. v. 27. April 1854 (Entſch. Bb. 237. S. 372.) 
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beftimmtes Maaß feftgefeßt werben, und darnach die Benugung geord⸗ 
net werde. 

8. 167. Es kann Infonberheit darauf angetragen werben, baß bie 
Art und die Zahl des Viehes, womit die Hütung ausgeübt werben Tann, 
und bie Zeit, wenn die Ausübung ftattfindet, ausgemittelt und feftgefeßt 
werben. 

8. 168. In Rückſicht der Holzungsgerechtigfeiten findet die Beftim- 
mung des Maaßes der Theilnahme, mit Berüdfichtigung der Vorfchriften 
bes A. L. R. Thl. I. Tit. 22. SS. 235 und 236 ebenfalls ftatt. 

F. 169. Regulirungen dieſer Art werben von ber Gem.-Theil.-Be- 
hörde bewirft, und müſſen bei allen neuen Feldeintheilungen von Amts⸗ 
wegen gefhehen 

8. 170. Entftehen dabei Streitigfeiten, fo müffen fie von der Gem.- 
Theil.⸗Behörde entjchieben werben. 

$. 11. Die unter den Eigenthümern vermifchter, mit gegenfeitigen 
Dienftbarkeiten belafteter Ländereien, und unter ben Miteigenthümern von 
Gemeingründen beftehenden Einrichtungen wegen Benukung ber ihren ge 
meinfamen Rechten unterworfenen Grunpftüde müffen, wenn auch nur ein 
Viertheil der Berechtigten (nach dem Werthe ver Theilnehmungsvechte be- 
rechnet) darauf anträgt, der Unterfuchung auf ihre Zweckmäßigkeit unter- 
worfen, und wenn fich die Theilnehmer wegen deren Abänderung nicht ver: 
einigen können, die an ihrer Stelle einzuführenden Ordnungen und Anſtal⸗ 
ten feſtgeſetzt werden. 

$ Dies gilt insbefondere: 

1) von der Benugung ber gemeinen Welbeanger, 

2) der Schlageintheilung bei vermengten Aedern, 

3) der weiter als pofizetlich fchon beftimmten Einfehränfung ber Wiefen- 
und Saatbehütung, 

4) der Schlageintheilung bei Forft- und Torfnugungen. 

8. 1 Auch darüber: 

1) ob vermengte, mit gegenſeitigen Dienſtbarkeiten belaſtete Aecker auf 


— - -— —— —— 2— - ·— — — 


71. Bei den Regulirungen nad 8 167 ſind die 88 31 fg. h.1. analog maaßgebend, 
fo FR rer alg Regel nach dem Vortriebe ber letzten 10 Jahre die Feſtſetzung ‚erfolgt: 
fo räj. 1389. 

72. Die im 5168 citirten 88 bes A. 2-8. I. 22 lauten: 

$ 235. Dei einer unbeftimmten Holzungsgerechtigkeit kann ber „angenthüuner bes 
Waldes verlangen, daß biefelbe in Anfehung bes Breunholzes auf ein mit ber recht⸗ 
mäßigen Benutung im Verhältniß ftehenbes beftimmtes Holjbeputat feſtgeſetzt werbe. 

$ 236. Im Anfehung des Bauholzes aber Tann vergleichen Feſtſetzung nicht anbers, 

als Durch gütliches Einverſtändniß ber Parteien erfolgen. — 

Die bisher unbeftimmte Holzjervitut verliert burd bie Fixation auf ein gewiſſes 
Quantum nicht die Natur ber Grundgerechtigkeit: fo AR. u. Dr. 3.8.3. ©. 7319. 
Entſch. Bd. 23. S. 393. 

88. 171 His 180 und 181 bis 191. 

13. Im Betreff der in dieſen 88 erwähnten Negulirungen, die nad $ 178 h. 1. 

an bie Lokal⸗ und Kreisbehörben vertiefen find, ift durch ben Schlußfat des 8 7 Ver BO. 
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mehrere Jahre, als bisher üblich war, oder gänzlich befüet oder unbefäet, 
zur Hütung ober zum Holzanbau niebergelegt ; 

2) ob Sanpfchellen gebedt; 

3) Weideplätze zu Wiefen eingefchont, oder zu Aeckern aufgebrochen; 

4) Wiefen mit der Hütung gänzlich verfchont; 

5) gewiſſe Weideplätze für beftimmte Vieharten gehegt; 

2 einige Vieharten von ben Gemeinbehätungen ganz ausgefchloffen ; 

7) gemeinfchaftliche Forften abgeholzet und gerabet; 

8) Bewäfferungs- und Abwäfjerungsanftalten angelegt werben follen, 
findet das 8. 171 gedachte Verfahren ftatt. 

8. 174. Die in ven 88. 29, 80 und 81 Tit. 22. Thl. I. des 
A. L. R. beftimmten Grundſätze finben auf alle Arten von Tänblichen 
Grundgerechtigkeiten Anwendung. 

F. 175. Die Entfchäbigung ber Dienftbarfeitsberechtigten kann, außer 
der in dem A. L. R. Thl. I. Tit. 22. 8. 81 bemerften Art auch dadurch 
beiwirft werben, daß der Belaftete fein eigenes Theilungsrecht auf Benutung 
derjenigen Grunbftüde, welche dem Berechtigten angewiefen werben, ein- 
ſchränkt oder gänzlich aufgiebt. 

8. Kann wegen Unerbeblichleit des Gegenftanves bie Entſchä⸗ 
digung auf die 8. 175 gedachte Art nicht geſchehen, ſo kann ſie auch in 
Gelde geleiſtet werden. 

8.1 Auf die vorgedachten Bedingungen können ſowohl einzelne 
Eigenthümer, als auch mehrere derſelben nach gemeinſchaftlichem Plane 
ihre Ländereien, und zwar ſowohl mit der Gemeinheitstheilung, daß ſie 
nämlich Behufs einer ferneren Auseinanberfegung zu deren Umtaufch nicht 
mehr genöthigt werben können, als auch fo, daß der Umtaufch für einen 
ſolchen Fall vorbehalten bleibt, der bisherigen Gemeinfchaft entziehen, wenn 
bargethan wird, daß durch vergleichen Auszüge die orbnungsmäßige Be⸗ 
nugung ber übrigen Grundſtücke weder geftört, noch für den Fall einer 
fünftig allgemein erfolgenden Auseinanverfegung die Anorbnung fehichlicher 
Planlge ar wird. . 

Bezwecken bergleihen Auszüge ($. 177) die Befreiung ver 
Aether von fremder Hütung, fo finden deshalb bie $. 191 ertheil- 


— — — — ——— — — — — — — — 


v. 30. Inni 1834 (A. X.) ben Gen.Komm. überlaſſen, dieſe Gegenſtände gleich unit 
telbar vor ſich zu ziehen. — Die Ausführung ber nad Borfchrift ber 8$ 171 fe. | 
ie und beftätigten Regulative fällt den Lolalpolizeibehörben anheim; bie inte 
g und Rüge etwaiger Kontraventionen dagegen gehört, bir bie orbentliche Polizei⸗ 
—ã— — jo IMR. v. 25. Mai 1840 (BMB 317). — Bei den bezügl. 
nen ift ein Turzes ſummariſches Berfahren —— — weil es bloß 
per ankommt, bie bisher unbegrenzten Rechte auf eine Weije zu beichränten, daß bie 
Gelegenkeit zu einer ben ee enelen Berhältniffen angemeilenen Nutzung gewährt wirb, 
im Uebrigen aber basjenige feftzuftellen, was für die Dauer ber Gemeinbeit ben örtlichen 
Zuſtãnden und wirtt daftuchen — am meiſten zuſagt: jo IMR. v. 11. Mai 
1842 (BMEL. ©. 1 
74. Die im 5 N auf alle Arten von ländliden Grundgeredtigfeiten 
ausgebehnten 88 des ALR. I. 22 lauten: 
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ten Vorſchriften Anwendung, Außer biefem Falle, werben bergleichen Aen- 
verungen (88. 171 u. ff.) Rückſichts ver ftäptifchen Feldmarfen von dem 
Magiſtrate, und auf ven Lande von dem Kreislandrathe auf den Antrag 
des Theilnebmers, der fie beabfichtigt, mittelft fummarifchen Verfahrens, 
unterfucht, und e& wird von biefem darüber verfügt. 

8. 179. Ihre Feftfegung muß einftweilen zur Ausführung kommen, 
und es fteht demjenigen, ver ſich dadurch beeinträchtigt glaubt, nur ber 
Rekurs an die Auseinanderfegungsbehörbe offen. 

8. 180. Eben dieſe Befugniß fteht dem Eigenthümer zu, wenn fein 
Antrag als unzuläffig zurückgewieſen ift. 

2) Ausweifung des hutfreien Drittels. 

$. 181. Die im Ep. v. 14. Sept. 1811, wegen Beförberung ber 
Landkultur den Aderbefikern ertheilte Befugniß, ven britten Theil ihrer 
Ackerländereien oder weniger ber Hätung zu entziehen, wird hierdurch be- 
ftätigt, und näher, wie folgt, beitimmt. 

$. 182. Der Antrag barauf kann fowohl bon einzelnen Aderbe- 
figern angebracht werben, als eine Vereinigung mehrerer barauf, daß ih- 
nen das hutfreie Drittel nad einem gemeinfchaftlichen Plane zugetheilt 
werde, zuläffig if. Wenn aber ver vierte Theil der Theilnehmer (nach 
den Antheilen berechnet), oder beren mehrere bie Hutfreiheit verlangen, fo 
muß das Hutfreie Drittel allgemetn, d. t. für ſämmtliche Theilnehmer ver 
gemeinfchaftlichen Flur ausgewieſen werben. 

Außer dem alle, wenn die Ausiwelfung allgemein erfolgen 
muß, findet btefelbe auf den einfeltigen Antrag. einzelner Theilnehmer nur 
unter den, $. 177 beitimmten Bebingungen, und wenn diefe ohne allen 
Aderumfat erfüllt werben können, ftatt. 

Auch fol dem Antrage nachgegeben werben, wenn es zu gleichem Be⸗ 
hufe nur des Umtauſches von einigen wenigen Ackerſtücken bedarf. 

F. 184. Bei der allgemeinen Ausweifung bes hutfreien Drittels iſt 
nicht nur ein allgemeiner Ackerumſatz zuläffig, ſondern auch darauf, daß 
durch jene Ausfonderung die DBewtrthichaftung ver übrigen Grundſtücke 
nicht geftört und einer fünftigen allgemeinen Auselnanderfegung feine Hin⸗ 
berniffe in den Weg gelegt werben, von Amtswegen zu halten, und ber zu 
biefem Behuf etwa erforderliche Ackerumtaufch zu veranſtalten. 


— nn — — — — — — — 


8. 29. Eine Grundgerechtigkeit, welche ohne Nachtheil des Berechtigten auf einen 
beftimmten Theil des belafteten Grundſtůds ausgeübt werben kaun, muß auf ben An- 
trag des Berpflichteten auf biefen Theil eingefchränkt werben. 

8. 80. Wer das Recht hat, fein Vieh auf den Grunbftüden eines anderen Gutes 
zu hüten, muß fich beffelben fo bedienen, daß der Eigenthümer dadurch an der Subftanz 
der Sache feinen Schaden leide und an der nad Landesart gewöhnlichen Kultur und Be— 
nutzung nicht gehindert werde. 

8. 81. Andere Arten der Benutzung kann der Beſitzer des belaſteten Gutes nur 
inſofern ausüben, als der erforderliche Weide-Bedarf des Berechtigten daduich nicht ge- 
ſchmälert oder biefer entgehenbe Bedarf durch Anweifung eines anderen glei) guten Stüds 
vollftänbig vergütet wird. 

75, Die vertrag- ober jubilat-mäßige Einſchränkung ber nr 
befugniß eines Waldeigenthümers gegenüber einem Hutungsfervitutberechtigten ft — auch 
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$. 185. Außer dem vorgebachten Falle ($. 184) ift bei einer all⸗ 
gemeinen Ausweifung des hutfreien Drittels ein Aderumfag und die Zu- 
fammenlegung der Ländereien nur dann zu veranlaffen, wenn entweder vie 
Mehrheit ver Theilnehmer darüber, daß dieſer gefchehen foll, einverftanden, 
oder wenn ohnedem, bei Berückſichtigung der Größe und Güte der Län- 
bereien eine verhältnigmäßig gleiche Zutheilung nicht ausführber iſt. 

.1 Die Ausweifung des hutfreien Drittels fchließt auch nicht 
auß, daß pie zu demfelben gehörigen Ländereien fünftig bet einer eintre- 
tenden Auseinanderfegung zur Maſſe der umzutaufchenden Ländereien ge- 
zogen werden. Dagegen kann der Umtauſch zu dieſem Behufe nicht mehr 
erzwungen werben, wenn bereit8 auf jene QVeranlaffung eine Zuſammenle— 
gung ftattgefunden hat, oder ſämmtliche Theilnehmer darüber einig gewor⸗ 
ben find, und in beiden Fällen, oder auch auf Antrag einzelner Theilneh⸗ 
mer für deren hutfrei gemachte Ländereien die Gem.-Theil.Behörde ihre 
Se dazu ertbeilt bat. 

Beſitzt Iemand in einer Feldmark, auf welcher noch Ge- 
meintit ſtattfindet, weniger als den dritten Theil ſeiner Ländereien hut⸗ 
frei, oder ſolchen nicht im Zuſammenhange: ſo darf er auf die im Ge— 
menge liegenden hutfrei gewordenen Stücke nur dann Vieh zur Weide oder 
zum Nachtlager bringen, wenn dieſelben zulänglich bewahrt find, oder das 
Bieh in Heerden eingefchloffen, oder getüdert (mit Stricken an fefte Ge- 
genftände auf der Weide befeftigt) wird. 

. 188. Auch können Aderwirthe, welche nr einen Theil ihrer 
Ländereien hutfret befigen, nur auf Iahresfrift Vereinigungen wegen beren 
Dee, durch Das Vieh anderer Theilnehmer, gültig fchließen. 

89. Die ven befonderen und fremben Hutungsberechtigten nach 
8. ⸗ des Kultur⸗Ed. v. 14. Sept. 1811 gebührende Entſchädigung kann 
auch auf die 88 175 und 176 diefer Ordn. bemerkte Art geleiſtet werben. 
$. 190. Wird die Entfchäbigung in Kornernte befttmmt, fo wird fie 

auf die 8. 73 gedachte Art in Gelde abgeführt und ficher geftellt. 


— — — — —— — —— — — 


wenn ſie weiter geht, als den Bedürfniſſen der Wiederkultur entſpricht — weder durch das 
Landes⸗Cultur⸗E. vom 14. Sept. 1811 ohne Weiteres aufgehoben, noch der Aufhebung 
ober Berminderung nad) 88 28, 29 dieſes E. oder Abſchn. II. der Gem. Th.O. vom 
7. Iuni 1821 unterworfen, fonbern dem Walbeigentblimer fteht zur Erweiterung jener 
Befugniß nur der Antrag auf vollftändige Auſberung ber Hutungsſervitut nach Abſchn. 1. 
h. 1. zu: fo RR. 3. Bd. 13 ©. 192, Bd. 16. ©. 389. 

76. Während bie in 88 171 bis 173 bezeichneten Regulirungen nad $ 171 nur 
auf Antrag von minbeftens ein Biertel ber Berechtigten erfolgen kann, fo find bie nach 
den 88 174 bis 180 (u. reip. bis zum Schluß) geftatteten fogen. „Auszlige” d. h. theilwei⸗ 
jen Servitnt - Befreiungen (partiellen Eeparationen) aud auf Antrag jedes einzelnen 
belafteten Bigenthnmere zuläſſig. Sie find an die Beſchränkung des 8 I der BO. 
vom 28. Inli 1838 (in n. 9 zu $4A h. 1.) nicht gebunden, wohl aber nah 8 177 an 
die Schranke, daß ber Umtauſch der befreiten Grundſtücken fir bie fernere allgemeine 
Anseinanberfegung vorbehalten bleiben muß, wenn fie fonft ie ornuns ſchicklicher 
Planlagen hindern würden: jo ImR. v. 13. Juni 1842 (BMBL. ©. 220). — Wegen 
der Aufgabe ber Auseinanderfegungsbehörben unb ihrer Kormmiffaiem, „bei der neuen 
Bertbeilung der Ländereien darauf zu halten, daß bie auseinanbergejegten Grundſtücke ben 
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8. 191. Bezwecken alle ober einzelne Ackerbeſitzer nur bie einftwei- 

(ige Hutbefrelung einzelner Aderftüce bis zum britten Theil verfelben, ohne 
daß e8 zu biefem Behufe eines Umtaufches bedarf, und wollen fie babei 
die befreiten Ländereien für den Fall einer künftig eintretenden Auseinan⸗ 
verfegung der Maffe ber umzutaufchenden Ländereien nicht entziehen, fo 
find die Ortsbehörden (8. 178) auf den Antrag der Theilnehmer gehal- 
ten, fich der Inftruftion der Verhandlung zu unterziehen, jedoch bfeibt 
auch in diefem Falle die Entſcheidung entjtehender Streitigfeiten, imgletchen 
die Genehmigung ber gütlichen Vereinigungen ver Auseinanderfegungsbehörde 
vorbehalten. 

In allen anderen Fällen aber haben fich die Theilnehmer mit ihren 
Anträgen an die gedachte Behörde zu wenden, und von biefer weitere 
Verfügung wegen Einleitung der Sache zu gewärtigen. 

Urkundlih haben Wir vorftehende Ordn. Allerhöchfteigenhändig voll- 
zogen, und mit Unferem Königl. Infiegel bedrucken laffen. 

So geſchehen Berlin, ven 7. Juni 1821. 

.8S. Friedrich Wilhelm. 
C. Fürſt v. Hardenberg. v. Altenſtein. 
Beglaubigt Frieſe. 


4 


‘ 
Zweden ber Auseinanberfegung gemäß benubt werben können u. |. w.“ f. 8 9 des Aus⸗ 
führ.-©. vom 7. Juni 1821 (A. 1X.) und wegen ber Einwirkung ber Kommiſſarien 
auf anedmäßige Ausdehnung der Provofationen fiehe $ 17 der BO. vom 30. Juni 1834 
(A. X.) 








Vu.B 
Belek vom 2. März 1850, 


betr. die Ergänzung .und Abänderung der Gemeinh. - Theil.- 
Ordnung vom 7. Juni 1821 und einiger anderer über Gemein- 
heitstheiluugen ergangenen Geſetze. 


(Geſ.S. S. 139] 


(Kitteratur: L. u. o. R. I. b. S.7fg. Die Stellen in letzterem Kommentar, 
welche die Motive und Kommiff.»-Berichte zu den einzelnen Art. bes G. ent- 
halten, werben nachſtehend in den n. zu den bet® Art. citirt.) 


Wir Friedrich Wilhelm ꝛc. verordnen, mit Zuftimmung beider Kam⸗ 
mern, für biejenigen Landestheile, in welchen bie Gemeinheitheil.Ordn. vom 
7. Juni 1821 Gefekesfraft hat, was folgt: 

Art. 1. Nachfolgende Berechtigungen: . 

1) zur Gräferei und zur Nukung von Schiff, Binfen oder Rohr auf 
Ländereien und Privatgewäſſern aller Art; 

2) zum Pflücken des Grajes und des Unkraut in den befteliten Feldern 
(zum Krauten); 

:3) zum Nachrechen auf abgeerndteten Feldern, fowie zum Stoppelharfen; 

4) zur Nutung fremder Weder gegen Hergebung des Düngers; 





Im Allgemeinen. 

1. Wegen ber Entftehung bes Ergänz «©. v. 2. März 1850 ſ. n. 2 3. Gem. Th. O. 
v. 7. Yuni 1821 und L. u.v. KR. 11. db. ©. 7 unter II. — Der ©.-B. des Ergänz.⸗G. 
iR gleich dem der Gem.-Th.-D. Siehe n. 1 zu letzterer. 

Art. 1. (ſ. Lv. R. Ib. ©. 14 fe.). 

2. Der Rechtsgrund und Regalitäts-Charakter ber im Art. 1. h, I. bezeich⸗ 
neter Berechtigungen ift ohne Einfluß auf deren Ablösbarkeit. Insbeſondere find der⸗ 
felben au die den Mediatifirten durch Staatsverträge Übermiefenen und garantirten 
Gerechtigkeiten unterworfen: fo RR. 3. Bd. 11. Erdſ. 1045, 1046. 

3. Wegen der Ablösbarkeit derjenigen Nutzungen (Deputatbeete 2c.), welche Gegen» 
feiftungen von Dienften find, fofern fie in untrennbarem Zujammenbange mit letteren 
fiehen, nad) 8 59 des Abldf.-©. v. 2. März 1800 (A. IV.) ſ. n.46 zu leßterem, 

4. Gräfereinugung auf Öffentlihen Wegen ift keine Dieuftbarkeit, und des⸗ 
halb nicht ablelih: fo RE. 3. Bp. 14. S. 192. — 

5. Anlangend die unter I. Nr. 7 für ablösbar erflärten, auf einer Dienftbar- 
keit beruhenden Berechtigungen zur Fiſcherei in ſtehenden oder fließenden Brivat- 

Greiff, Geh. üb. Lanb.⸗Zult. u. landw. Pol. 19 
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5) zum Fruchtgewinn von einzelnen Stüden fremder Aeder (zu Depu- 
tatbeeten); on 

6) zum Barzfcharren; 

N zur Sifcheret in ſtehenden oder Privatgewäſſern; 

8) zur Torfnutzung; 

find, fofern fie auf einer Dienftbarfelt beruhen, auf den Antrag fowohl 

bes Berechtigten, als bes Verpflichteten, nach den Grundſätzen ber Gem.- 

Th.O. vom 7. Juni 1821, jelbftftändig ablösbar. 

Art. 2. Auf die Theilung von Torfmooren, welche fich bereits vor 
ber Einführung ver Gem.-XH.-D. vom 7. Juni 1821 im gemeinfchaft- 
lichen Eigenthum befunden und feitdem darin erhalten haben, werden bie 
Vorſchriften diefer Ordnung ebenfalls ausgedehnt. 

Art. 3. In fo weit bei einer Mehreren gemeinfchaftlich zuftchenpen 
Berechtigung zur Gräferei over zum Krauten ober Nachrechen auf abge 
erndteten eltern ras Maaß und Verhältniß ver Theilnahme alfer oder 
einzelner Intereffenten nicht durch Urkunden, Judikate oder Statuten be= 
ftimmt ift, ſoll daſſelbe für deren berechtigte Beſitzungen als ein gleiches 
behandelt werben. \ 

In Ortfchaften, wo ber Futterbedarf ver berechtigten Stellen über- 
wiegend durch Grasfchnitt befchafft wird, bleibt es ven Beſitzern ter ein- 
zelnen Stellen geftattet, zu beweifen, daß fie in den letzten zehn Jahren 
vor Einleitung der Thellung In einem größeren, tem Viehſtande oder ber 


. gewäffern, fo find unter letzteren alle folche zu vwerftehen, über die Jemand mit Aus- 
ſchließung Anderer aus eigener Mad;t durch fi felbft ober einen Anbern zu verfügen 
befugt ift, — ohne Unterſchied, ob dies Seitens des Staates (des Fiskus) 
ober einer Privatperfon geſchieht. Oeffentlich find nach dem U. %.-R. (II. 14 
88 11u. 21 u. 11. 15. 88 38 fg.) nur die von Natur fhiffbaren Ströme, das Meer unt 
überhaupt diejenigen Gewäſſer, welche zum gemeinen Beften dienen. So OT. (Senat II.) 
(Arch. Bd. 36. S. 10 fg.). — Im einzelnen Fällen ımterlag ſchon früher die Fifcherelge- 
rechtigfeit in Privatgewäffern der gefetlihen Aufhebung gegen Entichäbigung, insbeſondere 
nad dein Vorfluth-E. v. 15..Nop. 1811 (B. 1.) SS 11 fg. bei neuen, durch einen offen- 
bar überwiegenden Vortheil filr die Bodenkultur oder Schifffahrt gerechtfertigten Eutwäſſe⸗ 
rungsanlagen, ferner nach 8 18 des Privatflußgel. v. 28. Febr. 1843 (B. IL) bei Be- 
wäfjerungsanlagen ber Uferbefiter, ähnlich nach den Fifchereiordnungen für bie Provinz 
Bofen und für die Binnengewäfler der Provinz Preußen v. 7. März 1845 (G.-©. ©. 
107—120) 86. Dieſe Beftimmungen finb durch den Art. 1. h. 1, nicht geändert, viel⸗ 
mehr im Art. 6 ausdrücklich beftätigt. 


Art. 2. (ſ. L. u. v. R. II. b. ©. 17). 

6. Die Separation der im gemeinſchaftl. Eigenthum beſtndlichen Torfmoore entſpricht 
ber Durch bie Gem.⸗Th.⸗O. geſtatteten Theilung gemeinſchaftlicher Forſten; da 8 165 ber 
genannten O. aber die Anwendbarkeit ihrer Grundſätze auf die Theilung des vor ihrer 
Einführung entſtandenen gemeinſamen Eigenthums beſchränkt, fo mußte Das gleiche Prinzip 
— auch zur Vermeidung von Schwierigkeiten bei der Ausführung — anf die Torfinoore 
angewandt werben. 


Art. 3. (ſ. 8&-u.0.R.I.b. S. 60f5) 
7. Das Motiv zu der im erften Abſ. enthaltenen gejegl. Regel liegt darin, daß 
bie betr. Berehtigungen allgemein von ben Befigern ber Heinen, mit geringem Lanbbefik 








A. VII, 2. Geſetz vom 2. März 1850. Art. 3-6. n. 8—10, 291 


Fläche ihrer Stellen entſprechenden Maaße ben Grasfeprit benutzt ha⸗ 
beit, und erfolgt alsdann bie Theilung der Gräferei nach diefem Nahrungs⸗ 
verbäftniffe. 

Art. 4. Wenn ber Umfang der auf einer Dietftbarkeit beruhenden 
Berechtigungen zur Nutzung von Schilf, Binfen oder Rohr, zum Stoppel- 
harken, ſowie zur Zorfnugung, nicht durch Urkunden, Judikate oder Sta- 
tuten in anderer Weife feftgeftelit tft, fo wird berfelbe nach den Vorſchrif⸗ 
ten ver 88 52 bis 55 der Gem.-Th.-D. vom 7. Juni 1921 beftimmt, 
je nachdem bie Berechtigungen die Düngung ober bie Feuerung bejweden; 
dabei kommen aber folche ven Berechtigten gehörige Torflager, welche zur 
Zeit der Anbringung bes Abldfungs - Antrages noch nicht aufgedeckt find, 
nicht in Betracht. 

Mit diefer Yeßteren Maaßgabe finden die 88 52. und’ 54. ber Gem.⸗ 
Th.⸗. auch auf Streu und Brennholzberechtigungen in fremden. Forften 
Anwendung, wenn fich biefelben auf das Bedürfniß der Berechtigten be- 
ſchränken und bie Abrechnung der eigenen Düngerbereitungd‘ und Feuerungs- 
mittel nicht ausbrüdtich durch Urkunden, Judikate oder Statuten ausge⸗ 
ſchloſſen worden tft. 

Art. 5. Die Entſchädigung für die Berechtigung zum Harzſcharren, 
beren Werth übrigens nur nach demjenigen Nutzen zu bemefjen ift, wel⸗ 
Ken die Ausübung diefes Rechts bei Beobachtung der: Forftpolizeigefehe 
zu gewähren vermag, darf, wenn die Parteien fich nicht anders einigen, 
nur in Rente oder Kapital beitehen. 

Art. 6. Erfolgt die Aufhebung ber Fifcherei-Berechtigung bei Ge- 
legenheit einer nach dem ©. wegen Belchaffung der Vorflutb v. 15. Nov. 
1811 vorzunehmenden Entwäfferung, ober bei einer nach dem ©. über 
bie Benugung der Privatflüffe vom 28. Febr. 1843 berzuftellenden Be⸗ 


verfehenen Nahrungen am meiften benutzt werben, umd dieſe bei Anwendung ber 88 32 fg. 
ber Sem 7*. ·O. die geringſte Abfindung erhalten würden. 
en (j. L. u. v. R. II b. ©. 63 fg.) 

8. Der Serpitutberechtigte muß ſich die volle Abrechnung ber eigenen Dlngerbe- 
reitungs- und Feuerungsmittel aud dann gefallen laſſen, wenn dies bie völlig umentgelt- 
liche Aufhebung feiner Servitut m Folge hat: fo OT. Entſch. Bb. 86. S. 205. 3 
32.10. ©. 260 und Bd. 15. ©. 361). Dagegen nimmt RE. Grdſ. 658, 3.8 
11 u. 8b. 15. S. 57 an, daß, wenn bie eigenen Feuerungsmittel ben gargen en Bedarf as 
Brennholzberechtigten decen, die Anrechnung nur verhältmißmäßig zn beipizten if. — 
Abrechnung ber eigenen Düngungs- und Feuerungemittel ir Fa bem „ouftanbe pr 
ſervitutberechtigten Fundus zur Zeit der Anseinanderfegung: fo RR. 3. Bb. 11. Srhj. 
656. — Die Beftimmung bes letzten a des Art. 4 findet feine Anmwendung auf bas 
Recht zum Leuchtlien: jo OL. 3. B . 464. 

rt. 5. (fe. &uv.R. Ib. S. 23 fg 
Die Beihränkung des Abfinbungsmittels beruht auf dem Motiv, daß bie Be- 
zum Harzſcharren außer aller Beziehung zur Sanbiokthicheft ſteht, alfo Larbabfin- 
em Theile gegen feinen Willen zugemuthet werden kan 
(( Sud I.b. ©. 241g.) 

10. Fur die Fiſcherei gilt Das in n. 9 Gefagte ehenfall 6. Außerdem |. n Der 

Schlußſah des Art. 6 beruht auf der Erwägung, daß bie Ausübung bes Sign bie 
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wäfjerungs - Anlüge, fo wird die Ablöfung ber Berechtigung auch in Zu⸗ 
funft nach ben Vorfchriften diefer Gefege bewirkt. Ebenfo behält es fein 
Bewenven bei den Beftimmungen ‚der Fifcherei-Orbnungen für die Provinz 
Bofen vom 7. März 1845 und für die Binnengewäfler der Provinz Preu- 
Ben von demfelben Tage, rückſichtlich der Ermittelung ber ben Fiſcherei⸗ 
Berechtigten für folche Nachtheile, welche der Fifcheret durch neue Anlagen 
zugefügt werben, zu gewährenden Entfchädigung. 

In allen anderen Fällen wird der jährliche Neinertrag ber Fiſcherei⸗ 
Berechtigung in Privatgewäffern durch das Gutachten Sachverjtändiger 
feftgeftellt, welche vabet den von bem Berechtigten in den letten zehn Jah—⸗ 
ren vor Anbringung der Provokation durchſchnittlich aus der Fiſcherei ge 
zogenen Nutzen zu berüdfichtigen Haben. Der jährliche Reinertrag bildet 
den Maaßſtab für die Höhe ver Abfindung ver Fifcherel-Berechtigten, und 
biefe ift, in Crmangelung einer anberweiten Einigung ber Parteien, in 
Rente oder Kapital zu gewähren. 

Hat der Belaftete auf die Ablöſung angetragen, fo tft ber Berech⸗ 
tigte außerdem zu verlangen befugt, daß ihm feine noch brauchbaren 
Fifchereigeräthe gegen Erfat bes Werthes berjelben von dem Provolanten 
abgenommen werben. 

Art. 7. Statt der nach Vorſchrift der 88 73. und 74. der Gem.- 
Th.O. vom 7. Sunt 1831 mit den NRoggenpreifen fteigenden und fallen- 
ben Rente ſoll bet denjenigen Gemeinheitstheilungen, in welchen erft nach 
Verfündnng des gegenwärtigen Geſetzes die Art der Entſchädigung feſtgeſetzt 
wird, eine fefte Gelorente beftimmt werden. ine Bereinigung ber Bars 
teten über andere als fefte Gelprenten tft unzuläffig. 

Art. 8. Die erft nach dem Kintritte der Nechtsfraft des gegenwär⸗ 
tigen Geſetzes feitgefegten Nenten find auf den Antrag fowohl des Berech⸗ 
tigten als des Verpflichteten nach vorhergegangener fehsmonatlicher Kün⸗ 
bigung durch Buarzahlung bes zwanzifachen Jahresbetrages berfelben ab⸗ 
lösbar. Dem Verpflichteten tft e8 geftattet, das Kapital in vier aufeinanberfolgen- 
ben einjührigen Terminen, von dem Ablaufe der Kündiaungsfrift an ges 
rechnet, zu gleichen Theilen abzutragen; doch iſt rer Berechtigte nur folche 
Theilzablungen anzunehmen verbunden, welche mindeſtens Einhundert Tha⸗ 
ler betragen. Der jevesmalige Rückſtand ift mit 5 Prozent jährlich zu 
verzinfen. Inſoweit wird der $ 75 der Gem.⸗Th.⸗“O. vom 7. Juni 1821 
abgeändert. 


Anſchaffung vieler zum Theil werthooller Gerätbichaften erfordert, welche mit bem Weg⸗ 
falle des Rechts nicht allein für den Beſitzer unbrauchbar werben, fonbern auch oft nur 
ſchwer und mit Verluſt verfauft werben können, vor welchem Nachtheil er, wenn er Pro- 
vokat ift, bewahrt werben muß. 
At. 7. (ſ. Luv.R.I.b. ©. 94 fg.) 
11. Diejer Art. ift eine Konſequenz des (inzwifchen in ben betr. vorletzten Abſatze 
geänderten) Art. 42 der BVerfaff.-Urkunde v. 31. San. 1850 (f. n. 8. zu A. IV. «.) 
Art. 8. (ſ. L. u. v. R II. b. ©. 99.). 
12. Dieſer Art. entſpricht den analogen Beſtimmungen des Abloſ.⸗G. v. 2. März 
1850 (A. IV. 4.) (namentlich 88 65 und 91). — Rechtsverbiudliche Abreden ber Par- 
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Den Barteten fteht e8 frei, fich Über andere Zahlungstermine und 
einen anderen Ablöfungsfat zu vereinigen; jedoch darf ber Ießtere nie ben 
fünf und zwanzigfachen Betrag der Jahresrente überfteigen. Verabredungen, 
welche diefer Vorſchrift zumiverlaufen, Haben bie Wirkung, daß der He 
rechtigte auf Grund derſelben nur den fünf und zwanzigfachen Betrag ber 
Jahresrente zu fordern befugt ift. 

Art. I. Die dem Befiger eines mit Dienftbarfeiten belafteten Grund» 
ſtücks nach den 88 19, 86, 94 und 114 der Gem.-Th.-O. v. 7. Juni 1821 
eingeräumte Befugniß, für den Fall, daß ver Dienftbarfeits-Berechtigte auf 
bie Anseinanberfegung anträgt, die Art der zu gewährenden Entſchädigung 
zu beſtimmen und zu wählen, ob er ven Berechtigten nach dem Nutzungs⸗ 
ertrage der Dienftbarkeit, oder nach dem Vortheile, welcher dem Belaſte⸗ 
ten aus der Aufhebung. ver Dienftbarfeit erwächft, abfinden will, wird bier- 
mit aufgehoben. 

Bei ven auf Forften haftenden und nach der Gemeinheitstheil. - Orbs 
nung, ſowie nach dem vorliegenden Gefete ablösbaren Dienftbarfeiten ver⸗ 
bleibt jedoch dem Beſitzer des belafteten Waldes, wenn er Provofat ft, bie 
Wahl, ob er den Dienftbarfeits-Berechtigten nach dem Nußungsertrage ber 
Dienftbarkeit oder nach dem Vortheile, welcher dem DBelafteten aus beren 
Aufhebung erwächſt, entſchädigen will. * Im Iegteren Falle darf jeboch bie 
Höhe der Entſchädigung den Nutzungswerth ber Berechtigung uicht über- 
ſteigen. 

Art. 10. Für die auf Forſten haftenden Dienſtbarkeitsrechte zur 
Weide, zur Gräferel, zum, Mitgenuß des Holzes, zum Streuholen und zum 
Plaggen⸗, Haide⸗ und Bültenhiebe tft, vorbehaltlich einer anderweiten Eint- 
gung ver Betheiligten, eine Entſchädigung in Land nur dann zu geben und 
anzunehmen, wenn baffelbe zur Benutzung von Ader oder Wiefe geeignet 
ift, und in dieſer Eigenfchaft nachhaltig einen höheren Ertrag, als burch vie 
Benutzung zur Holzzucht zu gewähren vermag. Die Abfindung tft alsdann 


teien über bie Kompenſation von Gemeinh.-Theilungsrenten mit Abldj.-Renten, die bor 
Erlaß der beiden neuen bezügl. Gef. v. 2. März 1850 getroffen find, haben bie Wirkung, 
daß Reallaſten⸗Abloſ.⸗Renten (auf die 8 64 des Abldi.-©. Anwendung findet) mit einem 
auf 9ıo derſelben fich belaufenden Betrage der Gem.⸗Th.⸗Renten aufgehoben werben: jo 
RR. 3. Bo. 13. ©. 107. 

Art. 9. (ſ. L.n. v. R. I. b. ©. 104 fg.) 

13. Der zweite Abſatz dig Art. iſt durch bie erſte Kammer dem Reg.⸗Geſetzent⸗ 
wurfe erſt hinzugefügt worden im Intereſſe der Forſtkultur, um den Forſtbeſitzer, als Provo⸗ 
laten, vor der Gewährung von größeren Abfindungen, als ber ihn aus der Abloͤſung er⸗ 
wachſende Bortheil beträgt, zu bewahren. — Wenn ber Forfibefiger, als Provokat, bie 
Entihädigung nad) Maaßgabe feines Vortheils wählt, demnächſt aber feftgeftellt wird, daß 
ihm fein Bortbeil aus der Aufhebung ber Dienftbarfeit entftehen würde, fo fällt letztere 
nicht ohne Entſchädigung weg, fonbern bleibt fortbeftehen und die Provokation des Berech- 
tigten auf Gem.⸗Th. ift nur zur Zeit unzuläffig: fo RR. 3. Bb. 11. GErdſ. 664. 

Art. 10. (ſ. L. u. v. R. II. h. ©. 152 fg.) 

14. Der Zweck des Art. 10 iſt, an Stelle der 88 127 und 138 ber Gem.⸗Th.⸗O., 
[weiche nach Aufhebung des im 8 86 berfelben dem Forſibeſitzer als Provokaten zugeftan- 
denen Wahlrechts in Betreff des Abſindungsmittels zu unmirthichaftlichen Ergebniſſen ges 
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bem Berechtigten als Acer oder Wieſe, unter Berüdfichtigung ver erfor- 
derlichen Kulturfoften, anzurechnen. Die darauf befindlichen Holzbeſtände 
verbleiben dem Forſteigenthümer. Cr muß diefelben vor ver Uebergabe des 
Landes, im Mangel einer Einigung, nach der Beitimmung der Auseinan- . 
berfegungs- Behörde binnen einer Friſt, welche drei Jahre nicht überfteigen 
darf, abräumen. 

Bis zur vollitändigen Abräumung und Mebergabe bes Entfchädigunge- 
landes hat ver Forfteigenthümer eine dem Ertragswerthe der noch nicht 
abgetretenen Fläche entiprechende Geldrente dem Berechtigten zu zahlen. 

Für Dienftbarfeitsrechte zum Mitgenuſſe des Holzes und zum Streu⸗ 
holen ift jevoch der befaftete Grundbeſitzer befugt, bie Entſchädigung des 
Berechtigten in auch nur zur Holzzucht geeignetem beftandenen Forſtlande 
mit Anrechnung ber darauf befindlichen Dolzbeftände zu gewähren, wenn 
legtere zu einer nachhaltigen forjtmäßigen Benutzung geeignet find. Im 
diefem alle muß aber die Abfindungsfläche, wenn fie einen nur zur Doch» 
waldwirtbfchaft geeigneten Holzbeftand enthält, mindeftens einen Umfang 
von breißig Morgen haben. 

Bei der Beitimmung der Lage der Abfindungsfläche findet insbeſon⸗ 
dere ber $ 61 der Gem.⸗Th.O. vom 7. Juni 1821 Anwendung. 

Sn allen anderen Fällen, namentlich auch in denen, welche der 8 77 
ber Gem.-Th.-D, vom 7. Juni-1821 bezeichnet, tft auch für die genann- 


führt hätten, indem dann nach jenen 88 die Abfindung ber, Servitutberechtigten in ſolchem 
Grund und Boden, ber fich vortheilhaft nur zur Forftlultur eignet, ohne ewähr für bie 
weitere forftmäßige Benutzung auch beim Wiberiprud des Forſtbe eſitzers unbedingt zuläſſig 
geweſen ware,] die geſetzliche Regel im Intereſſe der Berechtigten, wie Belaſteten einzu⸗ 
führen, daß fir Holz- und Weide⸗Gerechtſame nur ſolches Sand, welches ala Ader 
ober Wiefe nachhaltig einen höheren Ertrag, als durch die Benugung zur Holy 
zucht gewähren kann, als Abfindung, beim Mangel anberweiter Ginigung verwendbar fein 
foll, und biefe Kegel auch auf alle übrigen ablösbaren Forſt ſervituten, für welche Land⸗ 
aAfnuns zuläſſig iſt, einzuführen. Die Ausnahme von dieſer Regel, welche ver Abſ. 3 
Art. 10. bei Holz- und Streurechten unter gewiffen Vorausfegungen enthält, ift 
ee durch bie Vorfchläge ber beiben Kammern dem eg. Gefetentwurfe zugefügt worden. 
15. Die Abſ. 1. und 5. des Art, 10 find in Verbindung mit einander fo zu ver- 
fiehen, daß Land, welches der Borausjegung bes Abſ. 1. entſpricht, als Abfindung gegeben 
werden muß unb daß ber Berechtigte nicht verpflichtet iſt, ftatt beffen feine Abfindung in 
Kapital ober Rente anzunehmen, auch wenn er dadurch in ben Stand gefelst würde, ſtch 
die Gegenftände bes abzulöfenden Nutzungsrechts zu bericaflen: ſo RK. 2. vv. 11. 
GSrdſ. 659. vergl. m. 34} 877 Gem.Th.O. v. 7. Suni 1 
16. Bei der Aufhebung wechfelfeitiger Dienffarkitteche tommen in Betr. ber 
gemeine benugten Korfigrunbftüde nicht die Beftimmungen bes rt 10 h. L., fon 
oe 38 8 — u. 83 der Gem⸗Th⸗O. v. 7. Juni 1821 zur Anvendurg: fo RR. 
17. Be Scägung bes Werth abzuldfender Holgrechte iſt nach Ana ‚bee 8 28 
ber Abldf.-D. v. T Sun 1821 ber Werth des Holzes durch Sachve e zu be 
ſtimmen und babei ber gemeine Preis „zur Zeit ber Ablöfung” ale Maakflab 
zu gebrauchen, wobei e8 dem vernünftigen Ermeffen bes Sachverflänbigen überlaſſen bleibt, 
auf wie viele Jahre mit Verüdfichtigung ber Preife zurückzugehen fei und ob und welde 
Jahre wegen ber bejonberen Umftände, bie auf bie De dietten, ganz unbeachtet blei⸗ 
ben ſollen: ſo IMR. v. 30. März 1841 (BMEI. S, 180). 
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ten Berechtigungen eine Entſchädigung durch Kapital oder Rente zu leiften 
und anzunehmen. 

Die 88 127. und 138. der gedachten Gem.-Th.-D. werben hierdurch 
aufgehoben. 

Art. 11. Die in den 88 131. bis 137. und im $ 139 ber Gem.- 
Th.O. vom 7. Juni 1821 enthaltenen Beftimmungen über die Waldweide— 
Berechtigungen find auch auf die Berechtigung zur Gräferet in Forften 
anmwenbbar. 

Art. 12, Der $ 164 der Gem.Th.O, vom 7. Juni 1821, nach 
welchem neue Gemeinheiten, deren Aufhebung diefe Ordn. bezwedt, nur 
unter gewiffen Beſchränkungen und nur durch fchriftlichen Vertrag errich- 
tet werben fönnen, wird auf die nach Art. 1 des negenwärtigen Gef. auf- 
zuhebenden Gemeinheiten ausgedehnt. In Anſehung biefer Gemeinheiten 
wird daher ber Lauf der erwerbenven Verjährung, wenn eine folche noch 
ftattfinden Tönnte, mit dem Tage, an welchem biefes Geſetz In Kraft tritt, 
unterbrochen. 

Art. 13. Die BO. vom 28. Juli 1838 über bie Beſchrankuug bes 
Provofationsrehts auf Gemeinheitsthellungen (G. ©. 1838. ©. 429), 
welche durch $ 3 des G. vom 9. Oftober 1848 (G. ©. 1848. ©. 278) 
in die Provinz Weftphalen eingeführt worben ift, foll fortan auch in den 
zu der Rheinprovinz gehörigen Kreifen Duisburg und Rees, in dem Groß- 
berzogthbum Bofen und den mit Weftpreußen wieder vereinigten Diftriften, 
bem Kulm = und Michelautfchen Kreife und dem Landgebiete der Stadt 
Thorn Anwendung finden. 

Das im 82. Nr. 3. der gedachten VO. den Rittergutsbeſitzern und 
ber Domainen- und Forſtverwaltung hinſichtlich der Beantragung von Se— 
parationen eingeräumte Vorrecht wird hiermit aufgehoben. — Bereits ein- 
geleitete Auseinanderfegungen können jeboch aus diefem Grunde nicht rüd- 
gängig gemacht werben. 

Art, 14. Bei Gegenftänben, wobei e8 auf Einnehmung des Augen- 
fcheind oder auf Echätung ankommt, welche die fachverftändige Ermittelung, 


18. Gegen Birberung ber Berftersitut- wo ‚ teip. der vergleichsweilen Regulirumg 
per Servitut⸗Verh. in fis caliſchen Forſten Seitens der bie lebteren verwaltenden Reg.⸗ 
Abth. ſiehe FMR. v. 16. Aug. 1852 (VMBl. ©. 237). 

Art. 11. — Cu v. R. I. b. ©. 165). 
Art. 12. (ſ. ebenda S. 182, 183.) 
Art. 13. (ſ. ebenda S. 3136). 
19. Durch den Schlußſatz dieſes Art. iſt nur das darin bezeichnete Vorrecht auf 
gehoben. Dagegen iſt das im 82 ber BO. v. 28. Inli 1838 beſtimmte unbedingte Pro» 
—— welches den nicht zur Gemeine und deren Forenſen gehörigen Berechtigten 
beigelegt iſt, durch jenen Schlußſatz nicht betroffen und ſteht auch den Rittergutsbeſitzern 
und der Domainen⸗ und Forſtverwaltung zu, wenn ſie nicht zur Gemeine und deren 
Forenſen gehören: fo RR. 3. Bd. 12. ©. 217. Im Uebrigen ſ. n.9 zu 84 Gem. 
Th.O. v. 7. Juni 1821 
Art. 14. (f. Cu v. R. V. b. ©. 427) un. Urt. 15. 
20. Dieſe beiden Art. find durch die Kammern bem Reg.»Gefegentwurfe hinzugefügt. 
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Auffaffung und Würdigung der Lokalverhältniſſe und deren fachverftändige 
Kombination und Anwendung erfordert, insbeſondere auch zur Feititellung 
bes Umfangs und ver Ergiebigkeit ver Nebenweiden, tft jede Partei, und 
wenn zu einer folchen mehrere Perfonen gehören, bie Mehrzahl derfelben 
nach den Theilnehmungsrechten gerechnet, befugt, bie Entſcheidung ber des⸗ 
fallfigen Fragen im Wege des fchlebsrichterlichen Verfahrens (88 31. bis 
34. der V. v. 30. Juni 1834) zu verlangen; wiberfpricht jedoch die Ge- 
genpartei die Anwendbarkeit des fohtensrichterlichen Verfahrens auf den 
vorliegenden Fall, fo entfcheibet die die Auseinanderjegung leitende Behörde 
über bie Statthaftigfeit deſſelben. Gegen dieſe Entſcheidung findet Teine 
Berufung ftatt. . 


Art. 15. Die Beſtimmungen ves Gef. über die Ablöf. ver Real⸗ 
laſten vom heutigen Tage (SS 108, 109, 110 und 111) in Betreff der 
Befugniß der Auseinanderfeßungs - Behörden in der Auswahl ihrer Kom- 
miffarien und der Befugniffe ver legteren, fo wie in Betreff des Legiti- 
mationspunftes, ber. Wahrnehmung ber Rechte dritter Perfonen und bes 
Rechts, Ablöſungs-Kapitalien zu verwenden, finden auch auf das Verfah- 
ven bet Gemeinheitstheilungen Anwendung. 


Art. 16. Von ben Koften ber Ablöfung einfeltiger Forſtſervituten 
werben bie ver Vermeſſung und Bonitirung des belafteten Waldes, in fo 
fern dieſelben unvermetblich find, von allen Theilnehmern nach Verhältniß 
ber XTheilnehmungsrechte getragen. 

Die übrigen Auseinanberfegungsfoften tragen die Theilnehmer nach 
Verhältniß des Vortheils, welcher Ihnen aus der Auselnauderfegung erwädhft. 
Das ungefähre Verhältniß dieſes Vortheils wird von der Auseinanderfezs 
Be Rommiffion ermeffen, und ber Koftenpunft von ber Gen.-Komm. feſt⸗ 
gelebt. 

In anderen Gem.-Th.-Sachen werben die Koften der Vermeſſung und 
Bonitirung eben fo wie bie übrigen Auseinanderfegungsfoften unter alle 
Zheilnehmer nach Verhältniß des Vortheils vertheilt, welcher jedem Ein- 
zelnen aus ber Augeinanderfegung erwächſt. Iſt diefer Vortheil nicht zu 
ermitteln, fo foll ftatt feiner ver Werth des Theilnehmungsrechts zum 
Grunde gelegt werben. | 

Der $ 26 des ©. Über die Ausführung der Gem.⸗Th. und Ablöf.- 


Wegen Art. 14 |. n. 39. zu 88 31 fg. der BO. v. 30. Juni 1834 (A. X.) und wegen 
Art. 15. n. 76. zu 88 108—111 des Ablöf.-©. v. 2. März 1850 (A. IV. A.) 

21. Der Art. 14. h. 1. berechtigt die Parteien nicht, auch Über ftreitig gewor⸗ 
bene Planlagen das fchiebsrichterliche Verfahren zu verlangen, ſelbſt wenn fie darüber 
einig find: fo RR. 3. Bd. 11. Grdſ. 1049, 


Art. 16. (f. L. u. v. R. II. b. ©. 403). 

22. Zum erſten Abſatze ſ. wegen Vermeidung unnöthiger Vermeſſungen und 
Bonitirungen n. 14 zu 8 18 des Ausführ.G. v. 7. Juni 1821 (A. IX.) — Fortbe⸗ 
ſtehend find nah dem Schlußſatze dieſes Art. die Beſtimmungen ber 3 letzten Säge bes 
8 26 bes cit. Ausführ.-©., alfo insbeſondere auch vie legte, wonach „während bes Laufe 











A. VII. ». Geſetz vom 2. März 1850. Art. 16—18. n, 23. 997 


Ordn. vom 7. Sunt 1821 wird in fowelt, als beifen Anhalt mit den 
Beftimmungen des gegenwärtigen Art. im Widerſpruch fteht, abgeändert. 

Art. 11. Durch das gegenwärtige G. werben bie vor dem Eintritt 
feiner Rechtskraft in Gem.⸗Th.⸗Sachen auf rechtsbeſtändige Weiſe erfolg- 
ten Feſtſetzungen über die Art und Höhe der Entſchädigung und über das 
Koſtenbeitrags⸗Verhältniß nicht geändert. 

Art, 18. Mit dem Tage, an welchem das gegenwärtige G. in Kraft 
tritt, Hört die durch $ 2 Nr. 4 des G. vom 9. Okt. 1848 angeorbnete 
Siftirung der Gem. - Th. - Sachen und ver darüber ſchwebenden Prozeſſe 
wieder anf. 

Urkundlich ꝛc. 

Gegeben Charlottenburg, den 2. März 1850. 

| (L.S) Friedrich Wilhelm. 
Graf v. Brandenburg. v. Labenberg. v. Manteuffel. v. d. Heydt. 
v. Rabe. Simons. v. Schleinitz. v. Stockhauſen. 


der Auseinanderſetzung jeder Theilnehmer die Auseinanderſ.⸗Koſten nach Verb. feiner Theil⸗ 
re mit Vorbehalt fünftiger Ausgleihung vorſchießen muß“. 
. Art. 18. 

23. Durh 8 2. Nr.4. ©. v. 9. Oft. 1848 (G.S. S. 276) waren von Amts- 
wegen fiftirt Die Gemeind.-Th.-D., infofern Streit aus ber Anwenbung der 88 86, 94 u. 
114 ver Gem.-Th.-O. v. 7. Juni 1821 obwaltete und bie darüber ſchwebenden Prozeffe. 


Beilage zu VII. A. und B. 
in&befondere zu n. 55 bei $ 120, Gem.-35.:0. vom 7. Juni 1821. 


Brozgent:Tabelle 


zur Beitimmung ber von jeßt ab zu zahlenden jährlichen Rente für eine in ge 
wiflen Zeiträumen wiederkehrende en usgee nad dem Zinsfuße von 5 Prozent 
erechnet. 


Erläuterung. Wenn ein Gebäude feiner jebigen Beichaffenheit nach fogleich 
oder nach einer gewiflen Anzahl Jahre neu gebaut werden muß, und demnädhft Einer 
Bauart und ben örtlichen und fonftigen Verhältniffen nad) in gewiſſen glei großen 
Zeiträumen immer wieder, aljo bis in ewige Zeiten neu gebaut werden foll, fo ge 
Fi dazu eine jährliche Rente, welche mit den einfachen Zinfen davon angefammelt, 
einer Zeit nicht nur dem Aufwande des eriten, fondern aud dem Aufwande aller 
folgenden Neubaue gleichkommt. 

Bezeichnet man ganz allgemein die jährliche Rente mit R; die Anzahl ver Jahre, 
nad deren Verlauf won jest ab der erjte Neubau unternommen werden muß, mit n; 
die Anzahl der Jahre von einem Neubau zum andern mit m; den jedesmaligen Bau- 
Aufwand oder dad Bau : Kapital mit K; und den Zinzfuß mit z, fo ift nach alges 
braifcher Herleitung: 


—— — — u — — 
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mz z (m-1i) 


nz z (n—1) mz z (m—1) 
10 (1 7m(ı +0 )] [10 (+30 )] 

Hiernach kann man für jeden einzelnen Fall, wenn die Werthe vonn, m, K 
und z belannt find, bie jährliche Rente R finden; da aber, ungeachtet es mehrere 
Hülfsmittel zur Abkürzung jener Formel giebt, die Rechnung danach dennoch immer 
weitläuftig und zeitraubend bleibt, fo find unter Zugrundelegung der Formel in ber 
umſtehenden Tabelle für die im gewöhnlichen Laufe der Dinge. für n und m vorlom: 
menden Werthe von 1 bis 200 Jahren die Renten allgemein nad Procenten des 
Bau:FKapital3 und zwar mit Rüdficht auf einen Zinsfuß non z=5 Prozent be: 
rechnet, jo daß man in einem gegebenen Falle nur: 

a) die Zeit, melde ein Gebäute von jest ab bis zum nächſten Neubau nod 

jtehen kann, und j a 
b) die Dauer des Gebäudes von einem Neubau zum andern 
nad techniſchem Ermeſſen zu beitimmen nöthig hat, um danach glei) aus 
ber Tabelle den dazu gehörigen Prozentfag zur Beitimmung der jährlichen 
Rente zu erjehen. Weiß man bemnädft auf den Grund einer Veranjchlagung 
c) wie viel das in Frage ftehende Gebäude zu bauen kojtet, oder wenn es blos 
auf den Holzwertb ankommt, auf wie bog ſich diefer beläuft, 
jo ift es leicht; die die ſe m Werthe enkſprechende Rente durch Proportion zu ermit- 
teln, indem man fchließt: 100 geben fo und fo viel Rente, wie viel giebt die veran⸗ 
ſchlagte Summe? 

Um den Nuben und die Anwendung dieſes abgetürzten Verfahrens näher zu 
zeigen, mag folgendeö Beifpiel dienen. Es babe nämlid, ein Walobejiker bie Ver; 
pflichtung, das erforberlihe Bauholz zu allen von Zeit zu Zeit vorfommenden Neu: 
bauen eines Stallgebäudes unentgelelih berzugeben, der Eigenthümer des Ctalles 
aber wolle gegen eine ihm vom Waldbeſitzer zu gemährende angemeljene jährliche Rente 
in baarem Gelde = x auf diefe Holzgerechtſame für immer verzichten, und es ſtehe 
ferner nach technifchen Ermittelungen feit, dab dad Gebäude nad) feiner gegenwärtigen 
Beichafienheit von jest ab nur noch 10 Jahre ftehen künne, dann aber mit einem 
Holzaufwande im Werthe zu 750 Rthlr. neugebaut, und diefer Neubau alle 80 Jahr 
mit einem gleihen Aufmande wiederholt werden müfle, fo (de man nur den für 
jene resp. 10 und 80 Jahre in der Tabelle aufgeführten Prozentſatz auf, melder 
3,3614 beträgt, und man erhält dann für 750 Rthlr. die jährliche Rente x durch die 


Proportion: 
100 : 3,3614 — 750 : x, ober 
x u 3,3614 X 750 „_ 2521,05 


R= 








, oder 


100 
x m 25 Rthle. 6 far. 3°%/s0 pf. 

Sollte die nah dem Zinsfuße von 5 Prozent ermittelte jährliche Rente in ein 
gleich, ein für alle Mal zu zahlendes Ablöfungstapital verwandelt werden, fo barf 
man die in der oben dargelegten Meife ermittelte Rente nur mit 20 multipliciren. 
an dem vorftehenden Beilpiele würde daher der jährlichen Rente von 25 Rthlr. 6 ſgr. 

%/so pf. ein fofort zu zahlendes Kapital von 504 Rthlr. 6 fgr- 3 A gleihlommen. 

Anmerkung. Wenn die Holzberechtigten bei einer ſolchen Ablöfung aud für 
ben möglichen Fall eines Branbunglüds entſchaͤdigt werden müflen, fo geichieht die 
veöfallfige Ermittelung in der Art, daß für eine gewiſſe Verficherungs : Summe aus 
den davon gezahlten Societäts : Beiträgen nad eimer mehrjährigen Fraktion die Pro: 
zentfäße beftimmt, und diefelben Procentfäge auch von dem Werthe des zum Neubau 
erforderlichen Holzes berechnet und der Ablöiungs:Hente zugejegt weroen. 

Eritredt fi) endlich die Holzberedhtigung nicht blos Fe die von Zeit zu Zeit vor: 
fommenden Neubaue eines Gebäudes, ſondern auch aut alle inzwiſchen daran nöthig 
werdenden Reparaturen, ſo muß die Ablöſung der Berechtigung pleichgeihig auch 
hierauf gerichtet, und der für die Neubaue und Brandſchäden ermittelten Rente, mit 
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Rüdfiht auf den Zweck ber Gebäude und nad den jonftigen Umftänben, noch ein 
angemeflener Prozentſatz des Neubau⸗Holzwerths I bie Reparaturen zageſetzt werben. 
Für gewöhnliche Faͤlle dürfte der dur die Erfahrung bewährte Mittelfaß von % bis 


genügen. 
ebrigens verfteht e3 fih won jelbit, daß, wenn ber Holzberechtigte nach feinem 
Kauf: oder Erbpadhts : Kontralte nach feinem Rezefie oder obfervanzmäßig verp ichtet 
ift, von dem tarmäßigen Werthe des ihm zuftehenden Holzes einen gewiſſen Theil zu 
bezahlen over Stamm: und Pflanz-Geld davon zu entrihten, alsdann von dem zum 
Neubau ermittelten gefammten Holzwerthe jene den Holzberechtigten treffende Leiftuns 
en ftet3 zurüdgerechnet werden müſſen und nur der verbleibende Reſt erjt ala das⸗ 
jenige Baulapital zu betrachten ift, wovon die Rente für die wiederlehrenden Nen- 
baue, Reparaturen und Brand-Entjhädigungen berechnet wird. 
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Die Dauer bes. Gebäudes von einem 





3 2 

je 8113.| 2Iabr. 8 Jahr. | 4 Jahr. 8 Jahr. 6Jahr. | 7 Jahr. | 8Iahr. | 9Iahr. 10Jahr. 11Jahr. 
wre 

3,5 und beträgt danach die jährliche Rente 






. [2] The: | Thlr. Thlr. pre. | Thlr. The. | Thlr. XCThlr. Thlr. Tyhlr. 


— 





o. [105|53, 1808|36,7461 ¶ æbos es ii⸗ 19,8147|17 4938 15,6383 14,202 13,168 19,278 
1. 1100[51,2189134,9961/26,910322,0778|18,8711|16,5928|14,8936/13,5808|12,5364/11,6888 
2. | — |48,7806133,8297|25,6289|21,0267|17,9725|15,8025'14,1842|12,9333|11,9394 11.1817) 
3 el = 31,7461/24,4111120,0275117,118615,0517|18,5108)12,3192 11,3722110,6028 
4 |I—-| — | — |23,2558|19,0797|16,3086 14,3394|12,8711)11,7361|10,8339!10,1011 
5. Il — — — [18,1817|15,5411|13,6644|12,2653|11,1836|10,8242] 9,6255 
& I-| — | - | — I — J14,8147|13,0261|11,6922]10,6611| 9,8417] 9,1758 
1.j=1| = = = — — [12,4222]11,1503110,1669| 9,3865| 8,7505 
8. I=| — = IN, — — — 106388 9,7008] 8,9547| 8,3489 
9. |-| — il = — — — | 9,2692| 8,5475) 7,9692 
10. I-| — er - | - I = | — [8,1633] 76111 
1.1—-| - el aM >= =4 _ | — | 78728 
2. Il = ba 1 = - = | - EI el a 
12 I] =) 5) = = — 1— a ze en 
1. 1=l - IV il 1 = alte | Hl ei: — — 
».1-]1 = 1=- | - 1-1 -1.-1-- I - | —- = 
1. 1-1 = I - | - | - 1 = | - ee ui 
.|=-] =] -| = | | >= — — Se = 
2. laJjl 11-1 = | > — — — pre zer — 
— 
2.11 = ———* - - | - | - _ 
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Renbau zum andern beläuft fi auf: 
23.1183. | 143. [16 $.116 J. 17. J. 18 3. 19 3. | 20 J. 26 3.| 80 J.36 J. 





son Einhundert Thalern Bauwerth: 


.. 


jan  Sebänbe ann von 
.3. n Nen⸗ 
dan ke 


2-3 


The. | The. | hl. | Thle.| Thfe.| The. | Thlr. Thlr. Thlr. Tpfr. | Thlr. She. ISahr. 


11,5358/10,9172]10,3908|9,9388|9,5456|9,2017|8,8986|8,6297|8,3897|7,5 |6,9322|6,5444 
10,9866/10,4214| 9,8961|9,4650|9,0908|8,7636|8,4750|8,2189|7,9903|7,1428]6,6022|6,2328 

10,4633| 9,9022| 9,4247|9,0142|8,6681|8,346118,071417,8275|7,6097|6,8028|6,2878|5,9361| 
9,9661| 9,4817| 8,9769|8,5839|8,2467|7 9464|7,6878|7,4556|7 2483|6,479415,9892|5,6539 
9,4947] 8,9519| 8,5522]8,1797|7,8564|7,5738|7,3239|7,1028|6,905316,172815,7056|5,3864 
9,0478| 8,5626| 8,1497|7,7947|7,4864|7,2169|6,979416,7683|6 ,580315,8822)5,4731|6,1328 
8,6250) 8,1089| 7,7689|7,4306|7,1867|6,8797|6,6531|6,4522|6,272815,607515,183114,8933 
8,2253] 7,7842] 7,4089|7,0861|6,8061|6,5608|6,3447|6,1581|5,981915,347514,942814,6664 
18475) 7,4267| 7,0858|6,7608|6,4936 6,2597 |6,0586|6,8706|5,7072|5,101914,719214,4519 
7,4908| 7,0889] 6,740616,4533|6,1983|5,975015,7783/5,6036|5,4481|4,87 |4,5014|4,2497 
1,1542) 6,77083| 6,4439|6,1633|5,9197|5,7064/6,5186|5,851715,2031|4,6511|4,2992|4,0553 
6,8361) 6,4694| 6,157615,8894|5,6567|5.452815,2733|5,117214,9717|4,4444|4 1081|3,8781 

6,5958] 6,1853] 5,887215,6308|5,407515,2133|5,041714,889414,763314,24943,9275|3,7078] 
— | 5,9172] 5,6319)5,386715,1769|4,9872|4,8231|4,677514,547214,065 |3,757213,5472 
-— | — | 5,3908|6,1227]4,9522|4,773914,6167]4,4772]4,3255|3,8911|3,5964|3,8953 
- | — — ' 14,9883|4,7481|4,6722|4,4217|4,2881|4,1689|3,7267|3,4447|3,.2519 

- | — — | — 14,5456/4,3717]4,2375|4,1094|8,9944|8,571418,8011|3,1164| 16. 

- | — - 1 - |] — [42017]4,0633|8,9406|3,831113,4247|8,1653|2,9883] 17. 

- | — — 1 - 1 — | — 1|8,8986|3,7808|3,6758|8,2868|8,0872|2,8672] 18. 

-I - | - 1 - | —- | - |] — [8,6297|8,520813,1547|2,9158|2,7681| 19. 

- — - 1-1 | - | - | — [8,3897/8,0308|2,8008|2,6442| 20. 

- — -1-1|1-|-| -| - | — 5  12,310812,1819| 25. 

— | - - 1-1 -]| -| - | - | - | — [1,9322|1,8242| 30. 

- — - — — — — -| - 1 - | — [1,544] 36. 
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noch 


Die Dauer des Gebäudes von einen 


| 408. | 453.| 503.| 553.| 009. | 59. | 709.| 753.| s08.| 853. | 908. 


und beträgt danach die jährlide Rente 
The. | Thlr. | Thlr. | Thlr. | The. | Thlr. | Thkr. Thlr. | Zhlr. | Thlr. Thlr. | 


0. 16,2658| 6.0588] 5,8989] 5,7736| 5,6738] 5,5917 5,5242] 5,4678 6,4203] 5,8795 5,3444 
1 5,9675 5,7697| 5,6181 5,4986 5,4031 5,3253 6,2611] 5,2075] 5,1622 b, 1233 5,09 | 
2. |5,6833| 5,4917| 5,3503] 5, ‚2369 5,1458 5, 0717]5, ‚0106 4, 9594 4, 9161 4, 8792 4,8475 
3. 15,4133| 5,2339 5, ‚096114, ‚9881 4,9014] 4, ‚8308 4, 1725 4,1239 4,6825 4, 6475| 4, ‚6172 
5 4.9144 4.1517 4,6267 4,5283 4,4497 4,3856 4,3328 4.2886 4,2511 4,2192 4, ‚1917| 
10. 18 ‚8858 3,7569] 3,6583| 8,5822] 3, ‚5183| 3 ‚4678 8, ‚4258| 3 ‚3908| 3 ‚3614 3,335 |3, ‚3144| 
16. 3, 1133 8,0103 2,9311) 2,8689 2,8192 3, 7786 2,7450 2, ‚1169 2,6933 2,6731 2,6556 
0 
25 
30 
35 


n jetzt ab bie zum 
aba 
ſtehen. 


Das · Sehliube- Tann 
nüchflen 


2 
2 
a 
” 


2,5317 2,4478 2,3833 2,3322| 2,2922 2,2592 2,2319 2,2092 2,19 2, 1736 z, 1594 
2,0886 2,0194] 1,9664 1.9244 1, ‚8ILı 1,8639 1 ‚3414 1,8225) 1,8067|1, ‚7931 1,7814 
1,7467] 1,6886| 1,6442] 1,6094| 1,5814 1,5586 1, ‚5397 1,5242 1,5117 1,4994 1 ‚4897, 
1,4786 1.4297 1,3919| 1,3625] 1,3389| 1,3194] 1 ‚3036 1,2903 1,2792 1, ‚2694 1,2611] 
40. |1 2658 1,2239 1.1917] 1.1664 1, ‚1481 1, 1297| 1, ‚1161 —1, ‚1047 1.0950 1,0867 1,0797, 


45. | — 11.0583 1.0803] 1,0083| 0.9911! 0.9767| 0,9650] 0.9550) 0.9467| 0.9397 0,9586 
50.1 — | |o,ssssl 0,8738 0,8656| 9/8519] 0.8417) 0.8331] 0.8258] 0,8197] 0,8144 
65.| — I = | J0/7736| 0,7603] 0,7492] 0,7403| 0,7328] 0,7264| 0,7208) 0,7161 
.| — | — | Z | 10/6738] 0,6636) 0,6558] 0,8489) 0,6433) 0,6380] 0,6344] 
| - | - I = | Z 1 0,5917) 0.5844] 0,5786| 0,5736| 0.5692] 0/5656: 
| - | 12172712 17 jos22l05189|05144| 0.5106) 0.5072 
B5”sl-IIIız I z 1 I — [0,4678 0,4639] 0,4603| 0.4572 
| - I ZI TII1I] 217 100420804170) 0.4142: 
5| — — — _ — _ — — — ‚3778 
%|I -— | - — - 1 - 1-1 - 71-1 - | - 10 — 
I -|-!-1I-"1-1|-1-1-]|-1- 
ı0.| - - |- !- I|- I|- I|-|-|I-|1-]| - 
wi -_ |II ZI II ZI IZI II II ZI IT 
ı|I-ı -|I-I-|-1|=-:1I-1-1-]1-]1-. 
ı»0.| - 1 - ı- !- I|- I|-|I-1-1|1-1- 1-3 
| - |-!|-|-1|I-1|-1-1-1|1-1-|- | 
I -|-|ı-|I-1I-1-1|-|-|-|-]|- 
10.| - I - | - I|-1=-1-1- | - | - 1 - |] - 
0.1 -|-|-1!I-1-1-1-]1|-1|-1- | - 
I - |- |- I!-1-]|-1-|-1-1- |- 
1%2.| - I- !ı -|I-1|I-1|I-1|-]|1-|-1-]- 
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legung. 
Neubau zum andern beläuft fi auf: 3:H 
23 
95 9.) 1009.| 1109.| 1209. 1308. 1409. 1509.| 1603.| 1709.| 1809.| 1903.| 2009. Er 8 
25 & 
et: 
von Einhundert Thalern Banwerth: EP) 


v 
n 





The. | Thlr. Thlr. Thlr. Thlr. The. | Thlr. Thlr. Thlr. The. | Thlr. Thlr. Jahr. 


5 ss142)5 ‚287815,2442|5,209715,181915,1597|5,1411/5,1256|5,112515, 1015|5 ‚0919/5,0836 0. 
5, ‚49415 ‚0358 4 ‚9942 4, ‚9614|4 ‚9353 4, ‚9134 4, ‚8961j4 ‚5814 4, ‚869214 ‚8586 4, 84944, ‚3417 1. 
4,82 4 ‚7961 4, 156414, ‚1253 4, ‚700314 ‚6800 4, ‚6631 4, ‚049214 ‚6372 4 ‚6272 4 ‚6186 4 ‚61 11 2. 
4,5911 4 ‚5681 4 ‚5306 4 ‚5008 4, 47694 451.. 4 441 414 4311 4 A170 4 ‚4072 4 ‚3989 4 ‚3920 3. 
4,1681 4, 147214,1131/4 ‚0861 4 ‚0633 4 ‚0467 4 ‚0322 4 ‚0200 4 ‚0097 4 3 ‚9936 3,9872 5. 
3.2956 3, 2192 3, 252213,2308)3, ‚2136 3, ‚199713 ‚1883 3, 1786 8, 170613, ‚1636 3, ‚1578 3, 1528| 10. 
2,6406) 2,6275 2, ‚v056|2 ‚5886 2, 57838 2,5636 2, ‚554412 ‚5469 2, ‚40312, ‚534712 ‚5300 2 ‚5261 15. 
2, ‚147212, 1364 2, 1189]2, ‚1050|2 ‚0936 2,084712, ‚0772|2 ‚0708 2, ‚065612, ‚061112 ‚0573 2 ‚0539 20, 
1,771411,7625 1 ‚7481 1 ‚1364 1 ‚1272 1, 719:11 ‚7136 l ‚1086 1 ‚7042 1 ‚7008| ‚6972 1 ‚6944 25. 
1.4814 1,4739 | ‚4617 l ‚4522 ‚4444 1 ‚4383 1,4331 1 ‚4286 l ‚4250 1.4219 1 ‚4194 ) 4170 30. 
1.2542 1 ‚2178 1, ‚23751 2298 l 2219 1 2175 1,2131|1 ‚2092 l ‚2064 1,2036 1 ‚2014 1,1997) 85. 
1 ‚0736 l ‚0683 1 ‚0594 1 ‚0525 1 ‚0467 1 ‚422 l ‚0386 1 ‚0356 1 ‚03% | ‚0306 l ‚0286 1 ‚0269 40. 
0,9283 0, 923610, ‚919410, ‚9100 0, ‚9053 0, 90110, ‚8981|0 ‚8953 0, ‚893 | 0, ‚891110 ‚8894 0. ‚8880| 45. 
0,8087 0,8058 0, 1992|0,7939 0, ‚1897 0, ‚861 0, 183310, ‚7gıı 0, ‚7792 0, ‚17172 0, ‚775810, ,77474 50. 
0,1122|0,7086 0, 7028I0, ‚598110 ‚6944 0 ‚6914 0, ‚889 0, ‚58690 ‚6850 0 ‚6836 0, ‚682210. 810] 58. 
0, ‚530810. ‚628110, ‚622510, ‚618310, ‚15010, ‚0125 0, ‚1030 ‚6083 0, ‚6069 0, ‚605610 ‚604510 ‚6033 60. 
0, ‚62210 ‚5594 0, ‚5550|0 "5514 0,5483 0 ‚5461 0, ‚9442 0,5425 0, ‚5411 0, 5-95 0, ‚5389|7 ‚5380 65. 
0,5044 0,5017 0 ‚4978 0 ‚4944 |0,491710 ‚4897 0, ‚487810,4864|0, ‚48530 ‚4841 0, ‚483310 ‚4835 70. 
0,4547/0,452510, ‚44860, 4458 0, 4483|0, ‚4408 0, ‚440010 ‚4386 0 ‚4375 0, ‚4364 0, ‚43560 ‚4350 15. 
0, 41190 Al 0 ‚4064 0 ‚4039 0 ‚4017 0 ‚4000 0 ‚3986 0, ‚397210, ‚3964 0, ‚3452 0, ‚394710 ‚3942 80. 
0,3750I0, ‚37310, ‚3700 0, 367510, ‚3656 0, 3639|0, ‚3628|0,36 17/0 ‚3606 0, 3547]0, ‚3892 0, ‚5889| 85. 
0, 3425|0, ‚3408|0, ‚338110, 38358 0, ‚3339 0, ‚3325|0,3314|0 ‚3306 0, ‚3297 0, ‚3289 0, ‚»2.40.3278| 90. 
0,3142|0. ‚312810, ‚310010, ‚081 0, 3064 0,3050 0, ‚3039 0, ‚031 0, »02210 ‚3017 0, 3011/0,3006| 95. 
— 0,2878 0, ‚285310, ‚2836 0, ‚2819|0,2308|0 ‚2797 0 ‚2789 0, ‚2183|0 27 776 0, 277210, ‚27671 100. 

0, ‚24420 2425 0, 241110, ‚2400|0 2 39210 ‚2386 0, ‚2383 0, ‚237510 ‚2369 0 ‚2367 110. 
0, ‚2097 0, 2086|0, 207510 ‚2069 0, 206110, ‚2058 0, ‚2053 0, ‚2047 0, ‚2045| 120. 
0, 1819 0, 1814 0, 1806 0, 1799 0, 1797 0, 1792 0, 1789|0,1786| 130. 
— (0, ‚1597 0, 1592 0, 1586 0, 1581 0, 1578 0, 1575|0 ‚1573 140. 
0, 1411 0, ‚1406 0, 140310, ‚1400 6, ‚1397 0, 1395| 150. 
— 0, 1266 0, 1253 0, 1550 0, 124710 ‚1247 160. 
— — 0.1125|0,11230,1121/0,1119 170. 
_ — — 0, 1015|0,1013 0, 1011| 180. 
— — — — 10, ‚0319lo, ‚09171 190. 
— — — — — Io, ‚0836| 200. 
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Anhang zu A. VI A und B. 


enthaltend bie 


Gem.⸗Th.⸗O. vom 19. Mat 1851 für die Rheinprovinz, Neu- 
borpommern und Rügen - 


nebft dem G. vom gleihen Tage über das Verfahren auf dem 
linfen Rheinufer 


und Gefeg vom 21. Mai 1852, betr. die Koften bes bezägl. 
gerihtlihen Verfahrens. 


J. Gem.-Th.-®. vom 19. Mai 1851 


für die Rheinprovinz mit Ausnahme der Kreife Rees und 
Duisburg, fo wie für Neu-VBorpommern und Rügen. 


[6.-S. S. 371. Nr. 3404.) 
N (Litteratur: L. u. v. R. U. b. ©. 195-233.) 


Mir Friedrich Wilhelm 2c verordnen mit Zuftimmung beider Kammern, für die 


Im Allgemeinen. 

1. Die Gem.-Th.-D. v. 19. Mai 1851 für bie genannten Lanbestheile ift da⸗ 
burch hervorgerufen, daß es unthunlich war, die Gem.⸗Th.⸗O. vom 7. Juni 1821 auf: 
biefelben ohne Veränderung einzuführen. Für die Rheinprovinz namentich flanden 
einer folhen Webertragung zwei Hauptrüdjichten entgegen, bie erfte, daß das Franzöſ. 
ober Gemeine Deutſche Recht mit dem Allg. Preuß. Landrechte, welches der Gem.⸗Th.O. 
v. 7. Junt 1821 in Betreff der Beftimmungen Über die Theilnehmungsrechte zum Grunde 
Tiegt, vielfach umverträglih if, und die zweite, daß die Tendenz ber leßteren, auf eine 
Zuſammenlegung der in vermijchter Lage befindlichen fervitutbelafteten Grundſtücke binzu- 
wirken, den bisherigen Anfichten ber Rheinländer zumider if. Deshalb mußte für bie 
Aheinprovinz ein bejonderes ©. über Gem.-Th. aufgeftellt werben, welches bie Vorfchriften 
über die Theilnehmungsrechte unberührt läßt, und einen Zwang zur Uml:gung vermeng- 
der Grundſtücke nicht beanſprucht. Aehnlich verhält es fih mit Neu-VBorpommern und 
Rügen bis auf ven Unterfchied, daß dort die Umlegung vermijchter Grunbftüde nad) 
einer BO. v. 18. Nov. 1775 zuläſſig und es babei zu belaffen war (j. $ 18). Die 
Gem.-Th.-D. von 1851 beſchränkt fi denn aud im Weientlichen auf die Feſtſtel⸗ 
lung der Scmeinheits-Theilungsgegenftände, Des Rechts, auf Ausein> 
anberjegung zu bringen, und ber Art und Weife der Entfhädigung. 
Diefelbe fließt fich in diefen Punkten der Gem.-Th.-O. v. 7. Juni 1821 
und den dazu fpäter ergangenen Gejegen, insbefondere dem Ergänz.-Gef. 
vom 2. März 1850 möglichſt an, weshalb bie obigen bezügl. Noten zum Theil auch 
für die Gem.⸗Th.O. von 1851 zu beachten find. — In Betreff bes Gem.⸗Th.⸗Ber⸗ 
fahrens ift für das linke Rheinufer, da in ber dortigen bisherigen Geſetzgebung ein 
geeigneter Anhalt fehlte, ein beſonderes ©. gleichfalls v. 19. Mai 1851 (abge: 
druckt nachſtehend unter 11) ergangen und da in letzterem ($ 18) beim Mangel ber 
Einigung vor dem Regierungskommiſſar die Anftellung dar gerichtlichen Klage angeorbnet 
ift, fo bedurfte es für das bezügl. gerichtliche Verfahren eines bei. Koſten ge⸗ 
fees, welches unterm 21. April 1852 erlaffen morben iſt (abgedruckt nachſtehend 
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Rheinprovinz, mit Ausnahme der Kreife Duisburg und Rees, fowie für Neuvorpom: 
mern und Rügen, mas folgt: . 

8. 1. Nach den Vorſchriften diefes Geſetzes finden Statt: | 

J. Die Ablöfung der ala Dienftbarteit (Servitut) auf dem Grundeigenthum laften- 
den Nugungsberechtigungen: | 
1) zur Weide; 

2) zur Waldmaſt, zum Mitgenufie von Holz und zur Entnahme von Streu; 

3) zum Plaggen-, Heide: und Bültenbieb; 

4) zur Zorfnubung; 

5) zum Grasſchnitt und zur Nugung von Schilf, Binfen oder Rohr auf Län- 
dereien und Privatgemwäflern aller Art; 

6) um Fſaden des Graſes und des Unkrautes in den beſtellten Feldern (zum 
trauten); 

7) zum Nachrechen auf abgeerndteten Feldern und zum Stoppelbarlen ; 

8) zur Nubung fremder Aeder gegen Hergebung des Dünger; 

9 zum Fruchtgewinn von einzelnen Stüden fremder Aecker (zu Deputatbeeten) ; 

10) zum Harzſcharren und 

11) zur Fiſcherei in ftehenden oder fließenden Gewäſſern. 

I. Die Thetlung von Grunditüden, melde von mehreren Miteigenthümern unge: 
theilt bejefien und durch gemeinfame Ausübung einer oder mehrer der nachbe: 
nannten Nußungen: 

Weide, MWaldmaft, Holz: oder Streunußgungen, Plaggen:, Heide: und Bil: 
tenhieb, Torfnugung, " 
benust werben, namentlih auch Marken, Erbenwaldungen u. dgl. 

8.2. Zu dem Antrage auf Theilung eines gemeinjchaftlien Eigenthums ift 
ein jeder Miteigenthümer, zu dem Untrage auf Ablöfung einer Dienftbarteit ſowohl 
der Berechtigte, al3 der Eigenthümer des verpflichteten Grundftüds befugt. 

“ Das Recht zum Antrage auf Theilung oder GSerpitut : Ablöfung Steht aud dem: 
jenigen zu, welcher den Antheil am Miteigenthum oder ein berechtigtes oder ein ver- 
flichtetes Grundſtück als nugbarer Eigenthümer befikt, nicht aber namentlich dem 
perfönlichen —— oder dem antichretifihen Pfandbeſitzer. 

Gemeinſchaftliche Beſitzer deſſelben Antheils am Miteigenthum oder gemeinschaft: 
liche Eigenthümer eines berechtigten oder verpflichteten Grundſtücks können nur ge— 
meinſchaftlich die Ablöfung einer Dienftbarkeit beantragen; die nach den Antheilen zu 
berechnende Minderzahl von ihnen muß fidy aber dem in diefer Beziehung gefaßten 
Beſchlüſſe der Mehrzahl unterworfen. 

8. 3. Das zur Beltreitung der Lajten und Ausgaben der Gemeinden be: 
jtimmte Bermögen (in Städten Kämmerei : Vermögen, genannt) kann durch eine Ge: 
meinheitstheilung niemals in Privat : Vermögen der Gemeinde : Glieder verwandelt 
werden. 

Eben fo wenig darf derjenige Theil des Vermögens einer Gemeinde, deflen 
Nußungen den einzelnen Gemeindegliedern oder Einwohnern vermöge diejer ihrer 
Eigenfcaft zulommen (daS Gemeinvegliever-Vermögen, in Städten Bürger-Vermögen 
genannt), durd eine Gemeinheitstheilung in Privatvermögen der Mitglieder oder Ein: 
wohner verwandelt werden. Dieſe Beitimmung findet auch danı Anwendung, wenn 
die den Mitgliedern oder Einwohnern’ als ſolchen zuftehenden Nutzungsrechte noch 
außerdem durch den Beſitz eines Grundftüds oder durch bejondere perfönliche Ber: 
hältnifje bedingt find. 


unter UL). — Für das rechte Rheinufer und für Neuborpommern u. Rügen 
find bie in ben einzelnen Gebietötheilen geltenden Geſetze über das Reallaften-Ablöf.- 
Deere FJ auf die Gem.⸗Th. in Anwendung geſetzt worden (f. 88 23 bis 26 h. L). 

2. Dieſe Beſtimmung ſetzt den ungetheilten Beſitz und die gemeinſame Benutzung 
der zu theilenden Grundſtücke, ale thatſächlich beſtehenden Zuſtand, voraus. Wo 
dieſer Zuſtand auch nur herkömmlich nicht mehr beſteht, da iſt die Gem.Th.O. v. 1851 
nicht anwendbar: jo RK. 3. Bd. 14. S. 433 fg. 

Greiff, Gef. üb. Land.⸗Kult. u. landw. Pol. 20 
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Die Abfindung für ſolche Nutzungsrechte fällt daher der Gemeinde ald Korpora: 
tion zu, während die beredtigten Gemeinbeglieder oder Einwohner die Benukung . 
diefer Abfindung für die Dauer ihrer Nusungsrechte erhalten. 

Dagegen gehören Nusungsrechte der Gemeindeglieder oder Einwohner am Ge: 
meindeglieder-Bermögen, welche denfelben nicht vermöge diefer ihrer Eigenfchaft, fon: 
dern aus einem anderen Rechtstitel gebühren, nicht zum Gemeinde-Bermögen, fondern 
um Privatvermögen der Nubungsberechtigten, in welches daher auch Die auf diefe 
Rechte bei der Gemeinheitstheilung fallenden Abfindungen übergehen. 

‚4. Andere als die im $ 1 genannten Nugungsberedhtigungen, melde als 
Dienitbarteit auf dem Grundeigenthum laften, find auf einfeitigen Antrag nicht jelbit: 
jtändig ablösbar, ſondern die Ablöfung derfelben Tann nur bei Gelegenheit einer an: 
deren nach diefem Geſetze ftattfindenden Theilung oder Ablöfung auf Antrag eines 
im Derlobren Betheiligten gefordert werden, infofern fie der wirthſchaftlich zweckmä⸗ 

igen Benugung des dem Verfahren unterworfenen Grundſtücks hinderlic find. Das 
Recht des Fiscus auf den dritten Fuß, dritten Pfennig (tertia marcalis), im Her: 
zogthum Berg iſt ohne Enthäbigung aufgehoben. , 

8, 5. Das einfache Recht der Stoppelweide oder de öden Weidgangs (vaine 
päture) innerhalb einer Gemeinde, fofern es nicht auf einem befonveren Titel be: 
rubt, jondern nur nah unvordenklichem Ortsgebrauch den Gemeindegenoſſen zuftebt, 
unterliegt in dem Bezirk des Appellationsgerihts zu Köln nicht der Ablöfung. Das: 

elbe kann jedoch durch einen Beſchluß des Gemeinderath3 [mit Genehmigung des 

ezirksraths reſp. des Kreisausichufles (Gemeinde-Orbn. vom 11. März 1850, $ 45 
und 108)] aufgehoben, werden. Die Aufhebung muß erfolgen, wenn die dem flächen: 
inhalt nad) berechnete Mehrzahl der belafteten Grundbefiger in der Gemeinde die Auf: 
hebung der Stoppelweide jchriftlih bei dem Gemeinderathe beantragt. Die Unter: 
ſchriften müflen durch den Gemeindevorfteher beglaubigt fein. 

Das öde Weidgangsrecht, welches in dem gedachten Gerichtäbezirt mehreren Ge: 
meinden wechfelfeitig auf ihren Gebieten zufteht (Koppelweide), wird hierdurch ohne 
Entieäbigung aufgehoben. 

.6. Das Recht, auf Theilung oder Ablöfung anzutragen, wird durd ent: 
gegenjtehende Verträge, Willengerllärungen oder Judikate nicht ausgefchlofieen und 
erlifcht nicht dur Verjährung. Verträge oder Willenserklärungen, welche eine Aus: 
[hliekung diefes Rechts feitfegen, find auf feine längere Zeit als auf zehn Yan der: 

indlih. Nah dem Ablauf diefer Beriode fteht e8 jedem Betheiligten frei, fein Necht 
auf Theilung oder Ablöfung geltend zu machen. 


8, 4. ® 
3. Der letzte Sag ift durch bie Agrarkommiſſion der 2. Kammer hinzugefügt (ſiehe 
L. u. v. R. II. b. S. 214). Er bezieht fih auf die im Herzogthbum Berg geltende, 
auf dem Hoheitsrechte des Staats beruhende Befugniß bes Fiskus, auch von denjeni— 
gen zu veräußernden, reſp. zu theilenden Gemeinh.-Öründen, denen er nicht als Mar- 
fenberr vorſteht, die tertia marcalis zu forbern. Im Uebrigen f. wegen des Fort⸗ 
beftehens der letzteren n. 21. lit. a. zu A. IV. a. 


4, Diefer 8 bezieht fih nur auf ven G.⸗B. bes Franzöſ. Rechts in der Rheinpro⸗ 
binz, mo bie Stoppelweibe in ber Regel Gemeinderecht if. Auch ba bleibt ab- 
Idösbar auf Antrag jebes Theils: 

1. das Stoppelweiderecht einer Gemeinde, welches befteht 


a. einſeitig auf einer anderen Gemeindeflur, 

b. auf einzelnen Privatgrundſtücken außerhalb ver Feldmark, 

c. desgl. desgl. innerhalb der Feldmark kraft beſonderen 
itels, 


2. das Recht der Fett weide (päture grasse ou vive), mag baffelbe Privaten oder 
Gemeinden zuftehen. — Durch Aufhebung ver Gemeinde-O. vom 11. März 1850 

(. n. 72. zu A. IV. a.) ift die Genehmigung bes Bezirksraths, reſp. bes Kreisaus- 
ihuffes weggefallen, da fie dag ©. v. 14, April 1856 (©.-S. ©. 435) nicht kennt. 
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‚87. Ueber das Vorhandenſein, die Beſchaffenheit und den Umfang des Mit- 
eigenthumg, fowie der abzulöfenden Berechtigungen, ift lediglich nach den beſtehenden 
Gefegen zu entſcheiden. 

Die zur Weibetheilnahme berechtigte Viehzahl ift in Ermangelung rechtäbeftän- 
diger Willengerllärungen und rechtskräftiger Erkenntniſſe, ftatutarifher Rechte oder 
Provinzialrechte: 

1) bei den Snterefienten, welche zur Erzeugung von Winterfutter geeignete Grund: 
ftüde befigen, nach dem Futterertrage diefer Grundftüde und dem Strobertrage 
ver bei denfelben feit vechtöverjährter Zeit benußten Zehnten; 

2) bei anderen Intereſſenten und foweit die nah Nr. 1. feitzuftellende Viehzahl 
eine geringere ift, auf anderthalb Kühe feltzufeben, 

$. 8. Dei jeder Zheilung und Abe fung leibt die Beitimmung der Art und 
Größe der Abfindung, melde einem jeden Theilnehmer gebührt, fowie die Ausführung 
ber Auseinanderſetzung, unächſt dem freien Uebereinlommen der Parteien überlafjen. 
Doc haben diefelben dabei die Vorfchriften des 8 19. zu beachten; auch müſſen bie 
Theilungs⸗ und Servitut:Ablöfungs-Verträge in den Lanvestheilen des rechten Rhein: 
ufer3, ſowie in Neu : Vorpommern und Rügen, zur Prüfung und Beftätigung der 
Auseinanderfegungs:Behörbe vorgelegt werden. In Bezug auf die Prüfung und Be: 
ftätigung, fowie die Wirkungen der beitätigten Verträge, gelten diefelben Beftim- 
mungen, welde in den genannten Landestheilen für die Ablöfungsverträge von Real- 
laſten befteben. 

Kommt eine Uebereinkunft der Parteien nicht zu Stande, fo finden folgende Re- 
geln Anwendung. 

8. 9. Die Theilung und Ablöfung wird dadurch bewirkt, daß jedem Theilneh: 
mer an Stelle feines Miteigenthums- oder Nubungsrechtes eine angemeflene Abfin: 
dung an Geldrente, Kapital oder Grunpftüden überwiefen wird. 

$. 10. Zu diefem Behuf ift der Werth der Theilnehmungsrecdhte durch Sad: 
verjtändige abzufchäßen. 

Dabei wird der Grund und Boden nad feinem gemeinen Werthe veranfchlagt. 

‚Die Schägung der abzulöfenden Berechtigungen erfolgt nad der landüblichen 
ortlich anwendbaren Art ihrer Benugung und dem durchſchnittlichen Ertrage derſel⸗ 
ben, mit NRüdfiht auf die Theilnahme anderer Mitberechtigter. Der abgeichäßte 
Werth darf niemals den gefammten gemeinen Werth diefer Art von Nutzung des be- 
lafteten Grundſtücks überfteigen. 

‚Bei den auf Forſten haftenden, nad dieſem Geſetze ablösbaren Dienitbarteiten 
bat jedoch der Beſitzer des belajteten Waldes, wenn er Provokat ift, die Wahl, ob er 
den Dienjtbarleitsberechtigten nad) dem Nugungsertrage der Dienitbarkeit, oder nad 
dem Vortheile, "welcher dem Belafteten aus deren Aufhebung ermädlt, entſchädigen 
wil. Im lesteren alle darf aber vie Höhe der Entſchädigung den Nutzungswerth 
der Berechtigung nicht überfteigen. 

8. U. Bei der Ablöfung der Weide: und Gräferei: Berechtigung in Forſten ift 
ein mittelmäßiger Holzbeitand zum Grunde zu legen, wenn nicht ber Forſt zur_ Zeit 
der Auseinanderfeßung beſſer ald mittelmäßig beitanden, oder die Befugniß des Walb- 


.7T. 

5. Dieſer $ vertritt die complicirten und in ber praktiſchen Anwendung zu vielen 
Zweifeln führenden 88 32 bis 51 der Gem.-Th.:O. v. 1821 (A. VII. A.). Namentlich ift von der 
Feſtſtellung des 1Ojährigen Vortriebs und ven Beſtimmungen wegen Anrechnung ber Neben: 
weiden Abftanb genommen und in Betreff ver letzteren lediglich auf bie beſtehenden Geſetze 
Veen. 

6. Auf dem linken Rheinufer beftehen feine befonderen Auseinanderſ.⸗Vehörden. In 
wie weit dort ein Theilungs- ober Ablöfungsvertrag ber gerichtlichen Betätigung bebarf, 
ift nah den allgemeinen Gef. und dem Berfahren = Gef. v. 19. Mai 1851 (nachftehend 
unter II.) zu beurtheilen. 

20* 


wu 
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befiers, die Forftkultur bis zum mittelmäßigen’ SHolgbeftande zu treiben, durd Ver: 
träge, Verjährung oder Judikate verloren gegangen tft. 

8. 12. Bei Ermittelung und Feltitellung des Werthes der Nutzungsrechte kom⸗ 
men die dem Berechtigten für diefe Nugungärechte obliegenden Gegenleiftungen in Ab- 
zug. Der Werth wechfelfeitiger Dienftbarleiten wird infomweit, als dies möglich iſt, 
durch Kompenfation ausgeglichen. 

$. 13. Jeder Miteigenthümer kann in der Regel die Theilung des gemeinjchaft: 
lihen Grundjtäds in Natur verlangen. 

Die Naturaltheilung eines gemeinfchaftlihen Waldes aber ift, ſoweit ſich die 
Betheiligten nicht über diefelbe einigen, ganz over theilweife nur dann puläine, wenn 
die einzelnen Antheile entweder zur forftmäßigen Benußung geeignet bleiben oder in 
anderer Kulturart mit größerem Bortheile, wie zur Holzzucht benugt werben können. 
Außer diefen Fällen Tann die Auseinanderfegung der Vliteigenthümer eines Waldes 
nur durd öffentliben Verlauf an dem Meiftbietenden bewirkt werben. 

‚14. Die Abfindung für Dienitbarkeitsrechte zur Maft, zum Harzicharren ober 
zur Fiſcherei in Privat : Gewäflern iſt in feiter Gelbrente zu gewähren und anzu: | 


nehmen. 

Hat der Belaftete auf die Ablöfung angetragen, fo it der Berechtigte außerdem 
zu verlangen befugt, daß ihm feine noch brauchbaren Fiſchereigeräthe gegen Erſaß des 
Werthes derfelben von dem Provolanten abgenommen werden. 

8. 15. Für andere als die vorſtehend in dem 8 14. gedachten, nach den SS 1. 
und 4. abzulöfenden Dienftbarkeiten erfolgt die Abfindung in der Regel durch Abtre- 
tung von berbäiltnißmäbigen. Theilen des belafteten Grunbftüds. mt 

Das abzutretende Grunditüd muß een Kapitalwertb haben, welcher dem 
a gfachen Betrage der jährlihen nah $ 10 ff. zu berechnenden Entſchädigung 
gleihlommt. 

Wenn eine Landentihäbigung dem wirtbichaftlichen Intereſſe entweder des Be: 
reihtigten oder des DVerpflichteten nad) Igor tändigem Ermeſſen m en icht, fo 
muß die Abfindung auch für dieſe Dienftbarkeiten ganz oder” Theilmeije im feiter. 
Geldrente gegeben und angenommen werben. Das Lebtere muß bei den auf or: 

den Dienftbarteitövedhten zur Weide, zur Gräferei, zum Mitgenufje von 
Holz, zum Streubolen und zum Plaggen:, Heide: und Bültenhiebe — vorbehalt: 
lih der audy bier zuläffigen anderweiten Ginigung der Betheiligten — auch dann 
geiheben, wenn die Landabfindung bei ihrer Benußung in anderer Kulturart nad 
haltig leinen höheren Ertrag als bei der Benußung zur Holzzucht zu gewähren 
vermag. 
a diefe3 dagegen der Fall, jo wird die Abfindung dem Berechtigten in foldyer 
anderen Kulturart unter Berüdfichtigung der erforderliden Kulturkoſten angerechnet. 
Die darauf befindlichen Holzbeftände verbleiben vem Forſteigenthümer. Cr muß bie: 
felben vor der Uebergabe des Landes, im Mangel einer Einigung, nad der Beitim- 
mung der Augeinanderjegungs : Behörde binnen einer Friſt, welche drei Jahre nicht 
übertteigen darf, abräumen. 

Bis zur vollftändigen Räumung und Uebergabe des Entihädigungslandes hat 
der FA eine dem Ertragswerthe der noch nicht abgetretenen Fläche ent: 
ſprechenden Gelorente dem Berechtigten zu zahlen. 


— ⸗ — 


8. 13. 

7. Dieſer $ weicht in feinem letzten Abſatze von dem ben nämlichen Punkt betreffen⸗ 
den 8 109 der Gem.⸗Th.⸗O. von 1821 darin ab, daß in letzterem nicht die Einigung 
über eine von ben geſetzlichen Bedingungen abweichende Naturaltheilung eines gemeinſchaftl. 
Waldes geſtattet iſ. Das Motiv der Zulaſſung ſolcher Einigungen in dem 813 h. 1. 
liegt in der ähnlichen, jedoh nur auf Landabfindungen für Srpfiereituten bezügl. Beſtim⸗ 
mung —X 10: des Ergänz.“G. v. 2, März 1850 (A. VII, 8.) 

. 13. u. 15. 
. Sm ben beiden $$ ift die Abweichung von 8 109 der Gem.-Th.-O. v. 7. Juni 
1821 und reſp. Art. 10 des Ergänz.⸗Geſ. v. 2. März 1850, daß flatt der vortheilhafteren 
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Für Dienftbarleitsrechte zum Mitgenuffe von Holz und zum Streubolen ift jedoch 
der belaftete Grundbefiger befugt, die Entihärigung des Berechtigten in au nur 
Au Holzzucht geeignetem beftandenen Forjilande mit Anrechnung der darauf befin- 
ichen Holzbeitände zu gewähren, wenn leßtere zu einer nachhaltigen forftmäßigen Be: 
nußung geeignet find. In diefem alle muß aber die Abfindungsfläche, wenn fie 
einen nur zur Hochwaldwirthſchaft geeigneten Holzbeitand enthält, mindeltena einen 
Umfang von dreißig Morgen haben. 

8. 16. Eine jede Landabfindung ift in derjenigen Lage auszuweiſen, melde den 
gegen einanber ahzuwa enden wirthſchaftlichen Intereſſen aller Betheiligten am mei- 
ften entſpricht. Cine Berloofung findet nur inſoweit ftatt, al3 die mirtbichaftliche 
Lage der Abfindungen dadurch nicht beeinträchtigt wird, 

Jedem Theilnehmer müflen die erforverlihen Wege und Triften zu feiner Ab- 
findung verfchafft werden, auch ift für die nöthigen Gräben zu forgen, ohne welche 
der Boden denjenigen Ertrag, zu dem er abgeihäst worden ift, nicht gewähren 
kann. Desgleichen iſt jeber Theilnehmer zu verlangen befugt, daß ihm bie unent: 
behrlihe Mitbenugung der Tränfitätten auf den auseinandergefesten Grundftüden vor: 
bebalten und dieſe Stätten fo ausgewieſen worden, wie es für alle Betheiligten am 
bequemften ift. 

Die vor der Auseinauderſetzung ſchon gemeinschaftlich benukten Lehm-⸗, Sand⸗, 
Kalk: und Mergelgruben, Kalt: und andere Steinbrüche bleiben zur gemeinſchaftlichen 
Benugung auch ferner vorbehalten, infofern die Theilnehmer deshalb nicht durch 
Webermweifung bejonderer Borräthe diefer Art ausgeglihen werden können. 

Die zur Herftellung und Unterhaltung aller diefer Anlagen zu machenden Ber: 
den find von allen Betheiligten nach Verhältniß ihrer Theilnehmungsredhte 
aufzubringen. 

. 11. Die über daS zu theilende Grundftüd führenden Wege fünnen, inſoweit 
e3 für die zmedimäßige Einrichtung de Theilungsplanes nöthig ericheint, verlegt und 
felbft aufgehoben werden, ohne daß es ven bei dem Gebrauche dieſer Wege Vethei- 
“ Tigten, fobald ihnen nicht ein erheblicher Nachtheil aus der Veränderung entiteht, ein 

iderfpruch dagegen geitattet ift. 

Dafielbe gilt in Betreff der Verlegung von Gräben, Flüffen und Brüden. 

8. 18, dein Beliser kann genöthigt werden, fi einer Umlegung derjenigen 
feiner Grundftüde, welche er nit zur Abfindung aufzuhebender Berechtigungen ab: 
treten muß, behufs Erlangung einer wirthihaftlihen Lage zu unterwerfen. 

In Neu:Vorpommern und Rügen bleibt die Umlegung vermifht unter einander 
liegender Grundftüde — agri intermixti — zuläffig, omeit die BD. vom 18. Nov. 
1775 folde geitattet. 

8. 19. Cine Vereinigung der Parteien über eine andere Rente als eine feite 
Geldrente ift unzuläffig. 

Alle Entſchadigungsrenten für aufgehobene Nutzungsrechte find auf den Antrag 
fowohl des Berechtigten als des Berpflichteten nach vorhergegangener ſechsmonatlicher 
Kündigung durch Baarzahlung des gransiofaden Betrages derfelben ablösbar. Dem 
Berpflichteten ift es gellattet das Kapital in vier auf einander folgenden einjährigen 
Terminen, von dem Ablaufe der Kündigungsfriit an gerechnet, zu gleichen Theilen 


Benutzung des Landes „als Ader over Wiefe,“ die vortheilhaftere Benutzung „in anderer 
Kulturart”, wie zur Holzzucht geſetzt ift, da es in der Rheinprovinz namentlich im 
nörbfichen Theile derfelben vorlommt, daß die Walbabfindungen auch als Gartenland oder 
er vortheilhafter, wie durch Holzzucht benußt werben Tünnen. 

9, Diefer 8 enthält ben durchgreifendſten Unterfchien von der Gem. - Th. - DO. vom 
7. Imi 1821, deren $8 61 fg. die wirtbichaftliche Umlegung ber ſämmtlichen in gemein» 
ſchaftliche Nutzung befindlichen Grundſtücke vorſchreibt. Ein Abänderungsvorſchlag, wonach 
dergleichen Zuſammenlegungen anf Antrag von */3 ber betheiligten Grundbeſitzer der Fläche 
nad ftattfinden follte, jcheiterte an der entichiebenen Abneigung der Rheinländer gegen einen 
ſolchen Zwang. — Die Neu⸗Vorpommerſche BO. v. 18. Nov. 1775 ſ. in Dähnert 
Ponmerſche Epikten-Semntl. Supplem.-Bb. II. ©. 524, 
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abzutragen ; doch ilt der Berechtigte nur folde Theilgahlung anzunehmen verbunden, 
welche mindeiteng Einhundert Thaler betragen. Der jevesmalige Rüchſtand ift mit 
fünf Prozent zu verzinfen, 

Den Parteien jteht es frei, fih über andere BZahlungstermine und einen ande: 
ren Ablöfungsjas zu vereinigen, jedoch darf ber letztere nie den Fünfunbamengigfadyen 
Betrag der Sahresrente überfteigen. Berabredungen, welche dieſer Borjchrift zuwider: 
laufen, haben die Wirkung, daß der Berechtigte auf Grund derfelben nur den fünfs 
unbzwangigfahen Betrag der Jahresrente zu fordern befugt ift. 

8. 20. Die Abfindung, melde jever Theilnehmer durch die Augeinanderfegun 
erhält, tritt in die Stelle der dafür aufgehobenen Theilnahmerechte oder der dadur 
een Berechtigungen und überfommt in vechtliher Beziehung alle Eigenjchaften 

erjelben. 

Das zur Ablöfung eines Nutzungsrechts abgetretene Land wird von allen auf 
dem belafteten Grunbjtüd laftenden Hypotheken frei und dagegen ben auf dem 
Nutzungsrecht haftenden Hypotheken untermorfen. 

Im Bezirke des mager ähefen zu Köln find überhaupt in Bezug auf 
die Wirkung der Theilung und das durch diefelbe begründete Privilegium die be: 
ftehenden gejeslihen Beſtimmungen mach ebend und finden diefelben Beitimmungen 
aud in Bezug auf die Wirkung der Ab hung und die Sicherung der abgefundenen 
Nußzungsberechtigten Anwendung (Artifel 883 ff. 2103. Nr. 3. Artilel 2109. des bür: 
gerlihen Geſetzbuchs.) 

Die Friſt zur Wahrung des dem abgefundenen Miteigenthüämer oder Nubungs: 
berechtigten gulichenden Privilegiumd beginnt mit dem Zage bes Puls oder 
en ung? : Bertrages, beziehungsmweife dem Tage des beftätigenden Beſchluſſes oder 

rtheils. 
| In Neu-Vorpommern und Rügen und im voftrheinifchen Theile des Regierungs⸗ 
bezirks Koblenz; — mit Ausſchluß der Herrfhaft MWildenburg, Kreis Altenlirhen — 
aben Renten und Kapitalien, welche zur Abfindung im Theilungs: und Ablöfungs- 
erfahren übernommen werben, ein gefegliches Ögpebeenzei gegen biejenigen Grund: 
ftüde der Schuldner, welche der aufgehobenen Gemeinheit unterworfen waren, und 
genießen vor allen bypothelarifchen Forderungen daſſelbe Vorzugsrecht, welches dem 
abgelöften Rechte zuftand. 

Die Miniſter der Juſtiz und der Iandwirthichaftlichen Angelegenheiten werden 
ermächtigt, mit Rüdficht auf die verfchiedenen Hypothelen-Verfaflungen der einzelnen 
Zandestheile, den Behörden die näheren Anmeifungen zu ertheilen, welche zur Sicherung 
HR — der Renten⸗ und Kapitals-⸗Empfänger und deren Realberechtigten erforder⸗ 
ich ſind. 

. 21. Die Grundſteuern und öffentlichen Laſten verbleiben auf den Grund: 
ftüden, auf welchen fie vor der Auseinanderſetzung gehaftet haben. 

. 22. den SLanbestheilen des linken Rheinufers gelten rüdfichtlich 
der durch die Zheilung oder Ablöfung veränderten Berhältniffe der Nießbraucher und 
Pächter folgende Ber(hrifen 
Niepbraucher eines Miteigenthumsrechts oder einer abgelöften Nubungs: 

berechtigung müflen fich mit dem Genufle der Abfindung begnügen. 

‚ Pächter müflen fi, inffern ihnen die aufgehobene Nutzung überhaupt 
mitverpadtet war, mit der Nutzung der Landabfindung begnügen; ihnen fal: 
len vie häbdigungen für vorübergehende Nachtheile zu, inſoweit fie ſich 


— — — m un 


® 


. 20. 

10. Für das Gebiet des Franzöſ. Rechts hat man, um Verwirrung zu vermeiben, 
den Weg am angemeffenften erachtet, grundſätzlich feflzuftellen, daß vie Auseinanberjegun- 
gen nad) biefem ©. Theilungen im Sinne bes Franzöſ. Rechtes feien und bie 
jonftigen gejeglichen Wirkungen der Theilungen haben, und dies auch auf bie Abldfung 
der Serbituten anzumenben, welche als Abfonderung der Nutungsberedhtigung von bem 
Eigentum un als Zutheilung des Aequivalents derſelben aus der Geſammtmaſſe betrach⸗ 
tet wer ann, 
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nicht über die Bachtzeit hinaus erftreden; auch müflen die Verpächter die An- 
legung der erforberlihen Wege, Gräben, Tränten und Cinfrievigungen der 
Grundftüde bewirken oder den Pächtern die dafür gemahten Auslagen eritat: 
ten. Eine Rentenentfhädigung bezieht während der Pachtzeit der Pächter und 
bei einer Kapitalentfchädigung tft er berechtigt, deren Binsbetrag zu fünf Bro- 
zent von der jährlichen Nachzahlung nah Verhältniß der kontraktlichen Zah⸗ 
lungstermine abzuziehen. Will der Pächter ſich mit dieſen Entſchädigungen 
nicht begnügen, fo jtebt ihm frei, binnen drei Monaten, nachdem ibm ber 
betreffende Auszug aus dem Theilungs- oder Ablöfungsplane zugeftellt wor: 
den, die Baht zu fündigen. Die Bacht hört alsdann mit dem Ende des lau: 
fenden Pachtjahrs auf; wenn aber jeit dem Tage der Kündigung bis zu bie: 
fem Termine nicht mindeſtens drei Monate verjtrichen find, ß waͤhrt das 
Pachtverhältniß noch für das nächſte Jahr fort. 

Der Nießbraucher desjenigen Grundſtücks, welches die Abfindung gewährt, 
kann der Theilung und Ablöfung gleichfalls nicht widerſprechen. Cr bat die 
Abfindungsrente während der Dauer des Nießbrauchs zu entrichten uud muß 
im Falle einer Kapitalent{hädigung dem Eigenthümer, welchem die Baarzah: 
lung derjelben obliegt, bie Ainten des Kapitals zu fünf Prozent gerechnet vom 
Bahlungstage ab vergüten. 

Das Nämlidhe gilt von dem Pächter eines ſolchen Grundſtücks. Doch 
ftebt e8 demfelben au in diefem alle frei, die Baht nach den obigen Be: 
ftimmungen zu fündigen. 

Das dem Pächter in diefem Paragraphen eingeräumte Recht der Kün: 
digung findet nicht Statt, werın das abgelöfte Recht im Berhältniß zur ganzen 
Wirthichaft fo unbedeutend ift, daß aus der Ablöfung feine merkliche Verän- 
derung der Wirthſchaftsverhältniſſe entitehen Tann. 

Sind für den Fall einer Theilung oder Ablöfung zwifchen dem Pächter 
und Berpächter in dem Pachtvertrage andere Abreven über die Auseinander⸗ 
feßung auf rechtsverbindliche Weiſe getroffen worden, fo behält es bei dieſen 
fein Bewenden. 


$. 23. In den Landesiheilen des linken Rheinufer erfolgt das Verfahren bei 
den Theilungen und Serpitut-Ablöfungen nad) den Vorſchriften des darüber ergehen: 
den befonderen Gefebes. 

8. 24. In den zum ehemaligen Großherzogthbum Berg gehörig ge: 
wefenen Landestheilen des Bezirks des Nheinifhen Appellationg- 
Gerichtshofes finden bei den Theilungen und Serpitut:Ablöfungen in Anſehung 
der Rechte und Verbindlichkeiten dritter Berfonen und in Anfehung des ganzen Aus: 
einanderſetzungs-Verfahrens, fowie der Koſtenanſätze, diejelben Woridriften nwendung, 
welche daſelbſt für die Ablöſung der Reallaſten gelten. 

Die Ausführung der Geſchäfte wird in den gedachten Landestheilen der Ge⸗ 
neral⸗-Kommiſſion zu Münfter hierdurch übertragen. 

. 25. In dem oftrheinifchen Theile des Regierungsbezirks Koblenz, 
mit Ausschluß der Herrfhaft Wildenburg, Kreis Altenkirchen, finden 
bei den Theilungen und Servitut:Ablöfungen in Anfehung der Rechte und Berbind- 
lichkeiten dritter Perfonen und in Anſehung des ganzen Auseinanderfegungs:Ber: 
fahrens, ſowie der Koftenanfäße, biefelben Smnjariften Anwendung, melde bafelbit 
für die Ablöfung.der Reallaiten durch die Ablöſungs-Ordnung vom 4. Juli 1840 
und deren Ergänzungen ertheilt worden find. 

Die Ausführung der Geſchäfte wird in den gedachten Landestheilen der Re: 
gierung zu Koblenz und dem dortigen Sprucdhlollegium hierdurch übertragen. 


Ss, 24—26. 
11. In Betreff der in biefen SS citirten Geſetze ſ. das Nähere in ben n. 1. und 2. 
zur BO. v. 20. Juni 1817 (A. VII). 
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Serorhut Mblshungen in Anfehung der Rechte und Verbindlichkeiten dritter Perſonen 
und in Anſehung des ganzen Anseinanderſetzungs-Verfahrens, ſowie der Kolten « An: 
fäße, dieſelben Vorſchriften Anwendung, welche ın dieſen Beziehungen in den übrigen 
Theilen der Provinz Pommern bei Ablöfungen und Gemeinheitstheilungen gelten. 

Die Ausführung der Gefchäfte in den genannten Landestheilen wird hierburd 
der General-Kommifjion in Stargard übertragen. 

F. 27. Nubungsberedhtigungen, welche durch g 1 des gegenwärtigen Geſetzes 
für ablösbar erflärt find, können in Zulunft mur durch Keen Zitel errichtet 
werden. Der fortgefegte Beſitz und eine auf benfelben geſtuͤtzte Berjährung reicht 
in Zukunft zu ihrer Erwerbung nicht hin, au da, wo eine ſolche biäher noch ftatt- 
finden konnte. Der Lauf der erwerbenden Verjährung wird in Anjehung folder 
Nusungsberechtigungen mit dem Tage, an welchem dag gegenwärtige Geſetz in Kraft 
tritt, unterbrochen. 

Anſehung der Befugniß zur Ausſchließung des Antrages auf Ablöfung iſt 
auch für Nutzungsrechte, welche in Zukunft errichtet werben, die Beltimmung des 
8 6 maaßgebenv. 

Die nach 8 5 aufgehobenen Rechte können in Zukunft nicht wieder entitehen. 

8. 28. Gemeinſchaftliches Eigentum der im 8 1 bezeichneten Art, welches nad 
Verfündung des gegenmärtigen Gelehes entiteht, fann nur nad) Vorſchrift der allge: 
" meinen —88 getheilt werden. 

. 29. Bon den Koſten der Ablöfung einſeitiger Forſtſervituten werben bie 
der Vermeflung und Bonitirung des belafteten Waldes, infofern diefelben unvermeid⸗ 
li find, von allen Theilnehmern nad Berhältnig der Theilnehmungsrechte getragen. 
Die übrigen Auseinanderfegungs : Koften tragen die Theilnehmer nah DBerbält: 
niß des Vortheils, welcher ihnen aus der Augeinanderjegung erwächſt. Das. un: 
gefähre Verhältniß dieſes Vortheils wird von dem Auseinanderjegungs - Kom: 
us ermeflen und der Koftenpuntt von der Auseinanverjeßungg : Behörde feit- 
geſetzt. 

n anderen Theilungs- und Ablöſungsſachen werben die Koſten der Dermeilumg 
und Bonitirung ebenso wie die übrigen Auseinanderfeßungstojten unter alle Theil: 
nehmer nach Verhältniß des Vortheils vertheilt, welcher jedem Ginzelnen aus der 
Auseinanderfegung erwädlt. Iſt diefer Vortheil nicht zu ermitteln, fo foll ftatt ſei⸗ 
ner der Werth des Theilnehmungsrecht3 zum Grunde gelegt werben. 

Die Koſten, welche durch Weiterungen einzelner Theilnehmer oder durch Prozefie 
entitanden find, fallen nad) den Regeln über die Prozeploften dem unterliegenven 
Theile zur Laſt. 

8. 30. Durch das gegenwärtige Geſetz werben die vor dem Eintritte feiner 
Rechtskraft in Theilungs: und Ablöjungsfahen auf rechtsbeſtändige Weife erfolgten 
geltebum en über die Art und Höhe der Entihädigung und über dag Koftenbeitrag®: 

erhältnib nicht geändert. 

Die dem Hauptgegenitande nad noch nicht zur Ausführung gebrachten Thei: 
lungen und Servitut-Ablöfungen gehen in derjenigen Lage, in welder fie ſich befin- 
den, in das neue Verfahren über. 

Megen der Landestheile des Tinten Rheinufers wird das Nähere darüber in dem 
bejonderen Geſetze über das Verfahren in den nad diefer Gemeinheitstheilungs : Orb: 
nung zu behandelnden Theilungen und Ablöfungen beitimmt. 

8. 31. Alle bisherigen Vorfchriften über Gegenitände, worüber dieſe Gemem: 


26. In Neu:VBorpommern und Nügen finden bei ven —— und 


8. N. 
12. Für das Gebiet des Franzöſ. Rechts galt ſchon früher der Art. 691 des Code, 
der Inn 68 lit. b. zur Gem -Th.-D. von 1821 (A. VII. A.) aufgenommen if. 


13. Die vielen einzelnen Befigern gehörigen Hauberge in ben im Schlußfats bes 
S genannten Aemtern werben feit langer Zeit nad einem gemeinfchaft!. Plane bewirth- 
ſchaftet, um die für Die bortige Gegend in gewerblicher und landwirthſchaftl. Beziehung 
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bertetbeilung-Drbnung Beftimmungen enthält, werben, inſoweit fie mit derſelben, un⸗ 
vereinbar find, außer Straft geſetzt. 

Die Polizei - Ordnung über die Bewirthſchaftung der Hauberge in den Aemtern 
Freusberg und Friedewald, Kreis Altenlirhen, vom 21. Nov. 1836 bleibt aber un⸗ 
verändert ſtehen. 

Urkundlich zc. 

Gegeben Warfhau, den 19. Mai 1839. 

8.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. v. Rabe. Simons, v. Stodhaufen. v. Raumer. 
v. Weſtphalen. 


— — — — — — 


unentbehrliche Holzzucht zu erhalten. Damit dieſer gemeinnütige Zweck für bie Dauer 

gefichert werde, ift auf den Antrag der Stände des Kr. Altenkirchen mit Königl. Genehmi⸗ 

gung von den Reffortminiftern eine neue Haubergs⸗O. für jene Aemter v. 21. Nov. 

1836 erlafien, deren $ 1 feftfett: 
baf Die vorhandenen Hauberge ein ungetheiltes und untheilbares Geſammt⸗Eigen⸗ 
thum ihrer Beſitzer fein und bleiben ſollen. 

Die Gem.-Th.-O. würde den Hanbergsgenoffen bie Auflöfung ihres Verbandes ge- 
ſtatten; dieſe durfte aber im öffentl, Intereſſe nicht geflattet werben. Dagegen wirb bie 
ARD. v. 7. Aug. 1846 (©.-5. ©. 431) nebft den in berjelben angeführten, im Groß- 
—— Berg geltenden Beſtimmungen über die Theilung von Waͤldern durch dieſen 
8 aufgehoben. 





- 


Il. Geſeß vom 19. Mai 1851, 


betr. das Verfahren in ben nad der Gem.⸗Th.⸗O. zu beban- 
delnden Xheilungen und Abldfungen in den Landestheilen des 
linfen Rheinufers. 


[G.“S. ©. 383. Nr. 8405.) 
(Kitteratur: L. u. v. R. I. db. S. 499—519.) 


‘ 


Mir Friebrih Wilhelm 2c., verordnen, mit Zuftimmung der Kammern, was 


8.1. vr den Zanvestheilen des linken Rheinufers foll für die nach der Gem.: 
Th.⸗O zu behandelnden Theilungen und Ablöfungen folgendes Berfahren ftattfinven. 

Der Antrag auf Theilung oder Ablöfung ift bei der Regierung, in deren Bezirk 
das zuſtändige Gericht feinen Sitz hat, fchriftlich oder zu Protokoll anzubringen, unter 
möglichit genauer Bezeihnung des Gegenftandes, der dem Antragſteller befannten 

Betheiligten und der Arten ihrer Rechte. 
8, 2. Dem Antragfteller wird durch die Regierung fchriftliher Nachweis gege: 
ben, daß er den Antrag angebradht hat. Die Regierung prüft, ob der Antrag nad 
der Gem.: Th.:,D. zuläffig fe. Iſt dies nicht der Dee fo weilt fie den An: 
trag durch fohriftlihen Beicheid zurüd. Gegen diefen Beſcheid fteht dem Antragitel: 
— Rekurs an das Landgericht zn, welches darüber durch Rathskammer-Beſchluß ent: 
eibet. 

8. 3. Wird dem Antrage ftattgegeben, fo beitellt die Regierung einen Kom⸗ 
Kalle und einen PBrotofollführer für das den Einigungsverſuch bezwedende Ber: 
ahren. 

Diefe Perfonen müſſen, infofern fie nicht vereidete Beamte find, durch den Prä- 
fiventen der Negierung oder dur einen von demfelben beauftragten Verwaltungs: 
beamten für die gemwiflenhafte Ausführung der ihnen nach dem gegenwärtigen Geſetze 
obliegenden Verpflichtungen vereidet werden. Beſchwerden gegen bisjeben find bei 
der Regierung und weiter bei dem Minifter für landwirthſchaftliche Angelegenheiten 
anzubringen. 

8. 4. Die von dem Kommiflar unter Zuziehung des Brototollführers aufgenom- 
menen Verhandlungen über alle die Theilung oder die Ablöfung betreffenden Gegen: 





Im Allgemeinen. 

1. Das obige ©. beruht auf folgenden wefentlichen Grundſätzen. Der Urtheilsſpruch 
über bie Theilungen und Ablöfungen verbleibt den orbentlicyen Gerichten. An die Stelle bes 
Sühneverfuhs vor dem Friebensrichter tritt ein Vorverfahren vor einem Verwaltungs 
fommiffer, welches in vielen Fällen ein gerichtliches Verfahren verhüten und jebenfalls 
bemfelben als niltliche Vorarbeit dienen wird. Auf dieſes Vorverfahren beziehen fich bie 
88 1 bis 25. — Bei bem gerichtlichen Verfahren (88 26— 72) find bie Borfchriften ber 
Rhein. Prozeß⸗O. nur fo weit mobificht, als es bie Förderung ber Theilungs- und Ab⸗ 
loͤſungsſachen erheifcht, ohne die geltenden Haupt-Progeß-Primzipien aufzugeben. 
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ftände, mit Einſchluß der vor ihnen ausgeitelltien Vollmachten zum Zwecke des Ge: 
ſchäfts, haben die Beweisfraft authentifcher Urkunden. 

8. 5. Der Kommillar bat alle auf das Theilungs⸗ oder Ablöfungsgefchäft be: 
zügligen Verhältniffe, fämmtlihe zum Verfahren gehkrigen Detheiligten, fowie den 
Umfang ihrer Rechte, zu ermitteln. Er hat die Bethetligten. zu Neußerungen und 
Erflärungen über die Ausführung des Geſchäfts zu veranlaflen, auf gütliche Einigung 
möglichit hinzumwirken und dahin zielende ſachgemäße Vorfchläge zu machen. Cr zieht, 
wo es nöthig ift, Sachverftändige zu, um die Senblagen Kir den Theilungs- oder 
Ablöfungsplan zu beichaffen. 

$. 6. Die Verfügung, durch welche der Kommiffar die Betheiligten zu Termi- 
nen vor fich beruft, muß enthalten: 

1) Namen, Stand und Wohnort des arntroglielers, und wenn mehrere den An- 
trag geftellt haben, Namen, Stand und Wohnort eines derjelben mit dem Zu: 
fage: „und Genofjen‘; 

2) den Gegenitand des Antrages, unter möglichjt genauer Bezeichnung ber zu thei⸗ 
Ienden oder von Nubungsberedhtigungen zu befreienden Grundſtücke und der 
abzulöfenden Nutzungsberechtigungen; 

3) Ort, Tag und Stunde der Termine; | 

4) die Aufforderung an jeden Betheiligten, im Termine zu erfcheinen, um über 
den Antrag und deſſen Ausführung feine Erklärungen abzugeben, unter der 
Verwarnung, daß gegen den Ausbleibenden angenommen werde, daß er bie 

eilnahmerechte und die Berechtigungen fo anerlenne, wie bie € cheinenden 
jolde angeben und in Bezug auf den Entwurf des Theilungs: oder Ablöfungs- 
plans feine Erflärungen abgeben wolle. 


8.7. Wird vor dem Kommiflar der Antrag geftellt, daS Verfahren über ben 
Umfang de3 urfprünglichen Antrags hinaus — in Anjehung de3 Gegenftandes oder 
der PVerjonen — auszudehnen, fo hat er diefem Verlangen Folge zu geben, foweit 
der neue Antrag nad der Gem.:Th.:D. zuläffig ift, und ſchänn an Bezug auf den 
erweiterten Antrag nad) 83 5 und 6 zu verfahren. 

Werden Widerſprüche gegen die Eriveiterung bed Antrages erhoben, jo hat über 
biefelben zunächlt die Regierung zu befinden. Gegen die Enticheidung der letzteren iſt 
der im $ 2 vorgefebene Rekurs an das Landgericht zuläfjig. 

88. Der Kommifjar kann von Amtswegen die Antbeile oder Berechtigungen 
ſolcher Berfonen, welche ſich nit vor ihm melden, bei dem Gefchäfte berüdfich: 
gen, fofern ihm folche unzweifelhaft erjcheinen und die übrigen Betheiligten nicht 
widerfprechen. 

8.9, Wenn derfelbe Antheil oder daſſelbe Theilnebmungsteht mehreren 
PVerfonen in Gemeinfchaft zufteht, fo müſſen Iebtere ihre Rechte gemeinfchaftlich 
wahrnehmen. Tritt nur Einer von ihnen in dem Verfahren auf, jo werben bie 
übrigen dur ihn mit vertreten; wenn mehrere von ihnen oder alle an dem 
Verfahren Theil nehmen, fo gilt der Wille der nach der Größe der Bethei: 
Tigungöquten zu berechnenden Mehrheit der Erſchienenen al3 bindend für bie 
übrigen. 

8.10. Im alle laeoene Perſonen jede venfelben Antheil oder daſſelbe 
Theilnehmungsreht ausfchlieplih für jih in Anfprud nehmen, fo werden die Rechte 
bi3 dahin, daß der Streit unter ihnen anderweitig erledigt ift, Durch denjenigen mahr: 
genommen, welcher ven letzten Beftß und Genuß des Theilnehmungsrechtes beicheinigt. 

er Kommifjar hat diefen Punkt zu regeln. Derjenige, welcher fpäter die Erledigung 
des Streites zu feinen Gunjten nachweiſt, tritt alsdann in die Stelle des vorläufig 
graclefenn; auf die rechtliche Stellung der übrigen Sintereflenten ijt dies jedoch ohne 

influß. Derfelbe muß daher eine Einigung, melde von dem vorläufig zugelaflenen 
yrbaber eingegangen worden ift, auch gegen fich als verbindlich gelten laſſen und 
ann den übrigen Befheiligten gegenüber aus der Ablöfungs: oder Theilungsmafle 
nicht ein Mehreres oder Anderes fordern, al3 jenem zugewiefen worden ift. 


8. 11. Der Kommiſſar hat, wenn er vie vorbereitenden Schritte für erlebigt 
hält, einen Theilungs⸗ oder Ablöfungsplan zu entwerfen und denfelben bei nem Vor⸗ 
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fteber der Gemeinde, unter welcher die Grundſtücke gelegen find, zur Einſicht des Bes 
theiligten nieberzulegen. 

‚_ Sind die Grundftüde in mehreren Gemeinden gelegen, jo beftimmt ber Kom⸗ 
miflar diejenige Gemeinde, bei deren Vorſteher er den Plan nieverlegt. Die Nie 
berlegung wird durch den Gemeinbevorjteher auf dem Plane befcheinigt. Der Kom: 
miflar erläßt fodann eine Verfügung, in welcher er unter Anzeige der Nieberlegung 
des Plans Ort, Tag und Stunde zur Erflärung über den Plan anberaumt und 
jeven Betheiligten auffordert, in dem Termine vor ihm zu erfcheinen, unter der Ber- 
warnung, daß gegen die Ausbleibenden angenommen werde, fie genehmigen den 


an. 

8. 12. Wird in dem Termine Widerſpruch gegen den Plan erhoben und nicht 
dur Einigung zurüdgenommen, und ift e3 wahrjcheinlih, daß auf eine Abänderung 
des Plans die Genehmigung aller Betheiligten erfolgen werde, fo fertigt ber Kom⸗ 
miflar einen neuen Plan und legt denfelben, nad) Beobachtung der Vorſchrift des 
vorhergehenden Paragraphen, ven Betheiligten in einem anderweitigen Termine zur 
Erklärung vor. \ 

$. 13. Wenn nah den Erklärungen der im Termine erſchienenen Betheiligten 
ber Zheilungs: oder Ablöfungsplan genehmigt ift, fo hat der Kommiſſar darüber eine 
Derganblung aufzunehmen und von den Betheiligten unterfchreiben zu laflen. Iſt 
ein ‘Betheiligter nicht im Stande, zu unterfchreiben, oder der Vorladung ungeachtet 
außgeblieben, fo muß dies im Protofolle erwähnt werben. Der vereinbarte Theilungs⸗ 
oder Ablöfungsplan muß entweder in die Verhandlung vollitandig aufgenommen, 
oder mit den Unterfchriften der Betheiligten, fowie des Kommiſſars und des Proto⸗ 
kollführers verfehen, der Verhandlung als Anlage beigefügt werden. 

‚8.14. Iſt in dem Termine ein Betheiligter nicht erichienen, jo bat ver Kom: 
miflar demfelben von der Genehmigung des Plan dur die Erjchienenen Kenntniß 
u geben. Derfelbe ift befugt, innerhalb vierzehn Tagen nad Zuſtellung biefer Be: 

rn aung beim Kommiſſar fchriftlich oder zu Prototoll Einſpruch gegen den Plan 
zu erbeben. 

Macht er von diefer Befugniß feinen Gebrauch, fo hat der Kommiflar ſolches 
nad Ablauf der Frift auf der Einigungs +» Verhandlung zu vermerlken und dieſe ilt 
auch für den Ausgebliebenen wirkſam. 

Wird Einfpruc erhoben, fo hat der Kommillar die jämmtlihen Betheiligten un: 
ter Erwähnung des Einſpruchs zu einem anderen Termine zum Zwecke des Verſuchs 
der Einigung über den Einfprud einzuladen. 

Wird in diefem Termine die Genehmigung des Plans von Seiten des Ein: 
ſprechenden bewirkt oder erfcheint derfelbe wiederum nicht, fo ift das Protokoll dar- 
über der früheren Einigungs-Verhandlung als Anlage beizufügen. Das Nichterfchei: 
nen des Einſprechenden in dem Termine gilt als Zurüdnahme des Einſpruchs und 
ein fernerer Einſpruch ift nicht aulaffi enn der Einfprechende im Termine auf 
dem Einſpruch beharrt, fo kann die Ausführung des Plans aud in Beziehung auf 
diejenigen Betheiligten, welche venfelben bereit3 genehmigt haben, vor der ridhter: 
lichen Entfheidung nidt ftattfinden; eintretenden Falls kann nad 8 12 weiter 
verfahren erben. Bu 

. 15. Der Kommiflar hat die Urkunde über die Einigung nebit fämmtlichen 
Vorverhandlungen auf dem Gefretariate des zuftändigen Landgerichts Toften- 
F zu hinterlegen und dem Ober-Prokurator davon ſchriftliche Mittheilung zu 
machen. 

Das Landgericht erklärt auf ſchriftlichen Antrag des öffentlichen Miniſteriums 
und auf den Vortrag eines Berichterſtatters, wenn die Vorſchriften des Geſetzes be⸗ 
obachtet und die Rechte der Minderjährigen, Snterbigirten, Gemeinden oder Öffentlicher 
Anftalten nicht verlegt find, den Theilungs⸗ oder Ablöfungsvertrag durch Rathskam- 
merbefhlng für bejtätigt und für exekutoriſch. Ba 

Man das Landgericht die Beitätigung nicht, N weiſt es unter Angabe deö 
entgegenitehenven Hinvernifleg die Sache an den Kommiſſar zur nochmaligen Be: 
handlung zurüd. 

8. 16. Sit in dem Plane eine Veräußerung vorgefehen, jo muß berfelbe zugleich 
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die Bedingungen des Verlaufs enthalten und den Notar beitimmen, vor welchem der 
Berlauf abgehalten werden joll. 

Die etwa vorlommende Loofeziehung erfolgt vor dem Kommifjar und das Bro: 
tololl über viefelbe muß durch den lebteren auf dem Sefretariate de3 Landgerichts 
hinterlegt und der Urkunde über die Einigung an — — werden. 

oꝛgerlauf und Looſeziehung können erſt nach Beſtätigung des Plans vorgenommen 


8.17. Jeder Betheiligte ift befugt, eine Ausführung des für exelutoriſch er— 
Härten Theilungs oder Ablöfungsvertragd oder auch einen feine Rechte betreffenden 
Auszug defjelben, mit der exekutoriſchen Klaufel verfehen, auf feine Kojten von dem 
Selretariate zu verlangen. 

8. 18. Wenn die Einigung vor dem Regierungs-Kommiſſar nicht bewirkt wird, 
jo hat derfelbe dies durch eine Derpanbiung feitzujtellen und die fämmtlidyen Ber: 
bandlungen des Verfahrens find durch die Regierung ohne Verzug auf dem Sekre⸗ 
tariate des Landgerichts zu hinterlegen. 

Alsdann ift jeder Betbeiligte zur Anftellung der gerichtlichen Klage befugt. 

Der Kommiffar Tann fein Verfahren ſchon vor Anlegung des Xheilungs: 
oder Ablöfungspland fchließen, wenn er keine Ausfiht bat, die Parteien zu ver: 


gleichen. - i 

8. 19. Die Berfügungen, durch melde der Kommiflar zu Terminen einlabet, 
fowie die jonftigen Zuftellungen, läßt derjelbe durch Vermittelung der Lolal-Berwal- 
tungs⸗Behorden, durch vereidete Boten oder durch die Bolt, infofern dadurch Koften 
erjpart werden, behändigen. Die Zuftellung geſchieht an den Vorzuladenden in Per: 
fon oder in deſſen Wohnung; wird in der Wohnung weder der Vorzuladende felbft, 
noch ein Verwandter oder Dienitbote deflelben angetroffen, fo geichieht die Behänbi- 
gung an den Ortsvorſteher. .. 

Die Zuſtellung einer Ladung muß ſo zeitig bewirkt werden, daß zwiſchen 
dhedehandiguns und dem Tage des Termins wenigſtens vierzehn Tage frei 

n. 

Die amtlichen Beſcheinigungen über die geſchehenen Zuſtellungen und den Her: 
gang derfelben find durdy den Kommiſſar zu den Alten zu bringen. 


wer 


8. 20. Außer den befonderen Vorladungen veranlagt der Kommiflar eine öf: 


fentlihe Belanntmahung der zu Terminen einladenden Verfügungen, ım Fall ein 

Betheiligter ſolches beantragt oder wenn ber Kommiſſar wegen der Wahrſcheinlich⸗ 

feit unbelannter Betheiligten oder aus fonftigen Gründen es für angemeflen er: 
t 


Die Verfügung wird alsdann: 

1) dem Vorſteher jever Gemeinde, in welcher Grundftüde, die der Zheihung oder 
bldfung untermorfen merben follen, gelegen find, mit dem Auftrage überfen- 
det, die Verfügung im Amtzlofale zur Einfiht eines Jeden offen zu legen und 
durch Anichlag an der Thüre des Amtslokals, ferner dur Öffentliche Verkün— 
digung mit der Schelle oder in font ortSüblicher MWeife im Hauptorte der Ge: 
—5— an aivei Sonntagen bekannt zu machen, daß die Verfügung zur Ein- 
icht offen liege. 

Die Erfüllung diefer Sorjerift ift durch den Gemeinde-Vorfteher unter 
Angabe des Datums des Anſchlags und der Verkündigung zu beſcheinigen; 

2) zweimal in den öffentlichen Anzeiger des Amtsblatt3 der Regierung und in 
eine Zeitung des Regiernngsbezirks, ferner in das Kreisblatt, wenn ein ſolches 
in dem Kreife erfcheint, mo dem Berfahren unterworfene Grunpftüde gelegen 
find, Aanperüdt, Die Einrüdung wirb durch ein Eremplar des Blattes nadı: 
geiviefen. 

Zwifchen der lekten Belanntmadhung und dem Termine muß eine Zwiſchen⸗ 

zeit von mindeſtens Einem Monate frei bleiben. 
8. 21. Die öffentliche Belanntmachung hat die Wirkung, daß dadurch die etwa⸗ 
nigen Mängel der befonderen Vorladungen gebedt und alle, felbit vie unbelannten 
Betbeiligten, ald zum Verfahren gehörig geladen betrachtet werben. 


\ 
m — — — — — 
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Iſt ſowohl zu einem Anmeldungs-Termine (8 6), als zu dem im 8 11 gedachten 
Termine durch öffentlihe Belanntmahung geladen, jo gilt der vereinbarte Plan, fo: 
fern er die gerichtliche Bellätigung erlangt, auch gegen jeden nicht zum Berfahren 
gezogenen Betheiligten, felbit wenn er im Plane Üübergangen wäre. Derfelbe verliert 
feine Nechte und ijt mit feinen Einwendungen gegen die Auseinanderfegnng ausge: 
ſchloſſen. Er ift nur befugt, von demjenigen Einzelnen, welcher unrechtmäßig für das 
In zuſtehende Theilnahmsrecht abgefunden iſt, das demfelben Zugewieſene heraus- 
zufordern. 

Der Kommiſſar hat in der Verhandlung über die Einigung zu erwähnen, oder 
unter derſelben zu vermerken, daß durch öffentliche Bekanntmachung zu den Terminen 
eingeladen worden. . 

8. 22. Die Verhandlungen vor dem Kommiflar find in der Regel an Ort und 
Gtelle, wo die Grunditüde liegen, vorzunehmen. 

Wird die Berhandlung in einem Termine vertagt, fo muß der Kommillar beim 
—28 bes Termins den Anweſenden die Beſtimmung des neuen Termins bekannt 
machen. 

Die Vertretung der Betheiligten durch Bevollmächtigte iſt zuläffig; doch iſt ver 
Kommiſſar befugt, wenn er es zur Beförderung des Geſchäfts für angemeſſen findet, 
die Betheiligten zum perſönlichen Erfcheinen aufzufordern. 

. 23. Die Regierung kann zur Dedung der Koften des Verfahrens angemef: 
fene Vorſchüſſe von dem Antragfteller und fämmtlichen dem Antrag beitretenden Be: 
theiligten einfordern. 

. 24. Die Koſten des Borverfahrens werben von der Regierung nach den 
für die Nemuneration der Kommiflarien, Protolollführer), Vermeſſungsbeamten und 
Sachverſtändigen bei Gemeinheitstheilungsfachen in den anderen Provinzen beftehen: 
den Borfchriften feitgeitellt und erecutorifh erklärt. Die Dedung der Koften des 
Verfahrens und das Verhältniß, in welchem die Parteien zu berjelben beizutragen 
haben, iſt im Theilungs- oder Ablöfungsplan dem $29 der Gem.:Th.:Q. entiprechend 
vorzuſehen. Wird beim Mangel der Einigung dag gerichtliche en eingelei- 
tet, jo muß letzteres zugleih über die NKoften des Vorverfahrens Feſtſeßung tref: 
fen; im Unterlaffungztalle werden diejelben von der Regierung nach Verhältniß des 
829 der Gem.-Th.⸗O. von allen Theilnehmern der Auseinanderfeßung einge: 
zogen. 

Die Koften des Verfahrens können gegen den Antragiteller und diejenigen, welche 
fih dem Antrage angefchlofien haben, nad) Verhältniß der Theilnehmungsrechte bei- 
etrieben werden, wenn beim Mangel der Cinigung vie gerichtliche Klage binnen 
Wehe Monaten nad) Beendigung des nahen nicht angejtellt ıft, ferner, wenn 
die Klage zwar angeltellt, der Prozeß jedoch innerhalb drei Jahren nad dem Tage 
der Klage nicht zu Ende geführt ift. 

Wenn ein Betheiligter erit nach Me kur eines anberaumten Termins erfchienen 
it, und burd fein Ausbleiben nußloje Koſten entitanden find, jo fallen ihm dieſe 
Koften ausschließlich zur Laſt. 


— — — —— 


8. 21. 

2. Die Wirkung der Präkluſion geht einigermaßen weiter, als die in den anderen 
Provinzen ſvergl. SS 26 und 27 BD. v. 30. Juni 1834 (A. X.)]; bie iſt aber ba- 
durch gerechtfertigt, daß wegen der auf dem linken Rheinufer obwaltenden größeren Gefahr 
bes Vorhandenſeins unbekanuter Betheiligten die Präkluſion der Verſtärkung bedarf, damit 
nicht Das erleichterte Prozeßverfahren eine Duelle unaufhörlicher Theilungsprozeſſe über 
denſelben Gegenſtand werde. 


3. Die im erſten Satze dieſes in Bezug genommenen Vorſchriften find enthalten 
in dem Regul. v. 25. April 1836 und der dazu gehörigen Inftruftion vo. 16. Imi 1836 
(A. XUI.). Sie find nicht allegirt, weil ihre Abänderung in Berathung war; indeß ift 
biejelbe unterblieben. 
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+ 25, Die Geltendmachung eines Miteigenthbumg oder eines Nußungsrechts in 
dem Antrage an die Regierung oder gu Protofoll des Regierungs-Kommiſſarius bat 
in Bezug auf bie Serjäbrung die Wirkung einer gerichtlihen Klage, jofern die letztere 
innerhalb brei Jahren nach Beendigung des Vorverfahrens erfolgt. 

8. 26. Die Klage auf Theilung oder Ablöfung ift ohne vorherigen Sühnver: 
fuh am Friedensgerihte bei demjenigen Landgerichte anzubringen, in deſſen Bezirke 
Die Bee fenaftlichen oder belajteten Grundjtüde oder der größere Theil derfelb:n ge: 
egen find. 

- 827. Die Slage kann nicht angeltellt werden, bevor das Borverfahren vor 
dem Kommiflar der Regierung zu Ende geführt ift. 

Sollte das Vorverfahren binnen drei Jahren nach Einbringen des Antrags an 
die Regierung nicht zu Ende geführt fein, jo fteht der Mangel der Durchführung 
des Borverfahrens der Anjtellung der Klage nicht entgegen. 

it nad) Beendigung des Borverfahrend ein Zeitraum von brei Jahren verflof- 
fen, jo muß der fpäteren Klage ein neues Borverfahren vorbergehen. 

. 28. Für die Vorladungen gelten die gewöhnlichen Vorfchriften für die La: 
dungen an das Landgericht. | 

Diefelbe muß als Gegenitand der Klage das Verlangen an den Beklagten ent- 
halten, zur gerichtlichen Theilung oder zur Ir oder zur Theilung und Ab: 
löfung zu shreiten, unter Bezeichnung der Grunditüde, auf welche ſich das Verfahren 
eritreden foll, nad dem Katafter und unter Angabe der abzulöfenden Nutzungsbe⸗ 
rechtigungen. Der Anführung von Gründen der Klage bebarf eg nicht. Der Be 
Hagte ift aufzufordern, innerhalb eines Monats durch Anwalt zu ericheinen, um 
feine Rechte wahrzunehmen, widrigenfall3 er das Verfahren der Theilung oder Ab- 
[öfung, ſowie dafjelbe bei dem Gerichte wor fich gehen werde, gegen ſich gelten laſſen 

e. 

: 29. Es fteht in der Befugniß des Klägers, anftatt oder auch neben ber ge: 
wöhnlichen Ladung nad) den vorhergehenden Paragraphen die Klage auf dem Wege 
der Öfentlihen Bekanntmachung zu erheben. 

Diefelbe muß enthalten: 

1) Namen, Stand und Wohnung des Klägers oder der Kläger; 

2) Seitellung des Anwalts, welcher für den Kläger over die Kläger auftreten 
wird; | 

3) das Verlangen des Klägers, zur gerichtlichen Theilung oder zur Ablöfung, oder 
zur Zheilung und Ablöfung zu fchreiten, unter Bezeichnung der Grunditüde, auf 
welde ſich das Verfahren eritreden fol, nad) dem Katafter und unter Angabe 
der abzulöfenden Nutzungsberechtigungen; 

4) die Bezeichnung des Gericht3, bei welchem bie Klage een wird; 

5) die Aufforderung an Jeden, welder als Mitergenthümer, beziehungsweife 
an jeden, welcher als Berechtigter oder Verpflichteter betheiligt it, in: 
nerbalb eine Monat? durch Anwalt zu erfcheinen, um feine Rechte wahr: 

zunehmen, wibrigenfall3 er das Verfahren der Theilung oder Ablöfung * 

en dafjelbe bei dem Gerichte vor fich geben werde, gegen jich gelten lafjen 

mülle. 

$. 30. An die Stelle der Zuftellung durch Vorladung treten im Falle des 
vorhergehenden Paragraphen Belanntmadhungen und Anheftungen in folgender Weile: 

1) die Klage muß dem Morfteher jeder Gemeinde, in welder gemeinjchaftliche 
ober belaftete Grundftüde liegen, durch Gerichtövollzieheralt zugeſtellt wer: 
den; daß dies geſchehen und dab die Klage beim Vorſteher der Ge: 
meinde zur Einfiht eines Jeden auf dem Amtslofale offen liege, muß an 
zwei Sonntagen im Hauptorte der Gemeinde öffentlih durch die Schelle 
oder in fonjt ortsüblicher Weife verfündigt werden. Die Erfüllung die: 
fer Vorſchrift ift durch den Vorſteher der Gemeinde amtlich zu befcheinigen. 

2) Abfchrift der Klage muß an die Thüre des Amtslofald des Vorſtehers ber 
Gemeinde, [ermer an die Thüre des Sikungsfaales des Friedensgerichts, in 
deflen Bezirt die Grundſtücke gelegen find, angebeftet werden; die Anbef: 
tung wird durch ein auf einer Abfchrift aufgenommenes und von dem Ge: 
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® 
meinbe : Vorsteher zu beglaubigendes Protofoll des Gerichtsvollziehers beur- 
undet. 

3) Der Anwalt des Klägers muß die Klage zweimal in den öffentlichen Anzei- 
ger de3 Amtsblatt der Regierung und in eine Seitung bed Regierungsbezirts, 
ferner in das Kreisblatt, wenn ein folches in dem Kreiſe erjcheint, wo bie 
Grunditüde gelegen find, einrüden laflen. Das Exemplar der Zeitung tt mit 
der Ver den Bürgermeijter zu beglaubigenden Unterfchrift de3 Herausgebers 
zu verfehen. 

Wenn mehrere Berjonen gemeinfchaftlich die Klage erheben, fo wird in den un: 
ter Nr. 2 und 3 vorgefchriebenen Belanntmahungen und Anheftungen nur einer der 
Kläger mit dem Zufase: „und Genoffen” namhaft gemacht. 

F. 31. Nach ot eine Monats feit ver lebten der in 88 28. und 30. ge 
dachten Borladungen, Zultellungen, Belanntmachungen und Anheftungen hat der An- 
walt des Kläger ohne Schriftenwechfel die Sache durch einfachen Anmwaltsaft zur 
Sitzung zu bringen. 

Das Landgericht bat im Verfahren für fummarifche Sachen auf den Vortrag 
der Anmalte und auf den Antrag des öffentlihen Miniſteriums, ſelbſt von Amts: 
wegen feine Kompetenz; und die Beobachtung der geſetzlichen germen, insbefondere auch 
der Vorfchrift des $ 27, zu prüfen, und wenn in diefer Beziehung nicht? entgegen: 
ſteht, ea ein mit Vorbehalt aller ihrer Rechte vor einen Kommiſſar feiner Plitte 
zu verweiſen. 

Das Urtheil ift nur dann, wenn es fi) von der Kompetenz des Gerichts han- 
delt, der Berufung unterworfen und wird nur in diefem Falle zugeftelft. 

. 32, Der Anwalt des Klägers überreiht dem Kommiſſar Ausfertigung des 
Hrtbeits mit dem Gefuche, einen Termin zur Feitftellung der Rechte der Barteien an: 
zuberaumen. 

8. 33. Die Terminbeitimmung muß menigftens vierzehn Tage vor dem Ter: 
mine von dem Anmalte des Klägers durch Anwaltsakte den übrigen Anmalten zur 
Kenntniß gebracht werden. 

S- 34. In dem anberaumten Termine wird über fänmtliche Einreden gegen 
die Klage, foweit nicht nad) 8 31. über dieſelben zu entjcheiden ift, und über das Vor: 
handenfein ‚die Beichaffenheit und den Umfang des Miteigenthbums oder der Nutzungs⸗ 
berechtigungen fämmtlicher Barteien verhandelt. Der Kommiſſar hat die Erklärungen 
der Anmalte oder der Varteten, welche, nachdem fie einen Anwalt beitellt haben, per: 
fünlih oder durch DBevollmädtigte vor ihm erfcheinen, zu Protokoll zu nehmen. Jede 
Erklärung iſt öffentlich vor der Verfammlung abzugeben. 

$. 35. Beim Schlufe der im vorigen Paragraphen gedachten Verhandlungen 
werben drei Sachverftändige, infofern die Parteien ſich nicht über die Wahl verfelben 
er durch den Kommillar ernannt, und der Termin zur Vereidung berfelben be: 
timmt. 

63 iſt gejtattet, den Regierungs-Kommiſſar, jofern er Sachverſtändiger ijt, ebenfo 
wie die von * im Vorverfahren zugezogenen Experten, zu Eachverftändigen zu er: 
nennen. 

8. 36. Erheben ſich Streitigkeiten, fo nimmt der Kommiſſar die wechjelfeitigen 
Erklärungen zu Protokoll, läßt fich die Beweisſtücke, auf melde die Parteien ihre 
Nechte gründen, übergeben und vermweilt die ftreitenden Theile in eine von ihm zu 
bezeihnende Sigung des Landgerichts, zu welcher die Anmwalte durch Anwaltsakte ein: 
zuladen find. Die Verhandlungen nebit den Beweizftüden werben anf dem Gelteta: 
rinte des Landgerichts zur Einfiht der Anwalte und zum Gebrauche des Gerichts bin: 
terlegt. Das Yandgericht hat, ohne daß es einer fonitigen Prozedur bedarf, auf ‘Be: 
richt des Kommiſſars, Vortrag der Anwalte und Antrag des öffentlichen Minijteriums 
zu entjcheiden. 


8. 35. 
4. Die 3 Sachverftänbigen werben in ber Hegel ein Feldmeſſer und 2 landwirth⸗ 


ſchafmiche oder Forſt⸗Sachverſtaͤndige ſein. 
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8. 37. Auch im Falle des vorhergehenden Paragraphen kann der Kommiflar, 
infofern das Theilungs- oder Ablöfungsverfahren un tet der entitandenen Streitig- 
feiten füglih und ohne Verlegung der Rechte der Barteien fortzufegen ift, mit Er⸗ 
nenmung und Vereidigung der Sachverſtändigen und dem, weiteren urn vor⸗ 
gehen. Wird hiergegen Widerſpruch erhoben, ſo findet auch in Bezug auf dieſen Punkt 
der 8 36. Anwendung. 

8. 38. Wird durch die Streitigkeiten Einzelner das Verfahren aufgehalten, fo 
ift jede Partei befugt, von den ftreitenden Theilen die unausgeſetzte Betreibung ihres 
Rechtsſtreites zu verlangen und eine angemefjene Frift feitjtellen zu laflen, nach deren 
Ablauf derjelbe zu Ende geführt fein over ohne Rüdfiht auf den fäumigen Theil 
die Fortfegung des Theilungs: oder Ablöfungsverfahrens verordnet werden joll. 

Diefer Antrag wird in einem bei dem Kommiflar erwirkten Termine, von wel: 
chem die Anmwalte der. betreffenden Parteien in Kenntniß zu feßen find, angebracht 
und alsdann nad) $ 36. een 

8. 39. Wenn eine Verhandlung zur Fortfekung vertagt wird, jo hat der 
Kommiſſar beim Schlufle des Termind den Barteien die Beitimmung des neuen 
—— bekannt zu machen. Es bedarf alsdann einer Ladung zu dem lebte 
ren nit. x 

Wenn das Verfahren vor dem Kommiflar wegen entjtandener Etreitigleiten oder 
aus fonftigen Gründen abgebrochen worden iſt, jo hat nad) deren Erledigung der An- 
walt des Kläger einen neuen Termin zur Fortſetzung zu erwirken und es tft weiter 
nah 88 33. big 36. zu verfahren. 

8. 40. a eflagte kann verlangen, dab die Klage durch öffentliche Belannt- 
machung angejtellt were. | 

Wenn das Vorverfahren ſich über den Anhalt der erhobenen gerichtlichen Klage 
binaug — in lung des Gegenitandes oder der Perſon — auf eine ua Sl. 
und 4. der Gem.:Th.:D. zuläffige Theilung oder Ablöfung erftredt hat, fo ift jeder 
Bellagte befugt zu verlangen, daß die Klage auf jene Theilung oder Ablöfung aus: 

edehnt werde; er muß dabei den Inhen ber anzuſtellenden neuen Klage volljländig 
ezeichnen. Beabfichtigt ein Bellagter, beide Verlangen zu ftellen, jo muß er biefelben 
aleichpeitig anbringen. 

ie oben gedachten Verlangen find vor Erwirlung des im $ 81. erwähnten 
uirtbeils im Alte der Anmaltsbejtellung oder durch bejonderen Anmaltzalt anzu: 
ringen. 

Mer diefelben Später anbringt, muß fämmtliche durch diefe Verjpätung verur: 
ſachten Koften perfünlich tragen. Nach Feſtſetzung des Termind zur Vereidung der 
Sadverftändigen find die obigen erlangen nicht mehr zuläffig, und kann jelbft auf 
— des 84. der Gem.:Th.:D. eine Ausdehnung des Verfahrens nicht mehr ſtatt⸗ 

nden. 

Iſt eins der obigen Verlangen vor Erwirkung des im 8 31. erwähnten Urtbeils 
geſtellt, p wird dadurch das Verfahren unterbrochen und der Kläger bat innerhalb 
einer Friſt von ſechs Wochen dem Verlangen zu entſprechen, widrigenfalls ſeine ur⸗ 
ſprünglich erhobene Klage auf Antrag eines jeden Beklagten in dem Verfahren des 
8 31. angebrachtermaaßen abzumeifen ift. 

Glaubt ein Kläger dem Verfahren widerfprechen zu können, jo bildet der Streit 
einen Gegenftand des im $ 31.’ gedachten Verfahrens, und die Friſt von ſechs 
en Bunt mit dem Tage des Urtheils, welches dem Verlangen des Bellagten 
tattgiebt. 

Falle eines der obigen Verlangen nad Erwirkung des im $ 31. gedachten 
Urtheil3 geftellt wird, muß daſſelbe im Termine vor dem Kommiflar angebracht mer: 
den; das Verfahren vor an wird dadurch unterbrochen. Wenn ein Kläger dem 
Verlangen widerſpricht, jo hat der Kommiſſar die Parteien zur Sitzung bes Land⸗ 
gerichte nad 8 36. zu vermweifen; die Entſcheidung iſt in Ynfebung dieſes Punktes 
der fung nit unterworfen. Im Uebrigen gilt für dieſen Fall dafielbe, mas 
für den Fall, wo das Verlangen vor Erwirkung des eriten Urtheil3 angebracht wurde, 
vorgeſchrieben ift. 
Greiff, Gef. ib. Lanb.⸗Kult. u. lanbw. Bol. 21 
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Nachdem die Klage von Neuem erhoben worden, iſt nah Vorſchrift des 8 31. 
weiter zu verfahren. Wenn die neue Klage eine Ausdehnung der früheren enthält, 
F find die auf letßztere ergangenen Anwalisbeſtellungen für nicht geſchehen zu er: 

ten. 

8, 41. Im Falle nach dem Termine zur Feltitellung der Rechte der Partheien 
Jemand als Betheiligter in ven Prozeß treten will, fo bat derſelbe durch Geſuch 
eines Anwalts, welches den übrigen Anwalten zuzuftellen iſt, feinen Anfpruch bei 
dem Kommillar anzubringen. Dieſer läßt in emem von ihm anberaumten Termine, 
welcher durch Anwaltsakt minveftens vierzehn Tage vor dem Termine zur Kenntniß 
fämmtlicher Anwalte gebracht wird, die Parteien ſich erflären, und verweilt biefelben 
im Falle von Streitigleiten in eine Sißung des Landgerichts. Der nachträglich Cin- 
tretenbe muß — eine öffentliche Belanntmachung vorausgefegt — die durd fein ver: 
fpätete8 Auftreten entitehenden Koften tragen und die vorangegangenen Schritte der 
Prozedur werben in Anfehung feiner nicht wiederholt. 

8. 42, Wenn in Bezug auf die vorläufige Verwaltung der Grundſtücke oder 
einen ſonſtigen Zwiſchenpunkt eine gerichtliche Verfügung oder Entfheidung von einer 
Bartei beantragt werben foll, fo ift der Antrag durch Geſuch des Anmalts beim 
Kommiſſar anzubringen, welcher in einem Termine, zu dem die übrigen Anwalte min: 
deſtens vierzehn Tage vor dem Termine, jofern dicke Friſt nicht durch Verfügung des 
Kommiſſars abgekürzt ijt, durch Anwaltsalt einzuladen find, die Erllärungen der 
Bartbeien vernimmt und den Zwiſchenpunkt zur Entſcheidung in eine Sikung des 

andgericht3 vermeift. 

. 43. Syn dem Bereidigungstermine ($ 35.), zu welchem die Eachverjtänvigen 
auf Betreiben des Klägerd worgeladen werden, nimmt der Kommillar die Vereidigung 
verjelben vor, beipricht mit ihnen die zu Iöjende Aufgabe und jest in Gemeinjchaft 
mit ihnen Ort und Zeit zum Beginn ihrer VBerrichtungen feft. 

8. 44. Die Verrihtungen der Sachverftändigen jind in der Regel an Ort und 
Stelle, wo die Grunpftüde liegen, und in Gegenwart des Kommiflard zu beginnen. 
Im weiteren Berlaufe haben die Sadıverjtänbigen beim Schlufle einer jebesmaligen 
Zagefahrt Ort und Zeit zur Fortießung ihres Geſchäfts zu beftimmen und der Kom: 
miſſar kann ihren Verrichtungen beimohnen, fofern er folches für nöthig erachtet. 

Jede Partei, welde einen Anwalt bejtelit hat, kann den Berrichtungen perjön: 
lich beiwohnen, oder ſich dabei durch ihren Anwalt oder ihren Bevollmädtigten ver: 
treten laſſen. Einer Berufung der —* oder ihrer Anwalte, um den Berrich: 
tungen der Sachverſtaͤndigen beizumohnen, bedarf e3 nicht. J 

8. 45. Der Kommiler kann zu jeder Zeit von den Sachverftändigen Auskunft 
über den Fortgang ihrer Verrihtung erfordern und ihnen zu regelmäßigerem oder 
befchleunigterem Betriebe Anmeifungen ertheilen. 

Derjelbe ift befugt, austretende Sachverftändige durch andere zu erſetzen, auch 
aus erheblichen Gründen die Sachverſtaͤndigen ober einzelne von ihnen ihres Auftrages 
zu entbinden und an ihre Stelle andere zu ernennen. 

In diefem alle ſetzt er zugleih Termin zur Bereidigung der neu ermannten 
nö an und hinterlegt feine Verfügung auf dem Selretariat zur Kennt: 
niß der Anwalte. 

Der Anwalt des Klägers bat die Berfügung ven entlaſſenen Sacveritändigen 
zuftellen zu laflen und den übrigen Anwalten durch Anwaltsakt anzuzeigen, und es 
ift weiter nach $ 43. zu verfahren. 

$. 46. Nachdem die Sachverſtändigen ihr Gutachten auf dem Seltetariate des 
Landgerichts hinterlegt haben, fertigt der Kommiljar unter Ihrer Susiehung den Thei⸗ 
lungs⸗ oder Ablöfungsplan, läßt, infofern eine Landtheilung in Natur oder eine 
Landabfindung darin dorgeſehen iſt, dieſe nach dem Plane abſtecken und legt den Plan 
auf dem Sekretariate nieder. 

Der Anwalt des Klägers hat eine von dem Sekretariate beglaubigte Kopie des 
Planes, ſowie der etwa dazu gehörigen Karte bei dem Vorſteher der Gemeinde, in 
beren Bezirk die Grunditüde liegen, zur Einſicht der Beteiligten zu hinterlegen; daß 
dies geſchehen, wird von dem Gemeindevorſteher auf ver bei ihm aan Abſchrift 
beglaubigt. Gehören die Grundſtücke zu mehreren Gemeinden, jo iſt die Gemeinde, 
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bei deren Borfleher die Hinterlegung gejchehen foll, von dem Kommiflar bei Nieder: 
legung de3 Planes auf dem Selretariate zu beitimmen. 

. 47. Der Anwalt des Kläger8 bat die nad dem vorigen Paragraphen ge- 
ſchehenen Hinterlegungen den übrigen Anwalten dur Anwaltzalt, und den vorge: 
lüdenen Parteien, welche feinen’ Anmalt beftelit haben, durch Gerichtöwollzieheratt 
anzuzeigen, mit der Aufforderung an jeden Betbeiligten, binnen einem Monate von 
dem Gutachten und dem Theilungs- oder Ablöfungsplane Einficht zu nehmen und, 
im „alle er gegen den Plan Einwendungen geltend machen wolle, in diefer Friſt 
Einſpruch zu erheben, wibrigenfall® angenommen werde, er genehmige den Plan. 

Im Falle eine öffentlihe Ladung zum Verfahren ftattgefunden hat, it die obige 
Anzeige und Aufforderung in berjelben Weile, wie nach $ 30. die Klage, zu veräffent: 
lien. Die Belanntmahung muß alsdann die Bezeihnung der Grunditüde, auf 
welde ſich das Berfahren eritredt, nach dem Katafter enthalten. ‘ 

8. 48, Ein Einfpruc gegen den Theilungs: und Perle al muß ſritu 
und unter Angabe der Gründe und Beifügung der Beweisſtüde durch den Anwalt 
auf dem Sekretariate angebracht werben. 

$& 49 Wenn nad Niederlegung des Plans ein Betheiligter, welder bis da: 
bin nicht im Verfahren vertreten war, Anſprüche und Einwendungen gegen ben Plan 
en will, jo kann dies nur auf dem Wege des Einjpruch3 gegen den Plan ge: 
e 

Dieſer Einſpruch muß zugleich die Anwaltsbeſtellung enthalten, und es wird 
über denſelben in gleicher Weiſe, wie über ſonſtige Einſprüche gegen den Plan und 
gleichzeitig mit dentelben entichieden. In Anfehung der durch das verfpätete Beitreten 
entitehenden Koften findet die Beftimmung des far Anwendung 

. 50. Im Falle der Kommiſſar der Anſicht iſt, daß eine Theilung der gemein- 
Ichaftlihen Grunditüde in Natur vorzunehmen, oder daß eine Landabfindung zu ge: 
währen fei, muß verfelbe vor Hinterlegung des Theilungs: und Ablöfungsplans einen 
Termin bejtimmen, in welchem er das Gutachten der Sachverſtändigen über Per: 
mejlung und Bonitirung und: nady Befinden aud einen vorläufigen Ablöfungs: oder 
Theilungsplan an Ort und Stelle den Parteien zur Neußerung vorlegen werde. 
Diefe Verfügung wird auf dem Sekretariate zur Kenntniß der Anwalte hinterlegt 
und von dem Anmwalte des Kläger den übrigen Anwalten vierzehn Tage vor dem 
Termine angezeigt. Der Kommiflar kann zu dem Termine, in welchem ein vorläufiger 
Blan vorgelegt werben fol, die Grenzen der Landabfindung fomweit abjteden laſſen, 
als es ihm zum Berftändniß der Bethetligten erforderlich fcheint. 

Auch in den Fällen, wo eine Theilung in Natur oder eine Landabfindung nicht 
eintritt, Tann der Kommiſſar, wenn er es für zwedmäßig erachtet, einen vorläufigen 
Plan fertigen und den Betheiligten in obiger Weile zur Erllärung vorlegen. 

Werden Einwendungen gegen die Vermeſſung und Vonititung oder gegen den 
vorläufigen Plan erhoben, fo nimmt der Kommiflar darauf bei Fertigung des fchließ- 
lihen Planes die ihm geeignet feheinende Rüdficht. 

. 51. Wenn feit der legten der im 8 47. vorgefchriebenen Zuftellungen, Belannt- 
madhungen und Anbeftungen ein Monat verftrichen ift, ohne daß Einſpruch erhoben 
worden, fo erftattet der Kommilfar dem Landgericht in der Rathskammer Beridt. 
Daflelbe ertheilt, wenn die Vorfchriften des Geſetzes erfüllt und die Rechte ver Min- 
derjährigen, Interdizirten, Gemeinden oder öffentlichen Anftalten nicht verlegt find, 
nad Anhörung des öffentlihen Minifteriums dem Plane die Beftätigung und erflärt 
ihn Ha duriſch Sm entgegengeſetzten Falle wird die Sache an den Kommiſſar 
zurüdgemiejen. 

$. 52, Iſt Einſpruch erhoben, fo verweilt der Kommillar nad Ablauf der 
Friften die Sache für jämmtlihe Parteien in eine von ihm zu beitimmende Sigung 
des Landgerichts, in welcher in dem Verfahren für jummarifche Sachen nach Bortrag 
der Anmalte und Antrag des öffentlichen Minifteriums zu entfcheiden it. Werben 
die Einfprüde verworfen und find die Vorfchriften des Geſetzes erfüllt und die Nechte 
der Minderjährigen, nterbizirten, Gemeinden und öffentlichen Anftalten nicht ver: 
legt, fo wird durch das Urtheil zugleich der Theilungsplan beftätigt und für erefuto: 
riſch erklaͤrt. Im entgegengefehten Falle wird bie Sache vor den Komme zurudverwieſ en. 
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8. 53. Iſt nach dem Plane ein Verlauf erforderlich, jo verordnet das Landge⸗ 
richt unter Beitätigung des Planes den Verlauf und ernennt einen Notar, vor wel: 
chem verfelbe vorgenommen werben fol. Die Bedingungen des Verlaufs müſſen 
in dem Plane enthalten fein und können Gegenjtand des Einſpruchs nad $ 48. bilden. 
Der Anmalt des Klägers hat die übrigen Anwalte zu dem vor dem Notar ftattfinden: 
den Geichäfte einzuladen. Hat der Verlauf ftat ejunden, fo fertigt der Kommiſſar 
den fchließlichen Plan und es wird rüdfichtlich deſſelben nach dem 8 46. u. |. m. ver- 


fahren. 

Soll nad dem Plane eine Verloofung geſchehen, fo verweiſt das Pandgericht die 
Parteien zur Vornahme der Looſung an den Kommiljar. Der Anwalt des Klägers 
bat die übrigen Anmalte zu dem Termine, welchen der Kommiſſar anberaumt, wenig: 
ftend Einen Monat vorher einzuladen. Das Protokoll über die Looſung wird der 
Urſchrift des beftätigten Theilungsplans beigebeftet. 

F. 54. Für den nad diefem Geſetze ftattfindenden Verkauf (88 16. und 53.) 
und für defien Ankündigungen find die Borfchriften ver 8.:D. v. 29. Septbr. 1835 
maaßgebend. In den Anfündigungen wird nur eine betreibende Partei mit dem 
Sehen „und Genoſſen“ nambaft gemadt. Gin Uebergebot nad dem Verlaufe findet 
nicht ſtatt. . 

Bei der Loofung ($$ 16. und 53.) kann der Kommiflar einen Anwalt oder Sekre⸗ 
tär beauftragen, für diefenigen Parteien, welche nicht erfcheinen und nicht durch Be: 
vollmächtigte oder Anwalte vertreten find, die Looſung vorzunehmen; er kann aud 
nöthigenfall einen dritten Unbetheiligten dazu vereiben. 

58 Die 88 8. und 9. finden auch im gerichtlihen Verfahren Anwendung. 

ie öffentliche Belanntmahung im gerichtlichen Verfahren bat diefelbe Wirkung, 
wie im Vorverfahren ($ 21). Wenn oh bie Klage, als die im 847. gebadhte 
Anzeige und Aufforderung auf dem Wege der öffentlihen Belanntmahung erfolgt 
find, fo gilt ver beitätigte Plan aud gegen jeden zum Verfahren nicht zugezogenen 
Beteiligten, felbft wenn er übergangen wäre, und berfelbe ift ebenjo, wie nach 8 21., 
prälludirt. 

8. 56. Wenn es nothwendig wird, den Kommiſſar oder den Notar durch einen 
anderen zu erjeßen, fo geſchieht dies auf Gefuch des Anwalts des Klägers durd) 
Beſchluß der Rathskammer. 

. 57. Kontumazialurtheile gegen die Partei oder gegen den Anwalt und Kon: 
tumazial:Berbindungsurtheile werden nicht erlafjen; jedes Urtheil wird als ein kontra⸗ 
diktoriſches betrachtet. 

8. 58, Durd den Tod oder eine Veränderung in der Perſon einer Partei 
wird das Verfahren nicht aufgehalten, 

Eine gutellung deshalb und ein Wiederaufnahmeverfahren findet nicht ftatt. 
Wenn ein Anmalt jtirbt oder außer Amt tritt, jo muß die von ihm vertretene Partei 
innerhalb vierzehn Tagen einen neuen Anwalt beftellen; nad Ablauf diefer Friſt hat 
das Verfahren ungehinverten Fortgang. 

. 59, Sit der Anwalt des Klägers fäumia, jo kann der Anwalt jeber anderen 
Partei vdenjelben zur Fortfegung auffordern und, wenn diejer — binnen 
acht Tagen nicht entſprochen wird, an deſſen Stelle als der das Verfahren betreibende 
Anwalt treten. 

F. 60. Eine Einrede auf Grund des Art. 174. der Bürgerlichen Prozeßordnung 
fann nicht erhoben werden. Die ontallum in das Verfahren zieht für den Verklag⸗ 
ten, jo lange er nicht als betreibender Thei ln die Grbesqualität nicht nad) id. 

8. 61. Die Dedung der Koften des Verfahrens, welche nicht durch Streitigkeiten 
Einzelner entftanden find und vielen zur: Laft fallen ($ 29. der Gemeinbeitstheilungs: 
Ordnung), jowie das Verhältniß, in welchem die Parteien zu den Koſten beizutragen 
haben, müflen in dem Theilungs: oder Ablöfungspları vor deſſen Hinterlegung vorge: 
jehen werden. Der Koftenpunft kann Gegenitand des Einſpruchs nad) $ 48, bilden. 

Diejenige Partei, melde vor dem Kommiſſar der Regierung im Vorverfabren 
zu dem Theilungs- und Ablöfungsplan ihre Zuftimmung erflärt bat, kann ganz oder 
theilmeife von den Koſten de3 gerichtlichen Verfahrens entbunden werben, fofern das 
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Grgebnib des letzteren mit jenem Plane übereinftimmt oder nur unerheblih von ihm 
w U] 


Menn das Vorverfahren eingeftellt worden ift, weil die Anſprüche einer oder 
mehrerer Perjonen von den übrigen beitritten wurden, jo kann das Gericht -jene Per: 
onen, wenn fie im gerichtlihen Verfahren nicht auftreten, oder wenn ihre Infpräche 
grundlos befunden werben, auf Antrag jeder Partei in einen angemefjenen Theil 
der Koften verurtheilen. ie Partei, welche diefe Verurtheilung erwirkt hat, ift zur 
Bollittedung berechtigt und hat den Ertrag nad) Abzug der aufgewenbeten Kojten 
zur Mafle zu bringen. 

8. 62. Eine Erftattung von Auslagen für Reifen der Partei oder des An: 
malt3, oder von Auslagen. wegen Vertretung durch einen Bevollmächtigten, findet 
weder im Vorverfahren, noch im gerichtlichen Berfahren ftatt. 

,$ 63. Ale Hinterlegungen auf dem Sefretariate geſchehen koftenfrei; das Sekre⸗ 
tariat hat das hinterlegte Schriftitüd mit dem Datum der Hinterlegung zu verjehen 
und auf Verlangen Beicheinigung darüber zu ertheilen. Eines fürmlichen Hinter: 
legungsaltes bedarf es nicht. 

. 64. Das Verfahren iſt ſtempelfrei. Die Koſten und Gebühren für das ge: 
richtlihe Verfahren werden für jest nach den beitehenden Tarifen angefest und er: 
hoben. Die Abänderung der letzteren bleibt vorbehalten. 

8. 65. Die Koften und Gebühren werben durch den Kommiſſar exekutoriſch 


66. Die Berufung von jedem Urtheil muß bei Berluft des Rechtsmittels 
inner vierzehn Tagen nad) der Cr. an den Anwalt, oder, wenn fein An: 


er 


walt beftellt ift, nach der Zuftellung an die Bartei, eingelegt werben. 

Die Zuftellung eines Urtheils an den Anwalt hat in Anjehung der Rechtskraft 
alle Wirkungen, welche, das Gefeg mit ber Zuftellung des Urtheild an die Partei 
verbindet. Gleichwohl wird jedem Anwalt nur eine Kopie des Urtheils zugeftellt, auch 
wenn er mehrere Parteien vertritt. 

Die Berufung wird im Domizil des Anwalts zugeitellt. 

Der Art. 449. ver Bürgerlichen Proz.:Orbn, findet feine Anwendung. 

% 67. Der Berufungsalt muß die Beſchwerdepunkte enthalten. Die Sache wird 
nad Ablauf der Erfcheinungsfrift, melde in feinem Falle mehr ald einen Monat 
betragen foll, durch einfachen Anwaltsakt zur Sitzung gebradht, ohne daß e3 außer 
den motivirten Anträgen der Appellation einer Zuftellung oder fonjtigen Prozedur 


Die 88 57., 58., 62. und 64. finden auch in der Berufungs⸗Inſtanz Anwendung. 
. 68. Bor jedem Beichlufle oder Urtheil de3 GerihtS muß das öffentliche 
Minifterium gehört werden. 

$ 69. Bormünder und emancipirte Minverjährige bebürfen zu dem Antrage 
auf Theilung oder Aorbfung bei der Regierung der Srmachtigung des Familienraths, 
Gemeinden oder Öffentliche Anftalten der Srmächtigung bes Bezirksraths, beziehungs: 
weiſe des Kreisausfchuffes oder ber betreffenden Aufjichtsbehörde. Daffelbe gilt in 
Bezug auf Anjtellung der Klage bei Gericht, fofern nicht bereit3 die Ermächtigung 
zum Antrage bei der Regierung ertheilt war- 

Die Ehefrauen werben ſowohl im Vorverfahren als im gerichtlichen Verfahren 
durch die Chemänner vertreten, wenn es fi) von Grundftüden mit Eigenthumsan— 
theilen oder Nußungsberechtigungen handelt, welche nach den zwiſchen den betreffen: 
den Eheleuten beftehenden Rechtsverhältniſſen der Verwaltung der Ehemänner unter: 
mworfen find. In den fonftigen Fällen haben die Ehefrauen —* ihre Rechte auszu⸗ 
üben; ſie bebürfen dabei der Ermächtigung der Ehemänner, inſofern fie den Antrag 
zum Vorverfahren over die Klage zum gerichtliden Verfahren erheben wollen. 


— — — — — —— — —— — — 


SS. 69 u. 70. 
5. Durch den Charakter, welcher dem ganzen Berfahren beigegeben ift, insbeſondere 
durch die Leitung des Kommiffare und die Prüfung des Gerichtes hei Beſtätigung bes 
Planes werden die Formen und Vorſchriften, welche jonft für Progefle und Vergleiche won 


\ 
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Sämmtliche oben gedachte Perfonen bedürfen einer Ermächtigung nicht, um ſich 
auf den Antrag ober die Klage einzulafien und im Berfahren anne Rechte geltend zu 
maden. Wenn die nöthige ächtigung mangelt, fo ijt der Antrag oder die Klage 
als unannehmbar zurüdzumeifen. 

. 70. Zu jeder Einigung vor dem Kommiflag der Regierung oder des Gerichts 
bedan es in Anſehung von Diinberjäbrigen, Interdizirten Ehefrauen, Gemeinden 
oder öffentlihen Anftalten der ſonſt zu Vergleichen geſetzlich erforderlichen Formen, 
Crmädtigungen oder Beftätigungen nicht, infofern die gerichtliche Beitätigung der 
Theilung oder Ablöfung nach 88 15., 51., 52. erfolgt. 

er 71. Wenn bei Verfündigung des gegenwärtigen Geſetzes eine Theilung oder 
Ablöfung, auf welde dafjelbe Anwendung findet, gerichtlich anhängig gemacht, jedoch 
ein Urtbeil erjter yalları welches den Verlauf oder die Toofeztehung verorbnet, oder 
das Refultat des Verfahrens anderweit feitfegt, noch nicht ergangen ift, jo kann die 
Prozedur bei Gericht nicht fortgefebt werden; der betreibenbe hei muß den Antrag 
zum Verſuch der Einigung an die Regierung ftellen und, wenn das Vorverfahren 
nicht zur Cinigung führt, eine neue Klage nad den Vorſchriften dieſes Gefebes er: 

eben 


en. 
Die durch Vergleih oder rechtäfräftige Entfheidung in dem früheren Prozeſſe 
getroffenen Feſtſetzungen über die Theilnehmungsrechte bleiben gültig. 

Iſt bereitS durch ein Urtheil erjter Inſtanz der Verlauf oder die Looſeziehung 
verorbnet, over das Refultat des Verfahrens anderweit feitgefegt, jo wird die Sache 
in den vor dem gegenwärtigen Geſetze geltenden Yormen erledigt. 

8. 72. Die Beltimmungen des Rheiniſchen Prozepverfahrens kommen zur An: 
wendung, jomweit das gegenwärtige Gejeß eine Abänderung nicht enthält. 

Urkundlich ꝛc. 

Gegeben Warſchau, den 19. Mai 1851. 

L riedrich Wilhelm. 


. 8.) 
v. Manteuffel. v. d. Heydt. v. Nabe. Simons. v. Stodhaufen. v. Raumer. 
v. Weitphalen. 


Minderjährigen, Gemeinen und öffentlichen Anftalten gefetzlich find, entbehrfich. Es mußte 
ven berfelben abgeiehen werben, wenn bie Zwecke des ©. erreicht werben follten. Aus 
gleihem Grunde ift die in den anderen Provinzen burch 8 22 BO. v. 30. Juni 1834 
eingeführte Vertretung ber Ehefrau durch ben Ehemann in Bezug auf die von biefen 
verwalteten Grunbftüde dem Rheinifchen Güterrechte entiprechenb ͤbernommen worben. 


— — — — — 


IM. Geſet vom 21. April 1852, 


betr. die Koften des gerichtlichen Verfahrens in ben nach ber 
Gem.⸗Th.⸗O. zu behandelnden Theilungen und Ablöfungen in 
ben Landestheilen bes linken Rheinufers. 


[G.S. S. 118] 


Wir Friedrich Wilhelm ꝛc. verordnen, mit Zuſtimmung der Kammern, was 


Sie Koften und Gebühren für das ‚gerihtlühe, Verfahren in den nad) der Gem.: 
Th.:D. vom 19. Mai 1851 zu behandelnden Theilungen und Ablöfungen in ben 
Landestheilen des linlen Rheinufers ſollen nach folgenden Beſtimmungen angeſetzt 
und erhoben werden Artitel 1 

rtitel 1. 


Die Gerihtsvollzieher erhalten: 
1) für bie „onftelung der Klage an den Gemeinde : Borfteber 
3. . des Gef. vom 19. Mai 1851) ingleidhen für 
—* der Anzeige und Aufforderung, betr. den 
ertigten Theilungs⸗ ober —*— an den Ge 
meinbe: orfteber (8 47. Abf. 2) » © 2 2 > 0 ne. 16 Sgr. — Pf. 
für die Abſchriftt:.. .V 4 =: — : 
2) für Einholung der Beſcheinigung des Gemeinde⸗Vorſtehers 
über die durch ihn veranlaßte Verkündigung der Klage 
(8 30. Nr. 1.) oder der Anzeige und Aufforderung (847) 4 = — 
3) für das Protokoll über Anhe nheftu ng ber Klage (8 30. Nr.2.), 
inglei en für das Protofoll über en a 16 


ufforderung, betr. den angefertigte 
in Einholung der Beglaubigung des — — vun den 
Gemeindeßorfteber - » - 2000 4: — : 
für jede angebeftete Abſchri ift nee A =: —': 


4) für die Anzeige über Hinterlegung "des Planes mit Auffor: 
derung an die Parteien, welche feinen Anwalt beftellt haben 
(8 47. —— rn 0. o — 
für jede Abſchrit 
Sinfichtlic der Reiſeloſten, ſowie alier vorſtehend nicht äufgeführten, fe 
Gerichtsvollzieher, fommt die Geh bührentare v. 29. März 1851 zur Anwendung. 
Bei der Klage (88 28—30.) wird weder Abichrift von Bemeisitüden, auf welche 
ſich diefelbe gründet, noch Abſchrift des Protokolls über den Mangel der Einigung 
im Borverfahren zugeftellt. Arutel 2 
rtile 


Die Gerichtzfchreiber: ‚Gebüßren find, wie in orbinairen Sachen, jedoch nur in fo 
meit Be Tr den als fie Emolumente der Gerichtsfchreiber find. 
Staat beftimmte Untheil der Gerichtsfchreiber „Gebühren wird nicht 


eis Die Gerichtsſchreiber erhalten: 
für die Protokolle in den Terminen vor dem Kommiſſar (8 34. fi. des ©. 


I 
un 


er 
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v. 19. Mai 1851) und für den Theilungs: oder Ablöfungsplarn des Kom: 
miſſars (8 46.) eine Einjhreibungs-Gebühr von 1 Grofchen für jedes Blatt 
von 30 Zeilen auf der Seite. 

% dem Theilungs⸗ oder Ablöfungsplan müflen Namen, Stand und Wohnort 
aller Bartheien aufgenorimen werden. Wenn das Verfahren auf dem Wege ber 
öffentlihen Bekanntmachungen ftattgefunven hat (8 55.), fo muß dies in dem Thei— 
lungs⸗ over Ablöfungsplane erwähnt werben. 

Bei Hinterlegungen dürfen Gerihtäfäreiber-Gebühren nicht erhoben werden. 

rtikel 3. 

Die Alte, Balationen und Bemühungen der Anwälte, melde in dem durch das 
G. v. 19. Mai 1851 vorgeichriebenen Verfahren erforberlih find, werben nad) dem 
gegenwärtig geltenden Ko | für orbinaire Sachen in Gemäßbeit der Dekrete v. 
16. Febr. 1807 berechnet, infofern fie in diefem Tarif ausdrücklich bezeichnet und 
tarirt find und in dem Folgenden teine Apand rung feſtgeſetzt iſt. 

rtikel 4. 


Der Anwalt erhält: 

1) für die Rekursſchrift von einem abmweifenden Beſcheide der Regierung an bie 
Rathskammer (88 2. und 7. des ©. v. 19. Mai 1851): die Gebühr des Art. 
78. des Tarifs v. 16. Febr. 1807; 

2) für die Beröffentlihung der Klage ($ 30. Nr. 3.) im Ganzen, — ingleichen 
für die Beröffentlihung der Anzeige und Aufforderung, betreffend die Hinter: 
legung des Planes ($ 47.), im Ganzen, — die Gebühr des Art. 92. Nr. 38. 
des gebachten Tarife. 

Die Einrüdungstoften werben al3 baare Auslagen vergütet; 

3) für jeden gemäß Artilel 70., 71. und 33. des Dekrets v. 30. März 1808 den 
übrigen Anwälten zugeitellten und hinterlegten Antrag: die Gebühr des Art. 
72. des gedachten Tarifs. 

Der Antrag wird niemals höher als zu rei Blättern gerechnet; 

4) für den mündliden Vortrag vor dem Urtheile: die Gebühr des Art. 80. des 
gedachten Tarifs; 

5) für das Geſuch an den Kommiſſar oder am den Notar um Termin : Beitim- 
mung (8 32., 38. u. ff., 8 03.): die Gebühr bes Art. 76. des gedachten 


Tarifs; 

6) für die Mittheilung einer Termin-Beſtimmung des Kommiſſars oder des Notars 

33., 38. u. fj., 88 41., 42., 45., 50. und 53.), oder einer Verfügung des 
Kommillard (SS 45. und 50.) durch Alt von Anwalt zu Anwalt: die Gebühr 
bes Art. 70. des gedachten Tarifs; 

7) für die Balationen in den Terminen vor dem, Kommiſſar oder vor dem Notar 
ober bei den Verrichtungen der Sacverftändigen (88 34. 35., 36., 41., 42, 
44. und 53.): die Gebühr des Art. 92. Nr. 37. des gedachten Tarife; 

8) für die Valation, um bei der Vereidung der Sachverftändigen zugegen zu fein 
($ 43.): die Gebühr des 891. des gedachten Tarife. 

Die in den beiden vorigen Nummern 7. und 8. aufgeführten Valationen 
merben von der Partei bezahlt, welche ven Beiltand des Anmaltes in ben 
Terminen begehrt hat; 

9) für die Einſicht der Alten auf dem Selretariate, wenn bie ftreitenden Theile 
in die Sitzung vermwiefen find ($ 36.): die Gebühr des Art. 91. des gedachten 


rifs; 

10) für das Geſuch, durch welches nach dem Schluſſe des Termins zur Feſtſtel⸗ 
lung der Rechte der Parteien ein Veteingter in den Prozeß tritt (&41.), 
oder ein Zwiſchenpunkt beantragt wird ($ 42.): die Gebühr des Art. 75. des 

gedachten Tarifs. 


In beiden Fällen (88 41. und 42.) muß das Gefuch den übrigen Anwälten 
jugeltellt werden. Das Geſuch wird niemals höher als zu drei Blättern ge: 


rechnet; 
11) für die Gntnehmung ‘ber Kopie bes Plans und ber Karte vom Gelretariate, 
die Hinterlegung berfelben bei dem Borfteher der Gemeinde und die Zurüd: 
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nahme ber Kopie, auf welcher die Hinterlegung und deren Dauer von dem 
Gemeinde = Borfteber befcheinigt iſt (8 46.): alles zufammen vie Gebühr des 
Art. 92, Nr. 28. des gedachten Tarifs. 

12) für die Anzeige über Hinterlegung des Plans an die übrigen Anwälte, mit 
‚Aufforderung, Einficht zu nehmen (8 47.): die Gebühr des Art. 134. Nr. 1., 
2. des gedachten Tarifs; 

13) für die Ginficht des Plans ($47.): die Gebühr des Art. 91. des gedachten 
Tarifs, wenn Cinfpruc gemacht wird, für Einficht des Plans und Einſpruchs⸗ 
Alt (8548. und 49.): im Ganzen das Doppelte diejer Gebühr; 

14) für die Vakation, um ftatt der nicht erfchienenen Parteien die Looſung vorzu: 
nehmen ($ 54.): die Gebühr des Art. 92. Nr. 37. des gedachten Zariid. 

Diefelbe Gebühr erhält ein beauftragter Sekretait oder dritter Unbetheilig: 
ter: Die Gebühr gehört zu den Koften der Betreibung; 

15) für das Gefuh an die Rathölammer um Erſetzung des Kommiſſars oder 
Notars ($ 56.): die Gebühr des Art. 76. des gedachten Zar; 

16) für die Aufforderung des fäumigen Anmalt3 des Klägers ($ 59.): die Gebühr 
de3 Art. 70. des gedachten Tarifs; 

17) für das Geſuch, um in das Recht zur: Beitreibung eingejeßt zu werden, nebit 
Einreihung deſſelben an die Rathskammer ($ 59.): die Gebühr des Art. 138. 
des gedachten Tarif; 

für die Zuftellung des Geſuchs an den betreibenven Theil durch Alt von 
Anmalt zu Anwalt: die Gebühr des Art. 139. Nr. 2., 3.; 

Id den Alt, die Antwort enthaltend, welcher innerhalb drei Tagen nad) 
Zuſtellung des Gefuches der Rathskammer eingereicht und dem Gegner in 
Abfchrift mitgetbeilt werden muß: die Gebühr des Art. 139. Nr. 4. 5. des 
gedachten Tarifs. 

Artilel 5. 


Es kommen nicht in Rechnung: 

1) Donoar von Advokaten; 

3 ittheilung an das öffentliche Minifterium ; 

3) Mittheilung oder Rüdnahme von Prozepftüden von Anwalt zu Anwalt un: 
mittelbar oder durch das Sekretariat (Art. 91. des Tarifs v. 16. Febr. 1807); 

4) der Anwalts⸗Akt, durch welchen das in 8 46. des Gef. v. 19. Mai 1851 vor: 
ae nungen eine3 Bellagten außer dem Akt der Anwalts - Beitellung 
angebracht wird; 

5) Vitt chriften oder Denkſchriften zur Rechtfertigung, Beantwortung oder Wider⸗ 
egung; 

6) das Wuſchquantum des Art. 145. des Tarifs v. 16. Febr. 1807 für Porto. 

Das verlegte Porto, ſowie die ſonſtigen baaren Auslagen, werden auf Nach— 
weiſung liquibirt; 

7) die Protokolle in den Terminen vor dem Kommillar, die Protofolle und das . 
Gutachten der Sacperftändigen, fowie der Theilungs: oder Ablöſungsplan, 
werben nicht zugeltellt. enn eine Partei Ausfertigungen verjelben oder 
Auszüge aus ihnen verlangt, fo werben ihr foldhe von dem Gefretariate auf 
ihre Koſten ertbeilt. 

Artitel 6. 


Die Sachverſtändigen erhalten für jede Vakation bei ihren Verrichtungen 24 Sgr. 
Außerdem wird ihnen für die Eibesleiftung eine Valation und für Hinterlegung 
er Hutachtens auf dem Sekretariate des Landgerichts ebenfalls eine-Valation zuge: 

illig 

Die Balation wird zu drei Stunden und jede angefangene Balation für eine 
vollendete gerechnet. An einem Tage dürfen nicht mehr als drei Balationen gerech⸗ 
net werben. 

Wenn der Wohnort der Sachverſtändigen über eine halbe Meile von dem Orte 
der Verrichtungen entfernt it, fo erhalten fie ferner Reife: und Zehrungstoften zu 
20 Sgr. für jede Metle der Hinreife ſowohl ald der Rüdreife. 

Sind die Sadverftändigen öffentliche Beamten oder auf befondere Remuneration 
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angewiefene Techniker, fo müſſen ihnen, wenn fie bie ftatt obiger Tare verlangen, 
die nad) ihren Dienft = Inftruftionen ober den fonftigen befonderen Feſtſetzungen zu: 
fändigen Vergütigungen, in deren Ermangelung aber Diäten und Reifeloften nad) 
den im Regul. v. 28. Juni 1825 und dem Erlafle v. 10. Juni. 1848 beftimmten, 
auf ihr Dienitverhältniß anwendbaren Sägen angetviefen werben. Wenn ſich unter 
den Sachverſtändigen ein Feldmeſſer befindet, fo erhält verfelbe feine Remuneration 
nad) dem Koſten⸗Regul. v- 25. April 1836 und der dazu gehörigen Jnftr. v. 16. Juni 
1836 (6.5. 1836. S. 181); eg müflen ihm aber auf fein Berlangen die auf Diäten 
auszuführenden Arbeiten glei” anderen Sacwverftändigen nad Vakationen vergütet 


erben. 
Artitel 7. 

Die brei Sadwverftändigen ($ 35. des Gef. v. 19. März 2851) beftehen in ber 
Regel aus zwei TZaratoren und einem Feldmeſſer. Wenn es in außergewöhnlichen 
Fällen angemefjen erfcheint, daß drei Zaratoren ernannt werden, fo kann der Kom: 
miflar, außer diefen drei Sachverftändigen, einen oder mehrere vereidete Feldmeſſer 
zur Vornahme der Vermeſſungen bejonders beitimmen und venfelben die Gebühren 
nad den bejtehenden Zaren anmeifen. 

Der Kommiſſar hat die Entfchäbigung der Sachverſtändigen feitzuftellen und die 
Anfäge herabzufegen, wenn & übermäßig erſcheinen. 

Die Liquidationen der Feldmeſſer über geometriſche Arbeiten ſind vor der Feſt⸗ 
ſetzung von der Bezirks-Reg. zu revidiren. 

Artikel 8. 

Wenn die Termine vor dem Kommiſſar an einem Orte ftattfinden, welcher über 
eine Viertelmeile von dem Sige des Gerichts entfernt tft, fo erhalten der Kommiflar 
und der Gerichtsjchreiber Diäten und Reifeloften nad den Beitimmungen des Regul. 
v. 28. Juni 1825 und des Erl. v. 10. Juni 1848. 

‚.. Wenn für Termine Diäten und Reijeloften bezogen werben, fo erhält ber Ge 
al eiber für die in demfelben aufgenommenen Protokolle feine Einſchreibungs⸗ 

r. 


Artikel 9. 

Der Kommiſſar kann vor Anberaumung des Termins zur Seitfiellung ber Rechte 
ber Partheien ($ 32.) einen angemeflenen Vorſchuß zur dung der Diäten und 
Reiſekoſten des Kommillard und des Gerichtsſchreibers, der Entfhäbigungen der Sad): 
verftändigen und Feldmeſſer und der Gerichtöfchreibergebühren, ſoweit fie zur Betrei- 
bung des Verfahrens erforderlich erſcheinen, arbitriren und die Hinterlegung des Bor: 
ſchuſſes durch den betreibenden Theil in einer von dem Selretariate dem Anmalte 
deſſelben mitzutbeilenden Verfügung verordnen. 

Der Kommiſſar kann bis dahin, daß der Derfügung nacıgefommen ift, mit der 
Termin : Beitimmung anjtehen. Er kann auch im Laufe des Verfahrens die I ⸗ 
legung eines Vorſchuſſes, oder, wenn derſelbe erſchöpft iſt, die Erneuerung deſſelben 
verordnen, und bis dahin, daß ſolche geſchehen, das Verfahren abbrechen. 

Die Hinterlegung des Vorſchuſſes geſchieht bei der Reg.Hauptkaſſe, oder, wenn 
ſolche fih am Sie des Gerichts nicht befindet, bei einer won der Regierung bazu 
beftimmten Steuerkaſſe. Die Kafle hat den Kommiflar von der Hinterlegung zu be: 
nachrichtigen, und nur auf Anweifungen des Kommillard oder des Präfidenten bes 
Landgerichts Zahlungen zu machen und den Reit des Vorſchuſſes auia zu eritatten. 

Die Reg. : Hauptlaflen beforgen das Gejchäft koftenfrei, bie Steuer : Empfänger 
gegen Bezug von 2 Prozent der eingeachlten Dumme. 

rtitel 10. 

Die Diäten und Reifeloften des Kommiſſars und des Gerichtsfchreibers werben 
von dem Präfidenten des Landgerichts, die Gerichtäfchreibergebühren, wenn fie zu den 
Koften der Betreibung des Berjahrens gehören und nicht unmittelbar zu entnehmen 
find, ſowie die Entihädigung der Sadverftändigen und Feldmeſſer durd den Kom: 

iſſar feftgeitellt, und auf den Koftenvorfchuß angewiefen, ober gegen den betreibenden 
Theil erelutorifch erklaͤrt. | 


Artitel 11. 
Nah Beitätigung des Plans ($$ 51. 52. 53.) lommen bie Beſtimmungen bes 
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Dekret v. 16. Febr. 1807 über vie Liquidation der Koften und der demfelben beige- 
fügte Tarif der Tarkoften wie in ordinairen Sachen zur Anmwenbung. 

‚. Die an bie Reg. im Vorverfahren eingezahlten Koften, über welche im dericht⸗ 
lien Berfahren gelfebung getroffen iſt ($ 24.), werden in die Rechnungen der An: 
wälte als baare Auslagen aufgenommen. 

Die Liquidation gejchieht durch den Kommiſſar, und ber Gerichtöfchreiber liefert 
Exekutorien gegen die Parteien aus. 

Wenn e3 wegen Erhbeblichleit der Betreibungstoften, oder ber — der Bethei⸗ 
igen oder aus anderen Gründen Jachgemäß ericheint, jo ift in dem Theilungs⸗ und 
Ablöfungsplane die Dedung der Betreibungstojten mit Einſchluß der verlegten Koften 
des Vorverfahrens durch Verlauf eines entjprechenden Theiled der Orunpftüde vorzu⸗ 
fehen, jo daß der betreibende Theil auf den Ertrag des Verlaufs bis zum Belaufe 
der Betreibungsfoften angemwiefen wird. Gegen dieſe Beitimmung des Plans kann 
jeve Partei Einſpruch erheben, und die Abänderung insbefondere dadurch bewirken, 
daß fie felber die bis dahin verlegten Betreibungstoften bezahlt und einen von dem 
Kommillar zu arbitrirenden entfprechenven weiteren Koſtenvorſchuß hinterlegt, wogegen 
nad Beendigung des Verfahrens die Betreibungstoften in die Erelutorien zu ihren 
Gunſten aufgenommen werben. Artikel 19 

rtitel 12, 


Wenn über Streitigkeiten Cinzelner Entfcheidungen ergeben, fo wird mit ber 
Liquidation der Koften nad den beitehenden Borfchriften werfahren. Für Beugenver: 
re, welche verorbnet werben, bleibt e3, wie hinfichtlich des Verfahrens, fo auch hin: 
tlih der Entihäbigung der Zeugen, der Gebühren der Anwälte und aller fonftigen 
Gebühren und Koften, mit Ausnahme des Stempels und des für den Staat beſtimm⸗ 
ten Antheils an den Gerichtöfchreiberei-ebühren, welcher nicht erhoben wird, bei ven 
gegenwärtig geltenden Beftimmungen. 
Artitel 13. nn 
Die Transfcriptionen, ſowie bie A unngen und Loſchungen von Privilegien 
und Hypothelen, welche auf Grund bes Theilungs: oder Ablöfungsplans in den Hy: 
pothelenbüdyern vorgenommen werben, find ftempel: und koſtenfrei. 
Auf Sultumbenz-Strafen wird nicht erfannt. 
Urkundlich ꝛc. 
Gegeben Charlottenburg, d. 21. April 1852. 
(L. 8.) Friedrich Wilhelm. 
v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. v. Bonin. 


VIII. 
Verordnung vom 20. Juni 1817 


wegen Organiſation der Tara ar und ber Revi- 
fions-Kollegien zur Regulivung der gutsherrl. und bäuerlichen 
Verhältnifie, imgleichen wegen des Gefchäftsbetriebes bei dieſen 
ehörden. 
[G.S. S. 161. Nr. 480.) 


(Eitteratur: L. u. v. R. II. a. S. 9 bis 119, V. b. ©. 234 bis 406.) 


Wir Fr. W. ꝛtc. ꝛc. In unſerm Ed. vom 14. Septbr. 1811 über die Regulirung 
der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältniſſe und deſſen Dell. vom 29. Mai 
1816, haben Wir im Allgemeinen beſtimmt, welche Behörden mit dem Betriebe 








Im Allgemeinen. 

1. Das Regul.⸗Ed. v. 14. Sept. 1811 (G.⸗S. ©. 281) beſtimmte im $ 59, 
daß zur ſchnellen und ſachverſtändigen Ausführung deſſelben „für jede Provinz eine befon- 
dere General-Kommiffion“ aufgeftelt werden folle und bie Dell. v. 29, Mai 1816 
(G.S. S. 154) in Art. 103 bie 110, daß (Art. 103) die Gen.-Komm. zur Ausführung 
an ben einzelnen Orten bejonbere ſachkundige Kommiffarien beauftragen follten, daß (Art. 
104) die Mitwirkung eines Juſtizbedienten nur bei der Vollziehung des Auseinanberf.- 
Rezeffes nöthig fein jolle, daß (Art. 105 bis 110) über Streitigfeiten in erfter Inſtanz 
die Gen.Komm. und in zweiter Inftanz bas Rev.⸗Koll. endgültig enticheiben ſolle. Bald 
nad dem Eıfcheinen des Regul.⸗Ed. von 1811 wurden für das damalige Gebiet der 
Preuß. Monarchie 6 Gen.Komm. eingefeßt. Ueber die Organifation Fi n und ihrer 
Kommiffarien, fo wie der Reviſ.⸗Koll, und ben Geichäftsbetrieb dieſer Behörden und Be⸗ 
amten erging bie obige BO. v. 20. Juni 1817. Ihre Borfchriften betreffen allerbings 
nur die Regul. der gutsherrl.⸗bäuerl. Berb. und die damit verbundenen 
Gemeinh.⸗Th.; fie find aber durch das Ausführ.⸗G. v. 7. Juni 1821 zur Gem.- 
Th.⸗O. u. Ablöſ.⸗O. v. gl. T. (abgedrudt unter A. IX.) auf alle Gem.-Th. und 
bie Renllaften-Abldf. ausgedehnt. Diefe beiden ©. find burch die beiden ©. v. 8. April 
1823 (G.S. S. 49 8113 und G.⸗S. ©. 73 88 1 und 14) dur das erfte in bem 
Großherzogth. Poſen, ven mit Weftpreußen wieder vereinigten Diftrilten, 
dem Kulm- und Michelauiſchen Kreife und dem Landgebiet ver Stadt Thorn 
und durch das zweite in dem Danziger Landgebiete für bie Regul. und Abldf. einge 
führt worden. Demnächft bat bie zu ber BO. v. 20. Zum 1817 und dem Ausführ.-©. 
v. 7. Juni 1821 ergangene BO. v. 30. Juni 1834 (abgedrudt unter A. X.) be- 
ſtimmt, daß (8 1) diefe 3 ©, bei allen bis dahin zum Reſſort ber Auseinanderſ.⸗Beh. 
verwieſenen Auseinanderjegungen zur Anwendung kommen ſollen. Die Geltung biefer 3 
das Verfahren betr. ©. ift ſodann auch angeorbnet in den folgenden fpäteren Ablöſ.⸗G. 
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dieſer Angelegenheit beauftragt werben follen. Wir finden uns daher veranlaßt, 
über ihre Dreanifation und über das von ihnen zu beobachtende Verfahren nähere 
Vorſchriften zu ertheilen. 

Erfter Abſchnitt. 
Bon der Organifation der Behörden. 
1. Die Öenerallommiffionen. 
Beſtätigung der bereits beftehenden Generalkommiſſionen und ihr Geſchäftsbezirk. 
. 1. Wir beftätigen bie jet beſtehenden Generallommiffionen, als: 
1. für die Provinz Brandenburg, mit Ausnahme des Frankfurter Reg.- 


Depart 


— — 


a. ©. v. 22. Dec. 1839 betr. bie Grafſch. Wittgenſtein (G.⸗S. 1840. S. 6.) 8 36 
b. ©. v. 18. Juni 1340 - das Fürſtenth. Segen ( - - ©.151) 84 
c. ©. v. 18. Zuni1840 - das Herzogtb.Weftphalen ( - - 6.153.) 84 
d. Abloͤſ.O. 0.18. Juni 1840 für - ⸗ ⸗ (i(⸗G. 159) 8 138 
e. Abloſ.O. v. 4. Juli 1840 für Die vormals Naſſaui⸗ 


ſchen Landesth. und Stadt Wetzlar [b. h. bie Aemter 
Burbach u. Neuenlirchen im Reg⸗Bez. Arnsberg und 
ben oftrhein. Theil des Reg.⸗B. Koblenz ausg. Herrich. 
Wildenburg, weldhe zum Großherz. Berg gehört bat,] ⸗ ⸗S. 198.) 8113. 
Die 3 gedachten G. finb dann noch weſentlich ergänzt und abgeändert durch BO. 
v. 22, Nov. 1844 (abgebrudt unter A. XI.). Die 4 angegebenen ©. bilden nebft 
einigen, in den n. und ben Beilagen zu A. VIII. bis XI. abgebrndten die Geſetzgebung 
über das Berfahren in ſämmtlichen dem Refſort der Auseinanberf. «Behörden angebörigen 
Angelegenheiten. Sie find in Kraft erhalten filr die Ausführung bes Abldj.-©, v. 2. März 
1850 (A. IV. a.) durch $ 112 deſſ. und ausgebehnt 
anf die Reallaſten⸗Ablöſ. des Reg⸗B. Stralfund durch $114 Ablöſ.“G. v. 2. März 
1850 (A. IV. a.) 
« = Gemeinbeitstheilungen daſelbſt durch 8 26 Gem.-Th.-O. v. 19. Mai 1851 
(Anbang zu A. VILa.u». unter I.) | " 
» = Gem.-Eh. der ehemals Großherzogl. Bergiihen Landestheile bes 
' Rhein. Appellat.- Gerihtsiprengels 
nnb bes ofirhein. Theils des Heg.-B. Koblenz durch 8824, 25 derſelben Ordn. 
«= = Reallaften-Abldf. der Hohenzollernſchen Lande durch 8 21 des bezügl. ©. v. 
28. Mat 1860 (Anhang zu A. IV. bis VI.) 
Sie erfireden aljo ihre Geltung auf den ganzen Umfang derMonardhie mit Aus- 
nahme des linken Rheinufers, wo für bie allein dort in Betracht kommenden Gem.- 
Th. nad ber O. v. 19. Mai 1851 das Verfahren ©. v. gl. T. (Anhang zu A. VII. 
4. u. B. unter 11.) gilt.‘ 


abjcn. I (88 1 bis 67.) 


2. Die in biefem $ genannten 6: Gen.-Komm. haben zum Theil weſentliche Aenbe- 
rungen erfahren und find für bie ſeitdem der Monarchie zugetretenen Gebietstheile durch 
einige Anseinanberf. » Bebörben vermehrt worden. ent beleben zum Theil General- 
tommiffionen, zum Theil landwirthſchaftliche Regier.-Abtheilungen, zum Theil werben 
die Auseinanberf.-®. von den Reg.-Abth. des Innern verjeben, und in den Hohenzollern: 
ſchen Landen enblih von der Regierung in Sigmaringen, die feine Abtheilungen hat. Wo 
die Regierungen (reſp. ihre Abth.) Auseinanberj.-Behörben find, beftehen daneben Sprud- 
follegien zur Entſcheidung ber Streitigfeiten erſter Inftanz, bie fonft deu Gen.Komm. 
zufommt (j. n.4 3u A. XI.). Die jeßt vorhandenen PBrovinzial-Auseinander- 
ſetzungsbehörden find folgende: 

a. Die Gen.-Komm. zu Berlin für die Kurmark Brandenburg. Ihrem 
Geſchäftskreiſe wurden zu dem in Nr. 1 h. 1. bezeichneten Gebiete burch das Ausführ.- 
G. v. 7. Juni 1821 (A. IX.) 82 die nit zum Frankfurter Reg.-Bez. gelegten ehe⸗ 
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(Der Wirkungskreis diefer Gen.- Komm. erftredt ſich auch auf biejenigen, 
nad) der neuen Kandes-Eintheilung zu dem Departement der Reg. zu Magdeburg 


—— 





mals Sächſ. Landestheile, das Gebiet Erfurt ꝛc. (ſ. 82 cit.) zugelegt, ihr dann aber durch 
KO. v. 22. Sept. 1826 (Ann. Bd. 10. S.1029) vie in der Provinz Sachſen über- 
tragenen Geſchäfte abgenommen nud der Gen.-Komm. zu Stendal übermwiefen. Der ®e- 
ihäftsbezirt der Gen.-Komm. zu Berlin ſtimmt alfo jett mit bem ber Reg. in 
Botsdam überein. 

b. Die land wirthſchaftl. Abtheilung der Reg. zu Frankfurt für vie Neu- 
mark und die Niederlaufjit nebft dem Amte Senftenberg (glei ben Depart. 
der Reg. in Frankfurt), Cie ift an die Stelle ter in Nr. 2. h. 1. bezeichneten, in Sol- 
din beitandenen Gen. Kommt. durd die BO. v. 27. Juni 1840 (G.S. ©. 132) ge: 
treten mit der Maafigabe, daß die dieſer Gen. - Komm. zugewielene Oberlaufiß auf bie 
Ben.-Komm. zu Breslau übergegangen ift (8$ 1 u. 2). Die Übrigen 88 der VO. v. 
27. Juni 1840 lauten: 

$. 3. Die Mitglieder der feitherigen General-Kommiljion zu Soldin Bilden bei ber 
Regierung zu Frankfurt eine befonbere Abtheilung (Ianbwirthichaftliche Abtheilung), für 
welche und insbefondere für deren Verhältniß zum Regierungs- Präfiventen und zu ben 
Übrigen Aegierungsabtbeilungen die Regierungsinftruftion v. 23. Oft. 1817 umb Unjere 
Ordre v. 31. Dez. 1825, fo wie die Gefchäftsanweifung von bemfelben Tage mit den 
im 85. biefer BO. beftimniten Modifilationen volle Anwendung findet. 

Insbeſondere hat die lanbroirthichaftliche Abtheilung wegen her in ben Geſchäftskreis 
der Übrigen einfchlagenben Angelegenheiten ſich mit denfelben ebenfo zu verfländigen und 
bei entftehenden Differenzen bie Beichlüffe des Plenums einzuholen, wie es wegen ber 
übrigen, zum Reſſort der Regierungen gehörigen Geſchäfte vorgeſchrieben if. Gegen: 
jeitig konkurrirt die lanbwirthichaftliche Abtheilung bei den von einer anderen Regierungs- 
abtheiflung in Betreff ihrer Güterverwaltung unter ihre befondere Leitung genommenen 
Auseinanderfegungen anf gleiche Weiſe rildfichtlich der, von ver erſteren wahrzunehmenden 
ſtaatswirthſchaftlichen Intereſſen, insbeſondere bei Feſtſtellung der Laudtheilungspläne, 
ingleichen bei Prüfung und Veftätigung der Rezeſſe. 

8. 4. Alle Definitiv⸗Entſcheidungen über Streitigkeiten unter den Auseinander⸗ 
ſetzungsintereſſenten (8 11. und 156. ver BO. v. 20. Juni 1817 und 8 6. des ©. 
wegen Ausführung der Gemeinheitstheilungs⸗ und Ablöfungsorbnung v. 7. Juni 1821), 
fo wie bie im $ 86. ber BO. v. 30. Juni 1834 erwähnten proviſoriſchen Entſcheidun⸗ 
gen, werben jedoch, und zwar ohne Unterſchied, ob und welches Mechtsmittel Dagegen 
ftattfindet, von ber Kompetenz der Regierung ausgenommen, und in erfter Inftanz einem 
Sprud : Kollegium für die Ianbwirthichaftlichen Angelegenheiten des Frankfurter Regie 
rungsbezirts, Übertragen. Diefes Spruch-Kollegium foll der Negel nach aus den Mit- 
gliedern der Ianbwirtbichaftlichen Abtheilung gebilbet werben. 

Auch haben alle Mitgliever deffelben, ohne Unterfchied des Gegenftandes des Streits, 
eine eutjcheivende Stimme, und bie Stinime bes Borfisenden giebt nur bei Stimmen- 
gleichheit den Ausfchlag. 

Es muß jedoch Die Mehrzahl der Mitglieder des Spruch-Kollegit und jedenfalls müſſen 
drei berfelben die Dualififation der Oberrichter befiten. 

8. 5. Die Regierungsinftrultion erleidet bei ven zur Kompetenz der landwirihſchaft⸗ 
lichen Abtheilung gehörigen Ungelegenbeiten folgende Abänberungen: 

1) wenu ber Dirigent mit dem Beichluffe der Abtheilung nicht einverftanben ift, fo 
fteht ihm nicht die Provokation auf deu Negierungs- Präfidenten, fonbern die auf 
Entſcheidung des Plenums der Regierung zu;  . | 

2) die dem Präfidenten bei anderen Gelegenheiten zuftehende Befugniß zur Suspen⸗ 
fion der Beſchlüſſe des Kollegiums und CEinholung der Entſcheidung bes Ober- 
Präfiventen findet feine Anwendung. 

ec. Die Gen.-Komm. zu Breslau für Schlejien und Die Oberlaufig, Die 
in Nr. 3 h. J. bezeichnete Gen-Komm. wurde durch das Ausführ.⸗G. v. 7. Inni 1821 
8 2 auf den Reg.Bezirk Oppeln (mit dem bisherigen Sig in Groß-Strehlig) beſchräult 
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gewieſenen Ortfchaften rechts der Elbe, welche vorher zum Departement ver Kur⸗ 
märtifhen Regierung gehörten ;] 


— 


und für bie Reg.» Bez. Breslau und Liegnitz mit Ausſchluß ber Preuß. Oberlauſitz eine 
bei. Gen. -Komm. in Breslau errichtet. Diefe beiden Schleſ. Gen. Komm. find durch 
3. K.⸗O. v. 18. April 1825 (f. Brest. Amtsbl. 1825. ©. 357) vom 1. Juli 1825 
ab in ber Gen. » Komm. zu Breslau vereinigt und auf lebtere ift bie worber ber Gen.- 
Komm. in Eolbin zugewiefene Oberlaufig durch BO. v. 27, Juni 1840 82 (f. vor- 
ber unter b.) lbergegangen. 

d. Die Gen.-Komm. zu Stargard fir Bommern, einſchließlich Reuvor- 
pommern und Rügen. Diefer in Nr. 4 h. 1. genannten Gen.-Komm. ift durch 8 114 
Ablõſ. G. v. 2. März 1850 die Ausführung dieſes ©. und durch $ 26 Gem.-Th.-O. v. 
19. Mai 1861 die Ausführung ber letteren in Neuvorpommern und Rügen (gleich Reg.- 
Dez. Stealfund) übertragen. 

e. Die zweite Abtheilung des Innern ober landwirthſchaftliche Abth. 
der Reg. in Marienwerber und 

f. Die Abth. des Innern ber Reg. in Danzig. 

Dieje beiden Neg.-Abth. find in die Stelle ver m Nr. ñ h. 1. genaunten Gen.-Komm. 
(zu Marienwerder) und 

g: u. h. die zweiten Abtheilungen bed Innern ober landwirtbſchaftliche 
Abth. der Reg. in Marienwerber, Königsberg und Gumbinnen 
in bie Stelle der in Nr. 6 h. 1. genannten Gen.-Konm. (in Königeberg) getreten Durch 
die nachfiehrnde BO. v. 30. Juni 1834 wegen Bereinigung der Gen.-Komm. 
zu Königsberg und Marienwerder mit den Reg. der Provinz Prenfen 
(8..S. ©. 93.): 

Wir Friedrich Wilhelm ac. zc. haben nach dem Antrage Unferes Staatsmin. und 
in bejonberer Berüdfichtigung fowohl der provinziellen Verhältniſſe als ber Uns vorge- 
tragenen Wilnfche Unſerer getreuen Stände der Provinz Preußen, bie Vereinigung der 
Generalkommiſſionen zu Königsberg und Marienwerber, mit ben Regierungen jener 
Provinz beſchloſſen, und verorbnen deshalb wie folgt: 

8. 1. Die Geſchäfte wegen Regulirung der gutsherrlich-bäuerlicden Verhältniſſe nach 
den Eb. v. 14, Sept. 1811 und 8. April 1823, besgleichen wegen Ausführung ber 
Gemeinheitstheilungs » und Dienftabldjungsorbnungen, fo weit foldhe den Generallom- 
miffionen zu Königsberg und Marienwerber übertragen find, follen nach ben zu biefem 
Behuf ng zu treffenden Borbereitungen, von einem Seitens bes Minifteriums bes 
Innern für die Gewerbe zu beflimmenven Termine ab, von dem Regierungen ber Bro: 
vinz Preußen, von jeber in den Grenzen ihres Departements unter dem Beitritt ber 
Beamten jener Kommiſſionen und unter Mitwirkung befonderer Spruchlollegien (8 5.) 
übernommen unb verwaltet werben. 

9.2. DER gen überlommen jene Geſchäfte, mit Ausnahme derjenigen, welche 
befonveren Spruchlollegien lbermiefen werben, ganz in dem Umfange und mit benfel- 
ben Rechten und Pflichten, welche ben Generallommiffionen deshalb zuftändig find, fo: 
wohl rückfichtlich der Leitung unb Ausführung jener Angelegenheiten, als ber Beftätigung 
der Auseinanderſetzungsrezeſſe und ver Über Die @egenftänbe berjelben zu treffenden Ent- 
cheidungen. 

Die hierüber beſtimmenden Verordnungen dienen denſelben unter den weiterhin be⸗ 
ſtimmten Modifikationen ebenfalls zur Norm ihres Verfahrens. 

8. 3. Bei der Regierung zu Danzig werben jene Geſchäfte ſpeziell von ber Abthei⸗ 
lung des Innern bearbeitet. Bei ven von berjelben zu erlaffenden Entſcheidungen ift, 
außer dem für biefe Angelegenheiten beftallten Rathe, ein in dem Orte ftationirter Delo- 
nomielommiffarius zuzuzieben, welcher zugleich bei perfünlichen Verhinderungen bes 
Departementsrathes beffen Stelle bei dem Kollegium vertritt. 

Bei den Regierungen zu Königsberg, Gumbinnen und Marienwerber wirb für jene 
Geſchäfte eine zweite Abtbeilung des Innern eingerichtet. Dieſe befteht aus 

einem Dirigenten, welcher der Regel nach der nämliche fein foll, dem bie Direktion 
der erfien Abtheilung des Innern übertragen ift, einem ber lanbwirtbichaftlichen 


336 A. VIII, Berorbnung vom 20. Juni 1817. 81. n. 2. 


2. [für das Frankfurter Reg.-Departement;) 
3. für Oberfchlefien; 


Gewerbslehre kundigen Yuftitiarius, einem Ober - Kommiffarius und einem zweiten 
dlonomifchen Techniker, wozu der Regel nach ebenfalls ein am Orte ftationirter Oelono⸗ 
mielommiffarius genommen wird, der aber nicht fletig an den Gefchäften ver Abthei⸗ 
fung Theil zu nehmen bat, ſondern ebenfall® nur bei Definitiventſcheidungen zugezogen 
wird, und in Fällen ber Verhinderung bes Ober⸗Kommiſſarius benfelben im Kollegium 
vertreten muß. 

8. 4. Rückſichtlich ver Geſchäftsverbindung bes Oberpräfidenten und ber Regierum- 
gen mit ben für bie Gemeinheitstbeilungen, gutsherrlich-bäuerlihen Regulirungen und 
Abloͤſungsgeſchäfte berufenen Abtheilungen kommen bie Regierungsinftruftion v. 28. Ott. 
1817 und Unfere Ordre v. 31. Dez. 1825 (G.S. 1826. ©. 5 ff.), jeboch unter ben 
weiterhin beſtimmten Maafgaben, zur Anwendung. Insbeſondere haben biefe Abthei- 
lungen wegen der in den Gejchäftsfreis ber übrigen einfchlagenven Angelegenheiten fich 
mit venjelben eben jo zu verflänbigen und bei entftehenden Differenzien die Beſchlüſſe 
des Plenums einzuholen, wie e8 wegen der übrigen zum Reſſort der Regierungen ge- 
börigen Gejchäfte worgefchrieben iſt. Gegenfeitig konkurrirt die Abtheilung für die Ge⸗ 
meinbeitstheilnngen 2c. bei den von einer andern Kegierungsabtheilung, in Betreff ihrer 
Güterverwaltung, unter ihre bejondere Leitung genommenen Auseinanberjegungen auf 
gleiche Weife rücfichtlih der von ber erfteren wahrzunehmenden ftantswirtbichaftlichen 
Intereffen, insbejontere bei Feftftellung der Lanbtheilungspläne, imgleihen bei Prüfung 
und Beftätigung der Rezeſſe. Dies findet insbejondere auch auf bie Verleihungen des 
Eigenthums an die Immebiateinfaffen auf den Grund des ©. v. 27. Juli 1808 An- 
wendung. 

Bei der Anwendung der Regierungsinftruftion auf die bisher zum Reffort der Gene: 
rallommiffionen gehörigen Gejchäfte finden folgende Modifikationen ftatt, ale 

1) in den Fällen, wenn ber Beichluß ber Abtheilung wider die Anficht ber Vorge⸗ 
fetten ausfällt, tritt nicht Die mittelft Unſerer Order vom 31. De. 1825 unter 
No. VII. angeorbnete Provofation auf den Regierungspräfidenten, vielmehr bie auf 
Entſcheidung des Plenums der Regierung ein; 

2) au in den Fällen, wo jonft der Präfident nach 8 39. No. 3. der Regierungs- 
inftruftion die Entiheidung des Oberpräfibenten einholen kann, behält es in An- 
gelegenheiten dieſer Art bei dem Befchluffe des Kollegiums fein Bewenben. 

8.5. Die Entſcheidung derjenigen Streitigkeiten, welche nach den näheren Beftun- 
nungen in dem Anbange zur BO. v. 20. Juni 1817 ꝛc. zur Appellation an das 
Revifionskollegiun geeignet find, wird von der Kompetenz der Regierungen ausgenom⸗ 
men und biefelbe in erfter Inftanz befonderen Spruchlollegien übertragen, welche jebes 
aus drei zum Nichteramte qualifizirten Mitglievern der Provinzialfollegien und ben bei 
ben Regierimgen des Ortes in der zweiten Abtheilung des Innern fungirenden beiden 
ökonomiſchen Zechnifern beftehen ſollen. Die erfigepachten Mitgliever und ber aus ihnen 
zu ernennenbe Direktor find durch ben Suftizminifter und den Minifter des Innern 
file Die Gewerbe aus den Yuftititarien der Regierung und den Mitgliedern des Oberfb.- 
Ger. des Ortes anszumählen. . 

[Es follen diefer Spruch » Kollegien aber nur zwei errichtet werben, nämlich deren 
eins, die Yuftiz + Deputation für die Negierungs » Bezirte Königsberg und Gumbinnen, 
welche in Königsberg, und Das andere, die Juftiz-Deputation für die Regierungs⸗Bezirke 
Danzig und Marienwerber, welche ihren Sit in Marienwerber nehmen wird.] 

8. 6. Die Konkurrenz der Yuftiz « Deputationen beſchränkt ſich auf die Entſcheidung 
der ihnen zu ſolchem Behuf von der betreffenden Abtheilung der Regierung überwieſe⸗ 
nen Angelegenheiten. Die Leitung der Inſtruktion diefer Streitfälle, Die Pubkilation 
der Erfenntniffe, das Verfahren megen der Dagegen zuläffigen Rechtsmittel und die Aus— 
führung derſelben nach beichrittener Rechtskraft ift dagegen Sache der Regierungs - Ab- 
tbeilung. 

8.7. Dem Min. des 9. für vie Gewerbe bleibt es überlaffen, in einzelnen Fällen, 
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und fol fi der Wirkungskreis diefer Gen. Komm. einftweilen auf bie 
ganze Provinz Schlefien erftreden; 


bie zum Kompetenz der Regierungen gehörigen Entſcheidungen der Yuftiz-Deputation zu 
belegiren, vorbehaltlich des im ſolchen Fällen gegen die Entſcheidung berfelben nur zu- 
läffigen Relursverfahrens. 

8. 8. Die Zuftiz-Deputationen ftehen unter gemeinfchaftlicher Leitung ber Min. bes 
J. für die Gewerbe und der Zufliz. 

8.9. Bei der Auftellung der für bie Angelegenheiten der Gemeinheitstheilun⸗ 
gen u. ſ. w. beflimmten Mitglieder und Subalternen ber genannten Regierungen finden 
bie wegen der Anftellung der Regierungsbeamten beflehenden Refjortverhältniffe Anwen- 
bung. Im Uebrigen treten dieſe Regierungen und deren Abtbeilungen in ben Ange- 
legenheiten der Gemeinheitstheilungen, gutsherrlic) - bäuerlichen Regulirungen und Ab- 
löfungsgejchäfte zu dem Minifterium des Innern für die Gewerbe, ridfichtliy ihrer 
Beauffihtigung und ber von ihren Verfügungen und Entſcheidungen fattfindenben 
Rekurſe in das nämliche Verhältniß, in welchem verfafjungsmäßig die General - Kom- 
miffionen zu bemfelben ftehen. 

Urkundlich xc. 

Gegeben Berlin, den 30. Juni 1834. 

(L. S) Friedrich Wilhelm. 
Frh. v. Brenn, Mühler. 

Zu 83 1. BD. if durch A. K.O. v. 16. Aug. 1838 (Ann. Bd. 22. ©. 607) 
bei der Reg. in Gumbinnen bie zweite Abth. des Innern aufgehoben und bie 
Bearbeitung der betreffenden Gejchäfte der bisherigen erſten Abth. des Innern in derſel⸗ 
ben Art Übertragen, wie foldes in der BO. v. 30. Juni 1834 hinfichtlich der Reg. zu 
Danzig angeorbnet worden, und zu $5 fg. f. wegen Aufldfung der Juftiz-Depu- 
tationen zc. den $3 ber BO. vd. 22. November 1844 (unter A, XL). 

i. Die Gen.-Romm. zu Bofen fir pas Großherzogth. Poſen iR errichtet 
Durch das ©. v. 8. April 1823 wegen Regul. der gutsherrl.»bäuerl. Verb. im Großh. 
Poſen, den mit Weftpreußen vereinigten Diftrilten, nämlich dem Kulm-Michelaufchen Kreife 
und dem Landgebiete der Stabt Thorn (8.-&. S. 49), deſſen bezügl. Titel 3. lautet: 

Dritter Titel. 
Bon den Behörden zur Ausführung dieſes Geſetzes. 

8. 110. Die nad) $ 12. Behufs der gittlichen Auseinanderfegungen ber Gutsherren 
mit ihren Bauern anzuordnenden Kreißvermittelmmgsbehörben, jollen aus einem von 
den Gutsbefigern des Kreifes zu wählenden Nittergutsbeflger und aus einem Freibauer 
ober fonft einem ſachkundigen und zuverläffigen Mann, welchen bie Bauern des Kreiſes 
aus drei von dem Landrath vorzufchlagenden Berfonen Gemeinbeweife wählen, beftehen. 

8. 111. Außer diefen Behörden foll zur Ausführung biefes Gefeßes und ber Ge- 
meinhettstbeilungs- und Abldfungsorbnung vom 7. Juni 1821 eine beſondere General- 
fommilfion zu Bofen niebergejeßt, und eben daſelbſt als Appellationsinftanz ein Revi⸗ 
fioustollegium errichtet werben; in ber britten Inſtanz aber fol in den dazu geeigneten 
Fällen Unjer Geheimes Obertribimal zu Berlin erfennen. 

8. 112. Alle auf ven Grund dieſes Geſetzes abzuſchließende Verträge und Bezefie 
müſſen von der Generallommiffton beftätiget, und, wenn fie dazu reif find, gerichtlich 
oder vor einem zum Nichteramte geeigneten und verpflichteten, von ber Behörde Damit 
beauftragten Beamten aufgenommen ober anerlannt werben. Alle auf dieſe Weiſe roch 
nicht aufgenommene unb beftätigte Berhanblungen find nad Berſchiedenheit ber Fülle 
nur als Traktaten und Punktationen anzufehen, und müſſen nach bem Befinden ver 
Generallommiffton berichtiget, vervollſtändiget unb zu feiner Zeit in der eben beflimm- 
ten Form zum Schluß gebracht werben. 

8. 113. Im Uebrigen finden auf die Amtsbefugniffe und den Gefchäiftsbetrieb ber 
Generallommiffion und des Reviſionskollegiums zu Pofen die Verorbnnungen von 
20. Juni 1817, 20. November 1819 und das Geſetz wegen Ausführung ber Gemein- 
heitstheilungs- und Ablöfungsorbnuung vom 7. Juni 1821 mit den aus gegenwärtigen 
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4. für die Provinz Pommern; 


Geſetz ſich ergebenden Abänderungen, ebeufalls Anwendung, und ſollen die hieruach 
anwendbaren Vorſchriften in einer don den Miniſterien des Innern und der Juſtiz 
zu erlaſſenden Inſtruktion zuſammengeſtellt und näher beſtimmt, insbeſondere darin die 
Art und Weiſe der Anwendung jener Ordnungen auf die nach dieſem Geſetze zu regu⸗ 
lirenden Geſchäfte weiter entwickelt, und die gedachte Inſtruktion durch die Amtsblätter 
der Regierung zu Poſen, Bromberg und Marienwerder belannt gemacht werben. 

Die vorerwähnten zu Weftpreußen gehörigen Gebietstheile find von ber Gen. 
Komm. zu Bofen auf die zu Muarienwerber übergegangen durch A K.O. v. 20. Juli 
1823 (Poj. Amtsblatt 1823. ©. 432). 

k. Die Gen.-Komm. zu Stendal (früher Magdeburg) und 

I. die Gen. Komm. zu Merjeburg 
find die Auseinanberf. » Beh. für die Provinz Sachſen. Zuerft if für diejenigen 
Theile der leßteren, welde vormals zum Königreihe Weſtphalen gehört 
baben (j. n.29. lit. d. zu A. I.), vie Ausführ. des ©. v. 5. Sept. 1820, betr. bie 
gutsh.⸗bäuerl. Verb. in den vormals zum Könige. Weftphalen, zum Großherz. Berg und 
zu den Franz.⸗Hanſeat. Depart. ‚gehörigen Landestheilen, (.-S. S. 169), durch das ©. 
v. gl. X. „wegen ber in Magdeburg und Münfter zu erridhtenden Gen.» 
Komm.” (G.S. S.185) der neu zu erridtenden Gen.-Komm. zu Magdeburg 
übertragen worden. Durch A. 8.:O. v. 23. Aug. 1821 (Magbeb. Amtebl. 1821. S.189) 
wurbe ihr Sig nah Stendal verlegt. Das Ausführ.-©. v. 7. Juni 1821 übertrug 
ihr die Gem.⸗Th. in der Prov. Sachſen mit Ausnahme der anf bie Gen.Komm. zu 
Berlin überwiefenen Theile (ſ. unter a.), bie dann erft durch A. K.⸗O. v. 22. Sept. 
1826 auch auf bie Gen. Komm. in Stendal Übergingen. An bie Stelle bes Gef. vom 
25. Sept. 1820 (G.⸗S. ©. 169) find jpäter die drei Geſ. v. 21. April 1825 (f. n. 29 
lit. d, e, f zu A. I.), von denen das Nr. 938 allein die früher Könige. Weſtphäl. Lan- 
bestheile betrifft, und die Abldj-O, v. 13. Juli 1829 (G.⸗S. S. 65) getreten, deren Aus» 
führung in gleicher Weiſe den beiden genannten Gen.-Komm., und zwar für bie Prov. 
Sachſen der zu Stendal Übertragen if. Die BO, v. 30. Juni 1834 (A. X.) bat 
im $ 1 das ©. v. 25. Sept. 1820 (G.⸗S. S. 185) befeitigt. — Die Gen. Komm. fir 
die Provinz Sachen zu Stendal if durch BO. v. 29. April 1850 (G.S. ©. 337) in 
2 Abtheilungen gejchieben worben, deren erfter die Reg.-Bez. Merjeburg und Erfurt, 
der zweiten der Neg.-Bez. Magdeburg übertragen wurben. Endlich iſt burch Allerh. 
Erlaß v. 19. Mai 1851 (G.S. ©. 459) die erfte Abth. von der Gen. - Komm. in 
Stendal getrennt und aus jener eine bejonbere Gen.- Komm. für Die Reg ⸗Bez. Merje- 
burg und Erfurt mit dem Sige in Merjeburg gebildet worben. Diejer Gen⸗Komm. 
ift auch durch den zwifchen Preußen und Anbalt-Bernburg geichloffenen Staatsvertrag 
v. 11. Sept. 1850 (©.-S. S. 413) die Leitung der Gem.- Th. und Abldi. in biefem 
Herzogthum übertragen geweſen, ber Vertrag ift indeß im 3. 1863 von ber Anhaltinifchen 
Reg. gellindigt und im Of. 1864 gelöft worden. Noch jetzt aber hat bie Gen.-Komm. 
in Merfjeburg die Leitung der Gem. - Th. und Ablöſ. in ben Fürſtenthümern 
Schwarzburg-Sondershaujen auf rund des Staatsvertrages v. 9. Oft. 1854 
(8.:6. ©. 571) und Schwarzburg-Rupolftadt auf Grund des St.«V. v. 10. Dez. 
1855 (G.S. 1856. ©. 6). Wegen bes Gerichtsftandes ber in bei Derpsthlmen ftatio- 
nirten Preuß. Beamten |. BO. v. 27. Mär; 1860 (G.S. S.183). Die Auflöjung ber 
Den Komm, in Stenbal und ihre Bereinigung mit der Gen. - Konım, in Merfeburg ift 
m Werke. 

m. Die Geu.:Komm. zu Münfter für die Provinz Weftphalen und ven 
größten Theil des rechtsrheinifchen Gebiets der Rheinprovinz ift zuerſt durch ©. 
v. 25. Sept. 1820 (G.⸗S. ©. 185) zur Ausführ. des ©. v. gl. T., betr. bie guteh.- 
bäuerl. Berb. in deu vormals zum Königreich Weftphalen, zum Großberz. Berg und zu 
den Franz.» Hanj. Depart. gehörigen Lanbestheilen (©... ©. 169), für diejenigen 
diefer Landestheile, welche in ber Provinz Weftpbalen und der Rheinpro- 
vinz liegen (j. n.29. lit. d, e, f zu A.I.) errichtet worben und e8 gilt in Betr. bes 
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[5. für die Provinz oeitpreufen, mit Einfchluß der von dieſer zum Des 
partement der Bromberger Regierung gejchlagenen Ortſchaften; 


weiteren Schifffals der beiten G. v. 25 Sept. 1820 auch bier das uuter lit. 1. Bemerkte. 
Dur das Ausführ.⸗G. v. 7. Juni 1821 (A.IX.) 81 ift der Gen.Komm. zu Münfter 
bie-Ausführung der Gem.-Th.-O. v. gl. T. (A. VU. a.) in der Provinz Meftphalen und 
der Rheinprovinz, foweit dort damals das A. L.⸗R. wieder galt, Übertragen worden und 
ebenjo ift ihr dieſe Ausfilhrung für diejenigen Theile der Provinz Weftphalen, in benen 
die Gem -Th-D. mit dem A.X-R. i. 3. 1825 eingeführt worben ift, hierdurch zugefalleit 
. n.1 zu A. VII 4.) Später ift ihr bie Ausführung ber in n. 1. lit. a. bie d. ge- 
nannten Gef. Übertragen worben, fo wie Die des daſ. unter lit. e. angeführten &. in ben 
zur Prov. Weftphalen (Kr. Siegen) gehörigen beiden Aemtern Burbady und. Neuenkirchen 
(j. den 8 113 dj. ©. nachftehend unter n.), enblih durch $ 24 der Gem.⸗Th.⸗O. v. 
19. Mai 1851 (Anbang zu A. VII. a.w.». unter I.) die Ausführung berfelben in ven 
ehemals Großherz. Bergifchen Randestheilen des Rhein. Appell..-Ger.-Sprengele, — das find 
die in n. 29 lit. e. zu A. I. bezeichneten recht s rheiniſchen Theile des Reg.⸗Bez. Düfiel- 
dorf lausg. die zum Sprengel des Appell.» Ger. zu Hamm gehörigen Kreife Rees und 
Duisburg) jo wie des Reg.⸗Bez. Köln, und vom Reg.⸗Bez. Koblenz die Herrichaft Wilben- 
burg im Kr. Altenkirchen. Die Kreife Rees und Duisburg (ber letztere jett getbeilt in 
bie Kreiſe Duisburg und Effen) waren zwar auch Großherz. Bergiiche Landestheile, in 
ihmen gilt aber das A.L-R, und mit ibm die Gem.-Th.-O. von 1821, deren Ausführung 
in biefen Kr. ſchon nad dem Ausführ.G. dv. 7. Juni 1821 der Gen. -Komm. in Münfter 
zufommt. — Die Gen.-Komm. zu Münfter ift demnach die Auseinanberfegungsbehörde für 
die ganze Provinz Weftpbalen und fir folgende rechtsrbeinifche Theile ber 
Rheiuprovinz, vom Reg.Bez. Düffelborf die Kreife Reed, Duisburg, Eſſen, Düffel- 
borf, Eiberfeld, Mettmann, Lennep, Solingen, vom Reg.-Bez. Köln die Kreife Mühlheim, 
Wipperfürth, Sieg, Gummersbach, Waldbröl, Bürgermeifterei Vilich im Kr. Bonn und 
Bürgermeifterei Deu im Landkr. Köln, vom Reg.⸗Bez. Koblenz die Herrichaft Wilden- 
burg im Kr. Altenkirchen. 

n. Der Abth. d. Innern der Reg. in Koblenz ift die Ausführung des ©. v. 

4. Iuli 1840 wegen Abldfung der Reallaften in den vormals Naſſauiſchen Landestheilen 
und Stadt Wetzlar nebft Gebiet (G.⸗S. S. 195) für ihren Bezirk (f. $ 113 dſ. ©.) d. h. 
deſſen ganzen rechtsrheiniſchen Theil mit Ausnahme ber Herrichaft Wildenburg Übertragen. 
Die 88 113 His 118 und 120 dief. G., welde das Verfahren und die Kom» 
peteuz betreffen, lauten: 

8. 113. Die Ausführung des gegenwärtigen Gefehes wird für Die Aemter Burbad) 
und Neuenkicchen der General-Kommiffion zu Münfter, für ven zum Koblenzer Regie- 
rungsbepartement gehörigen Lanbestheil aber der Regierung zu Koblenz Übertragen; 
und finden dabei die Vorfchriften der VO. v. 30. Juni 1834 (G.S. ©. 96.) wegeu 
bes Gejchäftebetriebes in ben Angelegenheiten der Gemeinbeitstbeilungen, Abldfungen 2c., 
insbefondere auch rückſichtlich der Einrichtung und Mitwirkung der Kreisvermittelungs- 
Behörden Anwendung; es follen jeboch in Beziehung zu ben Kreißvermittelungs » Be- 
börben in den Fürſtlich Solmsfchen und Fürftlich Wiepichen Gebieten bie flanbesherr- 
lichen Regierungen ober Konimiſſarien berfelben an die Stelle der Lanbräthe treten, und 
— der Geſchäftsführung der Regierung zu Koblenz folgende nähere Beſtimmungen 

attfinden 


nben. 

8. 114. Die Ablöfungsfachen werben bei ber Regierung von ber Abtheilung bes 
Innern bearbeitet. NRückfichtlich der Geſchäftsverbindung der letzteren mit bem Ober» 
Präfiventen, der Regierung und deren Abtheilungen kommen auch in den Ablöſungs⸗ 
jachen die Vorſchriften der Regierungs-Iuftruftion v. 23. Olt. 1817 und Unferer Orbre 
v. 31. Dez. 1825 (©.-©. 1826. S 5 ff.) zur Anwendung. Insbeſondere bat Die 
Abtheilung des Innern wegen ber in bem Geſchäftskreis der Übrigen einfchlagenven An- 
gelegenheiten fich mit venfelben eben fo zu verftändigen und bei entflebenben Differenzen 
die Beichlüffe des Plenums einzuholen, wie e8 wegen ber übrigen zum Reſſort der dte⸗ 
giesungen gehörigen Geichäfte vorgeſchrieben iſt. Gegenſeitig lonkurrirn die Abtheilung 
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6. für Oſtpreußen und Yıitthauen.] 


des Innern bei den von einer anderen Regierungsabtheilung in Belreff ihrer Güterver⸗ 
waltung, unter ihrer beſondern Leitung vorgenommenen Auseinanberfegungen auf gleiche 
Weiſe rückſichtlich der von ver erfteren wahrzunehmenden ftaatswirthichaftlichen Intereflen, 
insbefonbere bei Prüfung und Beftätigung der Nezeffe. In ben gedachten Sachen finden 
jedoch folgende Modifilationen ftatt: 

1) in ven Fällen, wenu der Befchluß ver Abtheilung wider die Anficht des Vorgeſetz⸗ 
ten auofült, tritt nicht bie mittelft Unferer Order vom 31. Dezember 1825 uuter 
Nr. VII. angeordnete Provofation auf ben Regierungs - Präfidenten, vielmehr bie 
auf Enticheivung bes Plenums ber Regierung ein; 

2) in den Fällen, wo fonft ber Präfident nad 8 39. Nr. 3. der Regierungs-Inftruf- 
tion die Entſcheidung des Ober-Präfidenten einholen kann, behält es bei dem Be⸗ 
ichluffe des Kollegiums fein Bewenben. 

8. 115. Alle Enticheivungen über Streitigleiten unter den Auseinanberfegungs-In- 
tereffenten werden, ohne Unterſchied, ob ein Rechtsmittel dagegen ftattfindet ober nicht, 
und ohne Rückſicht auf die Beſchaffenheit des Rechtsmittels, von ber Kompetenz ber 
Regierung ansgenommen und in erfler Inftanz einem beſondern Sprud » Kollegium 
übertragen, welches aus brei zum Nichteramte qualificirten Mitgliedern und aus zwei 
der Iandwirtbichaftlichen Gewerbslehre kundigen Mitgliedern der Regierung befteben ſoll. 

Die Leitung ber Inſtruktion diefer Streitfälle, Die Publifation der Erlenntniffe, das 
Berfahren wegen ber dagegen zuläffigen Rechtsmittel und bie Ausführung derſelben nad 
befchrittener Rechtskraft, verbfeibt der Regierung. 

8. 116. Die Juftiz - Deputation fteht unter gemeinfchaftlicher Leitung der Miniſter 
bes Innern und der Yuftiz, von benen auch bie juriſtiſchen Mitglieder gemeinjchaftlich 
ernannt werben. 

* I 17 In der Appellations - Inftanz entjcheivet das Revifions - Kollegium zu 
niter. 

g. 118. Bei der Anftellung ber filr die Abldjungsangelegenkiten beſtimmten Mit- 
glieder und der Subalternen der Regierung finden die wegen ber Anftellung ber Regie- 
rungsbeamten beftehenden Reffort = Berhältniffe Anwendung. Im Uebrigen tritt bie 
Regierung in den Abldjungsangelegenbeiten zu dem Minifterium des Innern, **) rüdficht- 
lich ihrer Beauffichtigung und der von ihren Berflügungen und Entſcheidungen ſtattfin⸗ 
denden Rekurſe in das nämliche Berbältniß, in welchem verfaffungsmäßig bie Geueral- 
Kommifflonen zu demſelben fteben. 

dB 19, betr. die MWerthsermittelungen, ift durch Abloͤſ. G. vom 2. März 1850 auf- 
gehoben. 

8. 120. Wegen der Koften der Ablöfungen kommen die Borfchriften ber BO. vom 
20. Juni 1817 8 209 folg. (G.S. ©. 196), die BO. v. 30. Juni 1834 88 65. 66. 
(G.S. S. 117), und das Regulativ v. 25. April 1836 und die Inſtr. v. 16. Juni 
1836 (8. ©. ©.181. und 187.) zur Anwenbung. 

Jedoch wird in Erweiterung ber im 8 212. der BO. v. 20. Juni 1817 ertheilten 
Vorſchrift beftimmt, daß derjenige Theil, welcher nach gehörtger Erörterung der Theil- 
nehmungsrechte und Ausgleihungsmittel den baranf gegründeten Auseinanberfeßungs- 
plan anzunehmen verweigert, jedesmal die burch feine Weiterungen entflandenen Koften 
allein tragen foll, inſofern der ober Die anderen beruitwillig waren, ben Auseinander⸗ 
jegungsplan anzunehmen und ber Weigernde hernach doch nur fo viel ober weniger 
erftreitet, ala ihm im Wege bes Vergleichs angeboten worden. 

In gleiher Weife ift ber gedachten Reg -Abtb. (und reſp. dem zugehörigen Spruch⸗ 
Kollegium) die Ausf. der Gem.⸗Th.⸗O. v. 19. Mai 1851 in dem oft-ıhein. Theile des 
Reg.⸗Bez. Koblenz mit Ausſchluß der Herrichaft Wildenburg durch 8 25 derſ. übertragen. 
Wegen des weft: ıkein. Theile tiefes Reg.-Bez. ſ. unter p. 

0. Der eg. in Sigmaringen (und einem bort errichteten Spruch-Rollegium) ift 
mit ausbrädlichem Hinweis auf das unter n. gedachte Reſſort⸗Verhäliniß der Reg. in 
Koblenz in gleicher Weiſe die Ausführung des Reallaftenabldf. - ®. für Die Hohenzollern⸗ 


*, jetzt zu Berlin ſ. n.17. bh... **) jetzt Min. f. d. landw. A. ſJ. n. 21. L 
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Die Bellimmung des Ortes, wo jebes vieler Generallommiffariate jegt ober 
künftig feinen Sig zu nehmen bat, bleibt dem Min. d. Innern überlaflen. 
Perfonal derfelben. 
8.2. Sie beftehen: 


aus einem Gen. - Kommiffar, einem Ober-Rommiffar, welcher in der rationellen 
und praftiichen Landwirthſchaft worzugsweife kundiger Sachverſtändiger, auch im 


ſchen Sande v. 28, Mai 1860 (ſ. Anhang zu A. IV. bis VI) durch 821 deſſ. über— 


tragen. Ueber die Organifation ber Reg. zu Sigmaringen |. BO. v. 7. Ian. 1852 
(8.6. ©. 36.) 

p. Zu erwähnen ift endlich bie allerdings ſehr beſchräukte Wirkfamteit der Regie- 
rungen ber Rheinprovinz (Düffelborf, Köln, Koblenz, Aachen und Trier) bei bem 
Borverfahren zur Ausführung ber Gem.» Th. -D. v. 19. Mai 1851 auf dem linken 
Abeinurr (f. Das Berfahren-G. v. gl. Tage oben im Anhang zuA. VIE. a. u. ». unter Il.) 


3. Dieſer 8 ift angeinbert durch 8 3 Ausführ.-©. v. 7. Juni 1821 (A. IX.) 
nnd zulegt durch 81 BO, v. 22. No v. 1844 (A. XL), nach welchem jede Gen.Komm. 
und jedes ESprud; - Kolleg. für landw. Ang. einfchließlich bes Dirigenten aus minde- 
ftens fünf Mitgliedern beftehen ſoll deren Mehrzahl zum Richteramte qualifi- 
zirt fein muß. 

4. Ueber die Berhältniſſe ver Mitglieder und Beamten der Gen⸗Komm. 
beftimmt die A. K.⸗O. o. 7. Iunt 1834 (Ann. Bd. 19. ©. 672), abgebrudt als Bei⸗ 
lage A. zu A. VIII—XI., welche zum.größten Theile noch in Geltung ift. Zu ven einzel» 
nen Beftimmungen derſelben ifi Folgendes anzumerfen. 

Zu 1. In Betreff der Prüfung der Ober-Kommiffarien durch die Ober - Eramina- 
tionstommiſſion ifl inzwifchen durch das A. K.O. v. 27. Febr. 1846 beftätigte Regulativ 
v. 14. ej. (G.⸗S. S.199), ergangen. Indeß haben die 88 19 fg. deſſ. in Bezug auf 
bie Oberlommiffarien bis jetzt feine praftiiche Anwendung gefunden. 

Zu 2. Durch die A. K.⸗O. v. 27. April uud 23. Oft. 1839 (ji. Dönniges 
Lanbestult.-Gef. Bb. 3. S. 261) ift genehmigt, daß ſämmtliche Direktoren und Räthe 
ter landw. Berw. für die ganze Monarchie, fowohl der Gen.-Komm., als ber betr. 
Reg.⸗Abth. in einem gemeinschaft. Generaletat zuſammengefaßt werten und die Käthe 
unter fidy nach der Anciennität und Verdienſilichkeit rangiren und afcendiren follen. In 
Betreff der Dienftvergehen und ber Berfetung auf eine andere Stelle over 
in den Rubeftand if das ©. vo. 7. Mai 1851 (G.S. ©. 218 fg.), welches für bie 
Richter gilt, nach 8 65 mit einigen näheren Beftimmungen auf „bie Mitglieder ber 
Gen. - Komm. und landw. Reg. - Abth.“ anwendbar. Dies bezieht fich aber nur anf bie 
etatsmäßig angeflellten Räthe, Die wegen ber Gleichftellung mit ben Richtern auch nicht 
zu Geſchworenen berufen werben Tönnen ſſ. BO. v. 3. Ian. 1849 2-2 ©. 14 fg.) 
863. Nr. 2 und LMER. v. 30. Dez. 1849 und 8. April 1850 (VMVl. 1849. S. 265 
uud 1850. S. 106)]. — Für die etats mäßigen Subalternen der Auseinanderſ.⸗Beh. 
gelten bie nämlichen Veftimmungen, wie für bie ber Regierungen (f. IMR.v. 21. März 
1835: Ann. Bd. 20. S. 92). 

Zu 3. Die bier beftätigten Beftimmungen bes Staatslanzlers v. 5. April 1822, 
befannt gemacht durch IMR. v. 15. April 1822 (Kochs Agrargef. zn 8 36 h. 1.), gingen 
bahin, daß die Direftoren der Gen.⸗Komm., da fie nah BO. v. 7. Behr. 1817 (G.S. 
S. 61) $ 2 den Bicepräfidenten unb Direktoren bei den Prov -Rollegien im Range gleich 
fteben, auch zur Uniform ber leßteren befugt jeien, und baß allen mit dem Charakter von 
Oherlommiffarien und Räthen begnadigten Mitglievern der Gen. - Komm. bie niß 
zur Uniform ber Reg. » Käthe mit ber Maaßgabe ertheilt wirb, daß fie nach den Reg. 
Räthen, jedoch vor den Reg.Aſſ. rangiren, Titel und Rang von Landesdlonomie- 
und Reg -Rätben aber nur denen auf fpezielle Bewilligung Sr Maj. des 
Königs beigelegt werben follen, welche fi bei ihrer Sejhäftsführung 
befonders auszeichnen. Durch den Schlußſatz zu 3. der K.O. v. 7. Juni 1834 ift 
ben bereits angeftellten Mitgliedern ber Gen.» Komm. ſämmtlich der Charakter 
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übrigen ein wiſſenſchaftlich gebilveter Mann fein muß, einem rechtöverftändigen 
Zuftiziar, welcher zugleid) mit der landwirthſchaftlichen Gewerbölchre vertraut 
ein muß. 
l j Ihre Beftimmung im Allgemeinen. 

8.3, Bu dem Gefchäftökreife der Gen.-Fomm. gehören: 

1) die Auseinanverfegung der Gutsherren mit ihren Bauern wegen ber guts- 
herrlichen und bänerlihen Berhältniffe, nah Maaßgabe des Ed. vom 
14. Sept. 1811 und deſſen ‘Dell. v. 29. Mar 1816; 

2) die bei biefer Gelegenheit in Antrag gebrachten Gemeinbeitstheilungen und 
Srenzregulirungen; 

3) die Kegulirung aller andermeitigen Rechtöverhältniffe, welche bei vorjchrifte- 
mäßiger Ausführung jener Auseinanverfegungen (Nr. 1 und 2) in ihrer 
bisherigen Lage nicht verbleiben können. | 

Es gebührt ihnen in dieſen Angelegenheiten außer ber allgenneinen Leitung 
und Belehrung der mit den Auseinanverfegungen beauftragten Kommiſſarien: 

a) Die Entfeibung der vorkommenden Streitigfeiten und überhaupt aller obrig- 
feitlichen Feſtſetzungen, ſoweit fie 100) den weiterhin ertheilten Borfchriften 
den Spezial⸗Kommiſſarien nicht überlafien find; 


und Rang, ale Reg.u. Landesbkon.Räthe, verliehen, wenn fie auch das unter 
1. vorgefchriebene Examen nicht gemacht haben. 

Zu 8. fiehe wegen ber dort cit. Anweifung für bie Prüfung ver Delon.-Komm. n. 32 
zu 88 56 u. 57 hl. 


4. An die Stelle ver 83 Nr. 1 genannten G. iſt inzwiſchen ber Abſchn. III. bes 
Ablöſ.G. v. 2. März 1850 (A. IV. a.) getreten. — Die Beſtimmungen dieſes 8 x. 
find ausgedehnt durch 88 1 u. 5 des Ausführ.-©. v. 7. Juni 1821 (A. IX.) auf Gemh.⸗ 
Theil. u. Beichränkungen und auf Reallaflen-Abldf. und durch $ 1 BO v. 30. Juni 1834 
(A. X.) auf alle Übrigen zum Keffort der Auseinanberj. gehörigen Auseinanberf.; ſ. n. 1. 
— Die nähere Entwidelung bes lit. a. 83 bemerkten Kompetenzumfanges ſ. in 8 6 
Ausführ.- ©. v. 7. Juni 1821 und 87 BO. v. 30. Juni 1834, und bie Erweite- 
rung der Kompetenz auf zwedmäßige Nebengeichäfte in 8 8 ibid. — Die Kapital: 
ablöfungen der früher durch Rezeffe feftgeftellten Ablöfungsrenten gehören, als ſelbſtſtändige 
Ausermanberjegungsgefchäfte, zur Kompetenz der Auseinanberi.-Beh.: jo IMR. v. 19. Aprit 
1828 (Ann. ®b. 17. S. 354, Ibb Bd. 42. ©. 138). Dies gilt Überhaupt von allen 
burch die Abldfungs: und Gem.⸗Th.-Geſetze zngelaffenen Kapitalablöfungen; |. $ 91 
Abloͤſ⸗G. v. 2. März 1850 und Art. 8 Erglun..O. v. 2. März 1850 (A. VII. =.) — 
Die einzigen Ausnahmen von der Regel der Rezeibeftätigung durch bie Auseinanderſ.⸗Beh. 
838 lit. b. ſ. in 8839 u. 44 BO. v. 30. Juni 1834 und n. dazu. — Die Zuſtändig⸗ 
teit der Regierungen zur erelutinifchen Beitreibung ber Abgaben und Leiftungen an 
geiftlide Inftitute auf Grund der A. K.O. v. 19. Juni 1836 (©.-6. ©. 198) 
geht dadurch, daß die Abgaben x. in ber Ablöfung begriffen find, noch nicht auf bie Ans- 
einanberf. - Beh. Über, fondern erft dann, wenn die urfprüngfichen Rechtsverh. Durch das 
Abloſ.⸗Verfahren wejentlich verändert find (3. B. durch Vergleich, ober Interimiftitum) : fo 
ZMR. v. 24. Febr. 1842 (WMBl. S. 85). 

5. Wegen der bejonberen Kompetenz der Auseinanderf. + Beh. zur Ertbeilung von 
Unfchäblichleitsatteften bei Abveräußerung und Bertaufchung Peiner Trennſtücke nicht be- 
pfandbriefter Güter |. n.17 3u 87 des ©. v. 3. Ian. 1845 (unter A. III.) 

6. Die Auseinanberfegungen gehören in der Regel vor biejenige Auseinanderſ.Veh., 
in deren Geſchäftsbezirke das belaftete Grundſtück belegen iſt, und wenn mehre zu ver- 
fachiedenen Bezirken gehörige belaftete Grunbftlide bei einem Gefchäfte ober mehreren zufam- 
mendängenven betheiligt find, vor Die Behörde des Hanptguts, event. nach Beſtimmung 
bes Minift. für die landw. A.: vergl. L.u. o.R. II. b. S. 252 fg. unter V. und IMX. 
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b) vie Betätigung ber Auseinanderfegungs-Rezefle; 

c) die Veranlaffung der Erekutionen. 

Ihre Pflidten im Allgemeinen. 

$. 4. Die Gen.Komm. find nicht nur verpflichtet, file gefegmäßige und 
unparteiifche Regulirung und Ausführung diefer Angelegenheiten unter den vabei 
zuziehenven Intereſſenten Sorge zu tragen, fonbern fie müſſen auch 

1) das Intereſſe der entfernten Theilnehmer, die nad den Geſetzen bei ber 
Regulirung nicht zugezogen werben, als der eingetragenen Gläubiger, ber 
Lehn⸗ und Fideikommiß⸗Folger und Anmwarter von Amtswegen wahrneh- 
men; desgl. 

2) das Intereſſe des Staats hinſichtlich der Tandespolizeilichen Gegenſtände 
der Auseinanverfeßungen, ver Oberaufficht über das Bermögen der Kor- 
porationen, ingleihen ver Vertheilung ver üffentlihen und Realabgaben 
an den Staat, an Kirchen und Pfarren. 

Nähere Beftimmung des Reijort® 
1) In Rüdfiht der Regulirungen und der dabei vorfommenden 
Streitigfeiten über Theilnehbmungsredte, 

8.9. Bezüglich) auf die Auseinanverfegung der Gutsherren mit ihren 
Bauern gebührt ihnen nicht blos die Ausgleihung unftreitiger Theilnehmungs- 
rechte und die Entſcheidung der hierüber entftehenven Streitigkeiten, ſondern auch 
die Kognition und Decifion über die ftreitigen Theilnehmungsrechte felbft und 
deren Umfang (cf. $ 178) und zwar ohne Unterſchied ver Fälle, ob viefelben 
auf vie Beitimmungen des Ev. v. 14. Sept. 1811 und deſſen ‘Dell, over auf 
anderweitige Rechtöverhältniffe, und namentlich auf den vor der Publikation jenes 
Ep. ſchon beftandenen Rechtszuftand gegründet werben. Auch ändert es in biefer 
Beziehung nichts, wenn mit ber Heculirung die Separation der Intereflenten 
(Art. 23 ff. der Dell.) verbunden wird. 

2) In Beziehung auf Streitigfeiten zwifhen mehreren bäuer- 
lihen und gutsherrlichen — 

8.6. Mit gleicher Befugniß (8 5) entſcheiden die Gen.-Komm. über bie 
Anſprüche mehrerer Prätendenten zu einem und vemjelben Hofe, es mögen joldhe 
auf defien Ueberlaflung oder gewiſſe Abfinvungen aus bemfelben gerichtet fein, 
über die Auseinanderſetzung der an der Regulirung theilnehmenven Wirthe unter 
einander, über bie Auseinanderfegung zwifchen mehreren, zu einem und bemfelben 
Hofe oder zu verſchiedenen Höfen eines und veflelben Dorfes beredhtigten Guts- 
herrf'haften over Realabgaben-Perzipienten; ferner: 


v. 3. März 1822 (Koch Agrargel. zu 83 h. 1.). Dies gilt auch für Ausländer, wo 
nicht oe eine Ausnahme machen; vergl. ebenda unter VI. 
. 4. Wr. 1. 


7. Diele Beſtimmung und die damit zufammenhängenben 88 16, 45 bis 53 u. 90 
bh. J. find durch 888 und 11 bis 15 des Ansführ.-Gef. v. 7. Juni 1821, 88 10 bis 12, 
147 bis 163 der Gem.-Th.-O, v. 7. Yuni 1821, 88 38 bis 41 des Abloöſ. G. v. gl. T. 
und die ähnlichen Beftimmungen der fpäteren Ablöſ.- u. Regul.-© , S$ 10, 23 bis 27, 58 
bie 61 BO. v. 30. Juni 1834 und durch das dem betr. Gegenftande ausſchließlich gewid- 
mete ©. v. 29. Juni 1835 (A XI) wejentlid ergänzt unb modificirt. Bergl. 
die n. zu jenen Beſtimmungen u. dem ©. v. 29. Juni 1835. 
8. 4, Wr. 2. 
8. Hiezu vergl. 88 15, 17, 18, 43, 44, 50h. 1, und n. dazu, nad melden 
die Borjchrift weſentlich modificirt ift. 
.5bi8 8. 
. Diele BVorfchriften find Durch $ 7 BO. v. 30. Juni 1834 ausprädlidh auf 
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3) In Beziehung auf Sozietäts- und Kommunalverhältniffe. 
$. 7. wegen ver Sozietätöverhältniffe der an ber Regulirung tbeilnehmen- 
den, mit andern daran nicht theilnehmenden bäuerlichen Beligern wegen gemein- 
ſchaftlicher Dienfte oder Kommunallaften, in foweit die Regulirung ber erfteren 
eine Abänderung jener Sozietätsverhältnifie nöthig macht; endlich 
In Beziehung auf das Pachtverhältniß.. 

8. 8. wegen ber Auseinanverfegung zwiſchen Pächtern und Berpächtern in 
Betreff derjenigen Berhältniffe, welche Dur die bänerlihen Regulirungen und 
ben hiermit verbundenen Gemeinheitötheilungen alterirt werben; bemgemäß ge= 
hören Streitigkeiten über die Gültigkeit, Anwendbarkeit und Auslegung ber auf 
ben Fall einer Auseinanverfegung in ven Pachtlontrakten getroffenen Abreden 
(Art. 114 der Dell. v. 29. Mai 1816), über die Vermehrung des Gutsinven⸗ 
tarii (Art. 116 a. a. O.), Über die Vergrößerung ver Wirthſchaftsgebäude (Art. 
117 a. a. O.), über die Entſchädigung für die entbehrten Nußungen in dem 
Zeitraume zwiſchen dem Bollziehungstermin und kontraktlichen Rüdgewährungs- 
termin (Art. 120 a. a, O.), über die neue Felveintheilung und Fruchtfolge, zum 
Keflort der Gen.-Komm.; wogegen andere Streitigkeiten, die auch ohne Dazwi⸗ 
fhenfunft einer Regulivung ver bäuerlichen Verbältniffe und ber damit verbun- 
denen Oemeinbeitstheilungen vorkommen können, 3. B. über die Rückgewähr ver 
Pacht, zum Reſſort ver orventlichen Gerichte gehören. 

5) In Rückſicht der bereits anhängigen Streitigkeiten. 
8. 9. Sind die nad) dem VBorftehenven ($ 3 ff.) zum Reſſort ver Gen.Komm. 
ehörigen Gegenſtände bei den orventlichen Gerichten anhängig gemacht; fo müf- 
en die Alten fofort an bie erftere abgegeben werben. [Dit von' den Gerichten 
bereit rechtskräftig erfannt; fo behält es bei demjenigen, was dadurch feftgejett 
worden, fein Bewenden. Schmebt aber die Sache noch, ſei es in erfter, oder in 
einer der folgenven Inftanzen, fo wird die Inftruftion bei der Gen.-Kpmm. fort- 
gejetst, und in ven alle, wenn ver Prozeß ein ftreitiges Theilnehmungsrecht be- 
trifft, und bei den orbentlichen Gerichten barliber noch nicht erfannt ift, von jener 
in erfter Sufland entſchieden; wenn aber varüber ſchon erkannt worden, die fpruch- 
veife Afte zur Entſcheidung in der dann nod) übrigen und legten Inftanz an das 
Revifionstollegium eingefendet. Betrifft aber der Streit die Art und Dee wie 
Jemand für Fein Theilnehmungsrecht abzufinven Ak, jo wird von der Gen.-Komm. 
darüber. mit Befeitigung ber —* abgefaßten Erkenntniſſe, in erſter Inſtanz ent⸗ 


ſchieden.] 
6) In Beziehung auf Gemeinheitstheilungen. 
a) Ueberhaupt. 
[S. 10. Was hinſichtlich der Gemeinheitstheilung zum Reſſort der Gen.- 
Komm. gehört, wird in ver beſonders zu publizirenden Gem.-Theil.Ordn. be- 
immt werden. Borläufig werden denfelben nicht nur die nach dem $ 57. litt. 
. de8 Ep. vom 14. Sept. 1811 und Art. 20. der Dekl. v. 29. Mai 1816 


alle Angelegenheiten ausgebehnt, welche bei den Auseinanderſ.⸗Beh. anhängig find, und 
angewendet auf Ermiffionsprozefje gegen laffitiiche Beſitzer bei ſchwebender Regufirung in 
Sana v. 2. Mär; 1818 (Ibb Bo. 11. ©. 9) u. v. 18. Febr. 1852 (IMDB. ©. 66). 


.10. Diefer g if mit Ausnahme des erften unveränbert gebliebenen Satzes weſent⸗ 
lich abgeändert durch 89 BO. v. 30. Juni 1834. 

. 10 bis 14. . 

11. Diefe Borfchr. Haben nah 8 7 BO. v. Juni 1834 durch die Reſſorterweite⸗ 
rung ber Auseinanderſ.Beh. rückſichllich der Gem.-Th. ihre Erledigung gefunben, 
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vorzunehmenven Austaufchungen, ſondern auch) alle und jeve mit ven Regulirungen 

in Zuſammenhang ftehenve over nütlich zu verbindende Gemeinheitstheilungen, 

wenn bie Intereflenten auch an der Regulirung nicht theilnehmenve Gutsbeſitzer 
ober jerfige Feldnachbaren find, überiiefen.] 
b) In Betreff ver dabei vorkommenden Streitigkeiten. 

[$-. 11. Die dabei vorkommenden Streitigkeiten, in fofern fie die Zuftändig- 
feit oder den Umfang anderer als die gutöherrlichen und bäuerlichen Gechältnife 
(88 5 und 6) betreffenden Theilnehmungsrechte zum Gegenſtande haben, werden 
von den gewöhnlichen Gerichten entſchieden. Alle Streitigkeiten aber, welche die 
Art und Weiſe, wie Jemand für ſeine Rechte abzufinden ſei, oder ſolche Gegen⸗ 
ſtände betreffen, die nur in Beziehung auf die Öemeinpeitöaneinanberjegung zur 
Sprache kommen können, gehören zum Reffort der Gen.-Komm. 

12. Sind die unmittelbaren Intereffenten der bäuerlichen Regulirung 
fremde Berechtigte, Genoſſen eines und veflelben Theilnehmungsrechtes, fo gebührt 
der Gen.-Komm. auch wegen ver letztgedachten Intereſſenten die Entſcheidung 
über die ftreitigen Theilnehmungsrechte.] 

ec) In KRüdficht bereits anhängiger Separationen. 

[$. 13. Stehet eine von den Gerichten bereits eingeleitete Separation mit 
einer bäuerlichen Regulirung in Verbindung ($ 10), jo überninmmt die Gen.- 
Komm. auch in dieſem Falle die weitere Forttetung verfelben. Wegen der hier- 
bei ſchon anhängig gewordenen Streitigfeiten kömmt es darauf an, ob dieſelben 
nah $ 11 zum Keffort der Gen.Komm. gehören. Im. diefen Falle treten bie 
Beftimmungen des 89 ein. Iſt aber von einem bei den orbentlichen Gerichten 
anhängigen Prozeſſe vie Rede, deſſen Gegenftand nicht zum Reſſort der Gen.- 
Komm geht ; ſo muß leßteren Falls ver bereits anhängige Streit bei der bie- 
berigen Behörde fortgefett und nad) Möglichkeit beichleunigt werden. Es foll 
jedoch auch in diefem Falle auf Verlangen der Gen.-Romm. der Prozek fiftirt, 
und die Alten an fie geſandt werben, da die Verbindung der Regulirungen mit 
den Gemeinheitstheilungen fo viel zweckmäßige Ausgleichungsmittel an die Hand 

tebt, daß es einem umfichtigen Kommiſſar nur Telten fehlichlagen Tann, aud) 

Hole Streitigkeiten, wie die ganze Sadye, in Güte abzumachen. Schlägt ver 

Verſuch ver Sühne fehl, fo Pr die Alten zur Fortſetzung des Prozeſſes an 

den ordentlichen Richter zurüd. 

7) In Beziehung auf Örenzregulirungen. 

[8. 14. Was in 88 11—13 wegen ver Gemeinheitstheilung beſtimmt wor- 
den, findet auch auf die bei den bäuerlichen Regulirungen vorkommenden Grenz⸗ 
berichtigungen Anwenbung.] 

8) In Beziehung auf das Intereffe des Staat. 

8. 15. In NRüdficht des Intereſſes des Staats haben fie nad) näherer Be⸗ 
ftimmung des $ 43 für reine Befigverhältniffe und gehörige Bertbeilung ver öf- 
fentlichen Laften und Realabgaben an vie öffentlichen Anftalten zu forgen. 

Streitigkeiten, die in diefen Rüdfichten vorkommen, gehören Teviglich zu 

ihrem Reſſort. Bu 
9) In Hinfiht nicht augegogener Lehns-Fideikommißfolger und 
, ealglänbiger. 
$. 16, Ueber die Wahrnehmung der ©erechtfame der Tehns-TFideilonmiß- 


— —— — — — —— — — — — 


. 18. | 

12. Im Betreff der Bertheilung der öffentl. Laften f. ©. v. 3. Jan. 1845 
A. 111.) 8 8 Tester Abſ. und .n. 18 und 19 dazu und wegen Vertheilung ber 
rundftiener 811 BDO. v. 30. Juni 1834, 
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folger und Realgläubiger wird unter 88 45—50 ven Spezial⸗Komm. die erfor- 
verliche Anweifung ertheilt. Die Gen.-Komm. bat darauf zu wachen, daß deren 
Gerechtſame ungekränkt bleiben, und fie ift fehuldig, zu dem Ende das Erforber- 
liche zu verfügen. . 
10) In Hinfiht der moralifhen Behörden. 
8. 17. In Hinficht der moralifchen Berfonen, als des Fisci, der geiftlichen 


und Öffentlichen Inftitute, deren VBermögensverwaltung mittelbar oder unmittel- 
. bar unter einer Staatsbehörde fteht, vertritt fie, die Stelle dieſer Behörde mit 


ihren Rechten und Pflichten, vergeftalt, daß e8 einer Kommunikation mit berfel- 
ben nicht weiter bedarf, als in ſofern fie es zu ihrer eigenen Information 
nöthig findet. Die Genehmigung der Gen. » Komm. hat aljo in dieſen Anger 
legenheiten eben die Wirkungen, die denen der orventlihen Staatsbehörde zu⸗ 
kommt. 

Ausnahme. 

8. 18. Wenn jedoch nach dem Gegenſtande des Vertrags und der Quali⸗ 
tät der betreffenden Korporation, verfaffungsmäßig vie Immebtiatgenehmigung ober 
bie Approbation des Min. erforderlich ift, fo muß foldhe non der Gen.⸗-Komm. 
bei dem betreffenden Dein. nachgejucht werben. 


Exrtenſion der Reffortbeftimmungen ge Auseinanderfegungen, 
die nicht unter Leitung der Gen.Komm. gefhehen. 

8. 18. Die vorftehenden Reffortbeftimmungen 88 3—18 finden auch dann 
Anwendung, wenn Auseinanderſetzungen unter Xeitung ver 88 65 ff. gedachten 
Behörden, over ohne alle Dazwilchenfunft einer öffentlichen Behörde, verfucht oder 
bewirkt werben. Haben jedoch jene ordentlichen Staatsbehörden (88 65 ff.) vie 
Auseinanderfegung felbft geleitet, jo find die Gen.-Komm. von ver 88 17 und 
18 gedachten Vertretung derfelben entbunden. 

Daner des außerordentlichen Gerichtsſtandes. 

8. W. Das Refjort ver orventlichen Gerichte und Berwaltungsbehörben 
tritt wieber ein, jobald die Auseinanverfegungsrezefle von der Gen.-Komm. und 
die Nachträge wegen ber in dem Hauptauseinanderſetzungsplan zu befonverer 
Regulirung vorbehaltenen Gegenftänve beitätigt und jedem Theile die ihm hier⸗ 
nad) zulommenven Abfindungen überwiefen fin. 

Erfte Ausnahme. 

8. 21. Jedoch findet eine Ausnahme von diefer Regel ftatt, wegen ber im 
S 171 gebachten Gegenftände, in jofern fie bei der Auseinanverfegung übergangen 
find, jedoch nur innerhalb ver a. a. O. beftimmten Frift. 


88. 17 und 18. 

13. Dieſe 88 find nebft dem damit zufammengehörigen $ 44 ſehr erheblich mo- 
dificirt durch 8 11 der BO. v. 30. Juni 1834 (A. X.) und $ 12 des G. v. 15. April 
1857 (A. VL): f. n. dazu. Den 818 h. 1. hat zuerft die X. K.O. v. 31. De;. 
1825 (®.-S. 1826. ©. 5) unter D. XI. (ſ. in n. 46 zu A. X.) theifweife dahin geän- 
dert, Daß „in Anjehung der Regul.» und Auseinanderj.-S., welche bie Gen.-Komm. leitet, 
wobei Gerechtſame der Domainen und Forſten oder ber unter unmittel- _ 


barer Berwaltung der Regierung ober ber Brovinzial- Schulkollegien 


ſtehenden Inftitute wahrzunehmen find, bie Gen.-Komm. nit unmittelbar mit 
den Minifterien zu verhandeln, ſondern an Die Reg.⸗Abth. zu fchreiben und biefe bie nöthi- 
gen Erklärungen entweder —— abzugeben oder die Miniſterial⸗Genehmigung einzu⸗ 
Pie Ki Kg: Beſtimmung ift in $ 11 ver BO. v. 30. Inni 1834 erneuert. 

. X. bis 22. 

14. Hiezn |. 85 171 und 196 bis 206 h. 1. und 8$ 12 u. 13 BO. v. 30. Juni 
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Zweite Ausnahme. 

8. 22. Auch wenn fi nad) bewirkter Auseinanberfegung noch Anſprüche 
nicht zugezogener Intereffenten ergeben, welche dabei zu berüdfichtigen geweſen 
wären, Ir tritt die Einwirkung der Gen.⸗Komm. zu deren Erledigung over Zu- 
frievenftellung eben jo ein, al8 ob fie gleich bei Einleitung der Auseinanderſetzung 
zur Sprache gebracht wären 

Bon Keffortftreitigkfeiten. 

[$. 23. Entftchen über den Reflort Zweifel, jo muß davon der Gen.-Komm. 
jofort Anzeige gemacht, die Inftruftion nach deren Erledigung aber nicht aufge- 
halten werden. Die Gen.-Romm. aber muß fid) deshalb ohne Anftand mit dem 
betreffenden Gerichtähofe, oder wenn der Tall ein Untergericht betrifft, mit dem 
Oberlandesgericht vereinigen, und wenn bie nicht zu erreichen fteht, in Gemein⸗ 
[haft mit demſelben zur Entſcheidung ver Minifterten des Innern und der Juſtiz 


berichten.) 
Innere Einrihtungen der Ben. - Komm. 

Ne 24. Die Gefchäfte der Gen.Komm. werben zwat von den Mitglievern 
verjelben gemeinjchaftlich erwogen, bei Verſchiedenheit ven Meinungen entfcheivet 
aber die Stimme des Gen.Kommiſſarius, ohne Rückſicht auf welcher Seite die 
Mehrheit ift.] 4 

Nähere Beſtimmung. 
ſ8. 25. Betrifft jedoch vie Entſchädigung nicht wirthſchaftliche Gegenſtände, 
ſondern Rechtsfragen, die hauptſächlich von der Anwendung und Auslegung der 
Geſetze abhängig ſind, ſo muß bei Verſchiedenheit der Meinungen zwiſchen dem 
Juſtiziarius und Generalkommiſſarius entweder ein —— der an demſel⸗ 
ben Orte beſtehenden Regierung, oder, wenn ſich eine & e daſelbſt nicht befin- 
bet, ein Mitglied des Ortögericht® zugezogen und bie Sache nad} der Stimmen- 

mehrheit dieſer drei Beamten entlähleben werben. 


Vertretung des Generallommiffer durd den Oberkommiſſar. 

8. 26. Im Abmejenheit und bei anvermeitigen Verhinverungen bed Gen.- 
Kommiſſar vertritt ihn der Obertommiffar, infofern von ver orgefehten Behörde 
nicht andere Verfügungen darüber getroffen werben.] 


1834, zu welchen letzteren auch in n. 26 bie Groſ. des K.⸗G.H. ꝛc. in Betr. der Dauer 
der Kompetenz ber Auseinanderſ.Veh. zufammengeftellt find. 
88. 23 bis 26, 

15. Diele 88 find bejeitigt, der 8 23 dur das ©. v. 8. April 1847 über 
das Verfahren bei Kompetenz⸗ Konflikten zwiichen ven Gerichten unt den VBerwaltungsbe- 
börden (G.⸗S. S. 170), beuen nach $ 21 deſſ. die Auseinanberf. : Behörden gleich geftellt 
find (f. zu $9 der BO. v. 30. Juni 1834 n. 16) und die 8$ 24 bis 26 durch $ 4 bes 
Ausführ.-©. v. 7. Juni 1821 nnd 8 2 BD. v. 22. Nov. 1844, durch welche ben Aus- 
einanderſ.⸗Beh. eine follegialifche Berfaffung gegeben und allen Dlitglievern gleiches Stimm⸗ 
recht verlichen ift, fo daß der Dirigent nur bei Stimmengleichheit den Ausſchlag giebt. 

16. Ueber bie weiteren inneren Ginrichtungen und den formellen Gefchäftsgang ber 
Gen.-Komm. find ansdrückliche geſetzliche oder Minifterial-Vorfchriften nicht ergangen. Die 
Auseinanberf.-Beh. find nah 85 3 u. 4. h. 1, t heils richterliche, theils Verwaltungs⸗ 
Behörden und vertreten in ben ihnen zugewiefenen Saden ſowo hl bie orbentlichen Ge- 
richte, als auch die ordentlichen Provinzial-Berwaltungs-Behörben, die Regterungen. Die 
für biefe ordentlichen Behörden beftehenden formellen Borfchriften find deshalb beim Man⸗ 
el von Spezialbeftimmungen analog auch auf die Auseinanberf. - Beh. anzuwenden. 
di Dönniges Landes-8.-©. Bd. 3. S.270 fg). S. auch n. 21. zu 8 38. 
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In wiefern die Mitglieder der Gen. - Komm. zu örtlichen Aus— 

etnanderfeßungen verbunden ſind. 

8. 27. Die bei der Gen.Komm. in Antrag gebrachten Regulirungen werben 
in der Kegel mittelft befonverertommiffarien durch Verhandlungen am Orte der 
Auseinanderjegung vorgenommen. 

Soweit es die Birreaugefchäfte des Gen.-Rommiffariats geftatten, 
müflen der Juſtiziarius und Oberkommiſſarius, insbefonvere ver zegiere, auch zu 
Regulirungen an Ort und Stelle gebraucht werben. Unter pleicher orausſetzung 
iſt auch der Gen.-Romm. zu deren Ausrichtung fo berufen als verpflichtet. Bor- 
nehmlich müffen die befonders ſchwierigen und verwidelten Auseinanderfegungen 
von den Mitglievern ver Gen.-Komm. übernommen werben. 


U. Bon der Organifation der Reviſionskollegien. 
Deren Anzahl und Gejhäftsbezirk. 
[$- 28. ° Wir beftätigen die bereits organifirten Reviſlonskollegien, als: 

1) zu Berlin für die Provinz Brandenburg, mit Einſchluß ver nach $ 1 dem 
Gen.⸗Kommiſſariat biefer Provinz mit Überwiefenen Ortfchaften des Magde⸗ 
burger Reg.-Depart.; 

2) zu Breslau fir Schleften; 

3) zu Stettin für Pommern; 

4) i Marienwerber für Weltpreußen, mit Einfluß ver nad) $ 1 dem Gen.- 

ommiflariat überwiefenen Ortfchaften des Bromberger Depart.; 

5) zu Königsberg fir Oftpreußen und Pittbauen.] 


Berfonal derfelben. 
[$. 30. Sie beftchen: 


unter dem Borfige eines Mitgliedes des Präftvii des Db.-2.-Ger., aus 
zwei O.⸗L.⸗Ger.⸗Räthen und zwei der Ianbiwirtbichaftlichen Gewerbslehre 
vorzüglich kundigen Reg.-Räthen, 
welche dazu ein fir allemal aus dem an ben vorgedachten Orten ($ 29) beftehen- 
ben Ob.⸗L.⸗Ger. und ver Reg. deputirt werben. Es fteht jedoch dem Juſt.Min. 


frei, auß bewegenden Gründen auch Räthe des Ob.-l.-Ger. zu Direktoren zu 
ernennen.) 


Theilnahbme des Ober— ober a nomietommiffaril an deffen 
eihäften. 

ſ8. 31. Außer dieſen beftänbigen Mitgliedern ift ber Diveltor befugt, im 

einzelnen Fällen zur näheren Erläuterung des Sachverhältniſſes, den mit ver 
Regulirung beauftragten —— oder zur Aufklärung der blonomi⸗ 
ſchen Geſichtspunkte insbeſondere bei verſchiedenen Meinungen der zur Sache ver⸗ 
nommenen Sachverſtändigen, ven Oberkommiſſar der Gen.Komm. ober einen 
andern Oekonomiekommiſſar als Obmann bei der Entſcheidung zuguziehen.] 
Beſtimmung derſelben. 

8. 3. Die Reviſions-Kollegien find zur Entſcheidung in zweiter und 
Tester Inſtanz in allen ven Fällen, wo gegen vie Entſcheidungen ver Gen.» 
Komm. die Appellation eingelegt und zutäitie Rt. beftimmt; bie Inſtruktion ber 
Apeiten Inftanz, die Publikation und Vollſtreckung ihrer Urtel, gebührt ven Gen.⸗ 

omm. 


. 29 bi8 31 und 38. 
Sa. Die 88 29 und 30 find durch 8 7 BD. v. 30. Nov. 1844 (A. XI.) [Bil- 


bung eines Ben. «Koll, in Berlin für die ganze Monarchie] befeitigt, bie SS 31 und 
33 durch 8 10 1. c. 
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Innere Einrichtung. 

18. 33. Ueber vie vor das Revifions-Kolleginm gehörigen Angelegenheiten 
wird von bemjelben nad, ver Stimmenmehrheit verfügt und entjchieven. Der 
nad 8 31 Aueetene Ober⸗ over Delonomielommifjar bat dabei num eine be> 

e | 


er ar Stimm 
8. 36. Die Spructadhen werden allemal jchriftlih vorgetragen und es 
wird zu dem Ende ein Re⸗ und ein Sorreferent ernannt, deren Wahl von bem 
Ermeſſen des Direktors abhängt. . 

5. 35. Ihre Entſcheidungen werben in Urtelöform abgefaßt, mit den Grün- 
den außgefertigt und ben Parteien publizixt. ie Unterfchrift der Originale 
gefchieht non den anmefenden Mitgliedern, die Ausfertigungen aber werben von 
dem Direftor unterjchrieben. 

Berhältnig der Gen.-Konm. und Revifionskollegien. 
a) gegen einander. 9 

8. 38. Die Gen.⸗Komm. und die Reviſionskollegien find koordinirte Be- 
hörden und nur dem Minifterio untergeoronet. 

gegen andere Behörben. 

$. 37. Die Unterbehörven ver’ Regierungen und Oberlanvesgerichte find 
von ihnen in Gegenſtänden ihres Reſſorts Aufträge anzunehmen ſchuldig. 


-— — 


88. 32, 3A, 35. 
18. Dieſe 88 finden auch auf das in n. 17 genannte, einzig jetzt beſtehende Reviſ.- 
Koll. Auwendung. Ueber die ſpäter pugelaſſene dritte Inſtanz und die Bedingun⸗ 
gen be Zuläffigleit |. n. zu $ 190 h. 1. 


19. Durch die Inftr. für Die Oberpräfidenten v. 31. Dez. 1825 (G.S. 
1826. ©. 1) find der Oberaufjicht derfelben auch bie Gen.--Komm. unterworfen (81 
ad 11). Sie nehmen aber nad $ 4 nicht an der Detailderwaltung Theil, ihre Beftim- 
mung gebt vielmehr nur dahin, die Abminifiration im Ganzen zu beobachten, beren Gang, 
vorzüglich durch Öftere Gegenwart und durch Beiwohnung ber Eitsungen, kennen zu ler⸗ 
nen und auf diefem Wege befonders flir bie Webereinftimmung ber Verwaltungsgrunbjäe 
und die Konfequeuz ber Ausführungsmaafregen zu wirken; auf etwaige Mängel und 
Unregelmäßigkeiten in den Gefchäftegange haben fie die gedachten Behörben und nament- 
lich deren Präfiventen (und reſp. Direltoren) aufmerkfam zu machen, auch foldye nach Be⸗ 
finden auf eigene Berantwortlichkeit fofort abzuftelen. Nach 8 5 werben Berichte ber 
Gen. » Komm., welche Generalien der Berwaltung, Abänderung ber beftehenden Einrich⸗ 
tungen, oder Anftellung, Entlafjung und Penftonirung der Beamten betreffen, fo wie alle 
Berichte, welche der Ober⸗Präſ. in dieſer Art beſonders bezeichnet, an ihn kouver⸗ 
tirt und von ihm weiter beförbert; bie Beſcheide der Miniſt. Darauf gelangen in 
gleicher Art durch bie Ober - Präf, zurüuck Nah 87 bat der Ober - Präf. Beſchwerden 
über Verfügungen ber Gen. - Kommm., ‚die bei ihm eingehen, anzunehmen, zu prüfen, und 
infofern fie begrinidet find, auf ihre Erledigung zu wirken, bie Abhilfe aber durch bie 
Behörde jelbft zu fordern, die, wenn ber Ober-Präf. bie vorgetragenen Motive filr ihre 
Berfügung nicht für haltbar befindet, frine Entſcheidung gehörig zu vollziehen hat, aber 
befugt ift, von ihren Bedenken dem Minift. für die landw. Aug. Anzeige zu machen; - fie 
hat nd bavon den Ober-Präf. zugleich zu benachrichtigen. 


20. Nach 838 BO. v. 2. Ian. 1849 über die anderweite Neorganifation ber 
Gerichte (G.S. S. 1) find- die Berwaltungsbehörden ferner nicht befugt, in Angelegen- 
heiten ihres Reſſorts den Yuftiz-Unterbehörden Anweiſungen zu ertbeilen und fie zu beren 
Befolgung anzubalten. Siehe aber den 5 108 bes Ablöſ. G. v. 2, März 1850 (A.1V.x.) 
und die n. Dazu. 
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Abhängigfeitsverhältnig der Gen.-Komm. 

$. 38. Die Gen.-Komm. refjortiren von. dem Min. des Inn. und die Be- 
jegung der Stellen bei venfelben efeigt durch dieſes. Diefem haben auch bie 
Sen. = Komm. vierteljährlih eine Lifte aller anhängigen Auseinanderſetzungen, 
woraus die Tage jeber einzelnen Sache und ver fortjchreitende Betrieb berfelben 
zu erfehen tft, einzureichen. Außer dieſen vierteljährigen Liſten haben fie am 
Schluſſe jeden Jahres eine Generallifte aller in dem Laufe deſſelben beendigten 
und noch anhängigen Sachen demſelben einzujenden. 


Abhängigkeitsverhältniß der Revifionstollegien. 

8.39. Die Revifionstoflegien ftehen unter gemeinfchaftlicher Leitung ber 
Minift. der Yuft. und des Inn. Die zu demfelben aus den Ob.-%.-Ger. ab- 
zuordnenden Mitglieder werden von dem Juſt.Min., die zu demſelben ab- 
zuorbnenden Räthe der Meg. aber von den Min. des Im. und der Fin. ges 
meinfhaftlidy ernannt. Sie haben fowohl dem Min. des Inm., als dem ber 
Yuft. vierteljährig Neferenten- Tabellen und am Schluſſe jeven Jahres eine all- 
ehe Ueberficht der abgeintelten und rüdftänpig gebliebenen Spruchſachen ein⸗ 
zureichen. 


II. Bon oregialfommiffionen. 
Ihre Beftimmung. 
8. 40. Die Speziallommiffionen find beftimmt, vie. zum Reſſort der Gen.- 
Komm. gehörigen Auseinanverfegungen an Ort und Stelle zu bewirken. 


Ihre Pflichten. 

8. 41. Sie müflen_zu dem Ende 

1) das Sad und Nechtöverhältniß, ſoweit e8 auf die Auseinanderjeßung 
Einfluß bat, aufflären ; 

2) die dabei vorfommenben, zum Refjort ver Gen.⸗Komm. gehörigen Streit- 
punkte nach den Borfchriften der Allg. Ger.-Oron., in fofern fie in dem zweiten 
Abſchnitt dieſer Verordn. nicht näher beftimmt worben, erörtern und zur Eutjchei- 
dung vorbereiten, ſich jedo 

3) möglichſt beſtreben, die ganze Sache in Güte beizulegen; zu dem Ende 
nicht nur den Intereſſenten mit ihren wohlüberdachten, der Oertlichkeit und ihrem 
gegenſeitigen Verhältniß angemeſſenen Vorſchlägen au die Hand gehen, ſondern 
auch jedes rechtliche und billige Abkommen unterſtützen; 

4) müſſen ſie —* Falls die Ausführung ver von der Gen.Komm. 
genehmigten Auseinanverjegungen bewirken. 


SS. 38 u. 39, ' 

21. An die Stelle des Minift. d. 3. ift jet Das M. f. d. landw. A. getreten: 
ſ. n. 1 zur einleitenden Denkſchrift. Die Ouartalsliften find abgeſchafft. Es werben nur 
uch Jahrestabellen nach beftimmten Formularen eingereicht, aus Denen eine Zufam- 
menftellung ber Auseinanber]. » Ergebniffe jährlich vom f. d. 1. U. veröffentlicht wird. 
Die Ernennung ſämmtl Miglider des Rev.⸗Koll. erfolgt durch den König nach 88 
VO. F 22. Nov. 1844 (A. XI.) 


22. Die Special⸗Kommiſſarien find ohne Ausnahme nah 8 5. e. BO, v. 27. Okt. 
1810 (G.S. S. 1) zur Haltung ber Geſ.Sammlung verpflichtet: jo LMR. v. 4. Juni 
1852 SL &. 110). . 


23. Die in bf. 8 enthaltenen allgem. Grdſ. find näher beftimmt in den 88 17 u. 
18 80. v. 30. Juni 1834 (A. X) ' ii 
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Allgemeine Norn ihres Benehmen, 

8. 42. Den bei der Regulirung zuzuziehenden Privatperfonen können fie 
die Wahrnehmung ihrer Gerechtiame überlafien; fie haben daher in dieſer Rück— 
fiht nur dahin zu fehen, daß die der Gefchäfte und echte unfundigen Intereflen- 
ten nicht ans Unkunde zu, ihnen nachtheiligen, Erklärungen veranlaßt und über- 
liftet werben, und fie bei Gegenftänben, bie ihr Faſſungsvermögen überfchreiter, 
gehörig zu belehren. In Rüdficht des konkurrirenden Interefle des Staats, ver 
— * Perſonen, deren Güterverwaltung unter unmittel- over mittelbarer 
Berwaltung einer Staatsbehörde fteht, und ber entfernteren Intereffenten, die ge- 
ſetzlich nicht zugezogen werben, müſſen fie ſtets des Grundſatzes eingeben fein, 
daß fie wie die Sen -Komm. die Gerechtſame verfelben von Amtswegen wahrzus 
nehmen haben. 

Wahrnehmung des landespolizeilihen Intereife. 
—8* 43. Sie haben daher in Hinſicht des landespolizeilichen Intereſſe dahin 
zu ſehen, 
1) daß die bäuerlichen Höfe zum vollen und reinen Eigenthum überlaſſen, 
mit keinen Einſchränkungen und Laſten, wodurch deſſen Natur verändert, oder die 
Kultur und Nutzbarkeit deſſelben beeinträchtigt wird, belegt werden; 

3) daß in Rückſicht der dem Gutsherrn vorbehaltenen Rente, welche die 
Natur einer bei vorkommenden Vereinzelungen theilbaren Realabgabe hat, keine 
die Theilnahme beſchränkenden Abreden getroffen; 

3) daß keine mehrere als nach den Geſetzen zuläſſige Dienfte, keine unfixirte 
Laudemien und Zehnien und keine die perſönliche Freiheit beſchränkende Bela⸗ 
ſtungen a 

4) vie Öffentlichen Laften und Realabgaben an Kirchen, Schulen und andere 
öffentliche Auftalten gehörig vertheilt, auch die Kommunallaften und bie hiervon 
Seitens der Gutsherrſchaft oder der bäuerlihen Wirthe zu übernehmenven Lei- 
ftungen genau beftimmt werben. ‘Dabei kann auch geftattet werben, daß ein In⸗ 
tereffent für den andern die Realabgaben an Pfarren, Kirchen, Schulen ı. ſ. w. 
gegen ‚anderweitige angemeflene Sicherheit übernehme. Nur in Nüdficht ver 
Staatslaften iſt ſolches unzuläflig. 

Kommen dieſem entgegenlaufende Abreven vor, fo müſſen fie die Interefjen- 
ten beveuten, und ein anderes, den Geſetzen gemäßes Abkommen vermitteln, ober 
in deſſen Ermangelung an die Gen.Komm. berichten. 

Wahrnehmung ver Rechte moralijher Berfonen. 

8. 4. In Rüdficht der moralifchen Perfonen, deren Güterverwaltung mit 

tel- oder unmittelbar von einer Staatsbehörde bewirkt wird, als des Fisci, ver 


AR. 

24. In Auseinanderi.-S. findet 8 65 Tit. 25. Tb. J. A. G.O. Leine Anwendung, 
vielmehr if 8 42 h. 1. an befien Stelle getreten: jo RI. u. OT. 3. Bd. 11. Srodf. 
413. Er bedarf deshalb ber protofollariichen Nieberfchreibung der erfolgten Borhaltungen 
nicht, da fie 8 42 wicht vorichreibt. — Was den Schlußfag anlangt, jo reicht die Kompe⸗ 
tenz ber pez.-Komm. nur jo weit, wie bie der Gen.-Komm.: f. n. zu 88 17, 18. 


25, Die mit bi. 8 aufammengegörigen Beflimmungen find in 884 (ad 2), und 
15 we 89 Ausführ.: ©. vom 7. Juni 1821 und $ 11 BO. vom 30. Juni 1834: 
‘ U. j 


ſ. n 
8. 44. 
26. Die mit dj. 8 zufammengebörigen Borfchriften find in $$ 4 (ad 2) und 17 
und 18 h.1,, 8 11 d. BO. v. 30: Juni 1834 und 8 12 ©. v. 15. April 1857 (A. VL) 
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Kirchen, Pfarren, Schulen over fonftigen milden Stiftungen, müſſen fie dafür 
Sorge tragen, daß fie für ihre Berechtigungen ven Geſetzen gemäß abgefunden 
werden. Finden fie, daß ihre Stellvertreter in Erfüllung ihrer Pflicht im Be⸗ 
ziehung auf die Auseinanderfegung nachläffig, infonberheit mit der Einziehung 
der Information ſäumig find, fo müffen fie felbige nicht nur zurechtweifen, ſon⸗ 
dern allenfall® auch der zur unmittelbaren Verwaltung berufenen Station Davon 
Kenntnig geben und fi) durch eigene unmittelbare Korrefpondenz mit berjelben 
die zur Sache erforderlichen Aufklärungen verichaffen. 


Wahrnehmung der Rechte niht zugezogener Inter- 
effenten. - 

1) im Allgemeinen. | 

8. 45. Hinſichtlich der entfernteren nicht zuzuziehenden Intereflenten, als 
der eingetragenen Gläubiger, ver Lehns⸗ und Fideicommiß-Anwarter, können fie 
von dem Örundfate muenchen, daß der Gutöbefiger, indem er feine Rechte wahr- 
nimmt, zugleich für die Shrigen forgt. Die Einwirkung der Speziallommiffionen 
tritt alfo in diefer Beziehung nur in den Fällen ein, wenn entweber die gegen- 
feitigen Rechte in Kolliſion kommen over gegründeter Verdacht einer abfichtlichen 
Verkürzung der Erfteren vorhanden ift. 

2) im Fall einer muthmaßlichen Simulation. 

$. 48. Schöpft fie daher aus der Maren Unverhältnißmäßigkeit der Abfin- 
bung ober fonft i ründeten Verdacht, daß eine Simulation obwalte, und heim⸗ 
lich geſchloſſene Nebenverträge eriftiven, jo muß die wahre Bewandniß der Sadıe 
möglich|t zu erforfchen, die Intereflenten über ein anderweitige, ven wirklichen 
Berhältnifien angemeſſenes Abkommen zu vereinigen fuchen, in Ermangelung 
vejfelben aber an die Gen.⸗Komm. zu berichten. | 

3) in Beziehung auf die neuen Einrichtungskoſten. 

$. 47, . Sie muß die nad) Art. 54 der Dell. ihr obliegende Prüfung ver 
Anſchläge ver nenen Einrichtungsfoften mit möglichſter Sorgfalt prüfen, auch 
wenn dazu Sachkenntniß des Forft- und Baufachs rforberlich ift, die fle nicht 
befitst, Sachverftändige aus biefen Fächern zuziehen und eben dieſes beobachten, 
wenn fie nad) Art. 55 der Dekl. die VBollführung des Anſchlags durch eine Re⸗ 
vifion bewahrheiten joll. 

4) in Rüdjicht ver Abfındungen im Kapital. 

$. 48. Wird der Gutsherr durch ein von den Dienfteinfafen zu erlegendes 
Kapital abgefunvden; fo muß fie in Hinfiht auf die Vorſchrift des Art. 70 ber 








enthalten. So weit durch bie beiben legten Beitimmungen bie Wahrnehmung ver Rechte 
ber darin bezeichneten moraliichen Perfonen anf die.betreffenden ordentlichen Ber- 
waltungs- und Auffichtsbehörben übergegangen ift, bat bie Verpflichtung ber 
Spec.-Komnt. zur Wahrnehmung ber Rechte biefer Perfonen aufgehört: ſ. Eirk.-Berf. ber 
Gen. Komm. zu Merfeburg v. 4, Juli 1857 iu 3. Bd. 10. S. 179. Es faun auch jekt 
nicht mehr von Zuordnung fachverflänviger Beiſtände für jene moralifchen Perjonen 
durch Die Auseinanderf.-Bebdrben die Rebe fein, wie fie vor Erlaß Des Gef. v. 
15. April 1857 durch K.u. IMR. v. 25. Juli 1842 (L.u. o. R. 1. ©. 483. Koche Agrar- 
gel. us 44 h. 1.) ausnahmsweiſe (vefp. auf Staatskoften) geftattet war. 


27. Wegen Zuziehung bes Sequeflors oder Kurator bei fequeflirten Gütern |. S 21 
BD. v. 30. Juni 1834. 
$. 47 u. 48. 
28. Hiezu ſ. 810 u. 59 bis 61 BO. v. 30. Juni 1834 n. das ©. v. 29. Juni 
1885 nebft n. | 
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Del. ſolche Beſtimmungen verniitteln, wodurch die Rechte aller Intereſſenten ge- 
fichert werben. J 

5) Im Fall einer Translokation. 

18. 40. Wenn im Fall der Art. 21 und 94 ver Dekl. eine Translokation 
Dienfteinfaffen in Anregumg kommt; fo muß fie vor allen Dingen durch beizu- 
bringenbe Onpotbefenfiheine den Zuſtand des Hypothekenbuchs —* von dem 
Hauptgute als von dem Vorwerke erforſchen und Falls dieſer verſchieden iſt, fo 
muß ſie die Maßregeln vermitteln, wodurch die Rechte der Intereſſenten geſichert 
werben, oder ſolche zur Entſcheidung der Gen.-Komm. vorbereiten. 

. 50. Dabei kommen 

1) die im A. L. R. Th. J. Tit.17. 88 356. und 357. imgleichen Tit. 20 ° 
88 458 und 459 ertheilten Vorfchriften, wegen des hiedurch bewirkten Umtau⸗ 
jhe8 zur Anwendung. Demgemäß milffen | 
‚ 2) Realabgaben an ven Staat, an Kirchen, Pfarren u. f. w. in dem Maaße, 
m welchem fie nach ven Gefegen auf dem eingetaufchten Theile der bäuerlichen 
Beſitzungen haften bleiben, auf vie neuen Befigungen der Bauern übertragen 
werben. ft das Gut, wohin die Berfekung ver Bauern gefchieht, ſchon mit 
vergleichen Abgaben belaftet: jo müſſen dieſe gegenfeitig auf die neuen, bei ver. Trans⸗ 
Iofation eingetaufchten Bertinenzien des herrichaftlichen Gutes übertragen werben. 
ind beiverlei Güter mit gleichartigen Abgaben eines und beffelben Berechtigten 
belaftet; jo finvet vieferhalb eine Ausgleihung ftatt und es bevarf aljo keiner 
Umfehreitung für die gleichlommenven Beträge. 

3) Die Schulden, welche der bäuerlihe Beſitzer in Rüdficht feines Befit- 
rechte8 oder etwaiger eigenthümlichen Gebäude kontrahirt hat, gehen auf jeine 
neue Befigung über, dagegen verlieren 

4) die Hypothekarien desjenigen Gutes, wohin die Translofation geichieht, 
ihr Hypothekenrecht in Rückſicht derjenigen Pertinenzien, die den Bauern ange» 
wiefen werben; ihre Hypothekenrechte werden dagegen uf, ven Zubachs an Ber- 
tinenzien übertragen, welche das Gut, von welchem bie Verſetzung geſchehen ift, 
durch dieſe Verſetzung erhält. 

‚51. Um auch bei Uebertragung ver Reallaſten und Schulden von dem 
Gute, wohin translocirt wird, auf den Zuwachs desjenigen, von welchem die 
Bauern verſetzt werden, feinen der Gläubiger beider Güter zu verkürzen und bie- 
felben einfacher auseinander zu jegen, ift 

1) der Zuwachs an Realitäten, welden das Gut, von welchem tranglocirt 
wird, durch bie Berfegung erhält, abzufchägen und deſſen Werth mit dem Werthe 
des Hauptgutes in Berhäftmif zu * 

Dabei verſteht ſich von ſelbſt, daß die Abfindung, welche der Gutsherr für 
die Auflöſung der gutsherrlichen Verhältniſſe, ſei es in Land oder in Renten 
und fonftigen Präftationen erhält, als Zuwachs des Gutes, von welchem trans⸗ 
focirt wird, nicht in Anfchlag kommen kann. Werben aber die vorbehaltenen 
Renten und jonftigen Präftationen dem Gute zugefhhlagen, wohin die Trans⸗ 
Lofation gefchieht, fo müflen folche von dem Zuwachſe des erfteren abgerechnet 
und bem leteren als Zuwachs und Erſatz für einen gleichlommenben Theil ter 
abgetretenen Pertinenzien angerechnet werben. 

2) Iſt das Verhältniß des Gutes, von welchem transloctrt worben, zu dem 


88. 49 8. 
29. Dieſe 85 find durch die Aufhebung der Dekl. v. 29. Mai 1816 (f. 81. Nr. 3 
Abloſ.G. v. 2. März 1850) antiquirt. 
Greiff, Geſ. üb. Land.⸗Kult. u. laudw. Pol. 23 


954 A. VII. Berorbnung vom 20. Juni 1817. 8 51-54. n. 80-31. 


Zuwachſe, welchen es durch vie Translofation erhalten hat, nach Quoten aus⸗ 
gemittelt, fo muß die Hhpothefen - Behörde danach das hinzugelommene Per- 
tinenzftüd und deflen Werth in pas Hüpothefen - Buch eintragen. Sie muß 
aber auch zugleich in demſelben bemerken, daß und weldhe ver bis dahin auf 
biefem Gute eingetragenen älteren Gläubiger auf biefen in einer Quote unter- 
ſchiedenen Zuwachs fein Hypothelen-Recht haben und auf dieſes neue Per- 
tinenzftüd die Gläubiger vesjenigen Gutes, wohin die Translofation geſchehen ift, 
eintragen. “ 
Wäre 3. B. der Werth des Zuwachſes bei dem Gute, von 
weldhem translocırt worden, nah Nr.-1. » » 2 2 0. 
und der Werth des letztern, ohne jenen Zuwachs, jedoch mit 
Einrechnung der dem Gutsherrn für die Auflöſung der guts⸗ 
herrlichen Verhältniſſe zukommenden Abfindung. . - . . 30,000 Rthlr., 
fo würde das Hypotheken⸗Recht der bisherigen Gläubiger dieſes 
Gutes an dem Gefammtwerthe von . © >» > 2 2.2. 40,000 Rtble. 
nur eine Duote von °/s ; das Hypotheken-Recht der Öläubiger des Gutes aber, 
wohin die Berfegung gejchehen iſt, eine Quote von '/s zum Gegenftanve haben.] 
8. 52. In eben ver Art ift zu verfahren, wenn die Succeſſionsrechte ver 
beiden Güter verjchieven ſind. Es find daher die Lehns⸗ und Fideikommißfolger 
von den Abfinvungen, weldye die Bauern erhalten, zu Löjchen, und auf den Zu⸗ 
wachs, ven das Gut erhält, von welchem fie translocirt werben, einzutragen.) 
[$. 53. Da der Berluft, welchen das Gut erleidet, dem Zuwachſe, welchen 
das andere durch die Verſetzung erhält, gleich kommt, fo bedarf e8 auch hierbei 
feiner Zuziehung der eingetragenen Era Lehn= und Fideikommißfolger.! 
re Defugnif. 
8. 54. Die Spezial - Konmufionen ib zum Zweck der Erfüllung ihrer 
Pflichten, ohne Nüdfrage bei ver Gen.Komm., alles dasjenige zu verfügen be- 
rechtigt, welches die ordentlichen Gerichte ohne Erkenntniß zu verfügen befugt 
find. Sie können daher von den Parteien und jedem Dritten alle dasjenige 
fordern, was ben Gerichten behufs ver orbnungsmäßigen Juſtruktiou der Pro- 
zefle eingeräumt worden. Gegen ihre viesfälligen Verfügungen findet nur der 
Weg ver Beichwerbe bei ber Gen.-Komm. und in weiterer Ynftanz bei dem Min. 
des Inn. ftatt. . 


10,000 Rtblr., 





SS. 54, 55. 

30. An bie Stelle des Min. d. Inn. (ſ. Schluß bes $ 54) iſt d. M. f. d. landw. 
A. getreten. — Die Spec.⸗Komm. köunen auch gleich den inſtruirenden Gerichten 
mittelſt Requiſition anderer Gerichte die Vernehmung auswärtiger Zeugen veranlaſſen. 
(8 217 A. G.O. 1. 10. Ibb Bd. 17. S. 260). Ebenſo koͤnnen fie nah A. K.⸗O. v. 
24. Okt. 1838 (G.S. ©. 504) Ruheſtörer bei den Verhandlungen äußerften Falles für 
die Dauer der Verh., jedoch nicht über G Stunden zur Haft bringen laffen. Wegen ihrer 
Vefugniß zur Negul. von Interimifticis f. 8 36 BO. v. 30. Iuni 1834 und $5 BO. 
v. 22. Nov. 1844. Dagegen haben nicht fie, ſondern Bie Anseinanderf. « Beh. ſelbſt die 
ben erfennenden Richter zuſtehenden Berf. zu erlaffen, dahin gehören bie über bie Zu⸗ 
laffung over Zurückweiſung von Rechtsmitteln (A. ©.-D. I. 14. 8 4). - 

J. Kauf⸗, Abtretungs- und Pachtverträge find nicht unbedingt zu den- 
jenigen Berbandlungen zu zähl:n, zu deren Aufnahme bie Special- und Regierungs⸗Kom⸗ 
miffarien im Gem.⸗Th.⸗, Abldf.- und Regul.⸗Sachen nicht kompetent find, vielmehr kommt 
e8 auch bei ſolchen Verträgen anf die Beziehung an, in der fie zu dem, ben Gegenftanb 
des Auftrags der Kommiſſ. bildenden einzelnen Geſchäfte fiehen, und ob fie ala mit dem⸗ 
felben „zufammenbäugende” (8 55 h. 1.) augefehen werden können: jo P. B. O. T. vom 
6. März 1848 (Entſch. Bd. 16. S. 91) und RE. 3. Bo. 11. E.rdſ. 613. — Die 
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$. 55. Die von ihnen aufgenommenen Verhandlungen haben die Wirkung 
Öffentlicher Urkunden, und bezüglich auf die von ihnen inftruirten Gtreitigfeiten 
— der gerichtlichen Protokolle. Die von einem zum Richteramte verpflichteten 
Inſtizbedienten, als Spezial - Komm., ober unter Zuziehung eines ſolchen aufge- 
nommenen Berbandlungen haben immer die Wirkung gerichtlicher Urkunden. Auch 
kann die Gültigkeit ver von ven Spezial Komm. aufgenommenen Verträge, in 
foweit viefelben die Erfüllung ihres Auftrages und die hiemit zufammenhängen- 
den Geſchäfte zum Gegenftand haben, unter vem Vorwande, daß es nach ver 
Natur dieſer Geſchäfte und den allgemeinen Geſetzen der gerichtlichen Aufnahme 
bedürfe, niemals engelodten werben. ' 

elhe Subjelte dazu zu wählen find. 

8. 56. Vornehmlich werden diejenigen Delonomie-ommı., die gegen firirte 
Diäten bei den Gen. » Komm. angeftellt find und die Verpflichtung haben, ſich 
ihren Geſchäften ausfchlieglich zu widmen, zu Spezial⸗Komm. gewählt; wo biefe 
nicht zureichen, müflen aud andere in ihrem SDepart. wohnenve Deconomie-Rommt. 
ernammt werben. Ohne Auftrag ver Gen. - Inmm. fünnen fie aber feine Aus⸗ 
einanverjegung vornehmen. - 


Berbandlungen im Anseinanber). : Berfahren find Prozeß verhandlungen ohne Rüdficht 
Darauf, ob ein ftreitiger Gegenſtand darin zur Erörterung kommt, und die darin abge- 
gebenen Zugeftändnifie und Anerlenntniffe firhen baber den proceſſualiſchen 
gleich; fo RR. u. OT. 3. Bd. 11. Grdf. 615. Das Nämliche gilt von den Verglei— 
hen, bie von Spee⸗Komm. aufgenommen werben, und es ift jemit bie Erefution aus 
benfelben —577— (. auch Dönniges Landeskult.G. Bd. 3. S. 268). 


.50, 57. 

32. Die Befugniß zur Anſtellung ber Delon.-Komm. ſteht nach 8 119 des 
Ed. v. 7. Sept. 1811 über die polizeil. Verhältniſſe der Gewerbe (G.⸗S. S. 263 fg.) 
und $ 43 bes Landes - Kultur» Ebits vom 14. September 1811 (A. II.) ven 
Regierungen zu: vgl. IMA. vom 10. Septenber 1821 (L.u.0R. I. S. 486, 
Koch Agrarg. zu 87 Ausführ.-©. vo. 7. Iuni 1821). Die nämliche Befugniß ift durch 
den chen cit. 8 7 den Gen.-Komm. ertheilt. Bon jeder Anftellung, Verfegung und Ent- 
laffung der Delon. - Komm. ift dem vorgejegten Miniſt. Anzeige zu machen nah IMR. 
v. 9. Mai 1842 (BMBVl. ©. 133) und v. 25. Suni 1846 (BMEL. ©. 142). Der 
Anftelung muß eine Zeit der Borbereitung unb dann eine Prüfung vorangehen. 
Das Nähere hierüber enthalten die U. R.-D. v. 7. Juni 1834 (Beilage A. zu A. VII, 
bis XI.) unter 8. und 9., die unter 8. derſ. vorbehaltene, mittelft &.-#. v. 11. April 
1836 ben Reg. und Gen.-Komm. mitgetheilte Inftruftion des M, d. I. wegen 
Ausbildung und Brüfung der Delonomielommijfarien (Ann. 8b. 20. ©. 93) 
und bie fpäteren, einige Punkte der Inftr. abändernden IMR. v. 24. Sept. 1838 und 
v. 8. Febr. 1841 (BMB.S.81), — abgebrudt in Koch8 Agrargei. Beilage I. zur BO. 
v. 20. Juni 1817 und Lu.n.. 1. S. 487 bis 492. — Um dem Bebürfniffe der Aus- 
einanberj.-Behörben an juriftifch vorgebilveten Beamten unb ber orbentlichen Gerichts⸗ und 
Berwaltungs:Behörbeu an ſolchen Beamten, die Ianbwirthichaftliche Kenntniffe und Erfahrun- 
gen erworben haben, abzuhelfen, wurbe ben Reg.» und Gerihts-Affejforen die Gele⸗ 
genbeit zur Ausbilbung als Defonomielommiffarien durch Beſchäftigung bei ben Auseinanderj.- 
Behörden eröffnet. Die bierliber ergangenen IMR. v. 12. April 1886 (Am. Bd. 20. 
©. 65), 1. Febr. 1837 (Ann. Bd. 21. S. 63) 23.Mai 1838 (Ann. Bd. 22, ©. 331), 
25. Febr. 1839 (Ann. Bd. 23. ©. 82), 3. Febr. 1841 (BMDBL ©. 81), 29. April 
1842 (BMBL S. 131), 7. Sept. 1848 (VBMBL. ©. 240), 3. Nov. 1844 (BMBl. 
S. 291), 27. Sept. 1845 (VBMEL. S. 303) und v. 22. Febr. 1847 (BMI. ©. 53) 
ſ. in L.u.v. R. I. S. 492-506. — Alle dieſe auf die Vorbereitung und Ausbiltung ber 
Oekon.Komm. und der Affefforen bezügl. Minift.-Erlaffe find jegt nur nech von geringer 
praftiicher Anwendung, da in Folge der weit vorgefchrittenen Abwickelung der Auscinanberf.- 
Geſchäfte Pie Zahl der vorhandenen Spezial⸗Kommiſſarien grunbfäglich nicht vermehrt wird. 
— Aus gleichem Grunde haben bie IMR., die in Betreff der Benutung der laubwirtbich. 

23* 
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Dualifilationg-Nahmeis der Delonomie-RKommiffarien. 

8. 57. Die von Gen.⸗Komm. zu befchäftigenpen Delonomie-Romm., welche 
nicht ſchon ſchon über ihre Bconomifchen Kenntniffe geprüft und qmalifizirt befun- 
den find, müffen ſich zuvor bei ver Depart.⸗Reg. nach näherer Beſtimmung im 
843 des Ep. v. 14, Sept. 1811 wegen Beförderung der Landkultur, über ihre 
Dualification außmelen und von derjelben verpflichtet werben. 

Bon ökonomiſchen Hülfsarbeitern. 
a) Im Allgemeinen. 

8. 58. (&8 bleibt jedoch den Gen.⸗Kommiſſarien vorbehalten, auch andere öfono- 
miſche Sachverftänbige unter allgemeiner Direktion autorifirter Delonomie-Romm. 
in den von dem Min. d. Inn. näher zu bezeichnenvden Schranken mit vergleichen 


Regulirungen zu befchäftigen. 


Lehranftalten zur Ausbiſdung von Perfonen, bie ſich ber Laufbahn der Delon. » Komm. 
winmen wollen, unterm 1. Febr. 1837 unb 31. Ian. 1841 (BMBl. 1841. ©. 88) er⸗ 
gangen find, ihre praftifche Bedeutung faſt ganz verloren. In LMR. v. 30. Juni 1856 
(MDB. ©. 191) ift ausgeſprochen, daß mit Rückſicht auf die fühlbar werbende Abnahnıe 
der Geſchäfte ein Bedürfniß zur ferneren Ausbildung von Oekon.Komm. ıricht mehr vor- 
handen fei und deshalb von der Vorbereitung zur kommiſſari ſchen Laufbahn auf den höhe⸗ 
ven lanbw. Anftalten abgeratben, auch die Dauer dieſer Vorbereitung ber Dauer ber 
praft. landw. Beichäftigung gleichgeftellt, fo daß jeßt won beiden zufammen 6 Jahre nach⸗ 
zuweiſen find. (j. 85 b. cit. Infte.) 

33. Wegen ber Benjions-Aniprlche der Delon.-Komm. ſ. Nr. 10 u. 11 ber 
A. K.O. v. 7. Juni 1834 (Beilage A. zu A. VII.— XI). In Betreff der Disciplin, 
ber unfreiwilligen Dienftentlaffung uub reſp. PBenfionirung find fie dem 
G. v. 21. Juli 1852 (G.S. ©. 465 fg.) unterwerfen. Diejenigen, welche die Pen- 
fionsberedtigung noch nicht befigen, unterliegen dem 8 &3 des cit. ©., wonach 
fie ohne formliches Disciplinareerfahren von ber Behörde, weldye ihre Anftellung verfügt 
Bat, entlaffen werben lönnen: jo LMR. v. 26. Nov. 1852 (BMI. S. 326). — Der 
Titel „Orlonomielommiffartus“ darf, außer dem alle der Penfioninung, nach dem Aus⸗ 
jheiden aus dem Reffort der Auseinanderi.- Beh. nicht weiter fortgeführt werben: ſ. MX. 
v. 31. Mär; 1857 (BMU. ©. 84). 

34, Nah A. K.⸗O. v. 19. Jan. 1833 (6.5. ©. 4) kann gegen bie in Eid nud 
Pflicht genommenen Delonomielommifjarien während der Dauer ihrer Anftelung auf firirte 
Diäten bei Öffentlichen Behörden, desgl. währenn der Dauer ber von öffentlichen Bebörben 
ihnen übertragenen Beichäftigung der Perfonalarnıft Schulden halber überhaupt nicht velf- 
firedt und in Ermangelung anderer Vermögensobjekte die Erelution in ihr Einfommen 
nur nad) Maaßgabe des Anhang — 8 160 3. AGO. J. 24. 8 108 (b. h. unter Freilaffung 
von jährlih 400 Thlen. und in Betreff des Ueberſchuſſes nur auf deſſen Hälfte) zugelaſſen 
werben. Aus Wechfeln ift aber ver Perf.-Arreft zuläffig: ſ. Art. 1 und 2 der 
Allg. Deutſchen Wechſel⸗O., eingeführt durch O. v. 6. Januar 1849 (G.⸗S. ©. 49). 

35. Zum Schluffe des 8 56 ift zu bemerken, daß Privat-Vermittelungen von 
Auseinanberjegungen ben Oekon.⸗Komm. geftattet find, die aber nur bie Wirkung bloßer 
PBrivatablommıen haben: |. das ausführlihe R. u. Regul. d. M. d. Inn. v. 18, Juli 
1834 (Yun. Bd. 18. ©. 984, Kochs Agrargef. zu 8 25 Ausführ.-©. v. 7. Iuni 1821 
und 2.0.0.8. I. S. 511). Das IM. v. 12. Oft. 1840 (BMVl. S. 478) empflehlt 
ben Auseinanberf. » Beh. vergleichen Ablormmen, wenn fie unvollflänbig find, durch bie 
Delon.-Komm., die fie vermittelt haben, ergänzen zu laſſen. 

88. 58-00, 

36. Auf diefe 88 gründen fich bie in n. 32 citirten R. wegen ber Beſchäftigung 
ber Reg.- u. Gerichtsaff. als Speciallommiffarien. Nach Inhalt jener R. ſteht ihnen 
bie ſelbſtſtändige Ausübung der vollen Befugniſſe ver Oekon.Komm. erft dann zu, wenn 
ihnen bie Qualifilation, als Delon.-Romm., beigelegt if, was für ©utachten ber erfien 
Inſtanz auf Grund einer Prüfung ihrer praftifchen landwirthſchaftlichen gutachtlichen Lei⸗ 
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b) Als felbftftändige Kommilfarien. 

8. 50. Auch Llönnen_ vergleichen Hülfsarbeiter mit Genehmigung d. Din. 
d. Inn. von eimer ſolchen Oberauffiht der orventlihen Defonomie-flomm. ent- 
bunden werben. 

‚ ©) Bon ihrer Verpflichtung. 

8 60. Die Verpflichtung verfelben ift aber in beiten Fällen ($ 58, 59) 
erforderlich. 
Von der Theilnahme richterlicher en bei dem Regulirungs— 

eihäft 


äft. 

8. 61. Fir jeven Kreis oder nad) ven Umftänven auch file mehrere reife 
zufammengenommen, wird eine von dem Gen.-Rommiffarius, im Einverftänbnifie 
mit dem Db.=L.Öer. des Departements, auszuwählender Juftizbedienter mit dem 
beftändigen, jedoch widerruflichen Auftrage verjehen: 

1) alle bei Gelegenheit der zum Reflort ver Gen.-Komm. gehörigen Auseinan- 
berfegungen vorkommende Rechtöftreitigkeiten, deren Entfcheivung den ordent⸗ 
lihen Gerichten vorbehalten ift, zu inſtruiren; 

2) auf Reguifition ver Delonomie » Komm. over auf befonbere Anweifung ber 
Gen.⸗Komm. auch die zur Entfcheivung der leßteren gehörigen Streitigkei⸗ 
ten zu imftruiren; 

3) Ri at tetungö« Degeie aufzunehmen und von den Parteien voll- 
ziehen zu laſſen; 

4) die DO onomie-Komm. anf Derlangen derſelben mit feinem rechtlichen Gut⸗ 
achten oder auch bei Solgiehung, einzelner Akte ihres Geſchäfts zu unter- 
flügen und, fofern e8 nicht auf Anwendung ökonomiſch⸗techniſcher Kenntniffe 
ankommt, zu vertreten. 

8. 62. Die Ernennung dieſer beftändigen Kommiffarien fchließt jedoch nicht 
aus, daß die in der Hegel von denfelben zu verrichtenden Gefchäfte innerhalb 
ihres Sprengels audy andern Juſtizbedienten, rejp. von dem Gen.-Kommifjariate 
oder dem Ob.⸗L.Ger., aufgetragen werben. 

8. 68. Auch zu den der Kegel nah von Delonomie-Komm. zu bewirkenden 
Regulirungen und Auseinanderſetzungen können Yuftizbeviente, welche zu einem 
Richteramte gefchidt und verpflichtet find, gebraucht werben. 

8. 6%. Haben ſich dergleichen Beamten ($ 63) über ihre Qualifikation als 
öfonomifche Sachverſtändige noch nicht ausgewieſen ($ 57), jo müſſen fie bei In- 
ſtruktion entftehender Streitigkeiten über die zur Erörterung kommenden öfono- 
mifchen Fragen einen Delonomie-Komm. oder Kreißverorpneten mit ihrem Out- 


flungen durch das M. f. d. landw. A., und dann nach weiterer minbeftens breijäh- 
riger praftiicher Einübung auch für Gniachten zweiter Inſtanz durch bie Ausein⸗ 
anderſ.⸗Beh. geſchieht: ſ. in letter Hinſicht beſonders das in n. 32 eitirte R.vom 
8. Foal Im Uebrigen ſ. m. 76 zu 8 108 Ablöſ. G. v. 2. März 1850 (A. IV. „.). 
37. Dieſe 88 haben dadurch ihre praftifche Bedeutung faſt ganz verloren, daß bie 
nad) $ 61 für jeven Kreis beftimmte Auswahl eines fog. Kreis - Fuftizlommiflarius feit 
längerer Zeit unterblieben und durch die in der n. 32, erwähnte Ausbildung von rechts⸗ 
tundigen Specinl+» Komm. entbehrlich geworben if. Nah IMR. vom 30. Nov. 1842 
. &.425) u. v. 22. Mai 1843 (BMEL. ©. 167) ift die Inftrultion der Strei- 
tigfeiten möglich durch die Delon. - Komm. zu bewirken, im einzelnen Fällen aber, wo 
ausnahmsweiſe Die Zuziehung eines Juſtizbedienten zu Prozepinftruftionen nöthig if, in 
ber Regel damit der Richter, unter deſſen Sprengel der Ort ber Regulirung liegt ober 
ein fonft in der Nähe wohnender Richter zu beauftragen. Die im 5 61 Nr. 1 erwähnten 
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achten vernehmen. Auch bleibt ihnen überlaffen, fih des Raths und Beiftandes 
folder Sachverſtändigen, bei nicht flreitigen Gegenftänven, zu bebienen. 


Bon Auseinanderfegungen durch Kommiffarien ber 
Negierungen. 


$. 65. Die Regierungen können die bäuerlichen Rennlirungen und damit 
verbundenen Gemeinheitötheilungen in ven Domainen und ben Gütern der von ihnen 
veffortivenden milden Stiftungen und andern öffentlichen Anftalten durch ihre 
Käthe ober andere qualificirte Perfonen vornehmen laffen. Den Kommiffarien 
derſelben kommen in ſolchen Fällen alle Rechten und Pflichten zu, welde ben 
von der Gen.⸗Komm. ernannten Rommiffarien angewiefen find. Sie find, wie 
diefe, zur Inſtruktion der dabei vorfommenven Streitigfeiten befugt; die Eutfchei- 
bung berfelben, fo wie bie Beftätigung des nad) Art. 104 der Dell. zu voll- 
ziehenden Auseinanderjegungsrezeffes fteht aber ven Gen.-Komm. zu. Demgemäß 
werben die Bauern mit ihren Anträgen zuerft an bie Reg. verwieſen, und mur in 
- dent Falle, wenn diefe jelbft darauf anträgt, kann die Gen.Komm. die Leitung 
der Auseinanberfegung felbft übernehmen. . 


Einfhräntung des vorigen S. 


$. 66. Vorſtehendes findet Statt, wenn bei der Regulirung und der damit 
verbundenen Gemeinheitstheilung außer der Geiftlichleit nur Hirterfaflen der ge- 
nannten Güter ein Intereſſe haben. Konkurriren dabei andere Gutsbeſitzer und 
auswärtige Feldnachbarn, fo können die Regierungen die Auseinanderfegung durch 
ihre Räthe nur im Wege ver Güte bewirken laſſen und müflen fie vaher, ſobald 
nicht beizulegende Streitigkeiten entftehen, an die Gen.-Komm. verweilen. 


Bon Regulirungen durch Magifträte und lanpfhaftlide Kredit- 
pireltionen. 


8. 67. Magifträöte der größeren und mittleren Städte und ee 
Kreditdirektionen können in den Kämmereigütern ver Stabt und beziehungsweile 
in den unter ihrer Sequeftration ftehenven Öltern die Regulirungen der gutöherr- 
lihen und bäuerlichen Berhältniffe durch ihre Syndiken und landſchaftlichen Käthe 
oder Deputirte ebenfalls bewirken laſſen, aber nur in fo weit, als fie folde im 
Wege der Güte zu Stande bringen können. Gelingt ihnen dieſes nicht, fo müf- 
fen fie die Alten an vie Gen.-Somm. abgeben. tefe ift auch berechtigt, folche 
F Beſchwerden zu avociren, und wenn ſie gegründet ſind, die Sache vor ſich zu 
ziehen. 
Die nach Art. 104 der Dekl. zn vollziehenden Auseinanverfetsungsrezefie 
müſſen auch dieſe Behörden ven Gen.-Fomm. zur Beftätigung einreichen. 


Aechteftreitigleiten find inzwiichen nach $ 6 Ausführ.-&. v. 7. Juni 1821 den Ausein- 
anberf. > ee de Kognition unb Enticheivung übertragen. 


38. Die diefe 88 ergänzenden und mobificirenden Beflimmungen f. in und 
zus Bet BD. 30. Juni 1834. — Wegen Art. 104 d. Dell. |. n.83 h. 1. 


39. Diefe Beſtimmung hat durch die allgemeine des 8 25 Ausführ.-G. v. 7. Juni 
1821 (A. IX.) ihre beſondere Bedeutung verloren. 
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i Zweiter Abſchnitt. 
Borihriften über das Berfahren bei bäuerlihen Regulirungen 
und damit verbundenen Gemeinheitstbeilungen. 

Allgemeine Vorſchriften. 

Wo die Brovofation anzubringen. 
8. 68. Alle Anträge auf die zum Reſſort der Gen.-Komm. gehörigen Aus- 
einanderfeßungen, in fofern foldhe nach 88 65 ff. den Regierungen zc. nicht über⸗ 

laſſen find, müflen unmittelbar bei jenen angebracht werben. 


Berweifung fernerer Anträge an pie Spezialfonmiffionen. 

F. 69. Sobald aber von: berfelben die Spezial-Komm. ernannt worden, 
find alle in ver Sache zu machende Anträge au diefe zu richten oder zu remit- 
tiren, ſofern dieſelben nicht in Beſchwerden über die Komm. felbft beftehen. 


Infonderheit der Separationsdanträge 
$. 70. Dies gilt auch von den mit der Hauptfache in Berbindung jtehen- 
den und namentlich von ven bei Gelegenheit derſelben in Antrag gebrachten Ge⸗ 
meinheitstheilungen. 
Borladungen. 
8. 71. Die Komm. muß in ihren Borlanungen den Gegenftand ver Ber- 


an II. 88. 68 bis 214, 

40. Wegen der Geltung dieſes ganzen Abſchn. (mit ben fpäteren geſetzl. Aenderun⸗ 
gen) fir alle Arten von Auseinanberfegungsfachen, die zum Reſſort der Auseinanderf.- 
Beh. gehören, ſ. n. 1.— In den 88 41. Nr. 2, 107 und 109, fo wie in 88 186, 191 
bis 5 ift auf die Allg. Ger.⸗O., als ſubſidiariſch maaßgebend, für das Inftrnktions- 
verfahren in Auseinanderf.-Sahen verwieſen, fo weit bie BO. vo. 20. Juni 1817 
nicht abweichende Beſtimmungen enthält. Hierin bat ſich durch bie blos für Die 
ordentlihden Gerichte geltenden neueren BO. v. 1. Suni 1833 über den 
Mandats- x. Prozeß (G.S. S. 37) und v. 21. Juli 1846 Über das Berfah- 
ren in Civilprozeſſen (G.“S. S. 291) Nichts geändert [f. 8 38 ber let cit. BO 
und IMR. v. 14. Sept. 1833 (Kochs Agrargef. zu S 6 Ausf.“G. v. 7. Juni 1821. 
2.1.0.8. I. S. 520). Das Berfahren in Auseinanderi.-S. unterſcheidet fich 
alfo wefentlih von dem Civilprozeßverfahren der orbentl. Gerichte ba» 
durch, daß für jenes die Allg. Ger.⸗O. die unveränberte gefetsliche Grundlage bildet. 
Diejenigen fpäteren G., welche in Bezug auf das Verfahren in Civilprozeßf. ergangen find, 
und auch fir die Auseinanderf. - ©. ga find theils in ben n. citirt und xefp. aufge⸗ 
Nomen tbeile in ben Beilagen zu A. VIII. bis XI. abgebrudt. 


41. Für die Infinuation der Borlabungen find die Borfhriften der Allg. 
Ger.-D. I. 7 maaßgebend. — Bezüglih der Imfinnationen im Auslande f. Die 
A. K.⸗O. v. 4. Juni 1828 (G.S. ©. 85), und bie A. K.⸗O. v. 21. Juni 1836 
(G.S. ©. 202). Dieje beiden A. 8.-D. und das YME. v. 16. Sept. 1844 (IMBl. 
S. 207), welches eine ilberfichtliche Zufammenftellung aller Vorſchriften über das Berfah- 
ren bei Requiſ. nach dem Auslande und Erlaffe an Ausländer oder im Auslande fich 
aufhaltende Preuß Untertanen enthält, fiehe nebft ben fpäteren bezügl. Nachträgen in 
Erg. z. AGO. J. 7. SS A—1I unter II. 1. nud 2. Br. 3. S. 157 bie 163. — Wegen 
der Infin, Durch die Poft ſ. durch das G. v. 20, S:pt. 1862 (G.⸗S. S 316) beftä- 
tigte U. K.⸗O. v. 31, März 1842 (IMBL S. 199), und die mittelſt YMR. vom 
30. Nov. 1852 veröffentlihte Inftrultion des M. f. Handel x, Über die poft- 
amtliche Injinuation gerichtliher Verfügungen (IMDB. S. 398 fg.) und bie 
Nachträge dazu in Erg. a. a O. S. 165-170. — Wegen Infinuation an Gemein» 
ben fe AGO. IL 7. 85 29 und 30 und in Betreff der Dorfgemeinen O T. Präj. 
1692 (Bräj.-S. S. 233), wonach Jnſin. an den Ortsfchulzen genügt, indem ev nad 





| 
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handlungen wenigſtens im Allgemeinen bekannt machen und fir Beſcheinigungen 
ber richtigen Inſinuation Sorge tragen. 
Unterbrodener Betrieb. 

8. 72. Die einmal angefangene Auseinanverfegung muß ununterbrochen 
fortgefeßt und nır dann Tann die Verhandlung zu anberweitiger Borledung ber 
Intereffenten und zum baldigen weiteren Betriebe ausgefegt werben, wenn ent- 
weber pie Verhältniſſe der Sache ſolches erfordern, oder unabwendbare Hinder⸗ 
niffe fich entgegen ſtellen. Demgemäß find die Parteien gehalten, nicht nur in 
dem ihnen durch die Vorladung beftimmt bezeichneten Termine, fonvern auch in 
ven folgenden Tagen, welche als Fortſetzung eines und deſſelben Termins betrach⸗ 
tet werben, ohne weitere Ichriftliche Aufforderung zu erfcheinen, bis die Kommt. 
pie Verhandlung für gefchloffen erklärt. 

Bon Prorogationen. 

$. 73. Es können daher auch die einmal anberaunten Termine nicht pro- 
togirt werben, den einzigen Fall ausgenommen, wenn klar erhellet, daß Natur- 
begebenheiten oder andere unabwenbbare Zufälle es dem betreffenden Intereſ⸗ 
fenten unmöglich machen, ven Termin perſönlich oder auch nur durch einen Be- 
vollmädhtigten abzuwarten. 

Nothwenbigfeit des perfünliden Erfheinene. 

$. 74. Die Parteien find gehalten, in ven beftimmten Terminen in ver 

Regel perfünlich zu erfcheinen. 
ann Bevollmädhtigte zu ernennen find. 

8. 75. Bevollmächtigte müflen auf Erfordern der Komm. beftellt werben: 

a) von den zur Sache interejfirenden KRorporationen, wegen der die Korpo- 
ration als ſolche angehenden oder jonft von verfelben zu vertretenden Interefien ; 

b) zur Wahrnehmung des gemeinfchaftlichen Intereſſe aller Mlitgliever von 
Gemeinden und Korporationen oder einzelner Klaffen verfelben, wenn die Zahl 
verfelben ſich auf mehr als fünf beläuft. 


88 46, 76, 77, 56 A. L.⸗R. II. 7. der eigentliche Vorfteher ift, die Gerichtsmänner aber 
nur kei Beiftände und Bertreter find. 


42. In den Fällen a, bis c. tritt, wenn bie Beftellung der Bevoll— 
mädtigten verweigert wird, das KRontumacialverfahren nad 88 145 fa. h. 1. 
ein: ſo IMR. v. 14. März 1839 (Aun, Bd. 23. S. 87. Koch Agrargef. zu di. $ und 
L. u. v. R. L S. 521) in Betreff der Gemeinen. — Ueber das Berfahren bei perfün- 
we Betheiligung ber Vertreter der Korporation |. $ 20 BD. v. 30. Juni 1834 

. X.) 


43. Die Kommiſſion iſt in den Fällen zu a. bis co. auch die Ausſtellung von 
Specialvollmadten für bie Rechtsakte, zu welchen ſolche nad) 88 99 Hi8 109 A. L.⸗R. 
I. 13 erforverlih find, vorweg für das ganze ſchwebende Auseinanderſetzungsverfahren 
zu verlangen befugt: jo IMR. v. 19. Nov. 1842 (BMEL S. 423) u. v. 17. März 
1843 (BMEUL. S. 162). 
8* Anlangend die Voll machten ber Stadt- und Land-Gemeinen, fo find 

biefelben 

a. nach ber Stäbte-D. für die 6 dftl. Provinzen, ausg. Neuporpommern und 
Rügen v. 80. Mai 1853 (G.S. S. 261) 8 56 Nr: 8 vom Magiftrat allein — 
Ale an Betreff der Alte, zu benen Spezialvollmacht erforberlich iſt — rechtsgültig aus- 
zuftellen, 

b. ebenfo nah der Städte⸗O. für bie Prov. Weſtphalen v. 19. März 1856 
(G.⸗S. ©. 237) 8 56 Nr. 8, 

o. nah der Städte⸗O. für bie Aheinprovinz v. 15. Mai 1856 (G.S. ©. 406) 
853 Rr.8 vom Bürgermeifter allein, 
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c) auch bei andern eine Mehrheit von Imtereffenten gemeinfchaftlich betref- 
fenpen Gegenſtänden, wenn fie die vorgedachte Zahl von Fünf überfteigt. Außer 
dieſen Fällen find Beoollmächtigte nur zuläffig, wenn die Parteien fi) über unbe- 
fiegliche Abhaltungen ausweisen. 

Dualität derfelben. 

$. 76, Auch können außer dem Falle, wenn eine öffentliche Behörbe ihre 
Mitglieder oder andere öffentliche Beninte zur Wahrnehmung ihrer Rechte depu⸗ 
tirt, nur ſolche Bevollmächtigte zugelaffen werben, welche praktiſche Landwirthe 


ſind. 
Zahl derſelben. 

8. 77. Für einzelne Intereſſenten kann auch nur ein Bevollmächtigter zu⸗ 
elaſſen werden. Korporationen und mehrere, die Zahl von Fünf überſteigende 
ntereſſenten können zwar mehrere gemeinſchaftlich bevollmächtigte Deputirte bis 

zur Zahl von Dreien beſtellen. Sie müſſen aber ihre Vollmachten unter der Klau—⸗ 


—— — =. — — — 


d. nach dem ©. betr. die Landgemeineverfaſſungen in den 6 öſtl. Prov. v. 
14. April 1866 (G.⸗S. ©. 359) 8 10 Nr. 3 „unter Beivrüdung bes Gemeine- 
fiegele von dem Schulgen und dem Schöppen“ mit ber Beicheinigung „daß bie 
Vollmacht auf den Grund eines orbnungsmäßigen Gemeinebefchluffes, zu welchem alle 
Stimmberechtigte gehörig eingeladen werben, ausgejtellt ſei“, (bie 88 40 bis 42 AGD. 
I. 3. finb dort aufgehoben), - 

e. nah der Landgemeine-D. für die Prov. Weftpbalen vn. 19. März 1856 
(G.⸗S. S. 265) 8 65 von dem Amtmann und bem Gemeinevorfteber, 

f. nach der hierin durch das ©. v. 15. Mai 1856 (G. S. S. 435) aufrecht erhaltenen 
Gemeinde-D. für die Rheinprovinz v. 23. Juli 1845 (G.⸗S. S. 523) 8 102 
vom Bürgermeifter n. Vorſteher unter Beifügung der Beichläffe des Gemeinde- 
raths, wenn foldye geſetzlich erforberlich find, in beglaubter Form. — Wegen Geneh- 
migung der Bollmachten durch die ordentliche Auffichtsbehörbe der Gemeinen f. n. 
zu * BD. v. 30. Ami 1834 (A. X.). 


45. Die von den Regierungen auszuflellenden Vollmachten, fo wie fonftigen 
Urkunden müffen nah A. K.O. v. 31. Dec. 1825 (G.⸗S. 1826. S. 5) lit. D. ad VIII. 
neben ber Unterfchrift des AWbtheilungsbirigenten auch die des Präfiventen und bes Juſti⸗ 
tiars enthalten und in Abweſenheit over Verhinderung bes Präf. genligt zwar bie Voll⸗ 
ztehung durch bie beiden anderen genannten Beamten, ber Abth.-Dirigent muß aber ver: 
merten, baß er „für ven abweſenden Präſ. und als Abth.-Dirigent” vollziehe: jo IMR. 
v. 11. Mai 1838 (Ann, Bd. 22, ©. 885. L. n. v. R.I. ©. 522) und MR. d. Königl. 
9. v. 16. Juli 1838 (Koch s Agrarg. zu bf. $.) 

46. Die Vorſchrift des 8 76, wonach nur praftiiche Laudwirthe als Bevollmächtigte 
zuzulaſſen find, bezieht fh nach ver buch ImR. v. 9. Ian. 1832 (Kochs Agrarg. zu 
bf. 8, L.u v. R. I. S. 525, II. b. ©. 316) mitgetheilten A. K.⸗O. vo. 17. Auguft 1831 
uur anf Berhandlungen erfter Inftauz, und das IMNR. vo. 6. Ian. 1841 (BMDI. 
S.127) erflärt, als dem Sinne und Geifte jener Borfchrift entiprechenb, zu ven „pral- 
tiſchen Landwirthen“ auch biejerigen zu rechnen, welche ſich mit ben lanbw. Grundſätzen 
und Wahrheiten im Allgemeinen vertraut gemacht und eine praktiſche Anfchauung berielben 
infoweit gewonnen haben, als fte bei den Auseinanberjegungen zur Anwendung zu kom⸗ 
men pflegen, aljo insbefonbere bie ale Special- ober Oekonomiekommiſſarien beichäftigt 
geweienen Beamten, jo wie bie in jener Weile erfahrenen Rechtsanwalt. — Bei einem 
General⸗Bevollmächtigten wegen aller Gutsangelegenheiten if bie Berech⸗ 
tigung auch zur Bertretung in Auseinanderf.-Sachen nicht von ber Bebingung des 8 75 
h. 1. abhängig: fo IMER. v. 5. Rov. 1842 (Kochs Agrargef. zu bf. 8). — Im ben 
Fällen, wo Rechtsanwalte als Benollmächtigte zugelaffen werben fünnen, ift jeber in bem 
Bezirke der Auseinanderſ.⸗Veh. (nicht der Spec.:Komm.) angeftellte Rechtsanwalt zuläſſig: 
jo JZMR. v. 31. Oft. 1842 (ebenda). 
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ſel „Jammt und ſonders“ ausftellen, und wo dies nicht ausdrücklich gefchehen ift, 
verftehen fich diefelben unter viefer Klauſel von ſelbſt. Es find daher in Fällen, 
wo nicht alle Deputirte erfchienen find, die mit den Anmefenden vorgenonmenen 
Berhandlungen für die Machtgeber —— Können fi) die anweſenden Be- 
vollmächtigten zu einen gemeinfchaftlihen Beſchluß nicht vereinigen, fo tritt das 
Kontuntaztalverfahren ein. 

Befugniß der Kommiffion, die Machtgeber felbft aufzuforvern. 

8. 78. In den Fällen, wenn einzelne Intereffenten oder mehrere derſelben 
wegen eines gemeinjchaftlichen Sntereiiea (8 75 b. c.) von Bevollmächtigten 
vertreten werben, bleibt e8 doch dem Exmeflen ver Kommiſſion vorbehalten, vie 
Parteien, wo fie e8 zur Förderung des Zwecks angemefien findet, zur perfönlichen 
Abwartung der Termine aufzuforbern. | 

Volgen ver unterlaffenen Informations-Ertheilung. 

$. 79. Die Erklärungen der Bevollmächtigten und Stellvertreter dürfen 
nad) Rüdfragen bei den Parteien niemals aufgehalten werden. Es ift die Sache 
ver Parteien, entweder felbft zu erjcheinen, oder ſolche Bevollmächtigte, welche mit 
den Lokalverhältniſſen und ihren Abfichten vertraut find, abzuordnen, over fonft 
für deren zureihende Information zu forgen. Thun ſie dieſes nicht, fo findet das 
Kontumazialverfahren ftatt. 

Nähere Beftimmung. 

8.80. Es bleibt jedoch auch hierbei dem Ermeſſen ver Kommiſſion 
vorbehalten, den Bevollmächtigten, Behufs anderweitiger Information und zur 
Einbringung ihrer Erklärungen, Nachfriſten zu geftatten, infofern ver Fort- 
gang der Sache darunter nicht leidet oder gegeiinbeie Hoffnung vorhanden ift, 
daß dadurch die zweckmäßige, billige und gütliche Beilegung berfelben werde er- 


leichtert werben. 
Freie Wahl der Beiftände. 
$. 81. In der Wahl ver Beiltände find die Parteien feiner Einſchränkung 
unterworfen. Die Kommiffton kann benfelben jedoch den Zutritt verlegen, 
wenn fie wahrnimmt, daß jene den Fortgang bed Geſchäfts und eine billige Bei— 
legung veffelben durch unrichtige Darftellungen, offenbar grunplofe Brätenfionen, 


. 79 u. SO. 
doe Die Vorſchrift des $ 521 N. L.⸗R. II. 18, nach welcher kein Vormund ohne 
Genehmigung des vormundfchaftfichen Gerichts gilltige Bergleiche fchlichen, noch auf Kom- 
promiffe fich einlaffen kann, ift durch 8 79 h. 1. nicht ausgeſchloſſen und bie bezügliche 
rpflichtung der Vormünder in der Art zu berüdfichtigen, daß nach $ 80 h.1. denſelben 
hinreichende Frift zur Einholung der obervormundſchaftl. Genehmigung gewährt wird: fo 
IMR. v. 28. Sept. 1820 (Kochs Agrargef. zu 8 79). Das Nämliche gilt, wo bie 
Bertreter von Korporationen die Genehmigung der Aufſichtbehörde bebürfen. 
51 


48. Die durh IMR. v. 12. April 1835 (Ann. Bd. 19. ©. 380, L. u. v. R. J. 
S. 527) mitgetheilte A. K.O. v. 9. ej. verbietet, Perfonen, bie wegen Betrugs, 
Verfälſchung, Diebereien und anderer bergl. in ber öffentlichen Meinung entehrenber Ber- 
brechen beftraft oder in Unterfuchnng find oder ſonſt durch nieberträchtige Hanblungen bie 
Berachtung ihrer Mitbürger auf ſich gezogen haben, beögleichen welche aus ber Wiukel⸗ 
fchriftftellerei ein Gewerbe machen, als Alfiftenten in Augeinanberf. - ©. nuanfaifen. — 
Richterlichen Beamten iſt durch die IIMR. v. 18. Mai 1821 u. 27. Rärz 1823 
(Ann. Bd. 17. S. 277. Bd. 21. ©. 33) unterſagt, als Beiſtände ihrer Gerichtseingeſeſſe⸗ 
nen in Auseinanderſ.“S. aufzutreten. Wohl aber können Rechtsanwälte — ohne Beſchrän⸗ 
fung auf den ihnen fonjt angeriefenen Gerichtsbezirk — als Alfiftenten zugelaffen werben: 
ſo IMR. v. 3. Oft. 1838 (Ann. Bd. 22. S. 912. L. u. v. R. I. ©. 528.) 
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kleinliche Nedereien, heimliches Aufreven oder ungebührliches Benehmen gegen bie 
Kommiffarien oder -Mitintereffenten erſchweren. Ueber die Gründe ihrer Ent- 
fernung ift die Kommiffion nur der vorgefeßten Behörde Rechenſchaft zu geben 


ſchuldig. 
Bon Befhlüffen über Gegenſtände gemeinſchaftlichen 
Intereſſes. 

5. 82. Bei allen zum Reffort der Gen.-Romm. gehörigen Angelegenheiten 
und den zu deren Negultrung gepflogenen Berhanblumgen müffen fid) dte Theil⸗ 
haber eines gemeinfamen „ntexeffe, jofern von deſſen Wahrnehmung im Berhält- 
niffe gegen einen Dritten die Rebe ift, dem Beſchluſſe ver Mehrheit, nad ver 
Größe der Antheile berechnet, unterwerfen. Es macht hierbei feinen Unterſchied, 
ob der Gegenftand in einem gemeinjchaftlihen echte, im eigentlichen Sinne des 
Worte, 3. B. einer gemeinihaftlihen Hitungsgerechtigfeit, befteht, oder nur 
mehrere Sntereffenten zugleich und auf einerlei Weife betrifft. Fälle ver letzteren 
Art find z. B., wenn die bäuerlichen Wirthe eines “Dorfes mit ihrer utederr- 
Schaft darüber verhandeln, ob ver letteren ihre Abfindung in Land oder Rente 
gegeben werben fol, ob ihr das Land mittelft Ueberlaffung eined ganzen und 
welchen Feldes, oder einem Ranbtheile überwielen werben foll u. f. w. 

Nähere Beftimmung. 

8.88. Wenn fi) jedoch ein oder der andere Theilhaber mit dem Gegen⸗ 
theile befonvers einigt, fo fteht ven übrigen in fofern fein Wiverfpruch dagegen 
zu, als verjelbe aus aller Seldgemeinfhart mit venfelben ſcheidet oder auch fonft 
ihre Rage dadurch nicht erfchwert wird. 

. 8% Auch verfteht es fich von felbft, daß bei einem Theilhaber, ver 
feine Separation begehrt, nur ſolche Intereffenten als gemeinfame, nach der im 
8 82 beitimmten Regel behandelt werden können, welche dieſer Separation un- 
geachtet gemeinfam bleiben. Dies würbe 3. B. ftattfinden, wenn in dem alle 
des 813 lit. a. Nr. 1 des Ed. vom 14. Sept. 1811 eind von den vorhandenen 
drei Bauerfelvern der Gutsherrſchaft zu überlaffen wäre. Der von einem oder 
dent andern bäuerlihen Wirthe in Antrag gebrachten Separation ungeachtet, 
würbe verfelbe N zunächſt, in Gemeinfchaft mit ven übrigen auf die Verhand— 
lungen über die Auswahl dieſes Feldes nach der unter $ 82 beſtimmten Pegel 
einlaffen müſſen und jene Abfindung nur aus den für die bäuerlichen Wirthe 
übrig gebliebenen Ländereien fordern können. 

Bon der Wirkung der Befhlüffe in Abfiht abwefender 

Interejfenten. 

8. 85. Die Beſchlüſſe ver Mehrheit anwefender Intereffenten über Gegen: 
ftände eines gemeinfchaftlichen Intereſſe ($ 82) verbinden aud bie abweienven 
ohne Rüdfiht auf die Zahl der Erjchienenen, wenn fie mit allgemeiner Be— 
fanntmachung des Gegenftandes vorgeladen worden. Iſt eine folde Belannt- 
machung nicht gejchehen, jo müſſen wenigſtens zwei Drittel ber Mitglieder 
oder Igtereſſenten gegenwärtig fein, wenn ein gültiger Schluß zu Stande kom— 
men foll. 


49. Der zweite Sıt des $8L if duch ImR. vom 5. Febr. 1846 (BMðVli. 
S. 65) auch auf ſolche Bevollmächtigte, die nicht unter die Kategorien bes 
875 a. bis c. gebören, für anwendbar erflärt. 
88. 82 bis 86. 
. 50. Die 88 82 bis 85 find buch 817 BO. v. 22 Nov. 1844 (A. XI.) anch 
für die zweite Inflanz für maaßgebend erllärt. — Die Beſtimmung des 8 82 fegt nich t 
nothwendig eine Gemeinfchaftlichleit des Rechts ber Theilhaber voraus, fonbern findet 
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Wirkung der Beſchlüſſe & Rückſicht geiftliher und milder 
a tiftungen. 

8. 86, Vorſtehende Vorfchriften 88 88 di finden auch in Rückſicht der 
8 17 gedachten moralifhen Berfonen, deren Güter unter mittel» und unmittel- 
barer Berwaltung des Staates ftehen, ftatt, Die Komm. muß jedoch in folchen 
Fällen ihre $ 44 erwähnte Pflicht erfüllen. - 

U. Ordnung des Verfahrens bis zur Bermeffung. 
Ausmittelung der Abfiht ver Intereffenten. 

8. 87. Nah allgemeiner Beiprechung des Kommiſſarii mit den Intereflen- 
ten über das zwiſchen diefen und auf ber —**— ſtattfindende Verhältniß und 
allenfalls auch nach Einnehmung des Augenſcheins von der letzteren muß der 
Provokant und die übrigen Intereſſenten über ihre Wünſche und Anträge ver⸗ 
nommen werden. 

Vorläufige Beurtheilung derſelben. 

$. 88. Die Beurtheilung derſelben muß nicht bloß auf ihre Zuläſſigkeit, 
fondern auch darauf gerichtet werben, ob nicht beflere und größere Zwecke, als 
die geäußerten, durch Verbindung einer General» oder Spezial-Separation, mit 
ber Regulivung oder wenigftend durch Anweiſung des hutfreien Drittheils, nad) 
Maaßgabe des Landkultur-Ed. 14. Sept. 1811 zu erreichen find. Iſt dieſes 
ver Fall, fo müflen vie Intereffenten durch zweckmäßige Belehrungen zur Aus- 
behnung ihrer Anträge und Orgeeifung ver ſich barbietenden Gelegenheit zur Ver⸗ 
beſſerung iſeez Zuſtandes möglichſten Fleißes vermocht werden. 

usmittelung des Sach- und Rechtsverhältniſſes. 

8. 89. Sodann muß fie zu einer beſtimmten Ausmittelung des Sad: und 
Nechtöverhältniffes, fo weit es nach Verſchiedenheit ver Anträge auf die Aus: 
einanderfegung Einfluß hat, in einer von den Intereffenten zu vollziehenden Gen.⸗ 
Verhandlung ſchreiten. 

Dahin gehören: 

1) Die Ausmittelung der Intereſſenten und ihres Beſitzverhältniſſes; 
A die Berichtigung des Regitimationspunfts; 
3) die Erkundigung nad den Pertinenzien ver Höfe und ver Hofwehr; 
4) die Ausmittelung ver gutsherrlihen Rechte und ber diefen entjprechenden 
Pflichten der bäuerlihen Befiter; 
5) die Ausmittelung ver öffentlichen und Realabgaben ver letteren; 
- 6) die Erkundigung nach den Kommunal- und anderweitigen öffentlichen So⸗ 
zietät8laften; 


überall da Statt, wo der Segenfland ver Verhandlungen mehre Interefien- 
ten zugleih und auf einerlei Weife betrifft: fo RR. 3. Bd. 11. OErdſ. 616. 
anbere als antiquirt anzufebenber Anficht it IMR. v. 24. April 1842 (BMI. 
. 136). 
88. 87 bis 89. 

51. Zu dieſen Vorfchriften — insbeſondere in Betreff der Einziehung vollflänbiger 
Information vor und bei Aufnahme der Generalverhandlung — ſ. $ 17 BO. vom 
30. Juni 1834 Abſatz 1—5. Nah IMR. v. 18. Sept. 1824 (Koch Agrargef. zu 
dſ. 8, L. u. v. R. J. S. 580) follen bie Auseinanderi.-Beh. von allen in ver Nähe ver che- 
maligen und jetzigen Garnifouftäbte vorkommenden Separationen ver Intendantur des 
Korps- Bereiche Weittgeilung machen, bamit die Letztere für ven Militairfiskus, ale 
Grundberechtigten, wegen häufig vorlommenber Servituten, wonach die Grundbeſitzer bie 
Zruppenübungen auf ihren Feldern ohne alle oder doch gegen obſervanzmäßige Entichäbi- 
gung dulden müffen, ſich melde und auf Ermittelung und Erhaltung biefer Servitut an⸗ 
trage und demnächſt Dafür geeignetenfalls Entſchädigung durch Hergabe eines eigenen, für 
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7) Ausmittelung des Rechtszuſtandes wegen der auf der Feldmark beftehenben 
©emeinheiten und ver Grenzen; 
8) beftimmte Erklärungen über die Anträge. 


Bon den Interejjenten. 

8. 80. ALS Intereflenten der Auseinanderfekung find nicht allein biejenigen 
anzufehen, denen vie Regulirung zunächſt angeht, ſondern alle diejenigen, in deren 
Rechten durch die Auseinanderſetzung eine Aenderung bewirkt wird. Dieſe find 
insgeſammt, mit alleiniger Ausnahme ver Lehns- und Fideilommiß-Folger und 
der eingetragenen Gläubiger, zuzuziehen, doch braucht ihre Zuziehung nur .bei den 
Gegenſtänden veranlaßt zu werben, bie ihr Intereſſe betreffen. Ruͤckſichtlich des 
Beilter Itmifjes muß insbefondere geprüft werben, ob fie erbliche oder nicht 
erbliche Befiger und ob fie nach den Geſetzen berechtigt find, die eigenthänliche 
und vienftfreie Ueberlaflung des geletmäßigen Theil& des Hofes zu verlangen. 
Es müffen zu den Ende erforverlihen Falls die Urbarien-, Hof- und Anneh- 
mungsbriefe nachgejehen werben. 


Bon der Legitimation. 

8.91. Im Rüdfiht der Legitimation zur Sache auf Seiten des Guts⸗ 
beſitzers muß durch Vorlegung des Hypothekenſcheins dargethan werben, daß der 
Beſitzer zu Verfügungen der in Rede ſeienden Art nach dem Ed. und der Dekl. 
berechtigt ſei. Iſt das Out ein Lehn⸗ oder Sibeitommißgut, fo muß viefes in 
der Berhandlung bemerkt werben. Auf Seiten der bäuerlichen Beſitzer muß ge- 
prüft werben, ob fie aus eigenem echte, oder für einen ‘Dritten, zu dem Hofe 
und deſſen Eigenthumverleipung berechtigten Imterefienten, beſitzen. Webrigens 
müſſen die Vollmachten derjenigen Perfonen, vie fih für andere bei ver Aus- 
einanderſetzung melden, beurtheilt und falls dagegen nichts zu erinnern iſt, zu 
den Alten gebracht, falls fie aber mangelhaft find, zur Abhelfung des Mangels 
zurüdgegeben werben. 


das Beblirfniß der Sarnifon binreichenden Ererzierplates gewährt werde. S. auch das 
KrMR. v. 28. Febr. 1841 (BMBl. ©. 236), den nämlichen Gegenftand betreffend, 
wonach neben der (dem R. v. 18. Sept. 1824 entſprechenden) Ueberweifung eines Exer⸗ 
zier - Blates nicht noch cin Vorbehalt im Rezeſſe wegen ber Benubung der Felder ꝛc. zu 
Felbbienftübungen beanfprucht werben lann, bieje Benugung aber vom Miltärfistus nach 
den allgem. gefiel. Vorſchriften gegen Eutſchädigung auch ohne einen folchen Bor- 
behalt geer ausgellbt werben kann. 


52. Anlangend die Lehns- und Fideikommißfolger ift die im zweiten Sabe bes 8 90 
enthaltene Ausnahme mobificirt in 88 11—15 Yusführ.-©. v. 7. Juni 1821 und $8 
23—27 BO. v. 80. Juni 1884. Die Regel im zweitin Satze bes 8 90 ifl aufge- 
bonen ur 810 BD. v. 30. Juni 1884. 


53. Nah der A. K.⸗O. v. 6. Ott. 1833 (G.⸗S. ©. 124) ift die Auseinanderſ.⸗ 
Behörde berechtigt, wenn e8 bei einer Auseinanderfekung darauf anlommıt, 
bie Berichtigung des Befigtiteld zu verlangen. Das Bedürfniß en ift aber wefentlich 
vermindert durch die Legitimationserleihterung des 8109 Ablöſungs-G. (reſp. 
Art. 15 bes Gem.-Th.-Ergänz.-©.) v. 2. März 1850, wonach zur Rezehlegitima- 
tion nicht mehr der Civilbeſitz erforderlich iſt. Im Folge deſſen ift bie Beſitztitelberichti⸗ 
gung faft nur noch behufs Legitimation zum Empfange von Abldfungslapitalien unbebingt 
erforderlich (f. 8 110 1. c. im vorletzten Abſatz). — en Vereinfachung bes kommiſſar. 
Berfahrens ver Legit.-Brifung |. IMN. v. 3. Dec. 1834 (Koch Agrarg. zu bi. 9). 
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Bon den Pertinenzien und der Hofwehr. 

$. 92. Die Ausmittelung der Pertinenzien braucht in diefer Verhand⸗ 
lung nur im Allgemeinen in ver Art zu gejchehen, daß man bie zu jedem Hofe 
gehörige Sufenzaht oder Ausſaat nebſt dem ohngefähren Betrag des Heu— 
gewinned und ven Umſtand erjiehet, ob fie als Pertinenzien ihrer Höfe, Hol—⸗ 
zungen befigen. Ganz beftimmt aber muß in dieſer Verhandlung erforſcht wer- 
den: ob Pertinenzien bei ven Höfen in Kultur find, die ver Öutöbefiper als 
Vorwerksland, oder fonft jemand in Anſpruch nimmt? wem die Hofiwehr ge- 
hört? worin fie befteht, ob ver Gutsherr fie in Natur zurliduehmen, ober baflır 
eine Dergütung in Gelde annehmen will? nach welchen Grundſätzen die Zurüd- 
fieferung erfolgt? 

Bon den gutsherrlidhen und bäuerlichen Reiftungen. 

8.83. Nur im Fall einer Provokation auf eine höhere oder geringere als 
die Normalentfchädigung, kommt e8 auf eine fpezielle Ausmittelung ber gegenfei- 
tigen Yeiftungen an, und für dieſen Fall enthält vie Dell. vom 29. Mai 1816 
Art. 66 sqq. die erforderlichen Beftimmungen. Abgeſehen von dieſem Falle, 
wird die Ronftatirung folgender Umftände zureihend fein: ob die an ver Re— 
gulirung Theil nehmenden Dienfteinjaffen mit andern daran nicht Theil nehmen- 
den dem Gutsherrn, nad) bisheriger Verfaſſung zu unbeftinnmten Leiftungen 
z. B. Banbienften, unbeftimmten Ernptebienften, gemeinfchaftlich verpflichtet find? 
ob fie zu Breunmaterial auf den herrſchaftlichen Forſt berechtigt find ? 

Bon den öffentliden und Realabgaben. 
8. 894. Die öffentlihen und Realabgaben müſſen nicht nur durch Einficht 
ver Quittungsbücher, fondern aud) durch Rückſprache mit der Kreisbehörde aus- 
emittelt werben. Die Renlabgaben an Kirche, Pfarre, Schule müflen ‘mit 
* der temporellen Perzipienten oder Nutznießer derſelben, des Patrons 
und der Kirchenvorſteher konſtatirt und erforderlichen Falls die betreffenden Ur⸗ 
kunden darüber vorgelegt werden. Auf gleiche Art iſt in Rückſicht anderer Reala⸗ 
abgaben zu verfahren. 
Von den Kommunallaſten. 

8. 95. Hinſichtlich der Kommunallaſten, zu welchen die im A.-L.-R. Thl. II. 
Tit. 7. 8 37 bemerkten Gemeinarbeiten zu zählen ſind, iſt nach den Vorſchriften 
des Ed. $ 16 und Art. 36 und 78 der Dekl. aufzuklären, welche derſelben ver 
Gutsbeſitzer nad) bisheriger Verfaſſung oder in Rüdficht eingezogener Bauergüter 
getragen bat und künftig leiften muß. 

on den wegen der en und Grenzen beſtehenden 

ehtsverhältniffe auf die Feldmark. 

8. 0. Im Borausfegung, daß die Komm. von dem natitrlihen und wirth- 
fchaftlichen Zuftande ver Feldmark, ſobald fie e8 nöthig ſindet, durch Beſchauen 
ſich unterrichtet und die Einnehmung des Augenſcheins wieterholt und darüber, 
wo es erheblich ift, die erforderlichen Nachrichten in den Akten bemerkt, ift in 
Abficht des Rechtszuſtandes hauptſächlich Folgendes auszumitteln: 


8. 92 u. 93. 

54. Nach $ 82 it. a. Ablöſ.E. v. 2. März 1850 verbleibt die Hofwehr jegt dem 
Stellenbefiter, ohne daß er fie zu vergüten hat. Auch $ 93 ift durch 88 80 bis 85 und 
103 en cit. Geſ. modificirt. 


8. 80. N 
55. In Betreff ver Verpflichtung der Intereffenten zur Edition ber betr. Urlun⸗ 
den ſ. 88 89 bis 113 AGO. 1. 10. Wegen der Grenzen ver Epitions- Berbindlichkeit 
ber Verwaltungsbehörden f. das Gutachten bes OT. v. 18. Ian. 1841, mit- 
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a. ob die Feldmark fchon feparirt worden, in welcher Art und melde Grund⸗ 
gerechtigfeiten ein Theil auf ven Landſtrich des andern behalten hat, und 
worin de befteben ? 

b. ob Auswärtige auf der Feldmark oder einem Theil derſelben Gruntgerech— 
tigfeiten haben, oter ob diefe den Intereſſenten der Auseinanverjegung 
ganz over theilweife auf benachbarten Feldmarken zuftehen? 

c. welche Tcheilnehmungsrechte ftattfinden ? 

d. ob die Oränzen außer Zweifel und in wiefern fie ftreitig find? 

Dabei ift nicht blos auf die Nugungen durch Ader, Wieſen, Hittung, Hol- 
zung, Maſtung, ſondern auch auf die vorhandenen Foſſilien Rüdfiht zu nehnen, 
mb im Fall eine Eeparation ftattgefunden bat, ober fonft zu irgend einen an- 
dern Behuf eine Vermeflung gefchehen ift, find Karte, Vermeſſungsregiſter, Se— 
parationdrezer und fonftige erhebliche Urkunden einzuforbern. | 

Beftimmtere Bernehmung über die Anträge. 

8. 97. Nach diefer Erörterung des Sad: und Rechtsverhältnifles find vie 
Kommiiffion und die Iutereffenten im Stande zuverläffig zu beurtheilen, was zu 
thun, und wie die Sadye am zwedmäßigften zu reguliren Te. Dieje muß jorg- 
fältig erwogen und nunmehro müflen die beftimmten Anträge nievergefchrieben 
werden, 

Vorſgrift über die Aufnehmung der General-Verhandlung. 

8.8. In vorſtehenden SS 87 fi. ſind bie Gegenſtände im Allgemeinen 
angegeben, worauf die Generalverhandlung zu richten iſt. Es bleibt der Umficht 
der Kommilfton überlaflen, auf welche andere Gegeuftände fie in vorkommenden 
gäten noch auszudehnen jei, oder ob und welche Punkte nad) der individuellen 

ewandniß der Sache, z. B. deshalb, weil feine Gemeinheitstheilung erfolgt, 

Üübergangen werben können. Cie thut der Regel nach wohl, wenn fie bei Diefer 
Generalverhandlung die Intereffenten zufammen nimmt und nur nady Erörte- 
rung aller Gegenftände zur Abfafjung des Generalprotofolls ſchreite. Es muß 
daraus bei jedem Gegenſtand hervorgehen, worüber die Jutereſſenten einverftan- 
ben, ftreitig ober zweifelhaft find, und eine beſtimmte Erklärung abzugeben Be- 
denken tragen. 

In Fällen, wo anerfannte Urkunden über den in Rede feienden Gegenftand 
zureichende Auskunft geben, Tann darauf der Kürze halber Saug genommen wer: 
den. Die Urkunden ſind aber in beglaubter Abjchrift zu den Alten zu bringen. 


getheilt durch IIMR. v. 28. April 1843 und 8..I-%.:Rgl. HE.MR. von 31. Mai ej. 

(IM. S. 113, BMBl. S. 118 und 185), uady welchen: 

a. weder bie Partei, noch der Richter die Befugniß haben, gegen fisfalische Ber waltinge- 
behörden die Borlegung ganzer Aktenftüde zu forbern, jedes Editionsgeſuch gegen folche 
Behörden vielmehr burdy beſtimmte Bezeichnung derjenigen Urkunden, deren Herans» 
gabe verlangt wird, kegründet werben muß, ohne Unterſchied, ob baffelbe von ber 
Bartei ausgeht oder ob der Richter von Amtswegen die Verlegung fchriftlicher Beweis⸗ 
mittel zu forbern fich veranlaft findet und 

b. nad 88 89 und 91 AGO. I. 10 zwar die Berpflichtung zur Edition nicht auf bie 
documenta communia beſchränkt, fonbern — mit Ausnahme ber im 8 92. a. im 
Beireff ver Brivatlorrefpondenz gemachten Belhränfung — eine durchaus unbe- 
tingte fei, aber flefalifche Behörden theils auf Grund der ebengebachten Ausnahme, 
theils nach 88 93, 94 A. L. R. J. 13 nicht verpflichtet find, die zwifchen ihnen und 
ihren Borgefeßten ober Untergebenen ſtattgefundeuen Berbantlungen zu ediren. — In 
Betreff der forgfältigen Behandlung, Aufbewahrung und Rildlieferung der bei Ausein- 
anberfeßungen ebirten fl8faliichen Akten und Karten ſ. IMR. v. 10. Juni 1839 
(An. Bd. 23. ©. 355. L. u. v.r R. I. 532). 
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Benehmen nad aufgenommener Generalverhandlung. 

8. 0. Nach aufgenommener Generalverhandlung müſſen bie Anträge ber 
Parteien genan und forgfältig erwogen, und es muß m Rüdfiht der unausge- 
mittelt gebliebenen oder ftreitig geworbenen Gegenſtände ſcharf beurtheilt werben, 
welche einer nähern Erörterung und Vorbereitung zur Enticheivung bevürfen. 

Beurtheilung der Anträge, 

$. 100. Diefe Beurtheilung (8 99) muß lediglich von der Spezial-Komm. 
nach der fid) erworbenen Kenntniß von den obwaltenden Rechtöverhältniflen und 
der Lofalität, mit Hinſicht auf die gefeßlichen Vorfchriften geſchehen, und fie ift 
berechtigt, ihrem pflichtmäßigen Ermeljen gemäß, das fernere Verfahren einzu- 
eiten. 

Bon Separationen. 

18. 101. Diefes findet auch in Rückſicht der in Antrag gebrachten Gemein- 
heitötheilungen ftatt. Betreffen jedoch foldhe nicht bloß die Intereſſenten der 
Feldmark, worauf die Regulirung vorgenommen wird, fondern bie Auseinander- 
jegung mit Intereflenten fremder Feldmarken, jo muß fie nah aufgenommener 
Generalverhandlung, über die Zuläffigfeit ver Separation an die Gen.Kom. 
berichten und deren Vorbeſcheidung darüber einholen.] 

Grundſatz zur Beurtheilung der Zuläſſigkeit verfelben. 

[$. 302. In der befonders zu publizirenden Gem.⸗Theil.“Ordn. wird über 
die Bedingungen, unter welchen der Antrag auf Gemeinheitstheilung zuläffig ift, 
beftimmt werben. 

Da fidy dergleichen Auseinanderjekungen jedoch mit den bäuerlichen Regu— 
lirungen ſchicklich verbinden laffen, und durch viefelben vorzüglich erleichtert wer- 
ben, — ſoll in dergleichen Fällen ſchon jetzt nicht blos, wie es bereits im Art. 23 

ber Dekl. v. 29. Mai 1816 beftimmt ift, ven Gutsherrn und Bauern der An- 
trag auf ihre beiderſeitige Separationen, ſondern auch jedem bäuerlichen Wirthe 
und jedem Intereſſenten derſelben, oder einer benachbarten Feldmark, auch den 
Berechtigten von Grundgerechtigkeiten, wenn ihre wirthſchaftlichen Verhältniſſe 
durch die gedachte Regulirung in irgend einer Beziehung alterirt werden, die 
Provokation auf Gemeinheitstheilung freiſtehen, der Provokant auch mit dem 
Nachweiſe, daß die Theilung an ſich möglich, dem Ganzen oder ſämmtlichen In⸗ 
terefienten vortheilhaft ſei, nicht beläſtigt werden. Die —* hat daher ihr 
Augenmerk hauptſächlich nur darauf zu richten, ob Lokalhinderniſſe der Separa⸗ 
tion vorhanden, und ob ſie in dieſem Falle nicht wenigſtens theilweiſe ſtattfinden 
könne, wie dieſes z. B. in Stromgegenden, wo eine vollſtändige Separation die 
Folge haben kann, daß eine bisherige gemeinſchaftliche Gefahr der Ueberſchwem⸗ 
mung und Verſandung mm Einzelne trifft, ver Fall fein kam.! 
Berweifung auf die bisherigen Geſetze. 

[8. 308. Im Uebrigen müffen fi die Spezial-Romm. in Abfiht ver ma⸗ 
teriellen Orundfäße ber Ö emeinpeitötbeihungen, bi8 die Gem.-Theil.-Orbn. be- 
kannt gemacht ift, nad) ven bisherigen Geſetzen und ven veßfallfigen Beftimmungen 
der Defl. vom 29. Mat 1816 achten, und nicht nur die Separation des herr- 
ſchaftlichen Gutes, ſondern auch der bäuerlichen Wirthe und anderer dabei kon⸗ 
furrirenden Interefienten möglichit befördern; wenigitend die Ausmittelung und 
Anmweifung des hutfreien Drittels nach Urt. 54 der Dell. und nad 88 11 ff. 
des Landeskultur⸗Ed. v. 14. Sept. 1811 bewirken.) 


— — 


88. 101 . 
56. Dieſe SS find autiquirt theils durch die Gem. -Th.- DO. v. 7. Juni 1821, 
theils durch $ 86 Ab1dj.:®. v. 2. März 1850. 








— — 
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Inftruttion der Streitpuntte. 

8. 104. In Rüdficht der ftreitig oder zweifelhaft gebliebenen Punkte muß 
bie Kommiffion mit mög er Umfiht in Erwägung ziehen, welche derſelben auf 
die Ausernanderfegung Einfluß haben. Imfofern die Komm. es nicht vermag, 
fie insgefammt over ‚theilweife in Güte abzumachen; fo muß fie die erheblichen 
aus dem Generalprotofoll ausziehen, den eigentlichen Streitpunft und worauf es 
dabei ankomme, beſtimmen und feftfegen, vie Parteien über das, was fie zur Er- 
fäuterung der Sache zur Unterftügung und Vertheidigung ihrer dabei obwalten- 
den Gerechtjame und Intereilen anzuführen haben, umſtändlich hören, alle dabei 


vorkommenden Umftände in facto gehörig auseinander = und durch Aufnehbmung 


der vorhandenen Beweiämittel in ihr möglichftes Licht, folhergeftalt aber Die Gen.- 
Komm. in ven Stand fegen, daß fie bei jenem Punkte die Rage und den Zuſam⸗ 
menhang der Sache vollitändig überfehen und darüber auf eine, ven Rechten ber 
Billigkeit und dem Endzwecke des Auseinanderſetzungsgeſchäfts angemeflene Art 
entſcheiden könne. 

In wiefern die Inſtruktion ausgeſetzt werden könne. 

8. 105. Steeitigleiten über vie Competenz eines Theilnehmungsrechts und 
veffen Umfang, über die Exrblichkeit der Bauergüter, über das Hecht des Befiters, 
bie eigenthümliche Weberlaflung des Hofed zu verlangen, über vie Pertinenzien, 
über Grenzen, über Leiftungen und Gegenleiftungen, über die Frage: ob die Ab- 
findung m Land ober Rente geſchehen foll? mülfen jofort auf die oben bejchrie> 
bene Art infteuirt werben; dagegen find andere Streitigleiten, die die Ausgleichung 
betreffen, ver Regel nach bi8 zum Berfahren über den Auseinanverfegungsplan 
auszuſetzen. Es bleibt jedoch dem bernnfigen Ermeſſen der Kommiffion über- 
laſſen, auch Streitigkeiten der erſtgedachten Art, in fofern fie nicht wichtig find, 
und noch Hoffnung zum Vergleich vorhanden ift, bis zur Planrechnung auszu- 
feßen und folden nad) ihrem rechtlichen und billigen effen anzufertigen; jo 
wie es ihr auch frei fteht, Streitigkeiten der letztgedachten Art mit jenen zugleich 
zu inftruiren, um Bm Entſcheidung zu bringen, wenn fie folches des Zufammen- 
hanges und der Abkürzung wegen für zweckmäßig hält. 

on dem Inftruenten der zur Entfheidung der Gen. -fomm. 

geeigneten Punkte. 

$. 106. Die zum Reffort der Gen.-Komm. gehörigen Streitigleiten werben 


von dem mit ver Kegulirung beauftragten Delonomie-Komm. inftruitt. 


SS. 104, 108. 
57. Hiezu vgl. den erläuternden und ergänzeuben 817 BO. v. 30. Juni 
1834. Nach den auf 8 105 h. 1. verweifenden IMR. v. 7. Ott. 1833 (Ann. Bd. 
19. ©. 74), 27. April 1834 (ebenda S. 76), 31. San. 1835 und 19. April 1889 
Kochs Agrarg. zu $105 h. 1.) und 9. Juni 1842 (BMDL ©. 225) — fümmt- 
lich in L. n. v. X. 1. ©. 534 fg. — ift es nicht zuläffig, Über bloße Ansgleihungs- 
fäße oder Werthsverhältniffe vorweg zu entjcheiden. Streitigkeiten Über vergleichen 
technische Borberfäge. und bloße Rechnungspofitionen eines 2 seinanberjegungeplans dürfen 
fir ſich allein kein Gegenſtand eines beſonderen Erkenntniſſes werden. — Dies ſchließt 
jedoch nicht aus, daß das die Auseinanderſetzung leitende Kollegium ſich in einem vor⸗ 
läufigen Beſchluſſe Über die dem Auseinanderſ.-Plane unterzulegenden techniſchen Wahr⸗ 
heiten mit dem Spezialkommiſſarius verſtändigt und ihn ähnlich wie im gerichtlichen 
Berfahren beim Konkluſum über die Beweisaufnahme mit beſonderer Inſtruktion verſieht. 
Dadurch wird dem künftigen Definitiv⸗-Erlenntniſſe noch nicht vorgegriffen, wohl aber dem 
ag ot iR angemeſſene Richtung gegeben: fo das cit. R. v. 9. Juni 1842. 
. u. 


68. Hiezu vgl. 88 6 und 16 des Ausführ.-©. v. 7. Juni 1821 und in Betreff 
des feßteren wieberum n. 37 zn 88 61 fg. h. 1. 
Greiff, Gef. üb. Land. Kult. u. landw. Pol. 24 











870 A. VII. Berordnung vom 20. Juni 1817. 8 107-110. n. 59—61. 


8. 107. Bei viefen ($ 106) Inftruftionen, die in befohberen Alten und 
bei jedem Punkt in befonderen Protofollen gefchehen, müſſen die wefentlichen, 
$. 104 angebeuteten, Borfchriften ver Allg. Ger.Ordn. beobachtet werben. ‘De- 
duktionen find in erfter Inftanz unzuläffig, und e8 bevarf, außer dem Gutadh- 
ten des. mit der Regulirung und Inſtruktion beauftragten Delon. - Komm. 
über Ianpwirthfchaftliche Gegenftände feines Gutachtens eines andern Sachver⸗ 
änbigen. 

' Ber bie SInftruftion zu bewirfen babe, wenn die 
Streitpunftte zum “else, ber. ordentliden Geridte 
gehören. 

[$. 108. Die zur Entſcheidung ber gewöhnlichen Gerichte geeigneten 
Streitpuntte werben, in jofern der Komm. fein qualifiziwter Yuftizbevienter ift, 
durch den Kreis⸗Juſtiz-Komm. ($ 58) inftruirt und die darüber anzulegenven 
befonderen Alten werben demnächſt an die Gen.-Komm. gefandt, welche fie ber 
fompetenten Behörde übermadht. 

Wie fie zu inftruiren find. 

8. 100. Die Inſtruktion gefhieht nach den auf den Gegenftand an- 
wendbaren Borfchriften der Allg. Ger.-Ord. 8 find jedoch auch bier in erfter 
Inſtanz keine ſchriftlichen Deduktionen zuläfftg, und wegen ver in eben biefer 
Inſtanz einzufordernden Gutachten über Iandwirthichaftliche Gegenſtände findet 
bie 8 107 getroffene Beſtimmung Anwendung. Die Inſtruktion der zweiten 
und dritten Inſtanz leitet das Juſtizkollegium nad) den gewöhnlichen Vorſchrif⸗ 
ten; dieſes hat aber die Inſtruktion und Entſcheidung ſolcher Punkte ganz vor⸗ 
züglich zu beſchleunigen. 

Bon der Feſtſtellung der Art der Abfindung . 
8, 110, Wem es nicht ſchon in der Generalverhandlung geftheben ift, fo 
muß doch gleich nachher, oder bei der Inftruftion der Streitpimite über Rechte, 
die Frage zur Beſtimmung gebracht werben, ob die gutöherrliche Abfindung 
in Land oder Rente, oder theilweife in beiden geſchehen fol? Die Kommij- 
Im muß mit forgfältiger Berüdfichtigung des Lokalverhältniſſes über dieſen 

unkt möglichft em gütliches Abkommen zu ftiften fuchen, entgegengefegten 
Falle aber diefen Punkt erörtern und jofort die Alten mit ihrem Gutachten 


59, Der erfte Sat bes 8 107 ift näher erläutert in 8 2820. v. 30. Juni 1834. 
— Das IMR.v. 10. Ian. 1842 (VWMVl. S. 28) weift auf 859 Tit. 10 Th. 1. AGO. 
bin, wonach die von Sachverfländigen abgegebenen Gutachten den Parteien zur Erklärung 
vorgelegt werben follen und beftimmt, daß leigtere® in ber Regel in dem nämlichen Ter- 
mine, in welchem das Gutachten abgegeben ift, gejcheben joll unb nur in ganz befonderen 
Titten bie Anſetzung eines befonberen Termins zur Borlegung bes ſchriftlich auszuarbeiten- 
den Gutachtens nachzulaſſen if. — Nach dem LMR. v. 24. Oft. 1853 (WMBl. S. 266) 
find fiskaliſche Bertreter, auch wenn fie Mitglieber der Negierung find, als Bevoll 
mächtigte nach 88 189 und 198 fg. AGO. I. 10, zur Beiwohnung des Zeugenver- 
hors befugt, zumal biefe Befugniß einem Mitglieve ver Regierung nach Anh. $ 239 
ſelbſt en En Bevollmächtigten zuftebt. 


. , 100. 
60. Diele 88 find durch 8 6 des Ausflhr.-@. v. 7. Juni 1821 antiquirt, durch 
ben ber 8 11 h. ],, welcher einige Streitigleiten an bie gewöhnlichen Gerichte wies, in 
Wegfall gebracht 8 
110—112. 
61. Diefe 88, von denen die 88 111 und 112 nad 8 18 des Ausführ.⸗G. vom 

7. Imi 1821 ansdrücklich nur auf gutsherrlich⸗ bäuerliche Regufirungen beichränft find, 
baben ihre Bedeutung durch 8 84 tes Ablöf.-Gef. v. 2. März 1850 verloren, wo- 











A. VIII. Berorbnung vom 20, Sunt 1817. 8 110-114. n, 62. 971 


zur Entfcheivung an die Gen.Komm. einfenden. St die Entjcheivung die⸗ 

ſes Punkt von der Entfcheivung anderer Streitpunkte über Rechte, z. 2. 

über Pertinenzien des Bauerhofes, abhängig, fo muß fie die Inftruftion fol- 

her Punkte jo befchleunigen, daß darüber zugleich mit erkannt werden kann. 
Veftftellung der Therlungsarten. 

8. 111. Zugleich muß fe auf ven Fall emer Abfindung in Land, und 
beſonders dann, wenn feine ältere zuverläffige oder leicht zu revidirende Ver⸗ 
meflung vorhanden iſt, in Erwägung ziehen, ob die in dem Edikt vorgefchrie- 
benen Zheilimgsarten nad) ven näheren Beitiinmungen ver Deflaration ohne 
erheblichen Nachtheil des einen over des andern Theilg zur Anwendung font- 
men können, oder auch die Sache anßerdem, fei e8 durch analoge Anwendung 
ber in dem Ep. $ 13 lit. a. 3, und $ 42 lit. a. beftimmten Xheilungsform, 
oder durch die im 8 113 bezeichneten Hülfsmittel zu Stande zu bringen, ober 
ob zu dem Ende eme Vermefiung und Bonitirung erforberlich fei. 

Sie muß ſich forgfältig bemühen, hierüber eine Einigung zu ftiften und 
Falls ſolche nicht ftattfinvet, auch dieſen Punkt, nachdem die Imterefjenten mit 
ihren Gründen und Gegengründen gehört worven, durch ihr Gutachten zur 
Entſcheidung vorzubereiten und vie Alten zugleich mit ven im vorigen $ ge- 
dachten an die Gen.Komm. einfenven. 

Wirkung der desfallfigen Entſcheidung. 

8. 112. Die Enticheivung über ven Gegenſtand des $ 111 muß fofort 
in Ausübung kommen. Berlangt aber die unterliegende Partei beharrlich eine 
Bermeflung und Bonitirung, fo ift folche auf ihre Koften zwar ſofort zu ver- 
anlaffen, es muß aber dennoch mit der Regulirung nad) Maaßgabe jener Ent- 
ſcheidung fortgefahren werben, indem auf den Grund berfelben nur vermittelft 
des einzulegenven Rechtsmittels der Appellation ver Erſatz des Schadens in 
Rente verlangt werden kann. Wird * Anſpruch für gegründet geachtet, ſo 
kann auch die theilweife Erftattung der Vermeſſungs⸗ und Bonitirungskoſten, Die 
in bicem alle als gemein Saftlice Auseinanderfegungs-Koften angefehen un 
aufgebracht werben, von beit Intereffenten verlangt werben.) 

Teftftellung der Ausmittelungsart der Rente. 

8.113. Steht «8 fe. daß die Abfindung in Rente geleiftet werben fol, fo 
muß die Kommiffton im Mangel einer Einigung fid) bemühen, über vieferr Ge- 
genftand, ohne neue Vermeſſung und Bonitirung, zuverläffige Nachrichten über 
die Ausfaat, Über den Korn-Ertrag, Über ven Heugewinn, über die Viehnutzung 
zn erlangen und mm in dem Falle wenn folches nicht möglich ift, zur Vermeſſung 
und Bonitirung, Behufs der Ausmittelung des Srtrages, jchreiten. 

IH. Bon der Bermeffung und Bonitirung. 
Amel tung des Feldmeſſers. 

$. 114. Bedarf es Behufs ver Regulirung einer Ingielien Bermeflung und 
Bonitirung der Grimbftüde, oder muß folche nach der Beſtimmung im g 112 
veranlaßt werben, fo wird der mit erfterer zu beauftragende Feldmeſſer von der 
Kommiſſion ausgewählt. Site jorgt dafür, daß ihm zur Anweiſung der Grenzen, 
Abtheilungen und Bezirke, ſowohl des zu vermefienden Grundſtücks überhaupt, 
als der einzeln darin gelegenen Stüde und Befisungen, gewifje Leute, welche 


— — — 





nach bei ſolchen Regulirungen (abgeſehen von dem Ausnahmeſalle des $ 98) eine Abfin- 
u; zent nicht mehr flattfinbet. ' 





62. Diefer $ umb die weiteren über Bermeffung und VBonitirung finden jest — 
abgejeben von ven wenigen Fällen der Lanbabfindbung, welche das ner ©. v. 2. März 
2 x 


87% A. VIE. Berorbnung vom 20. Sunt 1817. $ 114—117. n. 68—64. 


davon die genauefte Kenntniß und Erfahrung haben, zugegeben und wenn es die 
Intereſſenten verlangen, dazu gehörig vereidet, übrigens aber ihm die zu feiner 
Operation erforderlichen Settenzieher und fonftige Bedürfniſſe gehörig angewieſen 
und geliefert werben. 

Zuziehung der Feldnachbarn. 

8S. 115. Auch muß, um wegen der Grenzen mit ven Feldnachbarn Gewiß⸗ 

hei zu erhalten, ven leßteren Seitens der Kommiſſion von ber beuorftehenven 
ermeflung Kenntniß gegeben und e8 ihnen überlaffen werben, wenn es zur Aufs 
nahme der Grenzen kömmt, wovon ihnen durch den Feldmeſſer Nachricht zu ge- 
ben ift, derfelben beizumohnen. Dem Feldmieſſer liegt ob, in dem Vermeſſungs⸗ 
Protokoll zu regiftriren, daß die Bekanntmachung geichehen, wer darauf erjchie- 
nen und was von demfelben erflärt worben. 
Berbindung der Bonitirung mit ber Vermeſſung. 

8. 116. Kommt e8 auch auf die Bonitirung der Grundſtücke an, fo muß 
diefe mit der Vermeffung gleich verbunden, und folde unter Direktion des Feld⸗ 
meſſers nad) Manfgabe ver feftgefeßten Klafftfifations - Orbr., Stüd vor Stüd 
vorgenommen, der Befund zum —** erklärt und das Nöthige daraus in das 
Ver meſſungsregiſter übertragen worden. 

Inftruftion des Feldmeſſers. 

8. 117. Sollten auch irgendwo bei einer Vermeſſung over Abſchätzung noch 
befondere Umftände vorkommen, worauf der Feldmefler Rüdficht zu nehmen hätte, 
jo muß die Kommiffion ihn mit einer ausführlichen, veutlihen nnd beftimnten 


Inftruftion darüber jchriftlich verſehen. 


— — — 





1850 ſtatuirt, — pralktiſche Anwendung nur bei Gemeinheitstheilungen und den nad 8 
86 bes cit. Ablöſ.⸗G. ſtattfindenden Grundſtücksznſammenlegungen. 
88. 117 u. 118. 

.63. Füur die Rechte und Pflichten der Feldmeſſer iſt an Stelle des im $ 118 h. 1. 
eitirten früheren ‘Felbmefferreglements v. 29. April 1813 (Ann, Bd. 11. ©. 783) jetzt 
maaßgebend das nebft dem zugehörigen A. E. v. 9. San. 1858 als Beilage B. zu A. 
VIII.-XI. abgebrudte, von den HFMin. auf Grund bes $ 53 der Allg. Gewerbe-D. 
v. 17. Ian. 1845 (G.⸗S. ©. 41) erlafiene Allg. Feldmeſſerreglement v. 1. De;. 
1857 (G.S. für 1858. ©. 233—245). 

‚64. Nach 8 11 bes eben cit. Feldmeſſer⸗Regl. bleibt jeber Behörde vorbehalten, über 
die Ausführung der unter ihrer Aufficht zu bewirkenden Feldmeſſerarbeiten beſondere In⸗ 
firuftionen zu erlaffen und eine beſondere technifche Controle ver Felbmefferarbeiten anzu⸗ 
ordnen. — Nah IMR. v. 2. April 1841 (VMEL S. 127) müſſen die Feldmeſſer 
zwar von ben Special » Kommiffarien Aufträge armehmen und beren Anmweifungen nach⸗ 
kommen; fie ftehen jedoch zu benjelben in Teinem Discipfinarverhältniffe und können von 
ihnen nicht Durch Ordnungsſtrafen zur Erledigung der Aufträge angehalten werben, ſondern 
bie Androhung und Vollftredung folher Strafen geblihrt ber vorgefettten Auffichtsbehörbe. 
— Nah IMR. v. 2. Nod. 1834 (Ann. Bb. 18. ©. 983) dürfen bie Feldmeſſer ben 
von ihnen benngten Gehilfen Geſchäfte nicht ſelbſtſtändig liberlaffen, fich derſelben vielmehr 
nur fo bebienen, daß fie unmittelbar ſelbſt daran Theil nehmen, wibrigenfalls eine Revi⸗ 
fion der Vermeſſung auf ihre Koften bewirkt und bie Uebertretung je nach dem Grabe ber 
Berihuldung mit Kaffation ober Gelbftrafe geahndet werben fol. — Dbegen Unzutläffigleit 
der gleichzeitigen Beichäftigung ber Feldmeſſer mit kommiſſariſchen und Vermeifungs - Ar- 
beiten in der nämlichen Sade |. n. 77 zu 8 108 Ablöſ.G. v. 2. März 1850 (A. IV. a.) 
am Schluß. — Die in n. 34 zu 88 56, 58 h. 1. citirte X. K.⸗O. v. 19. Ian, 1883, 
betr, ben Schuldarreſt ꝛc. gilt auch für Feldmeſſer. — Ferner ift ähnlich, wie für bie 
Delonomielommiffarien dur die A. K.O. v. 7. Juni 1834 (ſ. n. 83 h. 1.), durch ARD. 
v. 14. Februar 1845 (ben Auseinanderſ.⸗Beh. mitgetheilt durch IMR. v. 22. März ej.) 
für die bei den Auseinanderſ.⸗Beh. beſchäftigten Feldmeſſer eine anjehnliche 
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F. 118. Der Feldmeſſer muß fich bei dieſer Arbeit nach befagter Inſtruk⸗ 
tion und im Webrigen nad) dem Allgemeinen Feldmeſſer-Regl. — 8 ach⸗ 
ten, wenn ſich während der Bermeftung über die Grenzen oder das Eigenthum 
eined und des andern Grundſtücks Streitigkeiten unter den Parteien hervorthun 
—— den Streitpunkt in dem Dermelfungs s Brotofolle deutlich anseinander- 
eben und auf ver Karte richtig bemerken, übrigens aber in Fällen, wo er nähere 


Anmweifung over Beihilfe nöthig hat, ſich an die Kommilfion deshalb gebührend 


verwenben. 
Borlegung des Brouillon. 

8. 118. Nach bewirkter Bermeflung muß ver Feldmeſſer das Brouillon 
zum VBermeflungsregifter, bevor e8 mundirt wird, mit den Intereflenten genau 
durchgehen, um vie Fehler zu bemerken und zu berichtigen, welche von ben ihm 
beigegebenen Anmeifern bei ven Angaben über das Eigenthum und ven Beſitz ver 
einzelnen Grundſtücke vielleicht begangen fein möchten. 

Bonitirung länplider Grundſtücke. 

8. 120. Das Gefchäft der Bonitirung, d. i. der Schätzung ländlicher Grund⸗ 
ſtücke in beftimmte, für die gegebene Lokalität feſtgeſetzte Klaffen geichieht, wo es 
auf eine fo fpezielle Wilrbigung des Gegenſtandes ver Auseinanderſetzung an- 
kömmt, durch zwei befonbere, zu vergleichen Gejchäften im Allgemeinen, ober für 
den Fall beſonders verpflichtete, Berionen. 

er dazu qualifizirt fei. 

$. 121. Sind zu vergleichen Geichäften in demſelben oder einem benach⸗ 
barten Kreiſe bereits gewiſſe Perfonen beftellt, fo bleibt den Intereſſenten vie 
Auswahl unter venjelben vorbehalten, jo daß jever Theil refp. die Extrahenten 
und die Provofaten einen verjelben beftimmt. 

Wer fie ernennt. 

8. 122. Außer biefem Falle, over wenn bie Intereffenten ſich ihres Wahl- 

rechts begeben, ernennt die Spezial-Komm. viefelben. Es iſt jepoch Fein Intereſ⸗ 


— — — — — — 


Anzahl Penſionsberechtigungen nach Maaßgabe eines Dienſteinkommens zum Theil von 
600 Thlr. und zum Theil von 400 Thlr. jährlich dem M. d. Innern (jetzt f. d. landw. 
Ang.) zur Dispoſition geſtellt, jeboch nur für ſolche Feldmeſſer, „welche während einer 
mindefiens zehnjährigen dauernden und ausſchließlichen Befhäftigung bei 
den Auseinanderf.-Beh,. durch volllommene Integrität, Geichäftstlichtigkeit und Befrie- 
digende Erfolge ihrer Wirkjamkeit fich befonvers empfohlen haben“, und „jederzeit unter 
der Bedingung, daß der damit Veliehene auch ferner, fo lange Kraft und Gefunbheit 
ausreicht, dauernd und ausjchließlich dem Refſort der Auseinanderf. » Behörden nach deren 
Anordnungen feine ganze Zeit und Thätigleit wibmen, ſich der Berfegung in eine andere 
Provinz gegen angemefjene Umzugsentichädigung unterwerfen und wenn ihm eine ange 
meſſene Beichäftigung in ber Yanbeskultur » Partie nicht mehr gewährt werben Tann, ein 
anderes feinen Fähigkeiten entiprechendes Öffentliches Amt mit einem Dienfteinlommen von 
dem Betrage, wie folder als Maafftab für fein Penflonsrecht bient, unweigerlich überneh⸗ 
men müffe, auch ohne Zuftimmung feiner vorgefetten Behörde in fein anderes Hffentliches 
Amt übertreten bürfe. Im Uebrigen follen bei Penfionirung folder Feldmeſſer, imgleichen 
wegen ber Beiträge berjelben zum Penfionsfonds die für andere penflonsberechtigte Beamte 
beftehenven allgemeinen Grundfäge zur Anwendung kommen.“ — Wegen bes Verfahrens 
bei Zurücknahme ver Beftallungen folder mit Benfionsberehtigung ver— 
fehener Feldmeſſer |. $ 4 des Allg. Feldmeſſerregl. v. 1. Dez. 1857. — Ueber bie 
Ernennung x. ber Bermeffungsreviforen |. 8 24 fg. des lehteren. N 
88. 120 bis 128, 

65. Ausführliche Anweifungen über die Bonitirung enthalten Die techniſchen Inſtruk⸗ 

tionen ber Auseinandberf. » Behörven f. n. 30 zu $18 BO. v. 30. Juni 1834. Nach 
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fent ſchuldig, folche Abſchätzer und fonftige Sachverftännige anzunehmen, welche 

nad den Borfchriften ver Allg. Ger.Ordn. Thl. I. Tit. 10 58 228 qq. als 

“ Zeugen nicht zuläjfig, oder nicht völlig glaubwilrbig find. 

Ihre Benutzung in der ganzen Sache. 

8. 123. Die einmal beftellten Boniteurs werben Ai alle im Fortgahge 
des Gefchäfts vorkommende Schägungen gebraucht, ohne Rückſicht darauf, ob im 
Fortgange des Geſchäfts die Interefienten zur Sadhe und ihre Intereſſen die⸗ 
jelben bleiben oder ihre Stellung fich verändert, die Zahl derſelben durch den 
Zutritt anderer Theilnehmer vermehrt oder die Intereffen mehr vereinzelt werben. 

Ihre Entfernung. 

$. 124. Nur im Falle ver Pflichtwidrigkeit oder offenbarter Unfähigkeit 
können biefelben auf ven Antrag der Parteien oder nach eigenem Befinden von 
der Kommiffion entfernt werben. 

Theilnabme des Detonomie-Kommiffar an der Bo- 
nitirung. 

8. 125. Der Delonomie - Komm. nimmt an ber Bonitirung den Antheil, 
daß er die Bonitenre dabei, jo weit es feine anderweitigen Geſchäfte geftatten, 
leitet, auf überjehene Umftände aufmerffam macht, und wenn fie verfchiebener 
Meinung find, darüber als Obmann beftimmt. 

Klaſſifikation. 

Ra 126. Die bei der Bonitirung anzunehmenden Klaſſen werben gleich bei 
der Veranlafſung verfelben, unter Zuziehung ver Boniteure und Rückſprache mit 
benfelben, nach eingenommenem YAugenjchein, jevoch nach dem alleinigen Ermeflen 
des Oekonomie⸗Komm., feftgefekt. 

Zu deſſen Gefchäften gehört auch vie Werthſchätzung jeder Klaffe und bie 
Feſtſetzung des Verhältniſſes der einen gegen bie anbere. 

bſchätzung anderer Gegenſtände. 

8. 127. Die Würdigung von baulichen Anſtalten, Forſten, Torflagen und 
anbern vergleichen Gegenſtaͤnden, fir welche es bejonverer, bei den praftifchen 
Landwirthen nicht allgemein vorauszufegender Sachkenntniß bebarf, sejchieht, wo 

es auf vergleichen fpezielle Würdigung ankommt, durch die fir vergleichen Ge- 

Ihäfte ausgebilvete, von der Gen.⸗Komm. zu beſtimmende Perfonen. 

Borlegung der Karte und des Vermeſſungs-Regiſters. 
$. 128. Vermeſſungs-Regiſter und Karte find ven Intereflenten zur Er- 








EME. v. 6. Ian. 1849 (BMBL S. 20) ift die Zuziehung eines Protofsllführers bei 
ge nicht gerechtfertigt, indem dadurch die Koften ungeblihrlich gehäuft werben, 


66. Für das Verfahren bei Zuziehung der Sachverfländigen if auch in Auseinanber- 
ſetzungsſachen der Anh. 8 64 zu AGO. J. 9. 8 38 maafigebend (vgl. FAR. v. 30. April 
1840 BMBL. S. 179), jo daß ein Öffentliher Beamter nur baun angehalten werben 
kann, ein berartiges Gutachten zu Übernehmen, wenn feine vorgefeste Dienfbe- 
hörde dies geftattet. Jedoch erleibet ber Anh. 8 64 durch ven 8127 h. 1, die Mobi- 
flation, daß bie Sachverftindigen nicht von den Parteien vorzufchlagen, fondern von ber 
Auseinanderſ.⸗Beh. zu beftiimmen find. — Nah 8S11 Nr. ⁊ AGO. I. 13 genügt 
das Gutachten eines Sachverfländigen. 

67. An Stelle des Gutachtens Sachverſtändiger ift für gewiſſe Fälle eine andere 
Schägungsweife (durch fchiebsrichterliches Verfahren ober durch Normalpreife) gefeglich vor⸗ 
geſchrieben: |. namentlich $ 31 BO. v. 30. Juni 1834 und Abßf.-®. v. 2. März 1850 
8 58 und bie vorhergehenden auf die Normalpreife bezügl. 88. — Es iſt weber ven Par⸗ 
teien, noch ben Auseinanberj. - Beh. geftattet, in der gefeglich vorgefchriebenen Art ber 
Abſchätzung beliebig eine Aenderumg eintreten zu laffen: fo RR. 3. Bd. 11. Grdſ. 619, 
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klärung vorzulegen. Die Kommiſſion muß ſolche fpeziell mit den Interefienten 
durchgehen und nicht nur auf ver Karte, fondern erforberlichen Falls auch Jedem 
an Ort und Stelle feine Beſitzungen nachweiſen, ihm die herausgebrachte Mor⸗ 
genzahl und Würdigung bekannt machen und die Erklärung nicht nur in Abficht 
biefer Gegenftände, ſondern auch in Abſicht der darin enthaltenen Beſitz⸗ uud 
Eigenthums⸗Angaben erfordern. 

Erinnerung dagegen. 

$. 129. Kommen dabei Erinnerungen vor, fo müſſen ſolche fofort unter- 
fucht, die worgefallenen Fehler verbeſſert, over, Walls ſie ungegründet befunden 
worden, der Ungrund in das gehörige Licht gejeßt und der Monent möglichft 
davon überzeugt werben. . 

Inftruttion der Erinnerungen. 
5. 130. ft dadurch über diefen Gegenſtand feine Einigung zu erlangen, 
8 muß die Kommiſſion nach Anhörung der Intereſſenten, über ihre gegenſeitigen 
ehauptungen und Gründe, bie letzteren unterſuchen und durch ihr Gutachten 
zur Entſcheidung ver Gen.-Komm. vorbereiten, welcher es übexlaflen bleibt, vor 
ihrer Enticheivung allenfalls nod eine Reviſion durch andere Sachverſtändige 
vornehmen zu laſſen. 
IV. Blanberehnung und Berfahren darüber. 
- Wann der Plan zu berechnen fet. 

5. 131. Sind nun folhergeitalt alle Grundlagen, bie zur Berechnung bes 
Auseinanverfegungsplans erforberlich find, vorhanden, jo muß die Kommiſſion 
dazu fchreiten. Sollten auch noch Über einige Präjudizialpunfte, als über Erb⸗ 
Icjleit des Befiges, über Grundpertinenzien, über Grenzen, über Theilnehmungs- 
rechte u. |. w. Streitigkeiten obwalten, vie nicht entſchieden wären; jo muß bie 
Kommiffion in Erwägung ziehen, ob ber Streit die Hauptauseinanderſetzung 
oder nur die Subrepartition betrifft. Im Iegtern Falle kann fie den Plan zur 
Abfindung des Gutsbeſitzers anfertigen und die Subrepartion, in foweit fie 
wegen jenes Streites nicht angelegt werden kann, bis zur Erledigung deſſelben 
ausſetzen. Im erfteren Falle mu fie ferner beurtbeilen, ob die Auseinander⸗ 
Iebung nicht wenigſtens in Abficht des Aders und der Wiefen mit Ausfeung 
der Theilung ver Grundhütung zu bewirken fei, over der Plan auf beide Fälle 
des Austrags des Streitd angelegt werben könne. Dieſes wird in den mehr- 


8. 130. 

68. Wegen des Verfahrens unb der Wirkungen ber von jebem babei Intereffirten 
zu beantragenden Reviſion ber Kelpmefjerarbeiten ift jet Abſchn. III, des Feld⸗ 
meſſerregl. v. 1. Dez. 1857 88 23 bis 35 maaßgebend. 

69. Ueber das Berfahren bei VBorlegung der Bonitirungsregifter und Die 
darüber zu erforvernden Erklärungen ſ. IMR. v. 14. Sept. 1836 (Ann. Bd. 
20. S.898) und v. 27. Mai 1837 (Ann. Bb. 21. S. 377), — beibe in L. u. v. R. J. 
©. 543 fg. — Bei Streitigkeiten Über die Bonitirung tritt nah 8 31 lit, a. BO. vom 
30. Juni 1834 (f. 0.38 zu letzterem) |chiedsrichterlihes Verfahren ein. — Be⸗ 
vor aber Letzteres eintritt, ift barauf zu halten, daß ber Kommiſſar einen ernften Verſuch 
macht, die Intereffenten zur Angabe ber Gründe zu bewegen, aus welchen ihre Zweifel 
oder boch ihr Mißtrauen gegen die Nichtigkeit der Bonitirung entftehen, und dann dieſe 
Sründe reiflih prüft und nöthigenfalls berüdfichtigt: jo LMR. vom 15. Dez 1854 
(BMEI. ©. 268). Wenn in Folge der Revifion durch das fchiebsrichterliche Verfahren 
die Bonittrung Abänderungen erfährt, fo treffen vie Koften dieſes Verfahrens doch nicht 
bie Boniteure, fondern die Parteien: fo IMER. v. 14. März 1844 (VBMEL S. 209); 
— und das Ergebniß der Reviſion ift auch pen zufriedenen Intereffenten zu Gute 
zu rechnen: jo IMR. v. 17. Dit. 1842 (UMDBI. ©, 379). 
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ften Fällen ohne Weitläuftigkeiten und Koſten gejchehen können, z. B. wenn nicht 
in Abficht aller, — nur eines oder weniger ver erbliche Beſitz ober bie Be⸗ 
fugniß, an der Regulirung Theil zu nehmen, dei ift, wenn ferner der Streit 
* * Pr Pertinenzien feine großen Gegenſtände oder nur Hütung ober 
Holzung betrifft. 

8. 132. Auch kann, wenn der Streit Gegenftänve betrifft, bie fofort in 
bie Planberechnung gezogen werben müſſen, und ji die Sache noch nicht genug- 
fam überjehen läßt, um ven Plan auf alle Fälle des Austrags anzulegen, doch 
mit dem erfteren vorgefchritten werven, wenn ver Gegenftand des Streits im 
Berhältniffe zu dem Hauptgegenſtande der Regulivung, bei welchem es barauf 
ankommt, nicht von Belang ıft, oder mit der Regulirung der Auseinanderſetzung 
in einem beftummten Zeitranme, bis zu welchem ſich vie Beilegung jener Gtrei- 
tigkeiten nicht abſehen [äßt, erhebliche Vorteile verfnüpft find. einem fol- 
hen wird demjenigen, wider befjen prätenbirte Berechtigung ver Plan angelegt 
wird, feine anderweitige Abfindung im Allgemeinen entweber in Natur ober 
Rente vorbehalten. 

$. 135. Bei einem ſolchen allgemeinen Vorbehalt eventueller Naturalab- 
en muß jedoch der Gegenftand, aus welchem bie legteren erfolgen follen, 
o viel als möglich, nah Art, Rage und Umfang beftimmt werben. 

$. 134. Auf eine Entſchädigung in Kapital oder Rente, ift der Vorbehalt 
in dem Falle des 8 132 nur dann zu richten, wenn fich ver Vorbehalt ver Na- 
turalabfindung nad) der zeitigen Lage der Sache zweckmäßig gar nicht ftellen läßt. 
Jedoch foll auch in dieſem alle nach rechtskräftiger Eutfheibung des Streit- 
punltes dem Betheiligten noch der Nachweis, wie ibm feine Naturalabfindun 
ohne Zerrüttung des Auseinanderſetzungsplanes und ohne Nachtheil für die hieran 
gegründeten wirthichaftlichen Einrichtungen gewährt werden Lönne, geftattet und 
in dem alle, wenn dieſer geführt würde, folche noch zugetheilt werben. 
| . 185. Ob die Sadye hiernad (8 133) zur Planberechnung reif fei, bleibt 
dem Ermefjen der Spezialkommiſſion überlaffen und den Parteien fteht gegen ihre 
viesfälligen Verfügungen, wie über bie Suläffigtei der Beſeitigung ihrer An⸗ 
fprüche, mittelft der in 88 132 ff. gedachten Vorbehalte, nur ver Rekurs an 


die Gen. Komm. ir 
ie der Plan zu berechnen ſei. 

| 1) Generelle Vorfchrift. 

5. 136. Die Kommifftion muß bei der Anfertigung des Plans mit ber 
möglichſten Sorgfalt, Reblichkeit und Unparteilichleit zu Werke gehen. ‘Der Plan 
* die Vorſchläge der Kommiſſion, ſo weit ſie bleibende Verhältniſſe betreffen, 
nebſt einer Entwickelung der Grundſätze, worauf ſie beruhen, enthalten. 

2) In Rüdficht ver Landtheilung. 

8. 137. Darin milffen alfo im Fall einer Landtheilung, die jedem In— 
terefienten anzumeifenden Grundſtücke an Aedern und Wiefen 2c. ver Hegel nad 
(besiel aufgeführt werden. Im alle des $ 131 und in Fällen, wo mehrere 

rten der örtlichen YUnweifung anmwenbbar find, over fonft zu vermuthen ift, daß 
ber Hauptplan Aenberungen erleiven und dadurch bie Gubreparition zerrüttet 


ss. 1369. 

70. Ueber die Rechte und Pflichten des Kommiſſars bei Aufftellung bes Ausein- 
anberfegungsplans |. ben Schlußabjag des $ 17 BD. v. 30. Juni 1834. — Anweiſun⸗ 
gen über die Anlegung ber Auseinanderfegungspläne, namentlich für Feldmarksſeparationen 
enthalten die IMR. v. 6. Novo. 1827 (Kochs Agrargel. zu 8 136 h. 1.), v. 3. Febr. 
1833 (ebenda Beilage Nr. 2 zu h.1.) und v. 21, Nov. 1835 (Dönniges Landeskul⸗ 
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werben fönnte, kann der Plan über vie Grundtheilung bergeftalt allgemein an- 
elegt werben, daß daraus die Beſitzungen des Gutsbeſitzers und der Dorfsein- 
aflen nur im Allgemeinen hervorgehen. Die Unterabtheilung muß aber dann, 
fobald bie Oruneiheitung, mit dem erfteren feftftebt, angelegt werben. 
3) In Rüdficht anderer bleibenden Berhältniffe. 
$. 138. Zu den Gegenftänden, die bleibende Verhältniſſe in Abficht ber 
Grundtheilung betreffen und worüber die angemefjenen Deflinimumgen in dem 
Plan enthalten fein en, gehören Triften, Wege, Viehtränken, Abzugs- und 
Dewäflerungsgraben, Wäflerungen zum Schafwaſchen, zu PViehtränfen ꝛc., vie 
Beſchränkung des Viehſtandes oder des Waldweidereviers nah 8 13 des Er. 


und Art. 22 der Dekl., die Regulirung der Viehſtände nach Art. 23 und 27, 


die Entfhädigung in Rückſicht der Hütung anf ven zwifchen dem Abfindungs⸗ 
lande gelegenen Ländereien des Gutsherrn Art. 26, dir Befreiung eines Drittels 
der Aderländereien der Dorfseinfaffen von der Schafhütung Art. 25, das Brenn- 
holzmaterial nach $ 15 des Ev. und Art. 30 der Dekl., die Entſchädigung we- 
gen der Foſſilien nach Art. 71 der Dei. 

4) Im Rüdficht anderer Gegenftände. 

8. 139. Weber Oegenftänbe, bie entweber nicht bleibende Verhältnifie oder 
nicht die Landtheilung jelbft betreffen, ſondern nur Folgen berfelben find, als die 
Auseinanderfegung ver Hofwehr, wegen der Saat und des Düngers nad Art. 
43 und 44, wegen der Bau⸗ und Reparaturkoſten Art. 75, vie Bertheilung ver 
öffentlichen und Real-Laften, die Konftatirung ver Kommunallaſten nach Art. 38 
und 78, find der Regel nad, bis nach feftftehenver Landtheilung, auszuſetzen. 

Bis dahin können auch die Beftimmungen in Rüdfiht der Art. 33 und 34 

edachten Häufer, der Art. 38 erwähnten Sülfebienfte und wegen der Zeit ber 
ealifirung der Auseinanderſetzung verfchoben werben. 
Borlegung des Plant. | 

$. 140. Der entworfene Plan muß den Imtereffenten nicht nur auf ver 
Karte und dem Papiere, ſondern auch an Ort und Stelle erflärt werben. In 
jofeen er gemeinfchaftliche Rechte einer Gemeinde betrifft, ift e8 zureichenn, daß 
die Vorlegung ihren gehörig legitimirten Stellvertretern gejchieht; in foweit er 
aber die befonveren Rechte einzelner Interefienten zum Gegenſtande hat, muß er 
allen diefen zu ihrer Exflärung bekannt gemacht werben, 

Die Bekanntmachung und Erläuterung muß übrigens fo umſtändlich ge- 
ſchehen, daß jeder überfehen und ſich überzeugen kann, wie ſich feine neuen Ber- 

ältniffe gegen bie vorigen ändern, und daß der Plan entweder auf getroffenen 
Bereinbarumgen oder gelefichen Borfchriften beruhe. 





tur⸗Geſ. 3b. 3. S. 433 fg.) — alle 3 abgebrudt in L.u.v. R.IJ. ©. 54857, und bie 
Geſchäfts⸗Inſtruktion der Gen.-Komm. zu Merſeburg (Magbeburg 1856 im Selbſt⸗ 
verlage) S. 190 bis zum Schluß. Ein inftruftives Beifpiel einer zur derbeiführung eines 
Vergleichs aufgeftellten kommiſſariſchen Sollhabenberechnung in einer umfaffenden und ver» 
widelten Forſiſervitutablöſ. S. enthält 3. Bd. 16. ©. 156 fg. 

71. Im Betreff des Auseinanderbauens der Gehöfte weit IMR. vom 
19. Mai 1839 (Ann. Ob. 23. ©. 365) die Auseinanberf.-Beh. an, die Special-Rommiffa- 
vien babin zu inſtruiren, daß fie bei Anordnung ber Separationspläne flr eng und feuer- 
gefährlich gebaute Ortichaften auf den möglichen Auseinanderban Bedacht nehmen und mit 
Rückſicht darauf die nahe am Dorfe gelegenen, zu Bauplätzen geeigneten Ländereien ver- 
. teilen. — Bezüglich der den Auseinanberfj.-Beh. und ihren Kommiffarien zur Pflicht ge- 
machten Erhaltung hiftorifher Denkmäler bei Separationen |. IMR. v. 24. Dez. 
1844 (BMI. v. 1845. ©. 23). 


- m. m. __ 7m m -E mn _ __ 
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- gernere® Berfahren. 

8. 141. Kommen Wiverfprücde vor, fo müſſen ſolche aufnerfjam gehört 
und erwogen werben. Sind fie gegründet, jo müſſen bie Dlittel zu deren Abhel⸗ 
fung erforſcht und vorgefchlagen werben. ind fie ungegriinbet, fo müſſen bie 
Widerſprecher mit möglichttem Glimpf beveutet und des Ungrundes ihres Wider- 
ſpruchs belehrt werben. 

Wenn feine Bereinbarung ftattfinvet. 

8. 142. Findet folchergeftalt kein gütliches Abkommen Statt, fo muß zur 
Inſtruktion ver Streitpunkte gefchritten werben. Die Spezial-Komm. muß dabei 
mit der größten Umficht zu Werke geben und dahin ftreben, daß die Sache durch 
einen und denſelben Nechtögang völlig oder wenigftens fo. weit beendigt werbe, 
daß der Errichtung des Auseinanderſetzungsrezeſſes nichts weiter im Wege fteht. 
Sie muß daher, im Fall die 88 138 und 139 geadten Gegenſtände bei ber 
—— des Hauptplans ausgeſetzt ſind, darüber einen nachträglichen Plan 
oder Vorſchläge den Intereſſenten vorlegen und darüber wie über den Hauptplan 
ihre Erklärung einholen, möglichſt eine eventrielle Vereinbarung ſtiften, entgegen⸗ 
geſetzten Falls aber auch vie hierbei entftehenden Streitpunfte inſtruiren. 

Inſtruktion der Streitpunfte, 

$. 143. Dieſe Inftrultion wird duch den mit ber Regulirung beauftrag- 
ten Delonomie - Komm. bewirkt, und es ift dabei bie Mitwirkung eines Yuftiz- 
bedienten nicht erforderlich. Er richtet ſich dabei nach den Borfchriften des 8 104 
und es finden aud, bier die Borfhriften des $ 107 Statt. 

on dem Falle einer Vereinbarung. 

$. 144. Wird Dagegen ein Vergleich ehe fo muß die Kommiffton nicht 
nur für deſſen umftändliche beitimmie dot ung und —— Vollziehung 
Sorge tragen, ſondern auch alle andere bisher noch ausgeſetzte Nebenpunkte in 
Güte zu reguliren ſuchen, und ſolchergeſtalt die Sache, bis zur Errichtung des 
förmlichen Auseinanderſetzungsrezeſſes und bis zur Realiſirung vorbereiten. 

V. Kontumazialverfahren. 
Wenn es ſtattfindet. 

8. 145. In dem vorſtehenden 8 iſt die gewöhnliche dann eintretende Ver⸗ 

fahrungsart angegeben, wenn bie Intereſſenten den kommifſſariſchen Verfügungen 
ehörige Folge leiſten und die Kommifflonstermine gehörig abwarten. Im ben 
ällen, wo de ſich ungehorfam bezeigen, findet das Kontumazialverfahren Statt. 


. 142. 

72. Präjudicial-Inftrnftionen und Enticheidungen bloß über Theilftüde der Planbe⸗ 
rehnung find umftatthaft, vielmehr muß über ben ganzen Auseinanberfegungsplan in 
einem Planerkenntniſſe das Nöthige feftgejettt werben: jo IMR. vo. 14. Sept. 1840 
(SMEL 1841. S. 128). Ebenfo darf nicht Über die Tage einzelner ftreitiger Landpläne 
allein erkannt, vielmehr muß nad) vorgängiger Prüfung im Urtheil ausgefprochen werben, 
daß ber Plan nicht bloß für zweckmäßig und wirtbichaftlich gelegt, ſondern daß auch Durch 
denfelben die Forderungen aller Imtereffenten für vollſtändig befriedigt zu erachten: fo 
SER PR 9. Febr. 1839 (Ann. Br. 23. ©. 89. L. u. v. R. J. ©. 5657). 


73. Bei Planlageftreitigfeiten ift jebem Theile der Antrag auf Anhörung der 
Kreisvermittelungsbehörde geftattet nach $ 35 BD. v. 30. Juni 1834, ber das 
weitere Verfahren beftimmt. Dagegen ift |chiedsrichterliches Verfahren darüber 
et: ſ. n. 21 zu Art. 14 des Ergänz.-©. v. 2, März 1850 zur Gem.⸗Th. O. 
(A, VII. ». 

88. 145158. 
74. Das eigenthümliche, weitgreifende Kontumazialverfahren im eigentlichen (nicht 
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Es ft zur Begründung vefjelben zureichend, wenn in der Borlabung der Gegen: 
ftand der bevorftehenven Verhandlung nur im Allgemeinen befannt gemacht wor- 
den und es find fchriftliche Mittheilungen vorheriger Verhandlungen und ber 
Urkunden, worauf ſich die bevorſtehende Verhandlung beziehen fol, nicht erfor- 
verlich, ſondern es ift himeeichend, wenn dem Borgeladenen nur die Gelegenheit 
befannt gemacht wird, wo er fie in ver Nähe des Orts ver Regulirung vor dem 
Termin * oder durch einen Bevollmächtigten einſehen kann. 
Von dem Ausbleiben im erſten Termin. 

$. 146. Erſcheint eine Partei in dem erſten Termine nicht, fo wird an- 
‚genommen, daß die gegenfeitigen Gerechtſame fo anerfannt werben, wie fie von 
dem Oegentheil angegeben worven, und daß ver Abweſende im Rüdficht des 


ferneren Verfahrens es auf die geſetzmäßige Regulirung der Kommiffion ankom⸗ 


men lafle. 

8. 147. Dieſe fährt dann, geftütt auf das hiernach als anerfannt anzu- 
nehmenve Rechtöverhältnig, in den folgenden Tagen mit der rechtlichen Reguli- 
rung der Sache und allenfalls bis zur Ausarbeitung und Vorlegung de Aus- 
einanberfegungsplans fort und regulirt folchergergeftalt in contumacıam. Wer⸗ 
den dabei von den Anwelenden Einwendungen gegen ven Plan angebracht, fo 
werben folche Ieviglih von der Kommiſſion geprüft. Sie hilft den gegründeten 
Erinnerungen ab, Härt die ungegründeten zur künftigen Enticheivung auf und 
fenbet dann die Alten an vie Gen.Komm. ein. 

Bon dem Ausbleiben in dem Termin zur VBorlegung 

der Bermeifung. 

$. 148. ft eine Partei in einem ferneren Termine ungehorfam ausgeblie- 
ben, und kommt es gufolge der allgemeinen Bekanntmachung in der Borladung 
auf Erklärung über Vermeſſung und Bonitirung und auf das fernere Verfahren 
an, fo wird in Rüdficht derſelben angenommen, daß fie das Bermeffunge- und 
Dontticimgeregiter als richtig anerkenne und in Rückſicht des ferneren Berfah- 
vend auf die Tegalität der Kommiſſion lediglich Bezug nehme, welche dann, wie 
ed in dem vorigen $ 147 vorgejchrieben ift, Kortfäbrt 
Falls der Termin zur Ertlärung über den Plan angeftanden hat. 

8. 149. Hat ver Termin zur rung über ven von ber Kommilfion 
angefertigten Auseinanverfegungsplan ober über ser die von dem anwe⸗ 


fenden Intereflenten herrühren und von der Kommilfion in der Vorladung als 


zwedmäßig anerkannt und angepriefen worden, angeftanden, fo wird angenom- 
men, daß der Plan und beriehungähoeife die Vorſchlage genehmigt worden, und 
es werben nach erfolgter Erledigung oder Erörterung der Einwendungen ber 
Anweſenden die Alten an die Gen.-Komm. zur Entſcheidung eingeſandt. 
Bon dem Ausbleiben im Inftruftionstermine - 
$. 150. Steht ver Termin zur Inftruftion früher angebrachter Stereit- 
punkte an, en im Fall eines ungehorfamen Ausbleibens des einen ober 
des andern Theils die VBorfchriften des Allg. Ger.-Oron. Anwendung. 
Bon unterlafjener Informationsertheilung. 
$. 151. Vorſtehende Vorſchriften SS 145 ff. finden auch in dem Falle 
Anwendung, wenn eine Partei ihre Bevollmächtigten mit gar feiner oder nicht 
zureichender Information verficht. 


ftreitigen) Auseinanderjegungsperfahren regeln die 88 146 bis 149 und 153, 
während das bei der Infiruftion „früher angebrachter Streitpunfte” nach 8 
150 h.1. ven Vorfhriften der AGO. folgt, alfo namentlich dem 8 44 AGO. 1.9., wonach 
„jede Thatſache, bei deren Grörterung der Ungehorfam ſich äußert, für zugeftanden ober 
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. Bon der Kontumaz der Gemeinden. 
8. 152. Eben diefes findet Statt, wenn eine Gemeinde ober bie Theil⸗ 
haber eine® nach 88 82 — 84 fir gemeinfchaftlih zu achtenden Intereſſe ins⸗ 
en ausbleiben, wogegen ın Tällen, wo einige Mitglieder ober Theilhaber 
ericheinen, andere aber ausbleiben, die Borfchriften ver & 85, 86 Anwendung 


finden. 
Nähere Deitimmung des Borftehenden. 

8. 18. In den Fällen, wo bie ulirung nicht ununterbrochen fortgefetst 
und alfo zu dem Ende neue Termine angeſetzt worben, muß ber in ben früheren 
Terminen ausgebliebenen Partei von dem anberweitigen Lermin Nachricht ge⸗ 
geben und fie dazu vorgelaven werben. Erſcheint fie anf biefe Vorladung, fo 
muß fie auch über die in ihrer Abwefenheit vorgenommenen Verhandlungen ge= 
hört werben, fie muß aber die durch ihr Ausbleiben entftandenen nutlofen Soflen 
tragen und den Gegnern erftatten. ben dieſes findet Statt, wenn fie fih im 
den nachitehenvden Terminen vor der Entfcheivung von felbft meldet. 

VL Definitiv-Entfheidung. 
Su wiefern Spezial-Rommilfionen definitiv ver fügen fönnen. 

8. 154. [Die Spezial-Komm. können über vorübergehende Gegenftänve, vie 

blo8 die Vorbereitung eines ſchicklichen Ueberganges aus ver biäherigen in 
die fünftige Verfaſſung betreffen, inſonderheit über die Art. 39 und 50 ber 
Dell. gedachten Gegenftände, im Mangel einer Einigung befinitiv verfügen 
und es findet bagegen nm der Rekurs an die Gen.-Komm. Statt.] Die Ent- 
fcheidung über bleibende Gegenſtände [und über die nach Art. 38 auf längere 
Zeit zu leiftenden Hülfsviente, gebührt der Gen⸗Komm. 

Sorgfältige Prüfung rommiljarilöen Berfahren®. 

8. 155. Die en. Komm. muß, fo oft ihr Alten der Spezial-Somm. oder 
anderer Regulirungsbehörden eingehändigt worden, ſolche forgfältig durchgehen, 
das Verfahren ſcharf prüfen und die entdeckten Mängel und Unregelmäßigkeiten 
rügen. Dieſes muß mit möglichſter Sorgfalt geicheben, wenn Alten zur Ent- 
ſcheidung eingefandt werben; fie muß dabei [ber beſrantn Befugniß des Re⸗ 
viftonsfollegit eingedenk fein], und allen Fleißes auf Gründlichkeit und Vollſtän— 
digkeit der Entwidelung erfter Inftanz halten. 

Form der Entſcheidung der Gen.- Komm. 
ſ8. 156. Auch die Definitiventjcheidungen der Gen.⸗Komm. erfolgen in 
der Form von Refolutionen. Diefe müſſen aber mit Gründen unterflütt, 
Entjcheidungen und Gründe müſſen auch ſcharf abgefonvert fein, vergeftalt, 
daß et] darüber Zweifel entftehen kann, was zu der Einen oder ber An- 
dern gehört. 


nicht angebracht, fo wie es dem Ungehorſamen nachtheilig ift, angeſehen werben muß.” — 
Wegen der gegen Kontumazial⸗Entſcheidungen ftatthaften Rechtsmittel ſ. 88 191 bis Ah. 1. 
_ „ußerbem ſ. den Aufſatz von Schellwit in ber Jur. W. 1843 ©. 445 fg., 461 fg. 


75. An Stelle des erften Satzes dieſes $ find der 8 36 BO. v. 30. Junt 1834 
u.8 dar BD. v. 22. Nov, 1844 getreten: |. die n. dazu. — Wegen ber Del. |. n.29. 


76. Die in dieſem 8 erwähnte Beichränkung der Befugniß des Nevif. - Kol, if in 
ben 88 181 fg. h. 1. enthalten, aber buch $ 14 fg. ber BO. nom 22. Nov. 1844 be- 
feitigt. 

4 


7. Der 8 iſt durch 8A der BO. v. 22. Nov, 1844 antiquirt: ſ. bien. zu 
legterem. 
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Publitation derfelben. 

8. 157. Sie werben, wie die Erkenntniſſe ver Gerichte auf die in ber 
Ger.Ordn, vorgefähriebene Art, den Intereffenten publiziert und dieſe find dabei, 
wegen der dagegen zuläffigen Rechtsmittel, ver Wirkung verjelben, ver Zeit ihrer 
Einleguug und der Folgen der Verabſäumung dieſer Frift, zu belehren. 


VI. Errichtung des Rezeffes. 
Bann der Rezeß abzufaffen fei. 

8. 158. Sobald über die Auseinanderſetzung eın gütliches Abkommen erreicht, 
oder die Sache in ihren weientlichen Punkten entfchieven und die Nebenpunfte 
regulirt worden, muß nad Maaßgabe ber Bergleihe und der Entſcheidung ber 
Auseinanderfegungsrezep entworfen werden. Sind auch noch einzelne Punkte in 
der Appellationsinftanz anhängig und betreffen dieſe foldhe Gegenkänbe, worüber 
in zweiter Inſtanz nur auf eine Entſchädigung erfannt werben fann, ober treten 
die in 88 131—135 näher beftimmten Fälle ein, in welchen ver noch fehweben- 
den Streitigkeiten ungeachtet, mit der Planberechnung verfahren werden Tann; fo 
ift dennoch zur Aufnahme des Rezeſſes zu ſchreiten und ſolchenfalls in demfelben 
nur das Nöthige darüber zu bemerken. Eben das findet wegen der Provokation 
auf höhere oder geringere al8 die Normalentſchädigung ftatt. 


\ 


$. 157, 

78. Die bier erwähnten Beſtimmungen ber AGO, find durch die BO. v. 5. Mai 
1838 wegen Einführung eines gleihmäßigen Verfahrens bei der Inſinua— 
tion richterlicher Ertenntniffe und bei Einlegung der Rechtsmittel (G.-©. 
©. 273) theils aufgehoben, theils mobificirt, welche, ald Beilage C. zu A. VIIL—XI., 
nnebft der ihren 8 10 abänbernden BO. v. 21. Juli 1843 (G.S. ©. 294) abgebrudt iſt. 
Durch 82 der BO, v. 5. Mai 1838 ift die Belehrung der Parteien über die zuftänbigen 
Rechtsmittel aufgehoben. Nah IMXR. v. 3. Sept. 1838 (Ann. Bd. 22. ©. 613) 
fteht indeß den Auseinanderi.-Behörben das Recht zu, ausnahmsweiſe bie An- 
beraumung eines befonderen Bublilations-Termins amzuorbnen, wenn es in ſehr 
tompficirten Sachen zur Belehrung der Parteien über den Inhalt des Urtels zweckmäßig 
erfcheint, jedoch muß auch in ſolchem Falle die Infinuation ber Ausf. geſetzlich erfolgen. 
— 3u 83. lit. a. ber cit. BDO. ſ. P. B.O. T. vo. 13. Dez. 1841 (Entſch. Bd. 7. ©. 
228), wonach in Auseinanderſ.⸗Sachen, in denen mehrere Litisfonforten aus ihrer Mitte 
Deputirte beftellt haben, zur Feſtſtellung des Fatale die Inſinuation der Urtelsausf. an 
biefe Dep. genügt, wenn fie auch zur Empfangnahme bes Urteld nicht ausbridlich ermäch- 
tigt find. Nah Iz.u. IMR. v. 9. Sept. 1840 (VMBl. ©. 395 u. IMDB. ©. 315) 
genügt e8 in Auseinanderf.-S., wenn Litisfonforten Deputirte beftellt haben, Einem ber- 
jelben die Ausf., den Anderen Abfchrift des Tenors zu bebänbigen: und zwar ift nach 
Jz.u. IMR. v. 25. Ian. 1841 (MB. S. 85 u. IMBI. ©. 67), wenn mehre Fitie- 
tonforten ober deren Deputirte von der an einen unter ihnen erfolgten Aushändigung eines 
Erleuntnifjes mittelft Kurrende benachrichtigt werben, biefer leßteren nur eine Abfchrift ber 
Urtelsformel beizufügen. — Durch 8 3 lit. d. ber cit. BO, wird bie Inſmuation an 
auswärtige Parteien durch vereidete Boten der Speciallommifjarien nicht aus« 
gefchlofien: jo ISMR. v. 9. Ian. 1841 (VBMBIL. ©. 31). Wegen ber Inſin. durch bie 
Bo f.n.41 zu 571 h. I. — Zu $4 der ci. BO. ſ. I3M. v. 29. Mai 1841 
(SIMR. S. 194), wonach bei Urtels- Infin. an Regierungen das Erf. nebft Infin. » Do. 
unter Kouvert an ben Reg.-Präf. zu abreffiren ift, der das letztere unter Beidrückung 
* Amtsſiegels vollzieht und zurückſendet, wobei es dann eines Poſtbotenatteſtes nicht 

darf. 


8. 158. 
79. Wegen bes Schlußſatzes ſ. $ 103 Abldj.-©. v. 2. März 1850. 
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Wie er abzufasjen fei. 

8. 159. Der Rezeß muß eine deutliche und beftimmte Beichreibung des 
Refultates ver Auseinanverfegung in Abficht der Dauptgegenftände und der Ne- 
benpunfte enthalten. Es müſſen darin die neuen Grenzen ber beiderfeitigen Be- 
figungen mit möglichfter Genauigkeit, alle fortdauernden Befugnifle, die ein Theil 
auf den Befigungen des andern etwa behält, und alles was ein Theil dem an- 
bern in Gefolge der Auseinanverfeßung, es fei. fortvauernd oder temporell, zu 
leiften bat, nebit den Veränderungen, die in Folge der Auseinanderjegung ın 
Küdficht der Abgaben an den Staat, Kirche, Pfarre zc. und in Rüdficht der 
Kommunallaſten und fonftigen Societätsverhältniffen entſtanden find, ganz beftimmt 

befchrieben werben. 
"Wer ihn abzufafjen habe, 

8. 100. Die Entwerfung deſſelben gejchieht von ven Auseinanderſetzungs⸗ 
Komm. It biefer jedoch em Delonomie-Komm., jo fteht e8 dieſem frei, fich dazu 
des Kreis⸗Juſtizbedienten ($ 61) zu bebienen. 

Einfendung des Entwurfs zur Prüfung. 
S. 161. Der Entwurf des Rezeſſes muß vor befien Bofpiehung mit den 
Alten ver Gen.-Komm. zur Prüfung eingefandt werben. 
Worauf die Prufung zu richten fei. 
| 8. 162. Diefe muß das das gene erfahren der Kommiſſion und ven 
Inhalt des Rezeſſes in Abficht feiner Beſtimmtheit, Deutlichkeit und Aftenmäßig- 
ßigkeit fcharf beurtbeilen. Ste muß vorzüglid 
1) den Legitimationspuntt, 
2) das Interefje verjenigen moralifchen Perfon, für die fie nad $ 17 von 
Amtswegen zu forgen hat, 
3) die ihr obliegende Borforge file die nicht zugezogenen Wealgläubiger, 
Lehns⸗ und Fideikommißfolger und 
4) das landespolizeiliche Intereſſe berüdichtigen. 


$. 158. 
80. Für die Reallaſtenablöſ.⸗Rezeſſe find theils vor, theils nach dem AM. v. 
15. Mai 1850 (Beilage A. zu A. V.) von den Auseinanderſ.⸗Beh. Formulare vorge 
jchrieben worden: |. 3. B. Anlagen XXVIH, A, B, C in ver Geichäfte-Inftruftion ber 
Gen.Komm. zu Merfeburg, cit. in n. 70. — lieber die Aufftellung und Vollziehung ber 
Separ.-Rezeffe f. die legtere Inſtruktion S. 77 bis 83 und das Formular daſelbſt S. 
153 fg. Auch andere Auseinanderf,-Beb. haben vergleichen Inftruftionen ihren Kommiſſa 

rien ri 


3 Wegen des Schlußſatzes ſ. n.37, wonach derjelbe antiquirt ift. 


82. Die Beftimmungen biefer $ find fpezieller gefaßt in $ 15 der Abloöſ.O. v. 
13. Juli 1829 (G.S. ©. 65), $ 17 der Abldf.-D. v. 18. Juni 1840 und $ 14 ber 
Abloſ. O. v. 4. Yuli 1840 (8.5. ©. 159 und 198), die weil auf bas Verfahren be- 
züglich, nah $ 112 Ablöſ.G. v. 2. März 1850 nod gelten. — Zu Nr. 2 diefes S 
(refp. Nr. 3 der eben cit. gleichartigen) ſ. n. 13 zu $17 h. 1., wonach letzterer in feiner 
Tragweite erheblich befchräntt if. — Durch IMR. v. 17. Aug. 1840 (WMBl. S. 393) 
wird die Beſchränkung der kalkulatoriſchen Prüfung der Plandberehnungen 
und Rezeß-Entwürfe durch die Bureanbeamten der Auseinanverf- - Behörben anf bas 
unumgänglich nothwenbige Maaß zur Vermeidung einer unnöthigen Vermehrung ver Bu⸗ 
reauarbeiten zur Pflicht gemacht. Wegen ber Koften für viefe Briifung ſ. n. 173184 
Nr. 5 des Koften-Regul. v. 25. April 1836 (A. XIII. a.) 
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$. 168. Findet fie dabei Ausftellungen, fo muß fie die Spezial-Komm. zu- 
rechtweiſen, und berfelben zugleich vorſchreiben, welchergeſtalt den Erinnerungen 


abzuhelfen fei. | 

8. 164. Sind die Intereſſenten bei diefer Nachverhandlung zu feiner 
angemeſſenen Bereinigung zu vermögen, fo entjcheibet Die Gen. Komm. wegen 
ver folchergeftalt unerledigten, imgleichen wegen der fchon von der Speial- 
— I Anntefation gebrachten Ausftellungen nad näherer Beftimmung in 
den 1 . 

8. 165. Im eben der Art (88 162 ff.) verfährt fie, wenn ihr Rezeſſe, vie 
nicht unter ihrer Leitung, fondern unter Zeitung der 88 65 ff. gepachten Behör- 
den, nicht ohne alle Mitwirkung einer öffentlichen Behörde —5*— en worden, 
zur Beſtätigung eingereicht werden. 

Vollziehung des Rezeſſes. 

8. 166. Die Vollziehung des Rezeſſes von Seiten ver Intereſſenten, muß 
allemal vor einem als Richter qualifizirten Juſtizbedienten gefchehen; vie Zus 
ziehung des Oekonomie-Kommiſſarins ift dabei nüglich, aber nicht durchaus noth- 
wendig. 

Pflicht des Bollziehungs-Rommilfar. 

$. 167. Des Erfteren Pflicht a 
Sorge zu tragen, und alfo ven Intereffenten, beſonders ven bäuerlichen, ben 
Inhalt vefjelben zu erläutern, fondern er muß auch, in fofern er nicht felbft der 


- — — — — —— — 


fS. 166. 

83. Dieſer 8 wiederholt die ſchon in Art. 104 der Del. v. 29. Mai 1816 (G.-©. 
S. 177) enthaltene Beſtimmung. Sie iſt durch 88 41 und 43 der BO. v. 30. Juni 
1834 und durch 8 108 Ablöoſ.⸗G. v. 2. März 1850 weſentlich mobiflcirt, nad 
welchen bie Rezeßvollziehnng auch vor Notaren, Delonomielommilfaren und 
jedem von der Auseinanderſ.⸗Beh. damit beauftragten Beamten erfolgen 
fann. — Ueber die Vollziehung der Abldf.-Urkunden und ber Rezefie durch die Reg. und 
andere öffentl. Behörden und über bie Vollziehung der von ben Reg. und Prov.Schul⸗ 
Koll. ermittelten Rezeſſe |. 88 40, 42, 43 BO. v. 30. Juni 1834 und n. dazu. 

84. Wem der Rezeß nicht in Form einer Verhandlung gefaht und aljo eine be 
fonbere Bollziehungsverhanblung aufzunehmen ift, jo muß nicht bloß die letztere, ſondern 
auch der Rezeß jelbft von den Interefienten unterjchrieben werben (vgl. 834 AGO I. 43): 
jo IZMR. v. 13. Nov. 1836 (Ann. Bd. 20. S. 902. L. u. v. R. J. S. 569). Die ge- 
ſchehene Vollziehung muß in einer Regiftratur hinter den Unterſchriften unter dem Rezeffe 
mit Hinweis auf die Vollziehnngsverhandlung vom Vollziehungs - Kommiffar befcheinigt 
IDerben er NG AGO. 1. 7. Wegen ver Vorhaltung bei der Rezeßvollziehung ſ. n. 
zu .l. 

85. Anlangend minderjährige Intereffenten, fo follen nah IIMR. v. 23. Dez. 
1836 (Ann. Bd. 21. S. 390), 28. März 1837 (ebenda) ımb 7. Juli 1837 (Ibb. Bd. 
„0. S. 89) — abgebrudt in 2.0.8. I. S. 569 fg. — bie obervormundſchaftlichen Ge⸗ 
richte ſchon, wenn bie Verbanblungen zum Rezeß: Entwurf reif find, über bie Genehmi- 
gung ber Erklärungen ber Bormünder fih äußern und im Falle der Genehmigung bie 
Autorilation zur Soliehung des hiernach aufzunehmenden Rezefies ertheilen. Hiebei ift 
nah dem durch Iz3zMR. v. 12. Mai 1837 (Ibb Bd. 50. S. 89) und IMR. vom 
20. Juli 1837 (Ann. Bd. 21. ©. 654) genehmigten Borfchlage des OLGerichts zu Pofen, 
wie folgt, & verfahren: 

a Sobald die Verhandlungen rezeßreif find, theilt die Speciallommiffion dem betr. 
oberbormundfchaftl. Gerichte eine Zufammenftellung des alten und neuen Beſitzſtandes, ber 
alten und neuen Leifungen, jo wie bie übrigen zur Vorbereitung ber Ausführung des 


es, nicht nur fir eine legale Vollziehung 


384 A. VII. Verordnung vom 20. Juni 1817. 8 167169. n. 8788. 


Berfafler ift, die Faſſung vefielben in Ausftcht ihrer Beſtimmtheit nnd Deutlich⸗ 
feit und den Legitimationspunkt der Paciscenten prüfen. Winden fi} dabei wider 
Erwarten noch Ausftellungen, I muß er ſolchen möglichſt abhelfen, und wie 
biejee gefchehen, in dem dem Rezeß anzuhängenven Vollziehungs - Brotofoll be⸗ 
merken. 

Von der Beſtätigung. 

8. 168. Wenn bei dem Rezeffe nichts zu erinnern, ober bie dagegen ge⸗ 
machten Erinnerungen erledigt find, derfelbe auch gehörig vollzogen worden, wird 
die Beftätigung ertheilt. | ' 

8. 169. Der ſolchergeſtalt vollgogene und von der Gen.-Komm. beftätigte 
Rezeß hat die Wirkung .einer gerichtlich beftätigten Urkunde Es bedarf veflen 


— — — —— — — — — nn 


Geſchäfts in ſpeciellen Intereſſe der Kuranden getroffenen Abreden in beglaubter Abſchrift 
mit, worauf 

b. die obervormundſchaftl. Gerichte nach Vernehmung des Vormundes über dieſe 
Zufamntenftellung, wenn fie Dagegen Nichts zu erinnern finben, ber Special-Komm. Autori- 
jation für den Vormund zufertigen, welche biefen ermächtigt, dem nach ben bisherigen 
Verhandlungen aufzunehntenden Auseinanberjegungsrezeß zu vollziehen. — Dergleichen 
Anträge Einen nach dem I3MR. v. 5. Oft. 1839 (MB. S. 335, Ann. Bd. 23. 
©. 326. L.uv.R. I S. 572) fir die in einer Auseinanberf,- Sache betbeiligten mebre- 
ren Bormünder in einem Kollektiofchreiben angebracht werben. 

. Wenn die Intereffenten fich der Rezeßvollziehung weigern, fo müſſen fie mit 
ihren Einwenbungen gehört und biefe orbnungsmäßig inftruirt werben, wonächſt auf Grund 
ber Inftruftion auf Ergänzung ihrer Unterfchrift gemäß 8 123 A. L.R. J. 5 zu 
ertennen ift: fo IMR. vo. 17. März 1819 (Kochs Agrarg. zu $47 BO, v. 30. Immi 
1834) Bi v. 13. März 1824 (Ibb Bd. 22. ©. 219), beide in L.u.o.R.L ©. 573 fg. 


87. Es iſt unftatthaft, mit ber Rezeßbeſtätigung bie richterliche Ergänzung ber Unter- 
ſchriften (f. n. 86) zu verbinden; denn es ift ein Wiberfpruch mit ber aus $ 168 h. 1. 
erfichtfichen Abficht und Beſtimmung der Veftätigung, biejelbe mit einer Entſcheidung zu: 
fammenzufafien, gegen welche noch ein Rechtsmittel ftattfindet. Die rechtskräftige Entſchei⸗ 
bung über die Unterſchriftsergänzung ift mit dem Atteſte der Rechtskraft ber Beſtätigung 
des Rezeſſes beizufügen: fo das in n. 86 cit. R. v. 13. März 1824. — Wenn eine 
und dieſelbe Perfon als Eigenthlimer mehrerer für fich beftehenber, verſchiedenen Realver⸗ 
bindlichleiten unterltegender Grumbftüde zur Sache intereffirt, fo ıft angemeflen, im Re- 
zeffe ober in der Beſtätigungsurkunde ausdrücklich zu bemerken, daß bie zwiſchen ſolchen 
Grundſtücken vorkommenden Ausgleichungen von ber Auseinanderſ.⸗Behörde befonbers ge 
nehmigt werden: fo IMR. v. 29. Dez. 1834 (Ann. Bb. 19. S. 84). — Der Bor- 
behalt der Rechte Dritter if nicht in die Beftätigungsformel aulunehnen, jonbern 
als entbehrlich und zu Mißverftändnifjen führend nah 8 52 AGO. 11. 2 zu vermeiden: 
jo at v. 4. Febr. 1830 (Kochs Agrargel. zu di. 8; kun. R. I. ©. 576). 

88. Hiezu iſt ergangen die A. K.⸗O. v. 18. Dez. 1841 betr. die Gültigkeit 
und erelutorifhe Kraft der von ben Gen.-Komm. und übrigen Ausein- 
anderſ.⸗Behörden beflätigten Rezefje (G.S. für 1842. S. 17), welche lautet: 

Auf Ihren Ber. v. 23. v. M. erfläre Ih Mich nunmehr mit der in dem Ber. v. 
29. Juni d. J. entwidelten Anficht, einverftanden, daß die von ben Ger. -Kommilfionen 
und den übrigen im Reſſort berjelben beichäftigten Auseinauberfegungsbehörben beftä- 
tigten Rezeſſe auch gegen biejenigen Perſonen gültig und erefutorifch find, welche bie bei 
bem betr. Geſchäft betbeiligten Grundſtücke erft nach bewirkter Vollziehung bes Rezeſſes 
von dem zu jener Zeit im Hypothekenbuch eingetragenen Eigenthlimer erwerben. Sch 
beſtimme daher zur Befeitigung, ver biergegen aufgeftellten Bedenken, baß es einer 
nachträglichen Bernehmung ſolcher neuen Erwerber über das bereits abgejchlofiene Geſchäft 
nicht bebarf, vielmehr auch ohne deren Zuftimmung die nach dem Rezeß erjorberlichen 
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Berlautbarung vor dem Richter der Sache nicht weiter und es kann auf deſſen 
Grund die Erelution verfügt werben. 

8. 170. Aud wird durch venfelben das Auseinanderfegungs - Derjahnen 
dergeſtalt abgefchloflen, und es gehört zu ven Obliegenhetten des mit der Vol]- 
ziehung beauftragten Juſtizbedienten, vie Parteien darauf aufmerffam zu machen, 
daß die zur Sache gezogenen Intereſſenten nicht nur mit feinen Einwendungen 
wegen ber hierin beſtimmten Gegenftänbe, ſondern auch mit keinen Nachforderungen 
auf Rechte, welche ihnen hinfichtlich diefer Regulirung zuftändig geweſen wären 
und dabei übergangen find, weiter gehört werden können. Demgemäß ift feiner 
der Intereſſenten irgend eine Einſchränkung feines Eigenthums weiter, als bie- 
jenigen, welche entweder durch allgemeine Geſetze beſtimmt oder in dem Rezeſſe 
ausdrücklich vorbehalten find, zu dulden gehalten. Gleichmäßig verbleiben alle 
Grundftüde und Pertinenzien, welche nicht anderen überwieſen find, dem bi8- 
herigen Befiger, blo® mit Ausnahme der vormaligen Grundgerechtigkeiten, weldye 
das Eigenthum der Mitintereffenten beläftigen, und demgemäß nad dem oben 
gedachten Grundſatze, außer dem Falle nothwendiger Servituten oder des aus- 
drücklichen Vorbehalts, erlöfchen. 


Eintragungen in die Hypothelenbücher veranlaßt werben ſollen. Sie haben dieſe Beſtim⸗ 
mung durch die G.S. zur Öffentl. Kenntniß zu bringen. 
Berlin, d. 18. Dec. 1841. 


An 
die Staatemin. Mühler und v. Rochow. | 

89. Ein von der Auseinanderf. - Behörbe ordnungsmäßig vollzogener unb von ihr 
beftätigter Rezeß bat bie Wirkung eines gerichtlichen Vergleiches oder rechtskräftigen Er⸗ 
tenniniffes und es ift gegen benfelben ber Einwand wegen eines Irrthums in ber 
Beichaffenheit bes von bemfelben betroffenen Rechts nicht zuläſſig. Dagegen ifl 
gegen einen ſolchen Rezeß ber Einwand eines bei der Aufnahme flattgehabten Irrthums 
in Beziehung auf den Gegenftand des Rezeſſes ober eines Betruges gleich 
wie ge einen Bergleich oder ein gerichtlich aufgenommenes Dokument aufäffg: So AR. 
3. Bd. 11. Grdf. 621 und OT. Entf. Bd. 36. S. 96, A. f. R. Bd. 13. ©. 364, 
Bd. 17. ©. 175. Ueber die Kompetenzfrage f. n. 26 zu 88 12 nnd 13 BO. v. 80. Juni 
1834. — Die Anfechtung bes beftätigten Rezeſſes kann aber nur von den Rontrahen- 
ten ſelbß und nicht von der Auseinanderſ.⸗Beh. erfolgen: jo OT. 3. Bd. 9. ©. 269. 


90, An die Stelle des Worts Juſtizbedienten“ ift jetzt nach n. 83. zu 8166 „Kom- 
miſſarius“ zu ſetzen. — Ob die im erften Satze biefed 8 angegebene Wirkung bes Re⸗ 
zeſſes auch ohme bie bort worgeichriebene Belehrung eintrete, erachtet IMR. v. 25. Dez. 
1823 (Roc Agrargef. zu df. $) für nicht unzweifelhaft und hält deshalb behufs Sicher- 
ſtellung der Intereſſenten für nöthig, daß jene Belehrung, als ein mejentliches, vie Gewiß- 
beit bes richterlichen Akte betreffendes Stüd, (zu Protokoll) erfolge und event. nachgeholt 
werbe. — Der beftätigte Rezeß hat bloß Wirkung auf die Rechtsverh. ber dabei zmgegoge- 
nen Imterefienten, aber nicht auf bie Dritter: ſo OT. A.f. R. Bd. T. ©. fg. 
Ein darauf bezugl Vorbehalt iſt unmöthig, ſ. n. 87 am Schluß. 

91. Nicht befeitigt werben durch bie ohne Vorbehalt bewirkte Abſchließung und 
Beflätigumg des Rezeffes Über bie Abldfung von Reallaften die verbliebenen Rückſtände 
ber uegteren: jo DOT, Entih. Bd. 29. S. 219, insbei, mit Hinweis auf den Schlußfag 
des 8 60 Rentbantgef. v. 2. März 1850. — Dagegen erldfhen Wegegerechtigkeiten, 
welche im Separa neraclle nicht ausdrücklich vorbehalten find: fo OT. Entſch. Bd. 28. 
©. 414 und Bd. 41. ©. 80. Nur ſolche nothwendige Serpitnten (alfo auch Sr 
rechte) dauern nach $ 170 h.1. fort, die auf ven in 88 3 fg. Tit. 22. Th. J. A. L.-R. 
angegebene Weiſe erworben find: jo OT, Entſch. Bd. 23. ©. 32. — ferner ſ. n. 66 a. 
€. u. 71 zn 88 86 bis 88 und 95 Abldf.-G. v. 2. März 1850 (A. IV. A.) 

Greiff, Seſ. üb. Land.⸗Kult. u. landw. Pol. 25 


Friedrich Wilhelm. 
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8. 171. Nur: 

1) wegen der nad) der Auseinanverfegung von ven Nachbarn einander zu ver 

ftattenner Wege und Triften; 

2) wegen ver Graben zur Ent und Bemwäflerung der Grundftüde ; 

3) wegen Benubung der Gewäſſer gi Viehtränken; 

4) wegen der Lehm⸗, Sand⸗ und Mergelgruben; 

5) wegen ver Einhegungen; 

6) wegen Vergütung ded Düngungszuftandes; 

7) wegen des Koſtenpunkts 
findet, wern darüber im Auseinanderſetzungsrezeß nichts beftimmt worden, inmer- 
halb Yahresfrift nach der Ausführung, noch eine Nachverhandlung mit eben der 
Wirkung flatt, als ob ſich die Sache noch in derſelben Lage befände, worin fie 
zur Zeit ver Auseinanberfegung war. Es ift jedoch dahin zu fehen, daß die be- 
reits vegulirten Verhältniſſe nicht weiter alterirt werben, als fo weit es unum⸗ 
gänglich nöthig ıft, um das noch ausgleichende Intereſſe zu befriebigen. 

Aushändigung deffelben. 

8. 172. Der mit der Beſtätigungsurkunde verfehene Rezeß wird der Spe- 
zial-Romm. zur Publikation und Aushändigung der file die Intereflen beftimm- 
ten en vefielben, mit ven erforberlichen Anweiſungen wegen ver Ausfüb- 
run anbt. 

Vın. Rechtsmittel gegen die Entfheidungen der Gen.Komm. 
In welden Fällen die Appellation auläffig ſei. 

[8S. 173. Gegen Entſcheidungen der Gen.Komm. über landespolizeiliche 
und ſolche Gegenſtaͤnde, die das Intereſſe der nicht zugezogenen eingetragenen 
Gläubiger, Lehns⸗ und Fideikommißfolger betreffen, findet feine Appellation, 
fondern nur der Rekurs an das Minifternm des Innern innerhalb 4 Wochen, 
vom Tage der Bekanntmachung ftatt. 


8. 171. 

92. Dieſer $ geht von ber Borausfehung aus, daß Die Ausführung der Ausein- 
anberjegung nach ber Derätigung des Rezeſſes erfolgt. Sit fie früher gefcheben, 
fo bedarf e8 nach 812 der BO. v. 30. Juni 1834 (A. X.) eines ausbrüdlichen Vorbe⸗ 
balts im Nezefle, ober in ber Beſtätigungsurkunde, um die Kompetenz der Auseinanber].- 
Behörden zu vergleichen nachträglichen Regulicungen Über die Rezeßbeſtätigung hin- 
aus zu erhalten; bis zur Rezepbeftätigung ift dieſe Kompetenz unter allen Umfländen 
nah 8 20 h. 1. ee. BEL RR. 3. Bo. 11. Grbf. 629 und SpuSmR. vom 
u we 1840 (VBMEL. S. 115, IMBl. ©. 134), auch Lu.v.R.ILb. ©. 265. 

93. Wenn bie Ausführung der Rezeßaufnahme vorhergegangen ift, ober bie Aus- 
führungs- mit ber Rezeßvollziehungs-Verhanblung verbunden wird, fo bebarf es eines 
Termins zur Publikation des Rezeſſes nicht. Derſelbe kann vielmehr, wenn 
feine Bermerte im Hyp.⸗Vuche nöthig find, den Intereffenten von der Auseinanberj.Beb. 
ohne Weiteres in vim publicati zugefertigt werben; wenn aber bie Reff-Eremiplare zu: 
vor no an die Hyp.-Behörbe gelangen und biefe requirirt werben muß, biefelben, wit 
ben erforberlichen Ab- und Zujchreibungs-Vermerken verſehen, an bie Parteien zu extra⸗ 
viren, ſo hat die Auseinanderj.-Behörbe dies gleichzeitig mit ber Requiſition ben Intereffen- 
ten mit ber Nachricht von der Rezeßbeſtätigung in vim publicati belaunt zu wiachen. 
So 2 IMR. v. 23. Juli 1843 (VMBl. ©. 242/33), Dieſes Berfahren bilbet 
jegt die A: ausnabmslofe Regel. 

VoL .173—1%. im Allg. 

94. Dieſer Unterabſchnitt ift —* den ihn ergänzenden und abändernden Beſtim⸗ 

mungen in 88 19 bis 24 des Ausführ.G. v. 7. Juni 1821 und 88 45 bis 53 der BO. 








A, VIII, Berorbnung vom 20. Juni 1617. 8 178—176. n. 95-90, 987 


Betrifft jevoch die Beſchwerde den Erfat des Schadens, ver aus folchen 

in Iandespoligeilicher Hinficht ergangenen Verfügungen entfteht, 3. B. die Ent» 

äbigung bafür, daß ftipulirte, perpetuirliche Hülfspienfte auf das gefegmäßige 

aaß reduzirt und ftipulitte Laudemien als unzuläffig verworfen werben, eo 
kann fie allervings im Wege ver Wppellation geltend gemacht werben] 

[$. 174. Dagegen iſt gegen alle übrige, das Intereſſe der Parteien 

- allein betreffende Definitiv - Entjcheivungen der Gen.⸗Komm. das Rechtsmittel 

der Appellation zuläſſig. Dahin gehören auch ſolche Entſcheidungen, bie 

fie zum Beten derjenigen moraliſchen Perfonen, als des Fisci, der Kirche ꝛc, 

fe ‚Sntereie fie von Amtswegen wahrzunehmen verpflichtet ft, hat ergehen 

aflen. 


Summa appellabilis. 
$. 175. Es muß aber der Gegenſtand ber Appellation nad) den Bor- 
hriften ver Allg. Ger. -Orbn. P. J. Tit. XIV. 8 3 berechnet über 50 Rthlr. 
our. betragen. 


Appellations»-Frift. 

176. Die Uppellation an das Reviſionskollegium muß bei Verluft des 
Rechtsmittels inner 10 Tagen nad der Publskation des Beſcheides bei 
der Behörve, durch welche die Publikation gefchehen ift, oper dem Gen.- Kom 
miffariat oder der vorgejeßten Inftanz eingelegt werben.) 


v. 30. Juni 1834 durch die 88 14 5i8 22 der BD. v. 22. Nov. 1844 (unter A. XI.) 
uud einige andere Gefete, weldhe in ben n. und Beilagen zu biefen 88 
eitirt und refp. abgebrudt find, fo durdgreifenb abgeändert worben, baf nur 
noch diejenigen 88, welche im Tert nicht eingekllammert find, Geltung haben und zwar auch mit 
den im den zugehörigen n. bemerkten Modifikationen. Namentlich ift ver Relurs an das 
Minifterinum völlig aufgehoben, und das Ren.-Koll. für LKS. in Berlin zur 
einzigen Spruchbehörde zweiter Inftanz im fünmtlichen Auseinanberfegungs- 
Streitigkeiten eingefeßt, — unb für bie Dritte Inſtanz, fo weit fie zuläſſig ift, finbet * 
das nämliche Verfahren ſtatt, welches für die Streitſachen bei den ordentli— 
as deriäten vorgeſchrieben ift. 


95. Diefer 8 ift jest nah 8 14 BO. v. 22. Nov. 1844 für alle Streitfacdhen, 
auch für biejenigen, in welchen früher ver Rekurs an das Min. ſtattfand, maaßgebend und 
es findet bei Gegenftänden von 50 Thlr. und darunter der fogen. Bagatell - Relurs an 
das Reviſ.Koll. Statt. Ueber die Berehnung des Streitgegenftandes u. f. w. 
‘fin ne a. a. O. 


96. In Betreff der Behörde, bei der die Appellation oder der Rekurs anzumelden 
if, gilt jezt 81 der BO. v. 21. Juli 1843 (abgebrudt als Beilage C. 2. zu A. 
vi. bis XI.), wonach in Auseinanderſ.S. jebes zuläffige Rechtsmittel flets bei 
ben bie Auseinanderfegung leitenden Generallommiffionen ober den ihre 
Stelle vertretenden Reg.⸗Abth. anzumelben if. — In Betreff ber Prälfufions- 
frif, in weder bie Anmeldung erfolgen muß, ift buch 8 22 VO. v. 14. Dez. 1833 
(8.8, &. 303) diefelbe für die Appellation auf 6 Wochen beftummt, und ebenfo durch 
87 8O. v. 5. Mai 1838 (f. Beilage C. 1. zu A. VIII. His XI.) für deu Bagatell-Re- 
furs, und bei beiden Rechtsmitteln fiir den Fiskus, Die Land» und Stadtgemeinen, privi- 
legirten Korporationen nnd unter Bormunbfchaft flehenden Perfonen durch 8 21 BO. v. 
14. Dez. 1833 und Art. 13 Del. v. 6. April 1839 (®.-S. ©. 126) auf 12 Wochen 
verdoppelt worben. 95% 
25 
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Keftitution. 
(8. 177. Wegen verfäumter Friften findet die Reftitution nur in den 
88 34, 35, Tit. 14 Thl. L der Allg. Ger.Ordn. beftimmten Fällen Statt.] 
Bolle Wirkung der Appellation. 
(8. 178. Wegen ftreitiger Theilnehmungsrechte findet die Appellation, 
der Negel nad, mit voller Wirkung Statt. | 

Dahin gehört: 

1) ob da8 Ev. nach der Qualität des Hofes oder des DVerleihers, oder 
nach dem Rechtsmittel des Befigers, auf eine gegebene Stelle überall Anwen⸗ 
dung findet oder nicht? 

& ao oo der Prätenvent für feine Perfon einen rechtlichen Anfpruch auf die 
tele bat 

2 ob die Stelle erblich over nicht erblich befefien wird? 

4) die Entſcheidung über die Pertinenzien des Hofes und Die Grenzen ber- 

felben, über den Betrag ver gegenfeitigen Teiftungen, und überhaupt wegen 

aller Berhältniffe, welche vie Gräfe der refp. den Gutsherren oder den Bauern 

zulommenven Abfindung in Land, Kapital oder Rente beſtimmen; 

5) ob die befonveren auf dem bäuerlichen Hofe befinvlichen Bohngebäube 
um Hofe, oder als bejonvere Tagelöhnerwohnungen zc. zu den der Gutsherr⸗ 
Haft vorbehaltenen Gebäuden gehören? (Art. 33 ber Dekl.) 

6) ob die Hirtenhäuſer der Gutsherrſchaft oder den bäuerlichen Wirthen 
gehören? (Art. 34 a. a. O.) 

N und in wie weit bie Hofmehr dem Gutöheren zugehört? (8 18 
des ED. 

8) im wie weit die Gutsherrn oder Bauern auf Kallbrüche, Zorfftiche, 
Gruben von Mergel oder andern mineraliihen Dünger-Erven Anfprudy haben ? 
(Art. 71 der Dekl.) 

9) ob der Gutsherr Anſpruch — ung wegen ber ſeit Publi- 
fation des Ep. v. 14. Sept. 1811 beitrittenen Heubauten und Hauptrepara⸗ 
turen bat? 

überhaupt: 

10) die Entfcheivung aller Rechtöverhältnifie, welhe auf die Auseinan- 
derſetzung Einfluß haben, in fofern fie ohne Dazwiſchenkunft des Ed. vom 
14. Sept. 1811, und der in Folge deffelben vorzimehmenven Regulirungen, 
und ber mit vemfelben zu verbindenden Gemeinheitstheilung und fonftigen Aus⸗ 
einanberfegungen hätten zum Frage kommen und in Streit gezogen werben kön⸗ 
Me F dann ſo geeigenſchaftet geweſen wären, daß ſie in den Weg Rechtens 
gehört hätten.) 

(8. 170. Mit gleicher Wirkung findet die Appellation darüber Statt, 
ob bie Entiepäbigung in Land⸗ oder Kornrente anwendbar ift?] 

[8. 150. Desgleichen in allen Fällen, wenn über die von ver Gen.- 
Komm. in Kapital oder Rente feftgefetten Entſchädigungen wird, 
ſowohl wegen der Verpflichtung dazu, als wegen ber she derſelben.) 

ſ8. 181. Außer dieſen Fällen (88 178 ff.) hat die wegen der Ausglei⸗ 
hung der Theilnehmungsrechte von der Gen.⸗Komm. getroffene Entſcheidung die 


8. 177. 


97. Die in dieſen $ erwähnte Reſtitution iſt durch 522 WO. v. 14. Des. 1833 
aufgehoben und ebenfo die dem Fiskus u. f. w. nach 88 13 big 16 AGO. 1. 16. zu- 
ftändige Neftitution durch den in n. 96 am Schluß cit. Art. 13 Del. v. 6. April 1839. 


A. VIII. Berordnung vom 20. Juni 1817. 8 181—184. 389 


im rt. 109 der Dell. v. 29. Mai 1816 beftimmte Folge, daß nämlich, ver 
Appellation ungeachtet, mit der Ausführung verfahren werden muß und das 
Erkenntniß des Reviſions-Kollegii nur auf anderweitige Entſchädigung des 
Appellanten gerichtet werben * 

Demgemäß iſt: 

[$. 182. die Abänderung bed Auseinanderſetz ungsplans rüchkſichtlich ver 
Landentſchädigung niemald Gegenfland des Appellationderkenntniffes, und zwar 
ohne Unterfchten der Fälle: 

ob berfelbe bloß die unmittelbaren Interefjenten ber bäuerlichen Regu- 
lirung die Anweiſung ver herrichaftlichen Landentſchädigung und die Subreparti- 
tion unter den bäuerlichen Wirthen oder andern babei, als wegen des nad) 
8 57..D. des Ep. und Art. 20 der Dell. erforberlichen Umtauſches der Län- 
dereien, ober wegen ber hiermit verbundenen Gemeinbeitstheilungen konkur⸗ 
rirenden fremden Intereffenten betrifft? ob vie bäuerlichen Wirthe 
auf verfelben Feldmark abgefunden, oder nach den 8 45 des Ep. und Art. 21 
und 94 der Del. translocirt worden? ob vie Auseinanverfegung mit ober 
ohne Separation geſchieht? ob die Zuläffigleit des veranlaßten Umtaufches 
ver Oemeinheitötheilung ober ver Translofation, oder nur die diesfällige Ab- 
finbung ftreitig war? ob die Ausweiſung der Landentſchädigung auf Vermef- 
fung und Bonitirung oder auf algemeine Ueberfchläge gegründet ift, ober mit- 
telft ver in 88 13, 42, 43 des Ep. und 88 111 ff. vieler Verordn. gedach⸗ 
ten Theilungsarten veranlaßt, und hierbei over bei der Bermeffung und Bo» 
nitirung gefehlt worben?] 


ſ8. 183. Daffelbe findet aud wegen anberer in Naturalobjekten be- 
(mmnien. Ausgleihungspunfte und Vorbehalte des Auseinanverfegungsplang 
tatt, als: 

1) wegen der nah 8 13. lit. c. des Ep. und Art. 22 der Dekl. verfüg- 
ten Beſchränkung des Viehſtandes und der Waldweide⸗Diſtrikte der Dienft- 
einfaffen; ver Kegulirung ver beiverfeitigen Biehftände nah Art. 23 und 27; 
ver Entſchädigung für den Abgang der Hütung auf den zwiſchen dem Abfin- 
bngslande gelegenen Ländereien der Gutsherrſchaft nad Art. 26; der Be 
freiung eines Dritteld der Aderlänvereien ver Dorfseinfaflen von ber herr- 
ſchaftlichen Hütung mit ven Schafen nah $ 14 de8 Ep. und Art. 25 ber 
Dekl.; überhaupt wegen aller und jeder noch vorbehaltenen wechſelſeitigen Hü— 
tungsgerechtigfeiten auf den Grundſtücken eine® oder des andern ntereffenten, 
und ber wegen deren Ausführung ftattfindenden Regeln und Einfchränkungen ; 

2) wegen ber vorzubehaltenden Wege, Triften, Zrankitätten, Orenzbe- 
feftigungen, Bewäfjerungs- nnd Abwällerungs-Anftalten;; 

3) wegen des den bäuerlichen Wirthen künftig noch zufommenvden Brenn- 
holzmaterials nad 88 15 und 50 ff. des Ev. und Art. 30 der Dell; 

4) wegen Feſtſetzung des Maaßes, in welchen die bäuerlichen Wirthe Die 
Foſſilien Künftig nah Art. 71 der Defl. mit benuten dürfen; 

5) wegen ber Streitigkeiten unter Pächtern und Verpächtern, rüchſichtlich 
der durch die bäuerlichen Regufirungen und hiermit verbundenen Gemeinheits⸗ 
theilungen veranlaßten neuen Wirthichaftseinrichtungen, in fofern deshalb eine 
Appellation zuläffig ift (cf. Art. 118 und 120 der Deft.)] 


[8. 18% Die Entfcheivung des Revifions » Kollegii Über die gegen ber- 
leihen Feſtſetzuugen der Gen. » Komm. ($ 181) erhodenen Beſchwerden, er⸗ 
—* ſich alſo darüber, ob dieſelben an ſich begründet, und welche anderwei⸗ 
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tige in Kapital oder Rente zu beftimmenbe Entſchädigung dem Appellanten zu 
gewähren: ift.] 
Inftruftion der Appellation. 

8. 185. Die Inftrultion des Appellatorii erfolgt zwar von der Spezial- 
— im Fall aber der Kommiſſarius nicht ſelbſt ein Juſtizbedienter iſt, durch 
olchen. 

Wie dabei zu verfahren ſei. 

F. 186. Es müſſen dabei die Vorſchriften ver Allgem. Ger.⸗Ordn. beob⸗ 
achtet werden; und find daher Deduktionen zuläffig. 

Zuziehung eines andern Oekonomie-Kommiſſar. 

8. 187. Kommt es dabei auf wirthſchaftliche Fragen an, jo muß ein 
zweiter Delonomie »- Kommiffar zugezogen, und wenn biefer mit dem ber eriten 
Inftanz verfchiedener Meinung it, unter beiven über vie Gründe verfelben 
Behufs gehöriger Vorbereitung der Entfcheivung des Reviſions-Kollegii verhan- 
delt werben. 

Zuziehung neuer Taranten. 

8. 188. Betreffen die Befchwerben bie Bonitirung und Tare ver im $ 127 
gedachten Gegenftände, fo müflen andere A vergleichen Gefchäfte gebildete Sach⸗ 
verftändige zugezogen und mit deren VBernehmung, wie im 8 187 wegen ber 
Oekonomie⸗Komm. beftimmt ift, verfahren werven. Auch in diefem Falle bleibt 
ed dem Nevifions - Kollegio überlaflen, bei ver Entſcheidung einen dritten Sad: 
verfländigen als Obmann znzuziehen. 

Bon rieuen dabei vorlommenden Punkten. 

5. 189. Kommen dabei ganz neue Punkte, welche mit andern bisher ſchon 
fteeitig gewefenen in Verbindung ftehen over von folden abhängig find, vor; fo 
muß auch darauf die Inftruftion gerichtet und barüber in dem Appellationgerfennt- 
niffe erfannt werden. Im Fall daher auch bei Gegenftänden, in Rüdficht wel⸗ 
cher das Reviſionskollegium in zweiter Inftanz nur auf Entſchädigung erfennen 
kann, in erfter Inſtanz Über den Betrag des Schadens nicht eventuell erfannt 
worden; jo muß dennoch darauf in zwetter Inftanz die Ausmittelung und Ent- 


8. 185. 
98. Diefer 8 ift durch 8 18 BO. v. 22. Nov. 1844 (A. XI.) dahin geändert, 
daß bie Inſtruktion II. Inflanz auch einem Spezial» Komm., ber nicht Yuftizbebienter iſt, 
u werben kaun. 


99. Die hier cit. Borfchriften |. in AGO. I. 14. 88 16 bis 62 [ausgeu. 88 34, 
35 nah n.97 zu 8177 h.1.) und den zugehörigen Anhangs-S$. Sie find modificirt durch 
811 BO. vo. 5. Mai 1838 (Beilage C. 1. zu A. VI. bis XI.) wegen Anberaumung bes 
Appell,»Rehtfertigungstermins. — Der mit feinem Rechtsbeiſtande verſehene 
Appellat iſt nach Analogie des $ 47 AGO. I. 14. gleichfalls zur Beantwortung ber 
Appellat. Rechtfertigung, auch wenn fie feine Nova enthält, vor einen Kommiſſar vorzulaben: 
jo RKSchreiben v. 1. März 1850 u. LMR. v. 18. Mai 1850. 3. Bd. 3. ©. 31 
—4. Außerdem j. 8 20 BO. v. 32. Nov. 1844 (A, XI) 

88. 187 und 188. 

100. Zu di. 88 ſ. SS 44 und 55 BO. v. 30. Juni 1834 und $ 19 BO. vom 
22. Nov. 1844. Letzterer, melcher die Konfrontation der beiden Delon.-Komm. von dem 
Ermeſſen der Auseinanderſ.⸗Beh. und bes Rev.-⸗Koll. abhängig macht, ift auch auf andere 
Ta a 8188 h. 1. anwenbbar. 


101. Nach 816 BO. v. 22, Nov. 1844 kann ber Spruchrichter bie erſt in zwei⸗ 
ter Inſtanz vorgekommenen neuen Punkte nach Befinden in bie erfte Inflanz verweiſen. 
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. 6 " 
ſcheidung gerichtet werden. Dieſe Ausmittelmg ift aber bei bleibenden Gegen- 
ftänden auf Kornvente zu richten. 
Unzuläffigfeit einer dritten Inſtanz. 
[$. 180. Gegen die Erkenntniſſe des Reviſionskollegii findet vie Beru- 
auf ein drittes Erkenntniß nicht Statt.) 

& 191. Gegen die ergangenen Kontumaztalenticheivungen ver Gen.-Romm. 
finden die, in der Allg. Ger.-Orbn. P. I Tit. XIV. 8. 69 bis 79, und beren 
Anhange $ 124—127, beftimmten Rechtsmittel unter den darin beftimmten Manß- 
gaben, jedoch die Reftitution nur in dem alle flat, wenn der Ertrahent durch 
F 8 gedachten Hinderungsurſachen von der Abwartung des Termins abge- 

ten iſt. 

8. 192. Wegen des in Fällen 8 151 verfügten Kontumazialverfahrens iſt 
num bie Appellation zuläffig. 

Nähere Beftimmung wegen bes Reftitutionsverfahrens. 

8. 188. Da e8 auch nach der individuellen Bewandniß ver Sache unmög⸗ 
ih ift, daß die zur Biebereinjegung in den vorigen Stand ſich meldende Par⸗ 
tei in der Berufung darauf ſich vollftändig einlaffe, weil fie nicht im Beſitze ber 
bisherigen Berhandinngen ift, fo ſoll ihr, in Vorausſetzung, daß den übrigen Er- 
forberniffen der Allg. Ger. - Dron. 8 71. Tit. XIV. Genüge geleiftet it, ober 
die Erklärung des Gegentheild 8 125 des Anhanges beigebracht wird, eine ver- 
hältnigmäßige nicht au verlängernde Frift beſtimmt werben, binnen welcher fie 
fih vollſtändig einzulaflen hat. Sie muß aber dazu durch Vorlegung der Alten 
oder Ertheilung ver Abfchriften, die zu ihrer völligen Information dienen, in 
Stand geſetzt werben. 

8. 194. Die ge Reftitution verftattete Bartei muß fich in dem alle, wenn 
inzwifchen mit der Ausführung des Kontummzialbejcheides ſchon vorgelchritten ift, 
diejenige Art der Abfindung gefallen laſſen, welche ihr ohne Zerrüttung des 
Hauptplanes der Auseinanderfegung und ohne Nachtheil für die hierauf gegrün- 
beten wirt harten Einrichtungen gewährt werden kann. 

8. 195. Uebrigens finden die im Zit. XVI. Thl. 1. der Allg. Ger.Ordn. 
beftimmten Rechtsmittel in vorkommenden Fällen auch wegen der in $$ 171 ff. 
gebadhten Definitiv » Entfcheivungen der Gen.- Komm. und des Reviſions⸗Kollegii 


enbung, 
Ausführung der Auseinanderfegung 
Was dahin gehört. 

8. 196. Die Ausführung ber Auseinanderſetzung begreift nicht allein bie 
Uebergabe der jedem Theile gebührenvden Grunvantheile und definitive Lokalbe— 
ſtimmung der Grenzen derjelben, ſondern auch die Berichtigung der in Folge der 
Auseinanderſetzung erforderlichen Eintragungen in das —— — des Ob.» 
2.-Ger. und bie bet den Untergerichten neu zu errichtenven Hypothelenbücher, 


8. 1. | 
102. Die jett geltenden Beſtimmungen über bie dritte Inftanz find zuſammen⸗ 
geftellt ii 88 21 und 22 VO. v. 22. Nov. 1844. 


103. Wegen ver erfolgten gejetlichen Modifikationen der in biefen 8 citirten Rechts» 
mittel des Tit. 16. Tb. 1. AGO. |. Erg. zur AD. I. 16. | 
IX. 88. 196 bis 206. im Allg. ' 
104. Zu df. SS f. die 88 56 bis 62 BD. v. 30. Juni 1834 unb die n. ba- 
zu. Die im 8 199 h. 1. erwähnte Ermittelung bes Werths ber bäuerlichen Höfe ift be⸗ 
reits durch die BO. v. 29. Dez. 1843 (G.⸗S. 1844. S. 17T) befeitigt, melde bie in 
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@ 
imgleihen die Berichtigung aller anderen Gegenſtände, die zwifchen ben Intereſ⸗ 
fenten oder Pächtern noch zu reguliren find. 

. 197. Die Rommritfion muß unter Ueberreihung der Außfertigungen ber 
Rezeſſe bei der Hypothekenbehörde bie erforderlichen Eintragungen und die Er⸗ 
richtung neuer Hypothekenbücher veranlafien. 

. 198. Ste muß mmmehr, wenn e3 nicht fchon früher geſchehen ıft, bie 
erforderlichen Unterfuchungen, Behufs der nad Art. 54 und 55° ber Dekl. von 
der Gen.⸗Komm. zu ertbeilenven Attefte, vornehmen und veranftalten; die Aus- 
einanderfegung zwilchen ven Pächtern und Berpächtern nah Art. 116 ımb 118 
wegen der Koften zur Vermehrung des gutöherrlichen Inventarii und Verſchaf⸗ 
fung ber erforberlichen Gebäude, ſowie die Art. 120 bemerkte Entſchädigung in 
Gulle veguliven oder feftfegen, wogegen nur der Rekurs an die Gen.-FKomm. flatt- 
findet. Auch muß fie die wegen der neuen Wirthichaftseinrichtungen, als wegen 
ger neuen elveintheilung und Yruchtfolge u. ſ. w. zwifchen den Püchtern und 
VBerpächtern zu regulivenden Punkte gütlich zu wermitteln ſuchen, oder zur Ent- 
icheivung der Gen.-Komm. vorzubereiten. . 

| . . Sie muß ferner in Gemäßheit des Art. 65 ver Defl. ven 

Werth ver bäuerlichen Höfe ausmitteln und feſtſetzen, und gegen bie des⸗ 
fallfigen Entſcheidungen findet ebenfalls mer der Rekurs an die Gen. - Komm. 
att. 


$. 200. Eben fo muß die etwa bei der Hauptregulirung außer Acht ge- 
lafſenen Nebenpunkte in Rüdficht ver Wege, Triften, Bäfferungen xc. reguliren 
und im Mangel eines Vergleichs bie Entfheibung der Gen.⸗Komm. vorbereiten. 
Ausführungs- Protokolle. | 

S. 201. Ueber die Ausführung der Auseinanverfekung muß ein von ven 
Intereffenten zu vollziehendes Protokoll aufgenommen werden, und daraus muß 
hervorgehen, wie überhaupt die Ausführung geſchehen ift, die oben gedachten 
Nebenpunfte vegulixt worben, und bei welchen vie Entfcheivung der Gen.-Romm. 
erwarten ſei. Dieſes Protololl muß ven Intereflenten ansgefertigt und über- 


andt werben. 
Zeit der Ausführung. 

8. 202, Die Zuöfübrung der Auseinanderſetzung erfolgt der Regel nad) 
erſt nad) der Beftätigung des Rezeſſes in den durch Einigung der ntereflenten 
oder von der Gen.Komm. beſtimmten Zeitpunkt. Beſchwerden gegen ihre bes- 
fallfige Beſtimmung eignen fi nur zum Rekurs an dad Minifterium des Innern. 


Art. 65 der Dell. v. 29. Mai 1816 enthaltene Verſchuldungsbeſchränkung der Bauergüter 
aufgehoben hat. 
. 202 bis 204. 

105. Die im $ 202, als Regel, bingefiellte Ausführung der Auseinanderſetzung 
nach der Rezeßbeftätigung ift in der Praris — namentlich bei den mit Landumſatz ver: 
bundenen Auseinanderfegungen — bie Ausnahme und bie frühere Ausführung mit 
Genehmigung aller Intereffenten, welche 8 203 im erften Satze geftattet ift, bie Regel 
geworden. An bie Stelle des letzten Sakes des 8 203 h. 1. und des dazu gehörigen 8 
63 BD. v. 30. Juni 1834 ift 86 BO. v. 22. Nov. 1844 getreten; |. n. zu letterem. 
— Durch IMR. v. 8. März 1838 (Ann. Bd. 22. ©. 75. Roche Agrargei. zu 8 208 
h. 1. L.u.v. R. J. ©. 596) werben die Auseinanderſ.Beh. zur Vefeitigung ber Uebelſtände, 
bie durch Verzögerung der Rezeßaufnahme nad) Ausführung des Gefchäfts entfiehen, an» 
gewiejen, 

a. bie Rezeſſe vorzugsweife in ſolchen Sachen, bie bereits ausgeführt worben, zu 
beſchleunigen und 
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S. 208. Eine Realiſirung der Auseinanderſetzung vor ver Beſtätigung des 
Rezeſſes kann der Regel * nur mit Oeneuigung aller Intereſſenten ge- 
ſchehen. [Sind jedoch diefe in ihren Meinungen getheilt, oder trägt die Spe- 
zial - Komm. wegen der von ihr bejonverd wahrzunehmenden Intereſſen Beden⸗ 
fen, ihrem gemeinfchaftlichen Beſchluſſe nachzugeben, jo entjcheivet die Gen.-Komm. 
nad) bem ndfate, ob auf der Seite verjenigen, weldye die Kealifirung win- 
ichen, oder auf der andern Seite der größte Nachtheil bevorſteht? und gegen 
ihre desfallſige Beitimmung findet nur ver Rekurs an das Minifterium "des 
Innern Statt. Ä 
8. 204. Es müſſen jedoch diejenigen, die aus der ungewöhnlich früheren 
Ausführung Schaden leiven, von denjenigen, welche davon Bortheil ziehen, ent- 
ſchädigt und, wenn fie folchen in den Fällen ver 88 131 ff. in Land erleiven, 
ihnen folder nad) den eben vafelbft getroffenen Beitimmungen in Natur erjett 


werben. 
Amangamittei zur Ausführung. 
8. 205. Das Recht der Vollftredung gebührt der Gen, Komm. und ber 
von ihr in ver Sache beauftragten Spezial-Kommilfion, nicht blo8 wegen ihrer 
und der Entjcheivungen des Revifionskollegii, fondern auch ber unter ihrer Da⸗ 





b. von jeber vorläufigen Ausführung einer Gemeinheitsth.- ober Regul.⸗S. ben 
Hypothelengerichten der betheiligten Grundſtücke fofort Nachricht zu ertheilen, damit ſie bei 
sorlommenden Dispofitionen Über die Grunbftüde, Zaren, Subhaflationen ꝛc. bie mög⸗ 
liche wejentliche Veränderung berüdfichtigen (und durch Eintragung von Proteftationen bie 
Rechte der Interefienten fichern) innen. — Ob letztere Maafregel erforderlich fei, war 
ſchon (entgegen dem I3MR. v. 17. Mai 1838 Ibb Bd. 51. S. 409) durch I3zMR. v. 
22. Dit. 1838 (Kochs Agrargef. zu 8 203 h. 1.) dem Ermeffen der Untergerichte liber- 
Laffen. Die IzMInſtr. v. 3. Aug: 1853 (IMDB. S. 275) — im Auszuge abgebrudt 
in Beilage F. 2. zu A. VIII.-XI.) — ſpricht im Art. 1. Nr. 4 am Schluffe aus, daß 
feine Beranlaffung für die Hyp. Behörde vorliege, die erfolgte Ausführung von Amtswegen 
im Hyp.-Buche zu vermerken. — Wegen $ 204 f. n. zn $6 BO. v. 22. Nov. 1844. 

. 1%. Dur die Ausführung des Auseinanberf.-Plans vor der Rezeßbeſtätigung geht 
Das bedingte Eigenthum und die Gefahr und Laſten ver neuen Befttflände auf die neuen 
Erwerber über und Ietere haben fiir Die nach der Ausführung durch Naturereigniffe her⸗ 
vorgebrachte Berfchlechterung ihrer neuen Beſitzftände Teine Entſchädigung von ber Thei⸗ 
lungsmaſſe zu fordern: fo RR. 3. Bd. 11. Grdf. 632. Es wird aber durch foldhe vor⸗ 
läufige Ausführung noch nicht, ſondern erft durch bie Rezeßbeſtätigung bie bisherige Perti- 
ee ‚gun unbewegfichen Pertinenzſtückes befinitio aufgehoben: jo OT. Entſch. 


107. Für die in dj. $ (in Uebereinftimmung mit 8 3 lit. c. und 8 41. Nr. 4) den 
Auseinanberj.» Behörben und ihren Kommiſſarien beigelegte Vefugniß ber Zwangs - Boll- 
ftredung (Erefution) find bie gefeßlihen Beftimmungen Über die Erefution im Civilprozeß 
maafigebend, welche in vr AGD. I. 24, dem ©. v. 4, Juli 1822 (G.S. ©. 178) 
betr. den Berlauf ansftehenber Yorberungen und Tourshabender Schulbpapiere im Wege 
der Erefution, der BO. v. 4. März 1834 (G.⸗“S. ©. 31) betr. die Erektion in Civil⸗ 
fadhen, ven 88 15 bis 19 des ©. v. 20. März 1854 (G.⸗S. S. 115) betr. einige 
Abänderungen der Borfchriften über das Civil⸗Prozeßverfa hren und die Erekution in Civil⸗ 
ſachen und dem Tit.5 der Konkurs⸗O. v. 8 Mai 1855 (G.S. S. 406—21) vom 
Prioritätöverfahren in der Erelutionsinftanz enthalten find. — Die Subhaftstion aber 
gebührt, auch ale Erekutionsmittel, nah 89 Tit. 52. AGO. J. dem Richter, unter 
welchem bie Sache gelegen ift, umb bemgufolge auch das Kaufgelobelegungsverfahren. 
Einwenbungen gegen eine ſolche auf Requifition ber Auseinanderſ.⸗Beh. eingeleitete Sub⸗ 
baftation find nah 5 28 ABO. I. 24 an bie requirende Behörde zu verweilen. Vgl. bie 
n.43 zur Gem.⸗Th.⸗O. v. 7. Juni 1821 und ER. v. 17, Dez. 1853 (IMBL von 
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zwifchenkunft wollzogenen, over von ihr blos beitätigten Aßeinanberjeßungs  Re- 
zeſſe. Wird darauf jedoch innerhalb Jahresfriſt nach eingetretretenem Realiſa⸗ 


— — — — 


1854. S. 121). Wegen Bollfiredung ber Exekution durch Requiſilion |. SS 27 fg. Tit. 
24, AGO. I. Außerdem |. n. 25 und 26 zu A. X. 


108. Nah dem IMR. v. 5. Iuni 1839 (Ann. Bd. 23. ©. 361, L.u. v. R. J. ©. 
597) haben fi die M. d. 3. u. d. Iz. darüber geeinigt, daß: 

1. ver beflätigte Rezeß die rechtliche Wirkung eines Judikats oder gerichtlichen Ber- 
gleiche hat ($ 169 h. 1.), 

2. die Erelution daraus innerhalb Jahresfrift von ber bewirkten Aus— 
einanderfeßung, d. bh. von bem Termine angerechnet, mit welchem das früher beflan- 
bene Berhältniß wenigftene im Wefentlihen aufhört und das nun Durch bie Anseinanber- 
fetung begründete Verhältniß eintritt, ausſchließlich den Auseinanderſ.⸗Beh. zufteht, und 
nur auf deren Requifition von ben Gerichten vwollftvedkt werben fann ($ 205 in Berbin- 
bung mit 8 196 h. 1), 

3. nach Ablauf diefer Frift aber und wegen ber fpäter fällig werdenden Zahlungen 
nnd Leiftungen bie Exekution lediglich ben Gerichten gebührt, welche fich Dabei nach 88 3, 
4 Tit. 24 Proz.⸗O. und Anhang 8 148 dazu und den allgemeinen Beſtimmungen über 
die Vollſtreckung der Erelution zu achten haben, 

4. die von ber Auseinanderſ.⸗Beh. nach Nr. 2 einmal eingeleitete Erelution won ihr 
auch über die Fahresfrift hinaus fortgefetst werden Darf. — Zu l. Nr. 2 ſ. n.92, wo— 
nad, wenn die Ausführung der Auseinanderfeßung ber Regehbeftätigung borangeht, erſt 
diefe leßtere, al8 ber Termin, anzumehmen ift, von welchem ab gemäß dem allgem. 
820 h. 1. die Sahresfrift des 8 205 h. 1. Läuft. 


109. Die Auseinanberj.-Beh. find auch befugt, aus den im Regul.Verf. abgefchloffe: 
nen Bergleichen Erekution zu verfügen: fo IMR. vo. 6. Sept. 1840 (BMEL S. 
390), — Ferner bat das Staatsminifterium durch Beſchluß v. 28. Januar 
1835 (mitgetheilt dvurh IMR. v. 21. Febr. ej. (Ann. Bd. 19. S. 64) entſchieden. 
daß das im 8 205 h. 1. den Anseinanderſ.⸗Beh. beigelegte Hecht der Vollſtreckun 
nicht bloß auf die Ausführuug ber Auseinanderfegung nad 88 198 — 200 h. 1. 
zu befchränten fei, fonbern auch bie Befugniß in ſich fchließe, darauf zu halten, 
daß Fein Theil, dem Inhalte des Rezeſſes zuwider, ſich Befigfiörun- 
gen erlaube, und wenn dies geichieht, auf bie in Sahresfrift nach bem Realifa- 
tionstermine eingehenden Anträge die Verfügungen zu erlafien, welche bie Ereku⸗ 
tione-D. geftattet, um eime Verbindlichkeit auf Unterlafjung zu vollſtrecken. — 
Der bei Erelutionen auf Unterlaffungen wegen Feflfegung einer auf bie 
Uebertretung angebrohten Strafe nach 8 10 der BO. über die Erefution in Civilſachen v. 
4, März 1834 offenftehende Relurs erwächft nach ber dort bezogenen K.O. v. 8. Aug. 
1832 nicht an bie vorgefetste Auffichtsbehörbe, fondern an die höhere Sprud-Inflanz 
(ießt das Rev.-Koll. für &.-8.-©.): jo IMR. v. 21. Febr. 1842 (VBMBL ©. 85). 
Umwanbelung berartiger Gelb- in Sefängniß-Strafen ift gefeglich nicht zuläſſig, da⸗ 
gegen nah $ 54 Tit. 24 AGD. geftattet, dem Erequenbus bie Befolgung bes Erelutions- 
befehl8 unter dem Präjudiz des Perſonalarreſtes aufzugeben und leßteren bei 
fernerem Ungehorfam auf Antrag des Erefutions-Suchers zu vollfiveden: fo LMR. vom 
14. Aug. 1862 (OMU. S. 281). 


110. Durh A. K.⸗O. v. 1. April 1822 ift befohlen, 
baß die Provinzialbehörben in Fällen, wo nicht Gefahr im Berzuge ift, bie Requiſttionen 
um militärifche Hilfe und Erekution allemal an das betr. 8. Gen.-Kommanbo unmittelbar 
und nicht an den nädften Truppenbefehlshaber zu richten haben, indem bie 8. Gen.- 
Kommanbos in ihrer Inftrultion v. 28. Aug. 1814 für die Ordnung und Sicherheit ver Prov. 
verantwortlich gemacht und angewieſen worben find, auf Requifilien ber oberen Behörden ben 
militär. Beiſtand zu leiften. Das IMR. v. 3. April 1822 GKochs Agrargef. ng 3 h.l.), 
welches bie cit. K. O. mittheilt, beſtimmt, Daß die Auseinanderſ.⸗Beh. in vergleichen Fallen, 
wenn nicht Gefahr im Berzuge if, nach eingeholter Genehmigung des Min. fi 
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tionstermin nicht angetragen, fo können bie Intereffenten viefelbe nur bei ven 
ordentlichen Gerichten nachjuchen. 


allernation des Rezeſſes. 

8. 206. Nach vollftändiger Ausführung der Auseinanderfegung wird das 
Haupteremplar des beftätigten Äuseinanderſetzungs-Rezeſſes mit einer vidimirten 
Abſchrift des won der Spezial-Komm. über bie Ausführung aufgenommenen Re- 
alifirungs-Protofoll® und den dazu ehörigen Karten und Bermeffungs-Kegiftern 
dem Kreislandrath überfandt, in deſſen Regiſtratur viefe Verhandlungen ferner- 
bin aſſervirt bleiben. | 


Alfervation der Kommiſſionsakten. 
$. 207. Die Kommiſſionsakten und das Duplifat ver Karten und das 
Bermeflungsregiftee werden der Gen.-Konmm. mit dem vorgedachten Hauptberichte 
zur Ste egung in deren Archiv Abermadht. ⸗ 
8. 208. eben Intereſſenten müſſen auf fein Verlangen und gegen Er- 
ftattumg der Koften von allen Separationsverhanplungen, Karten und Bermef- 
fungsregiftern in beglaubigter Form Abjchriften oder Ertrakte ertheilt werben. 


X Koftenpunft. 
In bloßen Regierungsfällen. 


8. 208. Die Koften der Auseinanberfegung werben zur Hälfte von der 
Gutsherrſchaft, zur andern Hälfte von ben bäuerlichen Wirthen getragen und 
bie auf anime fallende Hälfte nach Berhältnig ver Größe ihrer Befisthü- 
mer vertheilt. . 


In Verbindung mit Gemeinheitstheilungen. 
8. 210. Wird damit die Gemeinheitstheilung anderer Grundſtücke verbun- 


an ben Ober-PBräfidenten ber Provinz zu werben habe, bem bie weitere Requiſi⸗ 
tion beide an das betr. Gen.Kommando obliegt. 


111. Hiezu f. 8 64 BO. v. 30. Juni 1834 wegen Zuläffigkeit der Aushänbi- 

gung ber für die Lanbrathämter beftimmten Karten au die Interefjenten, 
X. 88. 209-214. im Allg. Ä 

112. In Betreff der Koflenpflicht der Intereffenten find außerdem folgende fpätere 
Beſtimmungen maaßgebenb: 

2 für Demeinh. Eheilungen 826 des Ausführ.-®. v. 7. Juni 1821 (A. IX.) 
und Art. 16 bes Ergänz.⸗Geſ. zur .Th.O. dv. 2. März 1850 (A. VII B.). 
b. für Reallaftenablöfungen und Regulirungen 88 106 u. 107 bes Ablöſ.⸗ 
G. v. 2. März 1850 (A. IV. 4.) — Die im 8 212 in Bezug genommenen allgemeinen 
Grunbfäte megen der Progefloften f. im Tit. 23. Th. I. AGO. und wegen ber aufer- 
gerichtlichen Progekloflen ſ. n.19 zu 86 bes Koſtenregul. v. 25. April 1836 (A.XIIL A.) 
Der 8 212 ift in folgenden ©. (die in biefem Punkte auch. ungeachtet ihrer fonftigen 
—— durch 8 1 Ablöſ.G. v. 2. März 1850 nad 8 112 deſſ. aufrecht erhalten find): 


in 

1. dem ©. v. 8. April 1823 für Polen ꝛc. (G.⸗S. S. 49) 8 97, 

2. der Ablöſ.⸗O. v. 13. Juli 1829 für die Königlich Weſtphäliſchen ꝛc. Landes⸗ 
theile (G.⸗S. ©. 65), deren 8 138 auf die bezüglichen Beſtimmungen am Schlufſe 
ber 3 Gef. v. 21. April 1825 (f. n. 29 lit. d, e, f: zu A. I. und $ 123 bes 
dort als Beilage B. abgebrudten ©. Nr. 938) hinweift, und welche in 
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ven, fo nehmen bie Intereſſenten nad) den Grundſätzen der Gem.Theil.Ordn. 
an den diesfälligen Koſten Theil. 


In Rüdfiht der Incidentpunkte. 

8. 211. Wegen ver Regulirung anderer Incidentpunkte findet die Theil 
nahme eines Dritten an den Cohen der Regultrung nur in fofern, al8 ihm daraus 
befondere Bortheile erwachſen, und dann im Verhältniß derſelben ftatt. Außer 
diefem Fall aber können dergleichen auf Anlaß ver bäuerlichen Regulirung zur 
Sache gezogenen Imtereflenten keine Koften zur Laſt gelegt werben. 


In Prozeffen. 

8. 212. Die vorgedachten Beftimmungen (88 209 ff.) verflehen ſich nur 
von denjenigen Koften, welche zur ordnungsmäßigen Einleitung ver Sache und 
Auseinanderfegung der Intereſſenten ſchlechterdings erforverlih find. Dagegen 
find die Koften aller Weiterungen, welche von einer ober der andern Seite erho- 
ben werben, dem fuccnmbirenden Theile nach ven allge meinen Grundſätzen wegen 
ver Prozeßkoſten zur Laſt zu legen. 


Bon Stempeln x. x. . 

8. 213. Die Imtereffenten follen jevod, außer den bei ben orbentlichen 
Gerichten wegen ber zu deren Reſſort gehörigen Prozefle und neuen Eintragungen 
in bie Hhpothefenbücher, imgleichen der bei den Reviſionskollegien auflaufenven 
Koften, nur die Diäten der Kommifjarien und andern zu ben baaren Auslagen 
gerechneten Koften entrichten, im Uebrigen aber die Sportel» und Stempelfreibeit 
genießen, letstere denfelben auch wegen der auf den Grund ber Regulirung erfol- 
genden Eintragungen in die Hypothekenbücher zu ftatten kommen. 

Auch bleibt dem Min. des Inn. vorbehalten, auf den Antrag ver Gen.- 
Komm. denjenigen Gutsherrſchaften und Gemeinden, welde ver Beihülfe des 


3. bem G. v. 22. Dez. 1839 für die Grafichaften Wittgenftein (G.S. 1840. ©. 6) 
& 35 und 
4. dem ©. vo. 18. Iuni 1840 für das Fürſtenthum Siegen (G.S. S. 151) 81 
in biefen Lanbestheilen in Anwendung geſetzt ift, ferner 
5. ber — v. 18. Inni 1840 für das Herzogthum Weſtphalen (G.⸗S. ©. 
8 
und 6. der Abloſ.⸗O. v. 4. Juli 1840 für die vormals Refieniicen Lanbestheile zc. 
(8... ©. 223) 8 120 (f. m n. 2. unter lit. n. zu $Ih.l, 
dahin erweitert, „daß berjenige Theil, welcher nach gehöriger Erörterung ber Theil⸗ 
nehmungsrechte und Ausgleichungsmittel den barauf gegrünbeten Anseinanberfekungsplan 
anzunehmen verweigert, jebesmal bie Durch feine Weiterungen entflandenen Koften allein 
tragen foll, infofern ber andere Theil bereit war, den Auseinanberf.-Plan anzunehmen, und 
der Weigernde hernach doch nur fo viel ober wertiger erftreitet, als ihm im Wege bes 
Bergleich8 angeboten worden.“ — Die Koften der Bekanntmachung der Kapital-Entichäbi- 
gungen und überhaupt ber Berhbandlungen fiber bie Berwenbung der Ablöſungs⸗ 
Tapitalien find in ber Regel zu den allgemeinen Auseinanderfegungstoften 
zu rechnen nnd wie biefe zu tragen: fo em. v. 18. Febr. 1848 (8BMBl. S. 52) und 
b. 14. März 1857 (FMBl. S. 84). Das Nämliche gilt von den Koſten ber Eintra⸗ 
gungen ber Rezeßbeſtimmungen in bie Öyp.-Bücher: fo EMER. v. 7. Septemb. 
el. S. 282) in Uebereimfimmung mit I3MR. v. 2. Febr. 1889 (IMEL 
S8. 213 u. 214. 
113. Diefe 88 find ergänzt und das im 8 214 cit. Reglement iſt erſetzt durch das 
Koftenregulativ vom 25. April 1836 und bie Koſten⸗Inſtruktion vom 16. Inli 1836: 


A, VII. Verordnung vom 20. Junt 1817. 3 218-214. n, 118. 397 


Stants bevihfen, durch befondere Nachgiebigfeit die Auseinanverfegung erleich⸗ 
tern, den Borjchlägen ver Kommiffion wegen gmeimäßiger Separation und Ein- 
tbeilung ihrer noftüde Gehör geben, vie Auseinanverfegimgstoften ganz over 
zum Theil } erlafien. 

8. 214 Der Koſtenanſatz gejchieht Übrigens nach dem biefer Verordn. an- 
gehängten Reglement. 

Gegeben Berlin, ven 20. Juni 1817. 

| Friedrich Wilhelm. 
C. Fürft von Harvenberg. v. Kircheifen. af v. Bülow. v. Schudmann. 


(A. XL 4.0 =). Zum legten Abſat bes $ 213 f. insbeſondere $ 16 ber Koflen- 
Inſte. und n. dazu. 


IX. 


Geſetz vom 7. Juni 1821 


iiber die Ausführung der Gemeinh.-Th.- und Ablöjungs- 
Ordnungen. 


[G.S. S. 83, Nr. 652.] 


Wir Friedrich Wilhelm x. Um vie Ausführung ver heute von Uns über 
bie Theilung ber Tg und Ablöfung der Dienfte, Natural- und Gelv- 
feiftungen der auf Eigenthum, Erbpadyt und Erbzins angeſeſſenen Grundbeſitzer, 
erlaffenen Ordnungen, fo viel als möglich zu erleichtern, und nad) übereinftim- 
menden Grundſätzen zu bewirken, verorpnen Wir, nah eingeholtem Gutachten 
Unſeres Staatsraths, wie folgt: 

Die Ausführung der beiden gedachten Ordn. wird ben beftchenben 
Gen.-Romm. übertragen, jedoch nur unter der, den Revifionsfollegien beigelegten 
Mitwirkung wegen der rechtlichen Entfcheivimg in zweiter En r bie 
Provinzen, in welden ehemals vie franzöfifchen und weſtphäliſchen Geſetze gal- 
ten, und jett das Ü.L-R. eingeführt ift, wird die Ausführung der Gem.-Theil.- 
Ordn. den nad) dem Gef. v. 25. Sept. v. I. Behufs der Regulirung ver dor⸗ 
tigen gutöherrlidhen und bäuerlichen Berbältniffe zu Magdeburg und —** zu 
errichtenden Gen.⸗ Komm. übertragen. Auch ſoll für dieſe Landestheile wegen 
der Gem.⸗Theil.⸗Sachen ein Reviſionskollegium errichtet werben. 

8.2. Wegen ver hierdurch entſtandenen Öeihäftgoermehrung fol der Wir» 
kungskreis der Gen.Komm. für Oberjchlefien auf den Regierungsbezirf von Op⸗ 
peln beſchränkt, und für vie Bezirke ver Reg. zu Breslau und Fiegnig, mit 
Ausſchluß der Oberlaufit, eine befonbere Gen.Komm. zu Breslau errichtet wer- 
den. Der Oen.: Komm. des Frankfurter Regierungsbezirks werden die zu dem⸗ 
jelben gehörigen ehemaligeu ſächſiſchen Landestheile und die Oberlauſitz zugelegt 
und zum Wirkungskreis der Gen. - Komm. für die Kurmark werben bie übrigen 
Lanvestheile des Herzogthums Sachſen, imgleichen das Gebiet und das 
Amt Wandersleben, ferner die vormals Großherzoglich Sachſen-Weimarſche, und 
Fürſtlich Schwarzburgſche, unſerer Provinz Sachſen gegenwärtig einverleibte Ort⸗ 


— — 





Im Allgemeinen. 
1. Ueber vie Beziehung des obigen G. zu ben früheren und fpäteren, das Berfab- 
ihr orbmenben G. ſ. n. 1 zu A. VIII. Daffelbe wird in ber Regel’ citirt ale „Aus- 
ungs⸗G.“ 
88. 1 und 2. 
2. Ueber die ſpäteren Abänderungen dieſer Beſtimmungen ſ. n. 2u. 17 zu A. VIII. 
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ſchaften verwieſen. Der Wirkungskreis des Reviſions⸗Kollegii zu Breslau erftredt 
fi) über die, für die Gen.-Somm. zu Oppeln und Breslau beftinnten Bezirke, 
und der Geſchäftsbezirk des Kevifionskollegii zu Berlm wird in eben ven Maaße 
erweitert, als ver Bezirk ver Gen.-Komm. zu Berlin und Soldin un Borftehen- 
den erweitert worben. 

8. 3. Bei jever Gen. - Komm. follen zwei zum Nichteramte geeignete und 
verpflichtete Beamte angeftellt fein, und deren Anftellung von unfern Min. des 
Inn. und ber Juſt. gemeinjchaftlich bewirkt werben. 

. 4 Die Mitglieder der Gen.Komm. haben in Zukunft eine entſcheidende 
Stimme; bei einer Verfchievenheit derſelben entfcheivet die Miehrheit, un Falle 
ver Stimmengleichheit aber giebt die Meinung des Gen. - Kommiffariss ben 
Ausschlag. o es auf Rechtöfragen anfommt, bie von der Anwendung und 
Auslegung der Geſetze abhängig find, und im Allgemeinen, abgefehen von bem 
Gegenſtande, das Rechtsmittel der Reviſion nach ver Verordn. vom 29. Nov. 
1819 zulafien, nimmt der Oberlommiffartus an der Entſcheidung feinen Antheil. 

Diefe Feſtſetzungen finden auch in Rüdfiht ver Regulirungen ber gutöherr- 
lichen und bäuerlichen Verhältniffe, die nah dem Ed. v. 14. Sept. 1811 und 
deffen Dell. vorgenommen werben, Statt. Die Beilimmung des $ 25 ver Ver- 
ordnung vom 20. Juni 1817 wegen Suziehung des Yuflittarius der Reg. tritt 
daher außer Anwendung. 

8.5. Wir ertheilen ver Gen.-Komm. zum Zweck der Ausführung der ge= 
dachten Ordnungen, 8 1 alle die Befugniffe, welche ihnen in der Verordn. vom 
20. Juni 1817, in Beziehung auf die Regulivungen ver gutöherrlichen Berhält- 
niffe der Bauern, bie nicht Eigenthümer find, beigelegt worden. 

.6. Auch follen fie ermächtigt fein, alle bei Ausführung beider Ordn. 
vorfommenve Streitigkeiten durch ihre Spezial Rom. inſtruiren zu laſſen, zu 

cheiden, und ihre Entſcheidungen, ſobald fie für vechtsträftig zu achten, zu 
vollftreden. Die Verf. des $ 11 der Verordnung vom 20. Juni 1817, wo⸗ 
u einige Streitigfeiten an die gewöhnlichen Gerichte verwiejen find, fällt da⸗ 
er weg. 

8.7. Wir ertheilen ihnen ebenfalls vie Befugniß, Dekonomie⸗Kommifſarien 
zu prüfen und anzuftellen. 

. 3 Dagegen entbinven Wir fie in allen 8 11 gedachten Fällen von der, 
84. Nr. 1. der letztgedachten Verordn. enthaltenen Pflicht, das Intereſſe der ein- 
getragenen Gläubiger, der Lehn- und Fideikommißfolger und anderer entfernten 


—· — 


g. 3u. 4. 
3 An Stelle diefer 88 gelten jett bie SS 1 und 2 der BO, v. 22. Nov. 1844 


u. 6. 


4, Hiegu f. bie ergänzenden 88 7 und 8 BO. v. 30. Juni 1884 (A. X.) umb 
n. dazu. 


8.7. 
5 Hiezu |. n. 32 zu A, VIII. 


6. Diefer S ift im feinem erften Satze nebft ven damit in untrennbarer Verbin- 
bung ftehenden 88 11 bis 14h, 1. wefentlich modificirt durch 8 10 BO. v. 30. Juni 
1834 und 88 24 bis 27 ibid.; f. Die n. zu letzteren. — Die in dem legten Satze bes 
88 h.1. in Bezug genommenen Beftimmungen der Gem.-Th.-D. und ver Abldf.-D. be- 
treffen die Sorge flir die Berwenbung der Kapitalabfindungen: |. 88 150 bie 155 Gem. 
Th.O. v. 7. mi 1821, die in der Abldf.-O. v. gl. T. 88 39 und 40 (f. in n,1 zu 
A, XII, unter d.) ebenfalls zur Geltung gebracht find. Wegen der jekigen allgemeinen 
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Theilnehmer von Amtswegen wahrzunehmen. 8 Liegt ihnen in biefer Rüdficht 
* das was über dieſen Gegenſtand in den heute erlaſſenen beiden Ordn. 
timmt iſt. 
$.9. Die ihnen $ 4 Nr. 2 a. a. O. auferlegte Pflicht der Wahrneh- 
mung des Iandespolizeilichen Intereffe bleibt fortdauernd, und wird dahin eriei- 
tert, daß ihre Spezial-Rommiffarien die, $ 43 gedachten Obliegenheiten in Be— 
ziehung auf alles Grundeigenthum, deſſen Berhältniffe durch ihre Vermittelung 


verändert, und auf alle Gejchäfte, melde: ihnen nad) dem Inhalte der in Rebe, 


jeienden Verorbn. übertragen werben, in Erfüllung zu bringen haben. Insbe⸗ 
jondere haben biefe bei ber neuen Bertheilung ver Ländereien und zwar ohne 
Unterſchied der Fälle, ob viefelben gleich völlig auseinanvergejet werben, ober 
die Beſitzer die bisher beftanvene Gemeinheit fortjeten wollen, darauf zu halten, 
daß vermöge ver neuen Eintheilung die auseinandergeſetzten Grundſtücke, ven 
Zweden ver Yuseinanverfegung gemäß, fogleich benutzt und letztere auch bei ven 
noch in Gemeinheit verbleibenden Grundſtücken dereinft, wenn ſich die Theilneh⸗ 


— — —— — — nn 
-. 


Geltung diefer Beſtimmungen f. 81 ©. v. 29. Juni 1835, (A. XI). Durch letzteren 
und die 88 58 fg. der VO. v. 30. Juni 1834 ifl das IMR. v. 10. Nov. 1831 (Ann. 
Bd. 15. S. 749) unnötbig und reſp. erſetzt geworben, welches die Anwendung ber cit. 88 
der Gem.-Th.-D. und Ablöſ.O. für Syp.-Gläubiger auch auf die gutsherrl.⸗bäuerl. Regul. 
vergednie und das dabei einzuſchlagende Verfahren regelte. 


7. Die Beſtimmungen der Gem.Th.O v. 7. Juni 1821 (A. VII. .), zu denen 
biefer $ in Betreff ber darin den Auseinanderſ.“Beh. und ihren Kommiſſarien aufgelegten 
Berpflihtungen bei der neuen Bertheilung der Ländereien gehört, find in den 88 56 fg., 
61 fg., 69 fg., 177 fg. derſelben enthalten: |. n. 76 dazu. — Um ven Schwierigkeiten und 
Mebelftänden, mit benen bie Zufammenlegung bes in zahlreiche Stüde zerſtreuten Befitzſtan⸗ 
des jebes einzelnen Intereffenten in einige wenige Pläne [Arrondirung, Separa- 
tion] in Bezug auf die Mängel der Abſchätzungskunſt und bes Meberganges in ein 
völlig verſchiedenes Wirthſchaftsſyſtem verbunden ift, zu begegnen, war ſchon vor Erfcheinen 
der Gem. Th. DO. v. 7. Juni 1821 in dem früheren Entwurfe dazu bie fog. Ber- 
foppelung der Grundſtücke als angemeffenes Mittel cınpfohlen und in der Drud- 
ſchrift: Andentungen zur Erleichterung der Gemeinheitstheilungen ꝛc. (Berlin 1819) weiter 
entwidelt worben. Das Wejen biefer Theilungsmethode beftand in: 

a. ber Zufammenlegung ber mehren in ber Feldmark umberliegenden Yelbflüde an 
Aeder, Wiefen, Hutung der einzelnen Theilnehmer in wmohlarronbirte, durch Wege und 
Triften zugänglicde Breiten oder Koppeln, 

b. ber freiheit jebes Theilnehmers, mit feinem Beſitzthume vor ber Hand im 
ber bisherigen Feldordnung und in der Hutungsgemeinfhaft zu verblei- 
ben, aud daraus mit einzelnen, mehren oder allen Koppelu zum [hidlidhen 
Zeitpunfte auszufheiden, refp. in die Gemeinſchaft wieder zurädzutreten, 
und 

c. ber einer ſolchen Berloppelung beizufegenden Wirkung ber Separation, daß näm⸗ 
ih der Umtaufch der Koppeln nicht weiter erzwungen werben kann, — 
fie erforderte aber vie Bertheilung der Grunbftüde aller Theilnehmer in jo große, in fidh 
zuſammenhängende Koppeln, daß jebe einzelne Koppel ber Geſammt⸗Heerde auf einige Zeit 
hinreichende Nahrung gewährte, Diefe proviforifche Auseinanderſ.-Methode ift zwar in ber 
Gem.⸗Th.⸗O. und 89 h. 1. nicht ausprüctich erwähnt, inbeß noch in dem IMR. v. 
26. Juni 1821 (Kochs Agrarg. zu 89 h. 1. L. u. v. R 1. S.608) unter Hinweis auf 
bie erwähnte Druchkſchrift, ald ben 88 177, 182, 183 Gem.⸗Th.⸗O. entiprechend, o bezeich: 
net und bebingumgsmweije empfohlen worden. — Den nämlichen Standpunkt nimmt auch 
noch das IMR. v. 4. Nov. 1822 (Koch a. a. O. L.u. v. R.J. S.610) ein; in bem- 
jefben wird jeboch ſchon auf Orund des 8 9 h. 1. bie Verf. einer Gen.-Komm. gebilligt, 
nach welcher die Kommifjarien die Genehmigung der projectirten PBlanlagen 
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mer zu deren Aufhebung entfchließen, ohne große Schwierigkeit, und insbeſon⸗ 
dere möglichft ohne neuen Umtaufch ber Ländereien erreicht werben können. Sie 
möffen nicht nur ihre Bermittelung einlegen, daß die möglichſt volllommenften 
Plantagen und beren jäidlice Berbindung durch Wege und Triften in Vor⸗ 
chlag kommen, die Theilnehmer zu deren gütlicher Annahme vermocht, und die 

iderſprüche Einzelner, fei e8 im Wege des Vergleichs ober der Entſcheidung, 


einzuholen haben, ehe fie auf deren Ausführung eingeben, — eine Bor- 
fhrift, bie bemanfolge nah und nach bei allen Anseinanderf.-Behörben 
zur Geltung gebracht if. — Das IMX. v. 25. Nov. 1843 (VMEI. ©. 313) 
- verläßt dann in Betreff ber Frage Über die Ausübung ber den Auseinanberf. » Behörben 
durch 8 9 b. 1. aufgelegten Pflicht, möglichſt volllommene Planfagen herbeizuführen, ben 
vermittelnden Standpunkt der beiven R. von 1821 und 1822, indem es Folgendes aus- 
führt: „Die Stufe, auf der das landw. Gewerbe fich zur Zeit im Allg. befindet, verbun: 
ben mit den Anfprüchen, welche an bie zur praftiichen Ausführung der Landeskulturgeſetze 
berufenen Beamten jest mit Hecht gemacht werben, läßt die früher geftattete Broce- 
dur, weniger zwedmäßige Planlagen mit dem Borbehalte des fünftigen Antrags der In- 
terefienten auf beſſere Zufammenlegung zu genehmigen, nicht mehr zu unb muß fid 
das Min, daher ganz entſchieden gegen biefelbe ausjprechen. Denn mit jenem Vorbehalt 
ift doch eigentlich num bie Unzwedmäßigleit der Planlage in wirthſchaftl. Beziehung aus⸗ 
gefprochen unb jo gewiſſermaaßen von ber Behörde felbft anerfaunt, daß fie den ihr in 
ben BO. v. 20. Juni 1817 8 136 1a. 163, v. 20. Juni 1834 88 17, 38, desgl. in der 
Gem.⸗Th.O. 8 65 fg., und im 89 h.1. borgezeiöäneten amtlichen Berpflichtungen ge- 
end nicht nachgelommen fe. In dieſer Beziehung Können aber immer nur zwei 
e eintreten, — eniweber find nämlich die für die Beflätigung des Plane fprechenben 
Gründe gewichtig genng, um etwaige Bedenken gegen beffen wirthſchaftliche Zwedmäßigteit 
zu befeitigen ober es find dieſe Bedenken überwiegend; — im erften Falle bebarf es 
teines Borbehalts der bezeishneten Art, im letzten aber kann gar feine Beſtätigung bes 
Plans, ſelbſt nicht mit jener Maaßgabe erfolgen, vielmehr muß berjelbe abgeändert und 
felöR gegen den Willen ber Interefienten im wirtbichaftlich zwedmäßiger Art aus: 
eiviefen werben, 88 17, 38 BO. v. 30. Juni 1884.” — Im gleicher Richtumg dispo⸗ 
nirt das IMR. v. 23. Dez. 1846 (BMI. von 1847, S. 14) wie folgt: „Die früher⸗ 
hin häufig flattgefunbenen Gem.⸗Th., wobei nur die Nittergüter ober einzelne Klaffen von‘ 
Satereffenien, auch Einzelne aus der Gemeinſchaft ausgeichieben und bie darin Berbleiben- 
den wieder in alter Art mit den zerſtückeltem Beſitz in 3 Feldern eingetheilt worben, hat 
fi in jeber Beziehung, als unzwedmäßig und ven Erforberniffen ver Landeskultur nicht 
angemeffen berausgeftelt. Es find dadurch häufig zweckmäßige Planlagen vereitelt und 
da bie Anträge anf Spezinfieparationen überall nachlommen, boppelte Koſten veranlaßt 
werben. Diele Uebelftände weiſen auf eine energifche Anwenbung ber ben Auseinanberf.- 
Beh. nah 89 Ausf.-©. v. 7. Juni 1821 zuftehenden Befugniffe um jo mehr Hin, 
ale nad dem ©. v. 28. Iuli 1838 (ſ. in n.9 zu 86 Gem.⸗Th.O. v. 7. Juni 
1821) in den betr. Landestheilen eine Adergemeinheitstheilung ohne 
vollſtändigen Umjat der Aecker kaum bentbar ift. Der Borfchrift des $ 9 muß 
auch der Wunſch einzelner Intereffenten, bie gemeinfchaftliche Hebung fortzujegen, unter 
eorbnet werben und ift eine in jeber Beziehung zweckmäßige Planlage mit einer ganz. 
emen Ausübung ber ferneren gemeinichaftlichen Hutung nicht vereinbar, fo muß bie 
Zwedmäßigleit der Planlage unbebingt voranſtehen. Der 8 21 Gem.-Th.-D. beſtimmt 
nicht, daß der Abſicht der Intereffenten ver Landeskulturzweck untergeorbnet werben foll, 
vielmehr verorbnet 3 9 ber Ausführ.-O., baß auch im Falle des 8 21 (d. h. wenn mehre 
Antragende, die unter fi in Gemeinheit bleiben wollen, bie Auseinanberjegung mit ben 
übrigen verlangen) ein nochmaliger Umtanfch ver Ländereien möglich vermieden werben 
fol. Wird diefes Princip nur ng fo werben in kurzer Zeit die Intereffenten 
fi des fonft immer nur auf Borurtheilen beruhenden Gedankens an eine fortgefette Ge⸗ 
meinfchaft mit zerftüdeltem Beſitz entichlagen.” — Wegen Anwenbung bes $ 9 auf bie 
BO. dv. 28. Juli 1838 ſ. bie oben cit. n. 9 zum Gem.⸗Th. O. v. 1821). 
Oreiff, Gef. Ub. Land.⸗Nult. u. landiv. Bol. 26 
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befeitigt werben; ſondern fie bürfen auch die hierliber genommenen, zur Ber- 
eitelung over Erſchwerung der Zwecke der Auseinanderfeßung gereichenden Ab⸗ 
reden ber Theilnehmer nicht geftatten, müſſen vielmehr in dergleichen Fällen 
durch angemeflene Bedeutung em anderes Abkommen zu bewirken ſuchen, und 
—F fie ſolches nicht erreichen können, darüber zur Entſcheidung der Gen.-Komm. 
erichten. | 

8. 10. In Beziehung auf das Verfahren verweilen Wir im Allgemeinen 
auf die Vorfchriften des zweiten Abſchn. ber Verordn. v. 20. Juni 1817, welde 
in bie Stelle des 43, Tit. des I. Thl. ver Allg. Ger.Ordn. tritt, finden jedoch 
für nöthig, folgende nähere Beſtimmungen und Zufäge zu maden. 

8. 11. giebt fidy bei einer Regulirung der gut&herrlichen und bäuerlichen 
Verhaͤltniſſe nad) Unferem Er. vom 14. Sept. 1811 und deſſen Dekl., oder bei 
“einer Gemeinheitstheilung oder bei einem Ablöſungsgeſchäft, daß das berechtigte 
oder belaftete Gut Lehn oder Fideikommiß fei, oder wiederkäuflich beſeſſen werke, 


8. Anlangend die fhidlihe Berbindung der Pläne durch Wege, beren Ber: 
mittelung $ 9 h. 1. zue Pflicht macht, ſ. F.u. IMR. v. 19. März 1843 (SMEL ©. 
128), welches barauf hinweift, daß die Speciallommiffarien Bei jeber beabſichtigten 
Verbreiterung oder Verlegung von öffentlichen Wegen den Kreislandrath zuzuziehen und 
mit ibm gemeinschaftlich zu operiren haben, und anoıtnet, daß bie Ranbräthe, ſobald 
fie ven der Einleitung einer Auseinanberfegung Kenntniß erhalten, vor Entwerfung 
des Auseinmmberfegungs » Plans mit dem Kommiſſarius in Erwägung ziehen 
follen, cb Zeränberungen mit ben auf bem Gem.⸗Th.⸗Terrain vorhandenen Bffentliden 
Megen vorzunelmen find und biefe Veränderungen nach der Richtung, Breite und Ein: 
Schließung der Wege mit Gräben, aud der Bepflanzung mit Bäumen entweder ſelbſt voll- 
fländig und genau beſtimmen ober doch folche Abänderungen mit dem Kommiffarius treffen, 
daß dieſer bie Anlagen nach der vorliegenden Abſicht zwedmäßig anordnen kann; follte 
aber tiefe zeitige Vorſorge verfäumt oder es unvermeidlich fein, in den ſeparirten Feldern 
Veränderungen mit ben öffentlichen Wegen vorzunehmen, fo darf dies, fo lange bie Aus— 
einanberfegung bei der Auseinanderſ.⸗VBeh. anhängig ift, nicht ohne Zuziehung des Kem⸗ 
miffarius geſchehen, mit welchem ber Landrath zu erwägen bat, wie bie Aenderung ber 
-Mege am biſien vorgenemmen werben kann, chne bie Zwedmäßigkeit ver Planlage zu 
ftören; fellten Fälle vortemmen, wo Landrath und Spec.Komm. ſich über bie zu treffen- 
“den Maafregelm nicht vereinigen Lünnen, fo haben fie e8 ihren vorgeſetzten Behör— 
dem anzuzeigen, welde. fih mit einander verftänbigen ober den Fall den vorgejegten Mi⸗ 
nifterien zur Entſcheiduug vortragen werden, — Nach einem (bisher nicht veröffentlichten) 
L.u. HMR. v. 10. Juli 1857 fallen aud die Angelegenheiten, welche die Intereffen ter 
Chaunffeeen in Beziehung auf Abfuhrwege und Entwäflerungen berühren, fo weit 
fie in Folge von Separationen nothwendbig zu reguliren find, zur Kompe- 
tenz der Auseinanderſ.⸗Beh., da jene Intereffen von ben nah 84 Nr.2 BO. v. 20. Juni 
1817, 88 7 und 12 VO. v. 30. Juni 1834 und $ 12 BD, v. 22. Nov. 1844 ber an⸗ 
gegebenen Kompetenz unterliegenden Gegenftänben? nicht ausbrüdiih ausgenommen find; 
die Negierung wird in ſolchen Fällen im Imtereffe ber Chanffeeverwaltung von ber Gen.- 
Komm. mit ihrem Outachten zu hören fein, fofern fie fih aber mit den demnächſt von 
letzterer zu faffenben Beichlüffen nicht einverftanden zu erklären vermag, eine Abänderung 
been im Wege ber Beichwerbe nachzufuchen haben. 





9, Der bier aufgehobene Tit. 43 AGO. J. handelte von dem Verfahren bei 
Auseinanderfegung der Gemeinheiten nach dem burch die Gem.⸗Th.O. v. 7. Suni 1821 
erjetten 4. Abſchnitt A. L.⸗R. I. 17. und bat dem Abſchnitt 2. der BO. v. 20. Juni 
1817 zur Grundlage gebient, wie 'eine Bergleihung beutlich ergieht. 

SS. 11 bis 15. im Allgem. 

10. Diefe 88 find durch 823 BO, v. 30. Juni 1834 (A. X.) auf alle übrigen zum 

Reſſort der Auseinanderſ.⸗Beh. gehörigen Auseinanberfegungen für anwendbar erflärt, — 
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und baß ber’ Senmebeiber feine Ichnöfähigen Ablömmlinge (Defcenvenz) hat, fo 
muß die bevorftchende epulicung, Gemeinheitstheilung oder Ahlöfung der Dienfte 
und Leiftungen öffentlich befannt gemacht, und es allen denjenigen, welche Dabei 
ein Intereſſe zu haben vermeinen, überlaflen werben, bis zu einem beftimmten 
Termine fid) A melden und zu erklären, ob fie bei Borlegung des Plans zuge- 
zogen fein wollen. | 

8. 12, Diefer Termin wir ſechs Wochen weit hinausgefest, und zweimal 
in den Zeitungen, in ben Intelligenz- und Amtsblättern der Provinz von drei 
u drei Wochen befannt gemacht, und es wird die Warnung hinzugefügt, daß bie 

ichterfcheinenden Die Auseinanderſetzung gegen fich gelten laſſen müflen, und mit 
feinen Einwendungen dagegen werben gehört werben. Ä 
Diefe Verwarnung wird in Rüdfiht ber bis zur Borlegung bes 

Auseinanderfeungsplans Ausbleibenden vollzogen und ift daher in ven Aus— 
einanberjegungs = Rezeflen zu bemerken, daß, welchergeftalt und mit welchem Er⸗ 
folg die öffentliche Aufforderung gefchehen ift. 

$. 14. Bon den fi meldenden Theilnehmern find nım Diejenigen zu dem 
fünftigen Termin der Borlegung des Plans vorzuladen, weldhe bisher ein Necht 
auf Zuziehung gehabt haben, naͤmlich: 


buch 8 24 der eben cit. BO. find aber vie Fälle der geſetzlichen Nothmenbigfeit ber 
Öffentlihen Belanntmahung weientlich befchränkt worden. — Zur öffentlichen Bes 
kanntmachung der Anseinanberfegungen find nur die Auseinanderſ.⸗Beh. und ihre 
Kommiffarien, nit aber die Gerichte, vor bemen fich etwa bie Interefienten frei- 
willig auseinanderfegen, befugt: jo IMNR. v. 6. April 1839 (Koch Agrargel. zu $ 11 
h. 1], und Luv.R.1 ©. 614). — Die Belanntmadhung ($ 12h. 1.) muß in den Amts- 
blättern, darf aber außerdem nur in eine Zeitung — unb zwar in diejenige, beren Er» 
ſcheinungsort dem Gute am nächſten liegt — (Iz.u. IMR. v. 5. Nov. 1821: Ibb Bd. 
18, &. 293) und nur in eins von etwa mehren vorhandenen Inteligenzblättern ber 
Provinz und zwar in das bes betr. Reg.-Bez. (IMR. v. 18. Mail835: Ann. 30.19. 
©. 383). eingerlicdt worden. — Nach Analogie des 8 47. Fit. 7. Th. I. AGO. genügt - 
es, wenn bei ben beiben Sinrädungen nur die fechsmöchentliche. Friſt inne gehalten wird, 
und ift nicht nöthig, Daß die Bekanntmachung genau von 3 zu 3 Wochen erfolgt: fo 
Sur v. 25. Sept. 1824 (Rod a. a. O. zu 812 h. I.). 


8. 14. 

1l. Zn lit. a. iſt jet bie Zuziehung bes Lehnsherrn nur noch bei Thronlehnen 
und zu lit. c. bie Zuziehung bes Obereigenthümers bei Erbzinsgiltern gar nicht mehr er» 
forberlich, da das betr. Obereigenthum durch 8 2 Nr. 1 und 2 bes Ablöſ.G. v. 2. März 
1850 aufgehoben if. Die unter lit. b. citirten 88 87 bis 94 A. L.-R. II. 4. lauten: 

5. 87. Im allen Fällen, wo das Fideikommiß mit einer neuen Schuld bejchwert 
werben fol, müffen bei Negulirung ber Sache zwei der Fideilommiß⸗Anwarter zuge- 
zogen werben. 

8. 88. Beſteht bie zum Fideilommiß berufene Familie aus mehreren Linien: jo wird 
bie Zuziehung des nächften Anwarters aus der im Befite befindlichen, und des Aelte⸗ 
ſten aus derjenigen Linie, welche nach ihr bie nächſte ift, erfordert. 

8. 89. Iſt nur eine Linie vorhanden, fo müſſen aus dieſer die beiden nächften An- 
warter zugezogen werben. . — 

8. 90. Unter bie zuzuziehenden Fideilommiß⸗Anwarter ſind bie Kinder des Beſitzers 
nicht mitzurechnen. Ä 

8. 91. Steben bie zuzuziehenden Anwarter unter Vormundſchaft, fo müffen fie, auch 
bei biefem Gefchäfte, von ihren Bormünbern vertreten werben. 

8. 92. Sind Heine andere Anwarter, außer ben Kindern des Fideikommiß-Beſtders, 
vorhanden, fo ift deren Zuziehung hinreichend. 

8. 98. Ihnen muß, wenn fie ihren Sachen nicht felbft vorſtehen Tonnen, ein beſon⸗ 
derer Kurator zu dieſem Geichäfte beftellt werben. get 
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a) bei Tehnen der Lehnsherr und ber nächfte, oder bei dem Dafein mehrerer 

gleich nahen, bie nächſten Lehnsfolger, und falls biefe außerhalb Unferer 

faaten wohnen, auch daran nicht angefeflen find und ſich nicht gemelvet 
haben, der Nächfte nach diejen, welcher fich in Unfern Staaten befindet, 

b) bei Fideikommißgütern die nächften Anwärter, U. L.R. Thl. IL it. 4 

87 


fl. 

ec) bei Erbzinsgütern ver Obereigenthlümer; 
d) bei wiverfäuflihen Gütern der Wiederkaufsberechtigte; 
e) außer viefen alle ſolche Theilnehmer, die ein ummittelbares Theilnehnumgs- 

recht zu fen behaupten. 

‚15. ch außer ven 8 11 gedachten Fällen fteht es ven Theilnehmern 
frei, auf öffentliche Zelanntnagund der Auseinanderſetzung, zum Zweck der Aus⸗ 

mittelung unbekannter unmittelbarer Theilnehmer, mit ver in der Gem.⸗Theil.⸗ 

Ordn. $ 157 geraden Wirkung anzutragen. 

. 16. Die Inftruftion der Streitigkeiten, deren Entſcheidung von Redhte- 
grundfägen hauptſächlich abhängig iſt, wird von bem Kreis-Juſtiz -Romm. (Ber: 
orbn. v. 20. Juni 1817, 8 61) oder einem zum Nichteramte geeigneten und ver- 
pflichteten Beamten beiwirft. 

8 17. Auch können Beamte, die ehemals ein Richteramt befleivet haben, 
aber ehrenvoll entlaffen worven find, von den Gen.⸗Komm. in ihrem Geſchäfts 
kreis beauftragt, und ihnen unter Öenehmigung des O.⸗L.⸗Ger. die richterliche Eigen- 
ſchaft beigelegt werben. 

8. 18. Die Beftimmungen ver 88 111 und 112 der Berorbn. v. 20. Inni 


— 94. Iſt überhaupt nur ein Auwarter vorhanden, ſo iſt deſſen Einwilligung hin⸗ 
reichend. 

In wie fern es ber öffentlichen oder beſonderen Bekanntmachung der Ausein⸗ 
anberfegung an bie nach den cit. g5 im Falle ihrer Meldung zum Verfahren zuzu⸗ 
ziehenden Fideilommißanwärter bedarf, darüber f. 8 24 BO. vom 30. Juni 1834 und 
n. 35. dazu. ’ 

8. 15. 

12. Nah 825 BO. v. 30. Juni 1884 iſt die Auseinanberi.-VBehörbe auch ohne 
Antrag bie öffentliche Belanntmachung zu veranlaffen befugt und biefe hat nach 8 26 
ibid. gegen alle zuzuziebenben Imtereffenten, bie fih nicht bis zu dem beſtimmten Zer- 
mine gemeldet haben, die Wirkung, daß fie bie Auseinanderſetzung ſelbſt im alle ber 
Bean gegen fich gelten laſſen müſſen. 


B, Zu biefem 8 f. bie auch hier geltende n. 37. zu A. VIIL 


14. Daraus, daß bie 88 111 und 112 BO. v. 20. Juni 1817, welde bie Be: 
ſchräukung neuer Bermeffungen und Bonitirungen zum Zwede haben, durch 8 18 h.1. 
auf gutsherrl. » bäuerliche Regulirungen beſchraͤnkt und mithin beren Anwenbung auf 
Gem.⸗Th. und die nah gleihden Grundſätzen zu bewirlenden Abldfungen 
von Grundgerechtigkeiten ansgefdhloffen werben, folgt keineswegs bie uube- 
Dingte Nothwendigkeit, daß in allen fällen der letztgedachten Art bie Vermeſſung 
und Bonitirung ſämmtlicher betbeiligten Grunbflüde bewirkt werben müſſe, fofern Einer 
ber Interefjenten darauf dringt. Wiünfchenswerth ift e8 zwar, baf im ſolchen Fällen, in 
denen ber Werth ber aufzuhcbenden Berechtigungen und ber Betrag ber dafür zu ih⸗ 
renden Entſchädigung auf Grund alter Karten, ſummariſcher Erörterungen und Abſ n⸗ 
gem ohne vorgängige Vermeſſung und Bonitirung ſämmtlicher betheiligten Grundſtücke mit 
hinreichender Zuverläſſigkeit ermittelt werden kann, bie Iuterefienten ſelbſt davon über⸗ 
zeugen und darüber vereinigen, daß die Vermeſſung und Bonitirung unterbleibe, und die 
Spee.⸗Komm. haben ſich der Herbeiführung ſolcher Vereinbarungen moglichſt zu beftreben; 
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1817 finden nur bei Regulirung gutsherrlicher und bäuerlicher Verhältniſſe, bie 
auf den Grund des Ed. v. 14. Sept. 1711 gefchehen, Statt. 
— [S. 19. Der im 8 173 nachgelaſſene Rekurs iſt in folgenden Fällen zu⸗ 


1) wenn die Befchwerde ſolche Gegenftände betrifft, die nach "allgemeinen 
Borichriften zum —* der verwaltenden Behörden gehören, 
wohin insbeſondere die $ 43 Nr. 1. bis 4. benannten Gegenſtaͤnde zu 
rechnen find; 
werm Die Veſchwerde die Zulaſſung oder Zurückweiſung nachgeſuchter 
Ablöſ., Gem.⸗Theilungen, der Ausweiſung des hutfreien Drittels, ein- 
elner Auszüge aus der Gemeinheit und anderer, auf die nähere Be⸗— 
— und Einſchränkung der beſtehenden Gemeinheiten abzweckenden 
Einrichtungen, und die Statthaftigkeit der Subhaſtation des zu thei⸗ 
lenden Öegenftanbes betrifft; 
3) wenn darüber geftritten wird, ob bei Forften die Entſchädigung der 

DienftbarkeitSberedhtigten in Land zu geben jet; 

4) wenn über die Unvollftänvigfeit und Unzwedmäßigkeit der Auseinander⸗ 

| fegungen und Regultrungen in wirthichaftlichen Beziehungen, insbeſon⸗ 
dere bezüglich auf einen Abbau, auf ganze Plantagen und deren Unter- 
abtheilung, vorzubehaltende Wege und Triften, Viehtränken, Lehm, Sand- 

und Mergelgruben, Kalt» und andere Steinbrüde, Bemäfferungs- und 

Entwäflerungsanftalten, Beſchwerde geführt wird; 

5) wegen der Unzweckmäßigkeit ver neuen enzaige- | 

8. 20. Dem Min. des Inn. fleht es in eine nen Fällen frei, die ihm 
zuftändige Eutſcheidung in der Rekursinſtanz den Reviſionskollegien zu über- 
fragen. 

ß [8. 21. Gegen die in Rekursſachen von dem Min. des Inn. oder dem 
nelegirien Jitongtollegium ergangene Entſcheidung findet kein weiterer Re⸗ 
tatt. 

8. 22. Wenn durch eine, auf den eingelegten Rekurs erfolgte Abän⸗ 
derung eine weitere Verhandlung nöthig wird, um die, Theilnehmer auszuglei⸗ 
chen, jo gehört viefelbe vor vie betreffende Gen.-Komm., welche auch wieber in 

erkennt, im Fall durch jene Abänderung annodh eine rechtliche 
Entſcheidung nothwendig geworven fein jollte.] 

8. 33. Die Vorſchriften 88 178—184 der Verordn. 0.20. Juni 1817 
wegen der Wirkmgen ver Appellationen finden Jauch auf Streitigkeiten Anwen⸗ 
dung, die bei Gem.⸗Theil. und Abldfungen, worauf fi die beiden heutigen 
Ordnungen beziehen, entftehen.] 


2 


— 
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ſofern aber die Bemuͤhungen derſelben und bie Belehrungen über den Koſtenpunkt ohne 
Erfolg bleiben und der eine oder andere der Intereſſenten auf eine anſcheinend vermeidliche 
Bermeffung und Vonitirung bringt, kann bie Gewährung dieſes Antrags durch Einleitung 
bes ſchiedsrichterlichen Verfahrens von Amtswegen nach 8 30 lit. c. BO. v. 30. Juni 
1834, abzutenben gefucht werben: fo IMR. dv. 27. April 1842 (SMBi. ©. 123). 
Dieſes Berfahren findet jetzt in folchen Fällen aud auf den Antrag einer oder mehrer 
io Art. 14 Ergän.-®. zur Gem.-Th.-D. v. 2. März 1850 Statt. 

. 19, bis 22, 

I Diefe 88 find aufgehoben buch S14 BO, v. 22. Nov. 1844 (A. XI) 


6. Die im biefem & cit. Befirmmungen find durch SS 14 fg. BO. v. 22. Nov. 
e .n».9 A. VII. 


1 
1844 ebenfalls gänzlich befeitigt: ſ. zu A. V 
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824 Gegen vie Erkenntniffe ver Besifiondfollegien findet, vach näherer 
Beltimmung der Verordn. vom 29. Nov. 1819 das Rechtsmittel ver Reviſion 
att 


8. 25. Es fteht den Theilne lei ohne Dazwiſchenkunft einer öffent- 
lichen Behörde ſowohl wegen der Gemeinheit, als auch wegen ber Dienfte und 
Leiftungen, deren Ablöfung die heute beſonders erlaffene Ordnung zum Gegen- 
ftande hat, fih auseinander zu fegen. Es müſſen aber die über ſolche Privat- 
ablommen gefchloffenen Reife jevesmal der Gen. - Komm. zur Beftätigung ein⸗ 
gefandt werben. 

8. 26. In Gem. = Theil. - Sadyen werben die Koften ver Vermeflung und 
Bonitirung von allen Teilnehmern, nad Verhältniß der Theilnehmungsrechte 
getragen. Die übrigen Auseinanberfeßungsfoften tragen die Theilnehmer nad) 
Verhaͤltniß des Vortheils, welcher ihnen aus der Auseinanderjegung erwächt. 
Das ungefähre Verhältniß dieſes Vortheiles wird von ber Auseinanderfeßungs- 
Komm. ermeflen, und ber Koftenpunft von ber Gen. » Komm. feſtgeſetzt. Die 
Koftenpflichtigkeit 'in den bei Gem.-Theil. entftandenen Prozeſſen wird nach ben 
Borfehriften der Ger.-Drbn. beftinmt. Während des Laufes ver Auseinander⸗ 
fegung muß jeder Theilnehmer die Auseinanverfegungsfoften, nach Verhältniß fei- 
ner Theilnehmungsrechte, mit Vorbehalt künftiger Ausgleichung, vorſchießen. 

8.27. Die Koften ver Ablöfungen von Dienften und andern Leiftungen 
el nad) den Grundſätzen ver 88 209 und ff. der Verordn. v. 20. Juni 1817 
vertheilt. 

8.28. Wegen des Anſatzes der Koften und ver Stempelfreibeit finden auch 


. — — — — — — IL ·— — 


8. 24. 
17. Die fämmtlichen geſetzlichen Beſtimmungen über die 3. Inſtanz in Ausein⸗ 
ander] 5. ſ. zu 821 BD. vo. 22. Nov. 1844 (A. XL) , nz 


18. Dieſer 8 entſpricht dem gleichartigen $ 165 BO. v. 20. Juni 1817. Wegen 
ber Befuguiß der Oekon.⸗Komm. zur Privatvermittelung von Auseinanderſetzungen ſ. n. 
35 zu A. VII. Ferner ſ. n. 45 und 49 A. X. — Schriftliche Privatablöfungsverträge, 
bei denen bie im Allgemeinen bei Gültigkeit ber Verträge vorgefchriebenen gefetlichen Be⸗ 
fimmungen beobachtet find, verbinden bie Kontrahenten fo Iauge, als nicht die ehem 
biefer Berträge von der Auseinanderj.-Beb. (refp. dem Gericht nach 8 44 BD. v. 80. Juni 
1834) verfagt worden ift und kann aus ihnen ‘auf gerichtliche oder notarielle Vollziehung 
geffagt werben: jo RR. 3.80.12. S. 335 (früher anderer, vom OT. getheilter Anfict: 
3. Bd. 11. GErdſ. 733), Das DT. hat neuerdings (3. Bd. 13. S. 249) die dritte In⸗ 


ſtanz hizzüber für unzuläffig erachtet. 


19, Diefer 8 if} durch Art. 16. Ergänz.-®. zur Gem.⸗Th. O. v. 2. Mürz 1850 in 
Betreff der Koften aller Gem.-Th.-S. mit Ausnahme ber Abldfungen einfei- 
tiger Forftfervituten dahin geändert, Daß alle allgemeinen Auseinanberi.-Koken ein- 
ſchließlich der Bermeffungs- und Bonitirungsloften nad Berh. des aus ber Auseinander⸗ 
ſetzung erwachienden Bortheils, und nur wenn biefer nicht ermittelt werben kaun, nach dem 
Werthe der Theilnahmerechte vertheilt werben follen. Mit biefer Abänderung beſteht 
826 h. 1, fort, alfo namentli die drei legten Säge deſſ. vollſtäudig. — 
Zum Schlubfat |. IMR. v. 7. Juli 1834 (Koch Agrargef. zu $ 209 BD. v. 20. Iuei 
1817 und L.u.v.R. I. S. 604), wonach vie befinitive Ausgleihung ber Intereſſenten wegen 
der Koften von Amtswegen zu bewirken if. — Nah IMR. v. 10. September 1847 
(SMEBL. S. 260) find die Koften der Holzansgleihung auf privativen Grund⸗ 
ſtücken, (ba fle Sache der freien Einigung iſt) nur von den dabei Betheiligten anfgubrin« 
gen und zwar nach bem Berhältuiffe, welches fih aus der Geſamuntmaſſe beffen eugiebt, 
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was jeber Betheiligte abtritt und empfängt. 
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in Gem.-Theil.- und Ablöſ.⸗Sachen die Vorſchriften SS 213 und 214 ver ge- 
dachten Verordn. Anwendung. 

.209. Da für die in Magdeburg und Münſter zu errichtende Gen.-Stommm. 
bereit8 die Gefege vom 25. Sept. 1820 die Grundſätze beftimmen, nach welchen 
fie bei Ablöfungen von Dienften, Natural» und Gelpfeiftungen zu verfahren 
haben, fo dient ihnen das jetige Geſetz nur in Rückſicht der Gemeinheits- 
theilungen und Einſchränkungen zur Richtſchuur. Auch erſtreckt fih dabei die 
Kompetenz der Magdeburger Gen.Komm. nur auf diejenigen Theile der Pro- 
vinz Sachſen, in weldyen bie Ausführung ver heut erlaffenen Ordn. nicht nad 
8 2 ver ärk. Gen.⸗Komm. übertragen worben ift. 

Urkundlich haben Wir dieſes Gefeg Allerh. eigenhändig vollzogen und mit 
Unferm Königl. Inflegel bedrucken laſſen. 
So geſchehen Berlin, ven 7. Juni 1821. 
| Friedrich Wilhelm. 
&. Fürft v. Hardenberg. v. Altenftein. 
Beglaubigt: Friefe. 


29 


2. Direr $ iR abgeändert durch 51 BO. ». 30. Juni 1834 (A. X.) Bagl, 
n.2 zu A. VIII, unter k. und 1. 


X 


Verordnung vom 0. Iuni 1834 


wegen des Gefchäftsbetriebes in ven Angelegenheiten ver Ge- 
meinh.-Theil., Ablöfungen und Regulirung der gutsherrl.- 
| äuerl. Berhältniffe, 


als Anhang zu der BO. v. 20. Juni 1817 und dem ©. v. 7. Sunt 1821. 
[G.S. S. 96. Nr. 1542.] 
(Ritteratur: L. u. v. R. IL b. ©. 411 bis 486.) 


Bir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ıc. haben 
auf Anlaß mehrerer bei dem Gefchäftsbetriebe in den Angelegenheiten ver Ge⸗ 
meinheitstheilungen, Ablöfungen und Regulirung der gutsherrlich = bäuerlichen 
Berhältniffe wahrgenommenen Webelftände und vorgelommenen Bedenken und in 
Berüdfichtigung der von mehreren Brovinzial-Landtagen deshalb gemachten Vorftel- 
lungen, eine Reviflon ver betr. Verordn. veranftaltet, und verordnen in Folge 
berjelben wegen Abänderung, Ergänzung und Erläuterung jener Verordn., nach 
dem Antrage Unferes Stants-Min., wie folgt. 

$. 1. Die Veroron. vom 20. Juni 1817 wegen Organifation der Gen.- 
Komm. zur Regulivung der gutsherrlich-bäuerlihen Verhältniffe, das Geſetz vom 
7. Juni 1821 wegen Ausführung der Gem.-Theilungs- und Abldf.-Orbn., und 
bie fie erläuternden, ergängenben und abändernden eſtimmungen ber gegenwär⸗ 
tigen Verordn. kommen bei allen zum Reſſort der Gen.⸗Komm. verwieſenen 
Auseinanderſetzungen zur Anwendung, welche die Regulirung ber gutsherrlich⸗ 
bäuerlichen Verhältniffe und die Ausführung ber Geſetze v. 21. April 1825 we» 

en ber ben Grundbeſitz betreffenden Rechtsverhältniſſe, imgleichen die Gem.» 
Eeil- und Ablöſ.⸗Angelegenheiten zum Gegenftande haben. Die eben gedachten 


— — — — — — — — — 


Im Allgemeinen. 

1. Ueber ven Zufammenhang der obigen BD. mit den früheren und fpäteren bas 
Berfahren regelnden Gef. ſ. n. 1 zu A. VII. — Das IMX. v. 27. Aug. 1834 (Ann. 
20.19. ©. 65) an alle Gen.-Romm., betr. die Ausführung verſchiedener durch obige BO. 
angeorbneten Maaßregeln, hat nur den Zwed verfolgt, bie Behörden auf bie wichtigſten 
neuen Anorbuungen der BD. beſonders aufmerkſam zu machen und jest feine praftijche 
Bedeutung mehr mit Ausnahme der in n. 3 citirten Anweiſung wegen ber Kreisver⸗ 
orbneten. 

8.1. 

2. Zum Verſtändniß diefes $ ſ. n. 1 und 2 zu A. VIIL, en erfter auch bie 

ſpäteren ©. angeführt find, in weldden die BO, v. 30. Juni 1834 als anwenbbar auf 
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Vorſchriften treten an die Stelle des Gef. vom 25. Septbr. 1820, wegen ber 
in — — u. ſ. w. [= errichtenden Gen. - Komm, (Nr. 624 der Geſ.⸗Samml.) 
und der hierauf zurüdweiſenden Beftimmungen in ven 88 120 und 122 des Ge- 
fees v. 21. April 1825 über bie den .Orumbbefig betreffenden Rechtsverhältuifie 
in den LZanvestheilen, melde vormal8 zum Königreiche Weftphalen gehört haben 
(Nr. 938 der Geſ.⸗“S.) in den 88 96 und 98 des Geſetzes v. 21. April 1825, 
über die ven Grundbeſitz betreffende Nechtsverhältniffe in ben Landestheilen, welche 
u dem Großherzogthum Berg gehört haben (Nr. 939 der Gef.-S.) und in ven 

93 und 95 des — vom 21. April 1825 wegen ber den Grunbdbeſitz 
betreffenden Rechtsverhä mie x. in den vormals & ven Franzöſ. Depart. ges 
hörig geweſenen Xanvestheilen (Nr. 940 der Geſ.S.) 

3u 88. 1, 2 der Verordnung vom 20. Juni 1817. 
3u 88 1, 2 des Geſetzes vom 7. Juni 1821. 

$. 2. Zu mehrerer Beförderung gütlicher Vereinigungen in ven zum Ref 
fort der Gen.- Komm. gehörigen Angelegenheiten follen befonvere Kreis - Bermit- 
telungs-Defürben beftellt werben. 

bie Stelle derjenigen Beftimmungen, die in ven Geſetzen v. 8. April 1823 
wegen Regulirung ver gutSherrlich -bäuerlihen Verhältniffe in dem Großberzog- 
thum Pofen ꝛc. 88 13, 14 und 110, imgleihen in dem Lanpgebief der Stadt 
Danzig 88 S— 11 und 13 in den angsjogenen Sefegen vom 21. April 1825, 
wegen ber den Grundbeſitz betreffenden Hechtsverhältniffe zc. 88 121 und refp. 
97 und 94 und in der Abldf.-Orbn. v. 13. Juli 1829 88 136 und 137 über 
bie Wahl und Geihäftsführung der Kreis-Bermittelungs-Behörven getroffen find, 
treten die in biefem Anhange ertheilten Vorſchriften, wogegen es in Beziehung 
auf die Ergänzung der Diſtrikts⸗ Fe ae bei ven Beftimmungen des $ 135 
der Ablöſ.Ordn. vom 13. Juli 1829 fein Bewenden behält. 

In jedem Kreife werben für die reis - Vermittelungs - Behörben zwei bis 
ſechs zuverläffige und fachkundige Kreis-Eingefeflene ernannt. Die Wahl viefer 
Kreisverordneten und der Beichluß über ihre Anzahl wird ven Kreisſtänden über⸗ 
laffen. Die fir die Andeinanberlehungöge häfte beftimmte Provinzialbehörbe 
hat die Wahl zu beftätigen. Sie kann bie Betätigung aus Grünven, worüber 
fie nur dem borgeleäten Minifterio Rechenfchaft Ei geben hat, verfagn. Wo 
bie Berfonen der Kreis-Bermittelungs-Behörven bereitd ernannt find, behält es 
dabei fen Bewenven, vorbehaltlich des Beichluffes ver Kreisftände wegen Ber- 
mehrung verfelben. Können ſich die Kreisftände über die Auswahl nicht ver- 
einigen, fo treten bie Abgeordneten jeven Standes zuſammen, um abgefondert 


bie nad) ihrem Erſcheinen ben Auselnanderj. » Behörben weiter übertragenen Geſchäfte 
erflärt iſt. 


.2 bi8 5. 

. Das in n.1. citirte R. v. 27. Aug. 1834 beftimmt, daß bie Auseinanderſ.⸗ 
Beh. verpflichtet fein follen, die Landräthe ihres Depart. zur Veranlaſſung ber Kreistags- 
beichläffe über die für jeden Kreis zu ernennende Zahl der Kreisverordneten und deren 
Wahl aufzuforbern, und für die Zukunft darauf zu fehen, daß biefelben ftets vollzählig 
erhalten werben; auch ſollen jene Beh. von ber Wirkſamkeit der Kreisverordueten in allen 
Beziehungen in ihren Jahresberichten Anzeige machen. — Die Kreisverorbneten find nicht 
bloß beſtimmt, die Kreisvermittelungsbehörben zu bilden, fondern können auch nad 8 19 
mit Genehmigung des Min. f. die lanbw. A. Aufträge zur Bearbeitung von 
Auseinanberfegungen erhalten, und nach $ 29 mit ber Reviſion ber Gutachten ber Spec.- 
Kommt. beauftragt werben und find endlich nach 8 32 biejenigen Perfonen, aus denen 
beim Mangel anderer Einigung die Schiebsrichter für das im 8 31 h. J. (refp. dem 
Ablõſ.G. v. 2. März 1850 und Art. 14 des Erg.-©, zur Gem.⸗Th. O. v. 2. März 1850) 
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ihre Vorſchläge wegen Belegung der Stelle zu machen. Der Provinzialbehörde 
gebührt in dieſem Falle unter dem Vorgeſchlagenen die Auswahl, jedoch hat 
diefelbe dahin zu fehen, nicht nur, daß Die tüchkgften Männer für pas Geſchäft, 
fondern aud für jeven Stand folche, die ſich des Vertrauens veffelben zu erfreuen 
baben, ernannt werben. 

. Die Kreis-Bermittelungs-Behörden führen ihre Gefchäfte unter Di- 
reftion des Kreis-Landraths und ber Gen.-Komm. Sind bie für ein gegebenes 
Geſchäft gewählten Kreisverorbneten über die Mafregeln zur Vorbereitung oder 
Leitung beflelben, verfchiedener Meinung, fo giebt die Meinung des Kreis⸗Land⸗ 
rath8 den Ausſchlag. Die im dem Kreife angeftellten Delonomie- Komm. und 
Kreis⸗Juſtiz Komm. find auf ihre Nequifition insbefondere 

Behufs Teftftellung des Legitimationspunkts und Ermittelung der Theil- 

a der Sonomiichen Berechnungen, ber Aufnahme der Ber- 

träge u. ſ. w. 
den nacıgeluchten Beiftand zu leiften verpflichtet. Bieten fih ven eben gedachten 
Komm. Bedenken wegen Zuläffigkeit, Nothwendigkeit oder Zweckmäßigkeit ver 
le bar, jo haben fie ſolches der Kreißvermittelungs-Behörve, umb wenn 
bie8 ohne Erfolg bleibt, dem Kreis - Yandrathe oder ver Gen.-Komm. zur Ent- 
ſcheidung vorzutragen. 

8 ever Provofant einer Auseinanderſetzung kann ſich an den Kreis: 
Landrat wenden, um die Dazwilchenkunft der Kreiß - Vermittelungsbehörbe zu 
ütlicher Abmachung verfelben in Anfpruch zu nehmen. Doch fol, wenn ein 
pe btefelbe verlangt, dem andern freiftehen, viefe Einwirkung abzulehnen. 
Sind bei der Auseinanderjegung auf einer ober ber andern Seite mehrere In⸗ 
tereffenten betheiligt, fo entfcheivet die Stimmenmehrheit auf Seiten ber Pro- 
vokanten über den Antrag darauf und ebenfo die Stimmenmehrheit der Provo- 
faten über bie Ablehnung, in beiden Fällen nach ven Perfonen gerechnet und es 
ift die Obltegenheit des Kreis-Landraths, fi) vor Beranlaffung der Verhandlung 
darüber, von den auf der einen oder andern Seite intereffirenden Theilhabern 
Kenntniß zu verfchaffen. Verſagen fi die Provofaten auf die an fie ergangene 
Aufforderung der Erklärung über bie Sugiehung der Kreis - Bermittelungs - Be- 
hörde gen, jo wird dies einer ablehnenvden Erklärung gleich geachtet. ind in 
dem zur Erklärung über die Zuziehung der Kreis-Vermittelungs⸗Behörde ange- 
fetten Termine die Provofanten oder Sronofaten nicht ſämmtlich erfchienen, jo 
werben die Stimmen lediglich nach ver Zahl derjenigen, die erjchienen find, und 
ihre Erklärung abgeben, berechnet. 

Sind die Parteien über die Zuziehung der Kreis - Bermittelungs » Behörde 
einig: To fteht ihnen die Auswahl unter den dafür ernannten Kreisverorpneten zu. 


.- 


angeorbniete ſchiedsrichterliche Berfahren won ben Parteien zu wählen ‚find. — Die tranfi- 
torifche Beſtimmung bes Art. 68 der Kreis⸗Bezirks- und Provinzial-O. v. 11. März 1850 
(G.S. S. 264), wonach die erwähnten Schiedsrichter vom ben Barteien aus ben fachlun- 
bigen Kreiseingefeffenen zu wählen waren ꝛc. ift mit jener ganzen Orbn. duch ©. vom 
24. Mai 1853 (G.S. ©. 238) aufgehoben. Dadurch find die Beſtimmungen ber 
85 2, 32 und 33 der BO. v. 30. Juni 1834 rütjichtlih der Wahl und Ernennung ber 
Schiedsrichter und Obmänner von felbft wieder in Kraft getreten: fo MR. v. 12. Juli 
1853 (BMBl. S. 169). 

4. Anlangend die Bereibung ber Kreisverorbneten, fo if biefelbe zu ihrer bloß 
vermittelnden Funktion in ben Grenzen des S4 h. 1. nicht erforderlich. Dagegen find 
fie überall, wo fie als Sachverftänbige fungiren, aljo wenn fie ale Kreisvermittelungsbe⸗ 
börbe nach 835 h. 1. bei Streitigkeiten Über Planlagen gehört werben, und bei Abgabe 
bon Gutachten nach SS 19, 29 und 32 h. 1. mit dem Sachverſtändigeneide zu belegen, 


. A, X. Verordnung vom 30. Juni 1834. $4-6.n.5—6. | 411 


Diejenigen, welche bei dem zu ermittelnden Geſchäfte als Provokanten auftreten, 
wählen ven einen, diejenigen, welche Provokaten find, wählen den andern Kreis⸗ 
verorbneten. Sollten ſich auch weiterhin, wie 3. B. bei Gemeinheitstheilungen 
die Intereffen mehrfach theilen, jo ben die einmal erwählten Kreisverorbneten 
doch die Funktionen der Kreiß- Bermittelungs- Behörde im Verlaufe des ganzen 
Geſchäfts aus, für welches fie erwählt find. | 

Sind die Provofanten und Provofaten darüber einig, daß ftatt zmeier Kreis⸗ 
verordneten nur einer das Gefchäft der Vermittelung übernehme, 5 iſt dieſer 
ihrer Vereinigung Folge zu geben, und geſchieht in ſolchem Falle die Wahl von bei⸗ 
den Theilen nad) der Stimmenmehrheit. 

Die Wahl der Parteien kann auch auf die Kreisverordneten eined benadh- 
barten Kreiſes gerichtet werben, doch bleibt es biefen umbenommen, die auf fie 
gefallene Wahl abzulehnen. In allen Fällen können fi die Kreisverordneten 
der Bermittelimg des Geſchäfts verfagen, wenn eine Oemeinheitätbeilung ber 
Degenfianb beffelben ift, oder wenn es fonft auf eine Landtheilung dabei ans 

onmt. on 
8.5. Kommt durch die Kreis - Bermittelungs - Behörbe ein Vergleich zu 
Stande, fo muß der Rezeß der kompetenten Provinzialbehörve zur Prüfung und 
Betätigung eingereicht werben. 


Zu $. 3 der Verordnung. 
8.6. Die Ausführung des Geſetzes vom 21. April 1825 über Die den 
GSrunbbeftg betreffenden Rechtsverhältniſſe in den Landeötheilen, welche eine 
Zeitlang zum vormaligen Köntgreiche Weltphalen, dem ——— Berg 
und ben franzöfiſchen Departements gehört haben, und die Entſcheidung ber hier⸗ 
bei entftehenven Steeitigleiten gebührt den Gen.-Komm. alsdann, wenn auf Re⸗ 
gulirung aller nad) jenen Geſetzen veränderten oder näher beſtimmten Rechts⸗ 
verhältniflen des Belafteten zu dem Berechtigten provozirt wird. Wegen ihrer 
Kompetenz und ihrer Inſtruklion für die befonderen Fälle, welche in den gedach⸗ 
ten Geſetzen und zwar 


— — 


auch wenn fie einen Amtseid geleiſtet haben, ba dieſer nach Anh. $ 84 zur AGO. zur 
Glaubwürdigleit als Sachverſtaͤndiger nicht ausreiht. Es tft deshalb, um bie Bervielfäl- 
tigung ber Eide zu vermeiden, angemefjen, die Kreisverorbneten generell den Sachverftän- 
bigeneib leiſten zu laſſen. Im falle des 5 19 müflen fie außerbem uoch als Speziaflom- 
Fa ben Eid als Staatsbiener leiften. Bgl. IMR. v. 8. Oft. 1839 (Anm, Bd. 23. 


5, In Betreff ver Bollziebung der Rezeffe über die von ben Kreisvermitte- 
Yungsbehörben vereinbarten Auselnanberfegungen ſpricht das IMR. v. 6. Nov. 1836 
(Aun. Bd. 20. S. 900) aus, daß die Lanbräthe, als folde, nah S 166 BD. v. 20. 
Juni 1817 und SS 41 und 43 h. 1. nicht zur Aufnahme folcher Rezeſſe befugt feien. 
DIE JMR. v. 28. Dec. 1843 (VBMBl. von 1844. S. 16) weift aber auf 8 19 h. 1. 
hin, wonach e8 nur nöthig if, daß der Lanbrath für Diejenigen Auseinanderſ. feines Krei⸗ 
jes, welche er auf Antrag der Theilnehmer bei der Kreisvermittelungsbehörbe ſelbſt zu bes 
arbeiten wünjcht, ein Kommiſſarium von der Auseinanderſ.⸗Beh. ertrahire und daß dieſe 
ein für allemal die Genehmigung zur Uebertragung einzelner Geſchüfte an den Lanbrath 
beim Miniſt. erbitte: dadurch werde der Lanbrath mit ben Befugniffen eines Spec.⸗Komm. 
ansgerüftet. Das Nämliche wır fhon buch IMR. v. 15. Dec. 1836 (Kochs Agrarg. 
zu $ 2 h. 1.) ausgefprochen. 


6. Das hier dit, G. v. 21. April 1825 Nr. 998 ſ. als Beilage B. zu A. 1. 
abgedruckt. Die cit. 3 88 ſtimmen in den 3 G. wit geringen Abweichungen liberein. 


412 A. X. Berordnung vom 30. Juni 1834. 8 6—7.n.7—8, 


unter Nr. 938 der Geſ.“S. 88. 111, 112, 115, 
unter Nr. 939 der Se . 89, 90, 92 
unter Nr. 940 ver Gel.:S. SS. 86, 87, 89 
bezeichnet find, ift eben daſelbſt das Nähere beftinnmt, wobei e8 fein Bewenden 
bebält. Die Einleitung und Entſcheidung aller anderen Streitigkeiten in ven 
Angelegenheiten, welche durch jene Gefege ihre Beftimmung erhalten haben v Be 
hört vor die ordentlichen Gerichte. Handelt e8 fih aber dabei um —5 che 
nach den allgemeinen Reſſort⸗ eigen zur Kompetenz ver ordentlichen Ver⸗ 
waltungsbehörden gehören, jo haben die Berichte foldye den Letzteren zu überlaffen. 
Ferner haben fie in ben A ihrer Kognition gehörigen Angelegenheiten wegen 
folder Gegenſtände, weshalb nad den unten Polgenben Vorſchriften gegen bie 
Entſcheidungen der Gen. Somm. nicht der Weg der Appellation, fondern der des 
Rekurſes nachgelafſen if, vor Abfaffung ihrer Erkenntniffe das Gutachten ver 
Gen.⸗Komm. einzuholen, und fid) danach als einem Tonfulativen voto Mu achten. 
Auch bleibt es dem Dirigenten des Gerichts überlaflen, zu weiterer Erläuterung 
bes Gegenſtandes, bei Abfaffung des Erkenntniſſes, einen von der Gen. - Komm. 
zu bezeichnenden Sachverftändigen zuzuziehen. Ein Verfahren dieſer Art findet 
—— dann ſtatt, wenn es ſich um Streitigkeiten über aufgehobene Abga⸗ 
ben und über Abzüge wegen der Grundſteuer handelt. 


In den Fällen, wenn es nach SS 24 und 27 des Geſetzes vom 21. April 
1825 (wegen ber den Grundbeſitz betreffenden Rechtsverhältniffe zc., in den Lan⸗ 
vestheilen, welche eine Zeitlang zum Königreiche Weftphalen gehört haben) auf 
die Beurtheilung der Eigenfchaften des neuen Erwerbes eines bäuerlichen Grund⸗ 
ftüds ankommt, tritt das fchiedsrichterliche Verfahren nach näherer Beitimmung 
ver 88 32 ff. dieſes Anhanges ein. 


‚ Im Uebrigen fommen bei der Behandlung diefer Angelegenheiten die Regeln 
bes Prozeßverfahrens oder die Vorſchriften der Eingangs gedachten Verordnungen 
zur Anwendung, je nachdem dieſelben zur Kompetenz ber ordentlichen Gerichte 
oder der Gen.-fomm. gehören. 


Zu 88. 3, 5—8, 10 —14 der Verordnung. 
Zu 8. 5 des Geſetzes. 


$ 7. Im den Angelegenheiten, welche bei der Gen.-Komm. anhängig find, 
baben viefelben nicht blos ven Haupt-Gegenſtand der Auseinanderfegung, Fndern 


— 


.7T. 

J. Dieſer 5 ſtellt den Umfang ber unbedingt und nothwendig zur Kompetenz 
der Auseinanderſetzungsbehörden in den vor ihnen anhängigen Sachen gehörigen Rechts⸗ 
verhältmiffe der Auseinanderfegungsintereffenten und Dritter grundſätzlich 
feſt und erhebt zu allgemeinen Regeln die darauf bezligl. früheren Beſtimmungen ber 
85 3 und 5 bis 8 der BO. v. 20. Juni 1817 und 88 5 und 6 des Ausführ.-©. vom 
7. Juni 1821, ergänzt auch in dem vorlegten Abfate den 8 25 des erwähnten Ausführ.-©. 
Der lebte Abſatz bezieht ſich auf Die 88 171 — 191 ver Gem.Th.O. v. 7. Juni 1821: 
vgl. n. 73 zu letzterer. 

8. Wo ein Auseinanberj,- Verfahren ſchwebt, unterliegen alle Streitigkeiten, welche 
bie Zuftäinbigkeit oder ben Umfang der Theilnehmungsrechte ober die Art und Weife, wie 
Jemand für fein Recht abzuftnben fei, betreffen, oder fonft in nothwendigem Zuſammen⸗ 
bange mit ber Auseinanberfegung ftehen, der Entfheibung der Auseinanberf. - Beh. und 
geben auf biefelben von bem orbentlichen Gerichten über nach 88 5 1. BO. v. 20. Zum 
1817, 88 5, 6 Ausführ.-©, v. 7. Juni 1821 und $7 h. L.: jo ER. v. 14. Sept. 1848 
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auch alle anberweitigen Kechtöverhältnifie, welche bei vorſchriftsmäßiger Ausfüh- 
rung ber Auseinanberfegung in ihrer bißherigen Lage nicht verbleiben können, zu 
zeguliren, bie hiebei vorkommenden Streitigfeiten zu entſcheiden und überhaupt 
alle obrigfeitlichen Feftfegungen zu erlaffen, deren e8 bebarf, um bie Auseinander- 
fegung zur Ausführung zu bringen und die Imtereffenten zu einem völlig georb- 
neten Zuftande zurüdzuführen. 

Die nühere Entwidelung dieſer Orundfäge in ver befondern Anwendung auf 
die gutöherrlich-bäuerlihen Kegulirungen nad dem Ep. v. 14. Sept. 1811, wie 
fie in 88 5, 6, 7, 8 der Verordn. v. 20. Juni 1817 gegeben ift, findet daher 
auf alle jene Angelegenheiten Anwendung. Dagegen haben die 88. 10, 11, 12, 
13, 14 a. a. D. durch die Erweiterung bes Reſſorts ver Gen.-Komm., rüdfidht- 
id der Gemeinheitstheilungen, ihre Erlebigung gefunden. 

Zur Kompetenz der Gen.-Komm. gehören insbeſondere die Grenzftreitigkeiten 
nicht blos unter den Intereſſenten der Auseinanderfetung, fondern auch verfelben 
mit den Nachbarn, in foweit dies zur Feftftellung des Gegenftandes der Auseins 
anderſetzung erſorderlich ifl. | 

Ihre Kompetenz tritt ferner nicht blos dann ein, wenn die Intereſſenten 
auf ihre Bermittelung ver Auseinanderſetzung antragen, vielmehr find alle in 
Angelegenheiten ihres Reſſorts gefchloffenen Verträge zu ihrer Prüfung und Be⸗ 
flättgung einzureichen, die zur Berihtigung und Vervollſtändigung verfelben erfor: 


(IMDB. ©. 462). In Anwenbung biefes Grundſ. if ber außerorbentliche Rechts⸗ 
weg der Anseinanberf. » Beh. fir gerechtfertigt drachtet z. B. für: Streit über bie Fixa⸗ 
tion eines Holzrechts in einem ber Separation unterliegenben Walde in ER. vom 14. 
Sept. 1848 (IMUT. ©. 462), flreitige Rückſtände von Abgaben, beren Ablöſun 

fchwebt, in EX. v. 22. Nov. 1851 (JMBl. 1852. ©. 5), v. 11. Juni 1853 (IMBI, 
©. 253), v. 17. Dez. 1853 (IMDB. 1854. S. 121), Gren zſtreitigleiten in Betreff des 
Separafionsterrains in ER. v. 5. März 1853 (IMDB. S. 194), Streit Über pas Mit- 
eigenthbum an einem ber Regulirung unterliegenben Taffitifchen Hofe und das daraus 
abgeleitete Recht theilungshalber beffen nothiwenbige Subhaftation zu verlangen u ER. v. 
14. Ian. 1854 (IMDB. S.186), Streit Über Befigftörung im feparirten Grund⸗ 
ftäden in E28. v. 12. Dtt. 1861 (IMBI. 1862. 6. 83). — Dagegen ift ein vor bem 
orbentlichen Gericht anhängiger Streit, von deſſen Beſtätigung bie gefetliche Möglichkeit 
ber |päter beantragten Auseinanderſetzung abhängt, erft im orbentlihen Rechtswege zum 
Austvoge Fr bringen: fo ER. v. 2. Nov. 1848 (IMBL. 1849. &. 215) bezüglich bes 
Streits Über die Kabuzität eines zehntpflichtigen Grunbftäds, wenn ber verkl. Zehntpflich- 
tige die Abldfung des Zehnts beantragt. — Ueberhaupt muß, um nad 87 1. 0, das 
forım speciale causae zu begründen, bie bezügl. Sadye nur in Veabindung mit ber 
vor die Auseinanberf. - Beh. gehörige Haupiſache ſich richtig beurtbeilen unb enticheiden 
Iaffen. Beim Mangel folden tuneren Zuſammenhangs tritt der ordentliche Aw. ein: 
fo 3. ®. bei Streit Über andere Servituten, als welde im Zhetlungsverfahren begriffen 
find, nach Proz.⸗Liſte des KGH. Nr. 121, Anſpruch von Pächtern folder Grundſtücke, 
die der Berpächter als Sernitutabfinbung gewährt hat, gegen bie Empfänger biefer 
eutigebianngegrunnlde auf Entfhäbigung wegen entzogener Pachtnutzung 
nad ER. v. 22. Sept. 1860 (IMBI. 1861. ©. 273) [fiehe jebod) bie Bedenlen gegen 
biefe Enticheibung in 3. Bd. 14. S. 200 fg.], ferner bei Entſchädigungsanſprüchen von 
Nict-Separationsinterefienten, bie darauf beruhen, daß bei Ausführung einer Separation 
unb ber damit verbundenen Grabenarbeiten von den Ausflihrenden ein Verſehen begangen 
fei, nad ER. v. 10. Jan. 1863 (IMDB. ©. 71), desgl. bei Streit Über bie Erfüllung 
eines Über ein neues Planſtück abgefchloffenen Kaufvertrages nah ER. v. 12. Okt. und 
9. Nov. 1861 (IMBL. 1862. ©. 20 und 154). — Eine Straf-Jurisbiltion ift ben 
Auseinanberj.-Beh. in den BO. vom 20. Juni 1817 und 30. Juni 1834 nirgends ein- 
geräumt. Sie find alfo nicht befugt, Strafen wegen Uebertretungen in einem ber Aus⸗ 
einanberfegung umterliegenden Diftrikt feſtzuſetzen; vielmehr ſteht bie Beurtheilung ber Straf 


, 
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derlichen Verhandlungen von ihnen zu entſcheiden; doch bebarf e8 in ven Fällen 
der 88 39 und 44 dieſes Anhanged ver Prüfung und Betätigung ver Rezefſe 
durch die Gen.Komm. nicht. 

Endlich bleibt ihnen überlaffen, die nach dem zweiten Abfchnitte ver Gem.- 
Theil.⸗Ordn. an die Lokal⸗ und Kreisbehörben verwiefenen Gegenſtände gleich 
unmittelbar vor fich zu ziehen. 

. 8. Die Gen.⸗Komm. und beren Abgeorhnete find befugt, ihre Vermit⸗ 
telung auch auf ſolche Geſchäfte, ſowohl unter ven Hauptparteien, als ımter ihnen 
und anderen bei dem Gegenftande der Auseinanberfeßung felbft nicht betheiligten 
Perfonen auszubehnen, deren Regulirung zwar in keinem nothwendigen Zuſam⸗ 
menhange mit bem Bauptgegenftanve ver bei ihnen anhängigen Auseinanverfegung 





barkeit derf. den ordentl. Gerichten zu, ebenfo bie Beurtbeilung ber Zuläffigleit ber im 
en erhobenen Civileinrete. So ER. v. 30. Oltober 1868 (IMBL. 1859. 
©. 110), 
9, Die Auseinanderj.s Beh. find befugt, in AHldf. » Verfahren auch Über bie ge- 
werblidhe Natur einer zur Abldfung ftehenden Abgabe zu entiheiben: fo AR. 3. Bd. 
11. Ordſ. 753. — Die Frage, ob die Auseinanderſ.Beh. nah 8 3. Nr, 3 BO. vom 
20. Juni 1817 und 87 h. 1. befugt und refp. verpflichtet feien, bei Ansflih ber 
Separation die Walpweibeverhältniffe abgebauter Wirthe mitzureguliren, unb ob ber 
Eigenthümer des mit der Gemeindehutung belafteten Waldes, wenn er nicht Separa- 
tionsintereffent ift, verpflichtet fle, fich auf ſolche Regulirung (namentlich dahin, daß bie 
abgebauten Wirthe im abgetheilten Heerben als Ausnahme vom 8 34 Lanbes-Kult.-Eb. v. 
14. Sept. 1811 weiben bürfen) einzulaſſen, iſt durch Mehrheitsbeſchluß des Staate- 
Minifteriums v. 29. Aug. 1837 verneint. Der Beſchluß iſt ben Auseinanberf.- 
Beh. zur Nachachtung und in zweifelhaften Halle zum Bericht mitgetbeilt durch IMR. 
v. 10. Aug. 1838 (Koch s Agrarg. zu 87h. 1. L. u. v. R. J. S. 465) und LKHEMN. 
v. 5. Yan. 1838 (Ann. 86.22. ©. 50). Der Minifter des Innern bat ſich dabei 
dem Seistafie der Mehrheit gefligt, und in bem R. vo. 7. April 1838 (Koch Agrarg. 
zu 87h. 1 und L.u. v. R. I ©. 464) angeorbnet, daß die Auseinanberf.» Beh. in ben 
Fällen, wo bie Anwenbbarkeit bes $ 3. Nr. 3 ter BD. v. 20. Juni 1817 und bee 8 7 
BO. dv. 30. Juni 1834 nicht außer Zweifel if, nach 88 b. 1. verfahren, in ven Fällen 
aber, wo fte die Anwenbbarkeit jener Borfhriften nicht zweifelhaft finden, unter fpe- 
zieller Anseinanberfeung des Sachverhältniffes zur weiteren Berfügung berichten follen. 
10. Wegen der Kompetenz der Auseinanderf. - Beh. in Bezug auf bie Regulirimg 
ber öffentlichen ꝛc. Verhältuiffe bei Orunpftüdstheilnngen, bie unmittelbar mit bem 
Auseinanderf. - Gefchäft zufammenfallen, ſ. n. 18 zu 88 ©. v. 3. San. 1845 (A. III) 
und Imegen Borfluth- und Bewäfſerungsregul. durch die Auseinanberj.-Beh. ſ. n. 12 und 
13 I, 


8. 8. 

11. Diefer $ erweitert bie Kompetenz ber Auseinanberf. - Beh., indem er ihnen 
bie Befugniß giebt, Nebengefchäfte, die zur befferen Regulirung bes Hauptgefchäfte ge- 
reichen, mit Zuſſimmung von minbeftens $ ber Intereffenten des Haupt- und + ber bes 
Nebengefhäfts zu vermitteln. Die angeflibrten Beifpiele weifen auf bie große Tragweite 
biefes 8 hin. — Wenn die Auseinanderſ.⸗Behörde ihre Bermittelung auf foldhe Geſchäfte 
angbehnt, fo fleht ihr vie Verhandlung und Entfheibung ber babei entfehen.- 
ben Streitigleiten zu: fo ER. v. 3. Mat 1856 (IMDB. S. 235). 

12. Die Kompetenz der Auseinanderf.- Beh. zn umfaflenderen (über das Separa⸗ 
tionsterrain hinausgebenden) Borfluthregulirungen bei Gelegenheit ſchwebenden Ge- 
meinbeitstheilungen-ift-begrlinbet, wenn ſowohl ein Biertel ber Intereffenten bes Haupt⸗ 
geſchäfts, als ein Biertel der Borfluth- Interefienten über beren Ausführung einverſtanden 
ft und außerdem biefelke zur befferen Regulirung der Hauptſache gereiht. Im biefem 
Falle kommen auh nicht blos bie formellen Vorſchriften ber das Berfahren betr. 
G., fondern auch die mehr materiellen, insbef. Über vie Beiträge zur Inſtand⸗ 
fegung und Unterhaltung ber neuen Anlagen, fo wie zu den Koften in 
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fteht, welche aber zur beſſeren Regulivung des Hauptgeſchäfts gereichen, z. B. 
Berbeflerung der Plan-Lagen bei Landtheilungen durch den Zutritt eined Nachbarn, 
desgleichen zur Darftellung beſſerer Grenzzüge, zur Erleichterung der Bewäſſe⸗ 
rungs⸗ und Entwäflerungs-Anftalten :c. 

Den unmittelbaren Theilnehmern an dem Hauptgefchäfte der Auseinan- 
verfeßung kann aber die Einlafjung auf ſolche Punkte, welche nicht nothwenbig 
zur Verhandlung gehören, wider ihren Willen nicht aufgebrungen werben. Daj- 
felbe gilt von dritten Perfonen, die als unmittelbare Theilnehmer des Nebens 
gefchäfts zur Sache zu ziehen ſind. 


4 


Anwendung: fo RR. Grdſ. 756. 3. Bd. 11, ebenfo Bh. 13. ©. 226 und Bb. 15. ©. 
264 und DZ. v. 28. Nov. 1863 3. Bd. 15. S. 274 fg. — Tas M.d. J. und fpäter 
das M. f. I. A. Haben im Uebereinſtimmung hiermit fi in folgenden Reſc. geäußert: 
IMR. v. 26. Febr. 1840 (VMBl. S. 408) dahin, daß, wo ba8 Bedürfniß zu 
neuen Entwäfferungsanlagen bei einer Separation bervortritt, „basjenige anzu» 
orbnen ift, was im Landeskultur⸗ und polizeilichen Intereffe das Zwedmäßigfte ift und 
ſomit auch alle Betheiligten befriebigt, und zu bem Enbe nöthig, einen Entwäfferungsplan 
aufzuftellen, welcher außer den hiezu dienlichen Gräben, Brüden ꝛc. auch gleichzeitig Die - - 
Entfhäbigung für das dazu hergegebene Terrain und fonftige Aufwendungen beftimmt,” 
und in Entftehung der Güte darüber zu erkennen iſt — IMR. v. 16. Ian. 1842 
(BMI. ©. 29) dahin, „daß ber 88 h. 1. tie Kompetenz ber Auseinanderf. - Beh. zur 
Regulirung ven Entwäfl erungsanlagen, auch wenn fie nur als Nebengefchäft zu be> 
trachten find, mit Maren Morten ausfpricht,” und zwar auch „die Ausbehnung dieſer An- 
ftalten fiber bie Grenzen der feparirten Feldmark,“ wenn fie zur nachhaltigen und voll» 
ftändigen Sicherung ber Entwäfferung ber legteren erforderlich ift. in melden Kalle „ber 
beftimmte desfallfige Antrag ber Intereffenten zu erforbern ift, und event. bie weiteren 
Verhandlungen nah Maaßgabe des Vorfluth-Ed. vo. 15. Nov. 1811 einzuleiten 
find, wozu bie Auseinanberf. » Bch. auf Grund bes 88 h. 1, dann jedenfalls Tompetent 
bleibt"; — IMR. v. 25. Jau. 1843 (VMBl. S. 40) dahin, „baß unter ben im 8 8 
h. 1. erwähnten Iutereffenten zur Sache nicht Lediglich bie Theilnehmer des Haupt- 
geſchäfts zu verſtehen, ſondern aud bie furz vorher al8 unmittelbare Theilnehmer bes 
Nebengefchäfts kezeichneten britten Perfonen zu rechnen, unb ihre Erklärungen bei ber 
Berechnung des Viertels zu berüdfichtigen find, vergeftalt, daß mit ber besfallfigen Re⸗ 
gulirung nur vorgegangen werben Tann, wenn ber 4. Theil aller bei dem Nebengefchäft 
betheifigten Grundbeſitzer ohne Unterfchieb, ob fte zu den unmittelbaren Theilnehmern bes 
Hanptgefchäfts gehören, damit einverftanden ift,“ wobei noch im Allgemeinen bemerkt wirt, 
„Daß es oft nicht unangemeffen fein bürfte, Die Frage, ob bie Provolanten den 4. Theil 
der Intereffenten nach ten Theilnehmungsrechten berechnet, ausmachen, zur ſchied srich⸗ 
terlihen Entſcheidung zu ftellen”; — IMR.v.15. März 1845 (BMBl. ©. 131) 
dahin, „daß bie Auseinanderſ.⸗Beh. ihre Vermittelung auf ein zur befferen Regulirung bes 
von ihnen veffortirenden unb bereits ſchwebenden Hauptgeſchäfts dienendes Nebengejchäft 
nah $ 8 h. ]. nur dann auszubehnen befugt find, wenn ſowohl } der Intereffenten des 
Hauptgefhäfts, als auch zugleih und außerdem noch + derjenigen dem letzteren 
bisher ganz fremben dritten Perfonen fi) damit einverflanden erflärt, bie, ohne beim 
Hauptgeſchäft betbeiligt zu fein, Hinfichtlich des Nebengefchäfts jenen als Provolaten gegen: 
über fiehen und infofern erft unmittelbar Xheilnehmer des Nebengefcpäfts werben: bie An- 
weifung am Schluſſe des R. v. 16. Ian. 1842 (f. oben) lann, zumal barin ber $ 8h.l. 
ausdrücklich allegirt wird, nur auf ſolche Berflutangelegenpeiten bezogen werben, deren 
Berbandlung vor der Anseinanderf.-Beh. in obiger Weife geredhtfertigt 
erſcheint“; — endlich LMR.v. 25. Juni 1852 (VMBl. S.172) dahin, „daß die Aus⸗ 
einanderſ.⸗Veh. auch nach erfolgter Ausführung einer Gemeinh.⸗Theilung 
zwedmäßige Ent⸗ und Bewäfferungen auf Grund bes $8 h. 1. vermitteln Tann, weil 
daſelbſt die Erleichterung der Be⸗ und Entwäfferungsanftalten als ein felbftftänbiger Gegen- 
ſtand ber Fürſorge filr die Landesknliur bezeichnet ıft, deſſen nachträgliche Regulirnng ſchon 
der S 171 Nr. 2 der BO. v. 20. Juni 1817 zuläßt.“ 


“ 


416 A. X. Berorbnung vom 30. Juni 1834. 88. n. 14. 


Sind die Meinungen der Intereffenten zur Sache über die Zulaffung fol- 
her beiläuftgen Regulirungen getheilt, fo fol damit vorgegangen werben, wenn 
auch nur ein Viertel der Intereſſenten (nach dem Werthe ver Theilnehmungs⸗ 
rechte berechnet) darüber einverſtanden ift. 


31. In Betreff der Wafferftanbsregnfirungen bei Mühlen ift bie (unbebingte) 
Kompetenz der Auseinanderſ.⸗Beh. nur dann begrälubet, wenn die Stauhöhe anf den 
Plan von Einfluß iſt z. B. bie Grenze ober bie Bonitirung der zu feparirenben 
Grundſtücke von ber zuläffigen Stauhöhe abhängig iſt. Denn in ſolchem Falle gehört 
bie Setjekung der Stauhöhe unter bie Beftimmungen $ 3 Nr. 3 BO. v. 20. Inni 1817 
und $7 h. 1, Die Auseinanderf.-Beh. eutfcheivet alsdann den Streit Über die Stauhöhe 
nach den für das Auseinandberf. » Berfahren ergangenen formellen Gejeken und vereinigt 
Dabei in fich bie Befugniffe des Gerichts und der Regierung. * Wenn dagegen bie Stau- 
höhe keinen Einfluß auf den Plan bat, in feinem nothwendigen Zuſammenhange mit 
ber Separation flieht, fo wird nur ausnahmsweiſe ver Fall vorfommen, daß Die Mert- 
pfahlregulirung zur.bejjeren Kegulirung bes Hauptgefhäfts gereicht, unb dann 
muß bie Kompetenz der Auseinanderf.-Beh. nach den Regeln beurtheilt werben, welche in 
88h. 1. für die Heranziehung folder Nebengefchäfte in das Berfahren gegeben find. Eo 
TMR. v. 23. April 1859 (SIMDL S. 150). — Dieſes R. hat durch das LMXR. v. 
12. Februar 1862 (BMBL ©. 201) folgende nähere Erläuterung erhalten: 

Die Kompetenz der Auseinanberfegungsbehörte zur richterlichen und abminiftrativen 
Regulirung bes Wafferftandes von Staumwerlen in Verbindung mit Gemeinheitstheilun- 
gen, fo weit fie nach jenem Beſcheide für begründet zu Halten ift, beſchränkt ſich nicht 
auf bie Zeit bis zur Ausführung bes Auseinanberfegungsplans, fonbern währt auch 
nah Ausführung beffelben für bie ganze Dauer ber Kompetenz ber Auseinanberi.-Beb. 
in ber Hauptfahe und in den mit bdiefer nach $ 8 der Verordnung vom 30. Inni 
1834 verbundenen Nebengefchäften fort, wenn bie Kegulirung ber Stauhöhe rückwirkend 
eine Aenderung des Separationsplanes herbeizuführen geeignet ift ober fonft ein not 
wenbiger Zufammenbang zwilchen biefer Regulirung und ver befinitiven Feftftellung 
des Theiluugsplanes fich ergiebt. 

Die Auselnanberfeungsbehörbe ift ferner allerdings kompetent, wenn bie Separation 
einer mark bei ihr anhängig ift und bie Regulirung der Wafferverhältuiffe auch in 
benachbarten Fluren für den Separationeplan nothwendig ober nah 88 a. a. O. ge 
veöhtfertigt iſt, ſolchen Regulirungen fi ohne Auftrag des Minift. zu unterziehen unb 
babei, wo e8 zwedmäßig erfcheint, Die VBilbung von Genoffenfchaften herbeizuführen und 
bie auf ben Zwed, ben Plan unb die innere Berfaffung berjelben bezüglichen Beſtim⸗ 
mungen mit vechtöverbiublier Wirkung für alle Vetheiligten in ben zu beflätigenben 
Ausernanberjetungsrezeß aufzunehmen. Diefer Weg ift aber, wie die Erfahrung gelehrt 
bat, in ber Regel weit langwieriger, koftfpieliger und un Erfolge weit umfidherer, als 
dasjenige Berfahren, welches auf Grund ber 88 56 fg. bes Geſetzes vom 28. Februar 
1843 und Artilel 1 des Geſetzes vom 11. Mai 1853 durch die des landw. Min. Anweifung 
vom 10. Oktober 1857 vorgefchrieben ift. Letztere ift deshalb auch im 8 1 fir bie mit 
den Auseinanberjegungen zufammenhängenden ®enoffenfchaften fir anwendbar erflärt 
und ben Auseinanderſetzungsbehörden zur Befolgung mitgetheilt worben. In ben 
meiften Fällen wirb es vathfem fein, daß die Auseinanberfegungs » Behörbe in ben 
zu ihrer Kompetenz ehörigen Ent und Bewäflerungsfachen, bei benen bie Genoffen- 
ſchaftsbildung auf Ötierigfeiten ftößt, das Verfahren bei Zeiten in den durch die An- 
weifung vom 10. Oktober 1857 vorgezeichneten Weg leitet. — [Siehe dieſe Anwei- 
jung, ale Beilage zu B. IL] 

4 Zur Regulirung von Stauanlagen auf ben zur Separation gezogenen Grund» 
flüden iſt im Laufe der Separ.-VBerbanblungen die Auseinanberf.-Beh. kompetent und tritt 
biebet in bie durch das ©. v. 25. Februar 1843 (abgebrudt unter B.II.) ver Reg. und 
dem orbentl. Gericht angewiefenen Stellung, im Uebrigen aber find die Borfarif- 
ten dieſes ©. zu befolgen; dem das Verfahren bei Ausführung bes letzteren kann, 
wo biejes &. mit den befonderen Borfchriften ilber das Auseinanderf.» Verfahren nicht in 
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Bei dergleichen zur Verhandlung gezogenen Nebengefchäften gelten die näm- 
lihen Vorſchriften in Bezug auf die Amtsbefugniffe der Gen. - Komm. und das 
efammte Berfahren, forwohl unter den unmittelbaren Theilnehmern, als wegen 
Sigiheng ver entfernten Intereſſenten, utiöelbung ber Streitigkeiten u. |. w., 
weldye wegen Regulirung ver zu ihrem Reſſort gehörigen Hauptgeſchäfte ertheilt 


find. 
Zu 88. 9 und 23 ber Berordn. 

[$. 9. Das mittelft Unjexer Ordre vom 30. Juni 1828 wegen der. 
Kompetenz » Konflikte vorgefchriebene Verfahren findet auch wegen ver Reflort- 
Zweifel in Betreff der vor die ordentlichen Gerichte oder die Gen.-Komm. gehö⸗ 
rigen Angelegenheiten Anwendung. , 

Sollte fernerhin in den, bei ven Gerichten anhängig gewordenen, zum Reſ⸗ 
‚fort der Gen.-Komm. gehörigen Angelegenheiten von den erfteren, ohne Autori⸗ 
fation der zur Entſcheidung über den Kompetenz⸗Konflikt berufenen Behörden er⸗ 
kannt werden, fo ift wegen der Rechtsbeſtändigkeit eines ſolchen Erfenntniffes zu 
unterfcheiden, ob daſſelbe einen Gegenſtand betrifft, weshalb nad) ven weiterhin 
folgenden Beftimmungen (88. 45 ff.) im vorfchriftsmäßigen Gange der Sadıe, 
die Appellation an das Revifiond- Kollegium ftatthaft ſein würde, over aber zu 


Einklang fteht, durch dieſe Borfchriften nicht beftimmt werben; hiezu hätte e8 ber ausdrückl. 
Ausnahme beburft, welche in dem ©. nicht gemadt if. So IMR. v. 24. Inli 1844 
(SMEL. ©. 251). 

15. Die Abfchließung eines Kompromiffes auf bie Entfheibung ber Aus- 
einauderſ.⸗Beh. ift im Abgemeinen für unzulälfig zu halten, weil foldyes eine pro- 
rogatio fori voluntaria und zwar auf ein forum speciale causae fein würde. Die 
Streitfrage aber, welche Serpituten ben für bie unftreitigen Servituten Abgefunbenen auf 
den von dieſen befreiten Grunbftüden noch verbleiben, kann beim Einverflänbniß der Par- 
teien die Auseinanderf. - Beh. nah $8 h. 1. vor fich ziehen, ba ihre Erfebigung zur 
befferen Regulirung bes SHauptgefchäfts beiträgt. So IMR. v. 31. März 1843 
RA ©. 129). 


16. Der erfte Abſatz df. S, welcher ben 8 23 ber BO. v. 20. Juni 1817 ab» 
ändert, ift wieberum dadurch antiquirt, baß an die Stelle der darin citirten A. K.O. 
v. 30. Juni 1828 (G.⸗S. S. 86) das ©. v. 8. April 1847 Über das Berfahren bei 
Kompetenzkonflitten zw. d. Gerichten und Berwaltungsbeh. (G.S. ©. 170) abgedrudt 
als Beilage D. 3u A. VII. bis XI. — getreten ift, welches ſich nicht bloß auf bie 

tl. pofttiven Kompetenzlonfl., fondern nad 8 20 auch auf bie fogen. negativen 

ct und nach 8 21 die Anseinanderf.:Behörben den Verwaltungs - Beh. gleichſtellt, fo 
daß alle Reflortzweifel in Betr. ber vor bie orbentl. Gerichte oder Auseinanderſ.⸗Beh. ge- 
börigen Streitfachen jetzt nach jenem ©. zu behandeln find. Siehe zu jenem ©. Opp. 
R.-B. ©. 470 bis 502 und insbef. die dortigen n. 145 bie 156 zu $ 21. 

17. Der zweite Abſatz des 89 h. 1., welcher an Stelle bes 89 BO. v. 20. Juni 
1817 mit Ausnahme bes erſten Sabes getreten ift, und die Damit in Berbindung 
ſtehenden 88 52 und 53 h. 1. beftimmen die Folgen von Erlenntniffen der orbentl. 
Gerichte in Streitfachen, bie zur Kompetenz der Auseinanderſ.⸗VBeh. gehören und finb durch 
82d. G. v. 8. April 1847 (f. n. 16) dahin geändert, baß e8 bei den rechtskräf— 
tigen Entfheindungen ber ordentliden Gerichte unbedingt verbleibt. — 
fehlende Beflimmung (Deklaration) für den umgekehrten Fall ift ergangen durch 
bie A. 8.-D. v. 12. April 1844 (G.⸗S. ©. 119) dahin, „daß wenn von einer Aus⸗ 
einanberfegungsbehörbe in einem, vor bie orbentlichen Gerichte gehörigen Rechtsſtreite in 
erfter Inftanz erkannt und bie Inkompetenz der Auseinanberfegungs » Behörden in dieſem 
Rechtsſtreite [auf dem im erften Sate des $ 9 h. 1. vorgejchriebenen Wege] *) feftgeftellt 
worben, ein folcher Prozeß in ben höheren Inſtanzen von ben Gerichten fortzufegen und 


*) jet nach bem ©. vom 8. April 1847. 
Greiff, Gef. Ub. Sand.-Rult. u, laubw. BoL 27 
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denjenigen, weshalb nur der Rekurs an das Minifterrum des Innern geftattet 
if. Iſt in einem Falle ver erfteren Art von den Gerichten bereits rechtskräftig 
erkannt, fo Lehält e8 bei demjenigen, was dadurch feftgefegt worden, fein Bewen⸗ 
ten. Schwebt aber die Sache noch, fo gelangt dieſelbe, behufs ver weiteren 
Entfheibungen in weiter und dritter Inſtanz an das Reviſions⸗Kollegium, oder 
das Geh. Ob.-Trib. Gehört dagegen die Angelegenheit zu ben Fällen ber zwei⸗ 
ten Art, fo wird darüber mit gänzlicher Befeitigung ver ſchon abgefaßten Erfennt- 
niffe von ver Gen.-Komm. in erfter Inſtanz engen 
Zu 88. 4, 16 und 45 folg. Verordnung. 
u 8. 8 des Geſetzes. 

8. 10. Was den Gen.Komm. und deren Abgeordneten in den Gem.-Theil.- 
und Ablöſ. Ordn., ven Geſetzen über die Regulirungen ber gutsherrlicdh - bäuer- 
lichen Serhättniffe und in den 88. 46, 47, 49—52 der Verordn. v. 20. Juni 
1817 und der Beroron. v. 9. Mat 1818 wegen Sicherftellung ber Gerechtfame 


— — — — mn 


zu entſcheiden iſt, ohne daß es einer nochmaligen Entſcheidung in erſter Inſtanz durch das 
fompetente Gericht bedarf.“ — Ein Gleiches iſt durch bie nicht publicirte A. 8.-D. v. 
15. Sept. 1846 (Imrift. Wechenſchr. 1847. ©. 301) für den Fall angeordnet, wenn 
Bis Amsananbert Beh. zur Zeit ihrer Kompetenz entfchieben, dieſe Kompetenz aber aufge 
bört bat. — 

10 


18. Diefer $ ſtellt die durch $ 8 des Ausführ.-Gef. v. 7. Juni 1821 beſchränkte 
Pflicht der Auseinanderj. - Beh., das Intereſſe der eingetragenen Gläubiger, ber Lehns⸗ 
und Fibeilemmißfolger und anberer entfernter Xheilnehmer von Amtswegen wahrzunehmen, 
in dem Umfange wieder her, wie fie burch bie cit. 88 der BO. v. 20, Juni 1817 und 
- durch die DO. v. 9. Mai 1818 (f. zu 85®. v. 29. Juni 1836 unter A. XIL) nor- 
mirt if. Unbedingt ift insbefondere den Auseinanderſ.⸗Peh. durch den erfien Abſatz bie 
wichtige Eorge von Amtswegen bafür auferlegt, daß die @elbabfindungen ober 
anbere durch Anleihen und Verkauf von Grundſtücken befchaffte Kapit. zu jenem Zweck 
oder fenft verfchriftsmäßig verwendet und wieder angelegt werben. Die ge- 
ſetzlichen Beftimmungen, welche biebei maaßgebend find, f. in und zu bem cit. &, vom 
29. Juni 1835, und in 88 58 bis 60 h. I. unb SS 110, 111 Ablöſ.⸗G. v. 2. März 
1850 (A. IV. a.). 

19. Der Schluffat bes 8 10 h. 1. und bes $ 62 ibid, — fo weit ex big Opera- 
tionen dev Hypoth. » Gerichte in Folge bes Verwendungsverfahrens bei Kapitalabfindungen 
betrifft — find erläutert und näher beſtimmt durch nachſtehende 

Dell. v. 30. Juli 1842 über Die Auslegung der 88 10. und 62, der BO. 
v. 30. Juni 1834 wegen des ©efchäftsbetriebes in Anseinanderjegungs- 
Angelegenheiten, bie Kompetenz ber Auseinanberfegungs-Bebörben hin» 
a ber Berwendung von Abfinpungs-Kapitalien betreffend. (GS. 

. 245): 

Zur Befeitiguug ber Zweifel, welche in Beziehung anf die VBorfchriften der ED. megen 
„des Geſchäftsbetriebes in Auseinanperjegungs-Angelegenbeiten 9. 30. Juni 1834, 68 10 
und 62. entftanden find, beftinnme auf den Bericht des Staatamin. v. 13. Juni b. J. 
hierdurch Folgendes: 
1) Zur Kompetenz der Auseinanberfegungs-Behörben in Gemäßheit der Borkchriften im 

8 10. jener BD. gebört: 

a) bie Beſtimmung darüber, welche Hypothelen - Gläubiger, am Behufe der geieh- 
mäßigen Verwendung der Abfindungs » Kapitalien, aus een zu befriebigen 
find, und zwar ohne Unterfchieb, ob das Gut zum vollen Eigenthume, als Lehr 
oder Fideikommiß, zu Erbzins- oder Erbpachtsrechten 2c. beieflen wirb, unb ob 
Die gedachten Kapitalicn gerichtlich deponirt find, oder nicht; 

b) tie Entſcheidung über bie hierbei mit den Hypotheken« Gläubigern ober unter 
benfelben entftehenten Streitigkeiten. Wetveffen aber biefe @treitiglelten bie 
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der Lehn- und Fideikommißfolger, eingetragenen Gläubiger und anderer Realbe- 
rechtigten, wegen Verhinderung ſimulirter Berträge, Feſtſtellung der Einrichtungs⸗ 
Toften, der Sorge dafür, daß die Geldabfindungen, oder andere durch Anleihen 
und Verkauf von Grunbftüden befchaffte Kapitalien zu jemem Fe oder fonft 
vorfhriftsmäßig verwendet und wieber angelegt werben, imgleichen bei Trans⸗ 
Iofationen je Brliht gemacht worben, kommt auch fernerhin zur Anwenbung. 

ebrigen findet eine Vertretung jener entfernten Interefjenten * die 
Gen⸗ſKomm. und deren Abgeordnete nicht ſtatt; vielmehr haben fie wegen aller 
Geſchäfte, weshalb die Zuziehung entfernter Theilnehmer "nicht ausbrüdlich ver- 
ordnet iſt, den-unmittelbaren Zheilnehmern die Wahrnehmung ihres mit dem der 
erfteren verbundenen Interefle allein und ungeftört zu überlaſſen. Dies gilt ins- 
befonbere auch von dem Falle, wenn ein Lehnbefiger lehnfähige Descendenz hat 
und es alfo der Zuziehung ver Lehnsfolger nicht bevarf. So haben fie auch den 


Berität ober Priorität der Forderung an fi, fo ift die Enticheibung ben 
orbentlichen Gerichten zu Überlaffen, welchen alsdann auch bie Vertheilung ber 
beponirten Abfinbungs-Rapitalien unter die Sppothefen-Gläubiger zufteht. 

2) Zu einer Prüfung der von ber Auseinanberfegungs-Behörbe als geſetzmäßig beichei- 
nigten Verwendung eines Abfindungs -» Kapitals iſt die Hypothelen » Behörbe weber 
verpflichtet, noch befugt; fie darf bie auf Grund einer ſolchen Beſcheiuigung nachge⸗ 
fuchte Eintragung nach $ 62. der angeführten Berorbnung nur wegen folder Aus 
fände ablehnen, bie fih aus dem Supotbefenbuche feibft ergeben. Als Anflänbe 
biefer Art find in allen Fällen, in denen eine Eintragung ober Wſchung von ber 
Auseinanderfetungs-Behörbe innerhalb ber Grenzen ihrer Amtsbefugniß als zuläffig 
beſcheinigt if, nur diejenigen anzufehen, welche darauf beruhen, daß bei dem Hypo» 
thefenbudje eine Beränberung flattgefunden hat, welche ber Auseinanderſetzungs⸗ 
Behörde unbelannt geblieben iſt. 

Diefe Beftimmungen find durch die G.S. befannt zu machen. 
Erbniannsborf, den 30. Juli 1842, 
Friedrich Wilhelm. 


an 
Das Staats⸗Miniſterium. 


20. Die Auseinanderf. - Beh. iſt nicht befugt, von ber Maren gefetzlichen Vorſchrift 
. im Schlußſatz bes 810 h. J., wonach die Depofition der Abfinb.-Kap. bei dem Gerichte 
des berechtigten oder verpflichteten Grundſtücks gefchehen fol, abzumeichen und darf aljo 
nicht die Depofition jener Kapitalien bei einem anderen ichte geftatten: fo IMR. v. 
18. Dez. 1846 (BMBl. 1847. ©. 16). — Die Verwaltung der zur Sicherung der 
Lehns⸗ 2c. Intereffenten zu bdeponivenden Abloͤſegelder muß nach Erfcheinen der BO. v. 
2. Ian, 1849 (©.-S. S.1 fg.) in Folge der daourch eingetretenen Aenberung ber Ge⸗ 
richtöorganifatton, durch welche die Realjurisdiktion über ſämmtliche Lehns- und 
Fipeilommiß-Güter auf Die Gerichte erſter Inflanz Übergegangen ift, gleich⸗ 
viel, ob jene Kapitalien rechtlich als Pertinenzien ber Lehne- ober Fideikommißgüter zu 
betrachten find ober nicht, wenn fie nach ber Zefnannung ber Auseinanderf.⸗Beh. beim 
Gerichte des berechtigten Gutes deponirt werben follen, bei bem Gerichte erfolgen, beffen 
forum reale bie gedachten Güter in Folge der veränderten Gerichtsorganifatton unter 
worfen find, ba der 8 10 h. 1. nicht geändert it: fo Iz. u. MR. v. 4/25. Oft. 1860 
(BMEI. ©. 251). — Ueber das Berfahren bei Depofition, ber zu Lehnen und Familien⸗ 
fibeilommifien gehörigen Abſtudungslapitalien in Auselnanderf.- &. beſtimmt zur Vermei⸗ 
bung weiterer etenzftreitigteiten zwiſchen Gerichten nr Auseinanberi. - Beh. Das an 
lettere ergangene EMR. v. 29. April 1862 (BMBl. ©. 225) Folgendes: 

1. In ven Requifitionen an bie Gerichte behuſs Depofition der erwähnten Abfinbungs- 
Kapitalten gemäß 5 10 der Verordnung dom 30. Juni 1834 find biefelben nad 
den Auselnauderjegungs-Sachen, aus denen fle herrühren, Jo zu bezeichnen, daß bie 
Rompetenz ver Auseinanderfetsungs-Behörbe über fle ben erichtn nicht zweifelhaft 
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benjenigen, weshalb nur der Rekurs an das Minifterium des Innern geftattet 
if. Iſt in einem Falle ver erfteren Art von den Gerichten bereits rechtskräftig 
erkannt, fo behält e8 bei demjenigen, was dadurch feftgefet worven, fein Bewen⸗ 
den. Schwebt aber die Sache noch, fo gelangt dieſelbe, behufs ber weiteren 
Entſcheidungen in weiter und britter Inftanz an das Reviſions⸗Kollegium, ober 
das Geh. Ob.-Trib. Gehört dagegen die Angelegenheit zu ben Fällen ber zwei- 
ten Art, fo wird Darüber mit gänzlicher Befeitigung ver fon abgefaßten Erfennt- 
niffe von ter Gen.-Komm. in erfter Inſtanz — 8 — 
Zu 88. 4, 16 und 45 folg. Verordnung. 
gi 8. 8 bes Geſetzes. 

8. 10. Was den Gen. Komm. und deren Abgeorpneten in den Gem.-Theil.- 
und Ablöſ.Ordn., ven Geſetzen über bie Regulirungen ber gutsherrlich⸗ bäuer- 
lichen Berhältniffe und in den 88. 46, 47, 49—52 der Verordn. v. 20. Juni 
1817 und ver Verordn. v. 9. Mat 1818 wegen Sicherftellung ber Gerecdhtfame 


— — — — — — — — 
— — — 


zu entſcheiden iſt, ohne daß es einer nochmaligen Entſcheidung in erſter Inſtanz durch das 
fompetente Gericht bedarf.“ — Ein Gleiches iſt durch bie nicht publicirte A. K.⸗O. v. 
15. Sept. 1846 (Juriſt. Wechenſchr. 1847. ©. 301) für den Fall angeordnet, wenn 
die enanderj Beh. zur Zeit ihrer Kompetenz entſchieden, dieſe Kompetenz aber aufge⸗ 
bört hat, — 

10 


18. Diejer $ ſtellt die durch $ 8 bes Ausführ.⸗Geſ. v. 7. Juni 1821 beſchräukte 
Pflicht ber Auseimanteri. - Beh., das Intereſſe der eingetragenen Gläubiger, ber Lehne- 
und Fideikommißfolger und anberer entfernter Theilnehmer von Amtswegen wahrzunehmen, 
in bem Umfange wieder ber, wie fie burch bie cit. SS der BO. v. 20, Inni 1817 und 
- durch die NO. v. 9. Mai 1818 (f. u 85G. vo. 29. Juni 1886 unter A.XIU.) nor- 
mirt ifl. Unbebingt ift insbeſondere den Auseinanderſ.⸗Peh. durch ben erſten Abſatz bie 
wichtige Eorge von Amtswegen bafür auferlegt, Daß bie Geldabfindungen ober 
untere turch Anleihen und Berfauf von Grundſtücken befchaffte Kapit. zu jenem Zweck 
oder fonft verfhriftsmäßig verwendet und wieder augelegt werben. Pie ge- 
fetzlichen Beftimmungen, welche biebei maafgebenb find, f. in unb zu dem cit. &, vom 
29. Juni 1855, und ın 88 58 bie 60 h. I, und SS 110, 111 Ablöſ.⸗G. v. 2. März 
1850 (A. IV. A.). 

19. Der Schlußfat des $ 10 h. 1. und bes $ 62 ibid, — fo weit er die Opera⸗ 
tionen ber Hypoth.» Gerichte in Yolge des Verwendungsverfahrens bei Kapitalabfindungen 
betrifft — find erläutert und näher beftimmt durch nachflebende 

Det. v. 30. Juli 1842 über die Auslegung der 88 10. und 62, der BO. 
v. 30. Juni 1834 wegen bes Gefchäftsbetriebes in Anseinanberjegungs- 
Angelegenheiten, bie Kompetenz der Auseinanderſetzungs⸗-Behörden hin- 
nartis der Verwendung von Abfindungsa-Kapitalien betreffend. (GS. 

. 245): 


Zur Befeitiguug ber Zweifel, welche in Beziehung auf bie Borichriften der VO. wegen 
„des Geſchäftsbetriebes in Auseinanperfegungs-Angelegenbeiten 9. 30, Juni 1834, 68 10 
und 62, entftanden ſind, beftinnme auf den Bericht des Staatemin. v. 13. Juni b. 9. 
hierdurch Folgendes: 
1) Zur Kompetenz ber Auseinanberfegungs-Behörben in Gemößheit der Vorſchriſten im 

8 10. jener BO, gehört: 

a) Die Beſtimmung darüber, welche Hypothelen - Släubiger, Kum Behufe Der geſetz⸗ 
mäßigen Verwendung der Abfinbunge » Kapitalen, aus letzteren zu befriedigen 
find, und zwar ohne Unterfchieb, ob das Gut zum vollen Eigenthume, ala Lehn 
oder Fideikemmiß, zu Erbzins- oder Exrbpachtsrechten ac. beſeſſen wird, uub ob 
die gedachten Kapitalien gerichtlich deponirt find, ober nicht; 

b) tie Entſcheidung über vie hierbei mit ben Hypothelen - Gfäubi ober unter 
benfelben entſtehenden Streitigkeiten. Betreffen aber biefe tglelten hie 
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der Lehn⸗ und Fibeilommißfolger, eingetragenen Glänbiger und anderer Realbe- 
zechtigten, wegen Berhinderung fimulirter Verträge, Feſtſtellung ver Einrichtungs- 
Toften, der Sorge dafür, daß die Geldabfindungen, ober andere durch Anleihen 
und Verkauf von Grunbftüden beſchaffte Kapitalien zu jenem Zweck ober fonft 
vorfchriftemäßig verwendet und wieder angelegt werben, imgleichen bei Trans» 
Iofationen je Bert gemacht worden, kommt auch fernerhin zur Anwendung. 

Im Uebrigen findet eine Vertretung jener entfernten Intereflenten durch die 
Gen⸗Komm. und deren Abgeordnete nicht ftatt; vielmehr haben fie wegen aller 
Geſchäfte, weshalb die Zuziehung entfernter Theilnehmer nicht ausdrücklich ver⸗ 
ordnet iſt, den-ummittelbaren Theilnehmern die Wahrnehmung ihres mit dem ber 
erfteren verbundenen Intereſſe allein und ungeftört zu überlaſſen. Dies gilt ins⸗ 
befondere auch von dem Falle, wenn ein Cehnbeflter fehnfähige Descenvdenz bat 
und es alfo der Zuziehung ver Lehnsfolger nicht bevarf. So haben fie auch den 


Berität ober Priorität ber Forderung an fih, fo ift bie Enticheibung ben 
ordentlichen Gerichten zu überlaffen, welchen alsdann auch die Vertbeilung ber 
beponixten Abfinbungs-Rapitalien unter die Hypotheken⸗Gluͤubiger zufteht. 

2) Zu einer Brüfung ber von der Auseinanderſetzungs⸗Behörde als geſetzmäßig beſchei⸗ 
nigten Berwenbung eines Abfinbungs - Kapitals ift bie Hypothefen » Behörde weber 
verpflichtet, noch befugt; fie darf bie auf Grund einer folgen Beſcheiuigung nachge- 
ſuchte Eintragung nad) 8 62. der angeführten Verordnung nur wegen folder Ans 
fände ablehnen, die fih aus bem —— ſelbſt ergeben. As Anſtände 
dieſer Art ſind in allen Fällen, in denen eine Eintragung oder Löſchung von ber 
Auseinanderfekunge-Behörve innerhalb der Grenzen ihrer Amtsbefugniß als zuläffig 
bejcheinigt if, nur biejenigen anzufehen, welche darauf beruhen, daß bei dem Hypo⸗ 
thefenbudye eine Beränberung flattgefunden bat, welche ber Auseinanberfegunge- 
Behörde unbelannt geblieben ift. 

Dieſe Beftimmungen find durch bie G.S. belannt zu machen. 
Erbmannsporf, ven 30. Juli 1842, 
Friedrich Wilhelm. 


Pi 
das Staats: Minifterumn. 


20. Die Auseinanberf. - Veh. ift nicht befugt, von ber Maren gefeklichen Vorſchrift 
im Schlußſatz des $ 10 h. J., wonach die Depofition der Abfind.Kap. bei dem Gerichte 
des berechtigten oder verpflichteten Orunbftüds geſchehen ſoll, abzuweichen und darf aljo 
nicht die Depofition jener Kapitafien bei einem anderen Gerichte geftatten: fo IMR. v. 
18. Dez. 1846 (VBMBL 1847. S. 16). — Die Verwaltung ber zur Sicherung ber 
Lehns⸗ ꝛc. Intereffenten zu beponivenden Abloͤſegelder muß nach Erſcheinen der BO. v. 
2. Ian, 1849 (G.⸗S. S. 1 fg.) in folge der daourch eingetretenen Aenberung ber Ge⸗ 
richtsorgantfation, durch welche die Realjurisdiktion über ſämmtliche Lehns- und 
Fipeilommiß-®üter auf Die Gerichte erfier Inſtanz Übergegangen ift, gleich“ 
viel, ob jene Kapitalien rechtlich als Pertinenzien ver Lehns⸗ ober Fibeilommißgüter zu 
betrachten find ober nicht, wenn fie nad der Efannung ber Auseinanberf. » Beb. beim 
Gerichte des berechtigten Gutes beponirt werben follen, bei dem Gerichte erfolgen, deſſen 
forum reale bie gedachten Güter in Folge der veränderten Gerichtöorganifatton unter- 
worfen finb, ba der 8 10 h. 1. nicht geänbert ft: fo JIz. u. MR. v. 4./25. Oft. 1860 
(BMBl. S. 251). — Ueber das Verfahren bei Depofition, ber & Lehnen und Familien- 
fibeilommifien gehörigen Abftnbungstapitaften in Ausetnanderf.- S. beftimmt zur Vermei⸗ 
bung weiterer Kompetenzſtreitigleiten zwiſchen &erichten nud Auseinanverf. - Beh. Das an 
lettere ergangene ZMR. v. 29. April 1862 (BMBI. ©. 225) Folgendes: 

1. In ben NRequifitionen an bie Gerichte behufs Depofition der erwähnten Abfindungs⸗ 
Kapitalten gemäß S 10 der Verordnung dom 30. Sunt 1834 find dieſelben nad 
den Auselnauderfeßungs-Sachen, aus been fle berrühren, & zu bezeichnen, baß bie 
Kompetenz ver Auseinanderfegungs-Behörbe über fle den erichtn nicht zweifelhaft 
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Lehns⸗ und Fideikommißfolgern, welche ſich auf die erfolgte Bekanntmachung ge= 
meldet haben und zur Sache gezogen find, die Wahrnehmung ihres Intereſſe in 
den Falle des $ 46 der Verordnung von 20. Juni 1817 allein zu überlaflen. 

Wegen derjenigen aber, welche fi) auf die erfolgte Bekanntmachung nicht 
gemelvet haben, und der nicht zuzuziehenden Realberechtigten und hypothelariſchen 
Gläubiger haben fie die in den angeführten Vorſchriften beſtimmten Pflichten zu 
üben und wegen der Nemebur nady ven 88 164, 165 ber Verordn. v. 20. Juni 
1817 ertheilten Vorſchriften zu verfahren. 


— — — — no. 


bleiben kann. Ein ausdrücklicher Vorbehalt dieſer Kompetenz iſt aber geſetzlich nicht 

erforderlich und deshalb zu unterlaffen. 

2. Wenn der Verwenduungspunkt ſoweit geordnet iſt, Daß bie bezeichneten Kapitalien 
aus ber Kompetenz der YAuseinanberjegungs-Behörbe ausſcheiden lönnen, fo hat die⸗ 
ſelbe ſie dem zuſtändigen Lehnshof oder Fideikommiß⸗Gericht ausdrücklich, als Lehns⸗ 
ſtamm⸗ oder Fideikommiß⸗Kapital, zur weiteren Verfügung zu überweiſen, und das 
Gericht, bei welchem ſie bis dahin deponirt geweſen ſind, davon zu benachrichtigen. 

Dieſes R. iſt ten Gerichtsbehörden durch IZMR. v. 20. Mai 1862 (IMXl. 
S. 190) mit der Anweiſung mitgetheilt, Die Dispoſition Über bie Abloöͤſ.-Kapit. bis zur 
Ueberweiſung durch die Auseinanderſ.⸗Beh. den letzteren zu überlaſſen. 

21. Die Kompetenz der Auseinanderſ.⸗Beh. zur Leitung bed Verfahrens über bie 
Verwendung ber Ablöj.-Kap. wird durch) die Einleitung ber Subhaftation des be—⸗ 
rechtigten Gutes nicht aufgehoben. Die Zahlung an einen Hypotb.-Släubiger iſt jebod) 
nur gegen Aushändigung des Hyp. =» Inftruments und Ausftellung einer löſchungsfähigen 
Quittung zu leiſten und bie Löſchung der getilgten Poſt mit Genehmigung bes vr 
thümers bes wit der Hypothek beſchwerten Grundſtücks fofort zu veranlaffen. So LMXR. 
v. 13. März 1855. (BMBI. ©. 82). 

22. Mit ber im 8 10 h.]. den Auseinanderf.-Beh. auferlegten Sorge für bie 
vorichriftsmäßige Verwendung und Wieberanlegung der Abldf. » Kapit. if benfelben auch 
die Befugniß eingeräumt worden, über Die Belegung der Deponirten Abfin- 
dungsfapitalien bis zu beren Verwendung in das Gut ober zur Sidher- 
ftellung der Realberechtigten zu befhließen. Die Anseinanderf.-Beh. ver- 
tritt hierbei die Antereffenten. So IzMR. v. 7. März 1844 wmitgetheilt ben 
Auseinanderſ.Beh. durch MR. v. 26. März 1844 (BMB. ©. 75). — Unter Feſt⸗ 
haltung dieſes Grundſatzes giebt das LM. d. 7. Sept. 1858 (BMBL ©. 218) An⸗ 
leitung für die Durchführung beffelben, wie folgt: „Es kommt nur dabei auf bie erfte 
Belegung ober bie Wieberbelegung folder Abfindungs⸗Kapit. an, welde urſprünglich 
in baarem Gelbe deponirt worben oder welche au bie Stelle von auegelooften ober umge⸗ 
ſetzten Nentenbriefen getreten find. Wegen biefer Kapit. ift aber ein Bedürfniß ber Art 
nur in dem Falle anzuerkennen, daß befonbere Gründe vorliegen, welche e8 rechtferti⸗ 
gen, die Ausſetzung des Berfahrens über bie befimitive Verwendung ober Freigebung ber 
Kapit. Linauszufchieben, und kann daher bei gewiſſenhafter Beobachtung der Beftimunmgen 
der Schlußſätze im 858 h. I. und im 87 ©. v. 29. Juni 1835, fo wie $49 M.7 
des Nentbant » Gef. verhälmißmäßig uur felten eintreten unb ſich dann nicht auf ange 
Zeiträume erfireden. Unter ſolchen Borausfeßungen ift aber das Verlangen ber Berechtig⸗ 
ten, in ber Zwiſchenzeit von ben Kapitalien Zinfen zu ziehen, an fi billig, Das Inte 
refie der Agnaten, Realberechtigten und Hyp.⸗Gläubiger erheifcht nur, baß die Subflanz 
der Ablöſ.-Kapit. durch Die zinsbare Belegung bis zur befinitiven Verwendung keine 
Schmälerung erleidet. Dieſe Rüdficht muß deßhalb bei den Beſchlüſſen über bie betr. 
Anträge der Berechtigten leiten. Die Belegung bei der Bank ober im Falle vorausfidht- 
lich läugerer Verzögerung ber definitiven Verwenbung bie Unterbringung bed Geldes auf 
ſichere Hypotbelen kann ohne Gefahr für die Rechte dritter Perfonen geftattet werben. Da⸗ 
gegen ift bei der Anfchaffung zinstragenber, auf ben Iuhaber lautender Papiere wegen ber 
Coursſchwankungen, denen dieſelben unterworfen find, vermehrte Vorſicht nöthig. Deswegen 
darf tie Auswahl nur auf foldhe Papiere fallen, deren Erwerbung für bevormunbete Per 
fonen ben Gerichten nachgegeben if. Da aber auch bei ver Verwerthung biefer Papiere 
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Entftehen zwifchen den zur Sache gezogenen entfernten Theilnehmern und 
dem Befiger Streitigkeiten über die Art und Weiſe der Regulirung ihrer ge- 
meinfamen oder gefonberten Intereffen, jo enticheiven bie Gen - Komm. darüber, 
wie über alle andere Gegenftände der Auseinanderfetung Sie haben insbefon: 
dere auch darüber zu enticheiven, ob und bei welchem Gerichte, ob bei demjenigen 
des belafteten oder berechtigten Guts, die Entſchädigungs- und Ablöſungs-Ka— 
pitalien gerichtlich niederzulegen und im welcher Art und Weiſe viejelben fonft, 
ent auch die ſchon deponirten Kapitalten zu verwenden und anzulegen 

nd. 
3u 88. 4, 15, 17, 18, 19 der Berordnung. 

8.11. Die Wahrnehmung des landespolizeilichen und fiskalifchen Intereſſe 
in den bei ven Gen.-Komm. anhängigen Auseinanderfeßungen,, wohin insbefon- 
dere die im $ 43 der Verordn. vom 20. Juni 1817 und die im $ 9 des Ge— 
fees vom 7. Juni 1821 wegen Ausführung der Gem.-Theil.- und Abldf.-Drbr. 
bezeichneten Gegenſtände gehören, bleibt nad) wie vor Die Obliegenheit der Gen.- 
Komm. und ihrer Abgeorbneten. Doch haben die Gen.Komm. die Grundſteuer⸗ 
Repartitionen vor der Beftätigung der Rezeſſe der betreffenden Depart.-Neg. zur 
Genehmigung mitzutheilen; auch muß in den Rezeffen over Beſtätigungs-Urkun— 
den beitimmt ausgedrückt werben, daß die Steuervertheilung nach den beſtehenden 
Steuer » Grunbfägen und mit Genehmigung der Regierung, wie gefchehen, regu— 
lirt ſei. Ferner verbleibt den Gen.-Komm. in Beziehung auf die bei ihnen ans 


ein Verluſt an ben darin belegten Kapit. möglich ift, fo würde fich Nichts Dagegen er 
innern laffen, wenn bie Behörde die Genehmigung zur Anfchaffuing der Papiere von ber 
Bedingung abhängig machen follte, daß ber Berechtigte fih zum Erfaße des Ausfall s 
verpflichtet, der bei ben Berfauf der Papiere in Verh. zu ihrem Kaufpreife etwa ent- 
Die gefauften Bapiere treten aber auch bei Uebernahme einer ſolchen Berpflichtung 
vollffändig an bie Stelle ber Kapit., flir die fie angelauft find. Cine Folge davon ift, 
Daß die dritten Perfonen, welche Rechte auf dieſe Kapit. haben, auch auf ben Gewinn 
Anſpruch Haben, welcher bei der Veräußerung der Papiere zu einem höheren, als dem 
Einkaufs⸗Konrſe gemacht wird.” — (Indeß ſchant der Berechtigte ſich dieſen Gewinn bei 
Uebernahme der Verpflichtung zum Erſatz bes Ausfalls mit Genehmigung der Behörde 
vorbebaften zu Können, da bie berechtigten dritten Perfonen dadurch nicht verlett werben, 
imfofern die Subftanz bes ihnen verhafteten Kapital® feine Schmälerung crleibet). 
23. Die Auseinanderf.-Beh. find auch kompetent zur Regulivung des Verwendungs⸗P. 
in gleicher Weiſe, wie bei AbRf.-Kap., 

a: fir die Kaufgelder aus Abverkäufen ıc., deren Unjchäblichleit gemäß ven ©. 
v. 3. 1850 und 27. Juni 1860 (f. Beilagen F. und G. zu A. II. n. 17) 
befcheinigt ft und 

b. für die Grundſteuer Entfhäd.-Kapitalien gemäß 88 25 und 26 des ©. v. 
Fri Mai 1861 (G.S. S. 427). 


24. Der 8 11h. J. enthält in Verbindung mit dem 8 12 des G.v. 16. April 
1857 (unter A. VL) bie geltenden Kompetenz - Beftimnungen der Auseinanberf.- und 
orbentl. Provinzialverwalt,»Beh, bei Wahrnehmung des landespolizeilichen und bes 
fistalifgen Intereſſes und bei Ausübung des Oberauffidhtsrechts über das Ber» 
Mögen der Korporationen und öffentlichen Anftalten in ven von den Auseinanderf.- 
Beh. geleiteten Auseinanderf.. Sachen, und es ift dadurch die in dieſen Beziehungen im 
84 Rr.2 und 817 BO. v. 30. Juni 1817 den Auseinanberf.-Beh. ertbeilte, Die orbentl. 
Bermalt.-Beh. ausfchließende Kompetenz wefentlih beſchränkt. 

a. Die ausichlieglihe Wahrnehmung des landespolizeilichen Intereffes ift ben 
Auseinanderf. » Beh. verblieben. Dies ift auch in Betr. der öffentlichen Wege, 
reip. der Ehauffecen grandfäglich anerfannt in den beiben in n. 8 zu A, IX, citivten 
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hängigen Auseinanberfeßungen die Ausübung des den Provinzial = Behörven zu- 
ftändigen Ober» Huffichtö- Kechts über das Vermögen der Korporationen und öf- 
Fentfichen Anftalten; verglichen vie Wahrnehmung ver Patronatrechte in Betreff 
ber von dem Patronate der Regierungen reffortivenden geiftlihen Güter. Da⸗ 
gegen haben bie Regierungen und Provinzial Schuffollegien den Fiskus und bie 
von ihnen reffortirenden Anftalten wegen aller du ihrer Verwaltung gehörigen 
Güter und gutsherrlichen Berechtigungen refp. felbft zu vertreten, und bie unmit⸗ 
telbaren Verwalter, fisfalifchen Bedienten oder fonftigen Bevollmächtigten mit 
den erforberlihen Autorifationen und Inftruftionen zu verſehen, und es liegt 
ihnen in dieſer Beziehung alles dasjenige ob, was nad den Gejhäfts - Inftruc- 
tionen den Gen.⸗Komm. von Privatperfonen und deren Bevollmächtigten beigebracht 
und geleifiet werden muf. 
ch wird den Regierungen die Konkurrenz wegen Beauffihtigung ber 

Stadt- und Dorfgemeinden, wie es bereits im $ 118 der revivirten Städte» 
—— vom 17. März 1831 geſchehen iſt, allgemein in ſoweit vorbehalten und 

ertragen: 

daß ſie bei vorkommenden Gemeinheitstheilungen in Städten und Dörfern 

dahin zu ſehen haben, daß das Gemeindevermoͤgen, dasjenige nämlich, wel⸗ 

ches nicht Gegenſtand des Privateigenthums, ſondern Eigenthum der Korpo⸗ 

ration iſt, nicht verkürzt werde. 


R., jedoch die Erörterung ber betr. Veränderungen mit ben ordentlichen Verwalt.⸗Beh. 
als augemeffen, angeordnet. Im Betr. ver Deichanlagen erklärt indeß das LM. v. 
19. Juli 1861 (GMBl. S. 297) „feit dem Deichgefeg v. 28. Jan. 1848 (unter B. II.) 
die Genehmigung der Regierung auch zu den bei Gemeinh.-Theilungen vorlommenben 
Deichbauten für möthig, dba der 8 28 des Deichgef. alle entgegenftehenden Geſetzvorſchrif⸗ 
ten aufgehoben babe, auch materielle Gründe vorliegen, bei ber Yeftflellung ber Deichlinien 
unb Deichhöhe Die Entſcheidung ver Regierung eintreten zu laffen, inbem dieſe Behörben 
bie Diaterialien und Organe zur Belimmung ber Fluthprofile ꝛc. an ben Strömen be- 


figen. 

b. Anlangenb die Wahrnehmung des fiskaliſchen Intereſſes und bes Oberauf⸗ 
ſichtsrechts über bie Korporationen und Öffentl, Anflalten, fo iſt 

1. nach $11 h. 1. (reſp. ſchon früher Durch bie in n. 46 Mn 839 h, 1. aufgenommene 
U. 8-0. v. 31. Dez. 1825 umb bie bort citirte höchſt genehmigte Minifl.- 
Inſtr. v. 80. Juni 1828) die Vertretung derjenigen Güter und gutsherrl. 
Berechtigungen, welche dem Fiskus und deu von deu Reg. unb Provinz.⸗ 
Schul⸗Kolleg. reffortirenden Anftalten und zur Verwaltung biefer Behörben 
gehören, dieſen ordentlihen Behörden übertragen, dann aber durch $ 12 ©. 
v. 15. April 1857 allgemein und unbedingt die Vertretung und Wahr- 
nehmung der Rechte aller „geiftlihen Infitute, kirchlichen Beamten, 
dffentlihden Schulen und deren Lehrer, höheren Unterrihts- und Er- 
ziehungs-Anftalten, frommen unb milden Stiftungen ober Wohlthätig- 
teitsanftalten, jo wie der zur Unterhaltung aller vorgedachten Auſtalten 
beftinnmten Fonds“ (alſo auch vie im $ 11h. |, den Auseinanderſ.⸗Beh. voch be 
laſſene Wahrnehmung der Patronatrechte in Betr. der vom Patronat der Reg. reſſor⸗ 
tirenben geift Güter) auf die betr. orbentlihen Behörden übergegangen, unb 

2. nach 8 11 h. 1. vie Konkurrenz ber Reg. in Betr. der Orundſteuervertheilung und 
in Betr. ver Fürſorge, daß das Germeinevermögen bei Gem. - Theil, in Stäbten und 
Dörfern nicht verkürzt werbe, angeorbuet, — 

3. dagegen in Betreff aller übrigen Intereffen des Fiſskus und der fonfligen gefetzlichen 
DOberaufficht der Provinzial- Behörden über die zu 1. nit angegebenen Korpo- 
rationen und Öffentlihen Auftalten, alfo insbef. Über die Stabt- und 
Landgemeinen bie im 817 BD. v. 20. Juni 1817 beſtimmte Kompetenz der Ausein- 
anderj.-Beh. mit der im 8 18 ibid. enthaltenen Begrenzung aufrecht erhalten. 
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Demgemäß haben vie Gen. - Komm. in allen Fällen, wern das Gemeinbe- 
Bermögen durch die bei Städten und Dörfern vorkommenden Gemeinheitsthei— 
kungen betroffen, oder die Theilung folcher Gegenftänve in Antrag gebracht wird, 
—— deren irgend ein Zweifel darüber obwaltet, ob ſolche zum Privatver⸗ 
mögen ver einzelnen Gemeindeglieder oder nicht vielmehr zum Gemeindevermö⸗ 
gen gehören, den Regierungen davon zur Wahrnehmung jenes Intereſſes Yixc)- 
richt zu geben. 





Zul. Dh LMR. v. 21. April 1863 (VMBl. S. 108) iſt in Folge eines 
alles, wo aus Berjehen Landesgrenzraine mit zu den dem Derfahren unterworfenen Lände⸗ 
reiten hinzugezogen und fo bejeitigt worbeit waten, den Au 8einanderf.- Beh. aufgegeben, ber 
Regierung von der Einleitung der Separation einer Feldmark, melde an eine 
Landesgrenze ſtößt, Nachricht zu geben und diefelbe, fofern es fi) um einen Landes: 
a bandelt, als igenthilmerin event. als Realberechtigte bei dem Berfahren zuzu⸗ 
ziehen. 


Zu 2. Durch IMR. v. 31. Jan. 1842 (BMBl. S. 29) ift beſtimmt, daß bie 
Auseinanderf. - Beh. bie im $ 11 h. 1. angeorbuete Mittheilung der Rezeffe an Die Reg. 
wegen be8 Grundfteuerintereffes nur in folchen Fällen unterlaffen bürfen, in welchen 
Segenftänbe, die nach der Provinzialverfaffung der Grundſtenerentrichtung unterliegen, gar 

icht berührt werben. — In dem IMR. v. 8. Nov. 1885 (Ann. Bd. 19. ©. 986) ift 
ausgefprochen, daß nach den beiden letzten Abfäßenbes$ ti h.1. ven Reg, nur obliegt, 
daruber zu wachen, daß nicht wirkliches Gemeinevermögen als Gegenſtand ber Bertheilung 
umter Privatperſonen augefeben und auf Diefe Art der Gemeine entzogen werben; keines⸗ 
wegs aber feien bie Reg. befugt, bie Gültigkait ver Erklärungen der Stellvertreter einer 
Stadt Über bie Art der Entſchädigeeng bei Dienablöfungen und dergl. Gejchäften von 
ihrer Einwilligung —— zu machen. Die Konkurrenz der Reg. in Betreff 
der Srhaliung Des Gemeinevermögens bei Gemeinheitstheilungen tritt 
namentlich in ben Fällen ein, in denen e8 auf Anwendung ber 88 17, 41 und A2 ber 
Gem.⸗Th.⸗O. v. 7. Juni 1821 (A, VII. x.) und der Dazıı ergangenen Dell. v. 26. Juli 
1847 (in n. 1& zu A. VII. 4.) anlomme. Bor Erlaß der letzteren waren duch A. K.⸗O. 
v. 1. Febr. 1834 alle progefjualifchen Stweitigleiten über die Qualität von Grundſtücken 
ober Berechtigungen ale Genzeine» ober Privatintereffenten » Bermögen juspendirt. Diele 
Suspenſion Mt in Folge ber Publik. jener Del. laut IMR. v. 24. Sept, 1847 (BMBL. 
&.298) weggefallen, zugleich ift aber im dieſem R. worgefchrieben, daß bei folchen 

af Erreichnug von Vergleichen möglichft hinzuwirken ift und für zu- 
Täffig erkktrt, „bat bie abzufinbenben Privatintereffenten angemefjene, unablösbare 
Geldrinten zu Gunſten der Gemeindelaſſen übernehmen, vesgleichen, daß die Abfinpungen, 
wo fie beſonders und nicht als Beſtandtheile anderweitiger größerer Abfindungen über- 
wieſen werbar, al immerwährenbe Bertinenzien zu ben Häuſern geichlagen werben, 
fo daß ihre Abtrennung nur mit beſonderer Genehmigung ver Gemeinden und Deren vorgeſetz⸗ 
ter Bchoörbe erfolgen darf." Die Stipulation unabldebarer Geldrenten ift jedoch nad 
891 Abtaj.Gej. o. 2. März 1850 (A. IV. ) nicht mehr zuläffig. Dagegen er» 
ſcheint bie Feſtſetzung der immerwähreuden Bertinenzgualität flatthaft, ba ber 
Art, 42 ver Verf.⸗Urlunde, welcher die Theilbarleit des Grundeigenthums gemüährleiftet 
bat, durch ©. v. 14. April 1856 aufgehoben iſt (ſ. n. 3 zu A. IV. aA.). 


Zu 3. HMLEMR, v. 30. April 1858 (BMB. S. 71) und Fu. IMR. vom 
80. Seyt. 1860 (BMEB. S. 223) ſprechen ans, daß durch $ 1 des Gej. v. 14. April 
1856, betr. Die Landgemeineverfaffungen im ben 6 Sff. Provinzen (G.⸗S. S. 259), in 
dem bisgerigen Berfahren and ben Befugnifien der Auseinanderj.-Beh. bei Re⸗ 
gufirung ber Gemeindegrenzen Nichts geändert worben ifl. — 

Wegen der Kompetenz ber Reg.» und Prov. » Schulfollegien zur ſelbſtſtändigen Lei⸗ 
mung x. gewiſſer Auseinanderſetzungen ſ. $ 39 bl. und n. Dazu. 


— —ü — nn - 
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Zu 88. 20, 22 der Verordn. 

S. 12. Zu den von den Gen.-Stomm. nach beftätigtem Rezeſſe noch zu re- 
gulirenden Gegenftänven gehören auch die nach 88 196 — 200 der Berorbn. v. 
20. Yuni 1817 und 88 56 ff. dieſes Anh. fpeziell benannten, zur Ausführung 
geredimeten und zur nachträglichen Berichtigung vorbehaltenen Gegenſtände. 
Soenfo gehört die Entfcheivung ver dabei entftehenvden Streitigkeiten zu ihrer 

ompetenz. 

Wegen anderer Gegenftänve, welche die zur Sache gezogenen Intereſſenten 
angehen und weber in den Auseinanderſetzungs-Rezeſſen und ven Nachträgen 
dazu, noch in den über bie Ausführung ver Auseinanverjegung aufgenommenen 
Protofollen (cf. $ 201 der Veroron. v. 20. Juni 1817) zur befonveren Berich⸗ 
tigung vorbehalten find, findet Die nachträgliche Regulirung durch die Gen.-Romm. 
nicht weiter ftatt. 

$. 13. Sind die Auseinanverfegungen nicht unter Vermittlung der Gen.- 
Komm., vielmehr durch Privat-Ablommen oder durch die Kreißvermittelungs-Be- 
börven, oder durch die Regierungen und Provinzial» Schulfollegien u. ſ. w. zu 
Stande gebracht, fo findet die nachträgliche Regulivung durch die Gen. - Komm. 


88. 12, 18. 

25. Diefe 8$ enthalten in Berbinbung mit ben durch fie nicht abgeänderten 
88 20, 21, 22 der BO. v. 20. Juni 1817, (vefp. dem im 8 21 cit. $ 171 ibid.) und 
den im 812 h.l. cit. Beftimmungen bie geltenbei geiegfichen Grenzen für die Dauer 
ber Kompetenz ber Auseinanderf.-Beb. Ueber ven Umfang und Die Grenzen ber 
danach ihnen zur vollſtändigen Berichtigung und Ausführung ber Anseinanderfegungen 
beigelegten Rechte unb Pflihten und die Zweckmäßigkeit der geeigneten „Borbehalte nach- 
träglicher Berichtigung” in den Rezeſſen und Ausführ, » Protofolfen verbreitet ſich das 
IMR. v. 1. Aug. 1837 (Ann. Bb. 21. S.658), abgebrudt in Lu.v.R. I ©. 473 fg. 
Außerdem beftimmt die Grenze der Dauer der Exrekutions⸗Befugniß ber Auseinanderf.- 
Beh. der 8 205 BO. v. 20. Yuni 1817, vergl. die n. 108 zu letzterem. — 

26. Die Kompetenz der Auseinanderſ.⸗Beh. zur Entſcheidung der mit ber Ausein- 
anderfegung conneren Streitigkeiten hört auf mit ver Rüdnahme ber Provofation ober 
(abgefehen von der bejonderen gefetl. Ausnahme) mit ver Beſtätigung des Reeffes — 
gemäß 8 20 BO. v. 20. Juni 1817 und S12h.1: fo ER. vom 14. Sept.’ 1848 
(IM. S. 462), dv. 27. Sept. 1856 (IMDB. S. 378), v. 12. Mai 1860 (IMBl. 
1861. ©. 205). In Einklang hiermit ſchließt ER. v. 24. Ian. 1857 (IMBl. S. 279) 
jene Kompetenz aus auch für nach der Rezeßbeſtätigung flveitig geworbene Rüdflinde ab- 
gelöfter Mühlenabzaben mit ver Maaßgabe, daß über ven Einwand ber gewerblichen 
Natur berfelben das Revif. - Koll. für LRS. nah $2 ©. v. v. 11. März 1850 (unter 
A, IV. 2.) zu entſcheiden hat. — Ein nad) der Rezeßbeſtätigung geltenb gemachter An⸗ 
ſpruch eines dabei nicht zugezogenen Intereffenten an das Objelt der Separation ge- 
bört aber nah 8 22 BD. v. 20. Juni 1817 ohne Zeitgrenze zur Kompetenz ber 
Auseinanderf.-Beh.: fo ER. v. 11. Juni 1853 (IMBL. S. 331). Der cit. 8 22 bezieht 
fih jedoch nicht auf den Fall, wenn Interefienten, deren Rechte bei der Auseinander- 
ſetzung durch Vertreter wahrgenommen find, beren Legitimation nachträglich anfechten: fo 
ER. v. 12. Mai 1860 (IMGBl. 1861. S. 205). — Die Frage, ob der beflätigte Rezeß 
in rechtsgültiger Weile zu Stande gelommen ſei, gehört zum orbentl. Aw. Wird ber 
Rezeß für unverbindlich erflärt, fo gehört bie anberweite Regulirung wieber vor die Aus- 
einanberf.»Beh. Der 8 3. Tit. 16. Th. I. AGO., nach welchem die Nullitätsflage „bei 
bernjenigen Gerichte, vor welches bie Inftruftion ber Hauptfache im vorigen Prozeß gehört 
Bat,” anzubringen if, enthält ein finguläre Vorſchrift in Bezug auf rechtskräftige rihter- 
liche Urtheile, bie eine ausbehnende Anwendung auf beftätigte Regul.⸗Rezeſſe 
nicht geftattet. Die Betätigung bes Rezeſſes hat nad $ 168 BO. v. 20. Juni 1817 
nicht den Zweck, ftreitige Puntte zu eutjcheiben, fondern nur zu fonftatiren, daß feine Er- 
innerungen gegen ber dezeß mehr obwalten. So ER, v, 22, Nov, 1851 (IMBi 1852. 





A; X, Berordnung vom 30. Juni 1834. 8 15—16.n.20 28. 495° 


und deren Kompetenz, wegen ver bei jener Auseinanverfegung unerlevigten over 
fpäter ſtreitig gewordenen Punkte, außer den Fällen, wenn foldhe in dem beftätig- ' 
ten Rezefle vorbehalten find, oder dieſelben zu den 88 21, 22 der Verordn. v. 
20. Yunt 1817 genannten Angelegenheiten gehören, nur in fofern Statt, als 
diefelben innerhalb Jahresfriſt nach Beftätigung. des Rezeſſes bei den Behörden 
anhängig gemacht worden. 

Zu 88 31 und 33 der Berordn. 

8. 14. Wenn der Direftor des Reviftond - Kollegiums es nöthig erachtet, 
bei der Entjcheidung nod einen Deconomie-Verftändigen, behufs der Aufklärung 
ökonomiſcher Gefichtspunfte, insbeſondere in dem Fall verfchievener Memungen 
der zur Sache vernommenen Sachverſtändigen zuzuziehen; fo iſt nicht ein Mit⸗ 

lied der Gen.-Komm., fondern eim anderer Dekonomie- Komm. dazu auszuwäh⸗ 
en, welcher aber an der Entfcheivung nicht als Obmann jener Sachverftändigen 
ts ſondern gleih den Mitgliedern des Reviſions⸗Kollegiums dabei 
mitftimmt. 


Zu 88. 36, 37 der Verordnung. 

$. 15. Mit den Geu.⸗Komm. konkurriren die Regierungen in der Beaufs 
fihtigung der von den erftern beichäftigten Spezial-Rommiffarten und Feldmeſſer 
auf bie Üpeife ‚ daß bie Regierungs-Präſidenten und Räthe, gleich dem Direktor 
und Mitgliedern der Gen. = Kommt, bei Oelegenheit ihrer Reifen in der Provinz 
die Öejaaftsführung der Oekonomie⸗Komm. reviviren und den Gen.Komm. von 
ven dabei mahrgenommenen Mängeln Renntniß geben. 

$. 16. —* bie Kreis⸗-Landräthe ſind ebenfo beingt als verpflichtet, von 
dem Benehmen ver Oekonomie⸗Komm. und Feldmeſſer Kenntnig zu nehmen und 
etwa vorkommende Unvregelmäßigleiten der Gen.-Komm. zur Remedur anzuzeigen. 

Die Gen. Komm. haben ſich verfelben und der Kreisdeputirten vornehmlich 


S. 98). — Wohl aber find nad dem cit. 53 AGO. I. 16. Nullitätsffagen gegen Er- 
fenntniffe der Auseinanberj,-Behörbe bei biefen, nicht bei den ordentlichen Gerichten an⸗ 
zubringen und zwar auch gegen folche Eckenntniffe, durch welche die Rezeßvoll— 


ziehung ergänzt ift: fo ER. v. 9. April 1864 (IMBl. S.279), — Wenn ein 


rt. 


während ber gefeßl. Kompetenz ber Auseinanderſ.-Beh. bei ihr angebrachter 
Antrag auf Bollftrelung des von ihr beftätigten Rezeſſes nach eingeleiteter Inftrultion 
zurüdgenommen wird, fo hört die Kompetenz der Auseinanderſ.⸗VBeh. nur bann auf, wenn 
don Dem Ertrahenten zugleich auf den flreitigen Anjpruch verzichtet wird; der $ 21 AGO. 
I. 20 über Litisremmmziationen wird bei den vor den Auseinauderf. - Beh. ſchwebenden 
Streitigkeiten duch 8 7 BO. v. 30. Juni 1834 ausgefchloffien: fo ER. v. 22. Nov. 
1856 Re 1857. ©. 207). 


27. Diefer 8 ift nebſt dem 831 VO. v. 20. Juni 1817 für aufgehoben erklärt 
durch 8 10 BD. v. 22. Noy. 1844 (A. XI.) 

‚18, 10, 

28, Durch IMR. v. 6. März 1839 (Ann, Bd. 23. ©. 86) find die Ausein⸗ 
anderſ.⸗Beh. angewiefen, von jeder eintretenden Veränderung in ber Perfon der Spe⸗ 
ztallommiffarien, fo wie von jeder neu eingeleiteten Auseinanderſ.Sache den Landräthen 
Nachricht zu geben, und auf die Wichtigkeit der im 8 16 h. 1. gegebenen Beſtimmung 
aufmerfiam gemacht und veranlaßt, jede ſich darbieteude Gelegenheit zu benußen, um ben 
guten Willen der Lanbräthe für ihre Mitwirkung in den Auseinanderſ.⸗S. zu gewinnen, 
— Diefes R. ift gleichzeitig den Reg. nachrichtlih mit der Anweifung mitgetheilt, bie 
Landräthe davon in Kenntniß zu ſetzen und zugleich zu veranlaſſen, daß fte wicht nur 
bie zu einer eriprießlichen Einwirkung auf die Auseinanderſ.⸗Sachen in ihren Kreifen, fei 
es durch Belehrung der Intereffenten, Rückſprache mit den Kommiffarien oder Mittheilun: 
gen an die Auseinanderſ.⸗Veh. fich darbietenden Gelegenheiten bennten, jondern auch felbft 
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zur Unterfuchung der von den Parteien über das Verhalten der Delonomie-Romm. 
und iselbmeiler gef Beſchwerden zu bebienen. 
u 88. 40 und 41, 87 ff. der Verordnung. 

$. 17. Die — « Komm. haben bei allen und jeden Zheilftüden des 
Auseinanderſetzungsgeſchäfts ſelbſt thätig dafür hr forgen, daß in einem folge: 
rechten Verlaufe alles Sachgehörige perbeigeicie und beigelegt werbe. 

Sie haben die Parteien zwar über ,‚ was zur Sache gehört, mit ihrer 
Erklärung zu vernehmen und, je nachvem bie betreffenden Punkte ftreitig werben, 
viefelben zur Inſtrultion zu und zur Eutſcheidung vorzubereiten; es ift 
aber lediglich ihre Sache, bie flände jener Erkl und ber zur Iuftruf- 
tion zu ftelenden Punkte zu beſtimmen und von den Parteien die Einlaffung 
darauf zu fordern. Es iſt alje gas nicht erforderlich, daß eine Partei gegen 
bie anbexe ald Kläger auftsete, vielmehr muß ſich jede verjelben auf bie, von 
Seiten des Kommiſſarius En ihrer Erklärung gefiellten Punkte einlaſſen und wenn 
fie fih dem verfagt, die Nachtheile ver Kontumazial-Inftruction gewärtigen. 

te Provokation ber abenten beſtimmt zwar um Allgemeinen die Rich⸗ 

tung des einzufchlagenven Verfahrens. Die Konmiffarien müfjen dabei aber 
gleich in$ Auge faflen, was in ben Ipggiellen Geſetzen, wegen deſſen Ausdehnung 
über vie Anträge der Provolanten, z. B. 

im Ep. v. 14. Sept. 1811 88 18, 15, 42, 51. 

Del. v. 29. Mai 1816 Art. 9. Gef. v. 8. April 1823 8 66. 

Gem.⸗Theil.⸗Ordn. v. 7. Juni 1821'88 64, 6b, 101, 142,169. 

Sefe wegen deren Ausführung 8 9. 

Abldl.-Orhn. v. 13. Yuli 1829 88 6, 7, 59, 78. 

Verordn. v. 20. Juni 1817 85 88, 108, 
vorgeſchrieben tft, nicht minder, daß die Provokation eines Theils der Intereffen- 
ten in den meiften Fällen den Beitritt vieler andern zum %olge bat. Ihre In⸗ 
formattonseinziebung und ihre Cinwirhung auf die Imtereffenten wegen der von 
der Willkur ver letzieren abhängigen Erklärungen muß alſo gleich anfänglich auf 
ben ganzen Umfang, welder dem Geſchäfte vorſchri eig gegeben werben muß, 
oder doch zmedmäßig und wahricheinlich zu geben fein wird, gerichtet werben. 

Bei der Informations - Einziehung N haben fie fich keineswegs auf das⸗ 
jenige, was ihnen von ven Intereſſenten Iuppebitit wird, zu beſchränken, —* 
die ihnen anderweit darbietenden Quellen, als Einnahme des Augenſcheins, 
Einſicht der vorhandenen Urkunden und Alten, Vernehmung anderer mit ben Lo⸗ 
lalverhãltniſſen vertrauter Perfonen u. |. w. zu benugen, um alle Nadridten 
über Sad» und Rechtsverhältniſſe, welche auf vie Auseinanderſetzung von Ein⸗ 
fluß fein können, auf dem kürzeiten Wege berbeizufchaften. 

Sie müflen von Amtswegen dafür forgen, daß alle Intereffenten zur Sache 
vorſchriftsmãßig zugezogen werden. 

Ihnen liegt es ob, zu erwägen, welche von den Intereffenten erhobenen An⸗ 
ſprüche von Einfluß auf die Sache und zur Erörterung zu ziehen oder zu beſei⸗ 
tigen, oder doch einſtweilen zurückzufetzen find; nicht minder, welche andere von 
denfelben nicht zur Sprache gebrachten Punkte durch Anerkenntniß oder Entſchei⸗ 


— — — — — — 


dargleichen Gelegenheiten auffuchen und herbeiführen z. B. durch Theilnahme an ben 
Terminen. 


8. 17. 
29, Diefer 9 enthäft bie nähere Beſtimmung und Entwickelung ber im 9 41, 88 
87-89 nub 88 186-139 der BO. v. 30. Iuni 1817 aufgeftellten allgeın. Grund⸗ 
Rige über bie Rechte und Pflichten der Spezial - Komm. bei der Juſtrultion ber Aubein⸗ 
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bung feitgeftellt werden müflen, un vie Theilnehnumgsrechte, deren Umfang und 
Werthverhältniß und eben jo die Ausgleihungsmittel klar zu mache. 

Bei der Aufftellung des Auseinanderfegungeplans haben fie per die Wilnjche 
der Imtereffenten zu berüdfichtigen. Sie find aber an veren Anträge in diefer 
Beziehung wicht weiter gebunden, als ſoweit die Wahl ver Anseinanderjegungs- 
mittel nach ven Geſetzen von der Willkür derſelben abhängig gemacht iſt; viel- 
mehr haben fle den Auseinanverjegungsplan, wie er nach ben Rofalverhältniffen, 
den beſtehenden Vorſchriften und dem Zwecke der Auseinanderfegung am d⸗ 
ſten iſt, in Vorſchlag zu bringen, unbeſchadet der Erörterung derjenigen Erin⸗ 
nerungen und ef e, welche die Parteien in ihrem Intereſſe zu machen ha⸗ 
ben. Eben fo haben fe hiernächſt den Auseinanderſetzungs-Rezeß zuſammen zu 
ſtellen. Den Parteien bleibt zwar wegen der nach ihrem Dafürhalten ungebühr⸗ 
lichen Zumuthungen des Kommiſſarius der Reh an die vorgeſetzte Behörde 
unbenommen, nichtsdeſtoweniger aber le fie bis zu deren weiteren Verfügung 
ben Anmeifungen beffelben unweigerlich Folge Teiften. 

. 18. Die Gen. » Komm. gaben Die von ihnen angenommenen technifchen 
Grundſätze aus den deshalb den Delonomie-fomm. von Zeit zu Zeit zugegange- 
nen Inſtruktionen zufammenzuftellen und periodiſch durch ihre nachträglichen An⸗ 
weiſungen zu ergänzen. Auch ſollen die techniſchen Mitglieder der Gen.⸗Komm. 
und Reviſions⸗Kollegien auf Beranlafjung des Din. des Inn. von De zu Zeit 
zufanmentreten, um gemeinjame Belhltte darüber zu faſſen. Die hierbei vor⸗ 
kommenden Meimmmngsverfchievenheiten werden dem Dein. des Inn. w jene 
Infteuftionen immer einzureichen find, zur Entſcheidung vorgetragen. Die hier 
nad) zuſammengeſtellten Inftruftionen der Dekonomie-Komm., find durch ven Druck 
au vervielfältigen und in ven Buchhandel zu bringen, um den Intereſſenten Ge- 
egenheit zu geben, damit befannt zu machen. Dieſe Iuftenktionen follen 
jedoch keinesweges als binvende Norm betrachtet werben. 


anber[.»&, Der am Schluffe ven Interefienten vorbehaltene Rekurs ift kein fürmliches 
a jonbern bie gewöhnliche Beſchwerde, vie an feine Friſt gebunben if. 


30. Folgende techniſche Inftruftionen der Auseinanderf, » Beh, find in Folge 
df. $ durch den Drud veröffentlicht worben: 

a bie von ber Gen.:Komm. für die Kurmark Brandenburg, als tedmifche 
Juſtr. für ihr Departement angenommene „Anleitung zu den landwirthſchaftl. Beranſchla⸗ 
gungen bei den Auseinanberfegungen im Reſſort der Königl Preuß. Gen. - Komm. mit 
bejonberer Rüdficht auf bie Kurmark Brandenburg v. Friedrich Frh. von Monteton 
lite Ausgabe 1838, 2te umgearbeitete und vermehrte Ausg. 1856 (Berk bei 


(2 ® 

b. Inſtr. der Gen.-Komm. zu Pofen v. 8. Dez. 1840 zur Bildung und An- 
wendung techniſcher Grundbfü,e (Pofen, 1841 bei Scherf, 8.) 

0. Techn. Inſtr. der Gen.-Komm. zu Stargard v. 28. Dez. 1841 fü bie 
von der Gen. - Komm. von Pommern beauftragten Delon. - Komm. (Stargard, 1542 bei 


denbeh, 4.) 
.Techniſche Inſtruktion für die Auseinander). - Ang. im Fran lfurter Reg.⸗ 
Begizl, Ite Auflage 1842, 2te Auflage 1851 (Frankfurt a. d. O. n. Berlin, Trormigich 
e. fer. der Reg, Abth. d. Jun. zu Gumbinnen 9. Mai 1844 zur Am 
wenbung techn. Grunbfäe bei Auseinanberj.-Ang. (Oumbinnen 1844 bei Kraufened, 8.) 
ſer eg zehn. Zyrofite der Königl Gen. -Komm. zu Münfter von 1844 (Miün- 
, Regensberg, 8. Ä 
g. Techn. Snfteuktion der Gen.-Komm. zu Stendal v. 29, Sept. 1845 für 
bie Auseinauberj.- Komm. der Provinz Sachſen, Ite Auflage 1345, 2te Yuflage 1866 
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Die Delonomie - Komm. und fonft zugezogenen Sachverſtändigen haben fid 
viefelben zwar zum Anhalt zu nehmen und ihre Berechnungen darauf anzulegen. 
Es bleibt jedoch nicht nur den Parteien überlaffen, ihre Erinnermgen ſowohl 
gegen die angenommenen Prinzipien überhaupt, als gegen deren Anwenbbarkeit 
im vorliegenden Falle vorzutragen, fonbern e8 liegt audh den Delonomie-Romm. 
und fonft zugezogenen Sachverſtändigen ob, ihre Bedenken bagegen zur Sprache 
zu bringen, ın threm Öutachten ihre davon abweichenden Meinungen zu ent- 
wideln und nad Magßgabe verjelben ihre Gegemehnung vorzulegen. Nicht 
minder find die Gen.-Komm. und die Reviſions-Kollegien gehalten, fowohl die 
Erinnerungen der Parteien, als die abweichenden Gutachten der Sachverſtändigen 
einer forgfältigen Prüfnng zu unterwerfen und je nad) ihrer gewormenen beſſeren 
Ueberzeugung zu entſcheiden, ohne fih an die früher aufgeftellten Normen zu 
binden. Finden gedachte Rollegien fi) dabei veranlaßt, die früher angenomme- 
nen Normen im emeinen abzuändern over zu mobifiziren, fo haben fie fich 
darüber zu verflänvigen, und deren Mittheilung an bie Oekonomie⸗Komm. refp. 
Belanntmahung nad dem Borftehenden zu veranlaffen. 

Zu 8 56 der Verordnung. 

8. 18. Den Gen. - Komm. bleibt überlaffen, denjenigen Landräthen und 
Kreid-Verordneten, welche dazu geneigt find, ihre Aufträge zur Bearbeitung ber 
Auseinanberfegung zu übernehmen,. vergleichen mit Genehmigung des Min. des 
Inn. zu Übertragen. Doch müflen die Sreißverorbneten, welche nicht Staatd- 
biener find, für vergleichen Geſchäfte befonders in Eid und Pflicht genommen 
werben. Solche Kommilfarien überkommen wegen ver von ihnen übernommenen 
Geſchäfte gleiche Rechte und Pflichten, wie die ftetigen Kommiſſarien. 

Die ım Kreife angeftellten Deconomie- und Kreis» Fuftiz -Kommiffarien find 
biefen Abgeordneten den nachgefuchten Beiſtand eben fo zu leiften verpflichtet, wie 
e8 oben $ 3 wegen der von ben Kreis-Vermittelungs⸗Behörden ſelbſtſtändig zu 
bewirkenden Auseinanderjegungen beftimmt ift. 

Zu 8. 75 der Verordnung. 

8.20. Wenn die PBerfonen und Mitgliever der Behörden, welchen bie 
Vertretung bes Korporations = Bermögens einer Stadt⸗- oder Dorfgemeinde oder 
anderer Korporationen und öffentlichen Anftalten obliegt, bei "ner Anseinander- 
fegung für ihr Privatvermögen und ihr perfönliche® Intereſſe dabei betheiligt 
find, jo müſſen die Auseinanderfegungs - Kommiffarien ven zur Beauffichtigung 
ver erfteren berufenen Staatsbehörben (conf. $ 11) davon Anzeige machen, und 


— — — 


auf Grund der neuern Erfahrungen und Geſetze mit Aumerkungen verſehen von Albert 
Deften, Reg.» und Land. Oekon.⸗Rath (Stendal bei Franzen und Große) 

h. Techn. Inſtr. der Gen.⸗Komm. zu Breslau v. 11. Nov. 1845, zweite ver- 
vollſtändigte uegete (Breslau bei Schuhmann) 

hr zehn. Inſtr. für bie Kommiſſ. im Königsberger Reg.» Depart. (Ohne Jah» 
reszahl). 

Außerdem haben die Auseinanderſ. - Beh. zum Theil Geſchäftsanweiſuugen für ihre 
Kommiffarien und Felbmeffer erlaffen. Bon dieſen ift eine fehr ausführliche und auch den 
anderen Behörden vom M. f. d. landw. A. empfohlen: bie „Geichäftsinftruftion für bie 
Spezialkommifſarien und Feldmeſſer im Reffort der Gen. «Komm. in Merſeburg“ im Selbſt⸗ 
verlage. Berl Magbeburg 1856 erfchienen. 


Bi, Zu biefem 8 fiehe $2 und die n.4 und 5 zu letzterem. 


32. Diefer 8 handelt nur von Kollifion des Privat s Interefied ber Mitglieder ber 
Gemeinde x. Behörben mit dem Sutereffe ber von ihnen zu vertretenben Korporation 
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biefe müflen prüfen, ob die perfönlichen Intereffen jener Vertreter mit den Pflich- 
ten ihres Amtes in Kolifion tommen. Im diefem Falle haben die obengevad)- 
ten Staatsbehörben, nach Befinden, dem Speial-Komm. die Wahrnehmung jener 
Intereſſen zu übertragen, oder aber, beſonders dann, wenn deshalb eine gütliche 
Einigung nicht Rr erreichen ift, ihre Stellvertretung durch andere, nicht betheiligte 
Berfonen und Behörben zu veranlaflen und dieſe mit der erforderlichen Inſtruk⸗ 
tim jeeit zu verfehen. 

8 21. Im dem Falle, wenn ein bei ber Auseinanverfegung beiheiigtee 
Gut unter Sequeftration fteht, wird der landwirthſchaftliche oder gerichtliche Se- 
quefter, ober ein Seitens ber ſequeſtrirenden Behörde von Amtswegen zu beftel- 
Iender Spezial: Kurator zugezogen, welcher ohne weitere Rückfragen bei ben in- 
tereffirenden Gläubigern die Rechte derfelben wahrzunehmen hat. Läßt es dieſer 
an Erfüllung feiner Obliegenheiten fehlen, fei e8 aus Nachläſſigkeit, over daß er 
unzeitige Weiterungen herbeiführt, fo bleibt es dem Spezial - Komm. und ber 
Gen.⸗Komm. überlaffen, ver ihm vorgefegten Behörde davon Kenntniß zu gehen, 
um denſelben nach Befinden zuredht zu weifen over fid unmittelbar zur Sache 
zu erklären, over einen andern Spezial-Rurator zu beftellen. 

8.22. Bei allen zum Reflort ver Gen. - Komm. gehörigen Auseinander- 
ſetzungen vertritt ein Ehemann feine Ehefrau, fowohl bei beitehender ehelicher 
Gütergemeinſchaft als außer dieſem Falle, wegen der zum gemeinfchaftlichen Ver⸗ 
mögen oder zum eingebrachten ver Frau gehörigen Grunbftüde und ©erechtig- 


feiten. 
3u 88.90 nnd 91 der Verordnung. 
Zu 88. 11—15 des Geſetzes. 
8.23. Die 88 10 — 15 der Gem.Theil.“Ordn. und 88 11— 15 des 


und paßt ſomit nicht für den Fall, wo das Interefſſe der Korporation mit dem ber Ge⸗ 
meineglieder oder einzelner Klaſſen derſelben collidirt; in einem ſolchen Falle iſt die Ver⸗ 
tretung ber letzteren nach 8 75 BO. v. 20. Juni 1817 zu veranlaſſen. So LMR. v. 
31. en 1862 (3. Bd. 16. ©. 80). 


33 Durch dieſe Beſtimmung wird die Zuziehung bes Eigenthämere eines 
fequeftirten Gutes zur Auseinanderſetzung nicht ausgefchloffen: fo M. d. I. Rek.⸗Be⸗ 
EA, Fornis Zeitfhrift 3b. I. S. 593. 


34. Nach df. 8 iſt von ber ausfchließlichen Vertretung durch ben Ehemann aus- 
gefchloffen das vorbebaltene Vermögen der Ehefrau (j. A. 2-8. II. 1. 88 206-9, 
221 fg.), für welches AGO. J. 1. 819, A. L-R. II. 1. 88 225 fg. und IL. 18. 88 738 
—41 zu beachten find. — Auf Ehefrauen, welde unter Vormundſchaft ſtehen, 
ift der 8 22 nicht anzumenben unb wirb aljo burch ihn die Konkurrenz ber Vormünder 
und Vormundſchaftsgerichte nicht ausgeſchloſſen: fo Jz. u. IMR. vom 26. Febr. und 
T. April 1835 (Kochs Agrargef. zu di. 8. L.u.o. R. J. ©. 646). — Ein allein von ber 
Vormmndſchaft einer minderjährigen Ehefrau wegen eines zu ihrem eingebrachten Vermö- 
gen gehörigen Grundftüds ohne Zuziehung ihres Ehemanns im Anseinanberf.- 
Berf. abgejchloffener Vergleich ift weder für die Frau, noch für ven Mann rechtsverbind⸗ 
ih: fo RR. 3. Bd. 11. Grdſ. 327. — Der 822 h. J. ift deklaratoriſcher Ratur 
und findet Daher auch auf bezügliche vor Erlaß der BO. v. 30. Iumi 1834 vollzogenen 
Alte des Ehemanns Anwendung, überhaupt aber flets dann, wenn ber Gegenftand zum 
Reſſort der Auseinauberf.-Beb. gehört: fo OT. Präj. 602 Präj.-Samml. S.401 und 
jpätere Erl. 3. Ob. 2. ©. 266 fg. 

“. 23 bis 27. 


35. Diefe 88 enthalten nebft ven im 8 23 auf alle Auseinanderſ.⸗S. ans- 
gebehnten 88 10 Bis 15 der Gemh.⸗Th.O. v. 7. Juni 1821 und 88 11 bis 15 bes 
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Geſetzes wegen Ausführung derſelben in Betreff der außer ven Beflkern ver be 
theiligten Güter zuziehenden Intereffenten find mit dem vorftchend im $ 21 be- 
ſtimmten Modififationen wegen der immittirten Gläubiger auch bei den übrigen 
zum Reffort der Gen.-Romm. gehörigen Auseinanderfegungen in Anwendung zu 
ringen. | 

8. 24. Sind ber Lehnsherr, der Obereigenthümer von Erbzinsgütern, ver 
eher auf aeerechtigte bekannt, fo darf es Binfichtfic ihrer ber fonft erforber: 
lichen öffentlichen Bekanntmachung ver Auseinanderſetzung nicht; wohl aber muß 
bemfelben in ſolchem Falle durch die Behörde befondere Benachrichtigung davon 


zugehen. 

Das Nämliche findet hinfihtlic der Lehnefolger in dem alle, wenn ber 
Lehnsbeſitzer Yeine lehnsfähige Descendenz hat, imgleichen wegen ver nächſten 
Anwärter bei Fideikommißgütern und Familienftiftungen ftatt, wenn diejenigen 
bon ihnen, die nach $ 14 lit. a. b. des Gel. v. 7. Juni 1821 wegen Ausfüh- 
rung ber Oemeinheitstheilungg- und Ablöſungs⸗Ordnungen im Fall ihrer Mel- 
dung zur Sache gezogen werben müffen, befannt find. Es bedarf aber weder 
ber öffentlichen Ir ejonveren Bekanntmachung, wenn bie hiernach zuzulaſſenden 
alte ‚ Anwärter und Familiengliever im Hypothekenbuche nicht eingetra⸗ 
gen ſind. 
8. 25. Die Oen. - Komm. find die öffentliche Belanntmachung ver Aus: 
einanberfegung auch ohne Antrag der zugezogenen Theilnehmer ge veranlaffen 
befugt, wenn fi rüdfichtlich der Legitimation der Intereffenten Bedenken erge- 
ben, welde in angelung von Hypothekenbüchern oder wegen Unvollftänpig: 
feit der in biefelben verzeichneten Nachrichten fich nicht fofort erlenigen laſſen, 
überhaupt im allen Fällen, wo fi ihnen der Anlaß barbietet, das Vorhandenſein 
unbelannter Intereſſenten, bie bei der Auseinanderſetzung zugezogen werden müſ⸗ 
fen, anzunehmen. 

8. 26. Auf welchen befonveren Anlaß vie Bffentlihe Belanntmadjung ber 
Auseinanverfegung erfolgt fein mag, fo Bat ſich doch gegen alle Intereſſenten, 
bie bei ber Auseinanderfegung zugezogen werben mußten, und ſich auf vie erlafjene 
Delanntmadhung bis zu dem beftiummten Termin (cf. 812 des Gef. v. 7. Imi 
1821 wegen Ausführung ver oe = und Ablöfungs - Orbnung) 
nicht gemeldet haben, vie Wirkung, dat fie die Auseinanderſetzung —*— im Falle 
ber Verletzung, immer gegen ſich gelten laffen müſſen. 

. 27. Sind die präffubirten Intereffenten unmittelbare Theilnehmer, ge 
bleibt venfelben zwar unbenommen, die Abfinpung fir ihr Theilnehmun t 
von denjenigen, welchen viefelbe zugetheilt ift, zurlidzufordern, jedoch müſſen fie 
foldye in der Art und Weife, wie fie ihnen nad) ver Yage ber Auseinanderſetzung, 


Ausführ, « @. v. gleichen Tage bie geltenden Befimmungen über bie Art und Weiſe ber 
Zuziehung der außer den Befigern der betheiligten Güter bei Tegteren 
dinglich Betheiligten zum Auseinanberi-« Verfahren, Über bie ihnen zuſtehenden An- 
ſprüche und über bie Folgen ihres auf erfolgte bejonbere Benachrichtigung ober Öffentl. 
Belauntmachung ftattgehabten Schweigens. Siehe n. 10 bie 12 zu den SS 11 bie 15 bes 
Ausführ.⸗G. v. 7. Juni 1821, wo ſchon bemerkt if, daß durch $2 Nr. 1 und 2 des 
Abloſ./G. v. 2. März 1850 die Zuziehung des Lehnshern mit Ausnahme von Thron⸗ 
lehnen unb bes Erbzinsheren gänzlih weggefallen ifl. — Die Öffentliche Belannt- 
machung einer Auseinonberfegung erübrigt die befondere Benachrichtigung ber enifern- 
teren Theilneßmer, welche bei der Auseinanderſetzung zuzuziehen find, und ein im Hyp.⸗Buche 
eingetragener Fibeilommißanwärter, welcher fih auf bie ergangene Bffentl, Belaunt- 
machung nicht, vielmehr erſt auf bie am ihn erlafiene befonbere Benachrichtigung gemelbet 
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ohne Zerrättung des Auseinanverfegungs - Plans, und ohne Nachtheil für die 
hierauf gegründeten micibihatlichen Einrichtungen gewährt werben kann, und 
wenn hiernach eine Natural-Abfinnung nicht zuläffig ift, eine Entſchädigung da— 
für in Kapital oder Rente annehmen. 


Zu $. 107 der —— 

8. 28. Die Vorſchrift wegen ber in beſonderen Alten und beſonderen Pro⸗ 
tokollen zu inſtrnirenden Streitpunkte bezweckt nichts anderes, als das Zuſam⸗ 
menhalten der auf den nämlichen Gegenſtand ſich beziehenden —— en. 
Es würde alſo eben jo ungemeſſen fein, die auf eine und vie nämliche — *2** 
derung (Theilnehmungsrecht oder Ausgleichungsart) ſich beziehenden Streitpunkte 
aus ihrem natürlichen Zuſammenhange zu reißen und vie hierher gehörigen fak⸗ 
tifchen und Rechtsfragen in verfchievenen Protofollen zu erörtern, als es zweck⸗ 
wibrig wäre, bie gegenfeitigen einander bebingenden, ausſchließenden oder be= 
ſchränkenden Anfprüche, jeven in beſondern Alten zu inſtruiren. Ueberhaupt muf 
bei der Behandlung der Sache nicht nur alles, was den Zuſammenhang ftört, 
vermieden, fonbern auch durch Zurückweiſung auf die an einem andern Orte ab« 
gehandelten Punkte, Wieberaufnahme ihres wefentlihen Inhalts und überfiht- 
lie Zuſammenſtellung verfelben und ihrer Beziehungen auf einander dafür ges 
forgt werben, daß ihr zufällig unterbrodyener Zuſammenhang immer wieder her⸗ 
geftellt und anfchaulich werde. 

Insbeſondere ift dafür zu forgen, daß alle Streitpumtte, welche zu einem 
und demſelben Alte des Geſchäfts gehören, z. B. Feſtſtellung ber Theilnehmungs⸗ 
rechte oder ihres Werthsverhaͤltniſſes, oder der Abfindung dafür möglichſt gleich⸗ 
zeitig |pruchfrei gemacht werben. 

ie bei allen Gegenftänben, die nach dem orbentlichen Gange des Geſchäfts, 
in fortgefegtem Betriebe erhalten werben Können, biefer ohne Unterbrechung ftatt 
haben muß (cf. 88 72, 73 der Veroron. v. 20. Juni 1817) fo muß dies ins⸗ 
befondere auch bei Inſtruction der Streitigkeiten gefchehen, unbeſchadet übrigens 
per dem Rommiflarius nach 88 104 und 105, 131 ff. ver Verordn. vom 20. 
Juni 1817 eingeräumten Befugniffe wegen gänzlicher, oder einſtweiliger Zurück⸗ 
fegung gewiſſer Streitpuntte. 


00" 88. 107, 111, 112, 130 und 143 der Verordnung. 

8. 28. Den Oen.- Komm. bleibt es überlaffen, vie ihnen in allen Fäl⸗ 
Ien zuftändige Veranlaſſung einer Reviſion der von den Spezial⸗Kommiſſarien 
erftatteten Gutachten auch den Kreis⸗Verordneten zu übertragen. 


hat, muß bie Auseinanberfeßung in ber Lage, wie fie bis zu feiner Meldung vorgerückt 

war, gegen ſich gelten laffen. So OT. Entſch. Bb. 18. S. 249 fg. und 3, Bb. 14. ©, 

234 fg. — Au bie 8825 bis 27 h. 1. fehließt ſich der 8109 des Abldf.-@. vom 

2. März 1850 (nad Art. 15 bes Ergänz.⸗G. v. gl T. auch für Gem.Th. geltend), 

bein. die erleichterte Legitimationsfährung, unmittelbar unb ergänzend an: ſ. n. 78 zu 
. . 4 


[] 29, 

⸗ 36. Bei den vach di. 8 erforberten Gutachten ber Kreisverordneten wirken dieſelben 
nicht, wie in ben Fällen ter 88 2 und 85 h, 1, als Kreisvermittelungs⸗Behörden, ſondern 
als Sachverſtändige, und ihre Gutachten Wunen entweber ſchriftlich abgegeben ober von 
den Spezlal⸗Komm. [R Protofoll genommen werben, auch in bem Kalle, wenn ihre gut- 
achtliche Aenßerung über bie ftreitige Planlage von Amtswegen erforbert mich: fa 
IMR. v. 18. Oft. 1841 (IMDB, ©, 290). 
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ſF. 30. Das in den 88 48 ff. dieſes Anh. worgefchriebene Separawer⸗ 
fahren findet audy dann Anwendung, wenn die unterliegende Partei in dem 
Falle des $ 112 ver Verordn. v. 20. Juni 1811 die Vermeſſung und Bo- 
nitirımg beharrlich verlangt.) 


8. 31. Außer den oben benannten Fällen ($ 6) tritt ein fchiebsrichterliches 
Berfahren bei folgenden Gegenftänben ein, als: 
a) bei Streitigkeiten über die Bonitirung; 

b) bei den Provofationen auf höhere oder geringere, als die Normal-Ent- 
ſchaͤdigung bei den Regulirungen nah dem Ed. v. 14. Sept. 1811 ftatt des 
im Art. 67 der Dell. vom 29. Mai 1816 unter dem Buchſtaben b. c. be 
ſtimmten Verfahrens Behufs Entjheivung der Vorfrage: ob bie Normal- 
Entfe abigung anwendbar ober mit Nachtheil für ven Brovofanten verbun⸗ 


den i 
c) endlich bleibt es den Behörden überlaſſen, ſowohl in ber erſten, als in der 
Appellations⸗ und Rekurs-Inſtanz auch bei andern Gegenſtänden, welche nach 
ihrem Ermeſſen beſſer von verſtändigen, ver Oekonomie kundigen Männern, an 
Ort und Stelle nach eingenommenem Augenſcheine, als von entfernt wohnenden 
Behörden entſchieden werden, das ſchiedsrichterliche Verfahren eintreten zu laſſen. 
Ob ein ſolches Verfahren ſtattfinden ſoll, beſtimmt wegen der in erſter In— 
ſtanz anhängenden Steitigteiten bie Gen.-Komm. Gelangt aber eine von ver 
Gen.-Komm. entſchiedene Sache in den Appellations- oder Relursweg, fo bat in dem 
erften Falle das Revifions-Kollegium, in dem zweiten Falle das betreffende Mi 
niftertum bes Imern darüber zu beftimmen, ob und in wie weit der Gegenftand 
zum ſchiedsrichterlichen Verfahren zu verweilen ift. ’ 


8. 32. Wenn die Parteien ſich über andere Perfonen nicht vereinigen, fo 
wählt jeder von ihnen einen der Schiensrichter aus den Kreisverorbneten. Sind 
vergleichen. bereit8 bei dem Gejchäfte zugezogen, fo übernehmen dieſe die Stelle 
der Schiedsrichter. 


8. 33. Die mit der Leitung der Kreißvermittelimgs-Behörven beauftragten 
Landräthe treten als Obmänner ein, wenn bie zu Schiedsrichtern erwählten Kreis: 
Berorbneten verfchiedener Meinung find. Doch findet dies mr dann Statt, 
wenn die Parteien fich wegen des Obmannes nicht vereinigen können; auch bleibt 
es dem Landrathe vorbehalten, ſich einen Deconomie⸗Komm. oder Kreißverorbneten 


zu fubftituiven. 


8. 80. 
37. Dieſer S ift nebſt dem 8112 der BO. v. 20. Suni 1817, auf den ex ſich be⸗ 
zieht, nach n. 61 zu legterem gegenſtandslos geworben. 
88. 31 bis 34. (ſchiedsrichterliches Berfahren.) 
38. Die Beflimmung zu b. im 831 h. 1. hat in folge des 8 103 Ablöſ.G. v. 
2. März 1850 ihre Bebeutung verloren. — Der Schlußfak bes 8 31 h. L bezieht fich 
auf bie Fälle a. und c. (nicht auf den Fall c. allen) und in allen ſolchen Fällen ge- 
bührt alſo dem Richter zweiter Inftanz die Enticheibung über die Zuläffigfeit bes fchiebs- 
richterfichen Verfahrens, wenn bergleihen Streitigleiten in die zweite Inflanz gebiehen finb: 
jo IMR. v. 22. März 1838 (Ann. Bd. 22. S. 80), — Der „Rekursweg“ an bas 
M. d. 3. iſt Durch $ 14 BO. v. 22. Nov. 1844 (A. XI) aufgehoben ımb bemaufolge 
das Repvif.: Koll, f. LES, die einzige Behörde, welche in zweiter Inſtanz jet die Ber 
ſtimmung nach dem Schlußfatge bes $ 31 zufteht. — Die im 8 34 vorbehaltene Minifte- 
rial⸗Inſtruktion ift untern 12. Oft. 1835 (Ann. Br. 19. S. 975) erlaffen und als 
Beilage E. 3u A. VIII, bis XI abgebrudt. ' 
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8. 34. Das Verhältniß der Schiebsrichter zu dem Inſtruenten der Haupt- 
ſache, die Art und Weile, wie die Streitpunkte zu ihrer Entſcheidung vorzuberei- 
ten find, das bei ihren Entjcheivungen zu beobadhtende Verfahren und beren Be- 
ziehungen zur’ Entſcheidung der Hauptſache, follen durch eine von den Minifterien 
des Innern für die Gewerbe, ver Yufliz und der Finanzen, zu erlaflende In- 
ftruftion näher beftimmt werden. Gegen die nad) ae Einleitung der Sache 
ergan F u der fchieberichterlichen Kommiſſion, ift weder Appellation 
noch Rekurs zuläffig. 

8.35. Sn allen Fallen fteht e8 den Parteien und jevem Theile berfelben 
frei, bei Streitigfeiten über vie Planlagen ver zur Auseinanverfegung gehöri— 
gen Grundftüde darauf antragen, daß die Kreisvermittelungsbehörbe darüber ge- 
hört werde. Wegen ber hierbei zwifchen ven Anfichten verielben und des Oeko— 
nomie-Romm. ſtattfindenden Differeimen findet das 8. 187 der PVerorbn. vom 
20. Juni 1817 beftimmte Verfahren ftatt. 

u $. 154 der Verordnung. 

8. 86. Entſtehen Streitigfeiten darüber: wie e8 in ven bei ven Gen.-Romm. 
anhängigen Angelegenheiten bis zur enplichen Ausführung verfelben mit dem Be- 
fige, der Verwaltung und Nubung der zur Auseinanverfegung gehörigen Srgen- 
fände zu halten ift, fo ſoll die Gen.-Konm. entweder felbft oder durch ihre Abge- 
ordneten diesfalls ein Interimiſtikum feftfegen. Dies gilt ſowohl von ben Ver⸗ 


39, Ausgebehnt iſt das fchiebsrichterliche Verfahren: 
. auf bie im 8 105 des Abldf.-©. v. 2. März 1850 (A.IV. A.) citirten Fälle beffelben, 
. durch Art, 14 Des Ergänz.-©. zur Gem.Th.O. v. 2. März 1850 (A. VII. 2.) Siehe 
n. 21 zu letzterem. Dieſer Art. 14 beſtimmt, daß, wenn bie Parteien über die An- 
- wenbung des von einer berjelben beantragten fchiebsrichterlichen Verfahrens uneinig 
find, Die Die Auseinanderjegung leitende Behörde über beffen Statthaftigfeit 
entſcheidet. RE. (Präjud. - Sammlung deſſ. S. 26 Nr. 14) nimmt an, daß biefes 
Kollegium über die fragliche Statthaftigkeit zu enticheiven bat, wenn bie Sache 
bereit zum Spruch zweiter Inſtanz vorliegt, — offenbar beshalb, weil Art. 14 
auch ben $ 31 h. 1, in Bezug nimmt und alfo auch deſſen letzten Sa. — Auf alle 
dieſe Fälle des ſchiedsrichterl. Verf. finden ya den cit. $S105 und ıefp. Art. 14 der 
beiden ©. v. 2. März 18560 die 88 32 bis 34 h. 1. und fomit auch bie im 8 34 cit. 
Mimiſt.⸗Inſt. v. 12. Oft. 1835 (f. n. 38. Beilage E.) Anwendung. 

- 40. Nur gegen vie nad) gehöriger Einleitung der Sache ($ 34 h. 1. am 
Schluß) ergangenen fchiebsrichterlichen Ausſprüche ift weder Appellation, noch Rekurs zu⸗ 
Käfig. Ein ſolches Berfahren ift aber nur dann gehörig eingeleitet, wenn bei deſſen 
Abhaltung bie in der Miniſt.⸗Inſtr. v. 12. Oft. 1835 ertheilten Vorſchriften beobachtet 
worben find: jo AR. Grdſ. 760. 3. Bd. 11. ©. 220. 

44. Wegen ber Kreisperorbneten ($ 32) ſ. n. 3. und 4. zu 882 bie 5 h. 1. 
— In Ermangelung ober bei Verhinderung bes Landrathe kann bie Beftimmung des 8 
33 h. 1. auf ben amtlichen Stellvertreter befjelben nicht bezogen werben; vielmehr hat in 
folchen Fällen die Auseinanderj.-Beh. nad Analogie der Schlußbeftimmung des 8 33 einen 
Kreisperorbueten zu _fubflituiren, welcher bis zur definitiven Wiederbeſetzung ber 
Ianbräthlihen Stelle als Obmann fungirt. Dies ordnet an das IMR. v. 23. Ian. 
1838 gm. Br. 22. ©. 79). 


8 
42, Diefer 8 ift, nachdem die Beflimmung bes 8 154 BO. v. 20. Juni 1817 
buch 85 der BD. v. 22. Nov. 1844 (A. XI) aufgehoben ift, bie gefeßliche Grenze 
für Die Entfheidungsbefugniß der Speziallommijfarien. Nah dem cit. $ 5 
ift gegen bie von leßteren getroffenen interimiftiichen Entjcheidungen nur ber Relurs 
an die Gen.-Komm. oder bas Spruchkollegium zuläffig; und nad $ 14 ber BO. v. 
22, Rob. 1844 findet der Rekurs wegen ber interimiftifchen Entſcheidungen erſter In⸗ 
Greiff, Gef. üb. Land.⸗Kult. u. landw. Bol. 28 


8 
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änderungen in dem bisherigen Beſtitzſtande und ber bieherigen Berwaltungs- und 
Benutungsart, welche aus Rückſicht auf die bevorſtehende Auseinanderſetzung und 
ur Vorbereitung eines ſchicklichen Ueberganges aus ber bißherigen in die Tünftige 

inrichtung nähe werben, als von den fonft Über den biäherigen Beſitzſtand und 
die bißherigen Nutzungen entftanpenen Streitigkeiten. Auch können bie proviſori⸗ 
hen Regulirungen im Laufe ver Auseinanderſetzung, je‘ nachdem bie Streitig- 
feiten über bie Fheilnehmungsrechte definitiv entſchieden worden, oder vie Aus- 
einanderſetzung vorrädt, wiederum abgeändert und mobifigit werben. Wiemohl 
es die Kegel ıft, daß dergleichen Interimiſtiken von den Spgial-Komm., vorbe- 
haltlich des Rekurfes an die Gen.» Kommt. feftgefegt werben, fo bleibt ven Letz⸗ 
teren doch überlaflen, die Feſtſetzung gleih unmittelbar zu treffen. 

Auch wegen dieſer proviſoriſchen Enticheivimgen ver Gen.⸗Komm. findet ber 
Rekurs an das betreffende Mlinifterium des Innern ftatt. 

Zu 88. 164 und 165 der Verordnung. 

8. 37. Bereinigen fid) die Parteien bei Gelegenheit ver Auseinanderſetzung 
in der Hauptfadhe über Nebengefchäfte, welche damit weber in nothwendiger Be: 
ziehung ftehen, noch zur befieren Regulirung des Hauptgeſchäfts gereichen; fo 
fann die Gen.-Komm. vergleichen Neben-Abreben von fih abweiſen und ihre Be⸗ 
ftätigung auf die übrigen Beftimmungen des Bertrages befchränten. 

. 838. Findet die Gen. » Komm. die von den Interefienten genommenen 
Abreden bei einem over dem anvern Punkte unftatthaft, jo bat dieſelbe, Falls 
deshalb eine andere zuverläfftge Vereinigung unter den Parteien nicht zu vermit- 
teln ift, auch darüber zu befinden, ob und wie weit, ungeachtet der von ihr feft- 
Aulebenben Abänderumgen, bie Abreden über den Hauptgegenſtand ober andere 

ebenpunkte aufrecht erhalten werden können, over ob und in wie weit bie nöthig 
befundenen Abänderungen auf ben Hauptgegenftand ver Vereinigung ober ge: 
wiffer Punkte verfelben von ſolchem Einfluffe find, daß fie mit einander micht 


beftehen können? nicht minder, ob wegen biefer Abänberumgen eine anderweite 


ftanz, welde von den Gen.-Komm. [refp. von den Spruchkollegien, benen bie 
Kompetenz hiezu durch 5 4 der BO. v. 27. Juni 1840 (in n. 2. lit. b. zu A. VII.) 
83 der cit. BO. v. 22. Nov. 1844 und $ 115 der ©. 4. Juli 1840 (in n. 2. lit. n. 
zu A, VIII), ver nah 8 21 des ©. v. 28. Mai 1860 (Anhang zu A. IV. bis. VI.) 
auch für das Spruchlollegium ber Hohenzollernfchen Lande gilt, gewährt iſt] getwoffen 
werben, nicht mehr an das M. vd. J., fondern au das Reviſ.⸗Koll. für LRS. Statt. 
Im Uebrigen ſ. n.6. zu 85 A. XI. 

43, Die von ben Spec.-Komm. tn Gemäßheit bes 8 36 h. 1. erlaffenen Jute⸗ 
rimiſtila find fofort nah der Inſinnation vollfiredbar; ber gegen fie eingelegie 
Rekurs bat nur Devolutiv-, nicht Suspenfiv-Effelt: jo NR. 3. Bd. 15. S. 207. Kin 
Gleiches gilt für die von den Gen -Komm. oder Spruclollegien erlaffenen Inte⸗ 
rimiftifa. — Wegen ber auch für biefe Interimiſtila geltenden Erelutionsbefugniß 
ber Auseinanberf. - Beh. f. 8 205 BO. v. 20. Juni 1817 und n. dazu, insbeſ. n. 109 
wegen Feſtſetzung und Beitreibung ber auf Unterlafjungen angebrobten Geldſtrafen. — 
Die zufolge der Interimiſtila verhängten Geldſtrafen find Progeh-Erelutin-Strafen 
und gebühren vaber den fiskaliſchen Kaffen nad $ 576 ver Kommunal-D.: fo LER. v. 
21. Nov. 1855 (BMBL. ©. 219). 

44. Dispofitionsbefchränkungen der Grundbeſitzer einer in ber Separation Begriffe 
nen Feldmark in ber Benutzung ihrer Grunbftüde Tonnen nicht durch bloße g. 
ſondern müſſen, wenn fie für das Zuſtandekommen eines zweckmäßigen Auseinanderſ.⸗Plans 
wirklich unentbehrlich find, im Wege eines In terimiſtikums zum Voraus ſpeciell 
an orbnet Deren: jo IMR. v. 1. Iuni 1841 (BMEL S. 184). — 


45, Diele 86 beziehen ſich ſowohl auf Die vor ben Spezial» Komm., als bie ohne 
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Ausgleihung der Intereffenten und in welcher Art umd Weife biefelbe zu be= 
wirken ift? 

Dabei gilt die Regel, daß die unter den Parteien getroffene Vereinigung, 
ſoweit fid) irgend anderweite Ausgleihungsmittel wegen des nicht genehmigten 
Punktes auffinden laſſen, aufrecht zu erhalten find. Auch bleibt dem Ermeſſen 
der Gen.-Somm. überlafien, ob die anderweite Ansgleihung in Naturalgegen- 
ftänden, ober in Kapital oder Kente zu gewähren ft. 

Zu 88. 65, 66, 161 folg. der Verordnung. 

8. 39. Den Regierimgen und Provinzial» Schulfollegien fteht vie eigene 
Beftätigung der Rezeſſe rücfichtlic der von ihnen veflortivenden Güterverwaltimgen 
zu, in ofen die Anseinanberjegungen auf eigene Verhandlungen jener Behörden 
im Wege des Vergleichs zu 
Fällen ſtatt, wenn 

a) die Regierungen wegen ber zu ihrem Patronat gehörigen kirchlichen Gitter 
und Grundſtücke, 

b) viefelben und vie Provinzial - Schulfollegien aus dem Interefie des Ober- 
eigenthums oder Erbverpächter8 ver zu ıhrer Verwaltung ober reſp. ihrem 
Patronat gehörigen Domainen und Anftalten, 

die Auseinanderfeßung unter eigene Leitung zu nehmen ſich veranlaßt finden. 


tande kommen. Dies findet auch in benjenigen 


Dazwiſchenkunft ber Auseinanderf. » Beh. getroffenen Abreben und gehören alfo auch zum 
825 PR Ausführ.-©. v. 7. Juni 1821. Vergl. n. 18 zu letzterem. 


46. Die 88 65, 66 der BO. v. 20. Juni 1817, wonach bie von ben Rommiffa- 
rien der Reg. in ben bort angegebenen Auseinanberjegungen aufzunehmenben Nezeffe ber 
Beftätigung der Gen.» Komm. unbedingt unterlagen, find zuerft modificirt Durch bie nach: 
ſtehend | 


e 

A. K.⸗O. v. 31. Dec. 1825, betr. eine Abänderung in ber bisherigen 
Organijation ver Brovinzial»-Berwaltungsbehörben (G.⸗S. 1826. ©. 5 fg.) 
unter 

D. XI. Bänerlicde Regulirungen und Separationen in Domainen ober ben unter un» 
mittelbarer Berwaltung der Reg. ober ber Provinzial-Schulfollegien ſtehenden Inftituten, 
werüber die Reg. auf eigene Berhanblung Vergleiche ſchließt, bebürfen keiner Veftätigung 
ber General » Kommiffion. Im Anfehung der Regulirungs» und Auseinanberjegungs- 
fachen, welche bie Gen. » Komm. Teitet, wobei Gerechtfame der Domainen und Forfien, 
ober ber vorgenannten Inftitute wahrzunehmen finb, hat bie General - Komm. nicht 
unmittelbar mit den Min. zu verhandeln, ſondern an bie Reg.⸗Abth. zu fehreiben, und 
biefe die nöthigen Erklärungen entweder jelbfiftändig abzugeben, oder die Minifterial- 
Genehmigung einzuholen. 

Berträge und Urkunden über Gegenſtände, beren Regulirung auf dem Wege ber 
Provokation bei ber General-Kommiffion und Durch deren Entſcheidung bewirkt worben 
iſt, unterfiegen der Beftätigung von Seiten ver General: Komm. Iſt aber feine Ent: 
ſcheidung von Seiten der General» Komm. erfolgt, fo find vergl, Urkunden, und felbit 
bie von ber ®eneral» Komm. geichloffenen Bergleiche, wenn fie bloß den Fiskus und 
beffen Hinteriafen, ober bie unter der unmittelbaren Verwaltung ber Reg. ober ber 
Prov.⸗Schullkollegien ftehenden Inftitute betreffen, nur won ber betr. Abth. der Reg. ober 
dem Brov. »Schullollegio zu genehmigen, und biefe von beufelben in ber worgefchriebenen 
Form erteilte Genehmigung des Geſchäfts bat alle rechtlichen Wirkungen und Folgen 
einer von der General-Komm. ertheilten Beftätigung. 

Die im 8 65. ber BO. wegen Organifation ber Gen. - Komm. v. 20. Suni 1817 
unb in ben 88 25 — 28. des Geſetzes über die Ausführung ber Gemeinheitstheilungs- 
und Abldfungs-Orbn. v. 7. Juni 1821 vorgejchriebene Veftätigung der Gen. » Komm. 
ift daher in ben obengebachten Fällen ferner nicht erforderlich, und wirb bie besfallfige 
Beftimmung infomweit bierducch ausdrücklich aufgehoben. 

28* 
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Dagegen gebührt den Gen. - Komm. die Betätigung ver Rezefle über bie 
ven ihnen geleiteten Auseinanberfegungen, felbft in dem alle, wenn biefelben, 
nachdem fie bei ihnen anhäugig geworben, fei es mit ober ohne Dazwiichenfunft 
eigener Verhandlungen der Regierungen oder Provinzial-Schullollegien ım Wege 
des Vergleichs zu Stande gelommen find. 

Die Regierungen und Provinzial-Schulfollegien haben bei Prüfung der von 
ihnen zu beftätigenven Nezefle alles das zu beobachten, was ben Gen.-Romum. Ded- 
‚halb obliegt, und die von ihnen ertheilte Betätigung in gehöriger Form voll- 
zogener Rezefle hat eben die Wirkung und Folgen einer von ver Gen.» Komm. 
ertheilten Beftätigung. 

8. 40. Rüdfichtlih der von den Regierungen wegen Abldfung ver Domai- 
nengefälle einfeitig zu ertheilenden Ablöfungs-Urfunden behält es bei der Anmwei- 


Alle in vorbemerkten Fällen bei Publikation dieſer Beſtimmungen ſchon abgefchlofie- 
nen unb von ber Gen.-Kommt. noch nicht beflätigten Verträge (e8 mögen foldye bei ber 
Gen.Komm. bereit8 zur Prilfung vorliegen ober nicht) werben nicht von biefer beflätigt, 
fonbern zur Ertheilung ber vorgejchriebenen Genehmigung an bie Reg. unb Prov. 
Schultollegien abgegeben. 

In Folge dieſer A. K.O. ift eine biefelbe näher beſtimmende unb mobificivenbe, durch 

A. K.O. v.7. Iuni 1828 genehmigte K. J.u. FMInſtruktion v. 30. Juni 1828 (Ann. Br. 
12. S. 676) erlaffen, beren Inhalt wörtlich in bie S$ 11 und 39 h. 1. aufgenommen 
und beren Abbrud bier deßhalb unterblieben if. — Zum 839 h. 1. ift endlich ergangen 
das nachſtehende ©. v. 21. April 1852 betr. bie Erweiterung ber ben Reg. und 
Prov.⸗Schulkoll. zuſtehenden Befugniß zur Befätigung von Auseinan- 
beri.-Rezefjen GG.S. ©. 258) 

Mir Friedrich Wilhelm ꝛc. verorbnen, mit Zuftimmung ber Kammern, was folgt: 

-8,1. Die im 8 39. ver BO. v. 30. Juni 1834 ven Regierungen unb Brovin- 
zial « Schulfollegien beigelegte Befugniß zur — von Rezefſen in Auseinander⸗ 
ſetzungs⸗Angelegenheiten wird hiermit auf diejenigen Fälle ausgedehnt, in welchen dieſe 
Angelegenheiten zwar bei den ordentlichen Auseinanderſetzungsbehörden anhängig gewor⸗ 
ben find, aber ohne Dazwiſchenkunft von Entſcheidungen ber legten Vehörden auf eigene 
Berhandlungen der Regierungen und Provinzial » Schuflellegien Ichiglih im Wege bes 
Vergleichs vollſtändig zu Stande gebracht werben. 

8. 2. In der Vorichrift des 8 14. des ©. über bie Errichtung von Rentenbanfen 
v. 2. März 1850 wird bierburch nichts geändert. 

Urkundlich ꝛc. 

Gegeben Charlottenburg, d. 21. April 1852. 

Fried rich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. v. Bonin. 

47. Nah FMR. v. 1. Juni 1853 (VMBl. S. 155) — im Einverſtändniß mit 
LM. — find die Reg. kompetent, bie im Wiege bes Vergleichs zu Stande gebrachten 
Rezeſſe Über Abldfung von PBaffiorenten, die auf Domainen- ober fiskaliſchen Forſtgrund⸗ 
ſtücken haften, zu beftätigen. — Dagegen fteht in den von ber Domainenverwaltung an 
die Auseinanterf.»Beh. abgegebenen Sachen ben Reg. Die Beftätigung bes von der anberen 
Partei vor dem Kommiffarius der Auseinander|. : Beh. age Rezeſſes nad dem ©. 
v. 21. April 1852 nicht zu: fo LMR. v. 26. März 1857 (OMU. S. 83). — Die 
Reg. müſſen die von ihnen felbft abgeichloffenen Rezeße auch fürmlih beftätigen: fo 
FuKHEMR. v. 9. Sept. 1837 (Ann. Bd. 21. ©. 652) und FMR. v. 6. Mai 1859 
(VMVBl. S. 136). — Ueber die Fälle, in denen die Reg. in ven Auseinanderſ.⸗S. zur 
Berihterftattung an das Minift, verpflichtet find! vergl. KHſsMR. v. 7. März 1856 
(Ann. Pi 20. ©. 46. L. u. v. R. J. S. 518). — Ferner ſ. n.51. u 543 h. J. 


8. 40, 
48. infeitige Ablöfungs-Urkunden bebürfen — fofern fie nah $ 40 h. 1. 
— feiner Beftätigung: fo IMR. v. 26. Juli 1843 (BMEL S. 228). — Gie 


% 
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fung v. 16. März 1811 (Geſ.⸗S. Seite 161) fein Bewenden. Es genügt nicht 
minber an ber einjeitigen Erklärung des Berechtigten, wenn die Berechtigung 
weder Zubehör eines Gutes. ift, noch ein beſonderes Folium im Hypothekenbuche 
hat. er diefen Fällen müſſen auch die Ablöfungs - Urkmden in der Form 
der Berträge auögeftellt und vollzogen werben. 

8. 41. Die Bollgiehung ber ande anb rege er trüße fann vor Nota- 
ie mit gleiher Wirkung, wie vor einem als Richter befähigten Yuftizbeamten 
gefchehen. 

& 42, Die Unterföhriften ver öffentlichen Behörven, deren Urkunde ver 
Glaube öffentlicher Dokumente zuftändig iſt, bedürfen eines gerichtlichen oder no⸗ 
tariellen Anerkenntnifles jener Behörven nicht. _ 

8. 43. Eben fo wenig bedarf es ver richterlichen oder notariellen Voll⸗ 
ziehung, wenn der Rezeß von einem Seitens der Staats-Behörden mit der Aus- 
einanberjegung beauftragten Oekonomie⸗Kommiſſarius aufgenommen ift, und die zur 
‚Deftätigung. berufene ehörde dabei nichts zu erinnern findet. [Werben aber 
nad dem ıeffen ver Behörde noch anderweitige protofollarifche : erhanblungen 
zur Erledigung vorgelonmener Bedenken nöthig gefunden, fo ift damit ein rich- 
terliher Beamter zu beauftragen.] 


aber nicht die im 8 169 und 170 BO. v. 20. Juni 1817 vorgefchriebene Kraft und 
weit, ber vollzogenen und beftätigten Rezeffe: fo OT. (Sen. IL) 3. Bd. 5. S. 11 fg. 


49. Dieſer 8 entipricht dem Anh. $ 415 zu AGO. II. 1. $5, wonach bie Unter 
ſchrift folder öffentliher Behörden, deren Beamten öffentliche Glaubwür— 
digleit gebührt (vgl. 88 127 und 128 AGD. I. 10), unter den von ihnen auegeftellten 
und beftegelten Urkunden nicht der gerichtl. Beglaubigung zur Eintragung ins Hyp.-Bud) 
bedarf. — Zu diefen Öffentlichen Behoͤrden gehören die Fatbhol- Biſchoöfe und Dom: 
fapitel: fo KUIMR. vom 16./29. Febr. 1844 (Kochs Agrargefete zu 8 42), — 
Aus $ 42 kann gefchloffen werben, daß bei den nach 8 25 Ausführ.-G. v. 7. Juni 1821 
zuläffigen „Privatablonmen” die gerichtliche ober notarielle Anerkennung der Namens- 
unterjchriften ie Paeiscenten, die nicht Öffentliche Behörben find, zur Rechtsverbindlich⸗ 
ven eg gl hierüber das IMR. v. 23. Juli 1842 (BMBI. ©. 285). 


50. Bon biefem 8 ift durch 8 108 des Ablöf.- ©. v. 2. März 1850 (A. IV. «.) 
en Art. 15 des Ergänz.⸗G. v. gl. T. (A. VII. 2.) auch fir Gem.⸗Th. geltend) ber 
chränfende Schlußfag aufgehoben, und ber erfte Satz bahin erweitert, baß bie 
Bollziehbung des Rezeſſes mit gleicher Wirkung „vor einem jeben von ber Gen. - Komın. 
oder ber Ianbwirtbichaftl. Reg.-Abth. mit biefem Gefhäfte beauftragten Staat's- 
oder Gemeinebeamten erfolgen kann.“ Bel. n. 77. zu dem cit.$ 108. — 

Bl. Die von den Reg. und Prov.-Schul-Kollegien auf Grund ihrer eige- 
nen Verhandlungen im Wege des Vergleichs vermittelten Rezeſſe (f. $ 39 h. 1.) dürfen 
nicht vor folden Kommiffarien dieſer Behörden vollzogen werben, welche weder Mit- 
glieder berfelben, noch Delon.-Komm. oder YJuftizbebienten find: fo IMR. v. 21. Nov. 
1842 und LHIEMR. v. 29. Ott. 1842 (BMI. S. 404). Hierin ift auch durch 8 108 
des Abloſ.⸗G. v. 2. März 1850 Nichts geändert, ba biefer nur den Gen.-Komm. 
und landwirthſch. Reg.⸗Abth. die Befugniß zur Beauftragung jedes Beamten mit 
Auseinanderſ.⸗Geſchaften beilegt. 

652. Nach 88 11 und 12 des Reallaſten⸗Ablöſ.⸗G. v. 4. Yuli 1840 für die vor- 
mals Raffauischen Qanbestheile und bie Stadt Wetzlar (G.S. S. 195) — welche nach 
8112 Abloſ.G. dv. 2. März 1850 noch gelten — find die in ben zum Reg.⸗Bez. Koblenz 
gehörigen Lambestheilen im Wege freier Bereinigung zu Stande kommenden Aus: 
einanderf.Berträge vor den Behörden, welche daſelbſt die freiwillige Gericht $- 
barkeit ausüben, au bewirken, das find die jog. Schöffengerichte. 
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$. 44. 1) In denjenigen Landestheilen, in welcden vie Allg. Preuß. Ger.- 
Dron. eingeführt ift, und die Ablöſ.-Ordn. vom 13. Juli 1829 Anwendung 
findet, bleibt e8 den Parteten überlaflen, ihre nad) eigener Dereinigung (obne 
Bermittelung und Dazwiſchenkunft der Gen. » Konım.) gejchloffenen Löfungs: 
Verträge den betreffenden Gerichten zur Beſtätigung zu überreichen, bie fich in 
ſolchem Falle der Prüfung und Beftätigung mit den nämliden Pflichten und 
Wirkungen, welche rückſichtlich dieſer von den Gen. - Komm. zu bewirfenven Ge 
Ihäfte vorgefchrieben find, zu unterziehen haben. 


2) Die Beftätigung gebührt in den Fällen, wo vie Berechtigung einem 
Gute zufteht, dem Gerichte, unter welchem das berechtigte Gut fteht, in anderen 
Fällen dem Gerichte des befafteten Guts. 


3) Intereffirt bei dem Gefchäfte eine moralifche Perjon, deren Vermögens- 
verwaltung ımmittelbar unter einer der 8 39 benannten Staats - Behdrven 
—— fo verbleibt dieſer die Beſtätigung, nach Inhalt der angeführten Vor— 
chrift. Das Nämliche findet ftatt, wenn zwar das Vermögen ver beibeilig: 
ten moralifhen Perfon nım unter mittelbarer Verwaltung jener Behörben fteht, 
a ertag aber auf die eigenen Verhandlungen einer ſolchen Behörde 
gegründet i 

Findet weber das eine noch das andere ftatt, fo ift zwar das Gericht zur 
Beitätigung befugt, es Liegt ihm aber ob, vorher die Genehmigung der betreffen: 
ben Behörden einzuholen, fofern dieſelbe zur Rechtsgültigleit des Geſchäfts ver: 
faflungemäßig erforderlich ift. 


8. 4. 

53. Die Orbnung wegen Abldfung der Reallaften in benjenigen Landes⸗ 
teilen, welche vormals zum Königreich Weftphalen, zum Großherzogthum Berg 
oder zu den franzdf. Departements gehört haben, v. 13. Juli 1829 (G.S. ©. 65) 
beftimmt in den nach $ 112 des Ablöſ.G. v.2. März 1850 noch geltenden 88 13 
bis 18 das Verfahren bei Abldfung mittelft freier Bereinigung, was folgt: 

8. 13. Bei ber freien Bereinigung beider Theile, welche jeber anbern Yusein- 
anderſetzungsweiſe vorgeht, bleibt dem Betheiligten die Wahl ber Bedingungen und 
Mittel der Abldfung, welcher Art viefelben auch fein möchten, völlig unbeſchräukt. Si 
find babei an die Beſtimmungen ber gegenwärtigen Abldfungs-Orbnnung nicht gebunden, 
und e8 hängt blos von ihnen ab, wie weit fie biefelben befolgen, ober als Leitfaben be- 
nuben wollen. 

8. 14. Es muß jedoch der Auseinderſetzungs⸗ oder Regulirungs - Vertrag fchriftlich 
abgefaßt, vor einem als Richter befähigten Yuftizbeamten oder vor Notarien vollzogen 
und der General-Kommiffion zur Prüfung und Beftätigung eingereicht werben, welche 
bie General-Rommilflon vorzugsmeife zu bechleunigen bat. 

8. 15. Die Prüfung der GSeneral-Kommiffion fol ſich aber nur erftreden: 

1) auf die Beſtimmtheit, Vollftänbigleit und Unzweibentigfeit der Faſſung; 

2) auf bie Legitimation der kontrahirenden Parteien ; 

3) auf die Beachtung des Intereſſe derjenigen moralischen Perfonen, wofür zu wachen 
ber General⸗Kommiſſion obliegt, ale des Fiskus und derjenigen geiftlichen und öffent 
lichen Inftitute, deren Vermögens⸗Verwaltung unmittelbar oder mittelbar unter einer 
Staatsbehörde ſteht; 

4) anf die Beachtung des Intereſſe der nicht zugezogenen Realgläubiger, Lehns⸗ ober 
Fideikommißfolger, Nutinießer, Wieberlaufs- ober andern Reafberechtigten, ober jedes 
Dritten, ber noch fonft in ber Sache betbeiligt fein möchte; und enblich 

5) darauf, das das Ianbespoligeiliche Interefie nicht verlegt, d. h. daß nichts bebungen 
werbe, was bie Geſetze iiberhaupt nicht geftatten. 











A. X. Berorbuung vom 30. Juni 1834. $ 44, n. 53. 439 


4) Entftehen bei Errichtung des Bertrags unter ven Parteien felbft, oder 
ven zur Sache zuguziehenden lehnsberechtigten, hypothelariſchen Gläubigern zc. 
ots feiten, fo iſt deren Erörterung und Entjcheivung der Gen.» Komm. zu 
ü en. 


5) In allen Fällen bleibt vie Negulivung wegen ver nad 88 110 ff. ver 
angezogenen Ablöſ.⸗Ordn. aus der Abfindung des Berechtigten zu entnehmenden 
Einrichtungskoſten den Gen.-Komm. vorbehalten. 

6) Auch in denjenigen Fällen, wenn die Gerichte Bedenken wegen der Zu- 
läffigleit gewifler von ven Parteien getroffenen Berabrebungen tragen, fei es 
wegen anjicheinender Unverhältnigmäßigkeit der Abfindung und des obwaltenven 
Verdachts einer Simulation, over in landespolizeilicher, oder welch anderer Be- 
ziebung, haben fie die ihnen zur Betätigung vorgelegten Verträge ver Gen. 
Komm. zu Überjenden ımd berfelben das weitere Verfahren zu überlafien. 


Diefe Punkte abgerechnet, fteht der General-Rommiffion Übrigens Über bie Bedingun⸗ 
gen und Mittel ver Ablöſung kein Urtbeil zu. Findet fich aber in ben vorflehend unter 
1. bis 5. gedachten Beziehungen Anlaß zu Erinnerungen, fo muß bie General - Kom- 
miſſion zunãchſt dahin wirken, baß ſolche von ben Parteien jelbft erledigt werden. Können 

di darüber nicht einigen, fo ſteht ihr Über bie Art und Weiſe, wie fie zu er⸗ 
kedigen find, bie Eutſcheidung zu. 

8. 16. Ein alfo von ber General⸗Kommifflon beftätigter Vertrag hat bie Wirkung 
einer gerichtlich beftätigten Urkunde, unb haben bie Hypotheken⸗Behörden barauf bie nö⸗ 
thigen Eintragungen und Wichungen zu bewirken. 

8. 17. Nur wenn eine freie Vereinigung (9. 18.) wicht zu Stande gekommen iſt, 
findet bie Regufirung ber Berhältniffe zwiſchen Berechtigten und Berpflichteten nach Vor⸗ 
ſchrift des gegenwärtigen Geſetzes Statt; es foll jeboch keine Provokation Darauf anders 
angenommen werben, als indem ber Provokant zugleich anzeigt, unb bei näherer Unter⸗ 
fuchung als richtig zu den Alten feftgeftellt wird, daß eine freie Vereinigung verjucht 
und beftimmte Vorſchläge Dazu fchriftlich gemacht, ſolche aber entweder Überhaupt nicht, 
ober bei einzelnen Punkten nicht angenommen worben. 


Bergleichsverfuch durch bie General⸗Kommiſſion. 
8. 18. Auch foll es folgen Falls allemal, insbeſondere aber dann, wenn bie güt⸗ 
liche Bereinigung nur bet einzelnen Differenzpunkten mißlungen ift, die erfte Obfliegen- 
ber General - Kommiffion fein, nochmals einen Vergleich zwiſchen ben Betheiligten 
auf bie Grundlage der gemachten Borfchläge (8. 17) ober auf jedwede andere Bedingun⸗ 
gen und Ablöfungsmittel, worüber Die Parteien irgend zu einigen fein möchten ($. 13), 
zu verſuchen; und es muß über biefen Vergleichsverſuch, zum Belage, daß Dabei nichte 
verfunmnt worben, jeberzeit eine fhriftlihe Verhandlung aufgenommen werben. Nur 
wenn auch auf biefe Weiſe kein Vergleich hat zu Stande gebracht werben Tünnen, muß 
bie Sache nach den weitern Vorſchriften ber gegenwärtigen Ordnung eingeleitet, und 
Diejenigen Punkte, worüber bie Parteien fich nicht giltlich haben einigen können, nad 
denjelben entichieben werben. 


An dieſe 88 ſchließt fih der S44 h. J an. — Für das Herzogthbum Wef- 
phalen enthält bie Reallaſten⸗Ablöſ.⸗O. v. 18. Juni 1840 (G.S. ©. 156) in 
den 88 14 bis 20 unb für die vormals Naſſauiſchen Landestheile unb bie 
Stadt Wetzlar mit Gebiet des Renllaften-Abldf.- Gef. v. 4. Juli 1840 (6.5. ©. 
197) im den 88 11 bis 17 Beſtimmungen, bie ben cit. 86 13 bis 18 der Ablöſ.⸗O. v. 
13. Juli 1829 faft wörtlich gleich find und auf welche deshalb bier nur bingeroiefen wird. In 
beiden Abloſ. G. dv. Jahre 1840 iſt auf $44 h. l., als maaigebenb verwieſen und in 
Dem yo 4. * Er 0 ten tt ba bie in $44 h. 1. ven rien Fer 

ten iffe auch den zu jo „welche daſelbſt die freiwillige Gericht®- 
—— Hl — 7 wroele daſclbſt die freivilis 
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[$. 45. Wegen des Inftanzenzuges in Betreff ver von ven Gen.-Fomm. 
zu erlaſſenden Definitio - Entfcheivungen follen vie nachſtehend unter Ar. 1. 2. 
3. 4 und 5 angegebenen, bie 88 173. 174. 178 bi8 183 der Verordn. vom 
20, Juni 1817 abändernden Beſtimmuugen Anwendung finden. 

1) Alle Streitigkeiten über Theilnehmungsrechte und deren Umfang, über- 
haupt wegen aller ſolchen Rechtsverhältniſſe, welde ohne Dazwifchenkunft ver 
Geſetze über Regulirung ver gut&herclich > bäuerlichen Berhältniffe, ver Gem. 
Theilungs⸗ und Ablöfungs-Orbnungen und der hiernach zu bewirkenden Aus- 
einanderjeungen hätten zur Trage kommen können und dann in ben orkeut- 
lichen Rechtsweg gehört Dätten, find zur Appellation an das Revifionstollegium 
geeignet. 

Dahin werden insbeſondere in Beziehung auf vie Regulirung ber guts- 
herrlich = bäuerlichen Verhältniffe, die im $ 178 ver Verordn. vom 20. Juni 
1817 unter Nr. 1. 2. 3. 5. 6. 7. 8. 9 bezeichneten Gegenſtände gerechnet; 
nicht minder die Entjcheivung über die Pertinenzien des Hofes und die Grenzen 
verjelben und über ven Umfang der gegenfeitigen Verpflichtungen. 

Andere Berhältniffe, welche vie Größe der den Gutsherrn oder den Bauern 
zukommenden Abfinvdungen in Land, Kapital oder Rente beftimmen, find nur 
in fofern Gegenſtand des Appellations - Verfahrens, als der vorſtehend ansge- 
ſprochene allgemeine Grundſatz darauf Anwendung findet.] 

8. 46. 2) Bei den Entjcheivungen über die jedem Interefſenten für 
feine Theilnehmungsrechte aultänbige Abfindung, Über die Mittel diefer Aus- 
gleihung und die Art und Weife ihrer Gewährung ift zu unterjcheiven: a) ob 
bieferben eine Abfindung in Kapital oder eine Geldrente (fei ed, daß es ſich 
babei von einer feften, over mit ven Getreivepreijen fteigenven und fallenden 
Rente handelt) oder b) eine Natural-Abfinvung over andere, als die zu a. ge- 
dachten Leiſtungen zum Gegenſtande haben. Betrifft die Entfcheivung ber 
Gen. = Komm. einen Gegenſtand der zu b. gebachten Art, fo findet dagegen 
nicht die Appellation an das Revifions-Rollegium, ſondern der Rekurs an das 
Min. d. Im. f. Gewerbe Statt. 

Zu diefem Berfahren eignen fi) insbeſondere die in den 88 182, 183 
der Verordn. v. 20. Juni 1817 und 8 19 d. Gef. v. 7. Yuni 1821 wegen 
Auflgrur der Gem.⸗Theil.⸗ und Ablöſ.⸗Ordn. bezeichneten Fälle. 

3) Zu dem Rekurswege gehören ferner in ven Fällen zu a. die Entſchei⸗ 
dungen über die Alternative: ob dem Dereihtigten die Entſchädigung in Land 
oder ob ihm foldhe in Kapital oder in einer Natıral - Rente zu gewähren iſt, 
und wird hiermit die entgegengefeßte Beftimmung des $ 179 der erſtgedachten 
Beroron. aufgehoben. 

4) Wenn aber außer dem ebengebachten Falle (Nr. 3) die von der Gen.- 
Komm. getroffene Entſcheidung eine Entſchädigung in Kapital oder Gelorente 
betrifft, ie e8, daß über die Berpflichtung dazu, oder wegen ver Höhe verfel- 
ben ge ne wird, fo findet deshalb die Appellation an das Reviſions⸗Kolle 
gium Statt. 

[$. 47. 5) Wenn megen ver Ausftellufigen, welche entweder von ven 
Parteien bei Vollziehung der Rezeſſe erhoben, over Seitens der Gen. - Komm. 
bei den ihr zur Genehmigung vorgelegten Vereinbarungen, gemacht worben, 
eine gütliche und angemeſſene Vereinigung unter den Intereſſenten nicht zu 


88. 45 bis 50. 
54. Die 59 45 bis 47 find buch $14 ver BO. v, 22, Nov, 1844 (A, XL) 
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erreichen tft, fo findet gegen die deshalb von ver Gen.» Komm. erlaffene Ent- 
cheidung ver Weg des Rekurſes over der Wppellation Statt, je nachdem bie 

usftellung felbft, oder die von ver Gen.⸗Kommi. zu ihrer Abhülfe erlaffene 
Feſtſetzung einen Gegenftand betrifft, ver ſich nad) den vorftehennen Beſtim⸗ 
mungen 88 45, 46 zu einem ober dem andern Rechtsmittel eignet. 

6) Darnach beſtimmt fi) auch die Kompetenz der Appellations- over Re⸗ 
furd- Inftanz über die Frage: ob mit der Verwerfung ver von den Barteien 
genommenen Abreven noch andere Beſtimmungen des von ihnen getroffenen 

kommens oder der ganze Vertrag ihre Wirkſamkeit verlieren und deſſen un- 
geachtet in Ruf bleiben. 

8.48. Wollen die Parteien. von dem an das Min. des Inn. zu rich⸗ 
tenden Rekurſe wegen des —— er oder anderer Beichwerbepunfte, 
weshalb dieſes Rechtsmittel zuläffig tft, nicht Gebrauch machen: fo wird da⸗ 
durch doch nicht ausgefchloffen, daß fie ihre Beſchwerde wegen unzulänglicher 
Abfindung Behufs anvermeitiger Sntihäbigung in Kapital over Rente 
weiter verfolgen. Dies Tann nad der Wahl des Beſchwerdeführers im Wege 
der Appellation over in einem zur erften Inftanz zurlidgehenven Separatver: 
fahren seichehen. Wird das Rechtsmittel der Appellation gewählt, fo bleibt 
doch dem Ermeſſen des Reviflons-Kollegii die Zurückweiſung in die erfte In- 
ftanz vorbehalten. 

Die entgegenftebenven Vorſchriften ver 88 173. 181. 184. 189. 189 der 
Beroron. v. 20. Juni 1817 werben — aufgehoben.) 

18.49. Ehen viefes Verfahren ($ 48) findet ftatt, wenn im Rekurswege 
über die Landabfindung oder andere zu vemfelben gehörige Gegenſtände rechts⸗ 


kräfti anſgieden if 

8. 50. Wollen die Barteien von dem ihnen nach 88 48. 49. nach⸗ 
elafjenen Appellations⸗ oder Separat> Berfahren Gebrauh machen, fo müflen 
de diefe ihre Abſicht bei Verluft ihres Entſchädigungs-Anſpruchs innerhalb 
n boden nach Publikation der Entſcheidung erfter oder der Rekurs⸗Inſtanz ver- 
autbaren. 

Haben fie gegen die Entſcheidung der Gen.-Komm. den Rekurs rechtzeitig - 
eingelegt, ſo Ih ihnen der Antrag auf jene Erörterung wegen ihrer in den 
Rekursweg gebiehenen Beſchwerden Foot während des Rekursverfahreus als 
nad) publizirtem Rekursbeſcheide in jener Friſt noch zu, wenn fie fich ſolche 
bei Publikation des Beſcheides erfter Inſtanz auch nicht vorbehalten haben. 
Die Parteien find wegen biefer ihnen zuftändigen Befugniffe bei Publikation 
der Entſcheidungen zu belehren. Von dem Ermeflen der Behörde aber hängt 
«3 ab, die Einleitung dee Separatverfahrens auszufegen (cf. $ 105 d. Ber: 
ordn. v. 20. Juni 1817) jedoch nicht weiter, als 518 zu dem Termine ber 
Bollziehung des Rezeſſes. Verſäumen vie Interefienten vie ihnen bieferhalb 
beftimmten Friften, jo findet das Kontumazialverfahren ftatt (cf. 88 145 und 
191. 192 ver Beroron. v. 20. Juni 1817.) 

8. 51. In welchen Fällen und mit welchen Maaßgaben vie Veroron. v. 

14. Dec. 1833 über das Rechtsmittel der Revifion und der Nichtigkeitsbeſchwerde 
in ven bei ven Gen.Komm. anhängigen Angelegenheiten Anwendung findet, dar- 


Bor Wirkſamkeit gefetst und bie 85 48 bis 50 durch 8 15 berjelben BO. auf- 
gehoben. 
51 


66. Die Beſtimmungen über die dritte Inſtanz in Auseinanderſ.⸗Streit— 
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über ift bereits mittelft Unferer Orbre v. 15. März d. I. (Geſ.⸗S. ©. 61 ff.) 
entſchieden, wobei e8 fein Bewenden behält. 

8.52, Wenn eine von ven Reviſionskollegien oder in dritter Inſtanz er- 
gangene Entſcheidung wegen Inkompetenz an elochten wird, fo findet das in 

Unſerer Ordre v. 30. Yuni 1828 (Geſ. S. ©. 86) wegen der Kompetenzlon⸗ 
flifte vorgefehriebene Berfahren Anwendung, und wenn biernady die Inkompe⸗ 
tenz feftgeftellt ift, jo wird, mit Beſeitigung bes Erkenntniſſes der infompeten- 
ten Behörde, die Sache zur anderweitigen Entjcheivung an bie geeignete In⸗ 
ftanz der Verwaltungs⸗Behörden abgegeben.] 

8.53. Wenn das Geh. Ob.⸗Trib. in einer Angelegenheit, die fih zwar 
zur Appellation, aber nicht zur Berufung auf die dritte Inſtanz eignet, erfannt 
bat, fo fol ein foldhes Erkenntniß doch Imegen Intompetenz jenes Gerichtshofes 
nicht angefochten, ſolches vielmehr zur Vollſtreckung gebracht werben. 

Um aber Irrungen diefer Art zu verhüten, follen die dem Geh. Ob.- 
Trib. zur „ofallung der Revifionserfenntniffe einzuſendenden Alten vemfelben 
von den Gen.⸗Komm. nicht unmittelbar eingereicht werben, vielmehr durch das 
Min. des Yun. f. d. Gem. zugehen. welches fi, im Wale daſſelbe wegen 
Zuläffigfeit des Rechtsmittels Bedenken findet, darüber mit dem Juſt.Min. 
verftändigen wird.) 

Zu 8$ 187 und 188 der Verordn. 

8. 54. Wegen ver bereits in erfter Suflanı durch jchiensrichterliche Ent- 
ſcheidung feftgeftellten Punkte (cf. 31—34 —* nh.) findet eine weitere Erdr⸗ 
terung durch andere Sachverſtändige in der Appellations-Inftanz nicht flatt. 

. 55. Wenn in zweiter Inſtanz noch eine nachträgliche ton über 
öfonomifche Punkte veranlagt wird, fo haben vie Gen.- Komm. die an pas Re 


ſachen find zufamumengeftellt zu 8 21 der BO. v. 22. Nov. 1844 (A. XL) in n. 16. 
und ragen J. dazu. 
88. und 58. 

56. Diele 88 beziehen fi auf ven $3 ver zu n.16. bei A. XL als Beilage J. 
1. abgebrudten U. K.O. v. 15. März 1834, nach weldden „wegen ber zu einer höhe 
ven gerihttig en Entſcheidung nicht geeigneten Feftiegungen der Gen. -Komm. 
oder Reviſ.⸗Koll. es bei den Beſtimmungen v. 30. Juni 1828" bleiben fol. An bie 
Stelle der letzteren it aber ah n.16 zu 89 h. 1, das ©, v. 8. April 1847 — ab» 
gedruckt als Beilage D. zu A. VII bis XI. — getreten, beffen 82 ben Rompetenzfon: 
flikt in allen rechtsträftig von ven (orbentlichen) Gerichten entſchiedenen Sachen für 
unftatthaft erffärt. Hierdurch ift 8 52 in Betreff ber in britter Inflanz ergangenen 
Enticheibungen aufgehoben. Kür die Enticheivungen der Rev.⸗Koll. hat er dadurch 
feine Bebeutung verloren, daß nach $ 14 der BO. v. 22. Nov. 1844 das einzige durch 
biefe eingeführte Rev.- Koll. fir LKS. die zweite Inſtanz in allen Auseinanderſ.⸗Streit⸗ 
fachen bildet. — Die Beftimmung bes erften Sates des $ 53 hat nach $ 2 ©. v. 8. April 
1847 Heine befonbere Bedeutung mehr: denn danach find jett alle Erkenntuiffe ohne Aus: 
nahme unanfechtbar, Die das Ober-Zribunal in Auseinanberf.-Streitfachen gefällt hat. Das 
DT. bat ferner in zwei Plenarbefchlüffen v. 3. Dez. 1860 und v. 6. Okt. 1862 
angenommen, baß auch bie Beſtimmung des oben .cit. $ 3 ber A. K. O. v. 15. Mär 
1884, wonach den Auseinanderſ.⸗Beh. die Erhebung des Kompetenzlonflilts in Agrarfachen 
gegen die Aulaffung der eingeleiteten dritten Inftenz zuftand, durch das ©. 
v. 8: April 1847 und die SS 1 und 2 des Gef. v. 26. März 1855 (G.S. S. 189) — 
abgebrudt als Beilage J. 2. zu 821 BD. v. 22. Nov. 1844 (A. XI.) — anfgehoben 
und fomit ein folcher Kompetenztonflift nicht mehr zuläffig, fondern das OT. zur Eutſchei 
Dung über die Zuläffigkeit ber britten Inſtanz in Agrarfachen allein und endgültig kompe⸗ 
tent fe. — Der Schlußſatz des S 53 iſt durch $ 22 der BO. v. 22, Nov. 1844 auf- 
gehoben. 
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eifionsfollegiunt einzufenvenden Berhandlungen mit ihren Gutachten darüber zu 
egleiten. 

In allen Fällen fteht es dem Nevifionstollegio frei, über eme und bie an⸗ 
dere technische Frage die nähere Erläuterung der Gen.-Komm. einzuholen. 

Zu 88 196 ff. der Verordn. 

8. 56. Wenn au die Auseinanderfegung ohne Dazwiſchenkunft ver Gen.- 
Komm. zu Stande gekommen ift, Al fönnen die Parteien doch in der $ 13 die 
jes Anh. beſtimmten Frift deren Ausführung durch dieſelbe nachſuchen. 

$. 57. Wie e8 im Allgemeinen orgeführiehen ift, haben bie zur Bearbei- 
tung der Auseinanderſetzung berufenen Kommiſſarien jelbitthätig auch dafür zu 
jorgen, daß bei der Ausführungsverhanvlung alle bis dahın —* nicht erledigten 
Punkte abgemacht werden. Sie haben es alſo keinesweges dabei bewenden zu 
laſſen, daß die Intereſſenten ſolche zur Sprache bringen, ſondern ihrerſeits darauf 
zu halten, daß alles Sahgenbuige definitiv erlenigt umd die zu foldem Behuf 
erforderlichen Erklärungen und Anträge gemacht werben. Insbeſondere haben 
fie diefelden auf die bet ven Hypothekenbüchern zu bewirkenden Eintragungen aufs 
merkſam zu machen und ihnen dadurch Gelegenheit zu geben, daß bei den an 
die Hypothekenbehörde deshalb zu richtenven Benuifitonen ihrem Intereſſe gehö- 
rig vorgejehen werbe. 

.88. Die Belanntmadungen an die eingetragenen Gläubiger und Real: 
berechtigten wegen ver Sapitalentihäbigungen und Rapitalabfindungen müſſen in 
ver Regel gleich nadı ver Beftätigung des Auseinanderſetzungs-Rezefſes erfolgen. 

Ste fünnen aber auch ſchon Früher gefchehen, wenn von ben Haupt⸗Intereſ⸗ 
fenten darauf angetragen wird (cf. $ 203 der Verordn. v. 20. Inmni 1817). 

Dagegen Können viefelben nah ven Anträgen ver Intereflenten ausgejett 
bleiben, wenn | 

a) die Abfindungskapitalien nicht fofort bezahlt, vielmehr durch Eintragung 
bei dem verpflichteten Gute gefichert werben; 

b) wenn der Berpflichtete fich bereit finden läßt, daß er der Zahlung unge⸗ 
achtet den eingetragenen Gläubigern und Realberechtigten fir ven Betrag 
derfelben verhaftet bleiben wolle; 

c) wenn das Geld gerichtlich niedergelegt wird. 

Die Auseinanderjegungsbehörve hat jedoch dafür zu forgen, daß in ven zu 
a. b. gedachten Fällen die Eintragung gehörigen Orts erfolge 





— 


88. 56 bis 62. im Allg. 

57. Dieſe 85 bilden in Verbindung mit den 8$ 196 bis 201 ber BO. 
v. 20. Juni 1817, welche fie erläutern und ergänzen, bie Normen für den Umfang 
der Berpflihtung der Airzeinanderf.- Beh. zur Ausführung der Ausein- 
anderfegungen und die damit in Berbindbung ſtehenden Operationen. Alle 
bie im dieſen 88 zur Ausführung gevechneten Gegenftände haben das gemein, daß ihre 
Regulirung den Auseinanderſ.Beh. nah $12 h. J. auch nach beftätigtem Rezeſſe 
ohne Zeitgrenze obliegt. S. hierüber das in n. 25. citirte erläuternde IMR. vo m 
1. Xug. 1837. 

88. 58 bis 60, 

58. Diefe 85 rechnen, als zur Ausführung ber Auseinanberfegung ge: 
börig, bie Ordnung der Anjprüde der Gläubiger und Realberechtigten 
an den Kapital-Abfinduugen. Diejes fogen. Verwendungsverfahren gehört 
alfo ohne Zeitgrenze zur Kompetenz ber Auseinanderſ.Beh., — auch in Betreff Des 
Intereſſes der Lehns⸗ und Kideilommiß - Anwärter: vgl. die in n. 20 am Schluß citirten 
Neferipte. — Die 88 58 bis 60 h. 1, fiehen in unmittelbarem Zuſammenhange mit den 
ſonſtigen Beſtimmungen über die Belanntmachungen ber Kapitalabfindungen und bie unter 


‘7. Juni 1821 wegen 
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Immer aber hat fie den Intereſſenten, je nach den Umftänven, weshalb vie 
Bekanntmachung entbehrlich werben dürfte, beftimmte Friſten zum Ausweiſe da⸗ 
ih beftimmen, nad) deren fruchtlofen Verlauf aber die Bekanntmachung zu 
veranlaffen. 

8. 59. Um zu verhliten, daß durch fpätere Eintragungen bei dem bered- 
tigten Gut nicht fernere Weiterungen entftehen, haben die Gen.⸗Komm., fobalt 
es entweder durch Vereinbarung der Intereſſenten oder durch rechtöfräftige Ent: 
ſcheidung feitfteht, daß eine Abfindung in Kapital ftattfinden wird, die Hypotheken⸗ 
behörde davon zu benachrichtigen und zur Fintvogung eines vorläufigen Vermerks 
im Hypothekenbuche zu veranlaflen, welcher die Wirkung hat, daß bie durch Ka- 
pital abgelöften Pertinenzien den fpäter eingetragenen Öläubigern nicht mehr mit 
verpfänvet werben. 

. 60. Sind bei einer an die Gläubiger wegen der Kapitalabfinvung zu 
erlafienden Befanntmahung ein eingetragener Gläubiger, deſſen Erben oder Ceſ⸗ 
fionarien ihrem Aufenthalte nach oder fonft nicht zu ermitteln, fo erfetgt die öf- 
fentliche Selonnimachung an biefelben nad) Vorſchrift des $ 12 des Geſetzes v. 

usführung der Gem.- Theil.» und Ablöſ.⸗Ordn. 

8. 61. Die Berichtigung des Befigtitel8 der bäuerlichen Wirthe, in Folge 
ber gut8herrlichebäuerlichen Regulirungen, die etwa erforberlihen Ab⸗ und Zu- 
fchreibungen in ven Hypothekenbüchern bei Gemeinheitötheilungen, imgleichen bie 
Abſchreibungen abgelöfter Leiftungen in dem Hypothekenbuche des berechtigten Gu⸗ 
tes und deren Löſchung bei dem verpflichteten Gute, ſoll wegen der vorſchrifts⸗ 
mäßigen Abtragung und Verwendung der Rapitalabfinpungen niemals aufgehal- 
ten werben, viel r, ber noch ftattfindenden Rückſtände und der noch fehlenven 
Auswerfungen ungeadhtet, auf den Grund ver beftätigten Rezeſſe unverzüglich be- 
wirkt werden, es wäre denn, daß die Intereſſenten fich deshalb anders geeinigt 
hätten oder der Empfangsberedhtigte ein Widerſpruchsrecht geltend mat, Da⸗ 
gegen werben die Rückſtaͤnde eidg bei dem mit ver Abfindung belafteten 
Gute mit dem ihnen zuftändigen Vorzugsrechte eingetragen. Waren das abge- 
tretene Grundſtück oder die abgelöfte Leiftung fir fich ——— eines durch 
die Lehns⸗ und Fideikommiß⸗-Eigenſchaft oder ſonſt beſchränkten Eigenthums des 


gewiſſen Boransjebungen eintretende Entbehrlichleit derſelben, welche in n. 79 zu 88 110 
und 111 des Ablöſ.G. v. 2. März 1850 (A. IV. A.) zufammengeftellt find, und in ben 
fett cit. SS ihren Abſchluß gefunden haben. — Zu 8 58 lit, c. iſt zu bemerfen, daß hie 
gerichtliche Depofition des Ablöſungskapitals die Belanntmachung an die Gläubiger (wenn 
fie nicht aus den Gründen des 8 110 Ablöſ.⸗G. v. 2. März 1850 unterbleiben Tann) 
nicht ausschließt, fonderu nur die einftweilige Ausſetzung dieſer Benad- 
richtigung rechtfertigt, — und zwar fowohl bei Lehn⸗ und Fideikommiß⸗, wie bei 
Allodialgitern, und daß e8 Aufgabe der Auseinanderſ.⸗Beh. ift, dem Zeitpunkt ver Belannt- 
madung fo zu wählen, wie er für alle Betheiligten zur angemeſſenen Abwidelung des 
Berwenbungspunfts geeignet iſt. Vergl. hierüber die 3 nnter fih zuſammenhängenden 
(übrigens durch $ 110 a.a.D. zum Theil antiquirten) IMR. v. 31. Ott. 1837 (Ann. 
Br. 21. ©. 943), v. 14. März 1839 (Ann. Bi. 23. S. 94) und v. 18. Juli 1839 
(Kochs Agrargei. zu $58 h. 1. und L. u. v. R. I. 662). 
. 61 und 82. 

59. Diefe g8 fchließen fih an die Beſtimmung des 8 196 der BO. v. 20. Imi 
1817, an, wonady zur Ausführung der Auseinanberjegung „bie Berichtigung ber in Folge 
der Auseinanberjegung erforderlichen Eintragungen in die Hyp.Bücher“ gehört, und geben 
in Berbindung mit dem Schlußfat des 857 h. 1. nähere Vorſchriften über bie’ 
bezüglichen Pflichten der Kommiſſarien ($ 57) und der Auseinanderj.-Beh. ($ 61) und ber 
requirirten orbentlichen Gerichte (8 62), — Zu 8 61 if die in n.19 h. 1. abgebrudie 


ur 
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Beſitzers, fo wird bei ver Eintragung bed Rückſtandes dieſe Beſchränkung ver- 
merkt. Waren fie Zubehör eines anvern fo belafteten Gutes, jo wird dieſe Zu— 
gehörigleit und dabei bemerkt, daß die Fähigkeit des Beſitzers, darüber zu ver- 
fügen, aus ven: Hypothekenbuche bes letztgedachten Gutes zu erjehen fe. Es 
bevarf hierzu des Antrages der Lehnsberedhtigten u. u. mw. nicht. [Oegenfeitig 
aber bevarf' e8 auch des beſchränkenden Vermerks nicht, wenn vie in Folge ver 
öffentlichen Bekanntmachung ver Auseinanverfegung (cf. SS 11 ff. des Geſetzes 
vom 7. Juni 1821) wirklich zugezogenen Berechtigten ihr Einverſtändniß damit 
erflärt haben, daß die Eintragung unterbleiben jet 
Diefe Eintragimgen müſſen auch erfolgen, felbft wenn bie Verpflichteten bie 
Kapitalabfindung bereits gezahlt haben follten, und genügt die bloße Eintragung 
einer Proteftation nicht, da die Zahlung, jo lange vie geiebliche — des 
Gezahlten nicht nachgewieſen iſt, den Rechten ver Oläubiger und ſonſtigen Real⸗ 
berechtigten unnachtheilig iſt, wogegen es den Verpflichteten überlaſſen bleiben 
kann, bei Eintragung der Abfindungefapitalien auf ihre Güter die bereits erfolgte 
Zahlung in Form einer Proteftation vermerfen zu laffen. Weiſet der Gutsbe⸗ 
figer weiterhin die gejegmäßige Verwendung der Ablöjungefapttalien nad, fo 
‚erfolgt die Löſchung jener eingetragenen Vorbehalte auf die von der Gen.-Komm. 
deshalb zu ertheilende Beſcheinigung. 


bellarirende A. K.⸗O. v. 30. Juni 1842 ergangen. — In 861 ift der letzte Satz 
Des erſten Abfakes antiguirt durch $3 des ©. v. 29. Juni 1835 (A. XU.), 
wenad die Eintragung bes beſchränkenden Vermerls unbedingt von Amtswegen er- 
folgen muß. — Zum Tegten Abfak des $ 61 ift darauf Hinzumeifen, Daß ber zur 
Kapitalzahlung Berpflichtete fich von feiner Bertretungsverbinblichfeit auch durch gericht 
liche Niederfegung bes Geldes gemäß 88 151 und 155 Gem.⸗Th.⸗O. v. 7. Juni 
1821, bie nah $1 ©. v. 29. Juni 1835 jet für alle Auseinanderfegungen gelten, frei 
machen kann, jo daß durch die Depofition bes Kapitals die hypothekariſche 
Eintragung bejjelben erübrigt wird. Das Nämliche gilt dann, wenn Das Kapital 
der Art iſt, daß e8 nad $ 110 Ablöſ.G. v. 2. März 1850 lit. c, d, e feiner Kontrolle 
in Betr. der Verwendung unterliegt. 

60. Die bupothel. Eintragungen auf den Auseinanderſ.⸗Rezeſſen find genau begrenzt 
und Vorſchriften über das Verfahren zwiichen Auseinanberf.» und Hypoth. » Behörben er- 
tbeilt, in 88 1 bis 7 des ©. v. 24. Mai 1853, betr. einige Abändberungen ber 
Hypoth.⸗O. v. 20. Dez. 1783 (8 -S. ©. 521), welche nebft den zugehörigen Art. 1. 
und D. der I3MInſtr. vom 3. Auguft 1853 (IMDB. S. 275), als Bei- 
lage F. zu A. VII, bie XI. abgebrudt find. Zur forgfältigen Beobachtung berfelben 
find die Auseinanberf.-Beh. Durch LMR. v. 23. Aug. 1853 (VMBl. S. 194) aufgefor- 
dert und iſt ihnen darin noch „zur Beförderung ver Ueberfichtlichkeit ber Hyp.B. vorzugs- 
weife empfohlen, ihre Eintragungegefuche möglichft ſcharf und Kurz zu faflen, fo wie auch 
barauf Bedacht zu nehmen, daß wegen mehrerer gleichzeitig ſchwebender Auseinanderf., bei 
benen das nämliche Grundſtück betheiligt ift, die erforberlichen Intabulationsvermerte, fo 
viel als thunlich, vereinigt werben; ferner wird darin vorausgefett, „baß Die Auseinanberf.- 
Beh. den Wilnjchen ver Gerichtsbehörben wegen ihrer Mitwirlung bei Feftftellung der Be⸗ 
fitverhältniffe von ‚Grunbftüden, bie von einer Auseinanberfegung betroffen werben, mit 
Bereitwilligkeit entgegenlommen werben,” umb enblic mit Bezug auf Art. 2. Nr. 1. ver 
IzMInſtr. Darauf aufmerffam gemacht, „daß alle zu Gebote ftehenden Kräfte in Thätig- 
keit zu ſetzen find, damit bie Betätigung ber Rezeſſe über die Umlegung von Grunbftüden 
nicht lange hinter der Ausführung der Separation zurückbleibt“ — Zu $1 Nr. 3 des 
©. v. 24. Mai 1853 vgl. dag vom LM. unterm 10. März 1864 den Xuseinanberf.- 
Beh. zur Kenntniß mitgetheilte IIMR. v. 27. Febr. 1864 (BMBI. ©. 115), wonach 
zu den „neu“ übernommenen, und fomit einzutragenden Renten unbedingt biejeni- 
gen gehören, welche durch Verwandelung anderer Abgaben entſtanden Fin, 
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| Bu 8. 197 der Berordn. 

8. 62, Die Gerichte werben wegen der auf Grund ber beftätigten Aus- 
einanderſetzungs⸗Rezeſſe von den Parteien oder fonft von ven Gen. - Komm. bei 
ihnen in Antrag gebraßiten Eintragungen in die Hypothekenbücher von ven ihnen 
nach der Hypotheken-Ordn., Tit.2. 88 12 und 13, obliegenden Verpflichtungen 
entbunven, welche ftatt ihrer ben mit der Betätigung ber a udeinanberjegumg6- 
Rezeffe beauftragten Behörden übertragen find. Es verfteht fich jedoch von felkft, 
daß fie, wenn fi aus den Hypothekenbüchern felbft Anftände der nachgefuchten 


— — — — — —— — — 


wenn auch letztere nicht eingetragen geweſen find. Dies iſt insbeſondere barand 
hergeleitet, Daß die entfprechenbe Beftimmung bes 8 3 des ©. v. 29. Juni 1835 (A. XII.) durch 
8 1 des cit. ©. nicht geändert worden ift und daß ber Ausbrud „neu übernommen‘ nad 
ben ®efetmaterialien lediglich den Sinn bat, daß jede Ablöfung eine Novation der älte 
ren Verpflichtungen enthält. 


61. Ueber das bypothefarifche Verfahren in Fällen, wo bei Spezialfeparationen einem 
Beſitzer an die Stelle mehrerer einzelner mit verſchiedenen Reallaften und Schulen be⸗ 
fhwerter Grunbftüde ein Gefammtplan ohne reale Subrepartition überwieſen 
wird, fiehe IMR. v. 25. Nov. 1837 (Ann. Bd. 21. S. 949. Ibb Bd. 52. ©. 599) 
— nachſtehend abgebrudt als Beilage G. zu A. VII. bis XI, — Die in dieſem R. 
geftattete ineelle Subrepartition ift jedoch nach LM. v- 1. Sept. 1860 (BMUL €. 
214) „nur als eine interimiftiihe Maaßregel zu betrachten, durch welche das Aue— 
einanderſetzungsverfahren nicht befinitio beendet wird. Es ergiebt ſich daraus, daß bie reale 
Repartition der Gefammtpläne, fobald ein praktiſches Bedürfniß dazu eintritt, im Intereſſe 
ber Landeskultur und Der Nechte dritter Perfonen ven ber Auseinanber).» Behörde nachge- 
bolt werden muß, und daß beren Kompetenz dazu nah 812 VO. v. 30, Juni 1834 in 
Berbindung mit 8 196 BO. v. 20. Juni 1817 weder durch die Beftätigung des Hezeffes 
oder bie Darauf geftüttte Verichtigung des Hyp.⸗B. ausgeſchloſſen wird, noch davon at- 
hängt, ob das Bedürfniß ber realen Subrepartition vor ober nad der Rezebeftätigung 
entftanben if. Es ift darüber ein Nachtragsrezeß aufzunehmen, und zu beftätigen. Ent- 
fpriht die von dem Eigenthümer beabftchtigte Theilung des Gefammtplans nicht der ide⸗ 
ellen Subrepartition, fo ift bie neue Eintheilung, als ein bei Gelegenheit ber Gemeinheits⸗ 
tbeilung zu orbnendes Nelengefhäft zu behanbeln. Auch Tiegt dabei der Auscinanderf.-Bch. 
bie Regulirung ber öffentl. Laften und Abgaben zufolge 88 ©. v. 3. Ian. 1845 0b.“ 
Siehe unter A. 11T. diefen $ und n. 18. dazu am Schluf. 


62. Nah dem IMR. v. 31. Mai 1889 (Ann. Bd. 23. S. 360) Tiegt den Aus: 
einanberf.-Beh. nicht die Kontrolle der Gerichte ob barliber, ob und inwieweit biefe bie 
Eintragungen, um bie fie reqwirirt find, bewirkt haben; wohl aber find die Auseinanberf.» 
Beh., wie IMR. v. 18. Dez. 1840 (BMBL. S. 479) ausführt, Ausfunft Seitens 
ber Gerichte über bie nach den abgefchloffenen Rezeſſen erfolgte Berichtigung ber Hyp.B. 
zu verlangen befugt. 


63. Die Auseinanberf.» Beh, find nicht befugt, wegen werloren gegangener Dokn⸗ 
mente über bie bupothefarifc eingetragenen zur Ablöfung gebrachten Berechtigungen, beren 
Beibringung zur Löſchung ber letzteren nach 88 5 bis 7 des G. v. 24. Mai 1853 (f. zu 
n. 60) erfordert wird, ein Präffufionsurtheil im Wege des Amortifationsverfahrens bei dem 
Prozeßrichter zu extrahiren; fie haben ſolches vielmehr der betreffenden Partei zu über 
laffen und folche dazu event. durch Borenthaltung ber Rezeßbeſtätigung reip. der Abfindung 
anzubalten, oder dem Gegentheil bie Klage zur Beichaffung oder Amortifation ber ver« 
mißten Dofumente zu überlaffen: fo LMR. v. 27. Febr. 1855 (BMBl. S. 37). Wird 
eine folche Klage angeftellt, fo fcheint biefelbe nah 8 7 h. 1. zur Kompetenz ber Ausein⸗ 
anberf..Beb. zu gehören. — Zur Köfchung abgelöfter Staats » Domanialrenten, fiskaliſcher 
Erbpachtgelder und anderer Grunbabgaben, Zinien, Zehni.n, Dienfle ꝛc. ift die Beibrin⸗ 
gung der Quittung ber Hauptverwaltung ber Staatsfchulden erforberlich ge 
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Dintragung ergeben, jene Behörden davon in Kenntniß zu ſetzen und benfelben 
deren Erledigung zu überlafien haben. 


Zu 8 203 der Berordn. 


[8. 68. In dringenden Fällen kann die Gen.-Komm. mit der uebezweiſung 
und Ausführung des Auseinanderſetzungsplans, ungeachtet des gegen ihre Ent⸗ 
ſcheidung noch — Rekurſes, vorgehen.] 


Zu 88. 206 und 207 der Verordn. 


8. 64. Auf Berlangen der Intereffenten joll das nad) $ 206 ber Verordn. 
v. 20. Juni 1817 zur Nieverlegung im lanbräthlichen Archiv beftimmte Erems- 
plar ver Karte, je nachdem die Auseinanverfegung in einer Stabtflur oder in 
einer Tandgemeinde vorkommt, dem Magiftrate over der Gutsherricheft und wenn 
piefe an dem Orte feinen Wohnfitz hat, dem am meiften zur Sache intereffiren- 
den Sheilnehmer ausgenntwortet und zur Einficht jeves Betheiligten bereit gehal⸗ 
ten werben. 


Zu 8. 209 der Berorbn. 
Zu SS. 26, 27 des Geſetzes. 


: 065. Der Regel nad) ift jeder Beſitzer eines Gutes nicht nur die wäh- 
rend ſeiner Beſitzzeit, —* auch die unter dem Vorbeſitzer aufgelaufenen Koſten 
der Auseinanderſetzung zu bezahlen ſchuldig. Ausnahmen von dieſer Regel fin⸗ 
den in der letzteren Beziehung ſtatt: 

a) wenn die Auseinanderſetzung bereits unter dem Vorbeſitzer mittelſt Beſtä⸗ 
tigung des Rezeſſes beendigt iſt, | 

b) wegen ber Koſten der unter dem Vorbeſitzer beendigten Prozeſſe. 


8. 66. Rückſichtlich der zu einer Konkursmaſſe gehörigen oder ſſonſt zur 
nothiwendigen Subhaftation geviehenen Güter find die Koften nur in fo fern, als 
fie nach der Eröffnung des Konkurſes oder des Liquidationsprozeſſes feſtgeſetzt 
find, zu ven Schulden zu rechnen, welche die Maſſe IT: fontrahirt hat; gleich» 
mäßig find diejenigen Koſten, melde nad) erfolgtem Zuſchlage feſtgeſetzt werben, 
zu benjenigen zu rechnen, für welche ver Käufer auflommen muß, beives jedoch 


— — 


mäß Nr. VII. BO. v. 17. Ian. 1820 wegen ber fünftigen Behandlung bes geſammten 
Stasteicufbeumeiene (8.-8. ©. 9). 


Diefer iſt aufgehoben durch 86 BD. v. 22. Nov. 1844. Nov. (A. XI). 


65. Nah IMR. v. 4. Aug. 1837 (Am. Bd. 21. S. 647) Tönuen auch bie bei 
den Lanbrathämtern aufbewahrten Reinkarten von ben bereit ausgeführten Auseinanber: 
ſeug den Parteien verabfolgt werden. 


66. Beim Erlaß der BO. v. 30. Juni 1834 galt bereits bie BO. v. 4. März ej. 
iiber den Subhaft.- und Kaufgelver-Liquid.-Prozeß. Durch 8 22 der lekteren find aber bie 
88 2—50 AGD. I. 51 über ven Kaufgelver-Liquid. Prozeß aufgehoben. Es kann 
alfo unter dem im 8 66 h. I. erwähnten — uid.⸗Prozeß nur dasjenige Ver⸗ 
fahren verſtanden werben, welches an Stelle dieſes früheren ſchon durch die BO. vom 
4. März 1884 getreten war, und folgerecht ift an Stelle ver im $ 66 h. 1. gebachten 
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nur dann, wenn die Auseinanverfeßung vor Eröffnung des Konkurfes ober Li⸗ 
No nit geihlf und reſp. vor dem Zuſchlage durch Beflätigung bes Rezeſſes 


noch nicht geichloffen ift. 
. Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfehrift und beigebrudtem 
Königl. Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 30. Juni 1834. 
Friedrich Wilhelm. 
Frh. v. Brenn. Mühler. 


Eröffnung des Kaufgelder⸗Liquid.⸗Proz. der Tag ber Eröffnung der Subhaſtation 
oder der frühere der Einleitung der Sequeftration manfgebend. Die ver 
biefem Tage feftgejehten Koſten trägt ber Eigenthümer bes Grundſtücks, bie nach bemiel: 
ben feftgejetten die Maſſe. So OT. Entſch. Bd. 22. ©. 91. 
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Verordnung vom 22. Nov. 1844, 


betr. ven Gefchäftsgang und den Inſtanzenzug bei ven 
Yuseinanderfekungs- -Behörven. 


[G.S. 1845. ©, 19. Nr. 2033) 


Dir Frievrih Wilhelm zc. zc. verordnen zur Verbeſſerung des Gefchäfts- 
ganges und Inſtan enzuges bei ben Auseinanberfekun Shehörvden, auf den Antrag 
Unfers Staniöminifierums, für diejenigen Landestheile, im denen bie Berorbn. 
v. 20. Juni 1817 und 30, Juni 1834 Geſe Haie haben, was folgt: 

Beftimmungen in Anfehung: 
1) der erften 
.1. Jede Generalkommiſſion und —8* Vyyruchtollegium für landwirth⸗ 
* Angelegenheiten Bra ap bed Dirigenten, aus mindeſtens fünf 
Mitgliedern befiehen, deren Mehrzahl zum Richteramte qualifizirt fein muß. 

8.2. Jedes Mitglien — eneral⸗Komm. und Spruchkollegien bat bei 
ben Berathungen, ohne Unterfhien des Gegenſtandes, eine entſcheidende Stimme. 
Die biöherige Beſchränkung des Stimmrechts ber Ober » Kommiffarien und tech⸗ 
niſchen Mitglieder wird hierdurch aufgehoben. 

————— ſteht ein Stimmrecht nur in den von ihnen bearbeite⸗ 
ten Sen zu; body ift der Miniſter des Innern befugt, denjenigen Hülfsarbei- 
tern, welche die vorſchriftsmäßige techniſche Qualifikation erworben haben, ein vol- 
les Stimmredht beizulegen. 


Im Allgemeinen. 
1. Ueber ven Zuſammenhang ber obigen BO. mit den früheren das Verfahren res 
Be Geſ. ſ. n.1 3u A. VIII, wo auch ihr Geltungsbereich angegeben ifl. 


2. Hiezu f.n.4 zu 82 BO. v. 20. Juni 1817 (A. VIII.) 


8. * 
Hierdurch iſt die beſchränkende Beſtimmung in $ 4 Ausführ.⸗G. v. 7. Juni 

1891 (4. IX.) aufgehoben. Durch $2 der A. K.⸗O. v. 15. Mär 1834 (1. in 
Beilage J. 1. zu A. VIIL bis XL) waren nur in Betreff ber fälle, wo wegen unge- 
höriger Befegung bes Gerichts die Nichtigkeitsbeſchwerde zugelaffen ift, bie ben Gen.Komm. 
beigegebenen Mitglieder aus der Klaſſe der Berwaltungsbeamten unb die ökon. Ted» 
niler, welde an ber Entſcheidung ehe genommen haben, dem richterlichen 
Beamten gleichgeftellt, ohne daß 8 4 a. a. D. abgeändert worben war]. 

Greiff, Gel. üb. Land.-Kult. u. laudw. Bol. 29 
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8. 3. Gi nah 8 5 der Verordn. wegen Vereinigung ber Gen. - Komm. 
zu Königsberg und Marienwerber mit ben Regierungen der Provinz Preußen 
vom 30. Juni 1834 in den genannten beiden Stäbten errichteten Juſtizdeputa⸗ 
tionen gplen aufgelöft und ftatt ihrer foll bei jever der Regierungen zu Königs- 
berg, Marienwerber, Gumbinnen und Danzig ein Spratonegenn errichtet wer⸗ 
den, dem in erſter Inſtanz die Entſcheidung aller Streitigkeiten in den zum 
Reſſort der Auseinanderſetzungsbehörde gehörigen Sachen zuſteht, und zwar ohne 
Unterſchied ſowohl des Gegenſtandes des Streits als des hinſichtlich deſſelben iu 
der höheren Inſtanz zuläffigen Rechtsmittels. 

Dieſe Kollegien find aus denjenigen Beamten, welche bei den genannten Re⸗ 

ierungen die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten bearbeiten, und, ſoweit a 

gänzung der nad 8 1 erforverlichen Zahl nöthig ift, aus den übrigen Mit⸗ 
liebern der betreffenden Regierung und denen des am Orte befinvlichen Ober- 
Sandeögeri t8 oder Land⸗ und Stadtgerichts, zufammenzufegen. 

Die Beftimmnngen über diefe Ergänzung, ſowie über die Ernenmmg ver 
Dirigenten der Spruchkollegien, find von den Miniftern der Juſtiz und des In⸗ 
nern gemeinfchaftlich zu treffen. Eben fo wird von benfelben der Zeitpunkt, mit 
welchem dieſe Spruchlollegien anftatt der aufzuldfenden Juſtiz⸗Deputationen im 
Wirkſamkeit treten, beftimmt und durch die Amtsblätter befannt gemacht werben. 

. 4 Die Gen.» Kommilfionen und Spruchkollegien haben ihre Definitio- 
Entſcheidungen fortan in der für richterlihe Erkenntniſſe vorgefchriebeien Form 
abzufaſſen. Zur Gültigkeit verfelben ift die Theilnahme von wenigften® drei 
ſtimmberechtigten Mitgliedern erforberlich. 

$.5. In Anfebung ver bei Auseinanverfeßungen vorkommenden Streitig- 


8. 8. 

4. Die hiernach nen errichteten 4 Spruchlollegien find mit dem 1. Oktober 
1845 in Wirkfamteit getreten: f. J.u. IIMBekanntmachung v. 31. Juli 1845 (BRBL 
S. 24l). Außerdem befanden Damals ſchon ein Spruchkollegium in Frank— 
furt a. b. O. für ven Bezirk der dortigen Reg. - Abtb. gemäß BO. v. 27. Juni 1840 
ff. n.2. lit. b. zu A. VIII) und eins in Koblenz für ben Bezirk der bortigen Regie 
rung gemäß ©. v. 4. Inli 1840 [f. a. a. O. lit. n.] und fpäter iſt noch eingerichtet 
n in Siom aripsen für die Hohenzollernſchen Lande gemäß G. v. 28. Dat 1860 

. a. a. O. lit. o.]. 


5. Nah 8 24 BO. v. 14. Dez. 1833 (G.⸗S. S. 302) müſſen aus den Aufferti⸗ 
gungen ber von kollegialifchen Gerichten in I. unb IL Inſtanz abgefaßten Erfenntniffe bie 
amen ber Richter erfichtlich fein: f. hiezu Inſtr. v. 7. April 1889 (G.⸗S. ©. 183) 
unter Nr. 45. — Nah 833 VO. v. 2. Ian. 1849 (G.S. ©. 1), betr. bie Organiſa 
tion ber Gerichtsbehörben, find die Urtheile in der Art auszufertigen, daß fle in ber 
Ueberfchrift die Worte: Im Namen bes Königs, ſodaun bie Aufführung der Bar- 
teien und bie Bezeichnung des erkennenden Gerichts enthalten; außerdem ift bie Beflim- 
mung bes 824 a. a. D. wiederholt. — Durch LMR. v. 25. Mai 1849 (BMU. ©. 
99) find die Auseinanderf. - Beh. zur Beobachtung biefer Form angewieſen. Siehe audı 
Art. 86 der Berfaffungsurkunde v. 81. Ian. 1850 (G.S. S. 17). — Nah ASO.I. 
13, 8 44, welcher noch fortbefteht, ift das Originalevten nei von allen beim Bortrage der 
Sache auweſend geweſenen, im Tenor ber Ansf. nambaft gemachten Botanten zu unter 
zeichnen; in wichtigeren und weitläuftigeren Sachen genligt aber, fobalb förmlich referirt 
worben, die Bollziehung des auf der Relation zu vermerkenden Konflufume, welches als⸗ 
a ber Relation bei den Alten bleibt: fo IMW. v. 14. Dez. 1842 (WBMEL 


8.5, 
6. Hiezu f. 836 BO. v. 30. Juni 1834 (A,X.) und n. dazu. — Nach dem in 
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keiten über — Nutzungs⸗ und Berwaltungsverhältnifie verbleibt es bei ben 
es 8 36 der Verordn. vom: 30. Juni 1834, nach welcher interimi⸗ 
ſtiſche —— über Steeitigleiten dieſer Art auch von den Spezial-Rom- 
miffarien getroffen werben könn 
Dagegen ſoll über ——— — wegen Gegenftänbe anderer Art wicht mehr, 
wie es ber 8 154 der Verordn. v. 20. Juni 1817 geftattete, durch die Spezial 
fommifferien entſchieden werden. 
Gegen die von den Letzteren nach $ 36 der Verordn. vom 80. Juni 1834 
etroffenen interimiftiichen Entſcheidungen ift ber Rekurs an die Gen.- Kommif- 
Sonen oder Spruchkollegien, außerdem aber Fein ferneres Rechtsmittel zuläffig. 


8. 6. Die General-Kommiffionen umd Spruchkollegien find befugt, indem 
fie pl efaufegene eines Gegenſtandes der Auseinanderjegung erkennen, dabei 
zugleich feſtzuſetzen: 

daß dieſe Ausführung, ungeachtet des gegen das Erkenntniß etwa einzu⸗ 
wendenden Rechtsmittels, ſtattfinde. 
—* ſolche Feſtſetzung kann aber nur bann gefchehen, wenn aus den Umſtänden 
ellet, 


a. daß aus einem längeren Aufſchub der Ausführen run, für die Partei, welche 
u Wir ein erheblicher und überwiegender Nachtheil erwachfen würde, 
und zugl 
. daß —* © ei für den ihr aus ber früheren Ausführung entfteben- 
den Nach —* tſchädigung gewährt werden kann. 

Die Auseinanberfegungabehörbe bat —* wenn in Gemãßheit einer ſolchen Feſt⸗ 
ſetzung die Ausführung noch vor Entſcheidung zweiter Inſianz erfolgt, zu erör⸗ 
tern und zu den Alten ihr Gutachten abzugeben: 


ob und in wie weit eine Abänverung des durch die Ausführung begrün- 
beten Zuftandes ohne überwiegende Nachtheile noch zuläffig ift? 


bamit bie Spruchbehörbe zweiter Inſtanz hiernach ihre Entſcheiduug treffen könne. 
Der $ 63 der Verorbnung vom 30. Juni 1834 wirb aufgehoben umb ber 
203 der Verordn. v. 20. Juni 1817 dem Vorftehenven gemäß abgeändert. 


— — nn — — — — — — 


J 5 h. 1. ct. LMR. v. 25. Mai 1849 ſollen auch bie interimiſtiſchen Entiäeibun en 
Speziallommiſſarien „im Namen bes Könige” ug ausgefertigt werben. — Weitere 
—— find in Betr. des Rekurſes gegen bie interimiſtiſchen Entſcheidungen nicht er⸗ 

Die Beſtimmungen wegen bed Rekurſes gegen Bagatellerkenntniffe find baranf 
Hr re anmwenbbar, fofern nicht ein Bagatellobjelt vorliegt. 


8. 6. 
7. Dieſer 8 iſt an bie Stell bes lebten Sa ag⸗ des 8 203 BO. v. 20. Juni 1817 
(A. VIE.) getreten. — Die Gen.-Komm. (oder Spruchkollegien) find bei dem Vorhan⸗ 
denſein ber im 86 h. 1. unter a. und b. vorgefchriebenen Bedingungen nicht nur bes 
fugt, auf bie Ausführung eines Anseinanberf.- Plans, der bereits fefifteht, vor dem Ab- 
hola * u erkennen und das Erkenntniß fofort in Vollzug zu ſetzen, ſondern 

neu mit bem über den noch ftreitigen Plan zu verbinden und auch 
ein Fee Erkenutniß in Vollzug zu bringen, wenn gleich gegen beiberlei Beftimmungen 
das Rechtsmittel ber Abpellation. eingelegt wird: fo ImR. v. 14. März 1846 (Koch 
Agrargel. zn 3 68 BO, v. 80 50. Sunt 1834 834, 8. u. v. R. 1. ©. 664). _ Der verlepte Sak 
bes 56 hu 1. Ipriht von ber Earth der Spruchbehörde II. Inſtanz in Fällen ber 

m I Mm erfannten Ausfil Sermit flieht in Verbindung ber 8 204 BO. v 

20. 1817 (A. VII), ae uuveränbert gilt, * 
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| 2) der zweiten Inflanz; 

8.7. Die zu den Entſcheidungen zweiter Inflanz in den Auseinander⸗ 
ſetzungs⸗Sachen jetzt zu Berlin, Königsberg, Marienwerber, Stettin, Magbeburg, 
Breslau, Münfter und Poſen beftehenden Revifionstollegien jollen aufgelöft wer- 
den, und fänmtliche venjelben bisher aufgetragene —* — auf ein für die ganze 
Monarchie zu errichtennes ' 

„Revifionskollegium für Landeskulturfachen“ 
übergeben. Den Zeitpunkt biefer Beränverung haben die Mmifter ver Juſtiz und 
bes ern zu beftimmen und burd) die Amtshlätter bekannt zu machen. 

8.8. Das Revifionstollegium für Landeskulturſachen fol and einem Prä- 
fiventen und mindeften® acht Mitgliedern beftehen. er Präftvent und ſämmt⸗ 
liche Mitgliever müſſen mit der Ianbwirtbichaftlichen Gewerbslehre vertrat, und 
die Mehrzahl verfelben muß zum höheren Richteramte qualifizirt fein. 

Sowohl der Präfivent als die Mitglieder werben won Uns ernamnt. 
auf den Vorſchlag des Staatsminifteriums, Lebtere auf den Vorſchlag ver Mi- 
nifter der Juſtiz und des Innern. Diefe Minifter Können. indeffen gemeinfchaft- 
lid) das Kollegium, im Fall eines vorübergehenden Bedürfniffes, durch ſolche 
Dane verftärken, welche die für die Mitglieder erforberlihe Qualifikation 
befigen. 

8.9. Jedes Mitglied des Neviftonskollegiums hat bei ven Berathungen 
ohne Unterfchien des Öegenftanbeg, eine entſcheidende Stimme; ein Gleiches gilt 
von den nad) 58. dem Kollegium zugeorbneten Hülfsarbeitern. Die Stimme 
des Borfigenden giebt bei Stimmengleichheit den Ausſchlag. 


un — — — 


88. 7 bis 9. 

8. Das RE. f. LRS. iſt mit dem 1. Okt. 1845 in Wirkſamkeit getreten lant 
J.u. IIMBekanntmachung v. 31. Juli 1845 (8MBl. ©. 241). Anger feiner Guntion 
als Gerichtshof zweiter Inflanz in allen Auseinanberj.-Streitfaden (8 14 h. 1.) find 
ibm duch aubere ©. noch folgende Entſcheidungen übertragen: 

a. in einziger Salanz über bie gewerbliche Natur ver auf Müblengrunbftüden 
haftenden Abgaben nah 83 ©. v. 11. März 1850 (A. IV. 2.), 

b. bie endgültige Enticheibung auf den Rekurs ber Mitglieber ber Kommiſfionen 
as ey > Normalpreije und Normalmarktorte nach $ 67 Ablöf.-&. v. 2. März 

. IV. 4.), 

c. bie Entſcheidungen II. und letzter Inſtanz Über bie Entſchädigungen in 
Bewälferungs-Provolationsfahen nah 847 ©. v. 28. Febr. 1843 (8.5. ©. 41). 
und VO. v. 9. Ian. 1845 (G.⸗S. ©. 35) — f. unter B. I. —, fo wit $ 28 der Wiefen- 
O. v. 28, Oft, 1846 für den Kreis Siegen (G.S. ©. 493) und in bem Expropria⸗ 
tionsverfahren der Be- und Entmäfferungs-Genofjenfhaften, in deren Statuten 
meift auf bie 88 45 bis 51 bes ©. v. 28. Febr. 1843 hingewieſen ift, endlich in bem 
ähnlichen Berfahren nach 8 I den Fifchereiorbnungen für bie Provinz Poſen und fir 
on nengewäfler ber Provinz Preußen, beive vom 7. März 1845 (G.⸗S. ©. 109 unb 

15), 

d. als Disciplinargericht fiir feine Mitglieder ınit Ausnahme des Prüftbenten 
und für alle Mitglieder ber Generallommifjtonen und landw. Regierungsabth. nach 86 18 
Nr. 3, 65 Nr. 1 und 66 des ©. v. 7. Mai 1851, betr. die Dienftvergehen ber Richter xc. 
(8.6. S. 218). — Wegen der Form ber Enticheivungen des HE. f. LES. gilt das in 
n. 5. Bemerkte ebenfalls. — In Betreff der Ausfertigung ber Erlenntniffe finb bie 
Reviſ.⸗Koll. duch IMR. v. 9. Sept. 1840 (BMBL. S. 395) angewiefen, bie Beſtim⸗ 
mung ber Inſtr. v. 7. April 1839 (G.S. S. 1383) unter Nr. 47 zur beobachten, wonach 
jedes Gericht, welches ein abgefahtes Erkenntniß an eine andere Gerichtsbehörbe zur Publi⸗ 
lation fendet, außer dem zu ben Alten biefer Gerichtsbehörbe etwa beflimmten. Cremplare 
die erforberlichen Xusfertigungen und Abſchriften des Erkennmiſſes für bie Parteien und 
deren Mandatarien ſämmilich verfiegelt dem Ueberſendungsſchreiben beizufügen bat. 
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8.10. Dem Reviſionskollegium fteht in derjelben Art und Aus dehnung, 
wie den Gen. » Komm. und Spruchkollegien .erfter Inftanz, über alle zu feiner 
Kognition gelangenve landwirthſchaftliche Gegenftände em ſelbſtſtändiges Urtheil 
a" wobei daſſelbe die Gutachten der vernommenen Sachverftändigen nur nad 

eßgobe der darüber beſtehenden allgemeinen Grundſätze zu beachten bat. 
e 8 31 der Beroron. vom 20. Imi 1817 und der $ 14 der Berorbn. 
v. 80. Yımi 1834 treten mit dem Zeitpunkt, wo das Revifions - Kollegium feine 
Wirkſamkeit begin, außer Anwenbung. 

8. 11. a8 Reoifionstollegium hat in Anfehung der abenehmung der 
Landespolizeilihen und ſtaatswirthſchaftlichen Intereſſen gleiche Befugniſſe und 
Berpflichtiungen wie die General - Kommiffionen. Daflelbe bat vagegen bie auf 
Das Vermögen der Korporationen und öffentlichen Anftalten ſich beziehenden Rechte, 


88. 11 u. 12. 

9. Die Motive aus den Vorverhanbfungen zu diefen 88 f. in Lin.v. R. II. b. ©. 

437 gu I vaue folgenbes Wefentlichfte hervorzuheben: 
um $. 11. 

Die Erweiterung des äufßeren Berufsfreifes des Appellationsgerichts bebingt von ſelbſt 
die Ausbehnung feiner inneren Kompetenz auf die Wahrnehmung der öffentlichen Inter- 
effen bes Staats, hinſichtlich der Ianbespolizeilichen Gegenſtände (nach $ 43. der BO. 
v. 20. Juni 1817), fowie des finatswirtbichaftlichen, beziehungsweiſe Landeskultur⸗In⸗ 
tereſſes (nah 8 9. Des Ausführ.-©. v. 7. Zuni 1821), bei jeinen Berathungen und 
Entiepeibungen. Diefe Intereffen kommen vorzugsweiſe bei denjenigen Gegenſtänden 
zur Sprache, welche bisher in den Rekursweg an das Min. des 3. gewiejen waren. 

Während die Gen.-Kommiffionen mit der felbfifländigen Wahrnehmung jener öffent- 
lichen Intereſſen beauftragt find (84. Nr. 2., 8515. u. 43. der BO. v. 20. Juni 
1817, ingleiyen 8 9. des Ausflihr.-G. v. 7. Juni 1821), ihnen ein eigenes Arbitrium 
darüber und bei Kollifion verjelben mit ber Willtühr und ben Intereffen der Privaten 
(nad 88 164., 173. der BO. v. 20. Juni 1817 und $ 3%: ber BO. v. 30. Juni 
1834) eine vermittelnde Entſcheidung nach eigenem Urtheil zugeſtanden iſt, ſetzt ba- 
gegen der 8 102. des Anh. zur AGO. in Bezug auf vie orbentlichen Juſtizbehörden 
fett: „baß wenn in Prozeſſen zwiſchen Privatperjonen Gegenflände und Rechtsfragen zur 
Sprache kommen, weldhe auf Prinzipien der Landesverfaſſ ung, Staatswirthſchaft, Bot ei⸗ 
uud Gewerbkunde Einfluß haben und durch Mare Geſetze nicht beſtimmt find, bie Ge⸗ 
richte Über dergleichen Gegenſtände ober Nechtsfragen vor Abfaffung des Erkenntniſſes 
ein Gutachten von ver Regierung einholen und ſich danach als na einem konjultativen 
Botum achten. müfien.“ 

Uebereinſtimmend mit ver Kompetenz umb ben obigen Obliegenheiten der Spruchbe- 
Hörde erſter Inſtanz und bes Rekursrichtess — des Min. d. 5. — muß dem allge- 
meinen Reviflons - Ko für ERS. auch bei feinen Berathungen und Enticheibungen 
die Sorge dafiir zur Pflicht gemacht werben: 

1) daß öffentliche Laſten unb Abgaben gehörig vertheilt und ſichergeſtellt, 

2) die bäuerlichen Höfe zum vollen und freien Cigenthum mit feinen deſſen Natur 
und Nutzbarkeit, ingleichen deren Theilbarleit beeinträchtigenden Einſchränkungen 
und Laften übergeben, Feine unzuläffige Dienfte und unfirirte Landemien unb Zehn- 
ten unb keine die perfänliche Freiheit beſchränkenden Laften feftgefetzt, 

3) daß die Planlagen in landwirthſchaftlicher Beziehung möglichſt zwedimäßig und voll- 
kommen ansgewiejen 

4) daß das Gemeinbevermögen nicht in Eigenthum ber Privaten übergehe. 

Es erſcheint ferner volllommen zuläffig, daß bei vorlommenden geſetzwidrigen Berab- 
redungen ber Parteien mittelſt Reſoluts ein anderweites Ablommen vermittelt, event. in 

i bes. 8 9. des Ausführ.-Gef. v. 7. Juni 1821, 8 164. der BO. v. 20. Juni 
1817 und $ 38. der BO, v. 30. Juni 1834 darüber durch Erkenntniß bes Rediſions⸗ 
Kollegii beflimmt werde. IM ferner wegen ber öffentlichen Bekanntuachung ober’ ber 
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beögleichen vie dem Staate zuftehenven Patronatsrechte nicht von —S 
wegen wahrzunehmen, ſondern dieſes den betreffenden —— Bahr om 
überlaffen und Letzteren nur, wo es auf die Wahrnehmung folcher te an 
fommt, Pchrigt zu geben. 

81 Bei Bedenken über die Entſcheidung ſolcher Gegenſtände, meldk 
—— —* oder ſtaatswirthſchaftliche Intereſſen berühren, z. B. wenn 
ſich um eilung oder Sicherftellung von Steuern, Sozietäts⸗ ober — 
nal-Abgaben und Laſten, um Deränderun oder Unterhaltung von Landſtraßen, 
Öffentlichen Flüſſen und deren Ufer, um Bertheilung von Korporationd- und Ge⸗ 


Vorladung entfernter Theilnehmer nach 88 11. seq. bes Ausführ.-G. v. 7. Juni 1821 
. und 88 23. uub 24. der BD. v. 30. Juni 1834 etwas überfehen, oben bie Eutichei- 
bung liber ben —— —58 abhängig werde, fo verſteht fig bie —— 


2) Zum 8. 12. 

Es können aber Fälle vorkommen, wo das Resiflons-Rollegiuum bei obwaltenben er- 
beblichen Bedenlen über Berabredungen ber Intereſſen und Feſtſetzungen bes Sprud- 
Kollegit erſter Inftanz in Betreff ſtaatsrechtlicher und laudespolizeilicher Gegenflänbe, — 
auf bie ordentliche Berwaltungsbehörbe zurüdgehen und das Sentiment ber 

ngen ober des hetreffenden Miniſterii einzuholen Veranlaſſung Fr Di 

ven vorzugstoeile ſolche Fälle, bei melden es ſich um bie Beobachtung ber Laubee- 
gen von nach Inhalt ber RD. 0.4 Dez. 1831 nebft Bericht des Gtaatsminifterüi 
v. 16. Rob. ej. anni handelt, bei denen ohnehin verfafjungsmäßig neben ber Ausein⸗ 
anberfegungs- eine anbere Provinzial » Berwaltungsbehörbe Tonkurrirt, als: Sertheilung 
und Sicerftellung der Grundſteuern unb anderer Laften und Abgaben von Bffentlichen 
Charakter, Dispofitionen und Feſtſetzungen über Veränderungen in ber Richtung und ix 
ber Unterhaltungsverbinblichleit von Heer- und hen, besgleichen Öffentlicher Ströme 
mb Flüffe, wenn über deren Benugung zu Bemwäfferungs - Anlagen, über —— 
derſelben, Uferbauten und dergl. im — der —— und gwegmãßigten ber 
Separationspläne, unter ben Theilnehmern der Auseinanberfegung paciszirt fein ſollte; 
enblich wenn bei unzweifelhaft feftgeftellter Eigenfchaft des Theilungsobjefts, ale Gemeinde 
vermögens, ober bei abgeſchloſſenen Vergleichen über deſſen Theilbarkeit bie Art und 
Zeile der Entihäbigung oder Sicherſtellung der Korporation ans bem Gefichtspuntie 

des Gemeinde⸗Haushalts zweifelhaft erfcheint; wogegen Streitigkeiten zwifchen den Ber- 
tretern der Korporation und ben bilrgerlichen Grunbbefigern und anderen Privaten über 
bie Natur bes Theilungsobjefts, ob daffelbe Gemeinbe- oder Privatvermögen jei? unbe 
bingt zur felbfifländigen Entfcpeibung des Reviſions⸗Kollegii gehören. 

Gür die oben gebachten Fälle bietet ſich als analoge Rechtsnorm ber $ 102. bes Anh. 
zur AGO. an. So wenig es bie Umnparteilichkeit und Unabhängigkeit der orbentlichen 
Gerichte beeinträchtigt, daß fie nad) dem Gutachten ber Verwaltungs - Juſtanz zu 
richten haben, fo wenig gilt Dies bezüglich des Reviſions⸗Kollegii. Dies bat —* 
in den beftimmten Vorſchriften ber $5 164. und 165. der BO, v. 20. Juni 1817 und 
bes 8 38. ber BO. v. 30. Juni 1834 ein geſetzliches Kustunfteimitte, um bie Verträge 
der ‚Barteien mit den Anforberungen bes Fenitichen und Ianbespoligeilichen Jutereſſes, 
nämlich dadurch zu vermitteln, daß vemjenigen, welcher 3. B. verabredetermanßen weni⸗ 
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meinbevermögen handelt, bleibt es dem Ermeſſen des Rentfionslollegimms über⸗ 
laſſen, zuvor, nad) Anleitung des $ 10238des Anh. zur U Ger.O., ein Gutach⸗ 
ten ber betreffenden Berwaltungsbehörve einzuholen. 


5. 13. Berichtigungen und Ergänzungen der Inſtruktion können auch in 
weiter Inflanz von der Spruchbehörve auf den mündlichen Vortrag eines. Re⸗ 
erenten angeorbnet werden. - 


. $. 14. Bon dem Zeitpunfte ab, mit welchem das nach 8 7 zu errichtende 
Revifionskollegium in Wirkſamkeit tritt, ſoll das gegen Erkenntniſſe der Oeneral- 
Kommiffionen und Spruckollegien bisher zuläffig geweſene Rechtsmittel des Re- 
kurſes an das Minifterium des Innern nicht ferner Statt finden; vielmehr find 


— — — — — 


ger Steuern als gerruc zuläffig übernommen hätte, für bie von Amtswegen, nach dem 

Sentiment der höheren und höchſten Bermaltungs-Inftanz, verfügte Mehrübernahme eine 

Sdenthhäbigung tn Kapital oder Rente Seitens der anbern Partet gewährt und zuer⸗ 

t wid. 
8. 14 erſter Abſatz. 
10. Zu bf. 8 und ben folg. ſ. n. 94 bis 101 zu BO. v. 20. Juni 1817 (A. VIIL) 

— „Nach Maafgabe bes Gegenſtandes“ find durch Art. 1 ber Deklaration v. 
6. April 1839 (G.⸗S. S. 126) unter Nr. 2. als Bagatellſachen bezeichnet „alle Brogeffe, 
deren degenftand nad Gelb zu ſchätzen iſt und 50 Thaler nicht überſteigt,“ 
und ift weiter angeorbnet, daß in biefen Bagatelljagen fortan feine Appellation, 
fondern außer dem Rechtsmittel der Reftitution gegen Kontuntazialenticheidungen nur der 
Relurs an bie höhere Inſtanz, fowol gegen Erfenntuiffe, ala gegen Agnitione- und Pu: 
vififetionsrefolutionen nah ben Beitimmungen ber PBroz.-O. Tit. 26 $ 18, der K. O. 
v. 8. Aug. 1832 (G.S. S. 199) und ber BO. v 5. Mai 1888 88 7 u. 10 (&.-©. 
©. 273) — abgedrudt als Beilage O.1. zu A. VIII. bis XL. — flattfindet, aber 
dahin erweitert wird, daß er „in allen Yällen zuläffig fein joll, wenn das Urtheil einen 
Rechtsgrundſatz verletst, er möge auf einer ausdrücklichen Vorfchrift des Gef, beruhen ober 
aus dem Sinne und Zuſammenhange ber Geſetze hervorgehen, oder wenn daſſelbe einen 
ſolchen Grundſatz in Fällen, wofür er nicht beſtimmt iſt, in Anwendung bringt” — und 
unter Nr. 3., daß „wegen unrichtiger Entſcheidung bes Koſtenpunkts, werin in ber 
Hauptiſache kein Rechtsmittel zuläſſig iſt oder ein elegt wird, gegen Erlenntniffe erfier, 
nicht aber zweiter Inftanz ber Rekurs Aattfinbet und hierbei daB unter 2. vorge⸗ 
föhriebene Verfahren in Anwendung kommt.” 
. 4. Betr. der Berechnung des Werthe des Streitgegenftandes in Ei» 
vilsPBrozeffen, fofern er „auf bie Zulaſſung von Necdhtsmitteln” u. ſ. w. von Einfluß 
tft, iſt maaßgebend die BO. v. 21. Juli 1 (8.8. ©. 297) — abgevrudt als Bei⸗ 
lage H. zu A. VIII. bis XL — Durch bie Dekl. v. 26. Aug. 1825 (G.S. S. 223) 
umd bie A. K.⸗O. vom 9. April 1836 (G.⸗S. S.172) war ſchon filr alle bie Gen.⸗ 
Komm. und landw. Reg.» Abth. übertragenen Auseinanderfegungen ohne Unterfchieb bes 
Gegenſtandes, beflimmt, daß „bie nung des Streitgegenftanbes bei ber ber 
Auläffigkeit der Appellationen und Revifionen nach dem Gefammtbetrage aller Lei⸗ 
ungen der mehreren Theiluehmer, welche den Gegenſtaud der Appella- 
tions oder ReviſBeſchwerden ausmachen, zugelegt werben ſoll, wie jekt 
allgemein nah 8 10 d. BO. v. 21. Juli 1843. — Das ©. v. 10. Mai 1851 (©. 
©. 622 fg.) enthält in 88 11 fg. nur Beſtimmungen über die Berechnung des Werths 
bes Streitgegenflandes Behufs des Aufates und der Erhebung der Gerichts⸗ 
Loften u. vie BD. v. 21- Juli 1843 ift daneben in Gültigkeit geblieben, ſo weit es ni ht 
auf ben Koftenpuntt anfommt (f. IzMJuſtr. v. 10. Sept. 1851: IMDB. ©. 121). 

n 8 4 und 7 Rr. 1 der gedachten BO. v. 21. Juli 1843 vgl. DE. Präj. 2470 

. 86.26 ©. 359, wonach bei Leiftungen, deren Werth fih nur nach jährlichen 

Durchſchnitten beftunmen läßt, nur der Jahresbetrag nad den Ablöfungs-D. zu ver: 
auichlagen, der Kapitalwerth aber nach & 4 a. a. O. 25 over 124fach zu berechnen ifl. 
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alsdannrauch Diejenigen Befchwerben ver Parteien, über weldye jest von bem ge: 
dachten Miniftertant im Rekursverfahren zu entſcheiden ift, nach Maaßgabe ihres 
Gegenftanves, im Wege entweber ber Appellation, oder des im L Wr. 2 
und 3 der Deklaration von 6. April 1839 beftimmten Rekurſes und zwar ftets 
durch Entſcheidung des gſienetouegium zu erledigen. 

Im Uebrigen verbleiben dem Miniſterium des Imern alle bisherige aus 
dem Aufſichtsrechte über die Auseinanderſetzungsbehörden herfließende Befugniſſe. 

8. 415. Wer ſich durch ein Erkenntniß erſter Inſtanz, welches die Landab⸗ 
findung oder andere in Naturalobjekten beſtimmte Aus Veihumgöpntte mb Bor- 
behalte des Auseinanderſetzungsplans oder den Zeitpunkt ver Ausführung betrifft, 
für verletzt Hält, kann zwar auch ferner feine Beſchwerden und Anträge, entwe⸗ 
ber af Abänderung diefer Feſtſetzungen over ‚allem auf eine Entſchädigung in 
Kapital over Rente richten, ingleichen beiverlei Anträge alternativ und eventuell 


12. Bezüglich des Rekurſes in Bagatellfadden, bie zur Kompetenz bes Rev. 
Kol. f. LKS. gehören, hat daffelbe folgende Grunbfäge angenommen: 

a. Diefer Relurs hat bie Natur eines wirklichen, der Nichtigleitsbeſchwerde Khnfichen 
Rechtsmittels. 

b, Nah A. K.O. vom 8. Aug. 1832 Nr. 2 muß ein wirklich fubfantiirtes 
Rekursgefuch innerhalb der gejetl. Notbfrift angebracht werben, 

c. Diefe Notbfrift iſt durch BO, vom 5. Mai 1838 auf 6 Trefp. 12 Wochen (j. n. 
96 zu 8176 BD. v. 20. Juni 1817]) beſtimmt, umd der Rekurs muß nah BO. vom 
21. Zuli 1843 (Beilage C.2. zu A. VOIL— XI.) bei der Gen. Komm. ober landw. Reg.: 
Abth. angebracht werben. Diefe haben nur in Betr. des Gegenftanbes und ber Friſt bee 
Auläffigleit des Rekurſes zu beurtbeilen, in allen Üübrigen Beziehungen aber die weitere 
Behandlung bem II. Richter zu Überlaffen. Letzterer ift aber nicht berechtigt, auf vie erſt 
nah Ablauf der Nothfriſt angebrachten Rechtfertigungsgrlinbe einzugehen. 

d. Das Rechtsmittel des Bagatellrekurſes ift alfo nur Dann gemahrt, wenn es im ber 
Nothfriſt bei der Gen.-Komm. o. Neg.-Abth. gerechtfertigt wird, 

e. Der Koftenpuntt in ſolchen Rekursſachen ift nach den Vorſchriften filr Nichtigfeite- 
bejchwerben ($ 18 BO. v. 14. Dec. 1833) zu enticheidven. Siehe 3. Bd. 6. S. 150 1. 

. Die Bezeihnung des Rechtsmittels durch die Partei ift für bie Wahrung 
befjelben und das weitere Verfahren gleichgilltig und unerheblich: fo J.u.Ig MR. v. 24. 
Ott. 1840 (VMBL ©. 480) u. RE. Präj.-Samml. ©. 14 Nr. 6. — Wenn Appella- 
tion und Rekurs konkurriren, fo daß fie beide Aber mehrere aus einer und demſel⸗ 
ben Gefchäfte hervorgegangenen Streitpunkte zufammentveffen, fo zieht bie Appellation 
ben Relurs nad fi gemäß A. K.O. v. 23. Nov. 1839 (GG.S. S. 336) unb dem darin 
eit. Art, 4 Dec. v. 6. April 1839. 

$. 14 weiter Abſatz. 

14. Nah dieſer Beſtimmung gehören alle Beſchwerden "Über das Verfahren ber 
-Auseinanberf.-Beb. und Verfügungen derſ. — ſowol materielle als formelle — an das 
Min. des Innern, jetzt das Min. für die landw. Aug. Nur die Beſchwerden über 
Zurüdweifung ber Rechtsmittel der Reviſion oder Nichtigkeitsbeſchwerde gehen jetzt an das 
Obertribunal: f. n. zu $ 21 h. 1, Für bie übrigen Beichwerben an das Mini. im 
Laufe des Auseinanderj.r Verfahrens, reſp. Inſtructions » Berfahrene finb maaßgebend bie 
bezüglichen Beſtimmungen der Allg. Ger.-D., insbe. 1. 6 5 7 wegen ber Beſhwerde 
über die Zurüchweifung ber Klage durch bloße Verfügung ohne Frift, J. 14 8 4.b. 
wegen bes Rekurſes gegen bie VBerwerfung ber Appellation durch Berf. mit 4wöchig er 
Präkluſiofriſt, 1.25 8 14 fg. wegen des Rekurſes ohne beflimmte Friſt barliber, daß das 
Untergericht erhebliche Thatſachen zur Ungeblihr verwerfe und übergebe, oder daß es durch 
Unterjuchung 2c. die Sache ohne Noth verzögere und bie Koften Häufe, unb IH, 1 95 1215. 
ver gem, Definmungen über Beſchwerden gegen Verf. ver Gerichte enthalten. 

. 8 I, 
15. Zum Berfländniß des $ 15 h. 1. vergl. die bezügl. früheren, durch ihn erieß 
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anbringen; indeß ift in dem einem wie in bem andern Falle nur vie Appella- 
tion oder das im Artikel I. Nr. 2 der Deklaration vom 6. April 1839 bezeich- 
nete Rechtsmittel des Rekurſes zuläfſig, auch kann die Verbindung beiver An⸗ 
träge noch während der Inſtruktion des Rechtsmittels und, ſoweit nicht die all⸗ 
gemeinen Prozeßvorſchriften eine Abweichung geftatten, mit ver Wirkung ſtattfin⸗ 
ven, daß jene Anträge gleiähzeitig erörtert und entſchieden werben müffen. 

Der Richter zweiter Inſtanz ift jedoch an die Anträge ver Parteien nicht 
unbedingt gebunden, fonvern Tann davon in ven Fällen abweichen, wo bie ihm 
obliegende Wahrnehmung des lanbespoli iicen und ftaatswirthichaftlichen In⸗ 
tereſſes ſolches erforderlich macht; —— ann er Entſchädigungen inſKapital 
oder Rente fefteten, wenn auch die Anträge der Parteien nur auf Gewährun 
von Naturalobjeften gerichtet find. Desgleichen kann er die Erörterung von Ent⸗ 
ſchädigungsanſprüchen, ingleichen von Nebenpunkten, ſelbſt wenn dieſe Theilneh⸗ 
mingee betreffen, ausnahmsweije ad separatum vermeifen. 

Vorſtehende Beſtimmungen treten jedoch erſt alsdann in Kraft, wenn das 
nah 8 7 zu errichtende Reviſionskollegium feine Wirkſamkeit begonnen hat; and) 
werden mit dieſem Zeitpunkte die entgegenſtehenden Vorſchriften der 88 48—50 
ber Beroron. v. 30. Juni 1834 hierdurch aufgehoben. 

8. 16, Die Vorſchrift des $ 189 ver Verordn. v. 20. Juni 1817 wird 
dahin abgeändert, daß der. Spruchridgter die erft in zweiter Inftanz vorgelommes 
ei neuen Punkte, nach Befinden, zur Separawerhandlung in erfter Inftanz vers 
weijen Tann. 

$. 17. Die in ven 88 82 bi8 85 ver Berordnung vom 20. Inni 1817 
enthaltenen Beftimmungen in Betreff ver werhanblungen über Gegenſtände von 
gemeinjchaftlichem Intereffe find auch in der zweiten Inſtanz maßgebend. 

$. 18. Die Inſtruktion der zweiten Inſtanz kann auch einem Spezialfoms- 
miſſarins, der nicht Juſtizbedienter iſt, aufgetragen werben. Die entgegenftehenve 
Vorſchrift des 8 187 der Verordn. vom 20. Si 1817 wird aufgehoben! 

. 19. Ob in vem Falle, wenn ber in zweiter Inſtanz zugezogene Oeko⸗ 
nomie-Sonmtiffarius von der Anficht des in erfter Inſtanz zugezogenen abweicht, 
die im $ 187 der Verordn. vom 20. Juni 1817 borgefihriebene Verhandlung 
zwiſchen dieſen beiden Oekonomie-Kommiſſarien nothwendig ſei, bleibt ver Be⸗ 
a ung. der Auseinanberfegungs-Behörbe und dem Kevifions - Kollegium über- 
aflen. 

8.20. Der Kommiſſarius zweiter Inſtanz bat auch in denjenigen Füllen, 
in welchen e8 der Regulirung eines Status causae et controversiae oder feines 
Gutachtens nicht bedarf, eine Darftellung des Sachverhältniſſes, in welcher ins⸗ 
beſondere der Zuſammenhang bed Rechtsſtreits mit dem Auseinanderſetzungsver⸗ 
fahren zu erläutern ift, zu ven Akten zu bringen und foldhe in ver Regel ven 
Parteien und zwar im Schlußtermine zur Erflärung vorzulegen. 

3) der britten Inſtanz; 

8. 21. Sinficefi des Umfangs, in welchem bie Vorſqhriften über bie 

Rechtsmittel der Reviſion und der Nichtigkeitöbefchwerde auf Auseinanverjegungs- 


84 BO. v.20. Juni 1817, und 88 48 bis 50 BO. v. 30. Juni 1834. 
.02.7 3186 h. l. — Zu 8 16 fiehe n. 17. — Zu 8 17 fiebe n. 50, zu 
88 82 no, . 20. Juni 1817. 


16. Die im 3 21 in Bezug genommene Ordre vom 15. März 1834 (G. S. 
S. 61) if nebſt dem ©. v. 26. März 1855 (G.⸗S. S.189), deſſen SS 1 nnb 2 bas 
Berfahren letter Iuftanz in Auseinanderj.-Sachen mit dem in gewöhnlichen Civilprozeſſen 
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ſachen shi Tara. finden, verbleibt es überall bei den Beſtinmungen ber Order 
vom 15 
8. 22. Die dem Geheimen ber Teibynal zur Entſcheidung über die Re⸗ 
viſion oder Nichtigkeitsbeſchwerde vorzulegenven Akten find von ven Auseinander⸗ 
—DE RE mehr, tie es wu: 53 der Berorbnumg von 30. Juni 1834 
,‚ dem Minifterum ded Innern, fondern unmittelbar jenem Gerichts⸗ 
dor reichen. 
4) der Koften. 


. 28. Ale bisherige, den K kt d pellations betr 
fende a —— —B— ee in N 





in Uebereinſtimmung bringen, unb ben 88 15 bis 26 der BO über das Berfahren 
in Civilprozeſſen vom 21. Juli 1846 0. ⸗S. S.291), auf weile ver $ 1 © 

26. März 1855 verweift, ale Beilagen J. 1. 2. 8. zu A. VII, bis XI. —8 
Dir Bier Yuhalt ber BO. v. 21. Juli 1846 findet nad $ 88 berf. „auf bie zur Kom- 
petenz ber Gen.⸗Komm. ober ber ihre Stelle vertretenden Reg.⸗ Abth. gehörenben Aut 
enonber] «S, feine Anwenbung.” 


17.- Durch bie eben gedachte A. 8.-O. v. 15. März 1984 ift bie BO. vom 29. 
Nov. 1819 (G.S. S. 251) aufgehoben, weiche zuerfi die Beſtimmung im 8 190 BO. 
v. 20. Inni 1817, wonadh bie dritte Infanz In Auseinanberf.-Streitiachen ganz ausge 
fchloffen war, babin modificirt hatte, Daß (88 1 bis 3) die britte Inſtanz an das Ober⸗ 
tribunal — alle noch nicht rechteträfuige Erkenntnifſe der Rev⸗Koll. wenn der Beſchwerde⸗ 

3233* mindeſtens 200 Thaler beträgt, zugelaſſen und (84) Dagegen "bie Nullitãtstlage aus 
2 AGD. 116. (wegen Entſcheidung gegen ein Mares Gef.) befeitigt war, Dieferleptere$4 
iſt durch 9 4 MR-D. v. 15. März 1834 ausbrüdlic, ver Übrige Inhalt ber BO. 
v. 29. Rob, 1819 durd die A. K.D. v. 15. März 1834 ſtillſchweigend aufgeho- 
den. Dee 8 19H. A. K.⸗O. ſtellt ven allgemeinen Grundſatz fe, nu mx welchem 
die Zuläffigfeit ber Anwendung ber BO. v. 14. Dec. 1833 wegen bes Rechtsmittels ber 
Neviſ. und Nichtigleitsbeichwerbe (G..S. ©. 5 [und alſo auch der Dell. dazu vom 6- 

ril 1839 ©..6. &.126) auf Auseinanberj-Streit-S. zn beurtheilen ift, und 

baran einige Beiſpiele. polen PBOT. vom 16. Dez. 1839 (Entf. »%.5 

©. 130), wenn. das Am. der Reviſion ober Fe anne außgejhloffen 

* wenn in einer zum *eſor ber Gen.⸗Komm. gehörigen Sache Über bie a unb 

— eines Verg leichs wegen folder Gegenftänbe gefteitten wird nad) 
den Borfchriften ver KO. v. 15. März 1834 zur britten Inſtanz i 

Berne: vergl. DZ. Entſch. Bd. 39. ©. 347, wonach, — bes RR. f. 

gemäß ber r nad) $ 189 SD. vom 20. Juni 1817 und 8 16 BD. vom 22 Nov. 1844 

* —— end Befugniß Über einen Punkt erlennt, ber nicht Gegenſtand der erſten Ent 

—— — iſt, Dies der Zuläfſigkeit der Revifion bei dieſem Punkte nicht entgegen. 

be den Auffat 3. 80.7. ©. 460 fg., und LMR. v. 14. Nov. 1850 

(Bist & 390) N held ausführt, daß es bei Benrtheilung der Frage Über bie 

uläffigkeit ber dritten Inflanz nicht auf ben Tenor des angegriffenen Erkennt⸗ 
niffes, fondern baranf ankommt, worüber materiell erkannt worden. — Zu 8 3 ber 

U 8.8. v. 15. März 1834 ſiehe in n, 56. zu 85 52 unb 53 BO. v. 30. Juni 1834 
(A. X.) bie Kine wonach gegen bie Zulafjung ber britten Juſtanz Seitens bes DZ. 
der 80 icht mehr * geſtattet, ſondern bie betr. Beſtimmung durch das Gel. 
v. 8. April rer v. 26, März 1855 für aufgehoben zu achten il 


18. Das ©. v. 26. März 1855 Hält im 5 1 in Betr. ber über bie Zu⸗ 
keit der IIE Imfanz bie Orbre vom 15. März‘ 1834 aufrecht. Schlußabſab 
des $ 2 defj., wonach bei Einſendung ber Alten an das OL, ber Werth bes Gtreitgegenfun. 
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nen die Appellation erft in Folge gegenwärtiger Berorbnung zuläffig gewor⸗ 


den 

rkundlich unter Unferer Höchfteigenhänbigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben, Charlottenburg, den 22. November 1844. 
8) Friedrich Wilhelm. 
Prinz von Preußen. 

v. Bonen. ler. Rother. Eichhorn. v. Thile. v. Savigny. Frh. v. Bülow. 

v. Bodelſchwingh. Gr. zu Stolberg. Gr. v. Arnim. ttwell. 


bes anzugeben iſt, ſiehe n. 11. zu 8 14 h. I, und n.11. zu 8 8 Mr. 1 des Koſtenregu⸗ 
Tatios d. 25. Apıil 1836 (A. KIT. a). ' | 


Bellagen zu A VIIL bis XI. 


Beilage A. zu A. VIIL n.4, 


8.:D. 0.7. Juni 1834, betr. die Derhältniffe der Mitglieder. und 
Beamten der Gen.:Kommiffionen (Ann. Bd. 19. ©. 672). 

‚.)) Me fernerhin anzuftellende Mitglieder der Gen Komm. müflen vor ihrer. be: 
finitiven Anftellung bie fung vor den Ober a ment ionen der Juſtiz 
und refp- der Berwaltungsbehörden beftanden haben. Erfteres die Juſtiziarien, legteres 
die General: oder Ober-Kommiffarien. 

Die Gen.-Kommillarien müffen die vollitändige Dualifilation ber Regierungsräthe 
haben und dabei der lanbwirthfchaftl. Angelegenheiten beſonders kundig jein. . l 
.Die anzuftellenden Juſtitiarien müflen ſich zuvor durch mehrjährige Arbeit bei 
einer Regierung ober einer Gen Komm. näbere Belanntichaft mit der landwirthſchaft⸗ 
lichen Gewerbslehre verſchafft haben, 

Bei der Prüfung der Ober » Kommifjarien burd die Obereraminations » Komm. 
müllen fi diefelben nicht nur über die befondere Beniegenpei derjenigen Kenntniſſe, 
melde von den Delonomie-Kommiflarien gefordert werben, ſondern zugleich über ihre 
literarifhen Kenntniffe im Sache der Landwirthſchaft und der mit Ö leer zuſammen⸗ 
hängenden rwiſſenſchaften ausweiſen. 

Weber bie Einrichtung dieſer Prüfungen der Oekonomie⸗-Kommiſſarien wird das 
Min. des J. für die Gewerbe ſich mit den Oberexaminations-Komm. in Verbindung 


‚Bor ihrer Zulaſſung zu dem Eramen ber Ober⸗Kommiſſarien müſſen die Deko⸗ 
nomie » Kommiflarien in legterer Eigenſchaft jedenfalls ſchon fungirt und mindeſtens 
ein ab lang bei einer Reg. oder Gen.:Komm. gearbeitet haben, und fi) über ihre 
Applikation durch Seugniffe biefer Behörben ausmweifen. J 
2) Wie die ordentlichen Mitglieder der Gen.Komm. bleibend angeſtellt find, -fo 
fen viele an auch rüchſichtlich des etat3mäßig beitimmten Subaltern:Perfonals 
e eben. 
8) ee bed Nangverhältnifieg und der Uniformen der Mitgliever der Gen.: 
Komm. beftätige ich die unterm 5. April 1822 von dem Staatölanzler Fürſten von 
garbenberg etroffenen Beitimmungen; den bereit3 angeftellten Mitgliedern der Gen.s 

mm. fol der Charakter und Rang der Regierungd- und Landed-Delonomie: Räthe 
deshalb” weil fie das Eramen vor einer CraminationssRommiffton nicht gemacht haben, 


Teineöwegs verfagt werben. 
4) Die etatamäßig angeltellten Subalternen ftehen mit ben Subalternen gleicher 
Kathegorie bei den Reg. in glei Range und find zur Tragung der für biefelben 
beftimmten Uniformen berechtigt zc. nn. 

Was die fernerweitigen Anftellungen der Delonomie : Kommiflarien und deren 
Dienftverhältnifie anbelangt, jo müflen 
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8) diejenigen Perfonen, die als ſolche angeftellt werden follen, als gute praktiſche 
Landwirthe befannt fein, oder ſich doch darüber ausweiſen, dab fie zureichende Gele- 
genheit gebabt haben, den Betrieb der praktischen Lanbwirthichaft kennen zu lernen. 

egen der font erforderlihen Prüfung derjelben haben die Reg. und Gen. : Komm. 
von dem Min. d. J. für die Gem. die nähere Anweiſung zu erwarten. 

9) Um denjelben Gelegenheit zu geben, ſich für den öffentlihen Dienft weiter 
auszubilden, foll denjenigen Oelonomie - Kommiflarien, welche ſich in ihrem Bernie 
angzeihnen, auf ihren Antrag, gleich den Regierungs-Referendarien, ſowohl bei ven 
Reg. ald Gen. : Komm. Zutritt und Beſchäftigung gewährt werden. Auch bleibt es 
ben Reg. Aberlaflen, ſich verfelben bei ihren kommiſſariſchen Geſchäften, namentlich 
auch der von den Gen.:Homm. mit firirten Diäten angeftellten Delonomte: Kommifia: 
rien im Einverſtaͤndniß mit der letztgedachten Behörde zu bedienen. 

10) Bei Ausübung der Vorſchriften $ 38. d. Ed. v. 14. Sept. 1811 u. 85 64 fi. 
bes Anh. zur AGO., überhaupt in allen Fällen, wo den Gerichten die Beſtimmung 
der zuzuziehenden ölonomifhen Sachverſtaͤndigen zuftändig ift, haben fie fih an tk 
mit der Ausführung der Gem.:Th.D. u. f. m. beauftragten Provinzial-Behörben zu 
wenden, um dur dieſe die in dem Geichäft vorzugsweiſe qualifizirten Delonomie 
Kommillarien bezeichnen zu laſſen. 

1) Um auch ausgezeichnete Kommiffarien, melche fich den Geſchäften der Gen: 
Komm. widmen, über ihre Zulunft zu beruhigen, will * genehmigen, dab bei jeder 
Gen. : Komm. von den mit firirten Diäten angejtellten Delonomie : Kommiflarien ein: 
gewiffe mit dem Betriebe derfelben in Verhältniß ftehende Zahl zum Benfionz:Anfprud 
verftattet werde. Innerhalb diefer Grenzen ermädhtige ih den Din. d. J. für di 
Gewerbe den hierzu geeigneten Individuen die Zufiherung zu ertbeilen, daß ihnen 
ihre Diäten ohne befondere durch ihr Verhalten dazu gegebene Beranlaflung, worüber 
bie K. Gen. : Komm. jedod nur dem Dlin, des J. Rechenſchaft zu geben hat, nict 
wieder entzogen, fie vielmehr in ihrem Amte und den damit verbundenen Genufi 
jener Diäten erhalten, oder, je nachdem es dem Dienſte angemeſſen gefunden wird, 
in anderen ihren Yäbigteiten entfprehenden Staatdämtern mit gleihem Einkommen 
wieder angeftellt oder nach Umjtänden, den Grundſätzen des Regl. v. 20. April 18% 
enfprechend, penjionirt werben follen. Insbeſondere wird ihnen, wenn fie im Dienite 
der Gen. : Komm. zur ferneren Dienftleiftung unfähig werden und zwar denjenigen, 
welche zu Zandes:Velonomieräthen und Delonomie-Kommiffionsräthen oder von 
Min: d. 3. ausdrücklich zu Delonomie - Kommiflarien erfter Klaffe ernannt find, die 
Penſion unter Vorausfegung eines Dienfteinlommens von 1000 Thlr., und denen der 
jueiten Klaffe unter Vorausſetzung eines Dienfteinlommens von 600 Thlr., gewährt. 

agegen entrichten fie 14 pCt. an Penfionsbeiträgen von demjenigen niionsjohe, 
‘auf weldhen fie nad ihrem Rangverhältniſſe Anſpruch haben. Wegen der Zahl der 
bei jever Gen.⸗Komm. auf dieſe Weife anzuftellenden Delonomie-Kommiflarien erwarte 
ich die Vorſchläge des Min. d. F. und des Min. d. J. für die Gewerbe. 

‚Mas die übrigen mit Penfions:Anfprüden verjehenen Delonomie : Kommifjarien 
betrifft, fo follen diejenigen, welche fih dem Dienfte der Gen. - Komm. —A— 
oder vorzugsweiſe gewidmet haben, nad zehnjähriger Dienſtzeit, gleich andern Ber: 
ſorgungs⸗Berechtigten bei Beſetzung der ihren Fähigleiten entſprechenden Aemter be 
rüdfichtigt werben. 

12) indem foldhergeltalt für die Zukunft tüchtiger Delonomie-Kommillaite geforgt 
ift, fol doch andrerfeit3 die Entfernung derjenigen, welche mit Nupen nicht beibehul: 
ten werben können, mit Nachdruck und Strenge betrieben werben. Trifft dies einen 
ur —A— nicht qualifizirten Beamten, ſo jet demfelben Fi wenn er bereit: 
Fünf ahre ober darüber von der Gen. : Komm. beihäftigt ift, Behufs der Erleichte 
tung ſeines anderweiten Unterlommens, mit Genehmigung des Din. auf drei Mo. 
nate bis auf Jahresfriſt nach feiner Entlaſſung eine monatlihe Unterftügung von 10 
bis 30 Thlr., je nach den bejonderen Umitänben bes Falles gewährt werben. 
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Beilage W. zu A. VOLL n. 63. 


Allerb. Erl. v. 9. Jan. 1858 betr. die Emanirung eines neuen Felb- 
mefjer-Reglement3. (GG.-S. für 1858. ©. 233—243.). 

Auf Ihren gemeinſchaftlichen Bericht vom 1. Dezember v. J. erfläre Ich Mic 
damit einverjtanden, daß das neue Heibmeiler- Reglement, fo wie etwaige fpätere Ab- 
änderungen und Orgänzungen defielben auf Grund des $ 53 ber Allgemeinen Ges 
werbe - Örbnung vom 17. Januar 1845 von den kompetenten Minifterien erlaffen 
werden, ohne daß es Meiner Genehmigung bedarf. Die durch das neue Reglement 
oder jpäter zu beftimmenden Gebühbrenfäße ſollen auch in die Stelle des $ 2 des Res 

ulativs vom 25. April 1836, betreffend die Koften ber Gefchäfte ver Auseinander⸗ 
a Dee (G.S. für 1836. S. 181 ff), treten. Das Mir vorgelegte Regler 
ment folgt hierbei zurüd. 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Bejek- Sammlung belamnt zu machen. 

Berlin, den 9. Januar 1858. 

Im Allerhöchſten Auftrage Sr. Majejtät des Königs: 
Prinz von Preußen. 
a von der Heydt. von Bodelſchwingh. von Manteuffel IL 


n 

ven Minijter für Handel, Gewerbe und 
öffentliche Arbeiten, den Finanz: Minifter 
und den Chef des Miniſteriums für die 
Iandwirtbfchaftlihen Angelegenbeiten. 


Allgemeines Feldmeſſer-Reglement v. 1. Dez. 1857. 
Unter Aufhebung de3 allgemeinen Reglements für die Feldmeſſer vom 29. April 
1813 wird hierdurch auf Grund des 8 53 der Allgemeinen Gewerbe - Orbnung vom 
17. Januar 1845 (5. pro 1845. ©. 41) verordnet, was folgt: 
I, Bejtellung der Feldmeſſer. 

$. 1. Die Gefhäfte der Feldmeſſer oder Nivelliver dürfen nur von denjenigen 
Perſonen betrieben werben, welche nach vorgängiger Prüfung und Vereidigung von 
der Regierung als Feldmefler bejtellt find. 

. 2. Die Regierung darf nur ſolche Perſonen als Feldmeſſer beitellen, von 

deren Unbeicholtenheit und ra AR fie ſich überzeugt bat. 

8. 3. Die Feldmeſſer jmd, mit Ausnahme - 
8 der bei den Auseinanderſetzungs-Behörden beichäftigten, und 
b) der im Geſchaͤfts⸗Bereiche des Rheiniſch-Weſtphaliſchen Grundſteuer⸗Kataſters 

‚ „angeftellten, beziehungsweiſe beſchäftigten Feldmeſſer, 

der Disziplin der Regierungen und des Miniſters für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten unterworfen. Dagegen unterliegen die zu a. gedachten Feldmeſſer der Dis: 
ziplin der Augeinanderjegungs: Behörden und des Miniſteriums der landwirthſchaftli—⸗ 
hen Angelegenheiten, die zu b. aber der Disciplin des General:Direltors des Grund: 
ſteuer⸗Kataſters und des Finanz-Minifteriums. Die Feldmeſſer können nad) näherer 
Beitimmung der SS 19 und 21 des Geſetzes vom 21. Juli 1852 (G.⸗S. für 1852, 
©. 465) mit Drbnungsitrafen belegt werben. 

5.4. Die nah 88 1, 2 ertheilten Beitallungen Tönnen nach Vorſchrift der Ar 
71 bi8 74 der Allgememen GewerbeOrbnung v. 17. Januar 1845 (8.5. fir 1 
©. 41) zurädgenommen werden. Wird die Zurüdnahme ber Beitallung gegen ſolche 
Selbmeiler ausgeſprochen, welchen im Reſſort des Minifteriums für die landwirth⸗ 
ſchaftlichen elegenheiten Penſions-⸗Berechtigung verliehen iſt, fo erfolgt gegen dieſe 
das weitere ahren bezüglich der definitiven Entfernung aus dem Staatsdienſt 
Buch das Minifterium für die landwirthichaftlihen Angelegenheiten im Disziplinar⸗ 

e. 


B 
9 Sem und aa ante han D it für di 
. 8. 5. Der Feldmefier muß ſich richtiger Inſtrumente bedienen und ift für bie 
tete Sihdtigerbaltung berfelben —— 

8. 6. Als Einheit des Langenmaußes muß bie preußiſche Ruthe nach Vorſchrift 





! 
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der ara und Gewichts : Ordnung vom 16. Mai 1816 in Anwendung gebradt 
werben. 
Die Autbe wird zum Feldmeſſen in Zehn: und Hundert⸗Theile getbeilt. 
8.7. Alles — muß nach preußiſchen —— ZU —— — und, 
wo es eh nad Desimal-Brüden der Iehteren angegeben werben. 
enn Längen: nder Flächen : Abmeffungen in anderem Manfe bezeichnet 
werdet jollen, fo muß die Meſſung doch jederzeit nach der Preupifchen Ruthe bewirkt 
unb das andere durch Hechnung ermittelt werben. 
$. 9._Die Winkel müflen bei allen Vermeſſungen n "Graben, deren Dreihun⸗ 
dert und Sechzig auf ven Kreis geben, und nad) deren fe zigtbeiligen Unter-Abtheis 
lungen angegedeı en werben 
8. 1 Der Felmeffer ift für die Richtigkeit aller von ihm ausgeführten Arbei» 
ten antwort, 
elbe ift verpflichtet, in jedem Spezialfalle die geeignetfte und befte Methode 
zur Aus ng aller Längens, "Flächen: und Höhenmefungen zu wählen, auch die 
—— Ausarbeitungen deutlich, korrekt, vollſtaͤndig, kunſtgerecht und tadel⸗ 
rei zu 
$. 11. Jeder Behoͤrde bleibt vorbehalten, über die Ausführung der unter ihrer 
Aufficht zu bewirlenden Yelomefler - Arbeiten befonbere Inſtruktionen zu erlaflen und 
eine bejonbere techniſche Kontrolle der Feldmeſſer⸗Arbeiten anzuordnen. 
ben fo ſtehi es jedem Privatmanne frei, für die Felpmeiler : Arbeiten, die er 
eusfühen läßt, vor Beginn berfelben befondere Vorf tiften zu een. Stehen 
leichen Anweiſungen nach der Anſicht des Feldmeſſers einer en und 327 
ha en Bearbeitung bes ihm ertheilten Auftrages entgegen, fo Ma derfelbe 
Anfiht vor Beginn der Arbeit begrürtbet vortragen und die Arbeit ablehnen, falls 
der Auftraggeber feine Anweifun ae mobifiziren will. In allen Fällen aber, in 
welden —* der Feldmeſſer der g eines Gefchäftes nach gegebener Anwei⸗ 
fung unterzieht, ift er für bie —* — verantwortlich und kann ſich fpäter 
nicht damit entichulbige ei — die erhaltenen Anweiſungen Urſache zu einer ee 
oder unzwedhmäßigen eweſen jeien. 
Werden nur N abet ufnahmen, Bufammenftellungen von Ueberfichtäplänen 
alten Karten And andere dergleichen Arbeiten gefordert, bei welchen der im 
8: porgefchriebene Grad der Genauigleit nicht zu erreichen iſt, ſo muß ber Felomeſſer 
die Art der Ausführung, fo wie die benugten älteren Pläne und den Grab ber Ge: 
nauigteit der gelieferten Darftellung auf ae bezeichnen. 
.12. Die Grmittelung aller der T hatſagen und Angaben, welche durch die 
Natur des Auftrages bedingt werden, wie z ©. Ermittelung von Grenzen, Ramen 
‚ber Beſiher von Ormiftaden. SHochtoafferftänden und der felhen mehr, müffen mit 
der —*2 Sorgfalt bewirkt und e8 aus dies durd ausführlich che Verhandiungen und 
Erläuterungen dargethan werden. Der Feldmeſſer iſt für die Vollſtändigleit ſolcher 
Ermittelungen und für die richtige Aufnahme und Ib Darftellung der ihm gemachten 
Angaben in gleicher eife verantwortlich, wie für alle feine übrigen Arbeiten. 
13. Idmefier ift verpflichtet, bie auf dem Felde zu führenden 
füngd-onuale (Sebbüger) m georbneten du nammenpängenben ften, von gutem 
— o deutlich, To tlih zu führen, da au jeder andere 
tande ift, die 9 arten ung are zu bewirten. Das Datum, an wel: 
die Kufnafme geſchehen ift, m eFenfalla deutlich im Feldbuche begeichnet iver: 
den. Saben bei ufnahme Verſehen Ntattgefunben, welche bei einem richti en 
Verfahren bei der Huftr ng unbedingt ſichtbar werden „nähen ſo brfen R 
tionen niemals durch Abanderung des im Feldbuche bereits 5 Berzei bewirkt 
werben, fondern es Ans dann befondere beutlihe Bemerkungen u Hiräge zuzu⸗ 
en. 


8. 14. Daſſelbe 18 gilt — von den Nivellements⸗ und ——— — 
len und von allen dur er auf dem Felde geführten Arbeits-VBüchern, 
Heften, Beh t eig blättern N 
8. 1 ie —— Nbeitshefte und Tabellen muſſen jederzeit, auch wäh 
rend der — vollftändig geordnet und überſichtlich gehalten werben. 
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. 16. Auf den Brouillon:Blänen müſſen bie Stationsiinien, fo wie fie aus dem 
Feldbuche aufgetragen find, mit feinen (in der Regel mit rothen) Linien ausgezogen 
und, übereinftimmend mit dem Feldbuche, durch Nummern oder Yuchftaben bezeichnet 
werden. 

$. 17. Bei den für jede größere Vermeſſung unentbehrlihen Hauptlinien oder 
trigonometrifch berecyneten Haupt = Dreieden find die Längen ber wi gemeflenen 
— desgleichen die trigonometriſch berechneten Längen, jo wie die Winkel einzu⸗ 

treiben. 

Die Linien find in Unter: Abtheilungen von 50 over 100 Ruthen forgfältig ſicht⸗ 
bar einzutbeilen. 

. 18. Die wahre Norblinie und, bei Aufnahme mit der Bouflole, die Abwei⸗ 
Sung ber Magnetnadel von derfelben, muß auf dem Plane möglichft genau bezeich⸗ 
net werben. 

$. 19. Außer den durch Pfähle forgfältig bezeichnenvden Stationspunlten, 
müflen in den Hauptlinien und in den Winkelpunkten der trigonometrifchen Dreiede 
noch beſonders möglicit unverrüdbare fefte Punkte gebildet und es muß bie Lage 
biefer Punkte und Linien durch gefchriebene Maaßangaben mit anderen unverrüdbaren 
Gegenftänden in Beziehung gebradht werben. Eben fo find die Nivellements an zahl: 
reiche unverrüdbare Punkte anzufchließen. | 

8. 20. Weberhaupt ift der Feldmeſſer verpflichtet, in jedem einzelnen Falle die 
geeignetiten Maaßregeln in ntmenbung zu bringen, um die allgemeinite Anwendbar⸗ 
teit, Deutlichkeit und dauernde Brauchbarkeit feiner Arbeit zu fihern. 

. 21. Wenn nicht durch befondere Anmeifungen oder Vereinbarungen ein Andes 
res feitgefeßt ift, muß zur Auftrogung der Flächenmeflung jederzeit der Maaßſtab von 
Y/ssoo der wirklichen Länge gewählt werben. 

8. 22. Die Auftragung des Nivellement? erfolgt, fofern nicht abweichende Vor⸗ 
fchriften ertheilt find, in ben Längen nad dem Maaßſtabe von '/sooo der wirklichen 
Zänge, und in den Höhen nad dem vierundzwanzigfadhen Maaßſtabe, (bei welchem 
Yas0o Ruthe 1 preußifchen Fuß darftellen.) 


II. Revifion der Feldmefjer: Arbeiten. 

Sr Mit Ausfchluß der dem Reini : Weftphäliichen Grundfteuer : Satafter 
zum Grunde liegenden Vermeſſungen, hinſichtlich deren Reviſion befondere Vorſchrif⸗ 
ten beiteben, kann yeber, der bei der Richtigkeit einer Fe er:Arbeit erweizli ein 
Interefle hat, eine Reviſion derſelben verlangen. 

. 24: Bon ben Regierungen werden, im Einverjtänbnig mit den Auseinander⸗ 
jegung3-Behörben, befondere Reviforen aus der Zahl der im RegierungssBezirle arbeis 
tenden Feldihefler ernannt. Nur die von diefen Revifgren ausgeführten Revifionen 
haben tigen Glauben. | 

8. 25. Die Reviforen find für die zmedmäßige Ausführung und für die Rich: 
tigkeit der von ihnen vorgenommenen Revifionen verantwortlich. 

. Anträge auf Revifion von Bermeflungen find in Auseinanderfeßungds 
Angelegenheiten bei der Auseinanderſetzungs⸗Behoͤrde, in allen anderen Fällen bei ber 
Regierung anzubringen. Ueber das Ergebniß der Revifion ift demnächſt von der bier 
nach Tompetenten Behoͤrde mittelft Beſcheides nach Maaßgabe der nachfolgenden Bors 
fchriften 27 bis 33) zu befinden. 

8. 27. Der Felomefler, welder vie Arbeit ausgeführt hat, muß von ber bewor: 
ftehenden Revifion zeitig in Kenntniß gejekt und eingeladen werben, derſelben beiju- 
mohnen. Es ſteht ihm frei, bei der Reviſion perjönlich zu erfcheinen over einen ans 
deren Feldmeſſer zu feiner Vertretung zu beftellen. Im Falle des Ausbleiben wird 
mit der Revition dennoch vorgegangen. 

8. 28. Bei der Revifion End vom Revifor zunaͤchſt auch die Feldbücher, Berech⸗ 
nungen u. f. w. einzufehen und einer Prüfung zu unterwerfen. 

. 29. Die Refultate der Revifion und die gefundenen Maaße find in einer 
Berhandlung ausführlich darzulegen. Dieſe Verhandlung ift, wenn ver Feldmeſſer, 

Arbeit revidirt wird, oder ein Vertreter deſſelben anweſend ift, (8 27), von dem 
Feldmeſſer oder feinem Bertreter mit zu unterzeichnen. 
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Bei den auf ber Karte aufzutragenben Revifions » Linien find bie bei der Nach⸗ 
meflung gefundenen Maaße genau einzufchreiben. Wo der Raum dies nicht geftattet, 
oder wo durd die Einfchreibung Unbeutlichteiten herbeigeführt werden Lönnen, find 
die Revifions-Linien bejonders aufzuzeichnen und darin die gegen die früheren Meſſun⸗ 
gen gefundenen Differenzen einzutragen. \ 

. 30. Die Meflung wird als richtig angefehen, wenn bei der Revifion die Difie 
renzen nicht größer gefunden werben, als 
a) bei Längen:Meffungen, j 
auf ebenem und wenig coupirtem Terrain */sooo der wirklichen Länge, auf bergigem, 
ſehr unebenem und coupirtem Terrain 3/1000 der wirklichen Länge; 
b) bei Jlähen:Meffungen 
unter 3 Morgen pro Morgen 25 DRutbe, 
von 3 bis incl. 50 Morgen pro Morgen 14 ONRutbe, 
über 50 Morgen ⸗ :s 1 . 
0) bei Höhen-Meffungen 
aufd Ruthen Länge 2 Zoll oder er Linien 
5 z 2 2⸗ 3 


* ’ 


: 10 =. : 0,671 : 80 5 u 
s 500 5 : 1,500 : 1 Zoll 6,0 Linien, 
: 1000 ⸗ 2121 = = 2 =: 15 =: 
s 150 ⸗ > DB =: 2:2: 1 5 


8 2 


⸗ ⸗ : 30 =: :3s: — ⸗ 
Zur Revifion eines Nivellements find ganz beſonders zuverläffige und zwedent: 
ſprechende Spnftrumente anpuivenden. . 
‚‚$ 31. Ergiebt die Revifion nicht größere als bie vorbezeichneten Differenzen, 
fo ift der Ertrahent die Koften zu tragen verpflichtet, 

‚..$ 32. Finden fid) dagegen größere Difterenzen, fo fallen dem Feldmeſſer, der 
bie ungenaue Arbeit ausgeführt hat, die Revpifiong:Koften zur Laſt, überdies iſt der: 
jelbe zur unentgeltlihen DBervollitändigung der Arbeit verpflichtet. 

$. 33. _Weberfteigen die Differenzen Das Doppelte der nach $ 30. zuläffigen, fe 
ift die rbeit entweder ganz oder theilmeife unbrauchbar. Der Revifor hat ſich in 
feinem Gutachten ausführlid) und motivirt darüber zu äußern, wiefern die Arbeit 
überhaupt noch für brauchbar zu erachten fei, und e8 ift demnächſt von der Beboͤrde, 
welche die Revifion veranlaßt eat C 26.), bierüber Entſcheidung zu treffen. ch 
bleibt es deren Beſtimmung überlaſſen, ob die Rectifilation der Arbeit durch den Feld 
meſſer, welcher die Arbeit ausgeführt hat, oder für feine Rechnung durd einen andern 
bewirkt werden foll. 

8. 34. Der Reburs gegen ben in Folge des Revifions : Verfahrens 
Beſcheid ($ 26) ift bei ſolchen Arbeiten, welde im Auftrage einer Augeinanderjegungs: 
Behörde audneführt find, bei dem Minifterium für die landwirtbichaftlichen Angelegen: 
heiten, in allen andern Fällen aber bei dem Miniftertum für Handel, Gewerbe und 
öffentliche Arbeiten anzubringen. 

Dem Minifterium bleibt e3 überlaffen, auf Grund der vorhandenen Vorlagen 
Entſcheidung zu _trefien oder behufs derſelben eine neue Reviſion durch einen zweiten 
Revifor, unter Zuziehung des erften Reviſors und des Feldmeſſers, welcher die Arbeit 
ausgeführt bat, zu veranlaflen. 

Durch den Rekurs-Beſcheid des Miniſteriums wird nicht nur über die Beſchaffen 
beit der Arbeit, über die gegen bie Richtigkeit der Reviſion erhobenen Einwendungen 
und über bie etwa nöthig werdende Rectifilation, Vervolitändigung oder Reufertigung 
der Arbeit ſchließlich entſchieden, ſondern au in Betreff der fämmtlichen Koften dar: 
über Feſtſetzung getroffen, wem biefelben zur Laſt zu legen, refp. wie fie zu repartiven 
jind. Gegen diefe Entſcheidung findet feine weitere Berufung jtatt. 

. 85. Werden bei der Reviſion Differenzen gefunden, welche das Doppelte der 
nach 5.30 zuläffigen überfteigen, oder werben jonjt die Arbeiten eines Feldmeſſers je 
unrichtig und mangelhaft befunden, daß in Betreff der Zuverläffigleit oder der Be: 
fäbigung defielben Zweifel entiteben, fo jind die Arbeiten und die darüber gepfingenen 
Verhandlungen durch die betreffende Regierung dem Minifterium für Handel, Bewerte 
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und öffentliche Arbeiten zur Befchlußnahme vorzulegen, ob das Verfahren wegen Zurüd: 
nahme der Beftallung (8 4) einzuleiteu ſei. 
IV. Bezahlung der Felomefjer-Arbeiten. 
‚..$ 36. Die Feldmeſſer-Arbeiten werden entweder nad Gebührenfägen oder nad 
Diätenfägen bezahlt. 

Werden von den Behörven für die unter ihrer Leitung anzufertigenden Arbeiten 
befondere Gebühren: oder. Diätenfäge vorher nicht vereinbart, oder hat zwischen Priva- 
ten und den von denjelben beauftragten Feldmeſſern eine beitimmte rechtsgültige Ver- 
einigung nicht ftattgefunden, fo gelten für die nad) ber Publikation dieſes Reglements 
an Seldmeffer ertheilten Aufträge und unter ihrer Leitung anzufertigenden Arbeiten 
die nachſtehenden Beftimmungen ($ 37 bis 52). 

‚837. Bei Vermeſſungen, welde den Bedingungen entfpreden, die an eine für 
eine Augeinanderfeßungs : Angelegenheit beftimmte Aufnahme geitellt werden müfjen, 
wird bei ebenem Zerrain 1 Egr. 3 Pf. pro Morgen gezahlt, in foupirtem oder ber: 
gigem Terrain Tann der Gebührenfaß bis zu 1 Sgr. 6 Pf. pro Morgen erhöht werben. 

5. 38. Menn in einer Haupt:Felda theilung die Zahl der Barzellen, deren Auf: 
nahme und Berehnung nothwendig war, die Hälfte der Morgenzahl erreicht, fo wird 
eine Zulage von 2 Pfennigen pro Morgen gewährt. 

39. Kommen in einer Feldmark einzelne, über 50 Morgen große Flächen 
vor, bei welchen nur der Umfang und die etwa die Fläche durchſchneidenden Dee 
linien gemefien werben durften, fo werden nad Maaßgabe der Zerrain-Beichaffenheit 
($ 37) nur 10, reſp. 12 Pfennige pro Morgen gezahlt. 

. 40. Für die vorftebend bezeichneten Säße hat der Feldmefler folgende Gegen: 
ftände, gehörig georbnet, abzuliefern: Ä ‘ 

a) die nah $ 12 aufgenommenen Verhandlungen und Erläuterungen, fo wie bie 
bei Ausführung des Geſchäfts geführten Alten; 

b) die ſaͤmmtlichen in 8 13 bezeichneten Vermeſſungs-Manuale (Feldbücher), eben 
fo die etwanigen Berechnungen, trigonometrifhen Eäbe, fo wie die Speziellen 
Flaͤchen⸗Berechnungen, diefelben mögen nad) Original: oder Zirkelmaaßen, oder 
mit befonderen zur lächenberehnung geeigneten Juitrumenten bewirkt fein; 

o) das Brouillon des Vermeſſungs-Regiſters in der für die Augeinanderfegungs- 
Arbeiten erforverlihen Form und eine Reinfchrift deflelben; . 

d) einen nad 3 16 vorjchriftsmäßig aufgetragenen und beutlih, ohne Yärbung 
zu großer Flaͤchen, gezeichneten Brouillon-Plan; 

e) eine Kopie der Brouillon:Karte, als Reintarte gezeichnet, ohne Eintragung der 
Stationslinien, jedoch mit Angabe und Eintheilung der gemefienen oder trigo: 
nometrifch berechneten Hauptlinien und Dreiede. 

Sowohl zum Brouillon-Plane, als zur Reinkarte muß Belinpapier guter Quali: 
tät genommen werben, weldes auf feiner Leinwand oder Kattun fo lange Zeit vor 
dem Gebrauch forgfältig aufgezugen fein muß, daß ein nachtheiliges Verziehen nicht 
mebr flattfinden kann. 

8. 41. Für Anfertigung von Vermeſſungs⸗Regiſtern nach fertigen Karten wird, 
obne Preis-Erhöhung für koupirtes oder bergiges Terrain, ein Dritttheil der im den 
8 37 bis 39 feitgefeten Gebührenfäge gezahlt. 

8. 42. Das Kopiren von Karten wird nad folgenden Sätzen bezahlt: 
für jedes Hundert : Theil der Quadrat: Authe des bezeichneten Raumes, wobei die 
Schrift, in mäßiger und der Deutlichleit entſprechenden Größe mitgerechnet wird, bei 


einem 
von !/2s0o der natürlihen Größe 1 Thlr. 10 Sar. 
s JS000 ⸗ ⸗ : 1: 23 > 
£ 1/4000 ⸗ ⸗ ⸗ ls 98 : 
1/jaooo = ⸗ 2 


Kopien nach Heineren Maaßſtäben find gegen Diätenſätze zu bewirken. 
$. 43. Alle Flächen: Bermeflungen anderer, als der im $ 37 bezeichneten Art, 
3. B. die Aufnahme von ftädtifchen Grundftüden, Dorflagen, Gärten und Worthen, 
desgleichen die Eintheilmg von Feldmarken, ferner Fluß: und Strom : Bermefjungen, 
Greiff, Gef. Ü6. Land,-Rult. u. landw. Pol, 80 


4‘ 
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die Aufnahme von Wegen, einzelnen Linien u. f. w., fo wie alle Nivellements wer: 
den, wenn nicht etwas Anderes vereinbart ift, nad) Diätenſätzen bezahlt. 

. 44. Bei Beichäftigung gegen Diäten muß jeder Feldmeſſer täglich mindeſtens 
acht Stunden arbeiten. 

. 45. Das ebuch, welches von dem Feldmefler zu führen und jeben Abend 
pflichtmäßig zu vervollſtändigen if und die Feldbücher, Nivellements- Tabellen, trige- 
nometrifhe Flächen: und EintbeilungssBerehnungen müflen am Schluſſe jeden Tages 
das Geleiftete vollitändig nachweifen. 

Das Tagebuch iſt den einzelnen Diäten-Liquidationen ftet3 beizufügen. 

8. 46. Der Feldmeſſer ie für die Richtigkeit der Angaben im Tagebuche, im 
Feldbuche und in den Berechnungen verantwortlid. Bei abfichtlih unrichtigen An- 
gaben iſt, in Folge des dadurch an den Tag gelegten Mangels der erforderlichen Zu: 
vertäffigteit jederzeit da3 Verfahren wegen Zurüdnahme der Beitallung ($ 4) einzu: 

iten 


8. 47. Mit den Zeichnungen ber Aufnahmen und den vollendeten Arbeiten fint 
auch die Vermeſſungs⸗ und Nivellement3:Manuale (Felvbücher), vesgleihen die Mef- 
tifchblätter, überhaupt alle Arbeiten, die zur Auftragung gedient haben, fo wie ti: 
trigonometrifchen Flächen: und fonftigen Berechnungen vwollftändig geordnet und über: 
fihtlih abzuliefern. 

. 48. Wenn bei der Ertheilung des Auftrags nicht befondere Beftimmungen 
ftattgefunden haben, fo kommt dem Feldmeſſer jomohl für den Arbeits: als für den 
Heifeta ‚ ohne Unterſchied, ob an dem lebteren auch gearbeitet worden ober nicht, em 
Diätentab von zwei Thalern zu. 

. 49. Bermeflungs : Reviforen beziehen bei ven Geihäften und Reifen, welde 
ihnen Behufs Feititellung der Nichtigkeit der von andern Feldmeſſern au2geführten 
Mefiungen und Berechnungen übertragen werben, drei Thaler Diäten. 

Mird den Bermeflungs : Reviforen die Rectififation der als unrichtig erfannten 
Arbeiten übertragen, jo erhalten diefelben dafür nur den nad 848 zu gemährenven 
Diäten-Sab. 

8. 15. Wenn den Feldmeflern und Reviforen die zu den Arbeiten auf tem 
Felde erforderlichen braudbaren und geübten daerheite nicht geſtellt werden, ſo 
Eönnen fie dieſelben für Rechnung der Intereſſenten in ber nothwendigen Zahl an: 
nehmen und denfelben, wegen ver fchmwierigen und mehr Gefchidlichleit erfordernden 
Arbeit ein, das ortsüblihe bi3 zu fünf und zwanzig Prozent überſteigendes Tagelohn 
bemwilligen. Auch werden den Feldmeſſern und Reviſoren die Anſchaffungskoſten der 
zu den Vermeflungen und Nivellements erforderlichen Pfähle, jo wie die fonftigen 
baaren Auslagen für Kahnmiethe, Botengänge u. ſ. w., infofern die Betheiligten die 
Natural-Lieferungen und Leiftungen ablehnen, gegen quittirte Beläge vergütigt. 

8. 51. Feldmeſſer und Reviforen erhalten, um ſich von ihrem Mohnfige oder 
von ihrem derzeitigen Aufentbaltorte an den Ort der Vermeſſung und zurüd zu be 
geben, inkluſive Fortſchaffung der Karten und Inſtrumente: 

a) bei Reifen auf Eifenbahnen oder auf Dampfſchiffen pro Meile 7 Sgr. 6 Bf. 
und außerdem für jeden Zu: und Abgang nach und von der Eifenbahn zu: 
jemmen 15 Spt; 

b) bei Reifen, welche nicht auf Eifenbahnen oder Dampfſchiffen zurüdgelegt wer: 
den, pro Meile 20 Ser. 

8. 52, Für das zu den Karten und Zeichnungen zu verwendende Beichnenpapier 
bejter Qualität werden pro "ss DR. 3 Sgr. 9 Pf., wenn baflelbe aber auf Kat: 
tun oder Leinwand aufgezogen ift, 7 Sgr. 6 Pf. vergütet. Andere Auslagen für 
Schreib: und. Zeichnen-Materialien können nicht liquidirt werden. 

‚98. Entſtehen Zweifel über die Richtigleit der von dem Feldmeſſer aufgeftell: 
ten Kquidationen feiner Gebühren, Diäten oder Auslagen, fei es, weil bie angejegten 
Säße beitritten, oder weil die ungenügende Beichaffenheit der abzuliefernden Gegen: 
ftände oder ungenügende Leiltungen in der verwendeten Zeit behauptet werden, fe 
erfolgt die Feſiſetzung der Liquidation durch die Regierung reip. die betreffende Aus: 
einanderfegung2:Behörde auf Grund des Gutachtens eines von ihr zu beftimmenten 


% 
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Beamten, welcher die Feldmeſſer-Prüfung beftannen hat. Diefer Beamte ift verpflich- 
tet, die Arbeiten des Feldmeſſers mit den Feldbuchern, Tagebühern und Berehnun: 
gen genau zu vergleihen und dann bie etwa für nöthig eradhteten Reduktionen gehörig 
zu begründen j 
ie Koften dieſer Nevifion trägt jedesmal der Ertrahent, worbehaltlih des Re: 
eſſes an den Feldmeſſer. In Bezug auf die Prüfung der Felomefler:Liquidationen 
ei den Auseinanverfeßungs - Behörven verbleibt e3 bei der biöherigen Einrichtung, 
monad die Feldmeſſer dieſe Koften felbft zu tragen haben. 

8. 54. Gegen dieſe Feſtſezung (8 53) fteht bei Arbeiten, melde im Auftrage 
einer Auseinanderfegungs-Behörde ausgeführt find, der Rekurs an das Minifterium 
für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten, in allen andern Fällen an das Minifte: 
rium für Handel, Gewerbe und öffentlihe Arbeiten, binnert 6 Wochen nach Empfang 
der Mittheilung über die erfolgte Feſtſetzung, offen. 

Degen bie Entſcheidung des Minifteriums findet keine Berufung ftatt. 

8. 05. Die obigen Beltimmungen über das Verfahren bei Prüfung und Felt: 
fehung der Feldmefler » Liquidationen (88 53, 54) findet in allen Fällen und auch 
dann hatt, wenn andere, als die in dem gegenwärtigen Reglement feftgejebten Ge: 
bübren: oder Diäten:Cäte vereinbart fein follten, e3 Mi denn, daß durch bie bethei- 
ligte Behörde oder Privatperfon ein Sachveritänviger, welder die Felbmefler-Prüfung 
beitanden hat, zur endgültigen Feſtſetzung der Liquidationen ausdrücklich bejtimmt 
ift und ver Feldmeſſer der Ketfenung feiner Liquibationen durch diefen Sathverftän: 
digen mit gänzlichem Ausſchluſſe der Reglements:Beftimmungen ſich rechtsgültig unter: 
00 


en bat. 
ern, den 1. Dezember 1857. 
Der Minifter für Hantel, Gewerbe und Der gmang Dinite. 
öffentliche Arbeiten. von Bodelſchwingh. 


ge. von der Heydt. 
Minifterium für die —S Angelegenheiten. 
von Manteuffel I. 


Beilagen ©. zu A. VIIL n. 78. 


1. BD. v. 5.Mai1838 wegen Einführung eines gleihmi igen Ber: 
fabrens bei der Inſinuation der rihterlihen Ertenntniffe und bei 
Einlegung der Redtsmittel. (G-S. ©. 273.) 

Wir Friedrich Wilhelm 2c. finden Uns bemogen, jur Einführung eines gleid- 
mäßigen Verfahrens bei der Infinuation richterlicher Erkenntniſſe und bei der Einle⸗ 
gung der dagegen zuläffigen Rechtsmittel, auf den Antrag Unjeres Staatömin. und 
nad erfordertem Gutachten einer aus Mitgliedern des Staatsraths ernannten Kom: 
miffion, für alle Provinzen Unferer Monarchie, in melden die Allgemeine Gewerbe: 
Ordnung Geſeyeskraft hat, zu verorbnen, mie folgt: 

zjnnuafion der Erlenntnifie an die Parteien felbit. 

$. 1. Die Borjchrift des $ 37. der BO. v. 1. Juni 1833 über den Mandats, 
den ſummariſchen und den Bagatellprozeß foll fortan in allen Eivilprozefjen zur 
Anmerbung gebracht werben. 

Es foll daher die Inſinuation von Erfenntnifjen, Kontumazial:, Agnitionz:, Puri: 
filationsRefolutionen, Praͤkluſions⸗ und Adjupdilationsbefcheiden in der Regel binnen 
acht Tagen nad) Abfaflung oder Publikation derfelben nicht bloß an die Stellvertreter 
der Parteien, fondern aud an biefe ſelbſt erfolgen. Die Parteien erhalten Ausferti- 
gungen, die Stellvertreter Abjchriften derfelben. 

8. 2. Die bei PBublilation und Yufertigung von Erlenntnifien, Refolutionen und 
Beſcheiden bisher worgejchriebene Belehrung der Parteien durch den Richter über die 
ihnen zuftändigen Rechtsmittel wird hierdurch allgemein aufgehoben. 
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Die fie zu bewirken. WW 
$ 3. Die_Infinuation der Erkennmiſſe ꝛc. an die Parteien iſt auf dieſelbe 

Weiſe, wie die Inſinuation der Vorladungen, nach Vorſchrift der AED. Th. J. Tit. 

7. 8 19. ff. zu bewirken. Es treten jedoch nachſtehende nähere Beſtimmungen ein: 
a) Sind Litiskonſorten vorhanden, fo iſt die Ausfertigung des Erkenntniſſes :c. 

nur Einem berfelben zuzuftellen. Die übrigen Theilnehmer find hiervon unter 

Aeifügung einer Abjchrift des Tenors der Entſcheidung zu benadirichtinen. 

Die enadrihtigung, kann auch durch eine Kurrende geſchehen. Bei Litislon⸗ 

ſorten, welche zur Verhandlung des Prozeſſes Deputirte aus ihrer Mitte be⸗ 
ſtellt haben, erfolgt die Zuſtellung nur an dieſe. 

b) di der Aufenthaltsort einer Partei unbelannt, hat insbeſondere im Laufe tes 

rozeſſes nach der Anzeige des mit der Inſinuation beauftragten Beamten 
eine Partei ihre bisherige Wohnung aufgegeben und über ihren neuen Auf: 
enthalt feine Nachricht zurüdgelafien, fo erfelgt die Publilation des Erfennt: 
niſſes 2c. durch einen öffentlihen Anhang an der Gerichtsftelle. Hat das Gr: 
fenntniß ıc. vierzehn Tage lang ausgehangen, fo ijt die Infinuation für bewirkt 
anzunehmen. 

c) Eine gleihe Art der Snfinuation ($ 3. b.) findet ftatt bei Präflufien: 

Peg umd Kontumazialerkenntnifien, welche auf eime Cdiktalladung er: 

angen find. 

In Parteien, welche nicht am Orte des Gerichts oder in deſſen nächſter Um: 

gebung fich aufhalten, erjiet die Zufendung durch die Poft. Der Nachweis 

der Infinuation wird durd ein Poſt-Inſinuationsdokument geführt (Inſtruktion 

v. 24. Juli 1833, 8 42). Daflelbe muß außer ber Quittung des Empfänger: 

das Atteſt eines vereideten Poftboten über die gehörig erfolgte Zuftellung ber 

verſchloſſenen Ausfertigung unter Beivrüdung eines Amtsſiegels enthalten. 

Zufendungen in das Ausland werden, wo dies zuläffig ift, auf gewöhn⸗ 
lihe Weiſe relommandirt. 

Wenn das Erfenntniß x. von der Poſt als unbeftellbar zurüdgeliefert 
wird, fo tritt ver Aushang deſſelben nad der Beitimmung unter lit. b. ein. 
e) Wenn die Partei im Bublilfationstermine oder nad deſſen Abhaltung erflärt, 

„daß fie die Zuftellung einer Ausfertigung des Erkenntniſſes nicht verlange“, 

eben fo, wenn fie daflelbe anzunehmen oder einen Empfangſchein zu ertbeilen 

verweigert, fo vertritt die darüber aufgenommene Regiltratur oder Die Anzeige 
des mit der AZuftellung beauftragten Beamten die Stelle der Inſinuation. 
s 4. Die Infinuation an den Stellvertreter einer Partei genügt: 

a) wenn der Stellvertreter die Gerechtſame einer parte! vermöge einer geieblichen 

Vorſchrift wahrzunehmen hat, als fistalifhe Behörde, Magiltrat, Vormund, 
. Kurator, Vorſteher u. f. w.; oder Ä 

b) wenn derfelbe zur Empfangnahme des Erkenntniſſes ausdrüdlich beauftragt 
worden ift, es fer in der Prozeß⸗ oder in einer befondern Vollmadıt, deren 
Beglaubigung es jedoch nicht bedarf; 

c) wenn die Partei ſich im Auslande an einem Orte befindet, wohin relomman: 
birte Zufendungen durch die Poſt nicht Itattfinden. Hat die Partei in dieſem 
Falle keinen Stellvertreter beftellt, fo wird ihr ein Mandatar von „Ami aivegen 
zugeordnet, der ihre Gerechtfame gleih einem Kurator, $ 1003. Tit. 18. Tb. 
II. des A. L.-R. nad pflichtmäßigem Ermeflen wahrzunehmen bat, ohne daß 
jedvod die Einleitung einer fürmlichen Kuratel erfolgt. 


| Anfang der Friſt zur Cinlegung der Rechtsmittel. 

‚85. Der Lauf der gefeblichen Frift zur Einlegung des Rechtsmittels der Appel: 
lotion, der Reviſion und der Nichtigleitöbefchwerde, imgleihen des Rekurſes wider 
Erlenntniſſe und der Reftitution gegen Kontumazial und Präflufionsbeiheide, beginnt 
mit der Inſinuation des Erkenntniſſes ꝛc. an die Partei. 

Ausnahmen. 
8.6. Eine Ausnahme tritt ein: 
J): in den Fällen des $ 4, 


d) 
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Die Friſt beginnt in dieſen Fällen mit der Inſinuation an die dort bezeichneten 
Stellvertreter der Parteien. 
we 2) in den Fällen des $ 3. b.undc., wenn ein Aushang an öffentlicher Gerichts: 
©. ftelle die Stelle der Inſinuation vertritt. 
MA Die Frift beginnt bier erft mit dem Ablauf des für ven öffentlichen Aushang 
beftimmten vierzebntägigen Zeitraums. 

3) in Bagatellfadhen. 

Die Frift beginnt mit dem angeitandenen Termine, in welchem da3 mit ver Vor: 
ladung verbundene Mandat wegen Nichterfcheineng des Verklagten in die Kraft eines 
Kontumazialertenntniffes übergegangen ift. 


Dauer der Frilt zur Einlegung der Rechtsmittel. 

5 7. Die in den 8 21. und 22. der BO. v. 14. Dez. 1833 beftimmte Friſt 
von ſechs und zwölf Wochen zur Cinlegung des Rechtsmitteld der Appellation, Revi- 
fion und Nichtigleitsbeſchwerde findet auch Anwendung auf die Einlegung des Rekurſes 
gegen Erlenntniffe der ordentlichen Gerichte, | 

K.O. v. 8. Aug. 1882, (G.:5. ©. 199); 
N 10, der BD. über die Erelution in Civilfadhen vom 4. März 1834, (G.S. 


5 3. Ki 2. Tit. 14, Th. L der AGD. und des $ 110. des Anh. ; 
und auf die Einlegung des an das vorgeſetzte Minifterium guläigen Relurfed gegen 
definitive Sutjheibungen ber Kommiffionen und der ihre Stelle wertretenden Regie⸗ 
rungsabtheilungen,. 

en Da bes Rechtömitteld der Reftitution gegen Kontumazials und Präflu: 
ſionsbeſcheide verbleibt e3 bei ver bisherigen Friſt von zehn en. 

‚8. In niurienfaden finden nur die Borfchriften der 88 1. bis 4. diefer BD. 
Anwendung; in njehu der Friſten zur Einlegung der Rechtsmittel bewendet es 
bei den beitehenden —— 

8.9. Der Tag der Inſinuation wird bei allen Friſten nicht mitgerechnet. 


Einlegung eines Rechtsmittels bei der ungehbrigen Behörde. 
g. 10. Die Tri zur Cinlegung jedes zuläffigen Rechtsmittels ift gewahrt, wenn 
dafielbe innerhalb des gefeplich dazu beitimmten Termins bei einer derjenigen Gericht3: 
bebhörden angebracht wird, pi deren Reſſort die Sache in der erjten oder in einer höhe: 
ren Inſtanz ganz oder theilmeife gehört. 
‚Hat vie Marke ſich —— an eine andere inlompetente Juſtizbehoͤrde gewandt, 
fo ift die legtere verpflichtet, da8 Geſuch von Amtöwegen fofort ar das betreffende 
Gericht zur weiteren Berfügung abzugeben, Der Bartei wird jedoch die Be von ber 
grälentation des Geſuchs bei der infompetenten Juſtizbehörde bis zur Präfentation 
i dem gehörigen Gericht nicht angerechnet.) 
.10. ift aufgehoben durch die nachſtehend unter 2. abgedrndie BO, v. 21, Juli 


Präktufiviiche Frift zur Rechtfertigung der Appellation. 

. 11. Iſt im ordentlichen Brozefie (AGO. Th. I. Tit. 14.) mit der Anmeldung 
des Rechtsmittels der Appellation nicht zugleich die Rechtfertigung derfelben erfolgt, 
fo wird der Appellant ohne Unterſchied der Fälle, ob er neue Zhatfadhen oder Be⸗ 
meismittel anzuführen hat oder nicht, zu einem Termine vorgeladen, um die Redhtfer: 
tigung ber Appellation zu Brototoll zu erklären oder die Rechtfertigungsichrift (Appella- 
Hand ht) zu überreihen. Die Vorladung zu diefem Termine erfolgt unter der 

ermarnung: 
„Daß, wenn ber Appellant nicht erſcheinen follte, angenommen werben würde, 
er wolle ſich Iediglih auf die Verhandlungen der eriten Inſtanz berufen.” 
Der Appellat ilt von diefer Baden zu beegeeguigen 
Der Termin muß nad Beichaffenheit der Sache jo abgemeſſen werden, daß dem 
Appellanten eine Friſt von vier bis act Wochen frei bleibt. Die Verlegung des 
Termins findet, in fofern der Gegner nicht einmilligt, nur einmal, und nur dann 
Statt, wenn diefelbe unter Angabe und Beicheinigung der Hinderungsurfachen jpäte: 
tens im Termine felbit nachgefucht wird. 
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Aufhebung der bisherigen entgegenftehenden Borjchriften. 
$. 12. Alle diefen Beitimmungen entgegenſtehende Vorſchriten ber bisher er⸗ 
gangenen er⸗ werden aufgehoben. 
Urkundli 
Gegeben Berlin, den 5. Mai 1838. 
(L. 8. Friedrich Wilbelm. 


u Mifting., v. Kamptz. Mübler. 
laubigt. Für den Stantäjekretkr. Düesberg. 


©. r En v. 21. Juli 1843, betr. die Einlegung der Rechtsmittel. 

Mir Friedrich Wilhelm ꝛc. haben Uns die Bedenken vortragen laflen, weidhe aus 
der Vorſchrift des $ 10. der VO. v. 5. Mai 1838 wegen Einführung ein —A 
mäßigen Verfahrens bei Inſinuation der Erkenntniſſe und bei Einlegung ji 
mittel in Beziehung auf die Dallitredung ergangener Urtbeile und die —E 
ihrer Nett entitanden fi Ind 

Befeitigung dieſer edenken verordnen Wir auf den Antrag Unſeres Staats: 
Min. und nad) erfordertem Gutachten einer aus Mitgliedern des Staatsraths ernann- 
ten Kommiſſion für alle Landestheile Unferer Monarchie, in welchen die AGO. Ge⸗ 
ſebesaſt hat, was folgt: 

Die Friſt zur Einlegung jedes zuläffigen Rechtsmittels iſt nur dann ge 
wahr Denn baflelbe innerhalb der get dazu beftimmten Zeit bei demjenigen Ge⸗ 
richte angebracht wirb, welches das Erkenntniß erfter Inſtanz abgefaßt hat. 

Sn uöeinanberjebungafad en ift das Rechtsmittel ſtets bei den bie Auseinan- 
berjegung leitenden General : Kommiffionen oder den ihre Stelle vertretenden Regie⸗ 
rungs⸗A theilungen anzumelden. 

Nur vieleni e Behörbe, bei welcher hiernach das Redtämittel angebracht werben 
muß, iſt die N tölraft eines Erkenntniſſes zu atteftiren befug 

.2. Der Appellationsrichter hat das von ihm abge le Erkenntni Beh 
der nfinuation an bie Barteien, an biejenige Behörde, bei welcher Das tömıttel 
anzubringen iſt ($ 1.), zu übe ereen. 

Nur die Mittheilung der Abſchriften des u entnifed an die Mandatarien Tann 
durch den Appellationärichter unmittelbar erfolgen. 

8.3. Mle der gegentwärtigen De entgegenftehenve gejeplice « Deftimmungen, 
namentlih der $ 10. der BD. v. 5. Mini 1838, die Ordre v 13 1839 und bie 
Ordre v. 8. Auguft 1832 Nr. 2. erden aufgehoben. 

Urkundlich 2c 

Gegeben Sand ben 21. Juli 1843. 

(L. 8. 


rieprih Wilhelm. 
v. ann übler. v. Savigny. 
Beglaubigt: Boruemann. 


Beilage B. zu A. X. n. 16. 


G. v. 8. April 1847 über das Derfabren. bei Romvetenafonflitten 
zwifhen den Gerihten und Verwaltungsbehörden. (8.:5 170.) 

Wir Friedrich Wilhelm ꝛc. verorbnen über das Verfahren bei Sompetensthnflitten 
zwiſchen den Ger. und ermaltungäbehörben, auf den Antrag Unjeres Staats: Min. 
und nad) vernommenem Gutachten Unſeres Staatsraths, für den ganzen Umfang ber 
Mongrchie, was folgt: 

8 1. Die niſcheidung der Kompetenzkonflikte zwiſchen ven Gerichten und den 
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Verwaltungsbehörden wird einer aus bleibenden Mitgliedern zu bildenden Behörde 
übertragen, e unter dem Titel: 

„Gerichtshof zur Entſcheidung der Kompetenzkonflikte“ 
beſtehen ſoll, 


1) aus dem gräftbenten des Staatsrathg, 

2) aus dem Staatsfelretair und neun anderen Mitglievern des Staatsraths, von 
denen Fünf Yuftiz- Beamte, die übrigen Bier aber Verwaltungsbeamte fein 
müflen. Diefe Mitglieder werden von Uns auf den Vorſchlag des Präfiventen 
des Staatsraths ernannt. 

$. 2. In rechtskräftig von den Gerichten entſchiedenen Sachen kann ber Kompe: 
tenzlonflift nicht mehr erhoben werben; eben fo wenig findet derjelbe noch Statt, wenn 
in einem Prozeſſe, bei welchem eine Verwaltungsbehoͤrde als Partei betheiligt ift, die 
von berfelben aufgeltellte Präiubiglaleinrebe ber Unzuläfligleit des Rechtsweges rechts⸗ 
fräftig verworfen worden tft. 

. 3. Bur Erhebung des Kompetenzlonfliltes find nur die Central: und bie 
Provinzial » Berwaltungsbehörven befugt. Hält eine untere ‚Dermaltungäbebärbe in 
einer zu ihrer Renntnik kommenden Rechtsſache vie Erhebung des Kompetenztonflilts 
für erforverlih, fo bat fie hiervon fofort der vorgeſetzten Dienjtbehörve Anzeige zu 
ma 


en. 

$. 4. Die Erhebung des Kompetenzlonflilt3 erfolgt durch Ueberjendung eines 
darüber abzufafienden motivirten Beſchluſſes der Verwaltungsbehörde an das Gericht, 
mit der Erflärung: 

daß der Kompetenztonflift erhoben werde, 
und mit dem Antrage: 
bas Nechtönerfahten bis zur Entſcheidung über denfelben einzufielen. 
Befteht die Proninzialbehörde, welche den Konflikt erheben will, aus mehreren 
Abtheilungen, fo muß der Beſchluß vom Plenum derſelben gefaßt werben. 

.5. Sobald der Konflikt auf diefe Weife ($ 4.) erhoben ift, ſtellt das Gericht 
das Nechtöverfahren durch einen Bejcheid, gegen welchen fein Rechtsmittel zuläffig ift, 
einitweilen ein, und fertigt dieſen Beſcheid, nebit einer Abfchrift des Beſchluſſes ber 
Berwaltungsbehörbe, den bei der Sache betheiligten Privatparteien mit dem Eröffnen 
zu, daß ihnen freiftebe, fich binnen einer PBräklufivfriit von vier Wochen über den 
SKompetengztonflikt fchriftlich zu erflären. Eine ſolche Erflärung muß von einem Recht: 
anwalte unterzeichnet jein, und nebſt einer Abjchrift derſelben eingereicht werben. 

8.6. Nah ya Eingange der Erflärungen der Barteien läbt das Ger. die Ab: 
ſchriften derfelben der Berwaltungsbehörve ($ 4.) zuftellen, und reicht ſodann die Alten 
mit jenem Öutachten dem Juſt.Min. ein. 

ft binnen der vierwöchentlichen Friſt ($ 5.) feine Erllärung eingegangen, fo hat 
das Gericht hiervon die Verwaltungsbehörde zu benachrichtigen, und erit alsdann bie 
Alten an den Juſt.⸗Min. zu befördern. 

—* Sit die Sache bei einem Unter-⸗Ger. anhängig, fo erſtattet daſſelbe den gut: 
achtlichen Bericht ($ 6.) an das vorgejeßte Landes Jult.Rollegium, welches ihn, unter 
Beifügung feines Gutachtens, dem —— uberreicht. 

.8. Im Bezirke des Appellationg : Gerichtshofes zu Köln treten in dem vor: 
ftehend (88 4—7.) angeoroneten Verfahren folgende weich gen ein. 

Wird in einer bei einem Friedens⸗Gericht anhängigen Sache der Kompetenztonfüt 
erhoben, fo iſt der im $ 6. gedachte Bericht von dem Friedensrichter an den Ober: 
N NE ec Ger. zu erftatten, und von diefem alsdann gutachtlich an ben 

Min. zu berichten. 

ft dag Rechtöverfahren bei einem Land-Ger. oder bei dem Appellationz : Ge- 
richtshofe anhängig, jo bat die Verwaltungsbehörde das Schreiben, mit weldem fie 
den Beſchluß über die Erhebung des Konflikts mittheilt ($ 4.) nicht an das Ger,, 
fondern an ben bei demjelben angeftellten Ober-Prokurator oder Gen.-Prokurator zu 
richten, welcher dem Gericht fofort davon Mittheilung zu machen und, nad Abfaljung 
des gerichtlichen Beſcheides, durch den das Rechtäverrahren eingeftellt ift (8 5.) alle 
übrigen, har den 85 5. und 6. den Gerichten vorgeſchriebenen Handlungen vorzu: 
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Dem an den Kult.» Min. zu erftattenden Berichte hat der Ober : Brofurator oder 
Gen.⸗Prokurator ftatt der Ger.Akten die von den Parteien einzufordernden Alten ver: 
jelben, oder mwenigftens die Ladung, ferner den Beichluß der Verwaltungsbehörde über 
die Erhebung des Konflilts ($. 4), den Beſcheid des Ger. ($5.), die etwa eingegan- 

enen Crllärungen der Parteien, und bie mit der Verwaltungsbehörde nad) 8 6. ge 
4 Korreſpondenz beizufügen. 

8. 9. Die Provinzial⸗-Verwaltungsbehörde iſt verpflichtet, ſobald fie won dem 
Gericht entweder die Erklaͤrungen der Parteien oder die Benachrichtigung empfangen hat, 
daß dergl. Erklaͤrungen nicht eingegangen find ($ 6.), unter Ueberreihung der Alten, 
an den beteiligten DBerwaltungschef gutachtlich zu berichten. 

. Der AYuft.: Min. jendet die ihm eingereichten gerichtl. Alten (8$ 6., 8.) 
nebjt feinen Bemerkungen über den Konflikt, wenn er ſolche beizufügen für nöthig er- 
achtet, an den im $ 1. genannten Gerichtshof und fest davon den betheiligten Ber: 
waltungschef, unter Mittheilung jener Bemerkungen, in Kenntniß. 

. 11. Grachtet der Verwalfungschef den von der Provinzialbehörve erhobenen 
Kompetenzkonflikt für nicht begründet, fo hat er davon den Gerichtähof ($ 1.) mit der 
Erklaͤrung, daß der Antrag auf Einſtellung des Rechtsverfahrens zurückgenommen 
werde, zu benachrichtigen. Der Gerichtshof ſendet alsdann die Alten dem Juſt.⸗Min. 
zurück, und dieſer veranlaßt den Fortgang des Rechtsverfahrens. 

. 12. Hält dagegen der Verwaltungschef den Kompetenzkonflikt für begründet, 
jo fteht ihm frei, dem Gerichtshofe auch feine Bemerkungen zu überjenden; er bat 
biefelben aber dann auch dem Yuft.-Min. mitzutheilen. 

. 13. Die bei dem Gerichtshofe eingegangenen gerichtl. Alten (8 10.) werben 
dem Referenten zugeitellt, ſobald entweder eine Erklärung des betheiligten Verwal⸗ 
tungschefs eingegangen, ober eine achtwöchentliche Frift feit dem Tage verfloffen iſt, 
an welchem der Verwaltungsbehörde vie quieht eingegangene Erklärung der Parteien, 
oder dag Benadhrihtigungstähreiben des Gerichts, dap keine ſolche Erklärungen einge: 
gangen find Ra, zugeftellt worden ift. 

$. 14. Die Entiheidung des Gerichtöhofes erfolgt auf den ſchriftl. Vortrag 
eine3 Referenten und eines Korreferenten. Zum Referenten kann einer ber beim 
Staatsrathe angeitellten Geh. Referenvarien oder kommiſſariſchen Hilfsarbeiter ernannt 
werben; ein Stimmrecht fteht jedoch einem ſolchen Referenten nicht zu. 

. 15. Zur Abfaflung gültiger Erkenntniſſe des Gerichtshofes ift die Theilnahme 
von denigſtens ſieben Mitgliedern, mit Einſchluß des Vorligenden, erforderlich. 

. 16. Der Juft.:Min., jowie jeder der beteiligten Verwaltungschefs, ift befugt, 
zu den Berathbungen des Gerichtähofes einen Rath jeines Depart. a 2porbnen, welcher 
nöthigenfall3 über die Sache nähere Auskunft zu geben bat, an ber Entſcheidung aber 
nit Theil nimmt. 

. 17. Das Erk. des Gerichtähofes ift mit den Entſcheidungsgründen unter der 
Unterjhrift des Vorfigenden auszufertigen, und dem Juſt.-Min., ſowie dem betheilig- 
ten Berwaltungschef zur Mittherlung an das Ger. und die Verwaltungsbehörde zu: 
äuftelen. Das Ger. hat den Parteien da3 Erf. befannt zu machen. Die ent: 
a folier Erf. bleibt dem Ermeſſen des Yult.-Min., vie der Verwaltungschef3, 
überlaſſen. 

8. 18. Iſt die Entſcheidung 6 17.) gegenwdie Zueſun des Rechtsweges aus: 
—3— ſo hat das Gericht das Rechtsverfahren aufzuheben, die gerichtl. auben nieder: 
zuichlagen, und bie etwa ſchon bezahlten zu eritatten. Zur Gritattung außerger ichtl. 
Koften iſt in einem folhen Falle teine der Parteien verpflichtet. 

. 19. Durch Erhebung des Kompetenzlonfliit3 wird der Lauf der Präkluſiv⸗ 
friften im Prozeffe gehemmt, auch ift die Grefution bid zur Entſcheidung über den 
Kompetenztonflift unzuläffig. 

$.29. Der im $ 1. angeorbnete Gerichtshof hat auch über ſolche Streitigkeiten 
zwifchen den Gerichten und VBerwaltungsbehörden zu entſcheiden, bei welchen eine jede 
her beiden I en fih in der Sache für infompetent, und dagegen die andere für 

mpetent . 

$. 21. Den Berwaltungsbehörden find in den vorftehenden Beitimmungen 

(88 1—20.) die Auseinanderjegungs:Behörden gleich zu achten. 
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$. 22.. Alle bei Publik. dieſes G. noch nicht entſchiedenen Kompetenzkonflikte 
werden dem im 8 1. angeordneten Gerichtshofe zur Entſcheidung überwieſen. Die 
Vorſchriften der 85 5 — 13. finden jedoch nur auf diejenigen von dieſen Sachen An: 
wendung, in welchen die Alten bei dem Juſt.Min. noch nicht eingegangen find. 
hob $. 23. Alle dieſem Geſetze entgegenſtehenden Vorſchriften werden hiermit aufge: 
oben ꝛc. 


Urkundlich ꝛc. 
riedrich Wilhelm. 
Frh. v. Müffling. v. Boyen. v. Savigny. v. Bodelſchwingh. Gr. zu Stolberg. 
Uhden Düesberg. 


. d. 
Beglaubigt: Bode. 


Beilage E. zu A. X. n. 38, 


Inſtr. des K. M. d. Inn. für Gew, Ang., der Iz., d. Finanzen u. des 
Königl. Haufes, Gen.:B. für Dom. und Forften v. 12. Oft. 1835 wegen 
bes ſchiedsrichterlichen Verfahrens zur näheren Beftimmung ber $$ 31 
bi3 34 der BO. v. 30. uni 1834 x. Oi. Bd. 19. ©. 975). 

Anwendbarkeit der vorliegenden Inſtrultion. 

$. 1. Die Vorſchriften diefer gut beziehen fi nicht nur 

1) auf das ſchiedsrichterliche Verfahren, welches wegen der Yandestheile, ‘die eine 
Zeitlang zum vormaligen Königreihe Weftphalen, dem Großherzogthbume Berg 
und den one. Depart. gehört haben, in den Gefeten v. 21. April 1825 
über die den Grundbeſitz betr. Rechtöverhältniffe angeoronet, und in der BD. 
v. 30. Juni 1834, wegen bes Geichäftsbetriebs in Angelegenheiten ver Ge⸗ 
meinheitstheilungen ꝛc. beitätigt ift, fondern auch 
auf die in dem & 31. der letztgedachten BD. bezeichneten Fälle zur meiteren 
Anwendung jeried Verfahrens. Sie können auf andere Faͤlle nicht bezogen 
werben, find aber für alle 8. Gen. : Kommiffionen und die in der Provinz 
Preußen an deren Stelle tretenden Regierungen, ſowie überhaupt für alle 
Auseinanderſetzungs⸗Behörden verbindlich, und treten rüdfichtlich der oben zu 
1. gedachten Lanvestheile an die Stelle der Inſtr. v. 31. Oft. 1825, melde 
hierdurch in fofern, als die Beitimmungen derſelben im Yolgenden nicht über: 
nommen ober ausdrüclich beitätigt find, außer Kraft geſetzt wird. 

Mer das Ichiedsrichterlihe Verfahren einleitet. 

8. 2. In den’ Fällen, für welche die Geſetze das ſchiedsrichterliche Verfahren be 
reits ausprüdlih worgefchrieben haben, leitet der mit der Augeinanderfeßung beauf: 
tragte Kommiflariug daflelbe ohne weitere Rüdfrage ein. Es bleibt jedoch nad nähe: 
rer Beitimmung des 8 105. der BD. v. 20. Juni 1817 und des 8 17. der BO. v. 
30. Juni 1834 feinem pflihtmäßigen Ermeſſen überlaffen, den Zeitpunkt zu beitim: 
men, wo baflelbe nad) dem ange und der Lage ber Auseinanderfegung nothwendig 
oder zwedmäßig wird. In allen andern Fällen aber, wo er die Einleitung bes 
ſchiedsrichterlichen Verfahrens zwedmäßig findet, (BO. v. 30. Juni 1834, 8 31. lit. e.), 
oder die eien darauf antragen, liegt ihm ob, ver leitenden Behörde unter Bei- 
fügung feines Gutachten? davon Anzeige zu machen, und die Anweiſung verfelben zu 
erwarten. Auch veriteht e3 ſich von Valor, daß dieſe Behörde in denjenigen Fällen, 
in welchen der Vorſchlag dazu ober der Antrag in der Appellationds oder Rekurs⸗ 

ftanz gemacht wird, die Beitimmung darüber rejp. dem Revifions-Kollegio oder dem 
etr. Min. des Ra anheim zu gen bat. oo 

Um allen Aufenthalt der Höpeibungen wegen bed nachzuholenden ſchiedsrichter⸗ 
lichen Berfahrens zu vermeiden, haben die Spruchbehörden und deren Referenten vie 
ihnen nad 88 3. und 4. Tit. 13. THl. I. ver AGO. obliegenden Pflichten wegen un- 
verzüglicher Brüfung der Bollitänvigleit der Verhandlungen und Verbeflerung der 
hierbei wahrgenommenen Mängel, auch wegen der Frage: 


2 


u. 
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ob jenes Verfahren zweddienlich in Anwendung zu bringen iſt? 
mit befonverer Sorgfalt zu beobachten. . 

Insbeſondere bei Beurtheilung der Eigenfchaften eines neuen Erwerbers. 

. 3. Wenn es n 24. und 27. des Geſetzes v. 21. April 1825 wegen der 
den Grundbeſitz betr. Rechts : Berhältniffe in den Landestheilen, welche eine Zeitlang 
zum Königreihe Weſtphalen gehört haben, auf die Beurtheilung ver Eigenfchaiten 
des neuen Erwerbers eines bäuerlihen Grundſtücks anlommt, gebührt die Anordnung 
und obere Direltion des jchiensrichterlichen Verfahrens den General⸗Kommiſſionen aud 
in ben Fällen, wenn die Hauptfache bei den ordentlichen Gerichten anhängig it, und 
legtere haben die eriteren deshalb zu requiriren. 

Insbeſondere in Fällen eines en gen Verfahren. 

8. 4. In den Fällen eines kontradiktoriſchen Verfahrens bleibt bie Zuziehung 
der Schiedsrichter, ber gel nad, ausge etzt, bis der Status causae et controver- 
siae regulirt iſt. Es bleibt aber dem Ermeſſen des Kommiſſarius überlafien, vielel: 
ben ſchon bei der worbereitenden Inſtruktion zuzuziehen. Died muB insbefondere dann 

en. wenn es jich bei derſelben von der Ermittelung mannigfaltiger Zolal-Ber: 
ille handelt, welche auf die fchiedsrichterliche Entfcheivung von Einfluß find. 
itung des ſchiedsrichterlichen Verfahrens. on 

5 5. Das _fchiedsrichterlihe Berfahren muß immer von einem Kommiſſarius 
der inanberfegungs + Behörde als Inſtruenten geleitet werben, ver Regel nad, 
durch denjenigen, welchem bie Leitung ber Hauptiache zuſteht; der Behörde bleibt 
e3 jedoch überlaflen, für jenes Geſchäft einen befonderen Kommiflarius zu er 
nennen. 

Fälle, in welchen das fchiebsrichterliche Verfahren nach dem Ermeſſen ber 

Behörden eintreten kann. 

8.6. Auch in den Fällen, wo die BD. v. 30. Juni 1834, $ 31. lit. o. bie 
Einleitung des ſchiedsrichterlichen Verfahrens dem Ermeilen der Behörden überlaften 
bat, find e8, im Sinne der über das Auseinanverfegungs-Berfahren gegebenen Zar: 
Ihriften, nicht die End-Urtheile über das, was die Parteien einander zu leiften und 
zu gewähren haben, vielmehr nur gewiſſe Borfeagen, auf die es bei jenen Entſchei⸗ 
dungen anlommt, welche ben egenttand der von Amtöwegen zu veranlaffenden ſchieds⸗ 
nern Ausiprühe ausmachen; wornehmlid wegen folder Gegenſtände, wobei es 
auf Einnehmung des Augenſcheins oder auf Schäbungs-Gegenitände anlommt, welde 
bie fachverjtändige Ermittelung, Auffaflung und Würdigung mannigfaltiger Lolal-Ber: 
bältniffe und deren ſachverſtaͤndige Kombination und Anwendu ejadem, überhaupt 
jolde ragen, welche Bormurf des Gutachtens blonomifcher © veritändigen find, 
und rüdjichtlich welcher die Behörden bei ihren Entſcheidungen der Regel nah auf 
das Gutachten der mit der Bearbeitung der Sache beauftragten Delonomie-Kommifla: 


rien fußen. 
—* ſchiedsrichterliche Verfahren kann ferner auf ſolche Gegenſtände gerichtet 
werben, über welche noch andere Techniker als Delonomie-Berftändige mit ihrem Gut: 
achten zu hören find, Es bleibt der leitenden Behörde überlaffen, ſich felbit der Be: 
urtheilung zu unterziehen, ob eine ſolche Vorbereitung des ſchiedsrichterlichen Ausſpruchs 
nöthig iſt, und folche ihrerſeits anzuoronen, oder den Schiedsrichtern ſowohl die Prü- 
fung der Nothwendigkeit oder Zwedmäßigfeit einer ſolchen vorgängigen Bernehmung, 
als deren Veranlaſſung anheim zu geben. Auch bei denjenigen Seftiepungen , welde 
bie Auseinanderjegungs-Bebörben obme kontradiktoriſches Verfahren, 3. B. wegen ber 
Einrichtungskoſten bei gutzherrlich-bäuerlichen Regulirungen und Ablöfungen, zu tref: 
fen haben, find fie nad ihrem Ermeflen auf fchiedsrichterliche Ent gan der öfono: 
miſch⸗techniſchen Vorfragen zurüdzugehen ermächtigt. Da es ſich endlich bei ben 
—— en beren eranlalfung dem Ermefien der Behörden über: 
laſſen ift, lediglich von Vorfragen Behufs der von Letzteren zu treffenden Enbslirtheile 
ndelt, fo bleibt auch ber Beſchluß über die Veranlaflung des ſchiedsrichterlichen 
Verfahrens, unabbäng: von den. hierauf gerichteten Anträgen der Parteien, lediglich 
ihrem Ermeſſen überlafien. 
‚  Lbliegenbeit des leitenden Kommiflarü. 
8. 7. Der mit ber Bearbeitung der Hauptiache oder zur Direltion bes ſchieds⸗ 
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richterlichen Verfahrens beſonders ernannte Kommiſſarius ift im Allgemeinen verbun: 
den, auf die Vollitändigleit der Behandlung des Gegenitandes und _auf die Gefegmä- 
Gigfeit der Form zu ſehen. Ihm liegt es ob, die Ernennung der Schiedsrichter gleich 
ber der Einleitung diefes Verfahrens, nach näherer Beitimmung des 8 32. der BD. 
v. 30. Zuni 1834 zu veranlafien. 

Verſagen fich bie Barteien in einer ihnen zu beſtimmenden Bräflufiofrift der ihnen 
zuftändigen Wahl der Schiedsrichter, fo ernennt der Kommiſſarius ſolche für den ver: 
weigernden Theil aus den Kreis:Verorbneten. 

Eigenſchaften ver Schiebsrichter. 

A 8. Diefelben Gründe, weshalb ein Zeuge ald Beweiszeuge nicht zuläffig iſt, 
oder jeinen Ausfagen keine volle Glaubwürdigkeil beigelegt werben kann, oder welche 
die Perhorrescenz eines Richters begründen, ftehen auch der Zulaſſung der vorgeſchla⸗ 
genen Schiedsrichter entgegen. en fi) aber die mit einander ftreitenden eien 
über die al3 Schiedärihter und Obmann zuzuziehenden Perjonen vereinigt, jo kommen 
ihre Einwendungen gegen die Perjonen derjelben nur aladann in Betracht, wenn jie 
darthun, daß die hatfahen, worauf diefe Einwendungen beruhen, exit ſpäter zu 
ihrer Kenntniß gelangt find. Daſſelbe findet im Pr einer Partei zu demjeni⸗ 

en Schiedsrichter Statt, der als ſolcher von ihr felbit in Vorſchlag gebracht iſt. Die 


ualehung von Perſonen, melden die in SS 227. und 230. unter Nr. 13., 14., 15., 
—8 — 0. Th.L der AGD. genannten Einwendungen entgegen ftehen, iſt immer. 
unſtattha 


Außer den Fällen, in welchen die Einwendungen gegen die Perſon der Schieds⸗ 
tichter entweder durch den Borihlag oder das Einveritänpniß der Parteien erledigt 
find, oder deren Zulaflung gan) unjtatthaft ift, müfien die Parteien ihre Einwendun⸗ 

en, bei Berluft verfelben, vorbringen, wozu ihnen von dem Inſtruenten eine kurze 
Bräftufivfrift einzuräumen iſt. Daſſelbe ift zu beobadhten, wenn von den ernannten 
Schiedsrichtern felbit gewiſſe, ihrer Glaubwürdigkeit entgegenftehende Umftände ange- 
zeigt werden. Findet der Inſtruent Die gegen die Deriönlichten der Schiedsrichter 
angebrachten Erinnerungen gegründet, fo hat derfelbe in dem Falle, wenn ſolche vor 
der Vernehmung angebracht find, die Ernennung anderer, ftatt der abgelehnten Pers 
fonen zu veranlafjen. Syn zweifelhaften Fällen muß er, wenn eine gütlidhe Vereini⸗ 
gung der Parteien über die Zulafjung der vorgeſchlagenen Perſonen ftatthaft, aber 
nicht zu erreichen ift, die Entſcheidung ber vorgejegten Behörde einholen. Dabei ver: 
ftebt Hi von felbit, daß die Aufnahme der ſchiedsrichterlichen Entiheidung ausgeſetzt 
bleiben muß, bis die gegen die Perſonen erhobenen Ausitelungen auf eine ober die 
andere Weile erledigt find. Wegen ber erſt nach Aufnabme der jchiedsrichterlichen 
Entfcheidungen gegen bie Perjönlicpleit der Schiedsrichter und des Obmanns erhobe: 
nen Einwendungen ift im $ 16. das Nähere beftimmt. 

Bereivung berjelben. on 
8.9. Sim. er nicht ſchon als Sachverſtaͤndige ein für allemal vers 
eivet, fo muß dies in gleicher Weife geichehen, wie es wegen ber fonjt bei Prozeß: 
nitrultionen und andern öffentlichen Geſchäften zuzuziehenden Sachverſtändigen vor: 
geichrieben ift. Diefe Vorſchrift ift auch auf die Obmänner anivendbar, doch bedarf 
ed, wenn im Fall des $ 33. der BO. v. 30. Juni 1834 der mit ber eitung der 
Kreisnermittelungs-Behörden beauftragte Landrath als Obmann eintritt, feiner befons 
dern Vereidung deſſelben. u 
Borbereitung der ſchiedsrichterlichen Entſcheidungen. 

$. 10. In allen fyällen, wo e3 auf die Zuziehung von Schiedsrichtern ankommt, 
joll der leitende Kommiſſarius einen status causae et controversiae aufnehmen, und 
zwar in ſolcher Volljtänbigleit, daß die Schiedsrichter ben eigentlichen Gegenftand 
ihres Urtheils und deſſen Zuſammenhang mit der Hauptjache deutlich zu überjehen 
vermögen. Im Webrigen finden wegen ber Inſtruktion der zur ſchiedsrichterlichen 
Entſcheidung verwiefenen Punkte die Beltimmungen $ 104. der BD, vom 20. Juni 
1817 Anwendung. 

Insbeſondere durch fürmliche Beweis-Aufnabme, oder bloß informatoriſche 

en 


erungen. 
$. 11. Die Beweis : Aufnahme wegen der zur ſchiedsrichterlichen Entſcheidung 
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vertviefenen Punkte bleibt jedenfall bis zum BZufammentritt der ſchiedsrichterlichen 
Kommilfion ausgefest; Dem Ermefien verfelben bleibt e3 überlaflen, welche Umſtände 
durch förmlihe Beweis-Aufnahme oder durch andere, zu ihrer Information dienliche 
Mittel aufgellärt werben. Es bleibt insbeſondere den Schiedsrichtern überlaflen, ſich 
diefe dur Rüdfrage bei den Parteien oder bei andern Perſonen, joweit als fie die? 
zu ihrer eigenen Ueberzeugung erforderlih achten, zu _beichaffen. Insbeſondere findet 
das letztere Anwendung, wenn bie fchiedsrichterlihen Ausſpruͤche die förmliche Beweis⸗ 
führung erfegen follen. (ef. 85. bis 8. der Inſtr. v, 31. Oft. 1825). en 
Fällen ift es die Obliegenheit des Kommiflarius, ſich nicht bloß der fürmlichen Be: 
weis» Aufnahme, fondern auf Verlangen der Schiebärichter auch den bloß ſummari⸗ 
Shen Vernehmungen, welche biefelben zu ihrer Ihepatig nötbig erachten, zu unter: 
iehen. Yindet der Kommiffarius bei dem eich uffe der Schiedsrichter über die durch 
** Beweis⸗Aufnahme oder im Wege blos informatoriſcher Erörterung der auf: 
zullävenden Umftände Bedenken, fo liegt e8 ihm ob, die Inſtruktion der Behörde, 
welche das ſchiedsrichterliche Verfahren angeoronet hat, in andern Fallen aber, mithin 
auch in denjenigen, wo ihm felbit die End⸗-Entſcheidung zuftändig ift, die In ien 
der vorgejesten Auseinanderſetzungs⸗Behörden einzuholen. 
Anmendung der Inſtruktion v. 31. Oft. 1825. 

8. 12. In Betreff ver, nad dem Gef. v. 21. April 1825, über die den Grund: 
befiß betr. Rechts⸗Verhältniſſe 2c. in den vormals Königl. Weitphälifhen, Großherzog⸗ 
ih Bergiihen und zu den Bramgöii -Hanfeatifchen Depart. und dem Lippe Depart. 
gehörig geweienen Landestheilen, (.:6. des Jahres ' 

1825, Nr. 938., 88 111., 112., 115., ©. 90, 91, . 

beögl., Nr. 939,, N 89., 90., 92, S. 108, 109 

desgl., Nr. 940., 88 86., 87., 89, ©. 125, 126), 
wegen der Gewährleitung für aufgehobene Rechte, imgleichen wegen der Rückſtände 
an Abgaben und Leiltungen, zur N ebBricterlichen Entſcheidung verwiefenen Punlte, 
behält es bei den deshalb in ber Inſtr. v. 31. uni 1824, 883. bis 9. ilten 
Vorſchriften fein Vemenden, nad welchen fi in den erwähnten Landestheilen die 
enter, als feiten Normen ihrer Ermittelungen und Entſcheidungen, zu ad: 
en haben. 

zn wieweit den Schiedsrichtern Inſtruktionen ertbeilt werden können. 

$. 13. In allen andern zur ſchiedsrichterlichen Entiheidung verwieſenen Fällen 
bleibt es derjenigen Behörde, welche barüber zu beftimmen ben’ ob und in wieweit 
der Gegenftand zum ſchiedsrichterlichen Verfahren zu verweilen ift, überlafien, bie 
Schiedsrichter, je nach dem Bedürfniſſe des Falles über die bei ihren Entfcheidungen 
zu fallenden Geſichtspunkte mit _belehrenden Inſtruktionen zu verjehen. uch bleibt 
e3 den zur Inſtruktion ber Schiebsrichter ermächtigten Behörden überlaffen, den 
Schiedsrichtern beitimmte Anmweifungen zu ertheilen, in welden Grenzen und unter 
we rechtlihen und thatjächlichen Vorausfegungen fie ihr Urtheil abzugeben haben. 
Es verfteht ſich jedoch von felbit, daß ihnen bie bei ihrem Urtheil zum Grunde zu 
legenden ötonomifch-technifchen Grundſaͤtze nicht vorgefchrieben werden dürfen, da dieſe 
ledigli ihrer Weberzeugung und ihrem Gewiſſen überlaffen bleiben. Immer aber 

allen die den Schiedsrichtern zur Entſcheidung vorzulegenden Punkte auf beſtimmte 

ragen gejtellt werben, diefe auch, damit das fachveritändige Ermeſſen der Schier2: 

richter nicht befchränkt werde, nicht über dag Bedürfniß des Falles vereinzelt werden. 
on. dem fchtedärichterlichen Urtbeile und dem Obmanne. 

8. 14. Sind die Schiedsrichter über die von ihnen abzugebenden Entſcheidun⸗ 

en einverjtanden, jo werben biefelben in beitimmten den vorgelegten Sragen ent: 
Fhredhenden Säßen von dem Seren u Protololl verzeichnet, und, beſtimmt 
unterſchieden von diefen Ausſprüchen, die Motive derſelben beigefügt. Es verſteht ſich 
jedoch von ſelbſt, daß der Inſtruent in den Fällen, wenn der Schiedsrichter keine 
nähere Motive ihrer Entſcheidung anzugeben wiflen, als ihre gewiſſenhafte — 

ng, wegen Angabe von Gründen nicht weiter in fie bringen darf, und ihm unter 

inerlei Umftänven erlaubt ift, Gründe zu fuppebitiren, welche die Schiedsrichter nicht 
ſelbſt angegeben haben. 

Sit ein Einverftänbnig der Schiedsrichter nicht zu erhalten, fo hat der Inſtruent 
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ihre abmeichenden Anfichten und deren Motive zu Protokoll zu nehmen, demnächſt 
aber fogleid die Auswahl und Zuziehung eines Obmanns nad) näherer Beftimmun 
des 8 33. der BO. v. 30. Juni 1834 zu veranlaflen. Bei der Zuſammenkun 
defjelben mit den Schiedsrichtern ift zwar zuvörderſt die Vereinigung der legtern und 
des Obmanns über den Ausſpruch zu verjuhen. Der Obmann ift aber in feinem 
Urtheile an die Meinungen der Schiedsrichter nicht gebunden, insbeſondere nicht ver: 
flichtet, fih der Meinung des einen oder des andern anzufchließen, oder ſich innerhalb 

der Grenzen der Angaben zu halten, um melde die Schiedsrichter bei dem unter 

ihnen ftreitig gebliebenen Degenitande von einander abweichen. Iſt eine DVereinigun 
der Schiedsrichter und des Obmanns nicht zu erreichen, fo muß die —I na 
dem Ausſpruche des Obmanns, unter Angabe der von demſelben zur Widerlegung 
der abweichenden Meinungen der Schiedsrichter und zur Motivirung ſeiues Ausſpruchs 
angeführten Gründe, niedergeſchrieben werden. 

Einwirkung des —— auf die ſchiedsrichterlichen Urtheile. 

8. 15. Der Suftruent muß allen und jeden Berathungen der Echiedsrichter unter 
einander und mit dem Obmanne beimohnen. Ceine Einwirkung auf die ſchiedsrich⸗ 
terlihen Urtheile beſchraäͤnkt ſich aber 

a) auf die Vermittelung des Einverſtändniſſes der Schiedsrichter mit einander 
oder mit dem Obmanne; 

b) auf die Sorge dafür, daß die Ausfprüche beftimmt und den vorgelegten Fragen 
und ihren Erläuterungen entſprechend gefaßt, alle und jede Mängel vertelben, 
inäbejondere aber die im $ 16. bezeichneten möglichſt vermieden, und die Mo: 
tive der Entſcheidung, joweit die Schiedsrichter fie angegeben haben ($ 14.), 
Har und deutlich gefaht werben. 

Eröffnung der ſchiedsrichterlichen Urtheile und Abhülfe ihrer Mängel. 

8. 16. Die fhiebgrihterlihen Ermittelungen und Feitfeßungen werben den Bar: 
teien, ohne daß es einer förmlichen Ausfertigung derjelben bedarf, glei” dem im 
ordentlichen Gange des Prozefled aufgenommenen Gutadten ‘von Sadverftändigen, 
befannt gemadt und Ft Erllärung vorgelegt. Ihnen fteht dagegen zwar tein 
orbentlihes Rechtömittel zu, wohl aber müflen fie mit ihren Erinnerungen gehört 
werden, wenn 

1) das angefochtene fchiebsrichterliche Urtheil einen Rechtsgrundſatz verlegt, er 
möge auf einer ausdrüdlichen Vorſchrift des Gejeges beruhen, oder aus dem 
Sinne und Zufammenhange der Gejege hervorgehen, oder men daſſelbe einen 
joidhen Grundfag in Fällen, wofür e3 nicht beftimmt ift, in Anwendung 
ringt; 

2) wenn ber Gegenftand der ſchiedsrichterlichen Feſtſetzung nicht erfchöpft ift; 

3) wenn die fchiebärichterlihe Kommiffion über die Grenzen ihres Auftrages bin: 
ausgegangen ift; ober 

4) offenbar erheblihe Thatfachen ganz unerörtert geblieben find; 

5) menn die Vorjchriften des Kr über die Eigenſchaften der Schiebärichter vers 
legt find, ohne daß den Parteien wegen unterlafjener zeitiger Rüge dieſer 
Verlegung zur Lait fällt, oder aber von ihnen bei der Tal ‚der Schiedsrichter 
anti erflärt ift, den Ausſpruch derfelben ohne Widerrede gelten zu 

en. 

gi I ed ih thun läßt, muß die Erflärung der Parteien ei dem 
zur Aufnahme der Entſcheidung angefegten Termine erfolgen. Findet der t 
die - Ausftelungen der Parteien gegründet, fo werben die von ihnen gerügten Mängel 
ver zu 1. bis 4. gedachten Art den Schiedärichtern und reip. ihnen und dem Ob⸗ 
manne entmweber ſogleich oder doch in einem nahen Termine mitgetheilt, und ihnen 
anheim gegeben, wiefern fie Veranlafiung finden, ihre Ausſprüche zu beflariren oder 
zu mobifiziren. mer aber ift es die Oblie enbeit der zur Entſcheidung ver Haupt: 
jache berufenen Behörden, die von ihnen wahrgenommenen Mängel der zu 1. bie 4. 
gedachten Art, je nachdem die Entſcheidung der Hauptſache von deren Berichtigung 
abhängig ift, zu rügen, und deren Abhülfe und Verbeſſerung zu veranlaflen. 

Mas aber die Auzftellimgen gegen die Perſonlichkeit der Schiedsrichter anlangt, 
fo muß ber Inſtruent die hierher gehörigen Umſtaͤnde zwar aufllären, die Entſcheidung 
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über die Folgen aber der in der Hauptſache erkennenden Behörde überlafien bleiben. 
Auch hat die letztere Ausftellungen gegen die Perfönlichleit der Schiedsrichter ven 
Amtswegen in fofern aufzunehmen, als dieſelbe Umſtände betreffen, weshalb die Zu: 
lafjung der Schiedsrichter nah 8 8. ganz unftatthaft ift. Vebrigen haben bie 
Spruchbebörben die am Schluſſe des $ 2. angeführten Vorjchriften auch wegen ber 
Ausstellungen gegen vie bereit3 aufgenommenen Ausfprüde der Schiedsrichter zu be 
achten 


8. 17. Die Beitimmung darüber, in welder Art den vom nftruenten nict 
ſchon erledigten Mängeln der ſchiedsrichterlichen Ausſprüche (8 16.) abzubelfen ift, ob 
dies nämlich durch diefelben Perſonen, melde folche ertheilt haben, oder durch eine 
neue ganz oder zum Theil anders zufammengefebte ſchiedsrichterliche Kommiſſion ee: 
fchehen foll, bleibt dem Ermeflen der zur Entſcheidung der Hauptfache berufenen Be— 
hörde überlaflen. Haben aber die Schiebörichter gegen ein klares Landesgeſetz ent: 
fchieden, jo muß der anderweitige Ausfprud einer ın allen ihren Mitgliedern neuen 
Kommilfion übertragen werden; dagegen genügt es, wegen ber gegen die Perſon der 
Schiedsrichter erhobenen Einwendungen, ſoweit viejelben an fidy gegründet und nad 
* zu teraege find, an einer neuen Zuſammenſetßzung, bei welcher blos an 

tele der Unzuläffigen andere Verfonen ermwählt oder ernannt werden. 
Wirkungen fchtedsrichterlicher Artbeile 

8. 18. Die Wirkungen der fchiebgrichterlihen Enticheidungen unterfcheiden fid 
von den Wirkungen bloßer Gutachten der Sachverſtändigen dadurch: 

a) daß bie in der Hauptfache erfennenven Behörden an letztere nicht gebunden 
find, viemen über den Gegenſtand nach Maaßgabe ihrer eigenen zeu⸗ 
gung zu befinden haben, wogegen ihnen eine ſolche Freiheit des Urtheils über 
die Gegenſtaände des ſchiedsrichterlichen Ausſpruchs nicht mehr zuſteht, ihnen 
vielmehr obliegt, die Nefultate deſſelben bei ihren Beichlüflen zum Grunde 


u legen; 

b) ba ner die Gegenftände, worüber bereit? Cachverftänbige gehört find, noch 
anderen zuzuziehenden Sachverfiandigen ſowohl in erſter als m zweiter Sm: 
ftanz zum Gutachten vorgelegt werben können, dies aber nah) $ 34. der BD. 
v. 30. Juni 1834 wegen ber durch ſchiedsrichterliche Ausſprüche entfchtedenen 


unlte nicht zul iſt. 
* ot zulaſfis Ausführende Behoͤrde. 


8. 19. Die von der ſchiedsrichterlichen Feſtſetzung zu machende Anwendung 
auf das, was bie Parteien einander zu leiften und zu gewähren haben, Tann nur 
durch eine von ber fompetenten Auseinanberjegungs : Behörde und in den nad 8 3. 
zur Entſcheidung des ordentlihen Richter geeigneten Pc von diefem abzufaſſende 
Entfgeibung feltgeftellt, und die Erelution daraus nachhgeſucht werben. 

v. Brenn. v. Kamp. Mübhler. Gr. v. Alvensleben. v. Ladenberg. 


Beilagen F. zu A. X. n. 60. 


1. Gef. v. 4. Mai 1853 betr. einige Abänderungen der Hyp.⸗O. v. 
%. Dez. 1783 (G.S. ©. 521) 8 1 bis 7. 

Wir Friedrih Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen 2c. verorbnen 
für diejenigen Landestheile, in welchen die allgemeine HYypothelen : Orbnung vom 
2%. Dezember 1783 Gefegestraft bat, unter Zuftimmung der Kammern, was folgt: 

I. Zu Titel J. der Hypotheken-Ordnung. 
Von der Form und Einridtung ber Önpothetenbüßer. 

8. 1. Aus den von den Auseinanderfegungs - Behörden beftätigten Rezeſſen ift 
nur der auf folgende Fälle bezügliche Inhalt in das Hypothelenbuch in Kürze einzu: 
tr . 


agen: 
1) wenn ein im Hypothefenbuche ausdrüdlich vermerktes Sach: oder Rechtsver⸗ 
haͤltniß aufgehoben oder verändert wird; 
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2) menn ein berechtigtes Grundſtück durch Kapital entfhäbigt wird, fei es, daß 
daflelbe haar oder in Rentenbriefen gezahlt wird; 

3) wenn ein cn Srundftüd eine Rente oder andere Laſt nen übernimmt, 
ohne daß die Abfindung des beredtigten Grundſtücks durch die Rentenbant 
vermittelt wird. Tritt vie Dermittelung ber Rentenbant ein, fo behält es bei 
dem 8 18. des Gefehes vom 2. März 1850 über die Errichtung von Renten- 
banken (6.5. ©. 115) fein Bemwenden. 

$. 2. Die Eintragung von Altentheilen oder Auszügen erfolgt, wenngleich darin 
bejtimmte Geld: oder Naturalleiftungen begriffen find, nur in der zweiten und nicht 
außerdem in der dritten Hauptrubrik. In dem Eintragungsvermerfe iſt ftatt der Anz 
gabe ber einzelnen zu dem Altentheil gehörenden Rechte nur auf die Stellen der Ur: 

nde, durch welche der Altentheil begründet wird, Bezug zu nehmen. 
II. Zu Zitel I. Einleitung und Abſchnitt 1. der Hypotheken-Ordnung. 
Bon dem Berfahren in Hypothekenſachen überhaupt. 

8. 3. Die Gefuhe in Hypothekenſachen können fchriftlih eingereicht, ober bei 
der Hypothekenbehörde zum Protokoll gegeben werben. 

Es muß aus denjelben oder der zur Eintragung eingereichten Urkunde beftimmt 
hervorgehen, was der Gefuchlteller in das Hypothekenbuch eingetragen oder in demiel- 
ben gelöſcht haben will; auch muß darin dag Grunbftüd fo genau bezeichnet fein, 
daß über beiten Identität kein Zweifel obmaltet. 

$. 4. Notare bevürfen zur Anbringung derjenigen Anträge, welche auf bie von 
ihnen aufgenommenen over der Unterfchrift nad beglaubigten Urkunden gegründet 
find, feiner Vollmacht. Auch für Rechtsanwalte ift eine Vollmacht nicht erforberlich, 
wenn die einzutragenvde Urkunde felbft ven Antrag des Betheitigten bereit enthält, 
oder wenn das Geſuch die Erwerbung oder Erhaltung eines Rechts betrifft. 

. 7. Die zur Begründung des Antrages nöthigen Urkunden find dem Geſuche 
beizufügen, und hat die Hypothelenbehörde davon beglaubigte Abfchriften zu den 
Grundakten zu fertigen. 

Wenn beglaubigte Abfchriften Schon bei Grundalten derfelben Hupothelenbehörbe 
vorhanden find, fo genügt die Bezugnahme darauf mit Bezeichnung der Alten. 

Dei weitläufigen Urkunden, aus denen nur einzelne, an ſich verftänbliche Stellen 
bie Grundlage der Eintragung bilden, ift ein daraus zu fertigender Auszug als be: 
glaubigte Abjchrift für die Grundakten hinreichend. 

. 6. Requifitionen des Prozeßrichters wegen Bewirkung von Eintragungen und 
Loſchüngen müflen den im $ 3. und im erften Eabe des 85. bezeichneten Erforder: 
niſſen entfprechen, und insbeſondere alle weſentlichen Punkte de3 von der Hypothelen⸗ 
behorde einzutragenden Vermerks enthalten. 

Die Hypothelenbehörden haben ſolchen Requifitionen zu genügen, wenn fi nicht 
aus dem Hypothekenbuche Anftände bei der nachgeſuchten Eintragung oder Loſchung 
ergeben, in welchem alle fie den Prozeßrichter davon in Slenntniß zu feben und 
bemfelben die Erledigung der Anjtände zu überlafien haben. 

8. 7. Die Borichriften des 8 6. Anden auch auf die von den Auseinander⸗ 
fegungs3:Behörben in den Angelegenheiten ihres Reſſorts oder von anderen Behörden 
im alle des $ 15. der Verordnung vom 24. yanuar 1844 (6.6. ©. 54) ausgehens 
den Requifitionen um Eintragung von Bermerten im Hypothekenbuche Anwendung. 


2. Ynftrultion des Juſtiz-Niniſters v. 3. Aug. 1853 zum Gef. v. 

2%. Mai 1853 (JMBl. S. 275) Eml. und Art. 1 u. 2%. 
Einleitung. 

Durch 8 54. des Geſetzes vom 24. Mai d. %., einige Abänderungen der Hypo⸗ 
thelen⸗Ordnung betreffend, ift der Juſtiz-⸗Miniſter ermächtigt worden, die Gerichtäbe: 
hörden mit ven erforberliden Inſtruktionen und reglementarishen Anmweifungen zu 
verfehen. Auf Grund diefer Beltimmung werden den Gerichten in ven Landestheilen, 
in melden die Hypotheken-Ordnung vom 20. Dezember 1783 Gefegestraft hat, die 
nachſtehenden Anweiſungen ertheilt, und benfelben folgende allgemeine Bemerkungen 
poransgeichidt. 


480 Beilage F. 2. zu A, VIOL—XI Berorbnung vom 20. Iuni 1817. u. ſ. w. 


Der ‚Heuplaned des erlaflenen Gefeges ift: das Verfahren in Hypothelentacen, 
wie es fih nach der Hupothelen - Orbnung und den biefelbe ergänzenden und erläu- 
ternden fpäteren Beitimmungen gejtaltet hat, den Bebürfnifien und ver praftiichen 
Erfahrung gemäß zu vereinfachen. 

Ohne die bewährten, den Grunbbefiß und den Realkrebit fichernden — — 
fäße der Preußiſchen Hypotheken-Verfaſſung abzuändern, haben dem Verkehr bei dem 
Hypothekenbuche diejenigen Erleichterungen, welche die weſentlich veränderten Verhält⸗ 
fe erfordern, gewährt und überflüffige Hemmnifie und Weiterungen befeitigt wer: 

en follen. 

Es ift dabei die bisherige Hypothelen-&ejeßgebung in allen den Punlen beftehen 
geblieben, die nicht durch eine ausdrückliche Vorichrift des neuen Geſetzes u 
worden find, over & als unvereinbar mit deſſen Beftimmungen darſtellen. Dafielbe 
gilt von den feit Emanation der Hypothelen » Ordnung ergangenen Borfchriften über 
das Verfahren in Hypothekenſachen, da eine Kobifitation aller jener Beitimmungen 
nicht in der Abficht des Geſetzes gelegen bat. 

Es Tann ferner nad) den allgemeinen Rechtsgrundſätzen über die rückwirkende 
Kraft der Geſetze nicht zweifelhaft jein, daß diejenigen Borjchriften der Novelle, meld« 
dem materiellen Hopothelenreht angehören, und etwas von dem bisherigen Rechte 
Abweichendes oder demſelben Fremdes enthalten, se B. die 88 8. 29. 30. 43 fi, au 
Nechtsverhältniffe, die aus der Periode vor der Novelle berrühren, nur infoweit an- 
—— dm als dies nad) den allgemeinen Regeln über die Rüdwirkung der Ge 
- feße zuläffig iſt. 

Die Gerichte werben, wie der Yuftiz : Minifter erwarten darf, die Tendenz des 
Geſetzes: den Bedürfniflen des Verkehrs durch mejentliche Vereinfacdhungen, jedoeh 
ohne Gefährbung der Sicherheit, entgegen zu kommen, auch ihrerjeit3 durch das Be 
itreben unterftügen, bei der Bearbeitung ber Hypothekengeſchäfte die Anforderungen 
der Dienftbereitwilligkeit,. Pünktlichkeit und Schnelligkeit mit den Rüdfihten der Eorz- 
falt und Gründlichleit einerfeit3, und der Vermeidung unnöthiger —— und 
Weitlauftigleiten andererſeits, in einer ebenſo der Wichtigkeit des Gegenſtandes, als 
dem Intereſſe des Publikums entfpredienben Veiſ zu vereinigen. 

rtike 
(Zu 88 1 und 7 des Geſetzes). 
Form und Einrichtung der Hypothekenfolien. 

Durch den 81 des Geſetzes wird die bis jet erfolgte Eintragung aller durd 
bie Rezeſſe der Augeinanderjegungs : Behörden eintretenden Aenderungen bei fämmt: 
lichen dadurch berührten Grundftüden — ein Verfahren, durch welches beſonders die 
Dee ol ien der berechtigten Grundftüde (NRittergüter u. dergl.) häufig mit einer 
ehr bedeutenden Zahl zum Theil entbehrliher Vermerke angefüllt werden — auf bie: 
jenigen Fälle befchräntt, wo eine burd die Verhältnifle begründete Nothwendigleit 
folder Cintragungen vorliegt. °— . 

1) Aus den in diefer Beziehung unter Nummer 1—3 des 8 1 aufgeitellten Por: 
men ergiebt fih, daß, falls 3. B. die Abfindung in Land beiteht, ober bie 
Auseinanderfeßung lediglih durh Kompenjation der Berechtigungen und 
Verpflichtungen bewirkt wird, eine Eintragung nur erforderlich iſt, wenn ba 
dur ein im Hypothekenbuche ausdrücklich vermerktes Sad: oder Rechtsver⸗ 
bältniß berührt, aufgehoben oder verändert wird. Desgleichen bevarf es bei 
einer Verwandlung von Abgaben in Rente, wenn dabei nicht zugleich die Ab: 
findung des berechtigten Gutes dur die Nentenbanf vermittelt wird (vergl. in 
diejen zul ben $ 18 des Geſetzes vom 2. März 1850 — ©.6. ©. 112) 
feines Vermerkes auf dem Folium des berechtigten Gutes, falls nicht etwa 
auf diefem Folium die are ber bisherigen Abgaben zu dem Gute 
durch die Eintragung beſonders vermerkt war; eg genügt vielmehr, daß auf 
dem Folium bed verpflichteten Grundſtücks, in deflen zweiter Rubrik vie 
Abgaben und zwar bei einem richtigen Verfahren (vergl. Verfügung vom 
11. Januar 1842 — Yuft.- Min, : Bl. ©. 18) als Zubehör des bereiten 
Gutes eingetragen waren, in ber Kolonne „Ceſſionen“ die eingetretene : 
rung vermerft wird. Nur wenn die zwifchen dem bisherigen Berechtigten und 
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Derpflihteten vereinbarte Rente keine dauernde fein follte, fondern die Ver: 
abrebung etwa zugleih auf Amortifation der Nente gerichtet wäre, würde 
es, weil ein folder Fall. zu einem der Abfindung durch Kapital ähnlichen Re⸗ 
fultate führt, aud auf dem Folium des berechtigten Gutes einer Eintragung 
edfirfen. Uebrigens folgt aus dem $ 3 der Verordnung vom 29. Juni 1835 
G.⸗S. ©. 135), daß bei dem verpflidhteten Grunditüde eine Abfindun 
durch Kapital, fofern die Auseinanderfegungs - Behörde e3 verlangt, felbit 
dann einzutragen ilt, wenn bie aufgehobene Verbindlichkeit bisher aus dem 
Däpotbetenbude nicht nd war, indem dieſe Eintragung des Abfindungs: 

pitals bei dem verpflichteten Grunbftüde, fo lange das Kapital noch nicht an 
ben Berechtigten oder nad) $ 63 des Gef. vom 2. März 1850 (©.:©. ©. 112) 
an hr Seatstafle wirklich gezahlt worden, im Intereſſe des Berechtigten un- 
er ift. 

2, Wo bie —5 ber Auseinanderſetzungs⸗Behorden hiernach noch zu Eintragun⸗ 

en Veranlaſſung geben, haben ſowohl die Auseinanderſetzungs-Behörden bei 

n Reguifitionen um die Eintragung (vergl. 8 7 des Gefebes in Verbindung 
mit der Verfügung des Minifterd des Innern vom 3. März 1843 — Yuft. 
Minift.:Bl. S. 83), als die Gerichte bei der Faſſung der Eintragungövermerte 
wie überall, jo hier beſonders die möglichfte Kürze zu beobachten. 

3) Ob in ben Yällen, mo vie beftätigten Rezeſſe eine Eintragung erforderlich 
maden, biefelben bei den Grundakten aufzubetvahren oder den „Interefienten 
— 52 — und ob letzteren Falles eine vollſtaͤndige beglaubigte Abſchrift des 

ezefſes oder nur ein Exrtrakt aus demſelben, wie es der 85 des Geſetzes ge: 
ftattet, zu den Grundaften über die bei der Auseinanderſetzung, Gemeinheits- 
theilung u. ſ. m. konkurrirenden Grundftüde zu bringen, haben die Gerichte 
nad den jevesmaligen Umjtänden zu ermefien. 

4) Abgefehen von den Beftimmungen ber 8$ 1 und 7 des Geſetzes find die bis: 

en Vorſchriften über den Verkehr zwischen ven Auseinanderſetzungs⸗ und 
Hppothelen:Behörben, vergl. insbeſondere i 

PBerordnung vom 20. Juni 1817 88 196, 197 (8.6. ©. 161), 

Verordnung vom 30. Juni 1834 88 58, 59, 62 — S. 96), 

Verordnung vom 29. Juni 1835 8 3 (G.⸗S. ©. 135), 

Deklaration vom 30. Juli 1842 (G.S. S. 45), 

Gefepe vom 2. Mär; 1850 8109 resp. 818 (G.:6. ©. 109 resp. 115), 
unverändert geblieben. Namentlich gilt dies in Bezug auf die vorläufigen 
Vermerke, welde auf Antrag ber Yußeinanberiepungs-Behörden nod vor 
der Errichtung und Beltätigung des förmlichen Rezeſſes einzutragen, und nad 
deſſen Betätigung wieber zu Löfchen find. Wenn dagegen em folder Antrag 
von ber Auseinanderſetzungs⸗ Behörde nicht geitellt, jondern von der vor ber 
— — bewirkten Ausführung einer Ablöfung, Regulirung oder Ges 
meinheitötheilung der Hypotheken⸗Behörde nur Nachricht gegeben wird, 

vergl. die Verfügungen des Miniſteriums des Innern vom 8. März 

1838 (Ergänzungen der Preußifhen Rechtsbücher zu $ 91 Tit. IL ver 

Hypotheken⸗ nung — 2. Ausgabe — Bd. 10. S.207) und vom 

22. Dltober 1838 (ebendafelbit zu 8 202 ff. der Verorbnung vom 20. 

uni 1818 Bo. 4. ©. 267), 
fo liegt hierin keine Veranlafiung für die Hypothelen » Behörbe, die erfolgte 
Ausführung von Amtömegen im Sypothe enbuche zu vermerfen, und erledigt 
is geurdh die darauf bezügliche Verfügung vom 17. Mai 1838 (Jahrb. 

5) Da endlich der ganze $ 1 des Geſetzes nur auf Beränderungen ber beftehen- 
den Sypothelenfofien ſich bezieht, fo iſt dadurch in der bisherigen Befugniß der 
Auseinanderfegungs:Behörben, die Anlegung der in Folge der Rezeſſe, in2: 
befondere bet Eigenthums : Verleihungen im Wege ver Regulirung der gute 
berrlihen und bäuerlichen erhältnifte, erft nothwendig werdenden neuen 
Hypothelenfolien in Antrag zu bringen, nicht geändert worden. 

Sreiff, Gef. üb. Land.⸗Kult. u. landw. Bol. 81 
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5 von ——X8X Sul. dem te. hold 5 Selen Ba 
ejonbexen Kolonne für. Abſch eibyngen Te —5 
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efienten "erhebliche Vortheile, wenn neben, der in tohung 1 
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chende: Zmtigteit der u lebe Dehärben über die oben unter Rn: 1: 
«, mpfghlene Vereinigung. ver bisher auf mehreren Folien eingetrapenen Grund⸗ 
in ſtüdte deſſelben Vefihers auf ein. Folium darbieten, um reiben und fodamn 
rt: YADRR:. zu ſchlie en;: daß. ein desfallſiger Vermerl auf Das bisherige Folium 
isn gefeht, und daßelbe m allen: Kolonnen roth durchſtrichen wirdd. 
io se 188: Ht.babei_ ſorgfültig zu beachten, daß die materiellen Rechtsverhält⸗ 
> alle. durch eine ſolche Umſchreibung nicht bericht ‚inerben dürfen, und baf, wo: 
.. erdiefer Beziehung ein Bedenken entſtehen Tönnte,. bei dem ‚Verfahren die Be: 
theiligten zuzugiehen find. : Im: Uebrigen kemmi es auf:bie. jedeämaligen Berr 
ältniſſe zu ſehr an, als daß ſich allgemein 'anmendbave :Borfchriften ertheilen 
vr; ließen; edsmuß vielmehr! die Umſicht der Gerichte: ven richtigen Weg fr jolche 
N. Muihee :Oppothelen.: irbnung nicht vorausgefehene. Fälle an die Hand geben, 
und das Ziel dahin gerichtet fein, derartige neue Folien fo. einzurichten, daß 
1) mestheil Der gegenwärtige Zuſtand im: überfichtlichen uud beftimmter Form 
“gu und Faſſung et umd andererſeits Die vorgegangenen : Beränderunz. 
23 gen. ia den Verhaltnißen der Orumbitäde: nicht: unbernäſichtigt ‚bleiben, ohne 
„Daß. jedoch in: legterer Beziehung eine Abkürzung und Anjammenfafhttig der 
0 Bermenke,ng:1 8. über: die Refnitate der ftattgehabten Ablöhıngen oder Dismem⸗ 
1 Brationen, ausgeſchlofſſen märe. : Sum Anhalt kbonmen dabe bie. Derfügumgen 
1) —— 1834 (Yabab.. Bd. 43. S. 05) und: vom‘ 24. Auguſt 1836 
unGahrb 36:52. ©. 217) dienen, namentlich in Bezug auf die Frage: ob, wenn. 
tr hie auf bem: Titelblätte : ſtehende Bezeichnung ‚over Größe bed Grundſtücks zu 
1 1: bem in: Folge won Zu: oder. Abfchreibungen, Dismembrationen und dergl. ſich 
3 argebenben: Beſtande nicht mehr--paßt, nicht minbefiena das Titelblatt-einer. 
den obwaltenden Mmitänben. entſprechenden Berichtigung ı unterwotfen werden 
ir u Die Gerichte werden insbeſondere wohl hun, in ben geeigneten Fallen 
Un mit, den Auseinamderfehungs » Behörben in Konmmunilation zu treten unb auf: 
. gin ahnliches Berf ahnen hinzuwirklen, wie es für die Gerichte er Provinz Sach⸗ 
v1. fen Dusch bie Verfügung vom 16. Mär 1842(Juſtiz⸗Miniſt⸗VBl. S. 1849, be 
treffend das Zuſammenwirken der Regulirungs⸗ und Hypotheken⸗Behörden bei 
eſtſtellung der_Befißverhältniffe von Grundftüden, die durch Gemeinheits⸗ 

ei ngen: betroffen werden, angeordnet worden iſht. * 

9 ab vnt e aaa 


u \ 


» . tat R | oo. \ B 
H, W Yo) \ rt »7 a, wen, fi moon Dr J -, 
breite Beilage &. u A. X 9 or 

: .. | in ‘ . 


ſtirt, melde beitimmte: Flächen zu ſolchen gehören. 
ERommiflerien ‚bet: Aufftellung wer Gepatntionäpläne 

nachſt nur die wirtbichaftlihen Intereſen eines derartig zufammengejegten: grüßen: 
Befigihumätigic.berädiihtigen, ‚nd ur, Erfüllung, der orſchriſfter be? 64 ff. ber 


ol _ 
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Gem.⸗Th. O. v. 7. Juni 1821, 8 9. des Gef. über deren Ausführung von demſelben 
Dato und $ 17. der VD. v. 30. Juni 1834, das Hequivalent ver verſchiedenen ein: 
zelnen Grundſtücke nur in Einem Gefammtplane auszuweiſen, Behufs der einftigen 
Regulirung des Hypothekenbuches aber befien Subrepartition worzubehalten, bei wel⸗ 
get dann, abgejeben von ven oft ganz unverhältnikmäßig vielen Koften eines ſolchen 
erfahrens, nicht felten erheblide Echwvierigleiten vorlommen. Zur Beleitigung der: 
elben und der hierbei zur Sprache gebrachten Bedenken, bat fi daS unterzeichnete 
in. mit dem Herrn Suftigmin. an in —— gejeht, und eröffnet nuns 
mehr der K. Gen.:Komm. im Einverftändnifle mit demfelben, Folgendes: 
1) Wenn Zweiſe darüber entſtehen: 
u welchen Hauptbefigungen die zum Umtauſch zu bringenden Grund⸗ 
— * gehören, und, wohin das darauf auszuweiſende Aequivalent zu 


rechnen ſei, 

fo haben ſich die Spezial-Kommiſſarien, nad zuvoriger Rüdfrage bei der K. Gen. 
Komm., wegen Erledigung derſelben mit dem Supothelenrichter und erforderlichen 
Falld dem vorgefeßten Oberlandezgerichte zu verftändigen, und wenn wegen bes in 
diefer Beziehung einzuſchlagenden Verfahrens fein Einverftänmniß zu erreichen fein 
eh pon dieſer Lage der Sache, Behufs meiterer Kommunilation mit dem Herrn 

ftigminifter, Bericht zu erftatten. Jedenfalls kann die Feltitellung der Schulden 
und jonftigen Verhältniſſe auf Grund der neuen Regulirung nur von der K. Gen.: 
Komm. und deren Spezial:Kommiflario bejorgt werden, da biefer nach feiner örtlichen 
Kenntniß am beften dazu geeignet iſt, die eingetretenen Rechtsverhältniſſe unter ben 
Intereſſenten auf gütlihem Wege jo zu orpnen, daß der Hypothekenrichter auf die 
neu anzulegenden Folien des neuen Beſitzſtandes die bleibenden Laſten ber von ben 
Grundeigenthümern früher befefienen Grunpftüde eintragen kann. 

Im Uebrigen hat aber der Spezial: Kommiflarius gleich bei Einleitung der Ber: 
handlungen feine Aufmerffamteit auf die Feititellung derartiger verdunkelter Verhält- 
nifle zu richten und dahin zu fehen, daß diefelben bis zur Weberweifung des neuen 
Befibftanbes ur Genüge aufgellärt werben, um nicht nach der Ausführung des Ge 
ſchafts neue Verwidelungen herbeizuführen. 

Was hiernädft 

2) die bei Gelegenheit einer Gemeinheitstbeilung zufammengelegten, zwar einem 
und demfelben Befiber gehörenden, aber auf verfchievenen Foliis des Hypothekenbuchs 
eingetragenen Grundftüde betrifft, jo ift e3 zwar ganz richtig, daß die Regulirung 
des Hypothekenbuchs in Dejlge bes veränderten Beſitzſtandes nicht möglich üt, wenn 
ber Richter nicht weiß, welches Areal an bie Etelle dejenigen tritt, welches bisher 
ein beſonderes Folium im Snpothetenbudhe mit befonberen Laſten gehabt hat, aud 
darf diefe Regulirung ohne Kränkung der Rechte der Real: Interefienten nicht ausge: 
fest bleiben. Zu dieſem Ende ift es aber nicht eben nothwendig, ohne befonderes 
ausdrüdliches erlangen der Sinterefienten eine reale Subrepartition vorzunehmen 
und einer jeden einzelnen Parzelle event. einen befondern Zugang auszumeijen; viel: 
mehr kann die desfallfige Regulirung bis zu dem Beitpunfte vorbehalten bleiben, wenn 
etwa mit der Veräußerung einer Parzelle die Nothwendigkeit zur Ausweifung eines 
befondern Weges für diefelbe eintritt. Auch ift in diefer Sejehung nur feſtzuſtellen, 
für Rechnung welcher Intereſſenten die etwa erforderlihe Anmweifung eines folden 
Zuganges nachträglich ſtatt haben fol. 

In den meilten Fällen wird der Spezial : Kommiflarius dur geeignete Borftel: 
ungen bei den Separations-Sintereflenten es bewirken lönnen, dab mehrere Hypothe⸗ 
tenfolien in Ein3 aufammengepo en werben, was auch ſchon durch Die Anweiſung 
beabſichtigt wird, welche der Sufigmi dem D. 2.:©. zu Naumburg mittelft R. v. 
29. April 1834 (v. 8. Jahrb. Bd. 43. ©. 610) erteilt Bat 

Iſt dies aber durd die DVermittelung des Spezial-Kommifjarii nicht zu erreichen, 
b bleibt zwar nichts übrig, als eine Subrepartition vorzunehmen, indeß iſt — fo: 
ern nit bie Intereſſenten eine folhe reale Subrepartition ausdrüdlich verlangen 
pr a elben eine ideelle völlig genügend, wobei folgenvermaaßen zu ver 
ahren ift. 

Gefest, es tritt die neu gebildete Gefammt » Befigung an die Stelle von fünf 
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verichievenen, mit befonberen Hypotheken belafteten Grundſtüden, und es foll nun 

die Webertragung der Hypothelen von dieſen leteren auf das Folium des neugebil- 

beten Guts erfolgen, dann muß der Werth jedes einzelnen dieſer verjärehenen Grund: 
n 


und der Werth der neugebildeten Beſitzung daher zufammen 1000 Rthlr. 
betrage, fo muß dieſe neue Beſitzung im Hypothelenbuche fo bejchrieben werben: 


Rubrica L des en oken Ben 
Diefe Befikung 05 bei der, im Jahr zc. erfolgten Regulirung gebildet worben 
und an die Stelle jtehender Grunditüde getreten: . 
A. des Grundſtücks 2c. im Werth von 50 Athlr. 


B ⸗ ⸗ ⸗ 

O. : ⸗ ⸗2 ⸗ s 10 os 
D. : £ = = ⸗ s 60 s 
E. > ⸗ ⸗7 ⸗ s 0 : 


zufanmen 1000 Rthlr. 


Es zerfällt daher im Verhältniß zu den eingetragenen Laften und Forderungen 
diefe —2 in nachſtehend ideale Antheile: ö s 
A, beftehend aus */s. 
B 5 s ıo. 
Ü. ⸗ s Io 
D. ⸗ ⸗ Iso. 
s so. 


E. ⸗ 
Eingetragen auf Grund des Rezeſſes vom ꝛc. 
Die Uebertragung der Laſten, Schulden ꝛc. erfolgt alsdann in der Art: 


Rubrioa IL und eben fo Rubrica III. des Hypothelen⸗Foliums: 
Auf dem Antheil A. beitebend aus & ver Befigung haften: 
(inserantur die ſaͤmmtlichen Laften und eingetragenen Schulben, die vor: 
mals auf dem Folium eingetragen waren, an beilen Stelle der ideale 
Antbeil A. getreten ift.) 

Auf dem Antheil B. beitehend aus ?/so der Befigung Ps 
(inserantar eben fo die jämmtlichen Laften und Schulben, die vormals 
auf yon olium eingetragen waren, an beilen Stelle der ideale Antheil B. 
tritt) u. |. w. 

Dadurch wird einem jeden Gläubiger das Realrecht gejichert, welches ihm vor: 
mal3 zugeftanden bat, und mehr kann er im Allgemeinen nicht yerlangen. 

Wird nad diefen Grundfäßen verfahren, was um De mpebenktiher ift, al3 der 
Regel nach anzunehmen bleibt, daß die bei Gemeinheitstheilungen aus mehreren ein: 
genen Grundſtücken gebildeten Beſitzungen nicht wieder oder doch nicht gerade nad) 

gabe der früheren Verhältniſſe werden vereinzelt werden, die Befiker vielmehr 
felbjt darauf hinwirken dürften, die auf den einzelnen Antheilen baftenden Schulden, 
wenn aud nur durch Aufnahme won Darlehnen auf die ganze Beſitzung abzultoßen ; 
fo lönnen ven Beligern die bedeutenden und in den meilten Fällen ganz überflüffigen 
Koften der fofortigen realen Subrepartition erfpart, und alle daraus entjtehende 
Weiterungen vermieden werben. 

Seitens der Hypothelenbehörden find übrigens bei ber Vorſchrift des 8 62. der 


— — ei —— —— — — — — — — — 
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BO. v. 30. Juni 1834 keine erheblichen Grinnerungen gegen die Ausführung: pbiger 
Anweifung zu: been wo aber. in ‚einzelnen Hl dennoch dergleichern vor⸗ 
5 möchten, ilt beſonders Bericht zu exitatten und weiterer Berfügung entgegen 


24 .- + 
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BD. v. 21. Juli 1843 über die Grundfäge, wonach ber Werth de? 
Streitgegenftanves in Civilprozeffen zu berechnen ift (8.:5. ©. 297). 

Wir —** Wilhelm ꝛc. haben vie Vorſchriften der Proz.O. und der Einl. 
zur allgem. Gebührentare v. 23, Auguſt 1815 über die Ermittelung und Feſtſtellung 
bes Werths ftreitiger Opgenjtäube, folern. biefer Werth auf den Prozeb, insbeſondere 
auf die Beſtimmung des kompetenien Richters, die Prozeßart, die Zulafſung von 
Rechtsmitteln und die Anſetzung der Koſten von Einfluß ift, einer Prüfung unter: 
werfen laſſen und verorbnen auf den Antrag Unferes Staats - Minift. und nad er: 
fordertem Gutachten einer aus Mitgliedern Unſeres Stuatsraths ernamtten Som: 
miſſion für alle Provinzen Unſerer Monarchie, in’ welchen die A. G.-D. Gelee 
kraft gi jo wie aud für den Oſtrheiniſchen Theil’’des Regierung :Bezirl3 Koblenz, 

olgt: 


gt: 

$. 1. Der Werth des Gegenſtandes eines Nechtsſtreites wird' durch den Kapitals 
werth deflelben und die rüdftändigen Nutzungen, Zinfen und Früchte beftimmt, jo 
weit der urfprüngliche, ober im Laufe der eriten Inſtanz veränderte Klagean do: 
rauf gerichtet ift, ober die Nutzungen, Zinſen und Früchte von Amtswegen 
werden müſſen. a u Fa 

Der Zeitpunkt, bis zu welchem die rüdftändigen Nußungen, Hinfen und Frũchte 
ju berehnen find, wird durch den Tag der Einreichung ber Klage, und wenn eine 

ervollitändigung derſelben verfügt worden, durch ‚pen —* 
vollftändigten Klage beſtimmt. 

Dagegen bleiben von der Berechnung ausgefälefen: 

8) die Nußungen, Zinfen und Früchte, welche erit während des Prozefies aufge 
laufen oder entitanben find, | mon 

b) die während bes ‚Brozcliee entftändenen Schäden und Koften, fo wie alle im 
Merthe des jtreitigen Gegenſtandes eingetretene Veränderungen. " 

8. 2. Bei Einlegung eined Rechtsmittels wird außerdem won der Berechnung 
—— — ia in dieſem Zeitpunkte unter ben Prozeß führenden Barteien nicht 
mehr 8 a a — 

8. 8. Die Berechnung wird in Preußiſchem Silbergelde angelegt. Preußiſches 
Gold wird zu dem Werthe, wozu e3 in Unſeren Kaflen angenommen wird, 
Gold nah dem Tagealurſe berechnet. Bei Bergleihung anderer fremder Geldſorten 
mit Preuß. Gelde wirb die von dem Staatsmin. unterm: 27. Rev; 1821 (GG.⸗S. 
6. 190) befannt gemachte. Tabelle zum. Grunde gelegt. :: Wer ein von dieſer Tabelle 
abweichendes Verhältnig behauptet, muß darüber den Beweis führen. 

. 4: Bei wiederlehrenden innmerwährenden Nutzungen wird der fünf and zwan⸗ 
zigfahe, bei Nubungen, deren lünftiger Wegfall gewiß, deven Dauer aber unbefkinmt 
ift, der zwölf und einhalbfache Betrag einer Yahresleiftung als deren Kapitelswertb 
angenommen. 

Auf eine beſtimmte Zeit eingefchränlte periodiſche Nußungen werden für die: ganze 
Zeit, ihrer Dauer zuſammengerechnet, jedoch nur fo weit, daß ber Kapitals der 
immerwahrenden Nutzungen niemals überſchritten werden darf. "7... tv 

- Rüdjtänbe periodiſcher Nugungen werben jederzeit zufantmengerechnet. Sie treten 
dein — binzu, wenn die Nutzungen ſelbſt mit den Ruck ſtaͤnden Gegenſtand 

rozeſſes ſind. ze 

.5. Die Ermittelung, zu welchem Werthe der Streitgegenftand:: anzunchmen 
iſt, während der Inſtruktion in erſter Inſtanz erfolgen, towohl um dem Koſten⸗ 


ber Cinreihung der ver: 
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anſat darnach zu beimmen. ala auch um die Srunblage für vie Beurtfeitung der 
Zuläffigleit der Nechtämittel, ever anderer im Prozeſſo: vbn der Höhe des Gtreitgegen- 
ſtandes abhängigen Wirbungen zu gewinnen. 
‚» 86: Det Richter Hat daher, wenn der Werth bes Streitgegenſtandes nit Har 
orig, bie Parteien Baräber zu bösen. Diefelben- find verpflichtet, eine: Grikirung 
(abzugeben: Ödgen denjenigen, Die ſich nicht erllätt, gilt die Ungabe des andern Theils. 
Sinb die: Angaben: im - beim: DRaape, abst es —* ar N, Beogelle e ur oe ing ver 
‚von ‚der be DON den Shetgegenfandeg ae, fe gie M h hen Ange hr 5 ab, Da n 
! zu Stande t die: dhere Augabe bis da da 
ir —— th hewiefen —* * 
BR an ein. Jochen — * ee au Ba + Beran: 
’ en nen erw - über: &- :gert er Zaren zu 
pe kanlaen, jevoch nedoch nit Aolgenben Mhebtätutionene 


vu Hiceiſtungen, een Wepih ſich nur. nad): führten Durchtchuitten heſtimmen 
rd at, find nady: wen Grumdſähen der für bie betreffenden Landestheile gelten: 
u “beit Ablöfungsorvhungen zu een der Undeinaner ‚und foll- dieferhalb,- wenn eine 
, ie es verlangt, ‚cin Gutachten einonderfegungs- Wehörde eingeholt 
F J werden 
398 Er Ee von Ben töten ift wo dem Satasten des Ober Bergamis 
FR 5 er Proinz anzu fi r \ on “ 
nt % Auf deu —— — Wenh ift- ‚bei. der Anfhägung nur dann Audit 
zu nehmen, wenn derjelbe —— des Streites iſt. 
a hinfichtlich der Brunbgerechigtei eiten: behält, was den Koſtenanſatß 
i den Vorſchriften des $ ink. zur ‚allgem. Gebührentare 2 23. Aug. 
* Bewenden. In Hetreff des Rechtsmittels der Appellation werden diefelben 
fe ven :Gegenftämbeh, die nicht in Belde' abzujchägen ſind, gerechnet, und in Betreff 
des Rechtsmittes der Reviſion— bewendet/ es bei dem 8 3.der BO. v „M. Dez. 1833 
< »8.1833; 6. 302). 


" Anvere, ais bie in der. BO. 'D. 14: Dej⸗ 1833. bezeichnelen Grundgerechtigleiten 


als ein das Rechtsmittel ˖ der Reviſion zulaſſender Streitgegenſtand zu betrachten, 
dies nich ihrem Werthe fur einen der ſtreitenden Theile der Fall fein würde. 
Seas it ( au den Werth für denjenigen der jtreitenden Theile, ver den Werth 
hdjicht zu nehmen: ‚Eine Grmäßigung feiner Angabe -($ 7) kann auf 
„Atnebelkes" Outasten on Sahveritändigen durch eir ne Sell esund ‚des Sh ters erfol⸗ 
‚gan Im zweifelhaften En, iſt jedoch das Rechtsmittel zu geflatten. - 
Damit bei‘ Grundgelrechtigleiten für den Fall einer theilmeifen: Überkenkung oder 
Selm die Sail en Des Rechtsmittels nicht zweifelhaft werde, ift die Wer: 
nepmund ver Barteien über deren Werth, fo weit es geſchehen kann, auf die einzel- 
Anfri⸗ genommenen Rechte zu richten. 
Einenwiederholte —— (8:7): oder de Einbolung eines neuen Gut: 
amend « 8) kann mer: auf Antrag. und. nur von tem im höherer Inſtanz ertennen: 
ver Richter t werben, deilen Ermelien alsdunn . überlaflen bleibt, welches 
Gericht auf die etwa veranlaßten neuen Ermittelungen % legen if. 


gi. W. In allen Faͤllen, in welchen mehrere Perſonen als Ziager oder Ver⸗ 


u te in einem Prozefle zugelaffen worden find, iſt die Zuläffigkeit ber. Rechtsmittel 
dem Oxfammtbetrage der Forderungen oder Leiftungen. der mehreren Streitges 
en zu beitrtbeilen.. : 


Dabei fommt da, ob‘ bie AGO. Geſetzestraft bat, au der 8 I4. a, Tit. 14. 


Th. J. zur Anmwendun 


$. 11. Alle — der unberigen Geſetze, inöbefondere 8 3. Nr. 1. und 2. 
Tit. 14, 82. Tit.26. Th. I. der AGO., $ 130. des Anh. zu derjelben und die 88 6. 
und Bi der :Ginl. zur —E v. er Aug. 1815 werden, ſo weit ſie der gegen: 


wärtigen BD. entgegenftehen, hierdurch aufgeheben. 
min Arkundlich 2 Zr ' 
Gacen Sansfench, den 21. gli 184%. 
(Ku. Friedrich Wilhelm. 


nee Mn 3 v muhing Mühler. v. Savigny. 
Lebe nit ne bern. Beglaubigt? Bornemann- 
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, beftimme Id über die An: 
wenbbarleit der BO. v. 14. Dez. 1833 auf die gutsherrlich⸗bäauerlichen Regulirungen, 


hne Rüd: 

| ihen Verhaltniſſe, auf 
die Gemeinheitätheilungd: und Ablöfungs:Ordnungen und auf die hiernad zu bewir⸗ 
kenden Auseinanderfegungen, Gegenſtand eines vogeijed pütten werben en und 
abin werben inäbejondere in 


bie Grenzen derfelben und über den Umfang ber. zuvor beitandenen gegenfeitigen Lei⸗ 
itungen der Gutsherren und bäuerlihen Wirthe. . 
‚,.%2 Derim $5. der BO. v. 14. Dez. v. J. Nr. 10. Litt. d. bezeichnete Rid: 
tigfeitögrund, daß über ven Antrag eines oder des andern Theiled hinaus erlannt 
worden, findet nicht ftatt, wenn e3 fi von Entfcheidungen in demjenigen Verfahren 
handelt, welches im $ 162. und folg. der BD. v. 20. Juni 1817 vorgeichrieben ik. 

et der Anwendung der im $ 5. der BO. v. 14. Dez. v. 2: unter Rr. 4. 5. 6. und 
7. wegen der Beiegung des Gericht und ber Parteilofigleit der Richter ertheilten 
Vorſchriften werben die den Gen. : Rommifjionen und Revifionstollegien beigegebenen 
Mitglieder aus der Klafle der Berwaltungs:Beamten und die dlonomilchen Tehniter, 
—* 7 an ver Entſcheidung Theil genommen haben, ven richterlichen Beamten gleich 
geftellt. 

8.3. Wegen der zu einer höheren gerichtlichen Enticheidung nicht geeigneten 
Feſtſezungen der Gen. Kommiſſionen over Reviſions⸗Kollegien bleibt es eben fo, wie 
im 85. Nr. 8. der BD. v. 14. Dez. v. J. wegen ber zum gerichtlichen Verfahren gar 
nicht geeigneten Gegenftänbe vworgejchrieben worven, bei Deinen Beitimmungen vom 

. Juni . 


. 4. Die allgemeinen Vorſchriften $$ 21. und folg. der BO. v. 14. De. v. J. 
fommen auf die bei ven Gen.:Kommiffionen anhängigen, nach $ 1. biefer Order 
den Rechtömeg eeigneten Sachen mit der Maafgabe zur Anwendung, daß es für 
bie big zum 1. 22 J. vechtsträftig gewordenen etenntnifle bei dem 8 4. ber 
BD. v. 29. Nov. 1819 fein Bewenden behält. Bom 1. März laufenden Jahres an 
findet deflen Anwendung nicht weiter ftatt. 

5 % beauftrage Sie, viefen Meinen Befehl durch die G.S. zur öffentlichen Kennt 
niß zu bringen. 
Berlin, ven 15. März 1834. 
' Friedrich Wilhelm. 


An bie Staatsminifter v. Schudmann, v. Kampß und Mäühler. 


2. G.v. 26. März 1855 betr. einige Abänderungen des Civilprozeß— 
Verfahrens vor dem Obertribunal G.S. ©. 189). 
Mir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ꝛc. verordnen, 
mit Zuftimmung der Kammern, was folgt: 
I Berfahren lepter yallarg in 2 Beinanberjebungsiahen. 
‚.$8 1. Die Vorſchriften der BO. vom 21. Juli 1846 ' S. 6.291) finden 
Binfichtlich des Verfahrens in der Revifiond: und Nichtigkeitsbeſchwerde⸗Inſtanz fortan 
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auch auf die zur Kompetenz der General: Kommifjionen, over der ihre Stelle vertre: 
tenden Regierungs:Übtheilungen, gehörenden Auseinanderſetzungsſachen Anwendung, 
infofern die Rechtsmittel der Reviſion und der Nichtigfeitäbefchiwerde nad) der Orber 
v. 15. März 1834 (©.:6. ©. 61) in jenen Saden zuläffig find. 

8.2. Die Anmeldung ber im $ 1: bezeichneten Rechtsmittel muß bei der Gene: 
rallommiffton, oder der ihre Stelle vertretenden Regierungs-Ahtheilung, erfolgen. 

Beſchwerden gegen Verfügungen, wodurch biejelben zurüdgemiefen werben, ge: 
hören vor das Obertribunal und können nur innerhalb ſechs Wochen angebracht 
wer 


den. 

Bei der Einfendung der Alten an das Obertribunal ift der Werth des Streit: 

gegenitandes angngeben. 
Verfahren bei dem Plenum des Ober-Tribunals. 

8. 3. Denn in den Fällen der Nr. 3. der Order vom 1. Auguft 1836 (G.:©. 
©. 219) das Plenum des Obertribunals über eine zweifelhaft gewordene Rechtsfrage 
zu enticheiden bat, fo find für das dabei zu beobaditenbe Verfahren die Beſtimmun⸗ 
gen in Nr. 4. diefer Order maaßgebend. Eine mündliche Verhandlung findet 


nit ftatt. 
8 25. der BO. vom 21. Yuli 1846 wird aufgehoben. 
DI. Schlußbeitimmung. 

5. 4. Das gegenwärtige Gefes foll mit dem 1. „Juli 1855 in Wirkſamkeit tre⸗ 
ten. Wenn zu diefem Zeitpunkt in den im $ 1. bezeichneten Rechtsſachen die Revi⸗ 
fion ober Nichtigkeitsbeſchwerde bereitö angemelbet ift, jo werben fie nach den bisheri- 
gen Vorſchriften erlebigt 
ud⸗ — unter Unſerer Hoͤchſteigenhaändigen Unterſchrift und beigedrudtem König⸗ 
ichen Inſiegel. 

Gegeben Charlottenburg, den 26. März 1855. 

(L. 8.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heybt. Simons. v. Raumer. v. Weitphalen. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Walderfee. Für den Miniſter für. bie landwirth⸗ 


. ſchaftlichen Angelegenheiten. 
v. Manteuftel. 


3. BD. über das Verfahren in Givilprozeffen vom 21. Juli 1846 


G.⸗S. 6. 291.) 88 15, bis 26. 

8. 15. [2. Für die höheren ainflanzen, a) Gemeinfame Borfchriften.] Die Rechts⸗ 
mittel der Uppellation, der Revifion und Nichtigleitsbeſchwerde werden bei dem Ger 
richte eriter Inſtanz ($ 30.) nur angemeldet. Ihre Einführung und Rechtfertigung 
mit den weiteren Verhandlungen darüber gehört vor das in höherer Inſtanz erfennende 
Geriht. Eine Ausnahme machen die im $ 27. bezeichneten Sachen. 

8. 16. Für die Anmeldung ($ 15.) genügt die Erflärung, daß der Anmeldende 
fid) über das ergangene Erkenntniß beſchwert. Sie ift an feine Form gebunden, und 
Tann demzufolge mändlid zu Protokoll oder fchriftlih phne Zuziehung eines Juſtiz⸗ 
tommiflard erfolgen. Auch auf den Namen, mit welchem das Rechtsmittel bezeichnet 
wird, tommt es nicht an. 

Das —5 erſter Inſtanz prüft nur, ob die Anmeldung rechtzeitig erfolgt und 
das Rechtömittel dem Gegenitande nach zuläffig ift, und fendet, wenn Beides der Fall 
Sam Alten, unter Benachrichtigung der Parteien, fofort an das Gericht höherer 

anz. ‘ 
" ‘ 17. Die Einführung und Rechtfertigung muß bei Verluft des Rechtsmittels 
Innerhalb vier Wochen nach Ablauf der für die Anmeldung beitehenden Friſt, und 
ohne baß e3 einer beſonderen Aufforderung dazu bedarf, dem Gerichte höherer Inſtanz 
und zwar ſten ſchriftlich überreicht werden. Nur aus Hinderungsgrunden, die in ber 
Sache felbit liegen, kann diefe Frift angemefjen verlängert werden. 

8. 18. Jede la und Rechtfertigungsſchrift muß die Beſchwerdepunkte 
angeben. Someit in dieſer Schrift oder in einem Nachtrage zu derſelben das ergan- 
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ene Erkenntniß vor Ablauf der im $ 17. an — Friſt nicht durch beſtimmi⸗ 
 Seitmeten angegriffen ift, tritt daſſelbe in Rechtskraft 
t dem Ginfritt des” ündlichen — in ven: hoheren Imtanzen 
— an rigen Vorſchriften wegen — mehrerer! Referenten‘ nicht ferner 
nwendung. 

8, 20. [b. Für bie Appellation. dem Eingange ber 'Einführungs- un. 
Rehtfertigungs sihrift und der Akten dan t der: Apnelle ionsrichter Aber — Au: 
‚Teil ung bed Rechtsmittels und erläßt ſodann bie; allen: erung zur Beantwortung Te: 

Schrift. Die Beantwortung ift ſchriftlich binnen einer’ wie entſichen, nur aus der. 
im 5 17. angegebenen Gründen, zu verlängernden Frift bei Vermeidung betjeria:: 
—— welche in den SI 44. und 45. der BoD. dor 1: Juni 183: 
Ielge) eht find 

S. 21, Nur öffentliche‘ en und ſolche Verfonen, welche zum Richteramt: 
befähigt find, fönnen bie Einführung und Redtfertigung tind' deren Beantwortun 

hne Zuſehung eines Juftizkommiſſars ri einreichen, “ ‚Die Sch Schriften ' enden: 
"artelen müflen von einem Juſtiztommi ar unterzeichnet ſein. 

8.22. it Die ——— ——— oder darauf- Verzicht gkletfet, vdet die 

dazu bemilligte Friſt ed fo erf oigt die — ses lung por dem Appella 
— wobei die .vom 1. Yuitt 1 getkoffenen Be 
mungen, ha mit —— ben im $0 Sn —* ——— 
Bor N ebenen Abanderungen, eintreten. 

te Per latung ber Ba eien zur mürblichen Verhandlung nd Erttfcheldn 
in Ermangelung anderer zur Enipfangnahme beftellten Bevollmächtigten, f * hr 
‚Händen ber uk tiztommiſſare infinuirt werben, welche die eingerei ten riftfär: 
unterzeichnet haben, wenn dieſelben bei dem erfennenben Gerichte zur Prz ßprari⸗ 
befugt ſind, oder an dem ee A Gerichte, wohnen. 

© Ai drifr bes $ 48. ber vom 1. Juni 1833 wirb änfgehoben. 

Für 9 Reoifon und Nichti —X werde] Für das Verfahren 
in we geh ins: er Nichtigkeitsbeſchwerde⸗ Alta — finden die für die zweite Alan 
gegebenen Beſtimmungen es ne 3 ‚find dabei jedoch die nachſtehen 
den bejonderen Borfchriften zu b 

a) die Nichtigleits mie abe bee ber Angabe der — — (& 18. 

ande enthalten, was der Art. 8. der Deflaration v. 6. April 1839 ver: 
treibt 
I b) a en ur Begründung der Revifion und —— welche in 
ne: echtfer * nicht geltend gemacht worden ſind, rfen ſpatet nid: 
en werben. 


9 wenn die —— der Repifion und Nichtigteitäbefchwerbe, binnen ber | 


beſtimmten Friſt ($ 20.) nicht erngeht, fo werden die it der Rech na: 
chrift angeführten Thatſachen, fomeit bieſelben uberhaupt noch zu waren, 
üt zugeſtanden angenommen. 
a nfertigumig der Schriftfäße in dieſer Inſtamz find, jet, deſeiden von 
5 zu unterzeichnen find -($ 21.), usich iehfid bie“ bei dem 
eheimen Ober-Tribunal angeſtellten Fuſtn tomiſſare befugt. J 
.,.$. 24. Fuͤr die mundliche Verhandlung und die darauf erg ende‘ 
en den Senaten des Geheimen Ober : Zribunalg tt bie — von mi 
: bat den Vorfigenden eingeichlofien, auf Einer V can bie 
Blnga bedarf es aber auch dann nit, wenn es auf Abänderung zwe kin 
migen Sm) antommt. Die Veſtimmung in N. 7. ‚ber‘ Die dom 
1832 (G.S. ©. 192) wird aufgehoben. 
RB. a iſt —— durch $ 3 des Wrzhen ©. v. 26, Mir 18561: 
| Den bei ihm aufgetretenen Scichwaltern der Parteien al das — 
Obarirbunal Abfchriften des mit den Entfheidungsgründen verſehenen Erkemtnifſes 
m "und Ich babei ihre Gebühren in einem —— feſt, das für jeden min⸗ 
deſtens 15 Rthlr. betragen ſoll jedoch auch den ‚ganzen a der ‚in biete: Yrtftan; 
is —— — kann. — | 


— mu 


A 
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Im Allgemeinen. , 9 
1. Das obige G. v. 29. Juni 1835 macht Sekten von ben i nn. . ct. Spe- 
ziafgef.) mit den ſdurcch Art. 15 bes Erg.-©. 3. Gemisch. D. 2..g. (A. Yır »,) auf 
Gem.⸗Th. ansgebehnten] 56 110. und 111 bes Abloͤſ. (mb —88 G. v. 2. März 1850 
(A. V. 4) den Abſchluß der materiellen und. fpegiellen .gefeglühen ‚Bor- 
Schriften wegen Sicherſtellung der Rechte brittar- Berfonen bei Aus⸗ 
einauderſ., während bie BO. vom 30. Sumi 1834 (4. X) ins 10 . m 120: ‚bazı) 
und 88 58 bis 60 (f. n. 58. dazu) bie Kompetenz (dad Recht und hie Pic): be 
Auseinanderf»Behörbe zus Ausführung dieſer geſetzlichen Sırlheiften 
allgemein feftftellt und regelt. — Die ‚fegeren Borjäriften. bes angegebenen 
Juhalts, auf welche bie eingelnen 65 . 6, 29. Juni A885. hinweiſen, ſind auch 
bei den im Uebrigen durch $ 1 Be MR ⸗G. v. 2. März: 1850 .nnfgehnbe- 
nen :@ef. burd 9 111 des letzteren — als. „bie Rechte dritter Berfonen 
regelnb“ — in Kraft erhalten unb werben mit ben: Übrigen aus: gleichem 
Grunde fortbeftehenpen, bie Rechte und Pflichten dritter Perſonen an ‚ben Abfinpungen 
betr. mmngen ſeiner älteren Regul,r und Abloß. Gef. nachftehenh: iu nen: Zeitfolge 
— * zwar bes Berfländniffes wegen vollſtändig, obwol fie zum are durch das 
29. Jımi 1835 x. modifizirt find. 
a. ©. bie Regul ber gutöh.- «bänerl, Bert. betr. om u. Ser 1811 
(&ef. SS; S. 201). 
asien. I. SS. 23. 24. 31. N 
23: Wie bald. dieſe Auseinanderſetzungen auch erfolgen: mögen, fo bewilligen 
Wir —* Vollziehung eine Friſt von vier Fahren, bie mit dem erſten Umzugster⸗ 


mine der te des Jahres 1812 ihren Anfang nehmen ſollen. Dieſe Zeit iſt 
Be: ve beit beibe Theile Seit geroinuen, bie erjorberlichen nenen wirthſchafuichen Ein⸗ 
digen 


Sabre hindurch geltend ‚bleiben, es wäre denn 
a) daß die —— der Sofwehr vie. Auſchaffung nener Wangepanse unb 


ae entbehrlich und 
b) daß Platz vorhaben (c, biefes mehrere Vieh unterbringen. - 1 


Erfolgt le Begufcung früher, fo ſoll doch der aupent anf bie Diehfe dieſe vier 

















492 A. XII, Geſetz vom 29. Juni 1835. Im Allgem. n. 1. 


derung der Geſetze wegen Regulirung der gutöherrlich » bäuerlichen Berhältnit:, 


In diefem Falle kann bie Aufhebung früher verlangt werben, auch foll fie gewätz 
werben, wenn bie Abfindung durch Kapital geſchieht, ober ſich Die "Pflihtigen Dazu ver· 
fteben, auf drei Jahre ein Kapital vorzuſchießen, "welches binreiht, das erforberlik: 
Spannnvieh anzufchaffen, und Stallung dafür zu bauen. | 

Bei Hanbbienften kann die Aufhebung nur dann früher verlangt werden, wer 
der DVerpflichtete Turz und überzeugenb nachmeijet, daß bem Berechtigten Der Erjſatz Ind: | 
ift, ober, wenn er ſich anheifchig macht, diefen durch die vollfländigfte Eutſchädigung 
Stand zu fegen, fich folchen zu verichaffen. Auf Verlangen des Gutsherren m bi 
Vollziehung der Auseinanberfegung gleich nad) der Regulirung geſchehen, doch muß er 

fich erforberlichen alles billige Friften in Abficht der von ben Pflichtigen ihm zu lei 
fienben nalen gefallen laſſen. 
ind auch bie berechtigten Güter verſchuldet, fo follen beren Eigenth̃ 
mer F befugt fein, von dem Lande, welches fie zur Entſchädigung erhalten, fo zii 
zu verlaufen, daß von bem Kaufgelde ber eben erwähnte Vorſchuß erſetzt, ober ba, w: 
ſolcher nicht gemacht ift, „jener Aufwand” Damit beftritten werben kann, ohne veß der 
Glaͤnbigern ein Widerſpruch dagegen zuſtehen ſoll. 

Erhalten die Gutsherren die Hofwehr nach der Taxe vergütet, oder befommmen fr 
einen Theil ihrer Entihäbigung in Kapital ($ 12) fo koͤnnen fie Beide Objelte, fo wei 
ee ift, ebenfalls zu jenem Behufe verwenden. 

Sob — bie Auseinanderſetzung vollzogen iſt, tritt das volle Eigenthumeres: 
in —** Ieder Intereſſent, ohne Ausnahme, iſt alsdann befugt, über bie ihm ;e- 
gefallenen Grunbftilde in ſofern frei zu verfügen, als nicht Rechte Dritter, welche un? 
Fideilommiſſen, Majoraten, Lehnsverband, Schulbverpflichtungen ı. dgl. berrühren, 
baburch verlegt werben u. . w. 


ofen 1 I. 3: 38. 55. 56. 

Die andere Hälfte muß als freies unbejchränktes Egenthum, fo wie e 
im 8 E sim if, an den bisherigen Nutzuießer ober Bädter überlaffen werben, 
wenn gegen beffen Befähigung und Aufführung nicht diejenigen Enwendungen zu 
made fi Kind, bie nach der bisherigen Verfafjung zur Ermilflon a aus bem Vefitz * 


In biefem alle ſowohl, als bei beffen freiwilligen Verzichtleiſtung auf bie Erwer⸗ 
bung bes eigenthümlichen veſthes, iſt ber Gutsherr am Fein Subjelt gebunden, fonbern 
wäßtt nee. eigenem Gutfinben, ohne daß er jeboch berechtigt ift, fi ein Karſ 
geld zu 

8. 55. m $ 24 ift werorbnet worben, baß bie Befitzer verſchuldeter Gikter be⸗ 
techtigt fein follen, einen Theil ber einzuziehenden Grundſtücke zu verlaufen, um ben 
Aufwand, den der Erſatz ber Dienfle forbert, damit zu beftreiten. 

Wir wollen bieje Berfilgung hiermit auf bie in biefem Abſchnitt berüßrten Güter 
ohne Ausnahme ausdehnen, und die Beſttzer berechtigen, Behufs ber befjerem Benntung 
dieſer Grundſtücke: 

a) neue Vorwerke und bäueriſche Etabliſſements darauf anzulegen; 
b) die Kapitale dazu entweder durch Verkauf eines Theils biefer @runbftäde, oder 
durch Anlehn darauf anzuſchaffen; 

c) bie letzteren in dieſe orwerfe und Etabliſſements dergeſtalt hypothelariſch ver- 
ſichern zu laſſen, daß fie die erſte Hypothek erhalten, und nur ber überichießende Bent 
anf bie Schulden bes Hauptgutes gerechnet wir, und fir folche mit haftet. 

Die Berlegenheit, worin viele Gutsbeſitzer gerathen fönnen, wenn fie keine Gele 

genheit haben, jene eingezogenen Ländereien angemeffen zu verkaufen, ober zu verpach⸗ 
ten, macht eben erwähnte Befugniß nothwenbig. 

8. 56. Um aber auferdem noch die Kultur der verſchuldeten Güter, bie bei bem 
Mangel an Kredit bei biefen Ausgleichungen leiven könnte, zu ſichern, und ben erth 
berfelben, zum Beften ber Schuldner und Gläubiger zu erhalten und zu erhößen; jo 
{ol ferner nachgegeben werben, daß auch zu nöthigen Bauten und auberen Wirthichufts- 
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nothdurften ein Theil’ jener Kaufgelder verwendet werben dürfe, wenn durch das Zeug- 
niß zweier Kreisverorbneten nachgewiefen wirb, daß bie Berwenbung wirklich nöthig fei. 
In diefem Falle ift auch bei Lehen, Fibeilomiffen und Majoraten ber Konſens ber Ag- 
naten und Intereſſenten nicht erforderlich. 
b. Dell. der Regul.⸗Ed. v. 29. Mai 1816 Geſ.⸗S. S. 154). 
Art. 51 bis 59, 70. 111. bis 120, 
Artikel 51. 

Zum 8. 24, Mit diefem 8 24 find bie 88 55 umb 56 bes Ed. zu vereinigen, 
indem biefe Verfügungen allgemein find und alio auch bie Auseinanderjegung wegen 
der erblichen Höfe gelten. Was in dieſen Gefetftellen dem Gutebefiger in Rüdficht ber 
Abfindung in Land nachgelaſſen worben, finbet auch in Abſicht der Abfindung durch Rente, 
fie fei Korn ober Gelb, und durch Kapital, flatt. 

Artitel 52. 

Es bebarf zu ſolchen Dispofitionen weber ber Zuziehung und bes Konfenfes ber 
Hypothekenglãubiger, noch bei Lehnen ober Fipeilommifjen ber Anwarter. jedoch 
Verkurzungen dieſer Intereſſenten ab uwnden gird Folgendes feſtgeſetzt: 

rtife . 

Der Gntöbefiger kann von jemen Entichäbigungen nur fo viel verlaufen, ober 
prioritätifch verpfänden und refp. verwenden, als zu ber im Gefolge ber Regulirung 
erforberfichen neuen Einrichtung nothwendig iſt. 

Artilel 54. 

Cr legt zu dem Ende der zur Regulirung angeordneten Komm. ben Anfchlag ber 
erforderlichen Koften, in welchem Materialien und Dienfte, die aus dem Gute genom- 
men werden koͤnnen, nicht in Berechnung fommen, vor. Dieſe unterfucht ihn und reicht 
ihn mit ihrem Öutachten ber Gen.-Somn. en welche ben Betrag feftiekt. 

rtitel 55. 

Der Gutsbefiter muß ber Gen.-KRomm. die Berwenbung jenes Betrages nachwei⸗ 
fen, und biefe ertbeilt ihm, nach geführtem Beweiſe oder nach befunbener Wichtigkeit ber 
Angabe, bei angeftellter Revifion et niet bie Begwenbung. 

rtilel 56. 

Die das Hypothelenbuch führende Behörde trägt auf das zu Artifel 55. gebachte 
Atteft oder Feſtſetzungs⸗Verfügung bis zum Betrage ber dadurch als nothwendig bewahr- 
heiteten Summe bie Hypotbelverichreibung ober Veräußerung mit der Bemerkung ein: 

„daß bie Verwendung bes Anlehns oder bes Kaufgeldes noch nachgewieſen werben 


müſſe, 
und die Erledigung dieſer Bemerkung wird auf das zu Artikel 55. gebachte Atteft in 
Das Hypothekenbuch eingetragen.) 
[Artikel 57. 


So lange ber im Artilel 56. gedachte Vorbehalt nicht geldfcht if, haben bie Dar- 
leiher mur ein bebingtes Vorzugsrecht vor ben bereits eingetragenen älteren Gläubigern. 
Berzögert fi ber Nachweis ber orbnungsmäßigen Verwendung über eine Friſt von 
zwei Monaten nad ber Ausführung ber Auseinanberfegung, fo find bie ältern Gläu⸗ 
biger auf richterliche Beſtimmung ber Frift, innerhalb welcher berjelbe beigebracht wer- . 
den muß, anzıtragen befugt. Bei biejer Beſtimmung müffen die in ber Sache fiegen- 
den Dinberniffe der gejegmäßigen Berwenbung und bie obwaltenden Auſtände ber Be⸗ 
weisführung billig erwogen werben. Wirb der Nachweis in der von dem Richter beſtimmten 
Friſt nicht beigebracht; jo erliicht das dem Darleiher eingeräumte Vorzugsrecht und baffelbe 
muß auf den Antrag ber älteren ar me dem Hypothelenbuche geldfcht werben.) 

i rtitet 58. 

Auf gleiche Weife bleibt der Käufer ber veränßerten Grimbftüde ben eingetragenen 
Slänbigern wegen ber Kaufgelder verhaftet, dergeftalt, daß berfelbe fich, wenn bie vor: 
ſchriftsmãßige Verwendung derfelben in ber vom Richter beftimmten Friſt, wicht wach⸗ 
gewieſen wird, gegen bie Anfprlche berjelben weiterhin mit dem Nachweije der Zahlung 
‚und gejegmäßigen Berwenbung nicht ſchützen Tann.) 
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Artitel 59, 

J wa behnen und Fideilemmi en ſind die Agnaten umb Amearter noch Dem Aut 
‚bes Reben: oder Fideikommiſſes im den nach Artilel 57. zu he Friſten be: 
Nachweis ber gefegmäßigen Verwendung zu erforbern: befugt. "Die Verſärung der: 
ſelben bat für den Gfäubiger ber Werfuft bes Sppothelestsedhts, für ben. Känfer: aber 
die Verpflichtung zur nochmaligen Zahlung bes hetreffenben Theils ver wiederum un 
‚sehn oder Fideilommiß anzulegenden Kaufgelder zur Folge.) 

# 66 ‚sie 69 find aufgehoben dur 8 86. v 20. Juni 1835 
Artitel 70 
‚Den 8. gi. "Rapitof» Mfenbungerr eher Gutehertſchaſt, teren“ Sut, Lehm art: 
he miß mit Schulden belaſtet if, milffen in fo weit, als ch deten zu hen im &- 
folge der Auseinanderjegung nöthig werdenden Enrichtungen nicht bedarf, nach der 
‚wegen ber Einkaufsgelder bei ber Erbverpachtung ber Lehn⸗ — und verſchul · 
beten Guter ertheilten Vorſchriften, wieder zu Lehre und Fibellomm —— zur 
Befriedigung "ber erſten Hypothekgläubiger verwendet werden. Die bauer Birk 
bleiben wegen 'ber geftgmäktgen Bermenbung ben Intereſſenten verhaftet, Onuen Ach Den 
‚ Ihrer Vertretungsverbindlichkeit jedoch Dur geriohtliche Depofition des Gelbe frei wachen. 
' rtike 
Belk verſchuldeten Gütern bedarf es der guiehung der Ei 
— —— der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältniſſe eben je wenig 
unaten und Fideitommißfolger bei Lehn⸗ und Bibeilommißgütern. 
Artikel 112. " 
Du Zujniehung bes Cntspiätere — var Fa motfmwendig: ' 


Auf den nech obiger Vorſhrite ol —** "mb von ber — beſtãtigten 
— haben die das Hypothekenbuch führenpe Behörben mit Berüdfichtigung ber Zu- 
Art::51 ff. zu dem $ 24 des Ep. [und dent Zufag-Ürt. 65 zum 8:29 des Ed. die 
n 346 edeffelben erforderliche Eintragung in bie berens vorhanbene und gleich nach er⸗ 
> Kegufirung für bie Päuerficgen Beftger Mn errichtende Hypochelenbücher zu bewirken. 
ttitkel 114 
Dutch das Pqhtverhaltaiß, in Ruckſicht ber berechtigken Guts, Eau fo wenig bie 
en, ale’ die Re Regukrung ber Auseinanderſetzung gehindert werben. :. Sim Über 
an —— — des ntspãchters rechtsbeſtandige Abreden getroffen, po dat: ee dabei 


Artikel 116. 
ihr ven Fall, wenn dergleichen micht getroffen ſind, wird —— baß Be: Pac 
ur F mit der gutsherrlichen Entjpäbigung, in ſofern fie. auf das Pachtverhultuiß Be 
‚308 hat, begnügen muß. 
an Artitel 116. 


9 Der Gutsoherr muß aber dem Pächter mäheenD ber Sadijapee bie Saum 
" son dem’ "Qinfaffen: wirüdgefieferten Hofwehr ‘ober daffir Bezablten K ad We 
lafſen. Iſt keine‘ Hofwehr vorhanden, ober iſt bie ober: das dafſw —— Say 
— uf feme Rofen anpufffen, —— * 
entarium, © e a en, 
dber dem Bi ter. während ber Daner ber Pacht, das zu dem Gabe m werwerdeade 


* al landi ich ve uſen. 
* 7 Artikel 117. J 


Di Grtehert muß die in: Gefolge der Regulitung erforbefißen PN 
et En. aufbauen, ober im 1 Gall eine Vetgrößerung ber bieherigen zureichend iſt, 


Artitel 118, 
Die ae R * der Auseinanderſetzun zeit der Dienſ —— 
"Beinen u Rat un 116 ver Dei den Betrag ber zur * bes In- 
ventarii wirtbfchaftlich zu verwendenden und von dem Gutsheren zu vergijunben: Koften. 
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Wegen Bereit Brfthnunimg. findet: nur der —* an 1 ie Geraonm— Sim, beten 

—* I) beide Dreile unterwerfen mäflen. ': 
"Ai der Artikel SCHERE vm bin ie 

er’ Achten ft mit: der gutoherrſichen tſchadigung mier 'O ⸗ 

‘Yin nicht begnägen, ſo ſteht 09 ihm fuel, die Pacht gr tünbigen.. Die Befng⸗ 

aß ſteht ihm irn binnen bei‘ Rouen, nad, srl Igter Berätigung des Regeſſes gi 

" Pd 1 Bu LES Kr a, ti £ sin? rt 

Re Bir ac ben Bachttontrutte Aattfinbenbe Eudtermin bes: Bicihfhaftejafres 

nicht init Kein’ Bollzieherngetermin der Auseinanderſetzung überein, jo mufß- im- biefem 
Falle ver Pächter in dem letztgenannten Termine die Pacht räumen, :erhäßt--abtr':.in 
deſen Falle eine Ontihäpigung 'tire: bie in: dem Zeitraum zwiſchen dem Bollziehungs⸗ 
unmnd Bent kontraktlichen Mädgernährstenmmin: ihm enmgehende Ruhznngen. DE: Betrag: here 
jelben wird auf die oben benterkte: Art, Art. 118, ausgemittolt. tn 
"30. BON Bor 18. Red. 1819: We. ©. 219), welche bie 6. * und: p. auf dem 
Kostdirsfer Kreis aisbehnti 
. Ordnung wege Ablösung ber Dientte,. ‚Natwratr. unb Geidiei— 
ſtungen' boniGrümdſtücken, welche eigenthümlich, zu Erszin- ‚ober Erb» 
padtredt — werben v. 7. Juni 1821 (©. ©.6 TI Sn hen iin 
| 38: 39,40, 41. wo 
5 gg. ne Wen?’ betr Webln gungen, "ter welchen der Dienfiferr ſoſcher Bauten, 
“ "pie dia" Sigentgtiiher ſiud, einen: Thelt bet Eatkältiguug nach dem "Ed, 10:14; Sept. 
18118594. 55 un 56 mb den’ Del. vom 29: Mm 1816 Art. 51 bis 59. und 
v. 9. Mai 1818 (j. in n. 14.) zu ben in Folge ber Dienftufgebuing: euforberlichen nenen 
' "Eitreichhunge‘ und ' zur" Berinehrüng” des Bubenteriums. ‘zu venänferr, ıptiorttättich zu 
u Ps nden und zn’ verwenden befugt 'ift,' unter eben denſelben iſt auch ber ‚Dienfiperr 
zu '&ı de’ fheßerben Bauetn zit bdergleichen Verfügungen bexeihtigt::: 

8. 24." Det‘ Berechtigte lann veriangen, .baß ber Verpflichtete über: bes "u. 
—* tar der Rente ihm mehrere, Seitens ber Berechtigten unfünbbare —E 
gusſtellt, und in bas Hyp⸗Buch deu belaſteten Guto einttagen TÄßt, Über welchenern in 
bverſelben Art zu verfllgen Keftgt tft, als ihm wegen ber übrigen Sntfhäbigungen- 623 

Nnachgelafſen worden. 
. 38. Di Fr bie abgelbſten Abgaben, Jehnten / und Dienie feſtgeſebien Renten 
bdder Kapilatien genieen daſſelbe Borzugsrecht dor allen hypothelariſchen Pyorberumgen, 
welches den Abgaben und Laſtungen jelüfte zuftand; Br Erhaltung :befielben. mößen 
jebod bie Berechtigten bei — der in den teftimmtien. Nachtbeilt;: din⸗ 
aim Zeredfriftnoch en tigtert N bie Fra in. das Hypotgefenbucdh ber 
Vverpfuchieten Grun vffude na *4 Bi Abanderung in 83. G. p. 20 Inni 1885. 
8. 39. Die a läubiger können ber Ablöfung nicht widerſprechen; 
F auch bebarf es ihrer Zuziehung Hei dan Abbofungsgeſchaft micht; vielmehr finden bie 
in Vet ER, Kit. 20.88 460 — 465 gegebenen: Boriepriften andy ; bier: Anmen⸗ 
14 "ante: tann fich Ber’ erttfiehenden Hinberniffen ber Berpflichtete feinerisits: Au jede 
j ‚sr gerichtüche Piederiegung. bes Abld ſangs/ Kapttale von aller Verhaftung b e⸗ 


— 5.46: "Ber AUERSE der gztehning ber Lehnherren dehns umb Sibeiternenißfol- 
ger, ber Obereigenthilmer und Zbieberverfaufäberechtigten, finden bie Borjchriften der 
Bett; Dibn. 88 107.788 138 ff. Statt. - 

SEAL: In Ruckſicht ber’ Ben. Ionmen: bie Borjeriften er Dat v ©. Mai 
ae 114. 9120 zur Anwendung. - 
70: dom Bil Yard 1821646. ©: 110, weiches: bie- 6 zu. ‚a un b. a ie 
Ober. und NiEH ER anfig” und das Amt Senftenberg nuwenbet. 
* PO’, April 1823 wegen Begul, ber gutspenrk wud Bänert Bert, 
im "ers FAIRE, (8.8. &. 49). | nenn 





871 — BB 4. 
ber "Ghttähert: feinem Jutereſſe ahgsmeife; ‚Behufe der Bergröße; 
rung an hie Imvenariums, ber nbthigen Bauen nah des fon erfonberlichen Koſten⸗ 


Zn 
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aufwanbes zum Erſatz der Dienfte, ober zur beſſern Benutzung der ihm bei der 
lirung und @emeinheitstheilung zufallenden Länbereien, obe: dur Beſtreitung ber nn 
des Abbaues und der Verlegung ber bäuerlichen Wirthe, die bei ber Auseitnanberfegun: 
mit den ?ebteren an ihn zurädfallenden Grunbftüde oder Renten ganz oder zum Theil 
zu verlaufen, ober mit bem Vorzugsrecht vor bem fchon eingetragenen Gläubigern je 
verpfänben, ober "bie von ben bäuerlien Wirthen an ihn zu leiftenden 

Iungen zu jenem Behuf zu vermwenben: fo fiehet ben Hypothelen-Gläubigern, ben Fibei 
Tommiß - Berechtigten, imgleihen ben Ober « Eigenthümern bei Erbzinsgütern und ter 
Wieberlaufß- Berechtigten bei wiederkäuflichen Gütern fein Widerſpruch bagegem zu, art 
es bedarf ihrer Einwilligung dazu nicht. Um jeboch Bertürzungen biejer Betheiligter 
abzumenben, wirb folgenbes feſtgeſetzt: 

$. 88. Der Gutöherr lann von jenen Entſchädigungen nur fo viel verlanfen 
ober mit Vorzugsrecht verpfänben und beziehungsweiſe verwenden, als zu der im Felze 
der Regulirung erforbertichen neuen Einrichtung nothwendig if. 

8. 89. Er legt zu bem Ende ber zur Regulirung angeorbneten Kommiſfion ber 
Anſchlag der erforderlichen Koften vor, in welchen Materialien und Dienfle, die aus ten 
Gute genommen werben können, nicht in Berechnung kommen. 

Diefe unterfucht ihn und reicht ihn mit ihrem Gutachten ber Generällommiffic 
ein, weige den Betrag feſtſetzt. 

8. 90. Iſt dieſe Feſtſetzung erfolgt und von ber Generallommiffion beiceinige, 
jo muß bie Hypotheken. Behörde jebe, innerhalb ber feftgefegten Summe, vorgenommen 
Verpfändung ober Veräußerung unbebingt eintragen, bergefalt, daß bie Sicherheit bei 
eingetragenen Gläubigers oder Käufers von dem Beweiſe wirklicher Berwenbung nt 
Gelbes völlig unabhängig ifl. 

Gleichmäßig find die bäuerlichen Wirthe, welche aus ber Eigenthume - Berfeikun; 
oder Dienfl-Abldfung an den betreffenden Gutsbeſitzer Kapitalszahlungen zu leiſten be- 
ben, auf Antrag beffelben bis zum Belauf ber feftgeſetzten Bebarfefumme zur Zahlun; 
an benfelben anzumeifen. Die Berpflichteten werben durch bie auf ben &rumb dieſer 
Anweiſung geleifteten Zahlungen von aller weiteren Vertretung rüdfichtlich ber — 
bung frei, und müſſſen ſolche auf den Grund jener Anweiſung und ber 
des ofhungs-onfenfes des ihnen angewiefenen Empfängers im Hypotheleubuche (of 
abgefchrieben werben. 

8. 91. Die General» KRommiffton ift aber berechtigt und verpflichtet, ben Gmte- 
beftter zur geſetzlichen Verwendung des Geldes anzubalten, und fie ertheitt bemfelken 
nad) geführtem Beweife, ober nach befunbener Kichtigteit: ber Angabe bei angeftefiter 
prufuns eine Beſcheinigung über die Verwendung. 

92. Alle Anwärter, denen ein Erbfolgerecht zuſtehet, und fonflige Seal- 
Berehtigte find befugt, fi die Beobachtung ber im 8 91 gegebenen Vorſchrift nad- 
weiten zu laffen. 

6. 98. Wenn im Falle der Berfeung. eines ober mehrere Bauerhöfe anf ein 
zum Sauptgute gehöriges benachbartes Vorwerk, der Zufland des Hppothelenbuche, des 
Hauptbucdhes und bes Vorwerkes verſchieden ift; ſo mäflen Vorkehrungen getroffen wer- 


ben, damit bie Rechte ber bypothelarifchen Gläubiger und anderer Realberechtigten mid: 


gefährbet werben. Diefe werben bie Diinifterien der Yuftiz und des Innern in ber zn 
entwerfenden Inſtruktion ($ 118) nach Maaßgabe ber Verordnung vom 20. Juni 181: 
8 49 und folg. vorfchreiben. 

8. 94. Wegen ber Zuziehung ber Fideilommiß⸗ und anderer Realberechtigten un: 
ber Pächter bei der Auseinanverfekung, Vehufs der Verleihung bes Eigenthums, im- 
gleichen wegen ber Folgen derſelben Rückfichts biefer Interefienten, finden bie Ber- 
ſchriften der Gemteinheitstheilungs » Ordnung 8 10 und folg. 88 147 — 163, unb ie 
darin angeführten Dell. v. 29. Mat 1816 Art. 116 und folg. Anmwenbung. 
G. G. v. 8. April 1823 (G.S. ©. 73), welches bie ©. zu a. b. unb d. auf vet 
Landgebiet ber Stadt Danzig ausbehnt, 
h, Orbnung vom 18. Sul 
jenigen Lanbestheilen, welde vormals zum Großh. Berg ober zu ben 
franzdf. Depart. gehört haben. (G.S. ©, 65.) 


1829 wegen Ablöfung ber Reallaften in ben: | 








A. XII. Geſetz vom 20 Juni 1835. Im Algen. n. 1. 497 





it. 10. Bon den Rechten und Verbindlichkeiten dritter Perfonen in 
Beziehung auf bie Ablöfung. 
88. 91 bis 125. 


8. 91. Die für die abgelöften Abgaben, Zehnten und Dienfte feftgefetsten Sahres- 
venten oder Kapitalien geniefen baffelbe Vorzugereht vor andern bypothefarifchen For⸗ 
derungen, wel ben Abgaben und Leiftungen ſelbſt zuſtand. 

$. 92. Die für abgelöfte Leiftungen zur Entihäbigung gegebenen Grunbftüde, 
Kapitalten und Sahresrenten treten in Rüdficht ber Lehns⸗ und Fibeilommiß - Berbin- 
Dungen und ber hypothekariſchen Schulden in die Stelle ber abgelöfeten Leiftungen. 

8. 93. Es muß jedoch wegen ber zur Abfindung bergegebenen, nicht fofort be- 
zablten, dem Berechtigten aber durch Eintragung bei dem verpflichteten Gute geficherten 
Kapitalien, imgleichen wegen ber zum gleichen Behuf feftgefettten Iahresrenten in dem 
Sppothefenbude bei dem belafteten Gute vermerkt werden, daß das Kapital und be 
ziehungsweiſe die Jahresrente ein Zubehör bes berechtigten Gutes, und vie Fähigleit des 
Pr darüber zu verfügen, ans dem Hypotheken⸗Buche bei bem letztgedachten Gute 
au erſehen ſei. 


8. 94. Die hypothekariſchen Gläubiger des Berechtigten können der Abldfung . 


nicht widerſprechen. 
8. 95. gIhrer Zuziehung bei dem Ablöfungsgeichäfte bedarf es nicht. 

— 96. Sind jedoch die Pertinenzſtücke eines Guts gegen eine baare ein für alles 
mal zu entrichtenbe Vergütung abgetreten worben, jo müſſen bie Behörben, welche bas 
Geſchaͤft dirigiren, ein ſoiches Abkommen ben Hhpoihelen· Glaubigern zur Wahrnehmung 
ihrer Gerechtſame befannt machen, 

8. 97. Dielen fteht alsbann frei, zu verlangen, daß ber Echulbner bie ihm aus- 
geſetzte baare Vergütung entweber zur Wieberherftellung ihrer durch bie Abtretung ge- 
Ihmälerten Sicherheit, oder zur Abſtoßung ber zuerft eingetragenen Kapitalspoflen, fo 
weit fie dazu hinreicht, verwende. 

8. 98. Kann oder will ber Schulbner weder eins noch das anbere bewerffielligen, 
fo er bie Iypothelen· Olãubiger befugt, ihre Kapitalien auch noch vor der Berfallögeit 
aufzu 

8. 0 Sie müffen aber von biefem Rechte binnen ſechs Wochen nach der ihnen 
aufommenben Anzeige Gebrauch machen. 

8. 100. Thun fie das, fo bleibt ihnen ihr bypotbefarifches Hecht auf das abge- 
tretene Pertinenzftüd bis zum Austrage der Sache zwar vorbehalten, jeboch Können fie 
fi nur wegen der von bem neuen ‚oefiber zu entrichtenden Gelbfumme an benjelben 
unb an das abgetretene Pertinenzftüd balte 

8. 101. Berjäumen fie aber bie geietiche Friſt, fo erlifcht ihr Hypothelenrecht 
auf das agetreiene Pertinenzftüd. 

8. 102. Bei entfiehenden Hinderniſſen kann ſich der Berpflichtete feinerfeite durch 
gerich iche Riederlegung des Abloͤſungskapitals von aller Verhaftung 

[Bei Sanbabtretungen und ben hierbei für ben neneften Düngungezuflanb 
nub Fi Berbefferungsarbeiten zu entrichtenben Geldentſchädigungen, ift die nad) $ 36 ein- 
tretenbe Belanntmachung am bie Hypothekengläubiger gleichfalls erforderlich; jedoch kön⸗ 
nen dieſelben nur bie Verwendung ber letzteren in das Gut und zu deſſen Kultur ver⸗ 
langen, und deshalb nur ihre Schulbner in Anfpruch nehmen.) 

Der 8 108. iſt uf eboben durch $ 110, Ablöſ.⸗G. v. 2. März 1850. 

8. 104. Sm wie weit ber Lehnsherr, bie Lehnafol er, Nutznießer ober Wiederver⸗ 
neben ten bei der Ablöfung zugezogen werben muſſen, ift nach den Vorfchriften 
Zuni 1821 über bie Ausführung der Gemeinheitstheilungs- und Abldj.- 

Ordn. 88 11—15 zu beurtheilen, 

8. 105. Der Lehusherr, die Lehns⸗ und Bibeifommißfolger fönnen jeboch der Ab» 

fung ſelbſt, in foweit ſolche nad ber gegenwärtigen BO. an ſich zuläffig if, nicht 
wiberfprechen, vielmehr nur verlangen, daß das für anfgehobene Renten ober Leiſtungen 
erlegte Kapital wiebernm zu Lehen ober Fideilommiß angelegt oder fonft ficher geftellt 
werbe. 
Greiff, Gel. üb. Land.⸗Kult. u. landw. Bol. 82 
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8. 106. Eben biejes (88 104. 106) findet Statt in Rüdficht der Ober - Eigen- 
thlimer bei Erbzinsgütern, ber Wieberfaufs- Berechtigten und anderer Real⸗Berech⸗ 
tigten. 
8. 107. Auch zur Befriebigung ber erften Hppothefengläubiger (in foweit deren 
Korberungen für bie Realberechtigten verpflichtend find) kann das gezahlte Kapital 
verwendet werben. 

8. 108. Der Berpflichtete bei der Abldfung haftet für die Erfüllung dieſer Ber- 
bindlichkeiten (88 105 und 106); er kann fich jeboch bei entftehenden Hinderniſſen ven 
der Bertretungs-Berbinblichleit durch gerichtliche Nieberlegung bes Geldes frei machen. 

8. 109. Sobald der BVerpflichtete feinen Berbinblichfeiten durch Einzahlung tes 
Abloſungskapitals zum gerichtlichen Depofttorium, ober fonft nach dem Attefle ber Gen.- 
Komm. Genüge geleiftet bat, Tann er bie Abjchreibung feiner damit abgelöfeten Lei- 
flungen von dem Hauptgute und die Wichung auf dem verpflichteten Grundſtück, in ſe⸗ 
fern die abgelöfeten Leiftungen als Pertinenzien bes Berechtigten, ober als Belaflungen 
bes verpflichteten Srunbftüde im Hypothekenbuche vermerkt find, fordern, ohne daß er 
die nach 8 96 zu erlaffende Bekanntmachung und deren Erfolg abzuwarten hätte. 

8. 110. Wenn für den Berechtigten aus ber Verwandlung ber bisherigen Lei⸗ 
flungen in Jahresrenten nach dem Urtbeil der Gen.- Komm. ein Kapitalbebarf entſteht, 
ſo fann er verlangen, baß ihm auf Höhe beffelben von dem Berpflichteten Obligationen, 
die der Berechtigte nicht kündigen kann, ausgeftellt und auf das verpflichtete Grund⸗ 
ſtück eingetragen werden. Diefe Obligationen kann er abgejonbert von dem Gute, bem 
bie Leiftungen gebühren, veräußern und verpfänden unb die Agnaten und Realglänbiger 
Ünnen dagegen in feinem Fall emen Widerſpruch erheben. Jedoch ift zuvor bie Höhe, 
biefes Bedarfs von ber Gen.-Komm. feftzujegen, welche Feſtſetzung zur Eintragung ter 
genannten Obligationen hinreiht. Die Gen.Komm. bat bemnähft bie Aufficht über 
die wirkliche Verwendung zu dem angegebenen Zwed zu führen und alle dazu nah 
ihrem Urtheile nöthige Maaßregeln einzujchlagen. . 

8.111. Eben fo und unter benfelben Bebingungen kann ex verlangen, daß ihm 
bie von dem Verpflichteten eingezahlten Ablöfungstapitalien nach ber Höhe des Bedarfs zu 
einer folgen Berwenbung überwiejen werben. 

$. 112. Gleihmäßig kann er, zur Befhaffung bes durch bie Lanbabtretung nöthig 
gewordenen Kapitals, die ihm zur Entjchäbigung überwieienen Grunbftüde veräußern 
ober Anleihen auf biefelben machen, und biefe letzteren barauf bergeftalt hypothekariſch 
verfidern laſſen, daß fie die erfte Hypothek erhalten und biefe Grundſtücke daun mn 
mit ihrem ſchießenden Werth für bie auf bem Hauptgute zu baftenden Schulen 
und deren Sicherheit verhaftet bleiben. 

8. 113. Im Falle der Veräußerung bat jedoch bie Gen.Komm. außer ber Sorge 
für die ee Berwenbung ber bezogenen Kaufgelber, jobalb nur einer ver Betheifigten 
u feiner icherftellung wegen ber biesfälligen Anſprüche ber Sypothelengläubiger und ber 

ehns⸗ und Fideilommiß⸗Folger bei ihr (ber Gen.-Komm.) deshalb Anträge macht, auch noch 
baranf zu fehen, daß bie Grunbflüde zu dieſem Behufe nicht zu unverhäftnigmäßigen 
Preifen veräußert werben; und es muß folhenfalls ber über das Geſchäft abgeichlofiene 
Kontrakt der Gen.-Komm. zur Beftätigung vorgelegt werben. Diefelbe hat jeboch bei 
bem ihr zuftändigen Urtheil Über bie Augemeflenheit des Preijes nur bann eine nähere 
Unterfuhung zu veranlaffen, wenn nad) den ihr vorliegenden Nadricpten eine Berfchlen- 
derung anzunehmen ift, ober fih fonft gegrünbeter Verdacht ergiebt, daß eine Simula⸗ 
tion obwalte und heimlich geſchloſſene Nebenverträge vorhanden fein möchten; unb fle 
Tann ihre Beflätigung nur bann verfagen, wenn fie fich bei biefes näheren Unterfuchung 
ergiebt, daß der bevungene Prei® ben Tarwerth der Grunbftüde nicht erreicht. 

8. 114. Wenn der Beſitzer eines Lehngutes ben vorbehaltenen Allobiftlatione 
Zins durch Kapital abloͤſt und im ber Folge eine Lehen » Suhjeffion, getrennt von ber 
Allobial-Erbfolge, eintritt, jo können bie Allovial » Erben das bezahlte Abfindungs - Ka⸗ 
pital von ben Lehnfolgern zurückfordern. | 

8.115. Die in den 88 93. 96— 101. 103. 107. 109. 110 und 114 enthaltenen Be 
fimmungen finden zur Zeit in benjenigen Landestheilen, in welchen bie Preuß. ©. noch 
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nicht eingeführt worben, feine Anwendung, in fofern in ben bort geltenden geſetz⸗ 
lichen Vorfchriften abweichende Beftimmungen enthalten find. 

8. 116. Durch das Pachtverhältniß, e8 trete folches bei dem berechtigten ober bei 
dem belafteten Gute ein, kann jo wenig bie Regulirung als die Bollziehung ber Auseinan« 
berjegung zwifchen dem Berechtigten und Berpflichteten gehindert werben. 

Sind für ven Fall einer ſolchen Auseinanberfegung über die Entihäbigung bes 
Outspächters rechtsbeſtändige Abreden getroffen, fo hat es dabei fein Bewenden; - find 
aber vergleichen nicht getroffen, fo treten die nachftehenden Borfchriften ein. 

8. 117. Iſt das berechtigte Gut verpachtet, fo muß ber Pächter des abge een 
Rechts ſich mit der Nutzung derjenigen Entſchädigung begnilgen, welche feinem Verpäch⸗ 
ter zu Theil geworben ift. 

8. 118. Beſteht diefe Entſchädigung in Kapital, jo bat ihm der Verpächter bie 
Zinfen beffelben mit vier Prozent zu vergliten; e8 wäre denn, daß der Verpächter mit 
Zufimmung des Pächters das Ablöſungskapital zur Verbeflerung des Guts, wovon 
das abgeldjete Recht Zubehör war, verwendete. 

Befteht die Entſchädigung in Land, fo ift ber Pächter folhe nur dann zu lberneh- 
men und fih Damit zu begnügen fchuldig, wenn das abgelöfete Necht Zubehör eines 
ihm gehörigen Gutes war und das in befien Stelle tretende Land bei eben dieſem Gute zu 
dem — * wofür es dem Verpächter angerechnet worden, genutzt werben kann; auch 
kann der Pächter, wenn ibm die Uebernahme ſolchen Landes zugemuthet wird, ver⸗ 
langen, daß ihm die zur Bewirthſchaftung etwa noch exforderlichen Gebäude gebaut oder 
fonft überwieſen werben, doch muß er alsdann bie Zinſen bes aufgewendeten Baukapi⸗ 
tals mit vier Prozent vergüten. Der Verpächter ſeinerſeits kann ſich aber auch nicht 
entziehen, dem Pächter die Nutzung bes Entſchädigungslandes zu überlaſſen, wenn die⸗ 
ſer es ohne Ueberweiſung mehrerer Gebäude zu übernehmen bereit iſt; außer dieſem 
Falle kann der Pächter dieſe Nutzung nicht fordern. 

Ueberkommt der Pächter aus einem der vorbenannten Gründe die Entſchädigungs⸗ 
Ländereien nicht zur Nutzung, ſo muß ihm ber Verpächter den Betrag der Rente, auf 
welche folche bei der Regulirung veranfchlagt find, von der Pacht erlaffen. ' 

8. 119. Machen Dienfte den Gegenftanb ber Ablöſung aus, fo kann ber Päch- 
ter bes berechtigten Guts, außer der Nutung bes Entſchädigungs⸗Objekts, auch die An- 
weifung ber für die neue (zum Erſatz der Dienfte beftimmte) Einrichtung nöthigen Ge 
bäude fordern; er muß jeboch das Baukapital mit vier Prozent verzinſen. 

8. 120. Das zum Betriebe der Wirthichaft erforberlihe Inventarium muß ſich 
der Pächter ſowohl in dem Falle des SS 118 als 119 auf feine Koften anfchaffen, ohne 
daß er deshalb von dem DVerpächter eine Vergütung begehren kann. 

8121. Wil der Pächter fi) mit der dem Berpächter zu Theil gewordenen Ent⸗ 
ſchãdigung unter den obigen Beftimmungen (8$ 117—120) wicht begnügen, fo ſteht es 
ihm frei, die Pacht zu kündigen. Diele Befugniß fteht ihm aber nur zu, binnen bre 
Monaten, nachdem der beftätigte Rezeß dem Pächter befannt gemacht iſt. Auch muß 
die Kündigung wenigftens ſechs Monate vor bem Abzuge erfolgen und ber Abzug Tann 
nur am Schluß eines Wirtbichaftsjahres eintreten. Diefes dem Pächter eingeräumte 
Recht der Kündigung foll jedoch gänzlich wegfallen, wenn, nach dem Urtheil der Gen.- 
Komm., das abgelöfete Recht im Berhältniß zur ganzen Wirthichaft fo unbebeutend ift, 
daß A ber Abldfung keine merkliche Veränderung ber Wirthſchafts⸗Verhältniſſe ent- 

an. 
ne 8. 122. Iſt es das belaftete Gut, welches verpachtet ift, fo kann der ablöſende Ber: 
pächter verlangen, daß ber Pächter die Ablöfungsrente, oder bie Zinfen bes Ablöfungs- 
Lapitald zu vier Prozent in foweit Übernehme, als letzterer bie jetzt abgelöften Lei- 
flungen zu entrichten gehalten war. 

8. 128. Beſteht folchenfalls die Entfhäbigung des Berechtigten in Land, fo kann 
‚ ber. Pächter dieſerhalb von feinem Verpächter nur dann eine Ermäßigung in der Pacht 
verlangen, wenn er die damit abgelöfete Leiftung nicht zu vertreten hatte; und auch in 
biefem alle ‚gebührt ihm der Pachterlaß nur in dem Betrage, zu welchem bie Nutzung 
dem abgefundenen Berechtigten angerechnet iſt. — 
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Zu den 88. 31 und 38 des Er. wegen Regulirung ber gutsherrlich— 
bäuerlihen Berhältniffe v. 14. Sept. 1811. 

8.1. Die in ven 88 147— 155 der Gem.-Theil.-Oron. v. 7. Juni 1821 anf 

geftellten Grunbfäge über die Wirkungen ver Auseinanberfegungen in Beziehung auf 


5. 124. Will der Pächter fih biefem nicht unterwerfen, jo finden bie Beftim- 
mungen des $ 121 auch auf ihn Anmwenbung. 
$. 125. Bon ben vorſtehenden Beftimmungen (88 117—124) foll in Anfehung 
berjenigen Pachtlontrafte, welche ſchon vor der Bekanntmachung Des gegenwärtigen ©. 
geſchloſſen worden find, folgende Ausnahme eintreten. Wenn nämlidy ber Berpädhter 
ſelbſt auf bie Abldfung angetragen hat, fo foll der Pächter bie Wahl haben, enimeter 
bie vorſtehenden Befugniffe auszuüben, oder aber vollftändige Entſchädigung von dem 
Verpächter zu verlangen. 

2. Das ©. v. 29. Juni 1835 Hat keinen durchweg gleihmäßigen O.⸗B. ſondern 
feine einzelnen 88 folgen dem G.⸗B. derjenigen Geſ. auf welde fie hin- 
weifen. Im dieſer Beziehung vergl. n. 1 zu A. IV. a. — Dur h. 1. find (m SS 1 
bis 3, 5 und 8) Lie bisher vorhandenen Berfchiebenheiten ber einzelnen Ablöf.- und Re 
gul.-©. in Bezug auf die Nechte dritter Berfonen im Wefentlihen ausgeglichen und 
namentlich die bezügl. ©. für die alten Landestheile unter fih und mit ben in n.1. unter 
h. enthaltenen 88 ber Ablöf.-O. v. 13. Juli 1829 in Uebereinfiimmung gebracht, aufer- 
dem aber (in S$ 4, 6, 7, 9 u. 10) dieſe früheren Gef. unb bie bisherigen (bei $ 6 im 
Aubr. cit.) Vorſchriften Über die Befugniffe der Lehns⸗ und Fideikomniiß-Beſitzer zur be 
dingten Verſchuldung bes Hauptgutes näher beflimmt und mobiftzirt. — In Betreff ber 
Zeitpädter und bloß perſönſichen Nießbraucher enthält weder das &. vom 29. Suni 
1835, noch die fpätere allgemeine Auseinanderſ.⸗Geſetzgebung neue Beftimmungen: es gel» 
ten alfo noch die bezügl. in n. 1. angeführten unb rejp. die 88 158 bie 163 ber @em.- 
25.0. v. 7. Juni 1821. 

3. Bon den nad dem G. vom 29. Juni 1835 bie z. 3. 1850 noch ergangenen 
drei Renllaftenabldfungs-©. für Weſtphäl. und Rheinifche Lanbestheile enthalten 

a) die DO. v. 18. Juni 1840 wegen Ablöfung ber Neallaften im Herzogthum 
Beftphalen (8.-©. ©. 156 fg.) in den 88 88 bis 128, von benen bie 88 100 ı. 101 
durch 8 110 Ablöf.-®. v. 2. März 1850 aufgehoben find und 

b) das ©. v. 4. Juli 1840 wegen Ablöfung der Beallaften in ben vormals 
Naffanifhen Landesth. und Stadt Weblar mit Gebiet (6.6. S. 195) in 
ben SS 62 bis 103, von benen 88 74, 75 durch 8 110 1. c. aufgehoben ſind umb 
welche mit dieſer Mobifllation auch für die Reallaftenablöfungen in ben Hohenzollernſchen 
Landen nad) dem ©. v. 28. Mai 1860 gelten [f. im Anhange zu A. IV. bis VL 8 21 
Abf. 2 u. n. 5. dazu) faft wörtlich übereinſtimmende Borſchriften mit ben im 
n. 1. lit. b. angeführten der O. 13. Juli 1829 und ben Zuſ. bazu, Die im 
©. v. 29. Juni 1835 fi finden; unb 

e) pas AbIdf.-G. vom 18. Juni 1840 für das Fürſtenth. Siegen (G.S. 
©. 151) erflärt im 81 jene Beſtimmungen der O. v. 13. Juli 1829 und bes G. v. 29. 
Juni 1835 für anwendbar. Es genügt aljo hier ber Hinweis auf bie cit. ©. — Die Gem. 
Th.⸗O. v. 19. Mai 1851 für bie Rheinprovinz x. (G.⸗S. ©. 371) [f. unter A. Anh. 
zu VII a. u. 5. Nr. I] enthäld die auf die Rechte dritter Per. bezüglichen Vorſchriften 
in ven 88 20, 22, 24 bis 26, von denen bie 3 lebten auf bie älteren Gef. verweifen. 

4. Die gefetliden Vorſchriften über die Rechte Dritter an AbIldf.-Kap. 
finden nach den in n. 23. zus10 BO. vom 30. Suni 1834 (A. X.) cit. G. aud) Anwen- 
dung auf bie Regulirung des Berwend.⸗P. ber port zu a. u. b. erwähnten 
Trennpüderge ufgelder und Örunpfteuer-Eutfhäb.-Kapit, 


4. Die Grundſätze ber 88. 147 bis 155 der Bem.-Th.:D. v. 7. Iunt 1821 
(A. VII. a.) waren fon früher nicht bloß anf Gem.⸗Th. anwenbbar, fonbern nach ber 
Abloſ. O. v. gl. T. auch auf Realfaften-Abldfungen ausgebehnt, nämlich durch bie inn.1. 
unter lit. d. cit. SS und durch den vorhergehenden 8 20, gemäß welchem bie Ausweifung 
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die Rechte dritter Perfonen, finden auch auf die, nah dem En. vom 14. Sept. 
1811 vorzunehmenden Regulirungen Anwendung. 


von Lan dabfindungen für Dienfte nah den Grundfägen der Gem.-Th.-D. geſchehen fol, 
Nachdem nım jene Grunbfäge durch $ 1b. 1. auf bie übrigen Auseinanberj.-S. ausge⸗ 
dehnt find, bilden bie 88 147 bis 155 1. c. die allgemein gültige gefetlide 
Grundlage für bie Rehtsverhältnifie der durch die Auseinanderſ.⸗Beh. 
ansgewiefenen Land⸗, Renten» und Kapital-Abfindungen. Es werben bef- 
halb Hier nachftehend die Bemerkungen zu den cit. 88. zufammengeftellt, und wirb noch 
darauf aufınerffam gemacht, daß biefelben auch in ven ©. fich befinden, reſp. in Bezug 
genommen find, welche in n. 1. lit. f. und h. und in n. 8, angeführt find, 

5. 31 8147 Gem.:Th.-D. v. 7. Juni 1821 vgl. OT, Entf. Br. 27 S. 194, 
bes Inhalts, daß das bei einer Auszinanberf. zur Abfindung gegebene Land durch da 8 
Geſetz Zubehör des Guts wird, zu welchen die Sache oder das Hecht gehört hat, wo» 
für die Abflnburfg gegeben worden ift, und das Recht darauf auf jenen Beſitzer dieſes 
Guts übergeht, — ferner IHMR, v. 21. Oft. 1831 (Kochs Agrargel. I 8 197 BO. 
v. 20. Juni 1817, L. u. v. R. I. S. 595), welches ausführt, daß der $ 147 1. c. auch 
in Betreff ver Jurisdiktion gift und in ſoweit den $ 13 Tit. 1. ber Hyp.O. mo» 
difizirt bat, fo daß die Zuſchreibung ber Lanbabfindungen zu ven Hyp.⸗Folien ber ab» 
gefundenen Grundſtücke ohne Weiteres zu bewirken ift und nicht neue Hyp.⸗Fo⸗ 
lien anzulegen find, — fobann 4. K.⸗O. v. 16. Dec. 1834 (G.S. v. 1835 ©. 1), 
welche dellarirt, daß bie Eutfhäbigung von Lehngütern unmittelbar in bie Stelle des 
verwendeten Lehnswerthes tritt, und ohne Weiteres und insbef. ohne Belehnung dem 
ahmgute als Pertinenzftüd im Hyp.-B. zuzufchreiben ift (was jet nad 8 2 Nr. 1 Ab» 
ſöſ.G. v. 2. März 1850 nur noch für die Thronlehne Bedeutung bat), — endlich bie 
bei der BO. vom 30. Juni 1834 in n. 24. lit. b, zu 3, cit. beiden R., betr. bie Re⸗ 
gulivung ber Gemeingrenzen bei Auseinanderf,, für welche auch $ 147 1. c, 
ie geſetzliche Grundlage bildet. — 

Wegen Ausdehnung des 8 149 Gem.⸗Th.⸗O. auf Kapitalabfindungen ſ. 8 3 hſ. 1. 

6. Zu 8 150 Gem.⸗Th.⸗O. vom 7. Juni 1821 iſt zu bemerken, daß bie darin 
in Betreff ber KRapitalabfindungen zur Anwendung gebrachten 88 460 bis 465 
A. L.R. I. 20 wörtlich mit den oben in n. 1. lit. h. aufgenommenen 88 96 bis 
101 ver Ablöſ.O. vo. 13. Juli 1829 Übereinftimmen, mit ber einzigen Modifikation, 
daß in dem 8 100 bie in dem 8 464 1. c. fehlende Beftimmung hinzugefügt ift, welche 
ber 8 151 der Gem.-Th.-:D. enthält. — Die Pertinenz»Eigenihaft der Abldf.- 
Kaptt. zu ben berechtigten Gütern wird unter dem Vorbehalte der Rechte ber 
Hypoth.⸗Gläubiger und der Befiganwärter fon durch die Eintragung 
ber Abldfungs-Rezeffe im Hyp.-B. des berechtigten Guts aufgehoben, ohne 
Daß es noch einer beſonderen Abſchreibung der abgelöften Berechtigungen auf dem Folium 
dieſes Guts bedarf. Abgeſehen von ben Ausiprücen ber Realintereffenten — hört die 
Bertinenz-Oualität der Rentenbriefe zu ben berechtigten Gütern ſchon mit dem 
Zeitpunfte ber Uebernahme der Renten auf die Rentenbank auf. So RK. 3. 
Bd. 11. Grdſ. 10 und OT. Entf. Br. 30. ©. 266. 3. Bd. 8. ©. 320. Diefer Grund- 
fag ift ſchon früher vom OT., als Präjudiz Nr. 1315 (Präj.Samml. ©. 361) ange- 
nommen mit ber Folgerung, daß Abldi.-Kapit. bei einer nothwenbigen Subhaftation des 
Gutes, zu welchem bie abgelöfen Rechte gehört haben, wenn auch eine Abichreibung 
der Präftationen im Hyp.B. deſſelben nicht erfolgt ift, doch nicht auf den Adjukatar 
übergehen, fofern durch bie Adjudikatoria nicht ein Anderes feftgefett ift. — Anlangend 
bie Saflung der Benachrichtigung ber Hyp.-Öläubiger au ben Kapitalabfindungen, fo 
iſt gefeglich eine Verwarnung nicht ausdrücklich vorgejchrieben, in J.u. IIJMR. v.. 10. 
Nov. 1831 (Ann, Bd. 15 ©. 749 Ibb. Bd. 38. S. 294) aber ausgefprochen, daß bie 
Belanntmachung mit der Warnung zu verbinden fet, „daß bie ſich nicht ın 6 Wochen bei 
ber Auseinanderſ.⸗Beh. mit ihren Anſprüchen meldenden Hyp.⸗Gläubiger mit feinen Er- 
innerungen gegen bie Auseinanberfegung gehört werben würden und ihre Rechte auf bie 
abgelöfte Realität, das Abldjungskapital und beffen Verwendung verloren gehen.” — Nach 
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Daſſelbe gilt von ven im $ 8 ver Beroron. v. 30. Juni 1834 bezeichne- 


IMR. v. 19. Nov. 1832 GKochs Agrargef. zu $ 150 Gem.-Th.-D.) follen bie Be— 
fonntmachungen der Kapitalabfindungen an die Gläubiger nicht durch bie Auseinanderj.- 
Beh., ſondern durch die Spezial-Rommiffarien erfolgen. (Indeß find Ausnahmen bierven 
namentlich bei berartigen öffentlichen Belanntmachungen unzweifelhaft geftattet). — Wegen 
ber öffen tlichen Bekanntmachung an die Gläubiger |. $ 60 BO. vom 30. Iımi 1834 
und $ 111 Ablöſ.G. v. 2. März 1850. — Wegen des Zeitpunfts ber zu erlaffenben Be 
kanntmachung ſ. 858 BO. v. 30. Juni 1834 und n. dazu, und wegen bes bei Kapitalablöfungen 
Behufs Ausſchließung ber Anſprüche fpäter eingetragener Gläubiger angeorbneten vorläufigen 
Bermerfs 859 1.c. — Die Fälle, in denen die Benachrichtigung ber Gläubiger 
entbehrlihift, enthält s110 Abldf.-©. v. 2, März 1850 (A. IV. 2) — Die mobi 
fizirte Ausdehnung des $ 150 Gem.⸗Th.⸗O. auf diejenigen Öläubiger, die 
mit Renten x. eingetragen find, ift durch 88h. 1. erfolgt. — Die Hyp.-Slin- 
biger, welche fi) auf bie Benachrichtigung nicht melden, können doch,’ wen das Ablöf.- 
Kapital vom Empfänger zur Abſtoßung ihrer Forderung beflimmt wirb, der Annahm: 
des Kapitals nicht fih weigern und brauchen Darüber nicht gehört zu werben: fo IMR 
v. 26. Febr. 1838 (Ann, Bb. 22 ©. 84), — 

j De 8 152 Gem.⸗Th.⸗O. ift durch 8 110 Abldi.-®. vom 2. März 1850 auf- 
geboben. 


7. 3u 88 153 und 154 Gem.⸗Th.⸗O. v. 7. Juni 1821 if bie Depimmung 
in Betr. des Lehnsherrn und des Obereigenthümers bei Erbzinsgütern durch 8 
Nr. 1 Ablöſ.G. v. 2. März 1850 bis auf die Lehnsherrlichkeit bei Thronlehnen, welde 
noch fortbefteht, (ſ. n. I1 1. c.) befeitigt. — Die 88 153 fg. Gem.⸗Th.⸗O., 8 10 BD. 
v. 30. Juni 1834 und der Schlußfag bes $ 8 h. 1. zufammen genommen haben ten 
Auseinanderf.-Beh,. das Recht und bie Pflicht übertragen, fir die Wieberanlegumg, 
reſp. Berwenbung der für die Befiter von Lehn-, Fideikommiß⸗ und wieberfäuflichen 
Gütern feftgeftellten Kapitalabfindungen ohne Zuziehung der Anwärter 2c. zu forgen; it: 
müſſen dieſer allgemeinen gejeglichen Pflicht entiprechen und werben berfelben weder ba- 
Durch, Daß gar feine Agnaten 2c. im Hyp.⸗B. verzeichnet ftehen, noch dadurch enthoben, 
daß Die wirklich eingetragenen auf den Nachweis ber Verwendung Verzicht leiften, ober bie 
Abfindungen dem Beſitzer zur freien Dispofition ftellen zu wollen erflären. Dies führen 
aus bie IMR. v. 30. Sept. 1839 (Ann. Bd. 23 ©. 613) und v. 29. Sept. 1847 
(Kochs Agrargei. zu $ 10 BO. vom 30. Juni 1834 LuvR. I ©. 639). Letzteres 
fagt darüber wörtlih im Hinweis auf die cit. Beſtimmungen: 

„Die Gen. Komm. vertritt die Intereſſen der Lehns- und Fideikommißberechtigten 
binfichtlich der Verwendung von Entichädigungsfapitaften vollſtändig und bat allein 
über die Sefeglichkeit und Angemeffenheit der von dem Beſitzer zu dieſem Zwecke vorge 
ſchlagenen Maaßregeln zu befinden, wobei fich von felbft verfteht, daß wenn Berechtigte 
fih mit Bedenken melden follten, nach $ 10 BO. v. 30. Juni 1834 zu verfahren if.” — 
[In dem R. v. 29. Sept. 1847 ift außerdem noch Die Anficht geäußert, daß bie Aus- 
einanderſ.Beh, wenn ber Befiter feine an und für ſich gefeglihe Berwenbungs- 
art beabfichtigt, zu beftimmen babe, ob und unter welden Mobalitäten aus ben Kapitals- 
abfindungen ein Geldlehn oder Geldfideikommiß errichtet werben kann und fol, und daß 
erft, mern alle Bedingungen wegen rechtlicher Konftituirung und ficherer Anlegung dieſes 
Lehns⸗- oder Fideilommißes erledigt find, bie Einwirkung der Gen. Komm, aufhöre. 
Hiervon ift aber das FM. in Üchereinftimmung mit dem JzM. abgegangen 
und nimmt jeßt an (vgl. die in n. 20. zu A. X, cit. R. v. 29, April u. 30. Mai 
1862) daß, wenn geſetzlich zuläfftge Verwenbungsanträge vom Fideikommißbeſitzer in einer 
ihm dazu geftellten Friſt nicht geltend gemacht werben, die Gen.-Romm. das Abldjungs- 
Kapital dem Fideitommiß-Gericht zur weiteren Verwaltung zu überweifen bat, ohne dag 
vorher befondere Formen über Konftituirung eines Geldfideilommifies 
zu erfüllen find] — Daß von ber Kontrolle der Berwendung der Abfindungskapitalien 
in Fideilommiſſe die Auseinanderſ.⸗Beh. nicht durch die Erffärung der nächſten beiden 
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ten Nebengejchäften; imgleichen von ſolchen Auseinanverfeßungen, bei welchen 
feine bänerlihe Vefiter teilnehmen. 


Zu den 88 18 und 24 des Ep. wegen Regulirung ꝛc. v. 14. Sept. 
1811 und Art. 70 der Dekl. v. 29. Mai 1816. 

. [8.2. Die Beſtimmungen des $ 152 der Gem.⸗Theil.Ordn. v. 7. Juni 
1821 über die Verwendung ber Öebbentihäbigung ür den neueften Düngungs⸗ 
uſtand der abgetretenen Laͤndereien und für Verbefierungsarbeiten, gelten auch 
dur bie Hofwehrgelver, welche vie bäuerlichen Wirthe bei Regulirung ver guts= 

lich⸗ bãuerlichen Berhältniffe, an die Gutsherrſchaften zu zahlen haben. Der 
rt. 70 der Deflaration vom 29. Mai 1816 iſt auf dieſe fo wenig, als auf 
jene anzuwenden. . 


Zu den $8$ 76 und 149 ver Gem. »Theil.-Orbn. und 8 38 der Abldf.- 
Ordn. vo. 7. Juni 1821. 

8.3. Die in dem $ 149 der Gem.-Theil.-Dron. v. 7. Juni 1821 enthal⸗ 
tene Beftimmung, nach welcher, im Fall der Entſchädigung in Renten, in dem 
Hypothekenbuche des belafteten Grundſtücks vermerkt werben muß, daß bie Rente 
ein Zubehör des berechtigten Guts und bie Sefugnit des Befiters, über viefelbe 
"zu verfügen, aus bem Hypothekenbuche über das Jetztgedachte Out zu erjehen jet, 
— findet auch ar Entihäbigimgen ın Kapital Anwenbung und gilt, mit biefer 
Ausdehnung, bei Abldfungen und Negulicungen nad) dem Ep. v. 14. Sept. 1811 
ebenfo, wie bei Gem.⸗Theil. 

Die im $ 76 der Gem.⸗Theil.Ordn. und in dem 8 38 der Ablöſ.⸗Ordn. 
v. 7. Yuni 1821 enthaltene entgegenftehenne VBorfchrift, wonach die Berechtigten 
zur Erhaltung des ihnen zuftehennen Vorzugsrechts wegen der Renten und Ka⸗ 


— 


Anwärter, daß eine ſolche unterbleiben folle, befreit wirb, entmwidelt auch das LMR. vom 
15. April 1852, welches in dem v. 31. Juli ej. in Uebereinftimmung mit ber Praris ber 
meiſten Auseinanderſ.⸗Beh. feftgehalten ift (VMBI. S. 171), aus dem 812 Gem.-Th.-D., 
welcher die Befugniffe der Anwärter dahin begrenzt, daß fie Einwendungen gegen bie 
Zulänglichkelt der Entſchädigung und gegen bie Sicherftellung der Abfindung erheben 
Tonnen, wogegen ihnen die Befugniß zur Freigebung der Abfindungen nicht beigelegt if. _ 
8. Die 88 151 und 155 Gem.⸗Th.⸗O. fiellen die Grenzen der Haftbarkeit des 
zur Zahlung der Kapitalabfinbung Berpflichteten gegenüber ben Gläubigern und Anwär- 
tern 2. feſt, umb beflimmen, daß die gerichtliche Depofition von ber Bertre- 
tungeverbindlichleit frei macht. Vergl. hiezu n. 59. zu 5 61 BO. vom 80. 
Juni za. (A.X,) 
9. Diefer $ ift dadurch befeitigt, daß Sofmwebrgeiber nicht mehr vorlommen, da 
ber laſſitiſche Stellenbefiger die Hofwehr nach 8 82 Ablöſ.⸗G. v. 2. März 1850 erhält, 
ohne Ernchabigung dafür leiſten zu dürfen. 


10. Durch dieſen 8 ift die altländiſche Geſetzgebung entſprechend dem Prinzipe des 
8 93 des Ablöſ. O. v. 13. Juli 1829 (f. n. 1. lit. h.) abgeändert worden, fo daß 
Abloͤſ. Renten und Kapitalien jetzt von Amtswegen mit dem vorgeſchriebenen Ver⸗ 
merke anf ben Hyp.-Folien der Dazu verpflichteten Grundſtücke eingetragen werben müſſen. 
Wegen der Tilgungsrenten f. jevoh $ 18 Rentenbanfgef. vom 2. März 1850 (A. V.) 
u. n. 7. dazu. Wegen ber Eintrag. ber Abldf.-Kapit. |. S6L VO. v. 30. Yuni 1834 
und n. 59, dazu. Nah HEMER v. 2. Okt. 1840 (IMBl. ©. 330) u. v. 24. I uni 
1853 (Örüchots Beiträge I. S. 11) kann ein Grundbeſitzer, welcher bie auf feinen Gute 
haftenden Abgaben ablöf und hiezu ein Darlehn aufgenommen hat, feinem Gläubiger Das Ab⸗ 
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pitalien binnen Jahresfriſt die Eintragung felbft nachſuchen ſollen, wird hierdurh 
aufgehoben. Die Gen. - Komm. find verpflichtet, dieſe Eintragung von Umtswe 
en zu beforgen. 

I den $$. 24, 55 und 56 des Ep. v. 14. Sept. 1811, Art. 51—55 der 
Dekl. v. 29. Mai 1816, 8.23 der Abldf.-Dron. v. 7. Juni 1821 und 
112 der Ablöſ-Ordn. v. 13. Yuli 1829. 

8. 4. Die beftehenden Vorfchriften wegen der ven Gutsbefigern und Abgabe: 
Berechtigten in Beziehung auf bie hypothekariſchen Gläubiger, Lehns⸗ und Fidei— 
fommißfolger und andern Real- Beredhtigten zugeftandenen Befugnile, zur Ber: 
Ihuldung der Hauptgüter, Veräußerung und VBerpfändung von Abfindungs- und 
Abldf.-Ländereien und Renten, Verwendung der aus vielen Geſchäften bezogenen 
und der Ablöf.-Kapitalten zu den neuen Emricdhtungen in Folge der gutsherrlid- 
bäuerlichen Regulirungen und Ablöf. werben, wie at, näher beftimmt und ab- 
geändert: 

1) Zu den Einrichtungsfoften, für welche fih der Gutsherr und Abgabe» Br- 
rechtigte dieſer Mittel bevienen kann, werden ver Regel nach nur eredinet: 

a) die Bauloften und die Ausgaben der Anfchaffung des ntariums, 
welche nöthig find, um dem berechtigten Gute die wegfallenden Dienſte zu er- 


een; 
b) die Auſchaffungskoſten des Inventariums, die Bau-, Rodungs⸗, Ent⸗ 
wäflerungs- und ervätferungstoften, welche erforverlich find, um das zur Ent: 
ſchädi ung übgetretene Land, fei es als Zubehör eined andern Dauptgutes ober 
mittel ihtung beſonderer Vorwerkswirthſchaften, oder kleinerer Etabliffentents, 
gehörig zu benugen. 

2) Wird in dem Betriebsfapitale des Hauptguts durch die Auseinanderſetzung 
eine erhebliche Veränderung erforberlich, jo kommen nicht blos vie vorſtehend (a. 
und b.) benannten, ſondern aud die zu der veränderten Einrichtung des Haupt⸗ 
guts nöthigen Anfchaffungstoften des Inventariums, die Bau-, Rodungs⸗, Eut« 
wäflerungs- und Bewäſſerungskoſten in Anfchlag. “Dies findet insbeſondere An- 
wendung auf die Koften des Abbaues, im Falle der Translofationen bäuerlicher 


— — — — — — — — 


ſoͤſungskapital (den locus ber abgelöften Lafl) auf Grund ber barilber ausgeſtellten Quit⸗ 
tung, als ein zinsbares Kapital, gemäß Anb--$ 52 zu A. L.⸗NR. I 20. u. Del. v. 3. April 
1824 —8 S. 77) eediren. Anderer Anfiht App.-®. in Hamm a. a. O. & 11). 


11. Die Befugniß zur Verwendung der Abfindungen für „nene Einrichtungen“ 
iſt, wie bie über dem $ A cit., hierin nicht erweiterten geſetzlichen Vorſchriften ergeben, ben be- 
rechtigten Gutsbeſitzen nur bei Regulirungen gutsh.-bäuerl. Berh. und bei 
Reallaftenabldfungen ertbeilt, auf Gemeinheitstheilungen aber nicht aus- 
gebehnt werden. Wenn jedoch mit der Regulirung ob. Reallaftenablöfung eine Ge⸗ 
meinheitstheilung in Verbindung geſetzt iſt, jo können auch bie in Folge legterer möthig 
werbenben „neuen Einrichtungen” aus den Abfindungen beftritten werben: fo IMR. v. 
19. Febr. 1831 (Kochs Agrargef. zu 8 23 Abloöſ. O. v. 7. Juni 1821). Andererſeits 
ift es bei ber allgemeinen Faſſung des $ 9 lit. a. b. 1. (jett lit. a. Abloſ.G. v. 2 Min 
1850) unbedenklich, daß auch die bei anderen Auseinanderſetzungen und namentlich auch 
Gem.⸗Th. ftipufirten baaren Abſtndungen des nämlichen Guts zu Ginrichtimgen ver- 
wendet werben Fünnen, bie in Folge einer durch Land ober Renten bewirkte Dienſtabloö⸗ 
fung nöthig find: jo IMR. v. 18. Juli 1839 (Dinniges Landkultgeſ. Bo. 3. ©. 109). 
Alle zu einer Herrichaft gehörigen und in einem Hyp.⸗Verbande ftehenden Güter 
find rückſichtlich nener Wirtbfchaftsanlagen vergeftalt, als ein Ganzes, zu betrachten, daß 
bie ihnen zuftehenden Rapitalabfinbungen überhaupt nur ba verwendet zu merben brachen, 
wo fich gerabe ein Bedürfniß zeigt und nicht gerade im dem Gute, bei dem fie auſſommen: jo 
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Wirthe, imgleichen im Falle der Errichtung neuer Vorwerke anf entlegenen Guts⸗ 
ländereien, Behufs der Erleichterung ihrer Beſtellung mit eigenen Leuten und 
eigener Beſpannung. 

Betreffen die in Nr. 2 erwähnten Veränderungen Lehn⸗- oder Fideikommiß⸗ 
güter, fo foll bei deren Feftiegung von den Gen. Komm. unterfucht werben, ob 
und wie weit ſolche eine beſtändige oder nur eine vorübergehende Verbefferung 
der gebachten Güter gewähren mögen. 

Die Koften der legtern Art ıft ver Lehns/- oder Fipeifommißbefiger zu er⸗ 
ftatten verbunden. Es wird ihm und jenen Nachkommen die Pflicht auferlegt, 
die Trfattung dieſer Koften durch eine jährliche Zahlung des funfzehnten Theile 
derſelben zu bewirken. - 

Die Einzahlung diefer jährlichen Abträge erfolgt an das Depofttortum, in 
foweit nicht durch die Stiftungs-» Urkunde einem Familienvorſteher Rechte in vie- 
fer Beziehung beigelegt find. 

Die Berwendung der abfchläglich geleifteten Zahlungen beſchränkt fich nicht 
auf die Anlegung zu einem Lehns⸗ oder Fideikommißſtamm, fonvern e8 können 
die eingezahlten Gelver auch zu Ablöſ. von Schulden, welche auf der Subftanz 


— — 


IMR. v. 18. Dez. 1836 (Ann. Bd. 20. S. 907) und vom 17. Febr. 1837 (Ann. 
Bd. 21. ©. 73). 

12. Die Rr. 1. u. 2. des $ A h. 1. definiven diejenigen „Einrichtungsfoften”, auf 
welche die im Eingange citirten Borfchriften Anwendung finden ſollen. Zu dem unter 
Nr. 1 erwähnten Inventarium rechnet da8 IMR. v. 10. Sept. 1835 (Kochs Agrargef. 
zu $4h.1,) auch das für das erfte Jahr erforderliche Saamen⸗, Futter- und Brotgetreibe, 
jofern bie Ländereien nicht mit den Nutungen bes Uebergangsjabres abgetreten find. — 
In den Anfchlage ver neuen Einrichtungsloften dürfen aber „Materialien und 
Dienfte, welde aus dem Gute genommen werben fünnen, nicht zur Berech⸗ 
nung lommen,“ gemäß Art. 54 Dell. v. 29. Mai 1816, auf den 8 23 Abloſ.O. vom 
7. Inni 1821 verweift. Dies wendet das in n. 11. cit. R. v. 17. Febr. 1837 fo an, 
Daß bei Gütern, die Eine Herrichaft und Einen Hyp.⸗Verband bilden, die Materialien von 
einem Gute, auf dem fie fich vorfinden, fir das andere, dem fie zu ben neuen Einrich⸗ 
tungen fehlen, bergegeben werben müffen und alfo nicht zur Liquidation kommen können. 
Dagegen findet eine ſolche Ueb:rtragung nah IMR. v. 14. Juni 1839 (Ann. Bd. 23 
S. 364) dann nicht Statt, wenn mehrere Gilter zwar ein Ganzes ausmachen, 3. B. ein 
Famiſien⸗Fideikommiß, aber die Selbftflänbigleit jeden Gute durch die abgefonberte Eintra- 
gung in das Hyp.-Buch rechtlich bewahrt und mit der Verpfändung ber einzelnen Güter 
auch faktifch anerkannt if. [Das cit. R. v. 17. Febr. 1837 nimmt au an, daß Zie- 
gel und andere ber Hegel nach zum Berlaufe beftimmte Probulte einer Sabrilations- 
anftalt nad dem vollen Verkaufspreiſe ohne Abzug der aus dem Öute dazu ver⸗ 
wandten Materialien und PDienfte in Rechnung geftellt werben dürfen. Ebenſo IMR. 
v. 27. April 1839 Ann. Bd. 23 S. 368), S. aber dagegen Dönniges a. a. O. 
S.119]. Zu ben im 8 4 h. |. erwähnten „inrichtungstoften,” die nicht bloß den Fibei- 
fommiß-Anwirtern, fondern auch den Hyp.-Gläubigern gegenüber aus ben Abfindungen be- 
firitten werben Können, find die Auseinanderfegungstoften nicht zu rechnen: vgl. 
hierüber IJZMR. v. 22. Dez. 1840 (IMBl. 1841 S. 28 und BMI. 1841 ©. 85) 
Schreiben des Md9I. v. 11. Febr. 1841 (IM. S. 111. VMBl. ©. 86) u. 
JzMR. v. 25. Febr. 1841 (IMDB. S.110 BMBl. S. 87). 

13. Durch $ 4 h. 1. iſt dem Allopialbefiker ven Hypoth.⸗Gläubigern gegenliber 
nicht bie Befugniß zur prioritätiihen Verpfändung des Hauptguts für die Einrich - 
tungstoften gewährt; bie Worte im Eingange „Befugniß zur Verſchuldung ber Haupt- 
gilter” beſchränkt fich auf bie betr. fchon bisher den Fideikom miß beſitzern zuſtändige be» 
dingte Befngniß (vgl. $ 6 h. 1.): fo IZMR v. 21. Sept. 1839 (IMEl. S. 320). 
Dem Allodialbefiger ift Überhaupt zur Beſchaffung der Einrichtungskoſten nur bie Ber 
fnrersang ober prioritätifche Berpfinbung der Entjch.»Ländereien, nicht aber von Thei⸗ 
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des Lehns, des Fideikommiſſes haften, verwenbet, oder fonft zu Lehn oder Fibe- 
fommiß wieder angelegt werben. 
Zu dem $. 24 des Ed. v. 14. Sept. 1811 Art. 56 —59 der Dell. v. 
29. Mat 1816, zu der Berordn. v. 9. Mai 1818 und zu dem $ 23 
der Ablöſ.Ordn. v. 7. Juni 1821. 
8.5. Sobald der Geldbedarf des Gutsbeſitzers oder Abgabe-Bereihtigten nach 
Art. 54 der Def. v. 29. Mai 1816 feftgefegt und von der Gen.Komm. beſcheinigt 
ift, muß die Hypothekenbehörde jede, innerhalb der feitgefegten Summen vorge- 
nommene Berpfändung ober Veräußerung ber Abfindungen unbedingt eintragen 
und darf die Sicherheit des eingetragenen Gläubigers over ded Käuferd von vem 
Beweiſe der Verwendung des Geldes nicht abhängig gemacht werben. 
Die bäuerlichen Wirte, welche aus der Kigenthumsverleihung, ober Aklül. 
an den betreffenden Gutsbeſitzer Kapitalzahlung zu leiften haben, find auf Antrag 
beffelben, 6i8 zum Belauf der feftgefetten Bedarföfumme zur Zahlımg an bei: 
elben angutveifen, Die Verpflichteten werben durch die, auf den Grund bieler 
nweiſungen geleifteten Zahlungen von aller weiteren Vertretung rückſichtlich ter 
Verwendung frei, und müſſen ſolche auf den Grund jener Anweiſung umdoer 
Duittung oder des Löſchungskonſenſes des ihnen angewiefenen Empfängers, im 
Hypotheken⸗Buche fofort abgefchrieben werben. 


fen bes urſprünglichen Gutsbeſtandes geftattet: jo IMR. v. 11. Jam. 184 
Br ©. 402). 


14, Die unter den. Borfchriften, zu denen 8 5 h. 1, ergangen if, cit BO. vom 
9. Mai 1818 (G.S. 8,43), welde dur 85 h. 1. antiquirt iſt, lantet: 

In Unferem ©. v. 14. Sept. 1811, die Regulirung ber gutsh. u. bäuerl. Berh. be⸗ 
treffend, haben Wir $ 56 verorbnet, daß die Beſitzer von Lehen und Yibeilokrminlen 
gewille Verfügungen über die von ibnen befefjenen Güter auch ohne Konfens ber Yy 
naten vorzunehmen befugt fein follten. 

Wir haben dieſe BO. in Unferer Det. v. 29. Mai 1816 Art. 56-59, dahin näher 
beftinumt, baf bie umbebingte Gültigkeit folher Verfügungen von bem nachfolgenden Be 
weife wirklicher Verwendung des eingenommenen Darlehns ober Kaufgelbes abhänziz 
fein folle. Da fich aber bei der Anwendung biefer letzten Vorichrift große Schwieriy- 
feiten gefunden haben, inbem Gläubiger und Käufer in ein folches Geihäft von unge- 
wiffer Gültigkeit fich einzulaffen Bedenken tragen; fo verorbnen Wir hierüber, nad) er ⸗ 
forbertem Gutachten Unferes Staatsraths, wie folgt: 

8.1. Wenn ber Beſitzer eines Lehns⸗ ober Fideilommißgutes bie ihm in bem ge 
nannten BO. geftattete Berpfänbung ober Veräußerung vornehmen will, jo hat er 
bie Feſtſetzung feines Gelbbebarfs durch bie General-Kommilfton in ber Art zu bewit 
fen, wie fie in ber Defl. vom 29. Mat 1816 Art. 54 vorgefchrieben ift. 


8. 2. At dieſe Feſtſetzung erfolgt und von ver General⸗Kommiſſiou atteſtirt; fo mut 


bie Hypothelenbehörbe jede innerhalb der feflgejeten Summe vorgenommene Berpfän- 
bung ober Veräußerung unbebingt eintragen, bergeftalt, daß bie Sicherung bes eingt 


tragenen Gläubigers oder Käufers von dem Beweiſe wirklicher Berwenbung bes Gi 


des völlig unabhängig ift. 
8. 3. Die General⸗Kommiſſion ift aber berechtigt und verpflichtet, den Gutsbeſitzer ın: 


geſetzlichen Berwenbung des Geldes anzubalten, und fie ertheilet demfelben nach geführt 


tem Beweife ober nach befunbener Kichtigkeit der Angabe bei angeflellter Reviſion, cz 
Atteft Über biefe Verwendung. ' 

8.4. Alle Agnaten oder Anwärter, denen ein Sulzeſſionsrecht in dieſes Lehen ober 
Fideilommiß zufteht, find berechtigt, fich bie Beobachtung der im 88 gegebenen Borſchrik 
nachweiſen zu laſſen. 

g&. 5. Durch bie gegenwärtige BO. wird demnach Unſere Dell. vom 29. Mai 1816 
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Die Gen - Komm. ift aber bere htigt und verpflichtet, den Gutsbeſitzer zur 
beftimmmmgsmäßigen Verwendung des Geldes anzuhalten, und ſie ertheilt dem⸗ 
ſelben nad eführtem Beweiſe oder nad) befundener Richtigkeit ver Angabe, bei 
angeftellter Brüfung eine Befcheinigung über die Verwendung. ⸗ 

Alle Anwärter und ſonſtige Realberechtigte find auch, wenn fie bei der Aus- 
einanderſetzung nicht zugezogen worden, befugt, fich die Beobachtung der obigen 
Vorſchrift von der Gen. - Komm. nachweifen zu laffen. Dies Recht fällt weg, 
wenn fte ſich nicht innerhalb dreier Jahre nad) ver Eintragung im Hypotheken⸗ 
Buche bei der Gen.Komm. deshalb gemelvet haben. 

Die vorftehenden Beftimmungen finden bei allen Regulirungen nad) dem 
Ed. v. 14. Sept. 1811 und bei allen Abldfungen nad der Ordn. vom 7. Juni 
1821 Anwendung, und die Art. 56—59 der Del. v. 29. Mai 1816, foweit 
fie bisher noch geltenb gewefen, treten bagegen außer Kraft. . 

Zu den 8.-D v. 30. Juni 1827, Geſ.⸗S. ©. 78, v. 13. Mai 1829, 
Gel.-©. S. 44 und 2. Juli 1831, Geſ.S. ©. 155. 
8.6. I, Wenn die Lehns⸗ oder Fideikommiß⸗Beſitzer ftatt der ihnen nach⸗ 
gegebenen Beräußerung oder Verpfändung der Abfindungen es vorziehen, die 
tnrichtungsfoften ($ 4 Nr. 1 und 2), welche fie bei guteherclih = bäuerlichen 
Regulivungen ober Ablöfungen verwenden müflen, durch Anleihen auf die Sub- 
ftanz des —* einſchließlich jener Zubehörungen, zu beſchaffen, fo dürfen 
dieſe Anleihen nicht die Hälfte des Werths der Abfindungen überſchreiten. Wer⸗ 
den zu dieſem Zweck landſchaftliche Pfandbriefe aufgenommen, jo wird die⸗ 
er Werth von der Landſchaft felbft teftgeieüt. Bei andern Darlehnen geisicht 
olches von der Gen.⸗Komm. nad den bei der Auseinanderſetzung zum 
gelegten landüblichen Schägungs- Prinzipien. , 

II, Die Lehns⸗ over Fideikommiß-Beſitzer find ferner befugt, die Subftanz 
des Hauptguts auch für ven Betrag ber SapitalSahfindungen und Entſchädigungen 
u verpfaͤnden, welche fie bei Gemeinheitstheilungen und — — für, die zum 
dehn und Fideikommiß geichlagenen Grunpftüde, oder zur Ablöfung der auf 
venjelben haftenven Servituten und Laften zu entrichten haben. 


runde 


— u ss — — — nn 


8 56 — 59, in fofern darin von Lehen⸗ ober Fideikommißgütern die Rede iſt, außer 
Kraft gejekt. 

15. g In Betreff der umſichtigen und ſorgſamen, aber nicht unnöthig beengenden Aus⸗ 
übung ver in 85 h. 1. vorgeſchriebenen K_ntrolle ver Auseinanderſ.Beh. über bie Verwendung 
der zu bewilligenben Einrichtungen vgl. IMR. v. 30. Oft. 1835 (Koch 8 Agrargef. zu df. 8. 
u. dv. 30. März 1837 (Ann. 80.21 S. 70). Nach letzterem ift in der Hegel bie Ber- 
wendung ben Gutsbefigern zu Überlaffen und bie Einwirkung auf eine Kontrolle derfelben 
zur befchränfen, zu Zwangsmitteln aber nur gegen Gutöbefiter, die fih in ber Berwenbung 
fäumig erweifen, zu ſchreiten; es hat jedoch fein Bedenken, in denjenigen Fällen, wo bas 
Intereſſe der Gläubiger sc. nach der beſonderen Lage der Gutsbeſitzer gefährdet erfcheint, 
ſolche Vorkehrungen zu treffen, woburd den nachtheifigen Dispofitionen ber Gutsbeſitzer 
über das zu erhebende Geld vorgebeugt wird, aljo beffen Einzahlung in Das Depofttorium 
oder fonft in ficheren Gewahrfem zu verordnen und bie Ueberweijung deſſelben an bie 
Sutsefger von dem Fortichreiten in den vorzunehmenden Einrichtungen abhängig zu ma chen.’ 


16. Die 3 über dſ. 3 cit. K.O. lauten: | 
8 8.-O. v. 30. Juni 1827, wonach bieLehn- und Fibeilommiß-Befiger 
das Einrihtnngs-Kapital auch auf die Subflanz des Hauptguts zum 
balben Et ber Abfindung in Pfandbriefen aufnehmen bürfen. 
G.⸗S. S. 78. 
Auf den Ber. und nach beim Antrage des Staats⸗Min. beftimme ich hierdurch, daß 


4 
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II. Eben dazu ſind fie wegen derjenigen often befugt, welche durch Ber: 
meilung und Bonitirung, ſowie durch die en Verhandlungen, be 
allen Geſchäften entftehen, die vie Ausführımg ver Geſetze über die gutsherrlich 
bäuerlichen Regulirungen, und in den —— jenſeits der Elbe, auch die 
durch die Geſetze vom 21. April 1825 vorgefchriebene Ausgleichung Über tie 
erblichen Befigrechte und Reallaſten, außer dem gutsherrlichen Verhältnifſſe — 
ferner über Gemeinheitstheilungen und Ablöfungen zum Gegenftande Haben. 

Auf die Koften der Brogefte, welche durch das Auseinanderjegungs-, Thei⸗ 
lungs⸗ over Abldfungsgefchäft entftehen, findet dieſe Beitimmung nicht Anwen⸗ 


dung. 

IV. Im vorftehenn Nr. I bezeichneten Falle ift die Höhe der Einrichtungs 
5— in den Fällen Nr. U. und IIL., außerdem aber die wirkliche Verwendung ver 
Abfindungen und Auseinanverjegungsfoften zc. durch ein in beglaubter Form 
außgefertigte8 Atteft ver Gen.-Komm. nachzuweiſen, und bie Sopotpeten » Bebir 
ven find befugt und verpflichtet, auch ohne Einwilligung bes Lehnsherrn, cover 
der Lehns⸗ und Fideikommißfolger, die auf den Grund des Attefted nachgeſuchte 
Eintragung in das Hypotheken⸗Buch zu veranlaſſen. Es foll übrigens von dem 
Gutsbeſitzer abhängen, ob er die ermweisliche Summe als ein Darlehen auf vie 
Gutsſubſtanz aufnehmen, oder flatt deſſen feinem Allodial- und freien Nachlaſſe 
ven Anſpruch auf Erftattung bei ver Fünftigen Erbauseinanverfegung mittelſt 
eines Vermerks in das Hypotheken⸗Buch vorbehalten will. 


in denjenigen Provinzen, woſelbſt das Ed. v. 14. Sept. 1811 wegen Reguftrung ter 
gutsherrlich - bäuerlichen Berhältniffe Anwendung findet, den Beſitzern von Lehn- umt 
Fideilommißgütern, auf welchen nur Pfanbbriefe oder gar feine Schulden haften, geftat- 
tet fein fol, das bei ben bäuerlichen Abfindungen zu den Koften der neuen Wirthichafts- 
Einrichtung erforberliche Kapital, für welches fie nach dem Art. 53 der Dekl. v. 29. Mu 
1816 nur die Abfindungs - Objekte zu verpfänben berechtigt find, zum halben Betrag 
des nach landſchaftlichen Abichäkungs » Prinzipien ermittelten Werth biefer bei der 
Auseinanderjegung ihnen zugewiefenen Abfindung, ohne Einwilligung der Aguaten oder 
Anwärter, auch auf die Subftanz des Hauptguts, jedoch nur bei ber Landſchaft in Pfant- 
briefen, unter ben in ber Dell. v. 29. Mai 1816 Art. 51—55 uns in der BO. vom 
29. Mai 1818 vorgefchriebenen Sicherheits-⸗Maaßregeln aufzunehmen. 

b. K.O. v. 13. Mai 1829, betr. ſolche Lehns⸗ und Fideilommiß-Be- 
figer, bie ven landſchaftlichen Kredit nit benutzen können. (G.S. S. 44) 

Nach dem Antrage des Staats⸗Min. vom 28. v. M. will Ich hierdurch Die Be⸗ 
ſtimmung v. 30. Juni 1827, nach welcher Lehns⸗ und Fideikommiß⸗Beſitzer das, nach 
erfolgter gutsh.-bäuerl. Regulirung benöthigte Einrichtungs - Kapital auf die Subftem 
des Hauptguts nur bei der Lanbfchaft zum halben Betrage des nach Tanbichaftlichen 
Prinzipien ermittelten Werth aufzunehmen berechtigt find, dahin modifiziren: daß bie- 
jenigen Lehn- und Fibeilommiß - Befizer, welche einen landſchaftlichen Krebit im ihrer 
Provinz nicht benuten Können, fih den erforberlichen Bebarf von jedem anberen Gäu 
biger zu befchaffen befugt, auch da, mo landſchaftliche Abfchähungs- Prinzipien nicht ver: 
handen find, die General⸗Kommiſſionen autorifirt fein follen, ben Werth ber dem 
Augeroichenen Abfindung, auf deffen halben Betrag die Aufnahme des Darlehns zuläffiz 
ft, nach dem bei der Auseinanberjegung zum Grunde gelegten Ianbüblichen Abſchätzungs 
Prinzipien zu ermitteln, 

ec. K.⸗O. vom 2. Juli 1831, wonach bie Lehns- und Fideikom miß— 
Bejiter die ®üter-Subftanz auch wegen ber Auseinanderfegungs-Koften 
und Abfindungen verpfänden vürfen. (G.S. ©. 155.) 

Auf den gutachtlihen Bericht des Staatsminifteriums vom 21. Mai d. I. erffüre 
Ih Mich damit einverftanden, daß der Antrag: den Lehne- und Fibeilommig-Befigen 
bie —— der Güterſubſtanz wegen der Auseinanderſetzungs⸗Koſten bei gutöhert 
Gch-büuerlichen Regulirungen, Gemeinheits » Separationen und Abldfungen zu geſtatten, 
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V. Vermag in den sub Nr. II. und IH. bezeichneten Fällen ver Gutsbeſitzer 
pie Verwendung der Abfindung und Auseinanderſetzungskoſten ꝛc. nicht fofort 
nachzuweiſen, fo muß bei vem im Hupothefen- Buche eingetragenen Summen einft- 
weilen bemerft merben, „daß die Verwendung verfelben noch nachzumeifen ſei.“ 

Diefe Bemerkung wird auf das erfolgende Verwendungsatteſt der Gen. 


Komm. in dem Hypotheken⸗Buche gelöfcht. | 

VI Was ım $5 vieles Gefehes in Anfehung ver Befugnig der Anwärter 
und Realberechtigten, fowie in Anfehung der vreijährigen Präflufiofrift in Be— 
iehung auf Berfhultung ver Abfindpungen beitimmt if, findet auch bei Ver⸗ 
— der Subſtanz des Hauptguts Anwendung. 


— — un or 


in Beziehung auf ben Lehnsherrn, ſowie auf bie Lehns⸗ und Fideikommiß⸗Folger, durch 
daſſelbe Rechtsprinzip begründet werde, auf welchem die Beſtimmungen der Geſetze hin⸗ 
ſichtlich der Einrichtungsfoften beruhen. Ich genehmige daher, daß dieſe Beſtimmungen 
auch anf die Auseinanderſetzungs⸗Koſten angewendet werben, und ſetze nach dem Vor⸗ 
ſchlage des Staats⸗-Minifteriums feſt: daß den Lehns- und Fideikommiß⸗Beſitzern in 
fämmtlihen Provinzen der Monarchie geftattet fein foll, die Subftanz bes Lehns⸗ oder 
Fideikommiſſes für Diejenigen Koften zu verpfänden, bie durch Bermeflung und Boni⸗ 
tirung, jo wie durch die kommiſſariſchen Berhanblungen, bei allen Gejchäften entftehen, 
welche die Ausführung der Gejebe Über bie gutsherrlich-bäuerfichen Regulirungen, und 
in bein Landestheilen jenfeits ber Elbe anch die durch die Geſetze vom 21. April 1825 
vorgefchrichene Auegleihung Über bie erblichen Beſitzrechte und Reallaſten aufer bem 
gutöherrlichen Verhältniffe, ferner die Gemeinheitstheilungen und bie Ablöfungen zum 
Segenftande haben. Ich fee ferner nach dem Antrage des Staatsminifteriums feft: 
Daß die Lehns⸗ und Fideilommiß-Vefiter die Eubftanz der Güter auch für den Betrag 
des Abfindungs - Kapital® zu verpfänben berechtigt fein follen, welches fie bei Gemein» 
heitstheilungen ober bei Abldfungsgefchäften zum Beften der Güter verwenden. Die 
Höhe, ſowohl der Auseinanderfegungstoften als ber Abfinbungen, tft jeberzeit durch ein 
in beglaubter Yorm anezufertigendes Atteſt der General - Komm. für bie gutsherrlich- 
bäuerligen Regulirungen nachzumweifen, und die Hypotheken⸗Behörden find autorifirt und 
verpflichtet, ohne das Erforderniß der Einwilligung des Lehnsheren, ober der Fideikom⸗ 
miß-Folger, bie anf ben Grund bes Atteftes nachgefuchte Eintragung in das Hypothe⸗ 
fen-Buch zu vweranlaffen, wobei e8 Übrigens von bem Beſitzer abhängt, ob er bie erweis⸗ 
lihe Summe als ein Darlehn auf die Güterfubftang aufnehmen, oder feinem Allobial- 
und freiem Nachlaffe den Anſpruch auf Eıftattung bei der künftigen Auseinanberfegung 
wmittelft eines Bermerks im Hypothekenbuche vorbehalten will. Im beiben Fällen blei⸗ 
ben bie Rechte früher eingetragener Gläubiger ungefährbet. Auf die Koften ber Pros 
zeffe, welche durch das Auseinanberfegungs-, Theilungs⸗ und Ablöfungsgeichäft ver⸗ 
urſacht werben, finden biefe Beſtimmungen feine Anwenbung, vielmehr verbleibt e8 des: 
halb bei der allgemeinen gefetlichen Vorſchrift. 

Der 8 6 h. 1, bat bie vorſtehenden Borjchriften zu a. b. c. theils verallgemeinert, 
theil® abgeändert, theils genauer beftimmt. 

17. Zu 8 6 Nr. II find als Koften der kommiſſar. Verhandlungen anzufehen, auch 
bie Durch die Auseinanderf. im Wege gütlicher Einigung entſtandenen, Dagegen nicht die für bie 
Berpflegung der Kommiffarien, zu deren Gewährung [nach 8 5 bes Koftenregul. v. 25. April 
1836 (A. XIII. ..)] feine geſetzliche Verpflichtung vorhanden ift und ebenfowenig bie 
Koften der Eintragung in das Hyp.-B.: fo IMR. v. 15. Non. 1831 (Kochs Agrargei. 
zu Dj. 8), wohl aber auch die Koften der Anichläge wegen ber in Folge ber Auseinander⸗ 
fesung nöthig gefvorbenen Bauten: jo IMR. v. 19. Oft. 1832 (Koch a. a. O.) 

18. 3u86 Rr.U.u II. An Stelle ver Berpfänbung bes Hauptguts kann auch 
die Verwendung vorhandener Kapitalabfindungen zur Abzahlung von Ab- 
löſ.Kapit. und Auseinanberf.-Koften geflattet werben, wenn Hyp.-Ölänbiger 
entweder nicht vorhanden find, ober ſich ihrer gejetlichen Rechte auf jene Kapitalien 
begeben haben, weil jene Berwenbung in ſolchem alle offenbar zur Abkürzung ber Sadhe, 
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VD. Die Rechte der früher eingetragenen Gläubiger bleiben bei ſolchen Ber- 
pfändungen des Hauptguts überall unverändert. 

Zu den 88. 5 und 6 diefes Geſetzes. 

8.7. Die den Gutsbefigern und Abgabeberechtigten zuftehende Befugnif zu 
Verſchuldung ver Abfindungen und der Hauptgüter, over zur Veräußerung ber 
erfteren, findet der Regel nach nur bi8 zu den, in Folge der Auseinanberfekung 
in dem Hypotheken⸗Buche zu bewirkenden Ab= und Yufchreibungen Statt. Soll 
ihnen ſolche darüber hinaus vorbehalten bleiben, fo liegt ihnen ob, dies bei ter 
Zufchreibung im Hypotheken⸗Buche vermerken zu laffen. 

Erfolgt feine Zufchreibung im Düpotheten = Buche, fo fteht ihnen jene Be: 
fugniß nur in fofern zu, als fie ihre Anträge deshalb innerhalb Jahresfriſt nad 
der Beftätigung des Rezeſſes bei ber Gen. Komm. emacht haben. . 

In allen Fällen ift die letztere ermächtigt, denteiben eine angemeflene Pra⸗ 
kluſivfriſt zu beftimmen, innerhalb welcher fie die zur Tyeftftellung ihrer Bermen- 
dungsbefugniſſe nöthige Nachweife beizubringen haben. | 
Zu dem 8. 150 der Gem.-Theil.-Drdn. und 8. 39 der AblöſOrdn. 

v. 7. Juni 1821. 
8.8. Die befonvere Belanntmachung, welche bei gutSherrlich-bäuerlichen Kegu- 


unb Koftenerfparung gereicht, um die Aufnahme eine® Darlehns, weldyes mit ber Kapital: 
abfindung fofort wieder abgeftoßen werben könnte, zu erübrigen: vgl. die R. am Schluñe 
ber n. 10. und 12. und IMR. v. 31. Aug. 1840 (BMBL. S. 385). 

19. Zu 86 Nr VI. Hierdurch find die 8.0. v. 30. Juni 1827 u. 13. Ma 
1829 (n. 16. lit. a. u. b.), fofern nach ihnen gemäß. Art. 53 Dec, v. 29. Mai 1816 
bie prioritätifche Verpfändung ber Hauptgüter auf Höhe ver Einrichtungsloften zufäffig 
war, apgeaändert worden. 


20. In Betreff der Frage, ob 8 7 eine neue ober eine deklaratoriſche Be— 
fimmung fei, hatten fih die IMR. vo. 22. Nov. 1836 (Kochs Agrargef. zu dſ. $) u 
- som 17. Februar 1837 (Ann. Bd. 21. ©. 72) allgemein für bie legtere Gigen- 
f&aft und fomit für die unbebingte Anwenbung bes 8 7 auf alle vor Publ. des 
G. v. 29. Juni 1835 beendigten Auseinanderf. ausgeſprochen. Das durch 4. 
8.-D. v. 27. Nov. 1837 genehmigte IMR. 0.15. Dez. 1837 (Aun. Bd. 21. S. 945) 
führt aber aus, daß 

a) ber 8 7 h. 1., im foweit e8 fih von dem Intereffe ber Hyyoth.⸗Gläun⸗ 
biger banbelt, nur bie bereit8 aus den allgem. gefetzl. Borfchriften folgenden unb keine 
neuen Grundſätze ausfpriht, mithin ale Deklaration auf alle ſchon vor Erlch 
beffelben abgefchloffenen Fälle zurückwirke, 

b) Dagegen, wenn feine hypoth. Gläubiger vorhanden (oder ihre Aufprüche m gr 
fetzlicher Weife erledigt) find und bloß Das Intereffe der Anwarter oder Agne- 
ten von Lehn⸗ ober Fideikommiß⸗Gütern in Frage fommt, 8 7 h.l. als neue Vorſchrift 
anzufehen und alfo nur da anzumenben fei, wo e8 fi) um Geichäfte hanbelt, bie erfi 
nad beffen Publif. ins Hyp.⸗B. eingetragen find, nicht auf früher eingetragene. — Bgl 
auch das in n. 18. cit. IMR. v. 31. Aug. 1840 (VMEL. ©. 385), 

1. Nach IMR. v. 23. Nov. 1841 (BMBL. S. 290) reicht jebe beſtimmte Gr- 
Mirung bes Gutsbefigers, von feinen Berwendungs-Befugrtiffen Gebrauch machen zu vocl- 
Ien, hin, um ben Hyp.⸗Vermerk des Vorbehalt diefer Rechte nach 8 7 h. 1. bei der Re 
quifitton wegen Eintragung bes Rezeſſes zu veranlaflen. — IMR. v. 20. März 184: 
(VMBl. S. 101) weift barauf hin, daß bie Kompetenz ber Auseinanberf.-Beh. zur Ker- 
teolle der Berwenbung ber Ablöf.-Kapit. nicht durch die ben Interefienten geftellten Prä- 
Hufen bes Geſetzes vom 20. Suhi 1835 beichränft, ſondern an keine Krift gebunden fa. 


22. Der $ 8 h. 1. foll die Rüde in ber Gem. Th.O. u. Ablbſ.O. v. 7. Juni 1821, 
veip. den in Bezug genommenen 88 460 fg. U. L-R. I. 20 dahin ergänzen, daß bie 
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lirungen, Gem. - Theil. und Ablöſ. an die Öhpothefengläubiger zu erlaſſen ift, 
findet nicht nur hinfichtlich der Gläubiger, welche Kapital zu fordern haben, ſon⸗ 
dern auch binfichtlich derjenigen Statt, welche mit Renten, Abgaben ober ähn- 
lichen fortwährenven Leiftungen im Hypothekenbuche eingetragen fee 

Solche Realberehtigte können alsdann verlangen, daß die Kapitalabfindımg 
entweber zur Wieberherftellung ihrer geſchmälerten Sicherheit over zur Befriebi- 

ung der erften Hüpothefengläubiger, in fofern deren Forderungen für fie, die 
Kenlbereihtigten, verpflichtend find, verwendet werde, und es finden mit biefer 
Ergänzung der $ 150 der Gem.-Theil.-Oron. und der $ 39 der Ablöſ.⸗Ordn. 
v. 7. Juni 1821 nit nur auf Gem.-Theil. und Ablöſ., fondern auch auf guts= ' 
herr⸗ und bäuerlihe Regulirungen Anwendung. 

Es bedarf bei Kapitalabfindungen feiner befondern Belanntmachung an bie 
Lehnsherrn, Obereigenthümer, Lehns⸗ oder Fiveilommißfolger und Wiederkaufs⸗ 
Kar diefelben mögen von dem Theilungs- Plane Kenntniß erhalten haben 
oder nicht. 


— ⸗ — — en. - + 


letztere auf bie nicht ausdrücklich darin genannten Realberechtigten, deren Realrechte in Ren⸗ 
ten ꝛc. befteben, gemäß ben Beflimmungen ber 88 106, 107 AbIdf.-O. vom 
13. Juli 1829 ausgebehnt worben. Durch ben letzten Abjah bes 8 8 h. 1, hat in 
den gejetzlichen Beſtimmungen wegen ber bedingten Zuziehung ber bort genannten ent- 
fernten Intereffenten zum Ausein anderſ.Verfahren ſelbſt (88 24 fg. BO. vom 
30. Suni 1834) Nichts geändert, ſondern nur darauf bingewiefen werben follen, daß 
biefe Interefienten nicht zur Kategorie der Realberechtigten gehören, die von ben Ka» 
pitalabfinbungen zu benachriätigen find, weil in biefer Hinficht ihre Intereffe durch 
die Auseinanberj..Beh. von Amtswegen wahrzunehmen ifl. Dies wird ausgeführt im 
IMXR. v. 4. Iuni 1840 (VBMBL.S. 256) u, ben barin cit. IIMR. v. 22. Aprilej. 
(IMB. S. 148, BMBl. S. 257). — 


23. Der Stenerfistus gehört wegen ber Grundſteuer nicht zu ben $ 8 
bh. 1. bezeichneten Realbereihtigten und Tann bie dort erwähnten Anſprüche nicht geltend 
machen. Eben fo wenig Tann bie Wieberherftellung ber gefehmälerten Sicherheit bei 
KRapitalablöfungen wegen ber Verpflichtungen zu Kreis- und Kommunal-Laften, 
zur Armenunterfiügung und zur Polizeiverwaltung verlangt werben. So RR. 
3. Bd. 11 Grdſ. 768, 769 OT. 3. Bd. 8. ©. 460, 3b. 9. &.160. Wohl aber iſt 
jenes Verlangen wegen der dem durch Kapitalablöfung geichmälerten Grunbftüde obliegen- 
den (nicht eingetragenen) Batronarslaften, gerechtfertigt. So RK. Bd. 11 Grdſ. 769. 
— In Folge biefer Entf. find durch LMX. v. 3. April 1857 (BMEL. ©. 99) die 
Auseinanderſ.⸗Beh. von der Vorſchrift der frühern Berf. vom 9. Nov. 1454, die Ablöf.- 
Kapit. zur Sicherfiellung ber im Hyp.B. nicht eingetragenen öffentlichen Laflen mit 
— zu belegen, entbunden und iſt nur wegen der Patronatslaſten das bis⸗ 
herige Verfahren aufrecht erhalten. 


24. Zur Feſtſtellung bes Anſpruchs ber Rentbank⸗Direktionen und des Dom.⸗Fis⸗ 
kus wegen der Tilgungsrenten auf Grund bes $ 8 h. J. kommt es auf bie Priorität 
derjenigen Realberechtigungen an, an beren Stelle die Renten getreten find, nicht auf das 
aus g 18 Bentbantgeiet vom 2. März 1850 ſich ergebende Borzugsreht: fo RR. 3. 
Br. 15. S. 172. 


25. Die Realberechtigten Fönnen nur bie geſetzliche Sicherftellung, reſp. Berwen⸗ 
bung eines fo hohen Betrages ber Kapitalabfindung verlangen, ale nah dem Ermej- 
fen ber Auseinanderf.- Beh. zur vollftändigen Sicherung ihres Realrechts erforber- 
ih if. So RR. 3. Bd. 11 Grdf. 770. — Wegen Erledigung ber Anfprüde ber Be- 
rechtigten aus 8 1 ©. v. 15, April 1857 (A. VL) ſ. 8 7 deſſ. u. n. 7 dazu. 
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Bu dem $. 150 der Gem.Theil.⸗ „Ordn, 8.39 der Ablöf.-Drdn. vom 

7. Juni 1821 und $ 107 der Abıaf.- Ordn. v. 13. Yuli 1829. 

18. 9. Die befonvere Bekanntmachung der Kapitalabfinbungen an bie ein- 
getragenen Gläubiger und an die im vorigen Paragraphen bezeichneten Real: 
berechtigten fällt weg: 

a, in ſoweit bie Rapitalabfindimgen zu den Einrichtungsfoften erforberic fin: 

b, bet anberweiten Verwendungen in bie Subſtanz des berechtigten ir 
ober zur Abſtoßung der zuerft eingetragenen Kapitalpoften, wenn vie bfinbumg 
und vie Verſchuldung fo mäßig find, daß die eingetragenen Schulden unter Zu: 
rechnung des folchergeftalt zu verwendenven Kapital8 mehr nicht als Zwei Drit⸗ 
tel des Gutswerthes betragen, wobei der Gen.Komm. überlaflen bleibt, auf 
welche Weife fe ſich bie Ueberzeugung von vielem Werthe verſchaffen will; 

c, wenn die Kapitalabfindung nur 20 Rthlr. oder weniger beträgt.] 
Bu dem $, 55 bei Ev. v. 14. Sept. 1811 88. 23, 39 und 40 ver 

Ablöſ.Ordn. v. 7. Juni 1821. 

8.10. Was wegen ver Rechte der Tehn- und Fideikommißfolger, hypotbe⸗ 
kariſchen Gläubi iger und anderen Nealtercihtigten, ihrer Zuziehung und der Wahr: 
nehmung ihrer Rechte durch die Gen. - Komm., rüdfichtlid) der Yehlöhmastane 
lien verorbnet ift, findet auch in dem alle Anwenbung, wenn — bei der Ver⸗ 
äußerung der Abfindungsländereien Ueberſchüſſe über ven zu den Einrichtungskofien 
nothwendigen Bedarf ergeben. 

.Urkundlich imter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfhrift und beigebrudıen 
Königlichen Infiegel. 
Gegeben Berlin, ben 29. Juni 1835. 
Friedrich Wilhelm. 
Karl Herzog von Medlenburg. 
Freiherr v. Brenn. v. Kamptz.  Mühler. 
begl. Frieſe. 


8.9. 
A; Diefer 8 ift aufgehoben und erfeht durch $ 110 Ablöſ.⸗G. v. 2. März 
50 (A. IV. 4.) (auf Gem. + Ch. ausgebehnt durch Art. 15 bes Erg.Geſ. v. gl T.,, 
—* bie Fälle ſpeziell bezeichnet, wo die Benachrichtigung ber eingetragenen Släukige 
uud ber fonftigen Nealberechtigten von ben Fupitalabfinbungen fortfällt Zu ven m 
zelnen Yällen des 8 1101. c. ift Folgendes zu bemerken. Zu lit. a.: Unter „Sinrichtunge- 
foften find bie im $ 4 h. 1. bezeichneten unb begrenzten zu verfteben (ſ. n. 11 bis FEN 
Zu lit. b. (Berwenbung in die Subftanz u. f. w.) bel n. 25 und EMR. v. 29. Nor. 
1853 ( BMBL ©. 283), wonach Branutiweinbrennerei - Apparate feine hinreichenbe Sicher ˖ 
ftellung gewähren. Zu lit, c. kommt es darauf an, daß bie Kapitalabfinbungen aller 
Berpflichteten in ber nämlichen Auseinanderſ.⸗Sache zufammen ben Betrag von 20 The- 
lern nicht Überfleigen (f. Dönniges LandkultG.⸗G. Bd. 3 ©. 80). 





AN. A. 
Regulativ vom 25. April 1886, 


betr. die Koſten der gutöherrlich-bäuerlichen Auseinanderſetzun⸗ 
gen, Gemeinh.-Theilungen, Ab ofımgen und anberer Geichäfte, 
die zum Reſſort der General - Kommilfionen, imgleichen der 
btbeilung des Innern bei ven Regierungen 
der Provinz Preußen gehören. . 
[G.S. ©. 181.] 
(Litteratur: L.u. v. R. I. S. 768-828.) 


zweiten 


Im Allgemeinen, Ä | 
1. Das Koftenregulstiv vom 25. April 1836 nebft ber zugehörigen Inſtr. v. 16. 
Imni 1836 — abgebrudt unter A. XIII. ». — tft an bie Stelle bes im 8 214 ber 
BD. 0.20. Juni 1817 (A.VIIL) erwähnten, biefer BO. angehängten Reglements v. gl. T., 
getreten, wenn lettere® auch nicht ausdrücklich aufgehoben if: jo IIMR. v. 9. Mat 1840 
(SMB. S. 171) und J. n.ſ Hs.⸗R. v. 18. Juni1840 (BMBL S. 254). — Der 6.2. 
des Koften-Regul. ſtimmt mit dem ver BO. v. 20. Juni 1817 u. 30. Juui 1884 (f. n. zu 
A. VII.) überein und erftredt fich außerdem auch auf bas linke Rheinufer m Be- 
reff der Koften des von ben Reg. einzuleitenben kommifſariſchen Gemeinheitstheil.⸗Vor⸗ 
verfahrens nach $ 24 des Berfahren-©. v. 19. Mat 1851 (G.S. ©. 383, Nr. 3405) — 
j. im Anh. zu A.VII a. u. 2. unter II 
2. Das landesherrlich vollgogene, alſo gefeßkräftige Regul. vom 25. April 1836 be- 
ſtimmt Über die von den Parteien in Auseinanber). - Sachen zur Staatslaffe zu 
zahlenden Koften und bie dazu vom Minifter des Innern erlafiene, auf Königl. Be⸗ 
fehl zur Öffentlichen Kenntniß gebrachte Inſtruktion v. 16. Juni 1836 regelt bie von ben 
Speziallommiffarien, ihren Protofollführern und den in Auseinanberj.-S. be- 
fhäftigten Feld meſſern zu liquidirenden Tagegelder und Reifeloften 2. Zum Ber- 
ſtändniß iſt vorweg hervorzuheben, daß die von den Parteien zu zahlenden Koſtenbeträge 
nicht durchweg mit ben von den Kommiſſarien zu liquidirenden übereinſtimmen. Wäh—⸗ 
rend nämlich das Koftenregul. alle ven Parteien für bie Leiftungen ber SpeziakKom- 
mifferien u. ſ. w. obliegenven Koftenfähe ber Höhe nach firirt (f. $ 15 ber Koften - In- 
ſtruktion), fo enthält die Koften » Infte. für die kommiſſ. Liquidationen namentlich in 
Betreff der Höhe der Tagegelber verſchiedene Site und fchreibt zum Theil Mi- 
nimal- und Marimalfäte vor, in beren Grenzen das Minift. f. d. landwirthſch. U. bie 
Höhe ber den einzelnen Kommiffarien zuftändigen firirten und refp. unfirirten Diätenſätze 
zu genehmigen hat (j. $ 4 der Koften - Inftr) Hieraus folgt, daß bei Aufftellung ber 
Liquid. bie den Kommifjarien zuftändigen unb die den Parteien obliegenben . Beträge, fo 
weit fie ungleich find, von einander gefonbert überfichtlich gemacht werben müſſen. 
Greiff, Bei. Ub. Land.-Kult. n. landw. Pol, 33 
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Diäten und Reiſekoſten der Kommiſſarien. 

8. 1. 1) Die Parteien entrichten an Diäten der Kommiflarien drei Thaler, ſo⸗ 
wohl für die am Wohnorte der lebtern in Ange enheiten der Parteien verrichteten 
Geſchäfte, al3 für die Zeit ihres eben dieſer efhäfte außerhalb genommenen Auf: 
enthalfs, einfchließlic der Reifetage. . 

2) Die Fuhrloften werden den Parteien mit einem Thaler für die Meile in 


Rechnung geltellt. 
8) di Kommiſſarien find befugt, zur Beſchleunigung ihrer Geſchäfte, tele: 
führer zuzuziehen, für welde der Diätenfab von zwanzig Silbergroſchen in d 


gebracht wird. 
Gebühren and Entfhädigungen der Feldmeſſer.“ 

8. 2. Dieſe werben mit Vorbehalt der nach erfolgter Reviſion des Reglements 
vom 29. April 1813 anderweit zu treffenden Beftimmungen, vorläufig noch nad) tie: 
fem Reglement, jedoch mit folgenden näheren Mopifilationen feitgefegt: 

1) Die Koftenrechnungen der Feldmeſſer jollen von den Auseinanderſetzungs-Ve 
börden, unter Beihülfe befonderer, biefen zugeorbneten Reviforen, geprüft und feitge: 
jegt werben. Die Feltfegungstoften treffen immer den Feldmeſſer. Ergiebt ſich. vet 
bie nach dem Reglement vom 29. April 1813 liquibirten Gebühren unverhältnis- 
mäßig find, fo foll der Revifor ermeflen, in wie viel Tagen der Feldmeſſer das Ge 
fchäft bei geböriger Anftrengung ſus ich hätte verrichten können, und ſoll darnach die 
Zahl der Arbeitstage Feftoeftellt ür jeben berfelben aber nicht weniger als Ein urd 
em halber Thaler und nicht mehr als Zwei Thaler zum Anfab gebracht werben 
eher von beiden Säten anzunehmen, iſt nad) der Wichtigleit des Gef ‚be 

üchtigfeit der Arbeit und der Einwirkung des Feldmeſſers auf einfache Beilegunz 
der Hauptjadhe zu ermellen. 

2) erlangen es die Parteien, oder finden die Gen.:Komm, befonbere Beran: 
laffung, die Arbeiten der Felomefler revidiren zu laflen, fo muß dies beſonders ge: 
ſchidten Vermeflungs:Beamten aufgetragen werden. Wird dabei bie Arbeit Iehlerfee 

efunden, fo werben die Koften der Repifion den Parteien in Rechnung geftellt. Die 
ertheilung der Koſten der Revifion auf die Letzteren, gefchieht in der Regel nach eben 
den Grunpfägen, monad die Vermeſſungskoſten repartirt werden. Iſt aber bie von 
ben Parteien verlangte Revifion nicht von der Mehrheit derjelben, ſondern von ber 
Minderzahl in Antrag gebradht, fo müſſen die Letzteren, wenn bie Arbeit fehlerfrei 
gefunden wird, die Kolten allein tragen. Fehlerhafte Arbeiten find Dagegen nadı 
dem Ermeſſen des Revijord und deſſen Berftändigung mit dem zur Leitung ber Sache 
berufenen Spezial-Komm., von dem bis dahin beſchäftigten, oder einem andern damit 
u beauftragenden Feldmeſſer auf Koften desjenigen, welche diefe Fehler zur Laft 
Fallen, zu verbeflern, auch treffen den Letzteren in foldem Falle die Reviſionsloſten. 


— — —— — — — — —— — — — — 


81. im Allgemeinen. 

3. Dem $ 1 des Regul. entfprechen im Gegenflande mit ben in n. 2. 
nen Unterſchiede die 88 1 bis 10 ber Koften - Inftruftion, und legtere enthalten in&befon: 
bere in den 88 5 und 6 bie fpeziellen Vorfchriften über bie Liquidation der Arbeits-, 
Termins- und Reife-Zeit und ber Fuhrloften, melde auch ben Barteien 
gegenüber maaßgebend find. Inſofern ift bier auf bie n. zu den cit. 88 ber Koften- 
Inſtr. zu verweifen, namentlih auf n. 11. und 17. in Betr. der Koftentragung für ver- 
eitelte Termine. 

8. 1. Nr. 2. 

4. Mit diefer Beſtimmung wegen ber von ben Parteien zu zahlenden Fuhrkoſten 
ftebt die im 8 6 ber Koften-Inftr. in Beziehung, wonach die, Kommiffarien Diejenigen 
Säge an Fuhrkoſten erhalten, welche ven Parteien im Rechnung geftellt werben. Hieraus 
folgt, Daß nach ber Abficht des Regul. unb ber Inſtr. die Parteien nicht höhere Fruhr⸗ 
Toften zahlen follen, als bie Kommiffarien erhalten, daß alfo, wenn nad n. 12. zu 86 
ber Inſtr. die Kommiffarien bie niebrigeren Säge für Benutzung ber Eiſenbahn ober 
Dampfſchiffe zu liquibiren haben, bie Barteien auch nur biefe niebrigeren Süße zu zahlen haben. 
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8) Für die von den Reviſoren an Ihrem Mohnorte verrihteten Arbeiten werden 
ben Intereſſenten Zwei Thaler Diäten, für die außer ihrem Wohnorte 'verrichteten 
Geſchafte aber Drei Thaler in Rechnung geitellt. 
M 2 en der Feldmeſſer werden den Parteien Zwanzig Silbergrofchen 
r die Meile an . 
Megen der Fubetoften der Reviſoren kommt die Beitimmung 81 Nr.2 zur An⸗ 


wendung. 
Entfhädigung der Schiedsrichter, Kreisverordneten und anderer 
Sadhverftändigen. 
8. 3. Ihnen gebühren Reife: und Behrungsloften, die eriteren nad den Sähen 


8 1. Nr. 3. " 

5. Den Parteien kann nach dieſer Beſtimmung für bloße Protokollführer auch dann nur 
ber Diätenfag von 20 Ser. in Rechnung gebracht werben, wenn nach dem Schlußjat bes 
8 10 der Koſten⸗Inſtr. den Brotofollführern in befonbers thenern Orten bie Zulage von 
10 Sgr. täglich bewilligt wird, und es trägt biefe Zulage nach 8 15 der Koſten⸗VInſtr. 
bie Siaatskaſſe. — Die Oberrechenfammer bat fich aber damit einverftanden erflärt, daß 
bei Auseinanderſetzungen in foldhen Fällen, wo bie Augiehung eines Dollmetſchers 


bei den Berhanblungen erforberfih wirb, unb ein bazu qualiflzirter Protofollführer 


die Funktionen beffelben übernimmt, ben Behörben geftattet fein fol, nach ihrem Er⸗ 
meffen ben Diätenſatz eines folchen Protofollführerse bis auf 1 Thlr. täglich zu er- 
höhen, und daß der ſonach bewilligte Diätenzufhuß von 10 Sgr. ben Par- 
teien zur Laſt gelegt werbe, weil dieſe in einem folchen Falle an Koften erfparen, welche 
ihnen bie Zuziehung eines Dollmetichers verurfachen würde und einer Der tm 8 15 ber 
Inſtr. vo. 16. Iunt 1836 bezeichneten Fälle bier nicht vorhanden if. Der erhöhte Diä- 
tenfag Tann indeß nur für foldhe Akte Anwendung finden, bei benen ber Protokollführer 
als Dollmeticher wirklich fungirt bat, und bies ift von der Auseinanberj.-Behörbe unter 
ber Liquid. des Protokollführers ausdrücklich zu beicheinigen; — eine Erhöhung bes Satzes 
von 1 Thaler täglich kann aber auf in dem Kalle des 8 10 der Inftr. nicht nad 
gegeben werben, ba eine nochmalige Erhöhung anf 1XThle. 10 Sgr. nicht für angemefjen 
erachtet werben Tann: fo IMR. v. 23. Oft. 140 (BMEIL. S. 478). — Außerdem 
en 5 hiezu u. n. zu 8 10 ber Koften-Suflr. 


6. An die Stelle des Feldmeſſerreglements vom 29. April 1813 ift 
das neue durch A. K.O⸗ v. 9. Ian. 1858 genehmigte Belbmeffer-Stegt vom 1. Dec. 
1857 (G.S. 1858 ©. 233 fg.) — abgebrudt ale Beilage B. zu A. VIIL bie XI. — 
getreten, deffen Abſchn. IV. von der Bezahlung der Feldmeſſerarbeiten handelt, 
Derjelbe ift nunmehr anftatt des bezilgl. Inhalts des $ 2 h. 1. maaßgebend. Die Be- 
ſtimmung bes leßteren, : daß bie Feldmeſſer bie Koften ber Prüfung ihrer Liquid. bei ben 
Auseinanderſ.⸗Beh. zn tragen haben, ift im Schluffa bes 8 53 des neuen Felbmeffer- 

I. ansprüädlih in Kraft erhalten. Außerdem finb nach dem LM. v. 7. Ott. 1858 
(EL. &. 220) Nr. 1. die Beſtimmungen im 82 h. 1. durch das neue Feldmeſſerregl. 
nur infoweit befeitigt, als fie fich auf die ven Bermeffungsbeamten in Auseinan- 
berf.-S. zuftebenden Diäten, Renumerations⸗ und Neifeloftenjäte beziehen: alle anderen 
Beſtimmungen des 8 2 h. 1, haben ihre Gültigkeit nicht verloren. — Siehe aug n. 25. 
zu 8 14 ber Koſten⸗Inſtr. — Die Staatslaffe ift gefetlich wicht verpflichtet, bie Koften 
der Berichtigung unrichtiger Feldmeſſerarbeiten im alle ber Infolvenz bes betr. Feld⸗ 
meſſers zu tragen; fie treffen vielmehr nad dem Grundſatz: casum sentit dominus 
die Separations »- Intereflenten und können nur dann nad ben bezüglichen allgemeinen 
Grunbfäßen niebergeiölagen werden, wenn bie Koften überhaupt einen zu hoben Betrag 
errg cht haben: jo LMR. v. 22. Juli 1854 (VMBl. S. 147.) — 


7. Diefer 8 ift durch bie BO. v. 29. März 1844 über bie Gebllhren ber Sach⸗ 
verflänbigen und Zeugen bei gerichtlichen Geſchäften (G.S. ©. 73) nicht aufgehoben, 
fie findet nach $ 1 in Betr. der Sachverflänbigen nur jubfiviariiche Anmwenbung, fofern 
nicht für gewiffe Klafien berjelben vie Gebühren burch beſondere Verordnungen feſtgeſetzt 
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von Zehn Silbergrofhen bis Einen Thaler für die Meile, vie legteren nad der 
Eäten von Zwanzig Silbergrofchen bis zu Zwei Thaler für den T Bee 
dieſer Eäße, oder welcher Mittelſatz anzuwenden ift, hat die feſtſetzende Behörde ur 
at auf die Standes : Verhältnifie und die Erbeblichkeit der Leiltungen zu « 
meſſen. | 
Werden öffentliche Beamte, oder auf beſondere Remuneration für ihre Bien: 
leiftungen angewieſene Techniker zu Schiedsrichtern ober Stellvertretern der Krei 
verorbnieten ernannt, oder als Sachverftändige zugezogen, jo müſſen ihnen die nt 


find, und 83 h. 1. ift eine folde befonbere BO. für die Sachverſtändigen in Ant 
anderſ.⸗Sachen. — Die Sachverſtändigen erhalten aber filr die Tage, für welche fie uk 
Terminsbiäten beziehen, nicht noch befondere Reifebiäten, ba ber $5. Nr. 6 ber Kfm 
Inſtr. vom 16. Suni 1836 nur für die Oelonomielommiffarien maaßgebenb und ck 
Ausnahmekeftiimmung nicht auf andere Sadjverftäubige anwendbar ift: ſo IMR. v. 21 Ar: 
1841 (SMBL. ©. 235) und v. 27. Dit. 1845 (VMBl. ©. 353) und LMR.n . 
April 1858 (VMBl. S. 152). — 

8. Das am Schluſſe des 83 cit. Regul. v. 28. Juni 1825 (G.S. ©. 163) E 
abgeändert worben durch den W. E. v. 10. Juni 1848 über bie Tagegelver und Fıtr 
foften bei Dienftreifen der Staatsbeamten (G.S. ©. 151), durch welchen namen: 
bie Reiſekoſtenſätze — und zwar fir die Benugung von Eifenbahn oder Dampfſchiff be 
deutend niebriger, als für gewöhnlichen Lanpweg — normirt und die QTagegelver erkit: 
worden find. Wegen der bedingungsmeifen Anwendung des A. E. v. 10. Jr 
1848 auf andere Sacverftändige, als Königl. Beamte ſ. LMR. v. 24. Febr. 1849 u 
n. 12. zu A. XIII. 2. — Nah IMR. v. 30. April 1840 (BMEL. ©. 179) gehtte 
Abficht des zweiten Abſatzes h. J. nur dahin, daß die feftfegende Behörde bie Diäten un 
Reiſekoſten von Sachverſtändigen aus denjenigen Beamten, auf welche das Regul. v. R. 
Juni 1825 Anwendung findet, nicht unter den Sägen, biefes Regul. (reſp. jet de 
a. E. v. 10, Juni 1848) beftimme, während fie bis auf bie im erften Abſatze geflsure 
Höhe feftgefeßt werben können, mo das Interefie der Sache es erfordert. — Nah IM 
v. 17. Juni 1843 (Kochs Agrargel. zu $S3h. 1. L. u. v. 1 S. 778) follen um 
Auseinanderfegungsfachen als Suchverftändige zugezogenen Königl. Beamten die vela 
veglemmentsmäßigen Xeifeloften, Diäten und fonftigen Gebühren auch dann beziehen, wi 
ber Domainenftsfus die Koſten ganz ober theilweiſe zu entrichten bat, ohne Unterichied, 
ber Auftrag den Beantten in oder außerhalb feinem Amtsbezirte beſchäftigt hat. — Auker 
bem ſ. n. 15 zur Koſten⸗Inſtr. (A. XII, 2.) am Schluß. | 

9. Was die Remuneration und Reifeloften der Dollmetjcher betrifft, je mi 
das R. v. 23. Oktober 1840 (TIMLI. S. 478) [j. in n.&. h. 1.) in den Füllen mu 
geben bfeiben, wo der Prototollführer des Kommiſſarius zugleich als Dollmetſcher junger: 
für die Fälle Dagegen, wo ein anderer Dollmeticher zugezogen wirb, find bemfelben aut 
Neifekoften zu bemilligen und ba das Regul. v. 25. April 1836 dafür Teinen make 
Anhalt barbietet, vielmehr im $ 3 auf die anderweit beftehenden Feſtſetzungsnormen ha 
weiſt, jo find die Gebühren und Reiſekoſten folder Dollmetſcher nah Maaßgabe ver A. 
b. 29. März 1844 (cit. in n. 7, deren 86 fich auf die Dollmeticher bezieht) feftzulgn: 
jo EMN. v. 7. Juni 1854 (SMBli. ©. 119). — Nah dem (bisher nicht veröffentih 
ten) MR. v. 6. Ian. 1853 iſt nichts Dagegen zu erinnern, wenn auf Grund dee $5 
des Koſtenregul. die Alıseinanderf.-Behörde befonders qualifizirten Brotofollfär 
rern für verwidelte Aechnungsarbeiten, fir bie Aufftellung von Legitimationstabellen m 
im dazu geeigneten Fällen auch fir Rezeßarbeiten 1 bis 14 Rthlr. Diäten bewilligt mi 
ben Parteien zum Änſatz bringt; die Behörde muß ſich aber zuvor fei es burd ein Gr 
men ober auf anderem Wege die Ueberzeugung verfchaffen, daß ber betr. Bureaugehlt 
die zu ben gebachten Arbeiten erforderliche Qualifikation befitt. 

10. Was die Gebühren der in Auseinanberf. : Sachen zugezogenen Bauſachver 
fländigen anlangt, fo iſt durch IMR, v. 31. März 1843 (BMEL. S, 198) ang 
orbnet, daß „Überall, wo ſolche für Zeichnungen und Anfchläge zu Baumwerfen und chnlich. 
Kenntniffe im Baumefen erforbernde Arbeiten feftzufeßen find, zuvörderſt das Gutachten 
bes bei ber Depart.-Regierung fungivenden Baurath8 über die betr. Liquibations » Anti 
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ihren Dienſt-Inſtr., oder font nad beſondern Feſtſetzungen zuftänbigen Vergütungen, 
in deren Crmangelung aber Diäten und Reiſekoſten nad den dm Regulativ vom 
28. Juri 1825 beſtimmten, auf ihr Dienſt-Verhältniß anwendbaren Säßtzen gezahlt 
werden. 

Urtels- und Exekutionsgebühren, Kaſſenquote und Kopialien. 

8. 4. Außer den im Vorſtehenden beſtimmten Diäten, Gebühren und Entfchä: 
digungen haben die Barteien folgende Koften zu entrichten, al: 

- 1) Urtelögebühren für die Entſcheidungen der Revifionz-Kollegien und des Geh. 


unter Vermittelung dieſer Behörde und bei Mittbeilung ber zur Beurtbeilung nöthigen 
Materialien einzuholen ift; dabei bleibt e8 der Auseinanderſ.Behörde unbenommen, ihre 
Bedenken gegen bie Höhe ber liquibirten Geblihren befonbers dann hervorzuheben, weit 
bie gelieferten Arbeiten nicht dem Zwecke ver Auseinanderfegung gemäß eingerichtet fein 
jollten; die Feſtſetzung der Liquid. felbft bat bie Auseinanberf.-WBeh. demnächſt 
unter tigung des eingeholten Gutachtens und im Uebrigen nach Lage ber Alten 
zu bewirfen, aud ift die falfulatorifche Revifton berfelben in ihren Bureaus vorzuneh⸗ 
men; dem Banrath aber muß e8 überlaffen bleiben, fein Gutachten entweder unmittelbar 
in ber Liquid. abzugeben ober beſonders auszuführen und zu motiviren.” — Dis J. u. FMR. 
v. 9. Mat 1845 (VMBl. S.170) motiviert Die gebachte Zuziehung des Reg.-Bauraths 
daraus, baß bei der Auseinanberf. » Beh. Die zu einer ſolchen Beurtheilung erforberlichen 
techn. Kenntniffe fich nicht vorfinden, und bemerkt, daß aus gleichen Gründen fi) das M. 
>» Inn. in etwaigen Rellamationsfällen des Beiraths der Oberbaubeputation bedient. 
Ein gleiches gilt von dem M. f. d. landw. A., als jekigem Reſſortminiſt. der Ausein⸗ 
andberj..Behörden. An die Stelle der Oberbaudeputation ift aber burch bie BO. v. 22. 
Dez. 1849 (G.S. v. 1850. S. 14) die Abtheilung für bas Baumwefen im Mi- 
nißer um Tür Handel ıc. getreten. 
r. 1. 


II. a. Neben den Urtelsgebühren dürfen nicht noch beſondere Expeditionsgebühren für 
die Urtheile II. Inſtanz angeſetzt werden: ſo Iz.u. IMR. v. 4. Oft. 1838 (Ann. Bd. 
22. ©. 916. L. u. v. R. J. S. 780). — Die Höhe ber Urtelsgebühren bes einen Rev.⸗ 
Koll. f. LKS., welches nach ber BO. v. 22. Nov. 1844 (A. XL) 87 fg. an bie Stelle 
ber mehreren früheren getreten iſt, wird auch jetzt noch nad der Gebührentaxre für bie 
Lanbesjuftizlollegien v. 23. Aug. 1815 (Beilage zur ©.-©. von 1815. ©. 9 fg.) insbeſ. 
nah Abſchn. 1. Ar. 15 und 19 beftimmt und beträgt nach der Höhe des Streitgegen- 
ftandes und ber geringeren ober größeren Weitläufigkeit der Sache zwiſchen 10 Sgr. unb 


20 Rthlr. von jedem Theile, aljo 20 Rthlr. bis 40 Rthlr. im Ganzen. Die Höhe des 


Streitobjelts ift für Diefen Zweck nah der BO. 0.21. Juli 1843 (BeilageK. zu A. VI. 
bis XL.) zu ermitteln. — Für Rekursbeſcheide in denjenigen Bagatelljahen, bie 
auf Grund des Art, 1 der Deflaration v. 6. April 1839 (G.-S. ©. 126) an das Rev.» 
Koll. gelangen, kann ein Pauſchquantum von 20 Ser. bis 2 Rthlr. an Urtelsgebühren 
genommen werben: fo Y.u.IME. v. 31. März 1840 (SMBL S. 181). — Aud in 
den vom Rev.» Kol. für LES. in ausfchließl. Inftanz zu entjcheivenden Prozefien über 
die Natur von Mühlenabgaben haben die Parteien Urtelsgebühren zu entrichten: fo RR. 
3. Bd. 11. Grdſ. 776. — Nach dem JIz. u. IMR. v. 31. Juli 1844 (VBMBI. S. 230) 
find der Fisfus und Diejenigen Perfonen und Inftitute, welchen im A. L.R., in der AGO. 
und in der Geblihrentare v. 23. Auguft 1815 ober durch befonbere Allerh. Beftimmungen 
die Sportelfreiheit bewilligt worden ift, andy zur Zahlung der Urtelsgebühren aus $ 4 
h. J. nicht verpflichtet. — Außer ben Urtelsgebilhren ift das Rev. - Koll. zur Anſetzung 
von 5 Sgr. Kopialien pro Bogen für die Ausfertigungen feiner Erkenntniſſe und Refolute 
auf Rehnung ber Parteien ermächtigt durch Iz. u. IMR. v. 30. Nov. 1845 (BMUL. 
v. 


11.b. Für die vom Obertribunal zu liquibirenden Koften iſt jettt Das für bie 
ordentlichen Gerichte an bie Stelle der Sporteltare v. 23. Aug. 1815 getretene ©. v. 
10. Mai 1851, betr. ven Anſatz und die Erhebung der Gerichtsfoften (G.⸗S. ©. 622) 
und bie welentlich abänbernde Novelle dazu v. 9. Mai 1854 (G.⸗S. S. 273) — nament- 
lich Art. 7 bis 9 der legteren — maaßgebend. — Danach find jest in allen an das OT. 
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Obertribunals refp. nach der Gebührentare für die Lanbei: ‚Suftigtollegien v. 23. Aug. 
1815 und den für das Geh. Ober:Tribuual beftimm 
' 2) einen Zufchlag von zwei Prozent zu den Kauibirten Roiten, Behufs der Kat: 
enverwaltun 

3) die Woialien, ſowohl diejenigen, welche bei den Auseinanderfegungs : Bebör 
den, als bei den Spa. Komm. auflaufen; 


gelangenben Drogeblachen Pauſchquanta flatt ber Gebühren zc. feftzufeken. Die Aus- 
einanberj..Beh. müſſen daher jett in allen an das OT. einzufenbenden Prozeßſachen eine 
Liquid. ber bei ihnen in ber 3. Inſtanz entflandenen Koften miteinreichen, 
damit das OT. in den Stand geſetzt wird, br beflimmen, welcher Theil bes feſtzuſetzenden 
Pauſchquantums den Auseinanberj. » Beh. & Ye unb au b deren Kaffen zu 6 iſt: 
ſo LEMR. v. 24. Sept. 1853 (VWMBl. ©. 2 Das I3MR. v. 1. Okt. 1840 
(TMEL. ©. 388 und IMBl. S. 319) und MR. v. 31. oh 1840 (BEN. ©. 481) 
beftimmen, baß bie in Auseinanberi.-S. beim OT. angeſetzten Gebühren erfi da un ven 
ben Kaffen der Auseinanberf.- Beh. an bie Seritejalarientaffen gezahlt werben follen, 
wenn ji u Ieue von ben Parteien eingezogen finb (j. $ 7 h. 1. Schlußſatz). 


8* en Zuſchlag wird gewöhnlich Kaſſenquote“ ober Recepturgebühr“ ge 
nannt. — Er ift von dem iu n. 1. gebachten Sofenpauäguantun IL —5 eben fe 
wenig zu erheben, wie von ben nad) 8 16 ber Sohn Safe. bei geringen Objelten feftzu- 


Keane anti: fo LMR. v. 11. Mai 1865 


Fo * Höhe ber Kopialien iſt bie gerichtliche Sporteltage v. 23. Aug. 1815 
maaßgebenb unb zwar Nr. 31 der Tare für bie Landesjuſtizkollegien, wonach 
a. für ein Mundum auf ben Bogen vorſchriftsmäßig gerieben 2# Ser., 
b. für Beilagen und bloße Abfchriften, die nicht Über 2 Bogen, pro Bogen 24 Ser. 
c. wenn folde mehr betragen, und alſo ſtoßweiſe gefchrieben werben, pro Stoß ven 
6 Bogen 10 Sgr., 
d. auf jeber Seite twenigfteng 24 Zeilen und in jeber Zeile 12 Sylben enthalten fein 
mäflen (AGO. III. 5. 8 61), 
e. für ein Munbum von 1 Bogen ber ‚Sat von 21 Sgr. auch dann genommen werben 
fann, wenn bie Abjchrift and nur einige Zeilen enthält. — Ein höherer Kopialienieg, 
ale 24 ‚Ser. pro Bogen ift nicht zuläffig: jo IMR. v. 17. Sept. u. 7. Rov. 1836 
(Ann. Br. 20. S. 595 u. 892, L.uv.R. I. ©. 782 1). "Fach IMR. v. 11. April 1837 
(Ann. 8b. 21. ©. 393) iſ es lediglich Sache der Speziallommiffarien, für bie geſetzlich 
aufäffigen Kopialien die Reinfchriften zu beforgen, ohne daß es eines weiteren 
rüber bedarf, was fie dafür wirklich ausgegeben haben; fie dürfen aber vergl. nicht be⸗ 
—* in Rechnung bringen, wenn die RKeinſchriften von ihren Protokollführern an Tagen, 
wofür fie durch Diäten vemunerirt worben, gefertigt find, — Nah IM. v. 2. Olt. 
1840 GKochs Agrargef. zu dj. 8) Können für Rein-Roncepte ber elle Kopiafien 
liquibirt werben, ba bei jo umfangreichen Arbeiten anch von einem geübten Arbeiter wicht 
erwartet erben kann, daß er fie ohne Weiteres fo korrekt aufftellen ſoll, daß fie dem 
Solegium in dem uriprüngl, Koncepte vorgelegt werden dürfte; es barf bon aber bei ber 
Abihägung ber zur Aufftellung dev Rezeffentwilrfe erforberfichen Zeit auf die Anfertigung 
ber Reinkoncepte nicht g gerüdfichtigt werden. — Für die Munda der Koſtenrechnun— 
gen bien die Speziallommifjarten Kopialien fi Guben nah LMR. v. 14. Mai 1849 
(BWMBl. S. 100). Dagegen find nd diefem R. und bem früheren v. 3. April 1840 
(BMDI. ©. 181) ven Parteien auf beren ungen Abſchriften der fpeziellen Liquibatie: 
nen foftenfrei mitzutheilen. — Nah LMR. v. 6. Mai 1849 (BMEL S. 68) fin 
für alle Verfügungen ver Auseinanberf. Fr elie buch die ihnen im Allg. obliegende 
Beauffichtigung der Kommiffarien bei Ausführung bev ben letzteren übertragenen Gefchäfte 
nothwendig werben, ben Parteien feine Schreibegeblipren in Rechnung zu Delen, wohl 
aber muß bieg bei Verfügungen geichehen, welche lediglich im Intereſſe 
Sachen und der Parteien erlaffen und burch ben vegelmäßigen —— — zwiſchen 
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4) die Erelutionsgebühren, und zwar megen der von den Gen.:fiomm. felbit, 
oder deren Speziallommifjarien verfügten Erelutionen nah der Sporteltare für die 
Ob. L.Ger. und überhaupt 

5) alle Koften, welche die Natur der baaren Auslagen haben. 


ben Aubeinanderſ.⸗Beh. und den Kommiſſarien erforberfich werden; dahin gehören alle An⸗ 
orbnungen, welde bie Einleitung und Fortſetzung dek Sache felbft betreffen, Erwieberun- 
gen auf Anfragen ber Kommiffarien das im zweifelhaften einzufchlagende Berfahren 
u. ſ. w; — aud für bie in ben einzelnen Sachen nöthigen Verfligungen an bie Kaffe 
find Sdreinʒaebi vren zu liquidiren. — ©. auch n.16. h. 1. . 
. 4 


14. Diefe Beſtimmung finbet nur dann Anwenbung, wenn die Erelutionen durch 
ſolche Erefutoren voll werden, bie von ben Auseinanderſ.⸗Beh. angeftellt find. Wenn 
bie Erefution mittels Regquifition der Gerichte geſchieht, jo find die Gebühren ber 
Erelutoren nach der Sportelorbnung für bie bei ben Serihten angeftellten Erefutoren zu 
erheben. So IMR. v. 23. Nov. 1836 (Ann. Bb. 20. S. 896). — Wegen ber Ge⸗ 
bühren für die Beitreibung der Koften f. die ABO. wegen Beitreibung ber öffent» 
lichen Abgaben x. nebft angehängten Tarifen, nämlich für die Rheinprovinz v. 24. Nov. 
1843 (G. S. ©. 351), für Weftphalen v. 30. Suni 1845 (G-S. ©. 444), für bie 6 
MM. Prov. v. 30. Juli 1853 (G.⸗S. &. 909), fir Neuvorpommern und Rügen vom 
1. Sehr. 1868 (G.S. S. 85). 
8.4, Wr. 5. 


15. Zu ben baaren Auslagen gehört der Botenlohn für die Infinuationen. Als 
folder dürfen den Boten der Speziallommiffarien 5 Sgr. pro Meile an Meilengel- 
bern bewilligt werben, fofern der Speziallommifſar beicheinigt, daß für einen geringeren 
Sat ein zuverläffiger Bote nicht zu haben jei: fo LM. v. 21. April 1858 (BMI. 
S.9). — Außer dem Botenlohne Finnen Leine Infinuationsgebühren paffiren; 
wo aber einer großen Zahl von Imtereffenten an dem nämlichen Orte Verfügungen und 
Kurrenden zu infinuiren find, muß ben Boten allerdings eine befondere Vergütung und 
zwar bei Beftellingen aufer dem Orte neben den Meilengelvern gewährt werben unb zwar 
in jebem Falle nach den befonberen Umſtänden, da biefe fo verſchieden find, daß fich Feine 
Normalfäge dahin beftimmen laffen: jo IMR. v. 15. April 1829 (Koch Agrargef. zu 
df. 8, L. u. v. R. J. ©. 784). 

16. Für beglaubte Abſchriften können von ben Speziallommifjarien außer dei 
Schreibegebühren nicht noch beſondere Vidimationsgebühren liquidirt werben, ba bie Sorge 
für getreu Abſchrift Schon in dem Kopialierifage angemefjen vergütet wirb: fo IMR. v. 
17. Nov. 1836 (Ann. Bd. 20. ©. 896). 

17. Anlangend die Remuneration für die Seitens ber fogen. techniſchen Kallku⸗ 
latur der Auseinanderſ.⸗Beh. auszuführende Tallulatorifhe Prüfung ber Rezeſſe 
und der Vorarbeiten dazu, infofern biefe Prüfung nicht von ben etatmäßig angeftell- 
ten Bureaubeamten, unbeichabet ihrer übrigen amtlichen Gefchäfte, bewirkt werben kann, 
fondern damit befonvere Rechnungs⸗ und fonftige Sachverfländige beichäftigt werben müſſen, 
jo war durch LMER. v. 24. Febr. 1853 (BMBL ©. 52) angeorbnet, daß bieje Remu⸗ 
nerationen anf Grund bes 8 3 ımb 8A Nr. 5 des Koftenregul. von den Parteien ein⸗ 
zuziehen ſeien. Diefe Anordnung ift aber durch das LMR. v. 5. März 1860 zuräd- 
genommen, weil bie Rezeßprüfung zu ben von ber Auseinanberj.-Beh. jelbft vorzuneh- 
menden, aus ihrer Beauffichtigungspflicht entſpringenden Arbeiten gehöre, und für alle 
berartige Arbeiten ben Parteien feine Gebühren in Rechnung geftellt werben dürfen; es 
iſt deshalb beſtimmt, daß berartige Koften bei den Regulirungsfoften unter ber Rubrik: 
„Koften, welche ven Parteien nicht zur Laft fallen” zu verausgaben feien; dem pflichtmä- 
Bigen Ermefen der Behörbe wird überlaffen, im welchen Fällen eine kalkulatoriſche Prü- 
fung der Rezeßarbeiten nothwendig erfcheint und anzuordnen ift; Arbeiten biejer Art 
milfſen aber in ver Regel von dem orbentlichen Subaltern » Perjonal verrichtet werben, 
ohne daß dadurch beſondere Koften entftehen bürfen; finb dieſe in einzelnen Fällen in ber 
That hat wit zu vermeiden, fo müffen fle in gebachter Art auf die Staatslaffe übernommen 
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Den Kommiljarien, Schiebsrichtern, Kreisvermittelungs - Behörden, Zeit 
mefjern und anderen zu den Auseinanverfegungs : Gejchäften abgeorbnieten n 
und Sacdveritändigen rn das Lokal zu den abzuhaltenden Terminen, je nach der dar 
gebotenen Gelegenheit, an ordentlicher Gerichtöftätte oder in dem Gefchäftslotal ver 
Komm.-Behörbe angewiefen werben. 

Wo die Dertlichleit dies nicht geitattet, muß ein geeignetes Lolal zu Abhaltun 
ber Termine für Rechnung der Intereſſenten beihafit, aud den genannten Perſonen 
und den von den genannten Kommiflarien zugezogenen Amok brern, ſowohl in 
Staͤdten als auf dem Lande: von den Intereſſenten freie ge: nebft Heizung unt 

‚Erleuchtung gewährt werden. Belöftigung haben fie nicht zu fordern. Wird fie ihnen 
aber" gewährt, fo können fie diefelbe, auch ohne Uebereintunft wegen der Bergütun:. 
annehmen. Rüdfictlic der Kommiflarien und Kreis-Bermittelungs-Behörven müſſen 
die Liquibationen diefer Vergütungsfäge längſtens innerhalb — nach been 
digtem Geſchäfte, bei dem leitenden Kommiſſarius, bei Verluſt des Anſpruchs ar 
gereicht werben. ' 

Reife: und andere Koften der Parteien und ihrer Bevollmächtigten. 

8. 6. Für perfönlic abgewartete Termine können die Parteien in den von ter 
Gen.-Komm. geleiteten Angelegenheiten keine Reife-, Zehrungs⸗ und Berfäuummg: 
Koften liquidiren. Nur in den $. 75 lit. b. c. ber Verorbn. v. 20. Juni 1817 be 
jtimmten Fällen find die aus der Mitte der Interefienten beftellten Bevollmächtigten 
berechtigt, von ihren Machtgebern bergleicen zu fordern. Auch können die Parteien 
einander die an ihre ndatarien, Konfulenten und Beiltände zu zablenten 
Gebühren und Koften der Regel nach nicht in Rechnung ftellen. Dies findet fowebl 


Borjäriften, das Gefhäftslotal und die Berpflegungung betreffent. 


8.8. 

18, Mit biefem $ fteht 8 11 der Koſten⸗Inſtr. in Beziehung: f. n. zu letzterem. — 
Der Anfpruch eines Separationsinterefienten gegen die Übrigen auf Bergiktung ber 
dem Kommifiarius 2c. gemäß $ 5 h. 1. gewährten Wohnung unterliegt nicht ber Ki- 
zeren Zerichrungefrif des ©. v. 31. März 1838: fo RR. 3. Bd. 11. GErdſ. 791. 


19. Neben ven Beflimmungen biefes $ gilt für Streitigkeiten in Auseinanberj.-S.. 
als gefetsliche Regel, der Schlußſaß des 8 212 BO. v. 20. Suni 1817 (A. VIIL), we 
nach die Koften aller Weiterungen bem ſulkumbirenden Theile nach ben allgemeiner 
Grundſätzen wegen ber Prozeßkoſten zur Laft zu legen find. Diefe Grunbfüg 
enthält der Fit. 23. Th. I. AGO., und 88 25 bis 28 deſſ. beſtimmen insbef., welche 
Koften als außergerichtliche Prozeßfoften zu behandeln und in welcher Weiſe fie von ter 
obliegenden Partei zur Erſtattung Seitens ver unterliegenben zu bringen find. Bon bem 
8 25. Nr.3, 7 und 91. c., wonah in ordentlichen Prozeffen die Parteien einanber 
bie an ihre Mandatarien und Affiftenten zu zahlenden Gebühren und Koften in Rechnung 
ftellen köͤnnen, nimmt aber ber 8 6 bes Koftemregul, die Streitigleiten in Ausein- 
anderf.- Sachen in erfter Inftanz ganz aus (abgefehen von der Maaßgabe im fall 
bes 8 211 der BO. v. 20. Imi 1817) und geftattet in ſolchen Streitigkeiten zweiter 
unb dritter Inſtanz, jo wie bei Nichtigkeitsbeichwerben, au nur den Anſpruch auf Er⸗ 
fat ber Mandatariengeblihren, nicht der Gebühren ber Konfulenten und Beiſtände 
(vgl. IMR. v. 25. März und v. 23. Juni 1848: VMBl. S. 81 und 198). Wk 
ſonſtigen nah 8 25 AGO. J. 23, erftattungsfähigen Ertrajubicial » Koften fommen auf 
in Auseinanberf.-Streitfachen zur Erftattumg, mit der Ausnahme, DAB uch $6 h. 1. te 
Parteien file perfönlich abgewartete Termine Teine Neife- 2c. Koften liquidiren unb font 
auch nicht vom dem fachfälligen Gegner verlangen Tonnen, Der Erftattung unterliegen 
insbefondere die Kopialien fir Abjchriften, welche fich eine Partei jelbft ober durch ihrer 
Mandatar im Prozeß geben läßt: fo EMR. v. 4. April 1852 (BMEL S. 123). — 
Anlangend das Verfahren wegen Erflattung der Ertrajubizialien, fo wird mach 86 2% 
bie 28 AGD. I. 23. bie von ber obfiegerben Partei mit Velägen einzureichende Koſten⸗ 
fpecifitation dem Gegentheile zur Erklärung mit präffuf. Friſt mitgetheilt und nad 
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bei ven zur Inſtruktion und Entſcheidung gediehenen Streitigkeiten, als bei den übrigen 
zur Auseinanderfegung gehörigen Verhandlungen, Anwendung. Nur wenn ein Drit- 
ter nad $. 211 der Verordn. v. 20. Juni 1817 zu den Rollen der Auseinanderjez: 
ung gar nicht beizutragen ſchuldig üt, kann er zwar nicht für ſich ſelbſt, wohl aber 
für jeinen Bevollmächtigten, wenn biejer nicht zu den Mitintereffenten ver Aus⸗ 
einanderjeßung gehört, Reife: und Behrungstoften eritattet verlangen. Diefe werben 
nad ben Bere ihen Verhältniſſen des Bevollmächtigten bejtimmt, find jedoch als 
dann, wenn fie für den Mandanten felbit, fallg diefer bergleichen zu liquidiren hätte, 
nad perfönlihen Berhältnifien defjelben, im geringeren Betrage feftzufeßen wären, 
einer Ermäßigung bis auf dieſen Betrag unterworfen. | 


beren Ablauf erfolgt Die Beftiegung durch bloßes Dekret, wogegen keine Appellation, ſon⸗ 
dern nur eine bloße Beſchwerde bei ver vorgeſetzten Behörde d. h. dem Minift. für bie 
landw. 4. flattfinde. Für die Erftattung der Rehtsanmalts-Geblhren ftubet aber 
. jett $4 des ©. v. 12. Mai 1851 (G.S. S. 656) analog Anwendung, wenn nach $ 5 
bes letteren von dem zur Erftattung verpflichteten Gegentheil gegen bie ihm nad 8 28 
AGO. J. 23, mitzutheilende Liquidation Einwenbungen erhoben werden; danach ift über 
diefe Einwendungen nicht duch bloße Berf., fondern durch Refolut der Gen.-Komm, 
oder des Spruchlollegiums zu enticheiven, gegen welches der Rekurs, wie in 
Bagatelliahen, an Das Rev.-Koll. für LRS. offen ſteht: fo das (micht veröffentlichte) 
Gutachten des RER. v. 27. März 1856, u. das LMIR. v. 12. Febr. 1863 (BMVBl. 
S. 64), wach welchen „vie Auseinanderſetzungsbehörden, indem fte Prozeſſe inftruiren und 
- Recht Sprechen, auch als Gerichte anzufehen find, welche betreffenvenfalls gemäß S 4 1. c. 
über —— gegen den Anſatz von Gebühren und Auslagen der Rechtsanwälte zu 
befinden haben.“ 

‚ 20. Die Beſtimmung bes $ 6 h, J. welche bie Erſtattung der Mandatariengebühren 
in erſter Inſtanz verfagt, findet auch auf bie beim Abſchluß des Rezeſſes zur beſonderen 
Nachverhandlung verwielenen Streitigkeiten Anvofndbung nah IMR. v. 26. Dit. 1845 
(BMNBL S. 355) und auf Prozeſſe über die fireitige Natur von Mühfenabgaben, bie nach 
836. v. 11. Mär; 1850 (A. IV. 2.) zur ausſchließlichen Entſcheidung des Revif.-Kol. 
für LRS, gehören, nah LMR. v. 21. Okt. 1852 (VMBL. S. 297). — Wenn aber 
eine Sade beim gewöhnlichen Gerichte anhängig geworben und fpäterhin auf bie 
Auseinanderf.-Beh. übergegangen ift, fo müffen auf die Dort gepflogenen Verhand⸗ 
lungen bie Grundſätze der AGO. Anwendung finden, bie unterliegenden Partelen mithin 
auch für verpflichtet erachtet werben, ven obfiegenden Gegnern bie Geblihren ber vor dem 
gewöhnlichen Gerichte angenommenen Manbatarien zu erftatttn: jo IMR. v. 5. Febr. 
1838 (Ann. Bd. 22./6,84) 

21. Die Verpflichtung zur Erftattung der Manbatariengeblipren bezieht fi auch 
Auf andere geeignete Bevollmächtigte, als Rechtsanwälte, da nach $ 76 BO. v. 20. Iumi 
1817 praftifche Landwirthe auch in 2. Inſtanz ale Bevollmächtigte in Auseinanderf. -S. 
zuzulafien find: jo IMR. v. 5. Mai 1843 (BOMEL S. 163). — Dagegen finb als 
Manbatarien nicht biefenigen Beamten anzufehen, welche von einer fiskaliſchen Station 
gemäß $ 75 lit. a. BO. v. 20. Juni 1817, als fisfaliiche Vertreter, deputirt werben, ba 
fie nicht als frei gewählte Bevollmädhtigte, fondern als geſetzlich geforderte Bertreter zu be- 
trachten find: fo OMR. v. 30. Sept. 1858 und 30. Juni 1864 (nicht veröffentlicht). 
— Außer den Manbatariengebühren in 2. und 3. Inſtanz ift die unterliegende Partei 
nicht verpflichtet, auch die Reiſe- und Berfäumnißloften zu vergüten, welche dem Gegner 
durch Rüdiprade mit feinem Bevollmächtigten erwachlen find, ba ber 8 25 AGO. J. 
23. unter 5. nur bie Verglitigung der Koften zuſichert, welde die Partei auf die Kor- 
respondenz mit ihren Bevollmächtigten verwendet bat: jo IMR. v. 7. Juni 1845 
(VMEBL. S. 170). 

22. Die früher vorgeichriebene gerichtliche Feftiegung ber Gebühren ber Recht san⸗ 
wälte zum Zwed der Einforberung von dem Mandanten findet nach dem in 
n.19. cit. G. v. 12. Mai 1851 (G.-S. ©. 656) $ 3 nicht ferner Statt; biefe Einforbe- 
rung erfolgt ($ 5 ibid.) ohne Feitiegungsbefret im Mandat sprozeß. Letzterer gehört 

auch bei derartigen Forderungen in Auseinanderf.-S. vor das ordentliche Gericht 
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In den zur Appellation geeigneten Angelegenheiten, Tann die obfiegende Partei, 
aud den Erjag der Manbatariengebühren zweiter und britter Inftanz von dem Ge 
entheil verlangen, fo weit dieſer zur Koftenerftattung überhaupt verpflichtet if. Das 
Pelbe nbet bei den Koften des Rechtsmittels der Nichtigleitsbeſchwerde ftatt. 
inziepun und Auszahlung der Koften durch die Gen.-fomm. 
8.7. Sof ten werben immer nur auf Anmweifung der Gen.:Komm. * 
deren Ermeſſen es Meran bleibt, ob die Zahlun unmittelbar an die 
oder zur Kafle der Gen.⸗Komm. zu leiſten tft. Aus die bei den Reviſions fondtlge 
und dem Geh. Ob.-Trib. auflaufenden Koften werben durch die General » Konmuif 
_ eingezogen. 

Koſten⸗Vor 


ſch 
Sn 8. Der Regel nad) werben die Koften hal dann, wenn fie verbient find, von 
den Inter sehjenten  Einoszogen. 
konnen aber 

1) von den Extrahenten der Auseinanderjegung angemefiene an Hüfe 
erhoben werden; auch find die Auseinanderſetzungs⸗Behörden befugt, bis 
— des geforderten Koſtenvorſchuſſes mit der Einleitung der —— — 
anzufte 

2) Behufs der Vermefiungen und Bonitirungen follen dergleichen Borjcäk 


(vgl. IMR. v. 27. Juni 18384 Ann. ®b. 19. S. 69 und das allgemeine IMR. v. 
14. Sept. 1833, citirt in n. 40. zu A. VIII.). — Nah MR. v. 19. Febr. 1852 
(BMEL. ©. 32) find bie Gebühren ber als Afiftenten ober Bevollmächtigte ber Parteien 
in Auseinanberi.-&. bei ven Gen. - Komm. auftretenden Rechtsanwälte nach dem cit. ©. 
v. 12. Mat 1851 zu liquidiren, da es fich auf alle von ben Rechtsanwälten für Parteien 
beforgten Geſchäfte bezieht; infofern es fich micht um einen Prozeß handelt, kommen bie 
86 12 bie 18. a. des zugehörigen Tarife nach 8 28 bes letzteren zur Autverbung. — 

23. Anlangend die Bevollmächtigten und Beiſtände, welche nicht Rechtsaun⸗ 
wälte find, fo find nah IM R. v. 30. Dez. 1836 (Ann. Bd. © ©. 893) die Liquid. 
der unter Genehmigung der Sen.-Komm. als Mandatarien umb Afftftenten zuge- 
zogenen Delon.-Komm. gemäß ben ihnen zulommenden Sägen an firirten unb tempe: 
rären Diäten feftzufeten hund auf bie Parteien ſelbſt anzuweiſen. Außer dem alle eines 
befonbexen Auftrages (reſp. Konſenſes) exiſtirt aber hinfichtlih ber nad $ 76 BO. v. 20. 
Zuni 1817 zuzulaffenden praktiichen Lanbwirthe, mithin anch Oelonomielonmiffarien, feine 
Tare für Mandatarien⸗ und -Affifientengeichäfte, auch keine Beftimmung, wonach ihre be- 
züglichen Liquidationen von einer Behörbe feſtgeſetzt werben Fünnen ober follen; eine folde 
Feſtſetzung lann jomit wicht verlangt werben und der Anſpruch auf Bezahlung ſolcher &- 
quibationen iſt von ben gebachten Perfonen nicht bei der Auseinanberf. » Behörbe, fonbern 
beim orbentlL Gericht geltend zu maden: fo IME. v. 21. März 1845 (BMBL 
©. 130). — Ebenſowenig ift bie Feſtſetzung ber Fiqubation € eines Kommunal⸗ ober fon- 
fligen Berwaltungsbeamten für bie in einer Anseinanberf. «5. von ber Regierung ihm 
übertragene Br einer Stabt- ober Dorfgemeine von ber Auseinanderſ.⸗Beh. zu be⸗ 
wirlen; ob unb nach welden Sägen ein folder Beamter flir bie Ausrichtung feines Auf- 
trages zu entjchäbi gen fei, hat die beauftragenbe Behörde zu beftimmen: fo IM R. 
v. 18, on 1847 (BMBl. S ), 


21. Die erforberfichenfalls eintretende erekutiviſche Beitreibung ber nad An⸗ 
weifung ber Auseinander]. «Beh. zu ihren Kaffen zu zahlenden Koften erfolgt nach ben Be 
fimmungen ber in n.14. h. 1. ct BO, wegen erelutivifder Beitreibung 
ber bireten x. Steuern u. ſ. w., in beren $ 1 unter Nr. 8 (vefp. 7) jene Koſten 
u ſur. 


25. Aulangenb bie Streittoßenberfäfle fo kann die Vorſchrift Ar. 3 h. 1. ni * 
dahin ausgedehnt werden, daß die Partei, welche nach allgemeinen 
zu Übernehmen haben wärbe, fämmtliche, auch vom Gegentheil veranlaßten Kofler cs 
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von „‚immtlichen Interefienten nach Verhältniß ihrer Theilnehmungsrechte eingezogen 


. pn den Fällen aber, wo nad dem Befinden der Komm. die DVermeflung und 
Bonittrung der zum Umfag kommenden Grundftüde entbehrlich ift, follen diejenigen, 
welche folge dennoch begehrten bi 88 112 und ff. der Berorbn. v. 20. Juni 1817 
die erforderlichen Koiten vorſchießen. 


3) Eben fo fönnen verhältnigmäßige Koſtenvorſchüſſe bei —F Streitig⸗ 
keiten von demjenigen ein esogen werden, welcher ein ftreitiges Theilnehmungsrecht bes 
hauptet, oder ſonſt nad allgemeinen Grundfäßen Klägers Stelle zu übernehmen 

aben würde, ferner von den Parteien, welche dem von dem Kommiffarius vorgeleg: 
ten Auseinanderfegungsplan oder Auseinanderfeßungs : Rezefle uiherfprecen, endlich 
nad erfolgter Entſcheidung von denen, welche die dagegen zugelaffenen htömittel 
einlegen. 


4) Die Einforderung des Koſtenvorſchuſſes ift jevod niemals weiter auszudehnen, 
als auf denjenigen Betrag der Koſten, welcher der betreffenden Partei nach Verhält: 
niß ihres Theilnehmungsrechts, oder je nachdem fie fachfällig werden follte, zur Laſt 
fallen kann. Auch find bergleichen Vorſchüſſe der Regel nah in keinem größeren Be- 
wahr zu erheben, al3 zu den auf Jahresfriſt erforderlichen Ausgaben nochwendig ift; 
wohl aber find biefelben, je nachdem fie durch die wirklichen Ausgaben aufgeräumt 
worden, zu erneuern. 


Erleichterungen in Betreff der Auseinanderſetzungskoſten. 
8. 9. Im Uebrigen werben die den Parteien wegen der Auseinanderfegungs: 
toften zugeftandenen Erleichterungen, wie folgt, beftätigt und ermeitert: 


dahin vorzufchießen verpflichtet wäre, wo über ben Koſtenpunkt im Haupterkenntniß defi⸗ 
nitio beflimmt if; auch ift es zwedimäßig, die Feſtſetzung und Anweifung ber in einem 
Prozeßverfahren liquidirten Koften erft dann zu bewirken, wenn das Erk. I. Inſtanz er- 
gangen ift, und dies den Inſtruenten ein für allemal befannt zu machen, bamit fie 
befireben, nur völlig fpruchreife Akten vorzulegen und ben Gang bes Verfahrens nicht 
durch unzeitige Liquibationsberichte zu unterbrechen: jo IJMR- v. 29. April 1839 (Ann, 
Bd. 23. S. 362). — Die Fille, in welchen Koſtenvorſchüſſe von ben Intereſſenten einge 
forbert werben Können, find im $ 8 h. 1. genau beftimmt; danach finb bie Intereſſenten 
nicht verbunden, bie gefammten Regul.-Roften durch Vorſchüſſe zu beden; es hat fi in- 
beß die Anordnung als zwechnäßig bewährt, wonach der wahrjcheinliche Bedarf zur Dedung 
ber Gefammtloften mit Ausnahme ber Prozeßkoſten gleich anfangs überſchlagen und auf 
regelmäßige, ven Kräften ber Intereffenten angepaßte Terminabzahlungen regulirt und in 
biefen erft dann eine Aenderung getroffen wirb, wenn bas Geſchäft bon bem erwarteten 
Gange abweicht und bie veränderten Umſtände die Aenderung nöthig machen; biefe Ein- 
richtung kann aber nur mit Zufiimmung ber Interejjenten getroffen werben; ba- 
gegen iſt es zuläifig, baß, wenn bereits Koften ausgeſchrieben find und bie Intereſſenten 
zu beren Berichtigung geräumige Friſten nachſuchen, bie Bewilligung am die Einrichtung 
fortlanfenber regelmäßiger Terminabzahlungen als an eine Bebingung geknüpft wird: jo IMER. 
v. 18, Mai 1840 (BMBl. S. 259). — Die Auseinanberf Beh, haben von ben fiska⸗ 
liſchen Beh. Leine Vorſchüſſe zu erfordern, vielmehr nur bie befinitio feftgejetten und 
ausgeichriebenen Koften einzuziehen, weil dies zur Vereinfachnng bes Gejchäftsbetriebes und 
bes Kaſſenverkehrs dient: jo KHs.n. IMR. v. 14. Sept. 1841 (BMBl. Ss 235). 
8. 9. im Allgem. rk 
26. Die Nr. 5 dieſes 8 bezieht ſich auf die Nr. 1 bis 4 und erſtreckt bie im dieſen 
gewährten Bergünftigungen auf alle mit ven Hauptgegenflönden ber Auseinanberjegungen 
zufammenhängenden ober auf Veranlaffung ber Auseinanderſ.⸗Beh. in Verbindung geſetz⸗ 
ten Nebenpunkte und Zwifhenverhanblungen, bie Nr. 6 aber behnt bie Nr. 1 
bis 5 auch auf die von ben Parteien felbft ertrahirten Nachrichten ꝛc. ans, wenn 
berem Beibringung von ber Auseinanderſ.Beh. oder deren Abgeorbneten verfügt ifl. 
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1) fol! venfelben die Stempelfreiheit wegen aller von der Auseinanderſetzungebe 
börde, oder deren Abgeordneten, oder jonjt im ulm und auf Requifition dend 
ben, nicht minder wegen ber in den vorgejehten Inſtanzen gepflogenen Verhandlunge 
zu Statten kommen; A L 

2) follen denſelben wegen aller diefer Verhandlungen, einjchließli ber aus ie: 
Hppothefenbüchern und den Alten der Gerichte, oder andern Behörden zu ertheilenden 
Auskunft, außer den in 88 1. fi. beitimmten und fonit zur Sathegorie der bat: 
Auslagen gehörigen Koften, teinerlei Sporteln' und Gebühren, weder von den Gen- 
ral = Kommiffionen und den vorgejegten Inſtanzen, noch von ben durch dieſelben de 
auftragten und requirirten Gerichten oder fonjtigen Behörden zur Laſt gefebt werben. | 
- 3) eben diefe Begünftigungen (1. und 2.) finden ftatt bei allen auf Grund te 
el egungen in den Hypothekenbüchern vorzunehmenden Eintragungen m 

öſchungen; 


8. 9. Nr. 1. in Berbindung mit Nr. 5 

27. Die Ausfertigungen der Erkenntniſſe des Reviſ.⸗Koll. find ſtempel 
frei [ogl. I.u.I; MR. v. 1. März 1837 (Am. Bb. 21. ©. 68)]; ebenfo bie Boli 
machten. zum Betriebe der bei den Auseinanderſ.Beh. anhängigen Auseinanberf.-Geichifk, 
io fern fie ſich auf leßtere und die dabei vorkommenden Nebenpunfte befchränfen, ohne 
Unterſchied, ob die Vollmachten nad) der BO. v. 20. Juni 1817 nothwendig ober tea 
den Mandanten aus eignem Antriebe ausgeftellt find, gemäß IMR. v. 16. Jumi 1841 
(SMBL. S. 183). — Nah F. u. IMR. v. 26. Nov. 1845 (BMI. S. 355) fm 
fteempelfrei: Geſuche der Oelon. » Komm. um Zahlung bereits liquidirter Koflen un 
Gebühren, und Auträge berf. auf Bewilligung von Geldvorſchüſſen, — Dagegen flempel- 
‚pfliätig: Gefuche von Privatperfonen um Anftellung, als Boniteure, Protokolle üker 
Bereidigungen von Brotololfführern, Dollmetichern, Boniteuren und Kommifflonsboten un: 
Urlaubsgefuche von Oelon.-Konm., enblich auch allgemeine Gefuche der Boniteure um Er: 
böhung ihrer Diäten und Heifegebühren, wogegen Hellamationen gegeu herabgeſetzte Liqui- 
dationen ſtempelfrei find. 

8.9. Nr. 2. u. 3. in Verbindung mit Nr. 5. 

28. Kopialien in Anfag zu bringen finb bie Gerichte bei ven h. 1. begeichnerer 
Geſchäften befugt, da fie baare Auslagen find: jo IIMR. v. 2. Mai 1837 (Ibb Wr. 
49. S. 498. — Für Ausftellung von Atteſten der Gerichte aus Hypoth.⸗Büchern in 
Auseinanderf.-S. Einnen feine Diäten liquivirt werben: jo IMR. v. 19. San. 1842 
(VMBl. S. 26). — Für die auf dem Antrag der Auseinanderſ.⸗Beh. erfolgende hypothel. 
Eintragungen rüdftändiger Koften find feine Gebühren, ſondern nur Kopialien um 
. anbere baare Auslagen anzuſetzen nach IIMR. vom 3. Juni 1842 (IMBL. ©. 217. 

VMBl. S. 228. — Allen gerichtlichen Berhanblungen und Verfügungen über bie kei 
Auseinanderjegungen zu ben gerichtlichen Depofitorien eingezabhlten Gelder 
und Dolumente fleht die Gebühren und Stempelfreiheit zu, fo daß bafilr nur baare 
Auslagen, einfchl. ver Schreibegeblihren, einzuziehen find, nah IIMR. v. 13. Mär; 
1838 u. 28. Febr. 1844 (IMBL. 1844. ©. 62, BMBl. 1844. S. 74). Das Nim- 
liche gilt bei ber in ben Källen des $ 49 Nr. 3 unb 5 des Rentbanlgel. v. 2. Min; 
1850 zu bewirlenden Depofition der Reutenbriefe, fo Tauge biefer Grund der Depofition 
dauert, nah IIJMR. v. 12. Ian. 1857 (BMI. S. 35), — Nah I3MR. v. 28. 
Dtt. 1852 (IMBL. S. 378) ift durch das ©. v. 10. Mai 1851, betr. ven Anja une 
bie Erhebung ber Gerichtsfoften, bie in ben SS 9 und 11 des Regul. v. 25. April 1836 
ben durch Die Auseinanberi. » Beh. veranlaßten gerichtlichen Gefchäften zugeftandene Stem- 
pels uud Sporteffreiheit nicht aufgehoben, fonbern nad $ 3 1. c. aufrecht erhalten: 
was aber Die Erhebung der Kopialien betrifft, fo ift fie, als Erfat für baare Auslagen, nach wie ver, 
geftattet, mit der in bem R. v. 9. Mai 1840 (IMBl. S. 172. BMEBL S.254) angeben- 
teten Beſchränkung, daß auch von den Kopialien biejenigen Parteien entbunben finb, bemen 
bie Sportelfreiheit zufteht, alſo namentlich der Fiskus. — Nah JI3MR. v. 16. Mai 
1864 (IMDB. S. 230) iſt die von der Auseinanberf. » Beh. beantragte Löſchung einet 
prioritätiich eingetragenen Kapitals auch dann gebührenfrei zu bewirken, wenn die Be⸗ 
friedigung des Gläubigers durch Rentenbriefe erfolgt if. — 





A. XII. a. Regulativ vom 26. April 1836. 89.2.9. * 595 


4) bei den Portokoſten jollen die Barteien in dem Maaße erleichtert werben, 
daß bei Aftenverfendundgen ftatt der Portotare für Schriften (8 11. des Poittar- 
Regul.) nur das Porto für Waaren (Badetporto, $ 23. ff. a. a. O.) zu erheben ift; 

5) die vorſtehenden Beitimmungen finden ihre Anwendung nicht bloß auf bie 
Hauptgegenftände der Auseinanderfeßungen, deren Einleitung und Ausführung und 
die hierher gehörigen Verhandlungen und Ausfertigungen, Mittheilungen und Aus: 
künfte, ſondern auch auf die hiermit zufammenhängenden, oder auf Deranlaffung und 
Betrieb der General- und Spezial-Kommiffionen damit in Verbindung geſetzten Neben: 
puntte und Zwiſchenverhandlungen, als wegen der Grenzberidhtigungen, der Berich⸗ 
tigung de3 Legitimationspuntts, der auszuftellenden Vollmachten, der Subhaftationen 


.8 Nr. 4. 

5 29, Außer biefer Berglinftigung genießen das portofreie Rubrum: Landeskultur⸗ 
Sache vie Poftfenbungen, welche in dem nachſtehend abgebrudten $ 24 bes Regulativs bes 
Dein. für Handelzc. Über die Bortofreiheit v.3. Febr. 1862 (BMDBI. ©. 64 fg.) 
unter Nr. 1 bis 3 angegeben find, während unter Nr. 4 die Veftimmung bes 8 I Nr. 4 
h. 1. ver jetigen Bortotare entſprechend aufrecht erhalten ift: 

8. 24. Im Yugelegenbeiten ver Ablöfungen, Dienftaufhebungen, Gemeinheitstheilun⸗ 
gen und Regulirungen ber gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältnifſe jollen ausnahms⸗ 
weife portofrei beförbert werben: 

1) bie Korreſpondez 

a) mit Kirchen Königlichen Patronats, 
b) mit unvermögenden Privat-Kicchen, Pfarren und Schulen, und 
c) mit armen Parteien. 
Iſt jedoch bei dergleichen Sendungen eine andere, nicht arme Partei bethei- 
ligt, fo findet biefe Portofreiheit feine Anwendung, vielmehr muß aldbanı bie Zah⸗ 
lung bes vollen Portos erfolgen. 
Daß eine Privat-Kirche, Pfarre ober Schule als nnvermögend anzuſehen ift, 
muß ter General- ober Spezial-Rommiffion nach ter Beſtimmung bes $ 4 unter 
Nr. 4 des Gefetes, betreffend den Anfag und bie Erhebung der Gerichtskoſten v. 
10. Mai 1851, ©.-©. ©. 622, beicheinigt fein. Im fo weit aber in bergleichen 
Angelegenheiten unvermögenber Privat» Kirchen u. ſ. w. Anſprüche, welche ledig⸗ 
lich das zeitige Intereffe derjenigen, welchen bie Nutzungen des betreffenden Ber- 
mögens für ihre Berfon zufteht, zugleich mit verhandelt werben, haben leßtere, wenn 
fte fich nicht etwa zum Armenrechte qualiflziten, das durch ihre Koukurrenz ent- 
ftandene Porto zu tragen. 
Das Armenrecht einer Partei muß nach der Beſtimmung des $ 5 bes Ge⸗ 
ſetzes v. 10. Mai 1851 den General- und Spezial-Kommiffionen nachgewieſen ſein; 


2) ber Schriftwechſel der General- und Spezial - Kommiffionen mit den Königlichen 
Regierungen, Landraths⸗ und Steuer-Aemtern, wegen Vertbeilung ber Abgaben auf 
bie bei Regulirung ber gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältnifie abgetretenen 
Grundftüde, imgleichen tie Berjenbung der Kezeffe in Separatiousjachen der Kir- 
hen, Schulen und milden Stiftungen an bie Staats⸗Behörden, denen bie Ober- 
aufficht obliegt; 


3) die Korrefponbenz, welche die General- und Spezial » Kommiffiouen wegen ber an 
Kommiſſarien, Sachverſtändige ober Zeugen zu leiſtenden Zahlungen zu führen 
haben und bie aus den Staats-Kaffen, insbejonbere aus ben Kaſſen ber General- 
Kommiffionen an Kommifjarien, Sachverftändige umb Zeigen zu zahlenden Geblih- 
ren und Auslagen, wogegen bie Korreſpondenz wegen ber von ben Parteien ein- 
zuſendenden an Königliche Kaffen, Kommiffarien, Cachverfländige ober Zeugen zu 
berichtigenben Gelber der Portozahlung unterliegt, wobei es feinen Unterſchied macht, 
ob eine ſolche Partei aus einem einzelnen Intereffenten ober aus ganzen Gemein- 
den beſteht. Es ſoll jedoch im ven Fällen, in welchen von ber Auseinanber- 
ſetzungs⸗Behörde nachgegeben ift, daß bergleichen Gelber in Abichlagszublungen an 
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zum Behuf der Auseinanderfesung ($ 107. der Gem.:Th.:D. v. 7. Juni 18 
u. 


Im. 

6) eben diefe Sportel:, Stempel: und Porto : Freiheit foll den Parteien aut 
wegen ber bei den Gerichten oder andern Behörden ertrahirten Nachrichten und Be: 
feheinigungen aus den Alten und Hypothekenbüchern zu Statten kommen, wenn ſie 
ih durch eine Verfügung der Generallommiffion oder eines eordneten berfelben 

über die ihnen gemachte Auflage zur Beibringung folder Nachweiſungen legitimiren 
Bergänfigungen bei den Regierungen. 

8. 10. Gleiche Vergün — ($ 9.) ſollen den Parteien bei ben Augeinanber- 
fegungen zu Statten fommen, welde von den Regierungen in den biefen 
nen Güterverwaltungen geleitet werben. Auch follen in dergleihen Fällen den außer 
bem Fiskus intereffirenden Parteien keine mehreren, al3 die von den Regierungen 
bewilligten Diäten, Gebühren und Reifeloften der Kommiflarien und zugegogenen Sch 
verjtändigen, und auch bie|e, nur verhältnißmäßig, zur Laft gejeßt werben. 

Imgleichen bei andern Behörden. 
8. 11. Laſſen die Parteien ihre von den Sreiövermittelungsbehörden oder fonk 


bie Steuer: Empfangsfaffe abgeflihrt werben, biefe als erfte Receptur angeicher 


 Enbtic, ſoll 
4) von portopflichtigen Alten-Senbungen, wenn fie in Packetform unter ber Bezeichnung: 
„Sntsherrfich-bäuerliche Be ungelacen, Porto-Moderation laut Allerhöd- 
fler Orbre vom 25. April 1 
von den General: ober SeraleSommiffonen zur Berfenbung eingeliefert werben, 
nicht das Brief-, fonbern nur das Güter-Porto erhoben werben. 
Auf Sendungen in Briefform bie 16 Loth findet dieſe Beſtimmung fein 
Anwendung. — Anlangenb bie Korrefpondenz zwiſchen ben Auseinanberf. » 2 
und ben Kommiffarien oder anderen Behörden, fo gilt bafür ber Grımbia bes & 1 bes 
cit. Regulatios, daß „in Staatsangelegenpeiten Sendungen zwiſchen Körigl. Behör- 
ben und König. Kaſſen portofrei find, jofern fie niht im Intereſſe einer, Privat⸗ 
perfon abgelafjen werben, wogegen Sendungen zwiſchen Königl. Behörden ımt 
Königl. Kaffen einerfeits und Pribatperjonen ze. anbrerfeits ber Portozahlung 
fofern vie Senbung nit in ausſchließlichem Intereſſe bes Staats abge- 
laffen worben ift.” Die nach biefem Grundſatze portofreien Sendungen find nach 542 
bes Regul. als „König. Dienſtſache“ zu bezeichnen. — Nah EMR. v. 20. Dez. 1856 
(VBMEL. 1857. S. 20) bezieht ſich Die geftattete portofreie Ueberfenbung ber aus ben 
Kaflen ber Gen.-Komm. an Kommiff. ꝛc. zu zahlenden Gebühren und Auslogen unr aui 
die Berfendung nad dem Wohnorte der Empfänger, nicht aber nach anderen vorüber 
en Aufenthaltorten. 


30.° Die Beftimmung biefes 8 findet auch auf bie gerichtliche Vollziehung ven 
Auseinanderf.-Rezeffen Platt, die von den Regier. in ben ihnen übertragenen Güterverwal⸗ 
tungen vermittelt find, fo daß bie Diäten umb Reiſekoſten ber mit jener Bolliehung be⸗ 
auftragten Kommiffarien nit nach $ 1 des Koftenregul, vom 25. April 1836, fonbern, 
wie in Königl. Dienftangel., nach ber BO. v. 28. Juni 1825 [refp. dem A. Ev. 10. 
Juni 1848 (G.⸗S. ©. 151)] feftzufegen find: fo das in n. 28. bereite cit. ZZMR. v. 

9. Mai 1840. — Die Feſtſetzung der Liquibationen ber Kommiffarien, welche bie 
* und Prov.⸗Schul⸗Koll. mit der gütlichen Vermittelung ꝛc. von Auseinanberfefungen 
in den ihnen übertragenen Güterverwaltungen beauftragen, gebührt den auftrogenben Beh. 
bis dahin, daß bie Sache an bie Gen.-Komm. übergeht: fo J. u. KHsR. v. 21. Ian. 
1848 (BMEL. ©. 21). — Wegen Erftattung ber firirten Diäten, welde bie mit 
folgen angeftellten Delonomie-Rommiffarien für bie ihnen von ben Reg. mt 
anderen Behörben zugewieſenen Geſchäfte verbienen, an Dr Gen.-Komm.-Rafien ſ. n. 5 zu 
1 ber koßen/ Inf v. 16. Ami 1836 (A. XII. 2.) 


3. Nah IMR. v. 11. Dez 1837 (Ann. ®b. 21. ©. 943) findet Die Stempel- 
freiheit auch auf bie vor einem Notar vollzogenen Auseinanberfegungs-Berträge Amvenbung. 
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ohne Dazwiſchenkunft der Auseinanderfehungsbehörven geſchloſſenen Vergleiche gericht: 
Iich aufnehmen, fo finden auf diefen Alt und die V enbungen ber Lerbondhun en 
an bie Generallommiffionen, Behufs deren Beftätigung, die Beftimmungen des 8 9. 
ebenfall8 Anmenbung. 

Berbot andermweiter Nemuneration. 

8. 12. "Die Kommiſſarien, Feldmeſſer oder andere bei ven Auseinanderfegungs- 
Geſchaften gebrauchten Per ſonen dürfen ſich, bei Vermeidung der in 8 360. und 
361. Tit. 20. Th. LI. des A. &:R. beitimmten Strafen, ohne Tnesielte Genehmigung 
des vorgefeßten Min. für die ihnen übertragenen Geſchäfte von ben Parteien teine 
größern, ald die normirten Remunerationen bedingen und annehmen. 

Streitigleiten über Koften-Bertbeilung. 

8. 13. Streitigkeiten unter den Parteien über die Berpflichtung der Koſten ge- 
hören in den wegen der Hauptſache ftattfindenvden Rechtsgang. Alle übrigen, den 
Koſtenpunkt betreffenden Differenzen und Beſchwerden find in dem Falle, wenn bie 
Intereſſenten ſich bei den Zeitfegungen ver Auseinanderfegungsbehörden nicht beruht: 
gen, im Wege des Rekurſes zu Entſcheidung des vorgefekten Min. zu bringen. 

Berlin, den 25. Aprıl 1836. 

(L. 8.) Friedrih Wilhelm, 
nn Frh. v. Brenn. 

‚32. 

32. An Stelle ver 88 360, 361 A. 2.-R. IL. 20. gelten jetzt die auf die nämli- 
hen Amtevergehen bezüglichen 88 309 und 310 des Strafgeſetzbuchs v. 14. April 1851 
(G.S. 8.101). 5 

8. 13. 

33. Nah Art. 1. der Dell. v. 6. April 1839 (G.⸗S. S. 127) ift gegen Ent- 
ſcheidungen Über den Koftenpunft die Nichtigleitsbefchwerde nur in Verbindung mit ber 
Hauptfache zuläffig, fonft findet wegen unrichtiger Entſcheidung des Koftenpunfts, wenn in 
ber Hauptfache kein Rechtsmittel zuläifig ift ober eingelegt wirb, nur gegen Entfcheibungen 
erfter, nicht aber gegen Entfcheidungen II. Inſtanz der Bagatell-Rekurs Stat. — Nach 
Anh, 8 134 zu AGO. J. 23. 81 kann ſowohl das erfte, als das zweite Urtel auch vor 
befehrittener Rechtskraft in Anſehung bes Koſtenpunkts, als ein Interimiſtikum angefehen 
“ werben und bie Einziehung der Koften nach der darin enthaltenen Beftimmung glei) nad) 
der Publikation geſchehen. — 

34. Beichwerben über bie Feſtſetzung der Höhe der Koftenrehnungen gehören 
nad dem Schlußfat bes 8 13 zur Entſcheidung bes M. f. d. landw. A.; dahin gehören 
auch Beſchwerden über Die Sonberung kumnlirter Koften; denn es ifl Sache ber 
Feſtſetzung zu beftimmen, welcher Theil eines Terminstages auf bie Inſtruktion eines 
Prozeſſes, und welcher auf bie Feſtſtellung der Hauptſache im Wege ber Regulirung ver⸗ 
wenbet werben und wie bei allen ähnlichen Fällen bie geleiftete Arbeit auf bie einzelnen 
Geſchäfte zu repartiren ift: fo IMR. v. 22. April 1840 (VBMEL. S. 180). — Strei- 
tigkeiten ober Beſchwerden über bie Richtigkeit der Auseinanderf.-Koften und über bie Art 
ihrer Einziehung, insbeſ. die Entfcheivung der Frage, ob die Koften von ber rechten Per- 
fon geforbert ober beigetrieben find, gehören zur Berwaltungs-, nicht zur richterlichen 
Kompetenz der Auseinanderſ.⸗Beh. nah 8 13 h. 1. d. h. nicht in ben Prozeßweg, 
fonbern in ben Beichwerbeweg: jo ER. vom 24. Ian. 1857 (IMBL. ©. 336). — 
Alle Streitigkeiten, bie unter ben Auseinanberf. » Interefienten über den Koſtenpunkt 
entſtehen, müfſen von ben Auseinanderf.-Beh. mit Ausſchließung bes orbentl. Am. 
zum Austrage gebracht werben, ohne Unterſchied bes nantegrunbee, auf dem bie Anſprüche 
beruben: fo EK. vom 17. April 1868 (IMDB. S. 882°... — Die Feſtſetzung 
ber in Auseinanberf.-S, vorkommenden Gebühren ber Sachverftändigen ſteht der Ausein- 
anderſ.⸗Veh. zu und in Betr. ber Berpflihtung zur Tragung jener Koften ift nur ben 
Parteien unter ſich der Rechtegang vorbehalten; alle Übrigen Streitigfeiten in Betreff 
der Koften werben durch bloße Berfügung ber Auseinanberf.-Beh. erlevigt, gegen bie nur 
— za das vorgefeßte Minift. ftattfindet: fo ER. v. 7. Mai 1859 her. 1860, 


XI. 


Inftruktion der Gen.-Kommilfionen vom 16. Juni 1836 


in Bezug auf das Koftenregulativ v. 25. April 1836 
[G.S. ©. 187.] 
(Litteratur: L. u.v R. I. S. 807 bie 828.) 


Remuneration der Delonomie:Kommifjarien. 
$. 1. 1) Die Remuneration der Delonomie - Kommillarien, weldhe von den zur 
Ausführung der Gemeinheitätheilungen, Ablöfungen und gutsherrlich-bäuerlichen Re⸗ 
gulirungen beſtellten Behörden beſchaͤftigt werden, ſoll ihnen theils in unfirirten, theil⸗ 
in fixirten Diäten ſtufenweiſe, je nach ihrem Dienſtalter und ihrer Auszeichnung von 
Zwei bis zu Bier Thalern gewährt werben, fo jedoch, daß beide Gattungen von Di 
zufammen gerechnet den Sab von Vier Thalern nicht überjteigen. 


Im Allgemeinen. 
1. Siebe n,1.u. 2. zu A. XIII. a. über das Verhältniß ber Kofteninfiruftion zımz 
Rom auiai. . 


2, Die firirten Diäten können für einen und benfelben Kalendertag nur eia- 
mal liquibirt werben; ver $ 5. Nr. 6 ber Koſten⸗Inſtr. ift nah Nr. 9. daſelbſt nur ver 
den temporären Diäten zu verſtehen. Allerdings kann danach ver Kommiſſar, ver 
nur temporäre Diäten bezieht, an einzelnen Tagen mitunter mehr verdienen, als ver firine: 
allein biefer nicht erhebliche Nachtheil des letzteren gleicht fich Durch bie größere Sicherber 
feiner Stellung und feines Einfommens genügend aus: jo IMR. v. 17. Juli 18%. 
(Ann. Bd. 21. S. 645) und v. 18. Febr. 1843 (VBMBl. S. 38). — Die frühere 
Minift.-Berf. v. 24. Juni 1837 (Ann. Bo. 21. S. 374), nach welcher ben firirten Ser: 
mifferien für bie fogen. Dlebrarbeit (d. 5. die an einem Kalenbertage Über die Dauer ver 
7 Stunden nachgewiefene Arbeitszeit) höhere firirte Diäten, wie für bie regelmäfige 
Tages-Arbeitszeit von 7 Stunden gewährt wurben, ift aufgehoben buch IM. r. | 
7. Febr. 1839 (Kochs Agrargei, zu 8 1 der Koſten⸗Inſtr., L.u.v. R.J. S. 50). Du | 
weiteren Inhalt df. Reſe. ſ. in nm. 8, 

3. Nah IMR. v. 19. April 1838 (Ann. Bb. 22. ©. 332) fol eine Ausgie 
Kung oder Abrechnung unter ven Kaflen der Gen.-Komm. wegen ber firirten Diät 
ber Delon.-Komm , welche in verſchiedenen Bezirken gearbeitet haben, nicht flattfinden. — 
Das IMR. 0.2. Ott. 1840 (BMBl. S. 385) genehmigt, daß den Diätarien die Diäer 
monatlih pränumerando gezahlt werben, ohne daß indeß dadurch ein Anſpruc 
auf ſolche Vergünſtigung eingeräumt werben fol. — Auf vie als ſtändige Spezic! 
Kommiffarien beichäftigten Affejforen finden die für die Defonomie-Rommiji: | 
rien geltenden Beftimmungen ter Koften-Inftr. Anwendung, nicht bie des 8 7 beri.: xx 
IMXR. v. 16. Juli 1838 (Ann. Br. 21. ©. 609). Nach dem IMR. v. 25. Fehr. 
1839 (Ann, Bd. 28. ©. 82) erhalten fie firirte und unfirirte Diäten innerhalk ver 
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2) Firiete. Diäten können nur denjenigen Delonomie-Kommiflarien zu Theil wer: 
ven, welche ſich jenen Geſchäften ausſchließlich widmen und fi durch ihre Geſchäfts⸗ 
führung auszeichnen. Ste werden nach dem Ermeflen der Behörben (8.4) im Be 
trage von Einem, Ein und ein halb und Zwei Thalern gewährt. Nur bei jehr großer 
BVerbienftlichkeit fönnen fie big auf Drei Thaler erhöht erden. 

3) Alle mit Renten Diäten angeftellte Detonomie-Kommiflarien beziehen daneben 
für die Tage ihrer Beichäftigung ſowohl am MWohnorte, als für ihren, der Augeinan- 
derſetzungsgeſchäfte wegen, außerhalb demfelben genommenen Aufenthalt, einschließlich 
der Reifetage, temporäre Diäten, jedoch in beiberlei Arten von Diäten nicht weniger 
als Zwei und einen halben und nicht mehr ald Vier Thaler. 

Grenzen bes $ 1 der Koften-Inftr. Nach dem LMR. v. 3. Febr. 1853 (BMBl. S. 52) 
haben fie aber feinen Anfpruch auf Diäten ꝛc. fir Termine, zu denen wegen ihrer man- 
geinden techniſchen Qualifikation ein technifcher Beirath zugezogen werben muß. — 

4. Bom M. d. Inn. u. Juſt.Min. war in Uebereinfiimmung mit ber 
Oberrehenlammer angenommen, daß die Diäten und Fuhrkoſten ver in gericdht- 
lien Angel, als Sachverſtändige zugezogenen Delon.-Komm., fo weit bie 
felben bei einer Gen.-Romm. ober einer Regierung angeftellt und deshalb als Beamte zu 
betrachten find, — nicht nach ber BO. v. 28. Sum 1825, fondern in allen Fällen, 
alſo andy dann, wenn biefelben ben gerichtlichen Salarienkaſſen zur Laft fallen, nach dem 
Regul. v. 25. April 1836 und der Inſtr. v. 16. Juni 1836 feſtzuſetzen feien: fo 
IzMR. v. 2. Ian. 1846 (IMBl. S. 12) und IMR. v. 9. Febr. 1846 (VWVBl. 
©. 40). Dieſer Grundſatz war geftüßt auf bie BO. über die Gebühren der Sad;verflän- 
bigen, v. 29. März 1844 (©.-6. ©. 73) 8 1. Nr. 5, wonach Staatsbeamte, welche als 
Sachverſtändige zugezogen werben, biejenige Vergütung an Diäten und Reifeloften erhal- 
ten follen, welche ihnen bei Reifen in Dienftang. reglementsmäßig zulommen. — 
Da aber fir Reifen in Königl. Dienftang. d. b. in foldyen, in benen bie Koften aus 
Königl. Kaſſen beftritten werben miülfen, nach ben zur Zeit gültigen veglementsmäßigen 
Sätzen den Delon.-Komm. 24 Thlr. Diäten und an Reifeloften bie nad) 8 1. Nr. 1. a. 
und 8 2. Nr. 1. b. des Allerh. Erl. v. 10. Juni 1848 zuläffigen Säge gebühren, fo ift 
durch IZMR. v. 21. Oft. 1862 (BMBl. S.324. IMDB. ©. 302) obiger Grundſatz 
dahin geändert, daß bie Liquid. ber Oelon.-Kommt., für Diäten und Neifeloften in ges 
richtl. Ang., in denen fie als Sachverſtändige zugezogen werben, fortan nach biefen regle⸗ 
mentsmäßigen Säten, nicht aber nach dem Regul. und ber Inſtr. von 1836 feftzuftellen 
find: — LMR. v. 30. Nov. 1862 (BMBL. S. 347) macht jeboch darauf aufmerkfam, 
Daß das zulegt allegirte IIMR. ſich nur auf Diejenigen Fälle bezieht, wo ein Speziallom- 
miſſar für auswärtige Geichäfte nah 8 2. Nr. 6. BO. v. 29. März 1844 vemunerirt 
wird, nicht aber auf den Fall der Befhäftigung am Wohnorte des Kom- 
miffars, wofür ihm vielmehr nach 8 1. ber cit. BO. die Geblihren gemäß dem Regul. 
unb der Inſtr. von 1836 zuftehen. 

5. Wenn. die von den Auseinanderſ.⸗Beh. mit firieten Diäten angeftellten Oekon.⸗ 
Komm. von ben Regierungen ober Berichten oder anderen Behörden Auf- 
träge erhalten oder als Sachverftändige zugezogen werben, fo haben bie Gen.-Komm.-Kaffen 
Anſpruch auf die Bergütigung der firirten Diäten, an beren Einverbienung zu 
Gunſten der Gen.» Komm.» Kafje die Kommiffarten durch jene auferorbentlichen Gefchäfte 
verhindert werben. Die firirten Diäten müſſen in folchen Fällen nah Maafigabe ver 
von den Komm. zu den außerordentlihen Geſchäften verwandten Arbeits- 
und Reife» Zeit, wie biefelbe gemäß ber Koſten⸗Inſtr. von 1836 liquibirt 
worden, ber Gen.-Komm.-Kaffe erflattet werben, ohne Rüdficht darauf, ob die inftruf- 
tionsmäßig zu 7 Stunden pro Tag (f. 85. h. 1.) liquidirte Tagezahl größer, als bie 
Zahl ber darüber verfloffenen Kalendertage ift; denn die Mebrarbeiten an ben Tagen, 
wo mit Anftrengung gearbeitet worden, milffen die an anderen Kalenbertagen ausfallen- 
den Arbeiten erjegen, und behufs angemefjener Vertheilung der Arbeitszeit auf die ver- 
fchiebenen Sachen tn Anrechnung kommen. Diefe in dem IMER. v. 16. Dez. 1839 
(Ann. Bd. 23. S. 821) aufgeftellten und motivirten Grundſätze find feftgehalten in bem 
IMX. v. 14. Dit. 1847 (VBMBI. S. 292) und den beiden MR. v. 28. April 1849 
und 1. Febr. 1850 (BMBl. 1849. S. 69, 1850. S. 67), wobei e8 nad) dem R. v. 

Sreiff, Gef. üb. Land. Kult. u. landw. Pol, 34 
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4) Die unfizirten Kommiflarien werben für die Tage ihrer Beichäftigung mit 
i Thalern big Zwei und einem halben er temporärer Diäten —— 
Remüneration der dlonomifhen Hülfsarbeiter. 

8. 2. Den ölonomifhen SHülfsarbeitern (cf. 83 58. 59. der BO. v. 20. Jum 
1817) werben für die Tage ihrer Beichäftigung temporäre Diäten von Einem m | 
einem Drittheil bis zwei Thalern zugeſtanden. 

Remuneration der Speztal:Kommiffarien aus ver Klaſſe der 
Juſtiz-Beamten. 

8. 3. Den Kreis⸗Juſtiz-Kommiſſarien und andern Spezial⸗Kommiſſarien aus der 
Klafie der Jultiz:Beamten (cf. 88 61-64. der BD. v. 20. Juni 1817) gebühren für 
die Tage ihrer Beichäftigung nur temporäre Diäten nad dem Sape von Zwei mt 
einem balben Thaler. 

Ausnahmsweiſe können denjenigen, welde fid den Gefhäften der Auseinander 
jegungs-Behörden ausſchließlich winmen, auch firtrte Diäten bewilligt werben. 
Bewilligungen, wozudie ®enehmigungdesMinifteriumserforderlidiit 

8. 4. Zur Deilligling der firirten Diäten, Yeltitellung des Saßes temperärer 
Diäten für die firirten Kommifjarien und bed höhern Satzes ber temporären Diäten 
für die unfirirten Kommiflarien und ölonomifhen Gehülfen muß die Genehmigun; 
des Minifterii des Innern für Gewerbe:Angelegenbeiten eingeholt werden. 

Befondere Vorſchriften für die Liquidation der Diäten. 
$: 5. 1) Die Beicäftigung von jieben Stunden wird für einen Arbeitstag gerechner 
) Arbeiten, die einen größeren Zeitaufwand erfordern, oder fi in einer gerin 
geren an beftreiten lafjen, werden nad) Verhältniß des Zeitbedarfs in Dreißigtheilen 
eines Arbeitätages berechnet. 


— — — — — — — — — — 


28. April 1849 auch nunerheblich iſt, wenn der Kommiffar nachweiſen Binnte, daß a 
fämmtliche Kalenbertage eines Jahres vollſtändig im bienftlichen Interefle beichäftigt gewe 
jen, da durch eine Ausnahme von dem allgem. Grunbfate bes C.R. v. 16. Dez. 183% 
bie Kommiffarien "veranlagt werben könnten, Nebenarbeiten wegen ber Remumeration nao 
dem vollen Diätenfatze zu fuchen, und es ebenfowenig auf die Höhe ber ben Kommil. für 
die Nebenarbeiten gewährten Remuneration anlommen fol. — Durch das in n. 4. cu 
LMR. v. 30. Nov, 1862 .(VMBL S. 34T) ift jeboch angeorbnet, daß in Folde tet 
ebenda angeführten I3MR. v. 10. Oft. 1862 der Grundfah des IMR. v. 16. Te; 
1839 fortan nit mehr auf den Fall der auswärtigen Beſchäftigung ber ſtrirten 
Spezial - Kommiff. in gerichtlichen Ang. in Anwendung zu bringen ift, vielmehr ka 
ſolchen Feftiegungen von Diäten und Reiſekoſten ver Spezial - Komm. bie firirten Diäten 
nicht abzuziehen find, wogegen bei Beichäftigungen am Wohnorte audy in gerichtl- Anz 
der Koma. nad wie vor ben vollen Betrag feines Diätenfages zu liquibiren und ben 
Betrag ber flrirten Diäten an die Kaffe ver Auseinanberf.-Beh. abzugeben hat. " 


"6. Nach IMR. v. 24. Sept. 1838 (Aun. Bb. 22. S. 610) müſſen bie Defon. 
Komm.-Gehilfen und Referendarien ſich während ber Beihäftigung beim Koll. der Gen 
gomm, behufe ihrer Ausbilbung aus eigeuen Mitteln unterhalten und beziehen feine Diäten, 


7. Im Betreff ver Remuneration derjenigen Juſtizbedienten, welche bie richterlik 
Qualifikation haben, für bie ihnen nad) $ 108 Abloöſ.G. v. 2. März 1850 (A. IV. .. 
zu ertbeilenden Aufträge gilt auch der $ 3 ber Koften-Infte.: fo das TRR. 0.10. A ua. 
1850 (VOMBL. S. 253) unter Nr. 3, 

8.5. Nr. 1 und 2. 

8. Da nad Nr. 1 der Arbeitstag auf 7 Stunden gerechnet wird, fo macht ber 
kleinſte Zeitanfaß, der nach Nr. 2. mit ?/so eines Arbeitötages zu liquibiven if, 14 Mi⸗ 
nuten. — Ueber bie, Motive für dieſe Liquibationsweife ber Arbeitszeit jagt das in n. 2. 
cit, IMR: v. 7. Febr. 1839, man habe mit Rüdfiht darauf, daß bei ben Spezial: 
Kommiffarien häufig Unterbrechungen und Störungen vorlommen unb mandye Meine ®e 
häfte von ihnen zu beforgen find, bie nicht fügfich im Rechnung geftellt werben Tnnen 
ihre eigentlichen größeren Arbeiten anftrengenb und auch bei ihnen bin und wieber Abhal 
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3) Für Termine außer dem Wohnorte des Kommiflarii wird immer ein gan- 
3er Athelreias angeſetzt, wenn dazu auch weniger Zeit als ſieben Stunden ver: 
wandt ſind 

4) In keinem Falle können für den an einem Ralenbertage abgebaltenen Termin 
mehr als eintägige Diäten liquidirt werden, wenn derſelbe auch länger als fieben 
Stunden gedauert hätte, 


tungen vom Arbeiten durch Privat-Ang,, Unpäßlichkeiten ꝛc. unvermeidlich find, angenom- 
men, baß eim nicht mit ganz ungewöhnlichen geiftigen oder phyſiſchen Kräften begabter 
Speziallommiffartus im Ganzen und durchſchnittlich täglich nicht mehr zu leiſten vermag, 
als ein gejhidter Arbeiter bei angeftrengter und ganz ungeftörter 7ftän- 
biger Beſchäftigung beſchaffen fann:.wenn baher die an einem Kalendertage ee 
tieferten Arbeiten eingerechnet werben follen, fo ſetze dies immer eine ungewöhnliche 
firengung und einen hohen Grab von Geſchiduchten voraus und nur unter dieſer * 
ausſetzung laſſe ſich auch die ganz ungewöhnliche, und ebendeßhalb reſtriktiv zu 
erllärende Vergünſtigung rechtfertigen, daß einem Speziaftommiffer für einen Kalender⸗ 
tag mehr, als eintägige temporäre Diäten bewilligt werben: es ſei nicht zuläffi ig, daß 
jeder geringfügige, durch eine einfache Rückſprache mit einem Feldmeſſer, Sachverftändigen 
ober Interefienten durch die Empfangnahme und Lelture fchriftliher Mittheilungen, durch 
bie Beicheinigung bes Empfangs berjelben ober durch anbere Unterbrechungen 2c. veran- 
laßte Zeitaufwand, auch wenn er nur einzelne Minuten betragen hat, minbeften® ala ?/so 
— in Anſatz gebracht werbe, — und ebenſowenig ſtatthaft, daß bie Kommiſſarien 
folge Arbeiten, bie fie nicht gefertigt, fonbern durch ihre Prototollführer haben an- 

fertigen laffen, ale eigene Arbeiten berechnen, vielmehr lönnen fie für die auf ſolche Ar⸗ 
beiten angemefjen verwanbte Zeit nur bie Prototollführerbiäten (8 10 ber Inſtr.), für ſich 
felbft aber Diäten nur nach Maafigabe ber auf die Prüfung zweckmäßig verwandten Zeit 
liquibiven, Letzteres beftimmt auch fchon das frühere IMR, v. 6. Aug. 1838 (Ann. 
Bd. 22. ©. 611). Nach demſelben kaun es zwar ben Kommiffarien nicht unterfagt wer- 
ben, bie Erpeb.» ac. Geſchäfte, welche füglich durch einen Protofollführer bewirkt werben 
tönuen, jelbft vorzunehmen und in biefem Falle für fich Diäten zu liquibiren; bie ©en.- 
Komm, babe aber bafür zu forgen, ba hieraus ben Intereſſenten kein, Nachtheil erwächt, 
fondern die Diäten nöthigenfalle jo weit zu ermäßigen, baß bie Sntereffenten nicht mehr 
zu zahlen haben, als wenn ber Protofollführer die Arbeiten gemacht hätte ZMR 
v. 13. Oft. 1842 Kochs Agrargel. 85h. 1.) ad 1. iſt es 3a zufäffig, daß ber 
Kommiſſar an Terminstagen, an benen er nad $5. Nr. 5. h. I. den nämlichen 
Parteien nicht noch anbere Arbeiten in Rechnung ftellen fann, Diäten für häusliche Ar- 
beiten in anderen, als benjenigen Sachen, in welchen auswärts verhandelt worden, in 
Anſatz bringt. Aber IMR. v. 8. Nov. 1845 (BMBL S. 354) begrenzt bies babin, 
bag mur, wenn ein Kommifler Tängere und anftrengenbe Termine an einem Tage 
abgehalten und dadurch ein volles Tagespenſum geleiftet, ihm ohne Nachtheil für die Par- 

teien geftattet werben könne, ſich durch eine anderen Sachen zugewendete fortgeſetzte 
Thätigleit an demſelben Tage einen anderweiten Verdienſt zu verſchaffen. — Für das 
Heften, Foliiren und Rotuliren der Alten und für andere kleine Neben- 
arbeiten bilrfen ven Spezialkommiſſarien und Brotofollführern keine befonberen 
ep paffiren: jo IMR. v. 16. Juni 1841 (BMLI. ©. 183). 

tr 


9. Rad IMR. v.13, Dez. 1836 (Ann. Bd. 20. ©. 894) ift in Fällen, wo 
an demjelben Tage mehrere verfhiebene Ang. und Parteien betr. Ter- 
mine abgehalten werben, in Abfiht auf dergl. Termine bie im 8 6. h, 1. wegen ber 
Reifeloften ertheilte Vorſchrift analogifdh anzuwenden, baß nämlich bie für ben Tag zu 
liquidirenden Diäten unter die verjchievenen Sachen zu vertheilen find. Das hiermit über⸗ 
einfimmende IMR. vo. 5. Aug. 1837 (Ann. Bo. 21. ©. 646) bemerkt, daß bie Nr. 3, 
des 85 h. 1. fi nur anf Termine außer bem Wohnorte beziche, fomit auf die Ter⸗ 
mine am Wohnorte die Grundfätze zu 1. u. 2. a. a.O. Anwendung finden, 
jedoch mit der unter Nr. 4. fengelegten Maaßgabe, daß auch für einen folchen 
Termin in berfelben Sache nicht mehr als I-tägige Diäten liquidin werden innen. 
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5) Zür die Kalendertage, wofür volle Termins » Gebühren in Anjak_ kommen. 
lönnen den nämlichen Barteren nicht noch andere Arbeiten in Rechnung geftellt werben. 

6) Für die auf Reifen verwendete Zeit paffiren immer befondere Diäten, merr 
ln auch mit andern zur Liquidation geftellten Gefchäften in Einen Salenkerr:: 

en. 

7) Sallen in dem Zeitraum, während deſſen der Kommiſſarius außer feine 
Wohnorte bejhäftigt ift, Sonn: oder Feſttage oder andere von feiner Willführ unch 
bängige, und nicht etwa durch feine eigene Behinderung veranlaßte Unterbrechunge 
der Gekhäfte vor; jo werden aud diefe Tage zur Liquidation verftattet. 

8) Doch gilt auch von diefen Tagen die unter Nr. 5 getroffene Beſtimmung 

9) Die vorjtehenden Vorſchriften finden, ſowohl bei Feſtſezung der temperär:. 
Diäten der firirten und unfirirten Kommiflarien, als für die den Barteien in Anred 
nung zu dringenden Kolten Anwendung. » | 

Im Mebrigen behält es bei der bon beftehenden Einrichtung fein Bewente 
wonad die Kommiflarien über die von ihnen beforgten Geichäfte befondere Tagebüdk: 
u führen haben, die fie vierteljährig den General-Kommiffionen Behufs der Prüfur: 
ihrer Liquidationen einreichen müflen. In diefen Tagebüchern müſſen insbeſondete 
die abgehaltenen Termine genau verzeichnet werben. 

Imgleichen für die Fuhrkoſten-Liquidationen. 

. 6. An Fubrloften erhalten die Kommifjarien diejenigen Säge, welche nut 
dem Regul. $1. Nr. 2. den Parteien in Rechnung geftellt werden. Darunter jint 
Magenmiethe, Chauflee:, Brüden: und Fährgelver mit begriffen. Auch ift der Kem- 
miſſarius gehalten, dafür die Serhaflung des von ihm zugezogenen Brotofollführe: 
zu übernehmen. Außer diefem Yalle werden die Oekonomie-Kommiſſarien von te 


8.5. Nr. 6. 

10. Nah IMR. v. 8. Nov. 1845 (VMBl. S. 354) müſſen bie Reifebiäten ma: 
Berh. der auf die Reife wirklich verwendeten Zeit gemäß $5. Ar.2h. 1. £ 
rechnet werben und fönnen für die an einem Kalendertag ansgeflibrte Reife nie mehr al: 
eintägige Diäten paffiren, und nah FMR. v. 2. April 1849 (VMVBl. ©. 68) kann cr’ 
bie Reiſez eit bie zur Beurtheilung eines Arbeitstages maaßgebende Zeit von 7 Enz 
- ben wicht angewandt werben, da bie bloß Förperfiche Anſtrengung des Neifens Tänger ct 
Erſchöpfung ertragen wird. — Berner |. R. v. 17. Juli 1837 in n. 2, wonach für m: 
Reiſezeit nur temporäre, nicht bie firivten Diäten zur liquibiren find, und n. 13. zu 86. 
wonach fiir die Entfernung der auf der Feldmark zu befichtigenden Dertlichleiten vom Irt: 
ber Regulirung keine Reifezeit liquidirt werden darf. 

88. 5. Nr. 7 u 8. 

11. Nah IMR. v. 7. Okt. 1838 (Ann. Bb. 22. S. 910) Fünnen, wenn burd 
einen bie Berfon des Kommiffars betr. Zufall ein Termin vereitelt wirt, 
den Intereffenten Die Dadurch entftandenen vergeblichen Koften in feinem Falle zur 
Laſt gelegt werben, vielmehr eignen ſich diefelben in bem Falle zur Riederfchlagun: 
wenn dem KRommiffar dabei fein Verſehen irgend einer Art zur Laft fällt; im Falle eins 
folhen Borfahrens muß der Kommiffar die Koften felbft tragen. Diefer Grundfag if mit 
Hinweis auf 85. Nr. 7 h. 1. in vem IMR. v. 24. Juli 1844 unb dem beiliegenden 
Schreiben an die Ober⸗Rechnungskammer v. 12. Febr. 1841 (BMBI. 1844. S. 224: 
dahin näher begrenzt, daß nach der cit. Beftimmung ber Kommijjar feine Diäten fü: 
die Tage liquibiren kann, in welchen ein Termin durch feine Erfranfung unter- 
brochen ıft, da biefer Fall zu den in der Juſtr. gemachten Ausnahmen ber eigenen Br 
pinberung des Kommiffars gehört. Wegen der Reiſekoſten in ſolchen Fällen ſ. n. 1: 
zu 8 6 . 


8. 6. 

12. Das Koftenregul. enthält in $ 1. Nr. 2, nur den einen gleichmäßigen Fubr 
foftenfag von 1 Thlr. pro Meile. Diefer Sat ift alfo von den Kommiſſ. zu liquidi 
ren. Das Nämliche gilt von Felbmeffern, wenn fie als Kommiffarien fungiren, nad 
LMR. v. 13. Febr. 1852 (VMBl. S. 31). — Hierin ift auch durch den A. E. v. In. 
Juni 1848 (G.⸗S. ©. 151) über die Tagegelder und Fuhrtoften bei Dienftreifen der 
Stantebeamten Nichts geändert; denn biefer Erlaß bezieht fih nur auf die BO. wegen 














A. XII, s. Inſtrultion vom 16. Suni 1836. 8 6. n. 13—14. 533 


Befolgung der Vorſchrift in $ 10. der BO. v. 28. Juni 1825 wegen der gemein: 
Schaftlihen Reifen mehrerer Kommiflarien entbunben. 

Vermag der Liquidant nachzuieifen, daß er auf die Reife einen größeren Koſten⸗ 
aufwand, als ihm nad den bier beftimmten Pauſch-⸗Satzen zuftändig iſt, habe verwen: 
den müfien, jo follen ihm bie wirklih verwandten Koſten aus der Kafje vergütet, den 
Parteien aber nicht angeſetzt werden. ' 


Bergitung der Diäten und Reifeloften für kommiſſariſche Geichäfte in Königl. Dienftange- 
legenheiten v. 28. Febr. 1825, und dieſe VO. findet nur auf Reifen, welde bie 


Oekon.Komm. im dienſtlichen Intereſſe zu machen haben (f. IMR. v. 9.. 
Dez. 1842 BMBl. S. 422), aber nicht auf bie Liquidationen der Delon.-Romm. in ben’ 
ihren übertragenen Auseinanberf.-Gefchäften Anwendung. Durch das (nicht veröffentlichte) 


LMR. v. 24. Febr. 1849 ift jeboch angeordnet, Daß in ſolchen Sachen, wo ber Kom⸗ 
miffar weitere Reifen zu machen hat, auf denen er Eifenbahn- oder Dampfboot-Berbin- 
dungen benußen kann, demſelben bei lebertragung bes Geſchäfts ausprüdlich die Bedin- 
gung geftellt werben fol, daß für die in der erwähnten Art zu machenben Reifen keine 
anderen, al8 die im $1. zu 1. u. 2. der BO. v. 10. Juni 1848 beftimmten Sätze und 
zwar in der Art liquibirt werben bürfen, daß dem Kommiſſar vabei bie in $1. zu 1... 
gedachte Entfhäbigung von 10 Sgr. für die Meile und das Paufchquantum zu 2. (Zu- 
und Abgang) ‚mit 20 Sgr., ferner für den Protolollführer, wenn ein folcher mitgenom- 
men werben muß, bie im 8 1. zu 1. b. feſtgeſetzte Entſchädigung von 7% Sgr. pro Meile, 
bagegen nicht das Paufchquantum des $ 2 zu 2. zu fiquibiren geftattet iſt, weil mit Aus⸗ 
nahme ber eigentlichen Reiſe auf der Eijenbahn felbft die (im 8 6 h. 1. feſtgeſetzte) Ver⸗ 
pflichtung bes Kommiſſars, file die Beförderung des Protofollflihrers zu forgen, ftehen 
bleibt; — ferner ift anempfohlen, in bazır geeigneten Fällen den Sachverſtändigen vor 
Ertheilung eines Auftrages ähnliche Bedingungen zu ſtellen. — . 

13. Nah IMR. v. 13. Oft. 1842 (cit. in n. 8) dürfen die Spezialkommiſſarien 
die Neifeloften immer nur nach ber wirflihen Entfernung zweier Orte Hiquibiren, und 
zwar nah LMR. v. 9. Sept. 1863 (VMBl. ©. 228) ftets nad ber Entfernung auf 
bem nächften Wege, wenn biefer nicht zur Zeit wirklich unfahrbar ip — Das LMR. v. 
31. Dez. 1863 (VGMBl. 1864. S. 28) billigt den (mit 8 3. Nr. 3. A. E. v. 10. Juni 
1848) übereinftinnmenden Orundſatz, wonach den Kommiſſarien (unp Feldmeſſern), wenn 
fie von ihrem Wohnorte bis nach dem Orte einer Auseinanderſetzung eine Wegeſtrecke von 
nur } Meile und darunter zurüdzulegen haben, befonbere Reiſekoſten nicht zu be- 
willigen find, und erfärt dies auf ben Fall anwendbar, wenn ein folcher Beamter ſich vom 
Orte der Regulirung zum Uebernachten an einer anderen nicht über 4 Meile entfernten 
Ort begehen muß. — Sodann kommt e8 nah IMR. v. 22. Nov. 1842 (BMBL. ©. 
404) bei den Reiſekoſten und Reiſediäten des Kommifjarius (und der Sachverftändigen) 
allein auf vie Entfernung ihres Wohnortes von dem Orte ber Regulirung 
und Berhandlung an und die Entfernung der in Augenjchein zu nehmenden Oertlich⸗ 
feiteit auf der Feldmark von der Dorflage darf feinen Anlaß weber zum Anſatz beſonderer 
Reiſekoſten, noch zur Erhöhung des für die Hauptzureife Tiquibirten Betrages abgeben. — 
Jedoch dürfen für die nothwendigen Bereifungen weitläufiger Separationsflächen in großen 
Separations- oder Forſt⸗Serv.⸗Ablöſ.“S. die erweistih ausgelegten Fuhrkoſten er: 
ftattet werben, befondere Weifebiäten find aber dafür nicht zu bewilligen und das Fuhr⸗ 
lohn darf nur einmal Fiquibirt werben, indem Kommifſar und Sadyverflänbige ſich eines 
Fuhrwerks zu bebienen haben: fo LMR. v. 21. Juni 1863 (BMEL. S. 188). 

14. Anlangend die Hin- und Ridreifen der Kommiffarien (u. Felb meſſer) 
vom Orte der Regulirung nah ihrem Wohnorte oder einem amberen Orte 
wegen Mangels eines Unterkommens an dem erfteren, fo verlangen IMR. v. 
223. Nov. 1842 (BMDBL. S. 404) und LMR. v. 30. Sept. 1852 (VWMBl. ©. 266) 
fir die Befugniß, die Fuhrkoſten ꝛc. für folche Reifen zu Kiquibiren, ben Nachweis, baf 
die Interefjenten zu der ihnen nad 8 5. des Koftenvegul. und 8 11. der Koften » Inftr. 
obliegenden Gewährung freier Wohnung aufgeforbert find und biefer Aufforderung wicht 
haben nachlommen wollen oder Finnen, dagegen Tann nach dem lebt cit. R. nicht ber 
Nachweis der fruchtlojen Aufforberung zur Geftellung einer Fuhre verlangt werben, ba 
biezu die Intereffenten nach dem Koſtenregul. v. 1836 nicht aufzuforbern find. 
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Im Webrigen veriteht e3 ſich von felbit, daß die Reifeloften, welhe aus den in 
Einer Tour an verſchiedenen Orten abgemachten Geſchäften erwachſen, unter bie ver: 
jchiedenen Barteien vertheilt werden müflen, und daß es durchaus nicht ftatthaft iſt, 
in Fällen diefer Art den AIntereflenten des einen oder des andern Geſchäfts die Reile 
koſten nady der Entfernung jedes einzelnen Ortes von dem Mohnorte des Kommiſſa⸗ 
rius in Anſatz zu bringen. In 

Bon den Diäten und Reifeloften der Mitglieder, Affefjoren und * 
" Häülfsarbeiter der Generallommiffionen. _ 

& 7. 1) Die Mitglieder und Aſſeſſoren der General : Kommiffionen bezieben 
I i köäfte außer ihrem Wohnorte Diäten und Neifeloften nah der BD. vom 2. 
Juni 


m — — — — — — — — 


15. Der durch LMR. v. 15. Aug. 1854 (BMBl. S. 175) bekannt gemachte 
Grundſatz der Ober - Rechenlammer bei Auslegung der Beſtimmung bes Abſchn. 2. im 
82. des A. E. v. 10. Juni 1848, 

ba, wenn bei einer Dienftreife für einzelne Streden bie wirklichen Koften 
höher find, als bie vegulatiomäßige Entihäbigung, dem Reiſenden erft Dasjenige 
zu vergüten ift, was ihm über bie für die ganze behufs Ausrichtung kommiſfſariſcher 
Aufträge an mehreren Orten vom Berlaffen feines Wohnorts bis zur Rüdtehr m 
demjelben gemachte Reife nach ben regulatiomäßigen Sägen zu empfangende Eutici- 
bigung als Mebrausgabe erwachſen ift, und daß hiebei beim Mangel des Nachweijes 
ber wirklichen Koften der ganzen Reife ausnahmsweiſe bie pflihtinäßige Verficherumg bes 
Reiſenden genügen foll, , 
iſt nach MR. v. 19. Sept. 1854 (BMEL. S. 176) au auf die Fuhrkoſten ber 
Oekon.⸗Komm. (8 6. Abſ. 2. Koften-Inftr.) anzuwenden, — desgl. berjenigen Sad 
verſtäudigen, wilde auf Grund bes Abi. 2. im 8 3. des Koftenregul. v. 1836 bie Rei 
toften nach der BO. v. 28. Yuni 1825 und dem nadträgl. X. E. v. 10, Sum 1548 
beziehen, dagegen nicht auf andere Sachverſtändige, weil fie Mehrausgaben an Fuhrloſten zu 
fordern überhaupt nicht berechtigt find. 

16. Die Bertbeilung ber Reifeloften nach dem letzten Abfa des 86 h. 1. if nad 
dem Grunbfate zu bewirken, daß die Koften nach dem Verhältniß derjenigen Meilenzahl. 
bie bei befonberer Zu- und Rückreiſe für jeden einzelnen Ort zu liquibiren geweien wirt, 
zu der wirklich zurüdgelegten Meilenzahl auf bie verfchiedenen Intereffenten vertheilt würde, 
diefer Grunbfat aber nur als Regel fllr die mit einander zu verbindenden Hauptgeſchäfte 
anzuwenden, megen ber gelegentlich abgemachten Nebenfachen dagegen das Beitrageverh. 
fo zu beftimmen, daß ben letzieren nur die Koften der Zureife von einem ober bem ande 
ren Orte ber Hauptgefchäfte, oder von einer Zwiſchenſtation zur anderen ausſchließlich zur 
Laſt gelegt werben: jo ImR. v. 23. Nov. 1836 (Ann. Bd. 20. ©. 897). 

17 . Anlangend die Reiſekoſten eines auf ber Reife zu Lolalterminen ober wäb 
rend berfelben erkrankten Spezial» Komm., jo können biefelben nach dem in n. 11. cit. 
IMR. v. 24. Iuli 1844 und deſſen Anlage dann nicht den Parteien zur Laſt gelegt 
werben, wenn ber Kommiffer auf ber Hinreife zum Termine erkrankt unb ummer- 
richteter Sache zurüdtehren muß, wohl aber müffen die Barteien bie Koflen ber Hin- 
und Rüdreije des Kommiffars tragen, wenn feine Krankheit das Abbrechen eines Zer- 
mins veranlaßt und bie Fortſetzung beffelben verhindert bat; alle anderen durch bie Er- 
krankung eines Kommiffars etwa veranlaften Mehrausgaben, die einem biätarifch vemune 
rirten Kommiſſar aus Billigleitsgründen bewilligt werben, finb nit von ben 
Parteien einzuforbern, fondern aus dem allgemeinen Fonds zu tragen. 


18. Die Beſtimmungen des zur BO. v. 28. Juni 1825 (8.8. S. 163) ergan 
genen 4 E. v. 10. Juni 1848 (G.S. ©. 151) find nad dem (nicht veröffentlichten) 
MR. v. 21. Nov. 1848 auch auf den Fall des 87 Nr. 1 der Koften-Inftr.‘o. 1836 
anzuwenden. Deßbalb gilt auch hier der in n. 15. angeführte Grundfaß wegen ber Arı 
und Weile der Berechnung ber zu erftattenden erweislich größeren, als der reglements 
mäßigen Fuhrloften. — Das IMR. v. 20. März 1838 (Ann. Bd 22. ©. 72) atlün 
[abweichend von dem früheren R. v. 30. Jali 1837 (Ann. Bd. 21. S. 644) zu 1, 
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2) Sie können jevod für bie an ihrem Wohnorte als Spezial-Kommiflarien. vor: 
genommenen Arbeiten für ſich felbft nichts liquidiren. Wohl aber find ng von 
ihnen als Spezial-Rommifjarien verrichteten häuslichen Arbeiten den Parteien für bie 
Kaſſe eben D in Anfaß zu bringen, wie bei andern Kommiſſarien. 

3) Diefe Regeln (1. und 2.) finden auf die bei den General : Kommifjionen mit 


firirten Däten oder obne beftimmte Remuneration —A Hülfsarbeiter keine 


Anwendung; vielmehr find auf dieſe die. Beſtimmungen 88 1. und 4. anwendbar. 

Auch bleibt e8 dem Min. des J. für Gew. Ang. vorbehalten, den mit geringe: 
ren als Zwei Thalern firirten Diäten remunerirten Afjefloren temporäre Diäten für 
die an ihrem Wohnorte verrichteten Seo zu bewilligen. 

Beitimmungen in Betreff der bisherigen Diätenfäße. 

8. 8. 1) Der Regel nad behalten die fhon mit firirten Diäten angeitellten 
Kommillarien die ihnen bereit3 bewilligten Säße, ſowohl an firirten, als temporären 
Diäten, 

2) &3 bleibt jedoch dem Minifterio des Innern vorbehalten, die firirten Diäten 
derfelben unter bejonderen Umftänden zu ermäßigen und dagegen bie ihnen zulommens 
den temporären Diäten verhältnißmäßig zu erhöhen. 

3) Da aud) die Stellung der bisher ſchon mit firirten Diäten angeltellten Kom⸗ 
miflarien durch die Beltimmungen im $ 5. erheblich verbeflert iſt; fo bleibt ebenfalls 
vorbehalten, bei dem ihnen bisher zugeltandenen Sabe der temporären Diäten für 
häusliche Arbeiten eine billige Ermäßigung eintreten zu lafien. nn, 

4) Die Pauſchſummen, melde hin und wieber den Kreis-Juſtiz⸗Kommiſſarien 
ftatt der Liquidationen für häusliche Arbeiten bewilligt find, fallen ſogleich fort und 
jollen auch für die Zukunft nicht mehr bewilligt werden. on 

Dagegen find diefelben für ihre häuslichen Arbeiten gleich andern Kommifjarien 
zu liquidiren befugt. 

Erhebung mäßiger Baufhfummen ftatt der Koften. 

8. 9. Finden die vorgefegten Behörden Beranlafiung, von den Parteien, 
Dbjelten von 500 Thalern und darunter ftatt der. Koften » Erhebung nad fpeziellen 
Berechnungen mäßige Paufchfummen zu erheben (ef. $ 16) ſo müflen fih aud) die 


aber offenbar mit Recht] die Vorfchrift des 8 5. Nr. 6 (wegen ber befonberen Reiſediäten 
der Delon.«- Komm.) für unanmwenbbar auf die Mitglieder und Affefioren der Gen. 
Komm., da die für letztere maaßgebende BO. v. 28. Juni 1325 im $ 5 vorfchreibt, daß 
bie Diäten jebesmal nur jo lange bewilligt werben follen, al® das aufgetragene Geſchäft, 
den Tag der Abreife und der Rückkunft miteingerechnet, auswärts bauert, wogegen banad) 
für jeden wirklichen Reifetag ohne Rückſicht auf die Zahl der verwendeten Stunden bie 
Diäten für einen vollen Tag paffiren. — Anlangenb die durch die Erfrantung folder 
Kommiſſ. erwachlenden filr die Parteien nutzloſen Diäten und Neifeloften, jo find biefelben 
nach dem in n. 11. cit. Scheiben v. 12. Febr. 1841 dem betr. Beamten auf Grund 
bes Regul. v. 28. Juni 1825, als Bergütigung fiir den Mehraufwand auf ber Reife, bie 
auch in Krankheitsfällen nicht entzogen werben barf, zu gewähren — vorbehaltlich ber 
Prüfung, ob nicht die fofortige Nildreife ausführbar und zweckmäßiger, ale das Abwarten 
ter Herflellung am fremden Orte geweſen wäre —, aber biefe Koften müſſen ben allge 
meinen Fonds zur Laft fallen und Können von ben Parteien nicht wieder eingeforbert 
werben. . 

19. Nah dem in n. 77. zu A. IV. a. cit. MR. vo. 10. Aug. 1850 (EMULE. 
S. 253) find allen nicht im Gefchäftsbereich der Auseinanberf. « Beh. angeftellten Staate- 
beamten (mit Ausnahme der die Richter⸗Qualifikation befigenben Juſtizbedienten |. n. 7.), 
ebenfo den Kommunalbeamten für die ihnen nad 8 108 Abloſ.G. v. 2. März 1850 zu 





ertheilenden Aufträge, Diäten und Reifeloften — erftere auch für häusliche Gefchäfte — . 


nad) Maaßgabe bes Reg. v. 28. Inni 1825 und der BO. v. 10. Juni 1848 zuzuge⸗ 
Ren. | 


20. Diefer $ bigieht ſich nur auf ben Fall des 916, wo von ben Parteien bei 
Dbjelten von höchſtens 500 Rihlr. Koſten⸗Pauſchqnanta erhoben werden. Eine Berpflich- 


— 








— 
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Kommiflarien mit dieſen Pauſchſummen megen aller ihnen und den Protolollführe:" 
zuftändigen Diäten und baaren Auslagen a ‚Vermögen fie jedoch darzutbu⸗ 
daß ihre baaren Auslagen mehr betragen, jo ſoll ihnen der zwedmäßig verwent:ı 
Betrag aus der Kaſſe vergütet, den Parteien aber nicht angefeßt werben. 
täten der Protofollführer. 
8. 10. Für die von den Kommiflarien zugezogenen Protolollführer paffiren n 
wie vor Zwanzig Silbergroihen Diäten, fowohl für Kommiſſions- und Reifetage, a! 
für beien beſonders nachzuweiſende Beichäftigung bei den Arbeiten im Wohnorte txi 
Kommiflarius. | 
Für die Zeit des Aufenthalts an beſonders theuren Orten, kann denfelben jerch 
eine Zulage von täglih Zehn Silbergroſchen bewilligt werden. Bu 
Inwieweit den Kommiffarien obliegt, für ihr Unterlommen und ibre 
Belöftigung zu Jorgen. 

. U. Außer demjenigen, was den Kommiflarien und Protofollführern in ver. 
Regulativ wegen des von den Parteien zu gewährenden Unterlommend und Bett 
gung nachgelaſſen ift, bleibt die Beſchaffung derfelben Lediglich ihre Sache. Auch lic 
ihnen die Erſtattung der für ihre Beköſtigung, nach 85. des Regulativs von te: 
Barteien liquivirten Vergütung ob. rn 

Borichriften jr bie Prüfung und Ermäßigung der Liquidationen 
8. 12. Die Auseinanderfegung3-Behörben haben die Liquidation der Kommite: 
rien ber jorgfältigiten Tomte zu unterwerfen, und es wirb ihnen nicht bloß du 
Autorifation‘ ertheilt, jondern auch die Pflicht auferlegt, dieſelben überall auf ter 


— — — —— — 


tung ber Kommiſſarien, fich eine Herabſetzung ihrer reglementsmäßigen Diäten 2. gefaller 
zu lafſen, beſteht alſo dann nicht, mern bei Höheren Objekten bie Auseinanderſ. ⸗Beb. 
gleichwohl Veranlaſſung zur Koſten⸗Ermäßigung gefunden bat: fo EM. v. 19. Dez. 
1860 net. 1861. ©. 34). | 


21. Für die Brotofoflführer paffiren Leine befonderen Reifebiäten, wie fie ben Komm 
nah 85. Nr. 6 h. 1. zufteben, wenn bie Reife an ſolchen Zagen gemacht wirb, mefü: 
fie Schon den Diätenfag von 20 Egr. voll beziehen: jo IMR. v. 30. Juli 1837 (Am. 
Bd. 21. ©. 644) zu 2. und v. 3. Nov. 1838 (Ann. 3b. 22. ©. 911). — Unter den 
Protofollführern, fr welche die Inftr. den Diätenfag von 20 Ser. und refp. 1 Rihlt. 
bewilligt, find nur vereidete Protofollführer zu verſteheu; bie Berwenbung unver 
eibeter Hilfsarbeiter zum Schreiben des Protofolls faun nicht unterfagt werben, es Tann 
bafür aber keine Vergütung paffiren: jo EM. v. 22. Dez. 1851 (BMBl. S. 300) 


“und v. 11. Sept. 1858 (BMBI. S. 248). — Der Schlußſatz des 8 10 iſt nur aus- 


nahm sweiſe fir den Aufenthalt an beſonders theueren Orten anwenbbar, und Tann 
nicht zur Megel gemacht werben: jo CME. v. 23. Ian. 1856 (BMBL ©. 86), aud 
nicht ſür die auswärtige Beichäftigung in allen Stäbten ((FLMR. v. 17. Juli 1862: 
VMBl. 1863. ©. 208). Es unterliegt der pflichtmäßigen Beurtheilung der Auseinanberi.- 
Beh., welche Ortichaften ihres Bezirks zu den beſonders theuern zu rechnen feien; und es 
ift dabei zu Beachten, daß im der Hegel der Satz von 20 Sgr. ausreichen wirb, wenn 
eine Ausgabe für Nachtquartier nicht erforderlich if, und dann ber Diätenzuſchuß nım 
ımter ungewöhnlichen Berhältniffen zu bemilligen fein wirb: jo LMR. v. 1. Juli 1863 
(BMBl. S. 208). — Wegen ber Protofollführerbiäten für vereitelte Termine gelten die 
in n. 17, angegebenen Grunbfäte wegen ber Reifeloften nach dem bort cit. . dv. 24. 
Juli 1844 nebft Anlage — Wegen ber Unzuläffigkeit, Protofollführerarbeiten mit kom 
miffarifchen Diätenfage zu Tiquibiven, ſ. n.8 h. 1. und wegen ber Bewilligung cines 
hoteren iitenſabes für Rechengehilfen ꝛc. ſ. n. 9. zum Koſten⸗Regul. A. XIII. a. 

22. In Betreff des Erforberriffes des Nachweiles, daß die Parteien zur Gewäh- 
rung ber Wohnung vergeblich aufgeforbert worben, um die daraus erwachſenden Reifekoften 
bin zu Können, ſ. nm. 14. h. 1. — 


23. Die firenge Befolgung der Vorſchriften dieſes $ ift in mehren Din. -R. ben 
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zwedmäßig verwenbeten Koftenbetrag zu Fieen die Diäten für entbehrliche und | 


—A Arbeiten, oder unzeitig abgebrochene Unterhandlungen, nicht minder die 
Reiſekoften für unpaſſend vervielfältigte Termine ganz oder zum Theil zu verſagen. 
Dies ſoll auch in den Fällen ſtattfinden, wenn die Kommiſſarien mit großen Koſten 
aus der Ferne zureiſen, um unbedeutende Gefchäfte, die auf ihre Requiſition ganz 
füglih von andern in der Nähe wohnenden Beamten abgemacht werden Tönnen, zu 
erledigen, oder wenn die Kommiflarien die Gelegenheit nicht benußen, die Gefchäfte in 
nahe belegenen Ortichaften in Einem Zuge abzumaden. Insbeſondere kommt es bei 
ber Feſtſtellung der auf die Gefchäfte anzufchlagenden Zeit nicht darauf an, wie viel 
wirklich verwandt worden, fondern wie viel davon ein fähiger Geſchäftsmann davon 
zu verwenden gehabt hätte. Rüdfichtlicd) der Termine liegt ven Kommiſſarien ob, Die 
Gründe fpeziell zu den Alten zu bemerten, meghalb bie Berhanbliungen nicht fortge: 
fest werden konnten, fondern ahgebrochen werben mußten, um der Behörde dadurd 
Anhalt zu einem befriedigenden eflen zu geben, ob die Kommillarien rückſichtlich 
der orbnungsmäßigen Sortführung der. begonnenen Berhandlungen ihre Obliegenheiten 
erfüllt, oder Termine und Reifen unnüg vervielfältigt haben. Es ift nicht minder 
darauf zu halten, daß die Kommiflarien in einem Zuge und zwedmäßiger Reibefolge 
bie Geihhäfte in den nahe belegenen Ortſchaften vornehmen und ven Parteien fo die 
Koften der Bureife aus weiter ferne erfparen. Wegen ber Koften : Ermäßigung der 
vorgejesten Behörden foll den Liquidanten die Beſchwerde nur dann geitattet fein, 
wenn fie darthun, daß jene Feſtſetzungen klaren und beitimmten Vorſchriften zuwider⸗ 
—* ee dabei nicht blos im arbitrio gefehlt, vielmehr offenbar willlührlid ver: 
abren ift. 
Gratifilationen für ausgezeichnete ee 

. 8. BB. Dagegen follen denjenigen Kommiflarien, welche ſich durch Abmadhung 
einer ungewöhnlichen Zahl oder zwedmäßige Bearbeitung und Förberung beſonders 
fchwieriger und meit ausſehender Auseinanderfegungen, durch geſchickte Einleitung 
derjelben, durch beſonders zwedmäßige Blanlagen, durch geichidte Behandlung der 
Parteien, durch vergleichweife Beilegung alter oder fonft hartnädig geführter Streitig⸗ 
keiten, insbeſondere wegen der Theilnehmungsrechte und deren Umfanges oder ande: 
rer ſehr zmeifelhafter Buntte, überhaupt durch beſonders tüchtige und erfolgreiche Arbeit 
und den dabei bewiejenen Fleiß auszeichnen, außerordentliche Remunerationen aus 
dem Gratifilationg- Fonds zu Theil werben, 

Auch follen denjenigen Kommifjarien, welche bei den ihnen übertragenen Gefchäf: 
ten dadurch, daß ihnen ungewöhnlich viele, durch ande temunerirte Geſchaͤfte 
anheimfallen, oder fonjt gegen andere in Nachtheil geftellt find, billige Entichäbigungen 
aus demſelben Fonds bewilligt werben. 


Auseinanderf. - Beh. zur befonberen Pflicht gemacht, namentlich im IMR. v. 13. Dez. 
1836 (Ann. Bd. 20. S. 894) in Betr. ber häuslichen Arbeiten die Einficht der Geſchäfts⸗ 
journale, ob für die einzelnen Kalendertage mehr als eintägige Diäten liquibirt find, und 
in biefem Fälle forgfältige Prüfung ver bierbei in Anfat gebrachten Arbeiten auf das für 
fie zuläffige Zeitmaaß, — im IMR. v. 29. Nov. 1840 (dt. in n. 27) zu 3. In Betr. der 
Kommiffarien und Sachverftändigen, welche bie mifliche Lage einer Sache durch eine un⸗ 
richtige und unzwedmäßige Behandlung herbeigeführt haben, unb im EMR v. 20. Dez. 
1861 (VMBl. von 1862, S. 14) in Betreff der Verminderung der Lolaltermine und 
er ber Anhäufung der Reifeloften unter Hinweis auf bie in n. 14 cit. R. 


24. Nah IMR. v. 16. Juni 1836 (Roche Agrargei. zu dſ. 8) foll der Grati- 
filatlonsfonds auch dazu bienen, den Kompiffarien, welche zu bedeutenden Ermäßigungen 
ihrer Liquibationen Anlaß gegeben, babei aber beachtenswerthe Entichulbigungsgränbe für 
fih haben und fich fonft einer rühmlichen Slhrung befleißigen, wicber angemeffene Er⸗ 
leichterungen zu ſtatten kommen zu laffen. — Nah MR. v. 15. März 1850 (BMBl. 
©. 67) — Feſtſetzung des Etats des landw. Min. durch die Kammern das geſetzliche 
Anrecht der Delon.:Komm. und Feldmeſſer auf Bewilligung von Öratifilationen im Siune 
ber 88 13. und 14. h. 1. ausbriüdlich gewahrt. — Zum Testen Abſatz des 8 13 ift zu 
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Den Auseinanderfegungs:Behörven werden zu bergleihen ertraorbinairen Sraiik- 
fationen bejonbere um übertwiefen werden, innerhalb deren Grenzen fie darüber 
nah eigenem Ermeſſen disponiren können. 

Imgleichen der Feldmeſſer. 

F. 14, Die Feldmeſſer und Reviſoren beziehen die nach dem Regulativ den In 
terefienten für ihre Arbeiten u. |. w. in Anſaß zu bringenvden Koften. Auch follen 
denjenigen Feldmeſſern, welche fi im Gefchäftsbetriebe der Auseinanderfegungs : Be: 
hörden durch Fleiß, Genauigkeit und Sauberkeit ihrer Arbeiten auszeichnen, und on 
ber gütlichen und zmwedmäßigen Abmachung der Augeinanderfegungen weſentlichen 
Antheil haben, ebenfalls 'ertraordinaire Gratifilationen zu Theil werden, die jedoch 
von den Behörden bei dem Minifterio befonders in Antrag zu bringen find. 

Audgleihung der Koften und Bratifilationen. 

* 15. Die Parteien entrichten die ihnen obliegenden Koſten nah Inhalt des 
Regulativs ‚nabhängig von den an die Kommiflarien, je nach deren befonderer Stel: 
lung, zu zahlenden Diäten; auch treffen die Zuſchüſſe und außerorbentlichen Remune 
rationen, welche in den Fällen der 88 6. 9. 10. 13. 14. den Kommiflarien, Feld 
meflern und Prototollführern zu gewä find, nicht die Parteien; vielmehr find es 
die allgemeinen Fonds, welche aus den von den Parteien eingezogenen Koſten ımt 
den Zuſchuſſen der Staatd:Kaflen hervorgehen, durch welde jene Ausgleichungen ke: 
wirkt werben. 

KoftensErlaffe und Baufhjummen. 

8. 16. Auch außer den in dem $ 213. der VO. n. %0. Juni 1817 beftimmten 

Fällen follen Koften-Erlafle jtattfinden, wenn die Koſten im Bergleih mit dem Wertbe 


bemerfen, daß nach der jegigen Einrichtuug bie Bewilligung der Gratifilationen durch des 
— f. arm. A. auf die Vorſchläge der Auseinanberj.-Beh. jährlich erfolgt. 

25. Die hier cit. Beftimmung ift ber $ 2 des Koftenregul. Ueber deſſen Wbänte 
‘rung durch das neue Feldmeſſerregl. v. 1. Dez. 1857 f.n.6 zu A. XI. a. — Ja 
Betreff der Art und Weife ver Liquidation der Arbeitse, Termins- und Reiie 
Zeit und ber Fuhrkoſten finden grundſätzlich Die 88 5 u. 6 der Koffen- ZI anf. 
auch auf Die von den Auseinanderſ.⸗Beh. beichäftigten Feldbmeſſer Amer 
dung mit der Maaßg abe, daß ihnen nad bem Koftenregul. (8 2. Nr. 4) und 8 51 ix 
Feldmeſſerregl. ein Anſpruch auf Erftattung der die reglementgmäßigen Säte igen⸗ 
den Ausgaben an Fuhrkoſten nicht zuſteht. Deßhalb find die allgemeinen Bor- 
[hriften der ſämmtlichen in ben n. 8. bis 14. und 16. u. 17. h.l. cit. Min: 
Reſer. theils ausd rücklich, theis jenem Grundſatze gemäß ſelbſtverſtändlid 
auch für die gedachten Feldmeſſer maaßgebend. Vergl. IMR. v. 26. Ror. 
1836 (Ann. Bd. 20. S. 890), v. 12. Juli 1838 (Ann. Bb. 22. S. 611), v. 21. Ang. 
1841 (WBMBL ©. 235), v. 22. Nov. 1842 (cit. in n. 14) und v. 24. Inli 1844 (ct. 
in n. 11 und 17). Das über vie Anmendung des nenen Feldmeſſerregl ergangene, in 
n. 6 zu 8 2 Koſten⸗Regul. cit. TIER. v. 7. Oft. 1858 (BMBl. S. 220) beflimmt water 
Nr. 2, „daß 8 5 der Koften-Inftr. von 1836 nad) wie vor auch auf die Bermeflungsie 
amten anzumenben mit ver alleinigen Durch 8 44 des neuen Feldmeſſerregl. ausbrüdiid 
feſtgeſetzten Mobiftlation, daß jettt 8 Stunden auf ben Arbeitstag zu redinen fine: 
für dieſe Wenderung find die Feldmeſſer durch 8 48 des Regl. entichäbigt, wonach ber 
ihnen zuftebende Diätenſatz ſowohl für Arbeiten, als fir Reifen auf 2 Rthlr. täglich 
feftgeftellt worben if. — Das MR. v. 31. Dez. 1863 (cit. in n. 12), betr. die Un- 
zulälfigleit von Reijeloften » Liquibationen fir } Meile und weniger, gilt auch ausbrädftd 
für Feldmeſſer. 

S. 16. betr. Koftenerlafje. . 

26. Dur bie im IMR. v. 26. Aug. 1847 (VMBl. 1848. ©. 23) veröffen- 
lichte A. K.O. v. 12. Juli 1847 ift beftimmt worben, „baß bie bei gutsbh.-bäuert 
Regul., Gem.⸗Th. u. Ablöf. auf Die betheiligten Kirchen, Pfarreien, Kühe 
reien und Schulen fallenden Koften zunädft ans dem verfligungsfreien Bermögen 
und Einkommen bes betheiligten Inftituts zu entnehmen finb, infofern nämlich baffelke 
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des enſtandes der Auseinanderſetzung ohne beſonderes Verſchulden der Parteien 
ungewöhnlich hoch fallen. Für den Betrag ver den Provinzial-Behörden zur Dedung 
ber Ausfälle übertviefenen Mittel können jie dergleichen Erlafie bis zum Belaufe von 
Fünfzig Thalern felbit bewilligen. Insbeſondere wird ihnen die Befugniß eingeräumt 
und zur befondern Pfliht gemacht, bei Objekten von Fünfhundert Thalern und da: 
runter, den Kommiſſarien und Protofollführern, ftatt aller und jever Koſten, ind. 


nicht dem amtlichen Nießbrauche ber Kirchen- oder Schul - Beamten unterworfen if, und 
nach Abzug ber zur orbnungsmäßigen Unterhaltung des Snftituts erforderlichen Ausgaben 
einen verfügungsfreien Beſtand ergiebt, daß aber, wenn ein foldyer Beſtand nicht vorhan⸗ 
den und bemgemäß bas Juftitut für unvermögend zur Tragung der in Rebe ſtehenden 
Koften anzufehen if, Die erwachienen Auseinanderſetzungs⸗ sc. Koften niedergefchlagen, 
beziehungsweije aus öffentl. Fonds entnommen werben ſollen.“ Nach dem cit. R. vom 
26. Aug. 1847 mußte dem allgemeinen Grundſatze (in $ 16 h. 1.) gemäß auch wegen 
derartiger Koften bie Dlinifterialgenehmigung daun nachgefcht werben, wenn es fih um 
die Niederfchlagung von Beträgen Über 50 Rthlr. handelt; durch das (nicht veröffentlichte) 
FMR. vo. 12, Mai 1868 ift aber den Auseinanderſ.⸗Beh. geftattet, ſolche Nieber- 
ſchlagungen ohne Beſchränkung bezügl. des Betrags ſelbſtſtändig zu verfügen. 
— —* dem IMR. v. 1. Dez. 1847 (BMBL. 1848. S. 23) ſoll die Niederſchlagung 
von dergleichen Koften lediglich auf Grund von Zeug niſſen des Unvermögens er- 
folgen, welche von benjenigen Reg.⸗Abth. ausgeftellt find, denen die Oberaufficht 
über bie betr. Inftitute obliegt. Im biefen Zeugniffen iſt nach dem Schreiben ber 
Oberrechenlammer v. 28. Dez. 1847 (Koch Agrargej.3ug210 VO. v. 20 Juni 1817) zu beſchei⸗ 
nigen, „daß die Erörterung bes Vermögenszuſtandes des betheiligten Inſtituts ſtattgefunden und 
fi) daraus ergeben bat, wie bafjelbe ein verfügungsfreies Vermögen und Einlommen, aus 
welchen der ihm zur Laft ſtehende Betrag an Regul.Koſten nach Borfchrift ver A. K.O. 
v. 12. Juli 1847 zu entnehmen geweſen wäre, nicht befitt.” — In diefer U. 8-0. ift 
ein Unterſchied zw. allg. Auseinanberf. » Koften und Weiterungsfoften, hie ben gebachten 
Inftituten zur Laft fallen, nicht gemacht, ſo daß ihr beide Arten Koflen umterliegen. — 
Die citirte K.⸗O. beſchränkt ſich indeß nah K.n.LME. vom 12. Mai 1849 
(DMDL. S. 136) auf ſolche Koften, die von ben Kaſſen der Auseinanderi.-Beh. zu tragen 
und vorzuſchießen find, alfo nicht auf die Koften ber ven ntereffenten nach $ 5 bes 
Koſten⸗Regul. obliegenden Beichaffung des Terminsiofals und ver Wohnung für Kommiſſar 
und Feldmeſſer. Auf die Koften der ben letteren von ben Intereffenten bei Bermeflungen 
zu ftellenden Arbeitsleute ift (unter -Aenberung ber in dem R. v. 12. Mai 1849 enthal- 
tenen Anfiht) durch K.u.LMR. v. 14 März 1856 (BMBl. ©. 140) die A. K.⸗O. 
v. 12. Juli 1847 für anwenbbar erflärt, und zugleich beftinimt, daß dies auch dann 
der Fall jei, wo ausnahmsweise die Naturalleiftungen au Wohnung und Terminsiofal, 
jo wie an Stangen unb Pfählen bei ven Vermeffungen für Gelb beſchafft und bie Aus- 
lagen daflir mit den Übrigen Koften Tiquibirt werben. — Auf Armenanftalten und andere 
ähnliche Inſtitute bezieht fih die A. K.O. v. 12. Juli 1847 nicht. — 

27. Außer dem bejouderen Kalle in n. 26. find nah dem IMR. v. 29. Nov. 
1840 (GKochs Agrargef, zu $S16 h. L. L.u. v. R.J. ©. 823) die zuläffigen Gründe für 
einen Koften-Erlaß hauptſächlich vierfacher Art und zwar: 

1) wirkliche Inerigibiltät. Eine .folche kann nur banı als vorhanden angenommen 
werben, wenn ber Debent weber ein Grunbftüd, noch fonft Vermögen befttt, aus 
welchem die Bezahlung der Koften möglicherweile erlangt werben konnte. 

2) Wenn nad dem Abjchluß der Sache noch ganz geringe Koftenbeträge liquide wer: 
ben, und beren Einziehung mit muverhältnifmäßiger Mühewaltung verknüpft fein 
würde; (ef. R. v. 12. Mat 1831.) 

©. die Allerh. 8-0. v. 23. Sept. 1842 im Yufl.-Min.-Bl. v. 1843. S. 250. 

3) Wenn das Berfahren ohne Schuld der Parteien einen Gang genommen bat, durch 
welchen unverhältnigmäßige Koften erwachſen find, und es demnächſt barauf an⸗ 
Bnmmt, die Sache mittelft eines Koftenerlaffes in eine ſolche Lage zu bringen, welche 
ein ben Hauptzwede der Verbeflerung der Lanbhultur entſprechendes Refultat er- 
warten läft. 

In einem folhen Falle ift mit befonderer Umficht zu Werke zu gehen, und ber 
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der an der Fuhrgelder und fonftigen baaren Auslagen, Pauſchſummen ven u Cinen 
bis Fünfzig Thalern, je nad dem größern oder geringem Betrage des Objelt3, in 
Anjas bringen zu laſſen, wobei ſich jedoch von ſelbſt verſteht, daß dies ſol Bar: 
teien, welche bie Koftenhäufung durch Prozeſſe oder fonft durch el an Willfät- 
rigteit verfchuldet haben, nicht zu Statten kommt. Wiefern eine ſolche Koften - Cr: 


8 19.1 ber. Inſir. do. v. 16. Juni 1836 gegen Komm. und Sacwerflinbige, welche hie 
mißliche Lage der Sache durch eine unrichtige und unzwedmäßige Behanbiung her 
beigeführt haben, unnachfihtli anzuwenden. 

4) End find auch Koftenerlaffe in ſolchen Fällen zuläffig, wenn einzelne Intereffen 
ten, welche durch erlittene Unglücksfälle der Nachficht bedürftig find, ne einer ſolcher 
durch ihr willfähriges Benehmen befonders würdig gezeigt haben. 

Bewilligungen ift indeß mit Diskretion zu verfahren, und ber Era in in ber Rege 
nur anf einen Theil der Koſtenbeiträge bes Debenten zu beſchränken, auch dann cr 
definitiv aungefehen, wehn ber denjelben zur Laſt verbleibende Reſt abgetragen ift. — 

Die Auseinanberi.-Beh, find nad dem IM, v. 21. März 1840, weldes in benen r. 

29. April ej. (BMBl. S. 256) und dem cit. v. 29. Nov. 1840 beftätigt ifl, ermäch 

tigt, bie Koften, welche zur Nieberfchlagung geeignet find, ohne Unterſchied ber daiiı 

fprecdenden Gründe, in allen ſolchen Fällen, wo die niederzuſchlagende Summ: 

50 Rthlr. nicht Überfteigt, jelbfiänbig nieberzufchlagen, währenb bie Nieberfchlager: 

höherer Beträge dem M. f. d. landw. U, vorbehalten it. — Wo aber bie ziel 

Spruchbehörbe auf Nieberfchlagung von Koften erlannt bat, bedarf es nah IMR. 0.3. 

Mai 1843 (VWMBl. ©. 164) nicht einer Miniſterialgenehmigung zur vorichriftemäßige: 

Berrehnung folder Koſten. Sodann ift durch das in n. 26, cit. R. v. 12. Mai 186; 

beftimmt, daß bie Auseinanderſ.⸗Beh. fortan zur felbfiftändigen Nieverichlagung von Keſten 

ohne Beſchränkung bezügl des Betrages wegen Unbeibringlichleit befaz 
jein follen, d. h. wenn alle anwenbbaren Grabe ber Erelution nad) den amtlichen Beſchei⸗ 
nigungen fruchtlos verſucht find und in Beziehung auf bie rechtzeitige Anwenbung ber 

Erefutionsmittel den betheiligten Beamten Nichts zur Laft füllt. — Nach dem cit. R. r 

29. Nov. 1840 find die Gründe der Nieberfchlagung in der deshalb an die Kaffe zu er 

Infienden Berf. iebesmnal vollſtändig behufs ber Kontrolle der Oberrechnungslammer anzu 

geben. — Nah dem LMR. v. 21. Nov. 1849 (BMBL. 1850. S. 11) iſt e8 auch ac 

ftattet, in einzelnen Fällen, wo bie aufgelaufenen Streitkoften in beſonderem Miher- 
hältniß zu dem Objekte bes Prozeſſes ſtehen, Dies Objekt ein geringes, namentlich. unter 

50 Rthlr. ift und den Parteien nicht gerabe Unwillfährigleit und Streitfucht vorgeimorien 

werben fanı, einen angemefienen Theil ver Koften niederzuſchlagen, und hiezu tie 

anseinanber|. Beh. befugt, wenn der niederzuſchlagende Betrag nicht über 50 Rthlr. ft 
t 


f 
S. 16, betr. Pauſchſummen. 

28. Im Betr. des Anfages von Paufhfummen bei Objelten von 500 Riblr. 
und Darunter nad 889 und 16 ber Koften »-Inftr. ift das nachſtehende JIMRX r. 
31. März 1848 (VBMEL. ©. 100) maaßgebenp: 

Der 8. Gen. - Komm. wird auf Ihre Anfrage v. je Febr. c., bie Auslegung te: 
Beftimmungen in ven 88 9. und 16. ver Inſtr. v. 16. Juni 1836 zum Koftenregul. 
v. 25. April ej. a. betreffend, Folgendes eröffnet: 

1) Gegen das von der R. Gen.-Komm. als Hegel beobachtete Verfahren, bie bei Aus 
einanberfehunge-@egenftänben im Werthe von 500 Thlr. und barımter nach 8 16. Le. 
ſtatt der aufgelaufenen Koſten feſtzuſetzenden Pauſchſumme auf 10 pCt. jenes Werths ;: 
bemeſſen, ſoll zwar nichts erinnert werben; bie K. Gen.⸗Komm. wird hierbei jedecd 
darauf aufmerfam gemacht, daß Diefer Prozentfatz Teinesiweges beftimmt vorgeſchrieber 
ift, vielmehr den Umfländen nach Beranlaffung genommen werben Tann, baräber bin- 
auszugeben oder dahinter zurüdzubleiben, jobald nur das zuläffige Marimum von 5 
Thlr. nicht überſchritten wird. 

2) Reicht die nach den obwaltenden Verhältniſſen bemeſſene —— hin, 
die temporären Diäten und Auslagen des Kommiſſarius und die Gebühren bes Grete 
kollführers zu beden, fo müſſen dieſe vorzugsmeile und vollſtändig daraus befriei:: 
werben. Ein etwaiger Ueberſchuß verbleibt der Kaſſe behufs deren event, theilweiſen Be 
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Han a Pa bie Kommiſſarien trifft, ift im $ 9. beftimmt. Die übrigen Koften müfjen 
in joldem Falle zur Nieverfchlagung bejonders liquidirt werden. 
Vorſchriften über die Einziehung der Koiten. 

‚8.17. Im Mebrigen müflen vie ‚Broningtab-Bebörben mit allem Ernte für die 
Beitreibung. ſowohl der laufenden Regulirungstoften ala der Rüdftände orgen, und 
die Leptern nicht zu bedeutenden Summen anmwadfen laſſen. jten : Beträge und 
Vorſchüuſſe, welche innerhalb Jahresfriſt nad) der Ankündigung von den Intereſſenten 


friedigung wegen ihrer Übrigen Forderungen. Alles, was durch biefen Ueberſchuß nicht 
gebedt wird, e8 mag bies num aus dem Diätenantheil der Kaffe (den jogenannten Zus 


fagbiäten), aus ben Geblhrenforberungen der Feldmeſſer, —e und anderen. 


Sachverſtandigen, aus Kopialien und baaren Auslagen der Behörde oder Rezepturgebilb- 
ren beſtehen, muß zur Niederſchlagung gebracht werden. 

3) Reicht die Pauſchſumme nicht aus, um bie temporären Diäten und Auslagen des 
Kommiffars, und die Gebühren bes Protofollführers vollſtändig zu beftreiten, jo müſſen 
biefe fi) mit ber feftgefetsten Panſchſumme begnügen, und ben Verluſt des nicht ge- 
bedten Theils ihrer Forderung tragen. Alle anbere für die Kaffe zu machende Anſätze, 
Per fie vorſtehend zu 2. am Schluffe jpezifizirt worben fnb, werben alsdann nieberge- 

agen. 

4) Die Forderungen der Feldmeſſer, Schiedsrichter und anderen Sachverflänbigen 
mäffen, fobald fie juftifizirt und feftgefegt find, unter allen Umftänden ohne Abzug aus 
der Kaffe gezahlt werden. Soweit bie Pauſchſumme zur Dedung berfelben nicht aus⸗ 
reicht, trifft der Verluft die Kaffe. 

5) Vermögen der Kommiſſarins und ber Protofollführer darzuthun, daß ihre baaren 
Auslagen die Paufhfummen überfteigen, jo muß ihnen ber zweckmäßig verwenbete Be⸗ 
trag biefer Auslagen ohne Abzug aus ber Kaffe erflattet werben, in welchem Falle fie 
nur bie temporären Diäten verlieren. Ein Unterſchied ziwifchen ben temporären Diäten 
eines unftrixten und benen eines firirten Kommiffarius ift in feiner Art zu maden. 
Der Betrag, um welchen bie erftatteten baaren Auslagen Das von ben Parteien einzu- 
ziehende Pauſchquantum überſteigen, ift alsbann ebenfalls zur Nieberfchlagung zu bringen. 

— Nah IMXR. v. 28. Juni 1845 (VMBl. S. 241) follen derjenigen Kommiſſ., welche 
durch Berfufte in Folge feſtgeſetzter Pauſchſummen vorzugsweiſe betroffen werben, ausglei⸗ 
chende Gratifikationen bewilligt werben: vgl. den vorletzten Abſ. des 8 13h. 1. — Nach 
dem in n. 27. cit. M. v. 21.Nov. 1849 ift die Feſtſetzung von Pauſchquanten in 
Proze ß 1 ach en Überhaupt nicht zuläffig, fondern nur geeignetenfalls die Koftennieberfchlagung. 


29, Nah der X. K.O. v. 22. Oft. 1823 (Ibb Bd. 22. ©. 168) ſoll bei Ein- 
ziehung ber Koften in Separafions- und Ablöfungsfacyen nicht mit Härte verfahren wer- 
den. — In Betreff der hypothel. Sicherſtellung ber Koften beſtimmt IMR. v. 
12. Juni 1841 (VBMBl. ©. 183), daß biefelben auch auf folche Koften anwendbar fei, 
wegen beren den Debenten Terminabzahlungen bewilligt find, u. LMR. v. 9. April 
1853 (BMBl. S. 98), daß Beträge unter 2 Thaler Feinenfalls einzutragen find 
und in das Ermeffen der Auseinanderſ.⸗Beh. geftellt bleibt, nach ihrer Kenntniß von ben 
Bermögeneyuflänben der Reftanten aud) etwas größere Reſte umeingetragen zu laſſen. 

30. In Betreff ber Berjäbrung der Koften ift das ©. v. 31. März 1838 
wegen Einführung kürzerer Berjährungsfriften (G.S. S. 146) manfigebend; 
die hier wefentlichen Beftimmungen deſſelben lauten: 

8. 2. Mit dem Ablauf von vier Jahren verjähren die Forderungen 

2) der Kommiffarien öffentlicher Behörden, ber Yuftizlommiffarten und gerichtlichen 
Anwalte, ver Notare, ver Feldmeſſer und Kondulteure, jowie ber Zeugen und Sachver- 
flänbigen, wegen ihrer Gebühren und Auslagen ; 

7) auf Erftattung ausgelegter Prozeßkoſten von dem dazu verpflichteten Gegner; 

8) auf Nachzahlung der von ben Gerichten, Gen.-Komm., Reb.-Kolleg. und Verwal⸗ 
tungsbehörben gar nicht oder zu wenig eingeforberten, ober auf —— J— der an die 
ſelbe zu viel gezahlten Koſten, mit Einſchluß der Stempel⸗ und Portogefälle. 

8.4, Beſtehen bei den im 8 2 aufgeführten Forderungen unter beſonderen Verhält⸗ 


549 A. XII. &, Inſtruktion vom 16. Juni 1886. 8 17. n, 30. 


nicht beigetrieben werben lönnen, find der mit der Steuer⸗Erhebung des betreffenden 
Kreifes beauftragten Behörve zur Einziehung zu ten. 

Dem bereit verfchuldeten Betrage wird alsdann ein folder Theil zuaefeht, als 
nad dem Ermefien der General Kommiffion bis zur Beendigung der Auseinanker: 
fegung wahrfcheinlic noch auflaufen und auf Rechnung des Reftanten tommen bürfte. 


niffen nach ben bisherigen Gefeßen noch kürzere Verjährungsfriften, jo behält es dabe 
fein Bewenben. 

8.5. Die Verjährung fängt an in Betreff 

1) ver Gebühren und Auslagen ber im $ 2. Nr. 2 genannten Perjonen, im foter 
‘ihre Forderungen eiuer Feſtſetzung durch bie vorgeſetzte Behörde bebürfen, mit bem ie 
ten Dezember besjenigen Jahres, in welchem fie im Stande gewejen find, bie Liquide 
tion zur Feſtſetzung einzureichen; 

2) der in Progeflen und Unterfuchungen vortommenben Gerichtsfoften, Stempel- unt 
Portogefälle mit dem letzten Dezember besjenigen Jahres, in weldem der Prozeß oder 
die Unterfuhung durch rechtskräftiges Erkenntniß, Eutjagung ober Vergleich beendet wer 
den if. Unter Prozeß ift jede Art des gerichtlichen Verfahrens zu verſtehen, welche 
Gegenftand des erften Theiles der AGD. if. 

3) aller übrigen in dem $ 2 aufgeführten Forderungen mit bem auf ben feſtgeſetzter 
Zahlungstag folgenden letzten Dezember, und, wenn ein Zahlungstag nicht befenter: 
feſtgeſetzt Yin mit dem letzten Dezember besienigen Iahres, in welchem bie Sorbernr.: 
entſtanden ifl, 

8. 6. Der Lauf der im 8 2 beftimmten Verjährung wirb dadurch nicht unter 
broken, daß das Verhältniß, aus welchem die Forderungen entflanden finb, forige 
dauert bat. 

8. 8. Bei Abgaben, Leiftungen unb Zahlungen, bie von einer Behörbe eingezogen 
werben, welche befugt ift, folche ohne vorgängige gerichtliche Enticheibung exekutiviſch ber 
zutreiben, titt bie Unterbrechung jeber Art ber Verjährung durch bie Zuſtellung bes 
Zahlungsbefehls ein. 

8. 9, Bei denjenigen Forderungen, bei welchen ein progeffualifches Verfahren ve: 
Gericht nicht zuläffig if, wird jede Verjährung durch fchriftliche Anmelbung des Ar 
fpruchs bei ber Tompetenten Berwaltungsbehörbe umterbrochen. 

8. 10. Beginnt nach erfolgter Unterbrechung eine neue Verjährung, jo genügt zu 
deren Vollendung eine der urſprünglichen gleichlommenbe Friſt. Eine Ausnahme bier 
von findet jedoch Statt, wenn wegen bed Ausſpruchs eine rechtöfräftige Berurtheilung 
erfolgt iſt; in dieſem Falle tritt, anftatt ber urfpränglichen kürzeren, die orbentliche Ver 
jährungsfrift ein. — Wegen der Form des Attefts der Einnahmerefte an 

Regul.-Roften bei Legung ‚ver Jahresrechnungen |. R. ber Oberregenfammer v. 6. 
Yan. 1846 (VBMBl. ©. 14), wonach darin zu beicheinigen ift, daß unter ben Reſten 
feine Boften befindlich find, hinfichts beren nad) dem ©. v. 31. März 1838 bereits bir 
Berjährung eingetreten if. — Im Anfchluß hieran ift buch IMR. v. 31. Sau. 1847 
(BMEL. S. 16) zur Herbeiführung gleihmäßiger Grundſätze über viefe Berjährung im 

Weſentlichen Folgendes angeorbnet: 

Nah 52. Nr. 8. des ©. v. 31. März 1838 verjähren binnen vier Jahren. bie For 
derungen auf Nachzahlung ver von den Gen.-Komm. und Rev.Kolleg. gar nicht ober 
zu wenig eingeforberten Ko 

Da nach den Worten bier nur von Koften gehandelt ift, worüber ben Parteien gar 
feine ober eine unvollſtändige Zahlungsaufforberung zugegangen, fo waltet mehrfach dir 
Anficht vor, daß bie wirklich eingeforberten Koften exft in der 44jährigen Friſt verjähren. 
Nah der mittelft R. des Juſtizmin. Mühler v. 9. Mai 1844 zur öffentl. Kenntunif 
gebrachten A. K.O. v. 12. April 1844 findet inbeß das ©, v. 31. März 1838 mi 
Rüdficht auf. vie Beflimmungen bes ©. v. 18. Junt 1840 wegen ber Berfähruugefrifter 
der Öffentl. Abgaben auch auf die wirklich ausgefchriebenen Hefte an Gerichtsſportels 
Anwendung, und unterliegt e8 Teinem Bedenken, dieſe Beſtimmung auch auf fänmmt: 
liche Koften ber Auseinanberfegungs - Behörben anzumwenben. 

Wenn hiernach alle Koften ohne irgend eimen Unterfihieb‘ der vierjährigen Berjt- 
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Diefe Koften-Beträge find den Grundſteuern gleih in den zur Erbeh-., oer Lehtern 
beftimmten Terminen einzuziehen,‘ vergeftalt, daß diefelber ... Maabgabe ihrer Er: 
heblichkeit und nach den perjönliden erhältnif 1.» Belafteten nach dem Vorſchlage 


rung unterliegen, fo kommt es weiter baranf au, ben Anfangstermin berjelben zu be⸗ 


men. . | 

Nah 85. Nr. 2. des Gef. beginnt die vierjährige Verjährung für bie Koften in 
jeder Art des Verfahrens, welche Gegenftand des erften Theil der AGO. ifl, mit dem 
lezten Dez. besjeuigen Jahres, in welchem der Prozeß durch rechtskräftiges Erkenntniß, 
Entfagung ober Bergleich beenbigt worden if. 

Obwohl nun das Auseinanderfegungs - Verfahren kein Prozeß im ſtrengſten Sinue 
biefes Begriffes if, fo befiinimt doch das Geſetz die analoge Anwendung jener Beſtim⸗ 
mung auf die Auseinanberfegungen. Als ver Vergleich, durch welchen die Cache be- 
endigt wird, kann nur ber Rezeß betrachtet werben, und läuft daher bie vierjäbrige 
Friſt der Verjährung für ſämmtliche Koften der Auseinanderjegung, ohne Unterſchied 
der Zeit, wo fie bei ber Behörde entftanden find, vom Tage der Beflätigung bes Re⸗ 
zeffes. Sind in einem Yuseinanberiegungs-Berfahren mehrere Gegenflände zufammen- 
gefaßt, und es werben bemnächft Über biefelben befonbere Rezeſſe vollzogen und beftä- 
tigt, fo verfteht e8 ſich von felbft, vaß von dem Tage der Beſtätigung nur die Berjäh- 
ee derjenigen Koften läuft, welche den burch ben Rezeß crlebigten 

enftan 


ind in einem Rezeſſe Gegenflände zur Nachverhandlung vorbehalten, melde bie 
Befätigimg eines Nachtragsrezeſſes bebingen, jo tritt die Verjährung aller, dieſen Bor- 
bebalt betr, Auseinanberjegungstoften ohne Unterfchied erſt mit der Beflätigung bes 
Nachtragsrezefies ein. Die Koften ber nad) der Rezeßbeſtäligung vorkommenden Aus- 
führungsverhanblungen verjähren nad 8 5. Nr. 3. a. a. DO, im Allgemeinen binnen 
vier Jahren vom letzten Dezember vesjenigen Sahres, in welden fie entſtanden find, 
in dem Falle aber, wenn. berjelbe Gegenflaub der Ausführung mehrere Verhandlungen 
— macht, von dem Zeitpunkte ab, wo dieſe Verhandlungen defſinitiv ge⸗ 
j en find, 

Diefe Beſtimmungen gelten jedoch nur für bie eigentlichen Anseinanberfegungstofteu; 
welchen auch diejenigen Koften gleichftehen, die bei Entſcheidungen von Streitigleiten 
ansbrüdtich zu den allgemeinen Koften ber Anseinänderfegung geſchlagen werben. Sin- 
fichtlich der eigentihen Brozefloften Dagegen, deren Kriterium ift, daß fie nach ben Vor⸗ 
jchriften des Kit. 23. Th.1. AGO. aufgebracht werben müſſen, läuft die Berjährunge- 
frift für bie Koften aller Inftanzen vom leben Dez. des Jahres, in welchem der Prozeß 
durch rechtsträftiges Erlenntnißz, Entſagung ober Vergleich Beendet if. Die in ber 
Exekutionsinſtanz entſtehenden Koften, im fofern fie, wie 3. B. bei Einziehung von zu- 
erfannten Geldforberumgen, lediglich den Prozeß an fich betreffen, verjähren binnen vier 
Jahren nach ihrer Entſtehung und bei Fortſetzung berfelben Erekutionsverhandlungen 
nad dem Schluffe derſelben; Die Verhandlungen, welche nothivendig werben, um ben 
Einfluß einer Entſcheidung ober eines Vergleichs auf die Hauptauseinanderfegung feft- 
zuftellen, gehören, wie ſich von felbft verfteht, zu ber Auseinanderſetzung ſelbſt. 

Nach diefen Grundſätzen ift die Verjährung der Koften zu beurtheifen, babei jeboch 
nicht aus dem Auge zu laffen, daß nah 8 10 des G. eine Zahlungsaufforberung, 
welche nad) ben angegebenen Zeitpunkten ber möglichen Verjährung erlaffen ift, bie 
Berjährung zwar unterbricht, folche aber mit wierjähriger Friſt fofort von neuem beginnt, 
mithin auf bie rechtzeitige Srlaffung neuer Zahlungsaufforberungen in ben geeigneten 
—* Ira zu achten und dabei überhaupt nach 8 8. des ©. 18. Inni 1840 zu 

ven 

Die Verjährung ift Übrigens umbebingt bei hypothekariſch eingetragenen Koflen aus⸗ 
geichloffen, desgleichen bei ſolchen, —* auf Terminalzahlungen regulirt ſind, wegen 
der igen Termine; dagegen unterliegen die in den eingetretenen Terminen nicht be⸗ 
richtigten Koſten der Verjaͤhrung, in ſofern nicht mit Rückſicht auf die unterbliebene 
Zahlung eine weitere Erſtreckung der Termine überhaupt ſtattfindet. 

Die Seitens der Auseinanberfegungs:Behörben einzuzichenden Koften beftehen haupt⸗ 
ſächlich aus ſolchen Beträgen, weldie von den Kommifjarien und Sachverftänbigen liqui⸗ 
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der Kreis-Behörde und der Feſtſetzung ber Provinzial: Behörde in brei bis zu zehr 


jährigen Terminen erhoben und vierteljährlich zur Kafle derſelben abgeführt werter. 


erlin, den 16. Juni 1836. 
Der Miniiter des ‚nnern für die Gewerbe. 


h. v. Brenn. 
Vorſtehende Ynitruftion wird ‚auf Allerh. Befehl Seiner Maj. des Königs jur 
öffentl. Kenntniß gebradit., 
Berlin, ven 16. Juni 1836. 
Der Min. des 5%. für die Gewerbe. 
Frh. v. Brenn. 





dirt worden, und ba nach den Beſtimmungen über vie Verjährung biefer Sorberim:: 
zu verſchiedenen Zweifeln Beranlaffung gegeben haben, fo find in biefer Hiuficht du 
nachfolgenden Grunbfäge zu beobachten. 

Der 8 5. Nr. 1. des ©. v. 31. März 1838 beflimmt, daß biefe orberungen, ter: 
Feſtſetzung durch die Behörde immer erfolgen muß, vom legten Dez. besjenigen Jahre: 
ab verjähren, in welchem fie im Stande geweſen find, ihre Liquidation zur Yeftiegur: 
einzureichen. , 

Hieraus darf indeß nicht gefolgert werben, es folle den zahlungspflichtigen Intereitent:: 
das Hecht eingeräumt werben, den Organismus bes Gefchäftebetriebes mit dem Erfei:: 
ihrer Beurtheilung zu unterwerfen, daß fie die Zahlung einer Liquibation verweige: 
fönnten, weil biefelbe im Laufe der Auseinanberjegung oder bes Prozeffes in einem :: 
läffigen Liquidationsſtadium angeblich nicht zur Feſtſetzung eingereicht und durch Berj:t 
rung erloſchen ſei. Es fteht vielmehr den Kommiffarien 2c. zu, im ganzen Lanfe ver 
Bunseinanberjehung ober des Prozeſſes zu lignibiren ober dies zu unterlaffen, ohne ter 
baraus für bie Intereſſenten eine Befreiung durch Ertinktiv - Verjährung folgt, ur: 
haben daher die Kommiffarien zc. im Allgemeinen nur bie oben feflgeftellten Enbtermin 
des Liquidirens in Auseinanderſetzungsſachen und Prozeſſen inne zu halten. Dabei ter: 
jeboch die Maaßgabe ein, daß die Verjährung in ben feltenen Fällen ftattfinbet, we ti 
Liquidation fo Kurz vor dem Ablauf der vierjährigen, von bem oben bezeichneten An 

+ fangspunkte laufenden Yrift eingereicht wirb, daß innerhalb ber für bie Staatskaſſe te.:i 
präffufiviichen Friſt die Zahlungsaufforderung nicht mehr an bie Parteien erlafſen wer 


den kann; denn bie Feftfeßung und Einforberung von der Partei tft ein notwendige 


Erforderniß, um ben Kommiſſarius feinerjeits gegen bie Verjährung zu ſchittzen, uct 
bie ihm in biefer Beziehung zur Laſt fallende Siumigteit fällt ihm als dem Berechtig 
ten allein zur Laſt. 

Anders ftellt fih die Sache, wenn im Laufe ber Auseinanberfegung oder bes Bro 
zeſſes der Kommiſſarius ober fonftige Sachverflänbige wirklich für Theilſtücke des Ver 
fahrens liquidirt, mithin durch die That bewieſen hat, daß er im Stande geweſen, t:: 
Liquidation zur Feſtſetzung einzureichen. 

Hier fett er ſich ſelbſt in den Fall des Geſetzes, und tritt mithin bier die vierjäbrige 
Verjährung wegen aller derjenigen Liquidationsgegenſtände ein, welche zu dem Theil˖ 
ſtücke gehören, das bie Liquidation umfaßt; der Grund des Geſetzes, unangenehme Nac 
forderungen aus ben in der Hauptſache abgemachten und bezahlten Gegenflänben ;: 
vermeiden, erlangt feine volle Wirkſamleit. 

- Ob nach dieſem Grundſatze Nachliquidationen ber Kommiffarten und Sachverfläntigen 

durch frühere Hauptliguidationen erledigt find ober wegen ihrer Beziehung zu Theil 

ſtücken, für welche noch nicht ober erſt feit kürzerer Zeit liquidirt worden, zuläſfig er 

fcheinen, muß der Beurtheilung der Auseinanberf.- Beh. in ben einzelnen Fällen über 

Iaffen bleiben. — LMR. v. 27. April 1856 (VBMBl. S. 159) deklarirt Das IM. 
v. 31. Ian. 1847 dahin, daß in bemfelben als Anfangstermin der Verjährung übers 
ber letzte Dezember des Jahres zu verftehen fei, in welchem bas bie Berjährumg bedin 
gende Greigniß eingetreten iſt, wo dies auch zur Bermeibung von Wieberholungen mid: 
wörtlich ausgedrückt ift. 








Geſetze, 


betreffend 


den Schub, die Pflege und die Verbeſſerung (Melioration) des land- 
und forſtwirthſchaſtlich nutzbaren Bodens. 


Greiff, Gel. Ub. Land.⸗Kult. u, laudw. Pol. 86 


I. 


Gele vom 15. Nov. 1811 
wegen des Wafferftauens bei Mühlen, und Verſchaffung von 
Borfluth. 


[6.-©. ©. 352.] 


(Litteratur: Erg. Bo. 1. S. 202—7. &.u.v.R. II. b. S. 569 bis 623. Opp. R.-B. 
&. 197 bis 218.) 


Wir Friedrich Wilhelm ꝛc. ꝛc. thun Fund und fügen hiermit zu willen: Die 


— — — — — — — rn —— 


Zur Abth. BB. im Allgemeinen, 

1. Die in diefer Abth. enthaltenen landw. Polizei⸗-G. haben gemein, daß 
die Handhabung ihrer polizeilichen Vorſchriften den Polizeihehörben zulommt und burd 
polizeiliche Verfügungen erfolgt. Es ift für diefelben befhalb von gemeinfamer Wic- 
tigfeit Das nachſtehende: 

®. vom 11. Mai 1842 über bie Zuläffigleit bes —— in Be— 
ziehung auf polizeiliche Berfügungen. (G.S. S. 192, Opp. R.-B. ©. 837 fg.) 

Wir Friedrich Wilhelm ꝛc. ꝛc. verordnen zur Befeitigung der Zweifel, welche über 
die Zuläffigleit bes Rechtsweges in Beziehung auf polizeiliche Verfügungen entflanben 
find, auf den Antrag Unſeres Staatsminifterums und nad erforbertem Gutachten Un- 
feres Staatsraths für ben ganzen Umfang der Monarchie was folgt: 

8. 1. Beſchwerden Über polizeiliche Verfügungen jeber Art, he mögen bie Geſetz⸗ 
mäßigleit, Nothwendigkeit ober Smedmäßigkeit derſelben betreffen, gehören vor die vor⸗ 
geiehte Dienftbehörbe. 

Rechtsweg ift in Seatehung auf folche Berfügungen nur dann zuläffig, wenn 
bie —e eines zum Privat⸗Eigenthum gehörenden Rechts behauptet wird, und nur 
unter den nachfolgenden näheren Beftimmungen, 

$. 2. Wenn derjenige, welchem durch eine polizeiliche Verfügung eine Verpflichtung 
auferlegt wird, bie Befreiung von berjelben auf ben Grund einer befonbern geſetzlichen 
Vorſchrift ober eines fpeziellen Rechtstitels behauptet, fo ift bie richterlihe Ent⸗ 
debug f fowohl über das Recht zu biefer Befreiung, als auch über beffen —** 
gen zulä 

8. 3. e Berflügung (8 2.) kann jedoch, des Widerſpruchs ungeachtet, zur Ausfüh⸗ 
rung gebracht werben, wenn ſolches nach dem Ermeſſen ver Polizeibehörbe ohne Nach⸗ 
tbeil fir das emeine nicht ausgeſetzt bleiben kann. Nach ergangenem rechtöfräftigem 
Erkenntniffe muß vie Polizeibehörbe deſſen Beſtimmungen bei ihren weiteren Anorb- 
nungen beachten. 

8. 4. Steht einer polizeilichen Berfügung ein befonberes Recht auf Befreiung (8 2.) 
nicht entgegen, es wirb aber behauptet, daß durch dieſelbe ein ſolcher Eingriff in Privat⸗ 
rechte geſchehen ſei, für welchen nach den geſetzlichen Vorſchriften une  Aufopferungen 
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ber Rechte und Bortheile des Einzelnen im Intereſſe des Allgemeinen, Eutjchädigung 
gewährt werben muß, fo findet der Rechtsweg darüber Statt: ob ein Eingriff dieer 
Art vorhanden fei, und zu welchem Betrage dafür Entſchädigung geleiftet werben müſſe 

Eine Wieberherftellung des früheren Zuftandes kann in dieſem alle niemals verlangt 
werden, wenn folche nach bem Ermefien der Polizeibehörbe unzuläffig if. 

$. 5. Gebührt ber Polizeibehörde nur bie Befugniß zu einer vorläufigen Anerd 
nung mit Vorbehalt der Rechte der Betheiligten, ober behauptet berjenige, welchem durch 
eine polizeiliche Verfügung eine Verpflichtung auferlegt worben ift, daß Diefe Berrfüd- 
tung ganz ober theilweife einem Anderen obliege, jo ift zur Feſtſtellung der Rech:e 
Unter ben etheuligten und über bie zu leiſtende Entſchädigung bie richterliche Eutjcher 

ung zuläffig. 

8.6. Wird eine polizeiliche Verfügung im Wege ver Beſchwerde ale geſetzwitriz 
ober unzuläffig aufgehoben, fo bleiben dem Betheiligten feine Gerechtſame nach den ch 
eat gejegzlichen Beftimmungen über Die Vertretungs » VBerbindlichlelt ber Beamte 
vorbehalten. 

8. 7. Sämmtliche, fowohl allgemeine als beſondere Vorſchriften über Gegenſtände 
biejes Geſetzes und namentlich die Vorfchriften ber Verordnung v. 26. Dezember 188 
85 38—40. werben hierdurch aufgehoben. 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhänbigen Unterſchrift und beigebrudtem Köniz: 
lichen Inſiegel. 

Gegeben Potsdam, den 11. Mai 1842. 

L. 8 Friedrich Wilhelm. 


Sch. v. Müffling. Mühler. v. Rochow. v. Savigny. 
Beglaubigt: v. Düesberg. 


Ferner wind auft das G. v. 8. April 1847 Über das Verfahren bei Kombe— 
tenzkonflikten zwiſchen den Gerichten und Verwaltungsbehörden (G.S. 
€. 170) — abgedruckt als Beilage D. zu A. VIII. bis XL. — bingemieier. 
— Fir die Rheinprovinz insbef. ift außerdem maaßgebend ber Staatsminifte- 
rial⸗Beſchluß v. 20. Juli 1218, enthaltend die Anmeifung für die Rhein 
Reg. und Gerichte Über die Grenzen ihrer gegenfeitigen Amtsbefugniiit 
das Iogen Rheiniſche Refjfort-Reglement) [aun. 3b. 2. S. 619, Opp. R.B. 

2. Ferner find neben ben in biefer Abth. aufgenommenen Spezial-G. üke 
landw. Polizei auch für diefen Zweig ber Polizei von weientlicher Bedeutung und zum 
Theil auf ihn ausdrücklich bezliglich bie nachftehenden Beftimmungen des allgemeinen 

G. v. 11. März 1860 über die Polizeiverwaltung (G.S. ©. 265. Orr. 
R.⸗V. S. 503). | 

8. 5. Die mit ber örtlichen Polizei- Verwaltung beauftragten Behörben find befust, 
nad Berathung mit dem Genteinbenorftande, ortspolizelliche, für den Umfang ver Ex- 
meinde gültige Vorfchriften zu erlaffen und gegen die Nichtbefolgung derſelden Get. 
ftrafen bis zum Betrage von 3 Rthlrn. anzubroben. 

Die Strafanbrohung kann bis zum Betrage von 10 Rthlr. gehen, wenn die Bezirke⸗ 
Regierung ihre Genehmigung dazu ertheilt hat. 

Die Bezirtsregierungen haben über bie Art ber Verkündigung ber ort&polizeilichen 
Vorſchriften, jo wie Über bie Formen, von deren Beobachtung die Gültigkeit Derjelber 
abhängt, die erforderlichen Beftimmungen zu erlafien, . 

8. 6. Zu ben Gegenſtänden ber ortöpolizeitichen Vorſchriften gehören: 

a) der Schuß ber Berfonen und des Eigenthums; 

b) Ordnung, Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs auf Öffentlihen Straßen, Mey: 
und PBläten, Brüden, Ufern und Gemwäfiern ; 

e) der Marktverfehr und das öffentliche Feilbalten von Nahrungsmitteln ; 

d) Ordnung und Gefeglichkeit bei dem Öffentlichen Zufammenfein einer größeren Ar- 
zabl von Berfonen ; 





B. I. Geſetz vom 15. Nov. 1811. Im Allgem. n. 2. 549 
zeitige Verfahren bei Anorbnung ver Vorfluth für die Landſchaft entftehen, ver- 


e) das öffentliche Intereffe in Bezug auf die Aufnahme und Beberbergung von Frem⸗ 
ben; die Wein», Bier⸗ und Kaffee-Wirtbichaften und fonftige Einrichtungen zur Ver⸗ 
abreihung von Speifen und Getränken; 

f) Sorge für Leben und Geſundheit; 

g) Bürforge gegen Feuersgefahr bei Ban - Ausführungen, ſowie gegen gemeinchäbliche 
und gemeingefährfiche Handlungen, Unternehmungen und Creiguiffe überhaupt; 

h) Schuß der Felder, Wiefen, Weiden, Wälder, Baumpflanzungen, Weinberge u . w.; 

i) alle® andere, was im beſonderen Intereſſe der Gemeinden und ihrer Angehörigen 
polizeilich georbnet werden muß. 

8. 7. Zu Berorbnungen iiber Gegenftände ber Ianbwirtbichaftlichen Polizei ift bie 
Zuftinmung ber Gemeinbevertretung erforberlih. Die Berathung erfolgt unter bem 
Borfige des mit ber drtlichen Polizei-Verwaltung beauftragten Beamten. 

8. 8. Bon jeder ortspofizeilichen Verordunng ift ſofort eine Abjchrift an bie zunächſt 
vorgefetste Staatsbehoͤrde einzureichen. 

8. 9. Der Regierungspräfivent ift befugt, jede ortSpolizeiliche Vorſchrift durch einen 
förmlichen — unter Angabe der Gründe außer Kraft zu ſetzen. 

[Dem Beſchluſſe muß, mit Ausnahme dringender Fälle, eine Berathung mit bem 
Bezirksrathe vorhergehen. Die Erklärung des Letzteren ift entfcheidend: 

1) wem eine ortSpolizeifiche Vorſchrift außer Kraft gefetst werben foll, weil fie das Ge- 
meinbewohl verlett; 

2) wenn es fih darum handelt, eine Verordnung über Gegenftände ber landwirthſchaft⸗ 
lichen Polizei wegen ihrer Unzweckmäßigkeit aufzuheben. ] 

8. 10. Die Beftimmungen der 88 8. und 9. finden aud auf bie Abänderung ober 
Anfhebung ortSpoltzeilicher Vorſchriften Anwendung. 

8. 11. Die Bezirksregierungen find befugt, fir mehrere Gemeinden ihres Verwal⸗ 
tungs⸗Bezirks ober filr den ganzen Umfang deſſelben gältigePolizei- Borfchriften zu er- 
laffen und gegen bie Nichtbefolgung berjelben Gelbftrafen bis zu dem Betrage von 10 
Rthlr. anzudrohen. 

Der Miniſter des Innern hat über die Art der Verkündigung ſolcher Vorſchriften, 
ſowie über die Formen, von deren Beobachtung die Gültigkeit derſelben abhängt, bie er⸗ 
forderlichen Beſtimmungen zu erlaſſen. 

g. 12. Die Vorſchriften der Bezirksregierungen ($ 11.) Können fih auf bie im 86. 
dieſes Gefetzes angeführten und alle anderen Gegenftänbe beziehen, deren polizetliche Re 
gelnng durch die Berhäftniffe der Gemeinden oder bes Bezirks erfordert wirb. 

[Wegen 8. 13. f. unten.) 

8. 14. Die Befugniß der Bezirfsregierungen, fonftige allgemeine Berbote und Straf- 
beffimmungen in Ermangelung eines bereits beſtehenden geſetzlichen Verbotes mit höhe⸗ 
rer Genehmigung zu erlaffen, ift aufgehoben 

8. 15. Es pürfen in die polizeilichen Vorſchriften (88 5. und 11.) keine Beftim- 
mungen aufgenommen werben, welche mit ben Geſetzen over den Verordnungen einer 
höheren Inflanz im Widerfpruche ſtehen. u 

$. 16. Der Minifter des Innern ift befugt, ſoweit Gefege nicht entgegenftehen, jede 
polizeiliche Vorſchrift durch einen fürmlichen Beichluß außer Kraft zu Teen. 

Die Genehmigung bes Königs ift hierzu erforderlich, wenn bie polizeiliche Vorjchrift 
von dem Könige oder mit deſſen Genehmigung erlaffen war. 

8. 17. Die Polizeirichter haben über alle Zuwiderhandlungen gegen polizeiliche Vor⸗ 
fchriften (85 5. und 11.) zu erkennen, und babei nicht die Nothwendigkeit oder Zweck⸗ 
mäßigfeit, fondern nur bie gejegliche Gilltigkeit jener Vorjchriften nach den Beſtimmun⸗ 
gen der 88 5., 11. und 15. dieſes Gefeges in Erwägung zu ziehen. 

8. 18. Für den Fall des Unvermögens des Angeichutdigten ift auf verhältnigmäßige 
Gefängnißftrafe zu erkennen. Das höchſte Maaß berfelben ift 4 Tage flatt 5 Rthlr. 
und 14 Tage flatt 10 NRthlr. 

8. 19. Die bisher erlaffenen polizeilichen Vorſchriften bleiben fo lange im Kraft, bis 
le in Gemäßheit diefes Gejees aufgehoben werben. 
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anlaffen Uns, yieigenbe nähere Beftimmungen darüber * erlaffen. 
81. Be den Mühlen, ober andern durch Wehre ober Schleufen ver 


8. 20. Die den Polizeibehörben nach den bisherigen Oefesen zuſtehende Erelntims- 
gewalt wird durch bie vorſtehenden Beſtimmuungen micht be 

Jede Poltzeibehörbe ift berechtigt, ihre poltzeifichen Berfügungen buch Anwenbunz 
ber gejeglichen Zwangsmittel durchzuſetzen. 

Der es unterläßt, dasjenige zu thun, was ihm von ber Polizeibehörbe in Ausübun; 
dieſer Befugniß geboten worben ift, bat zu gewärtigen, daß es anf feine Koften zur 
Ausführung gebracht werde — vorbehaltlich ber etwa verwirften Strafe und ber Ver 

pflihtung zum Schadenerſatze. 

©. hiezu LMR, v. 18. Mai 1850 (VBMEL S. 138), nach welchem von Polizei: 
BO. über Gegenftände der landw. Polizei, welde bie Steg. erlafien, jedesmal ein ge 
brudtes Amtsblatt » Eremplar an das M. f. d. landw. U. einzureigen if. — It 
Snsiehung des Bezirksraths (8 9. Abſ. 2. u. 818) ift durch das bie Gemeinde-D. v. 

11. März 1850 aufhebende ©. v. 24. Mai 1853 (G.⸗S. ©. 238) befeitigt. 
Zum Borfluth-Ed, vom 15. Nov. 1811 im Allgem. 

3. Unter den landw. Polizei⸗G. fliehen in erſter Reihe diejenigen, weldje ben nad- 
theiligen Wirkungen bes auf n. in dem Boben fid fammelnden, ber Bege 
tation ſchädlichen Waſſers vorzubeugen und abzu helfen beftimmt find. Die PBreui. 
Geſetzgebung hat bie Abflihrung vefielben von oberhalb über die unterhalb liegenden Grmt- 
ſtücke (Borfluth, Entwäfferung) ſchon feit Anfang bes 18. Jahrh. geregelt. Dir 
älteren Vorfluth⸗Ed. find aufgehoben durch das von Friebr. d. Gr. erlaffene „Ed. wegen 
zu veriipafienber Borfluth und Raͤumuug ber Gräben und Bäche” vom 6. Fuli 1773 
C. C. M. de 1773. S. 871, Rabe Bd. 1. Abth. 5. ©. 24), An bie Stelle bes letzte 

ren finb aber (laut Refer. des Gen. -Dir. v. 13. Ian. 1795 — N. C.C. Tom. X. 
Pr. 6 bes — 3* de 1798 p. 1857, Rabe Bd. 3. S. 1) bie Beſtimmungen des 
A. 8. [ins 8. 88 99 bis 117, II, 15, 58 243, 244] getreten. Un bike | fant- 
rechtlichen — ſchließt ſich das obige G. v. 15. Nov. sl ar, auf welches 
ſchon im 8 24 des Lanbes-Kult.-Ed. v. 14. Sept. ej. (A. II.) hingewieſen if, und für 
welches der Name: „Vorfluth⸗Ed.“ gebräuchlich iſt. Es gilt gleih dem Ep. vem 
9. Ott. 1807 (f. n. 3 zu A.1.) und dem Landes⸗Kult.Ed. n. 2 zu A. II.) u berall, 
wo das A. &-R. gilt. Dies iſt anerkannt in A. K.O. v. 6. Ian. 1817 (Bergine 
Erg. z. G⸗S. S. 37) und IZME. v. 21. Febr. 1818 (366. Bd. 11. ©. 6). 

4. Das Vorfluth⸗Ed. behandelt Drei verſchiedene Gegenftände, nämlich in SS 1 bie 
I die Fefftellung und Erhaltung ber zuläffigen Grenze des Wafierflandes bei Stan. 
werten im Intereſſe ber Borfluth oder Schiffahrt, — um 8 10 bie Ausfrautung 
und Räumung beftehender Wafferabzüge — uub in 88 11 bis 34 bie Geſtat 
tung neuer ober Erweiterung vorhandener Vorfluthwege und bie Befeitigung oder 
Verminderung von Stauungen bei überwiegenbem Bortheil für die Bodenkultur oder 
Schiffahrt gegen Entſchädig ung. Alle 3 Gegenſtände find an bie Berwaltungs- 
behörben gewieſen — vorbehaltlich der Entſcheidung Der vein privatrechtl. Streitigleiten durch 
bie eben, Gerichte (ogl. 88 5, 10 und 20) 

3u 88 1 bis 9 im ale Wofferfandre rung.) 

5. Nah A. L.⸗R. 1.15. 8 243 „Aonnen Erhöhungen bes Fachbaumes und Rer- 
änberumgen bes Sicherpfable nicht anders, als unter Aufficht der Lanbespolizei mit Zu- 
ziehnng der benachbarten Iuterefienten und nur fo weit e8 biefen unſchädlich iſt, vorge⸗ 
nommen werben”; Dagegen finb nach 8 244 a. a. DO. „bewegliche Aufläge auf dem Fach⸗ 
baume bei Heinem Waffer fo lange erlaubt, als den ober- und unterhalb fiegenden Nachbarn, 
ſowohl Müllern, als Grunbbefigern daraus kein Nachtheil entſteht.“ — Währenb das 
A. L.⸗R. keine tueitere vorfluthpolizeiliche Beftimmung für Waffermühlen ertheilt, jo fehreik: 
die Mühlen-D. v. 28. Au ng. 1777 für bie Prov. Schleſien Korn Ed.S. Br. 
15. &. 279) vor, daß und wie bei jeder Waſſermühle ein Sicher⸗ und ein Merkpfabdl 
gefetst werben fol. Der Sicherpfabl dient bazu, die Lage des Fachbaumes umb tes 
gungen Mühlenwerks unverrückbar zu bezeichnen und ſicherer feftzuftellen, ale es durch 
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anlaften Störungen, wo ber neaflerfand noch nicht durch einen unter polizei- 
licher Aufficht nefetsten Merkpfahl beftimmt if, muß jener Beſitzer derſelben 


einen freiftehenden Pfahl gefchehen Tan. Er wirb zu dem Enbe tief eingegraßen, fehr 
forgfältig umfchloffen und mit Erbe bebedt. (8 3), Der Mertpfahl (Mark oder Mahl-, 
auch Spiegel-Pfahl) bezeichnet dagegen bie zuläffige Wafferftauhöhe über dem Fachbaume. 
Er muß freiftehen und fihtber fern, bamit Jeder fofort erfennen Tann, ob der Triebwerk⸗ 
beſitzer feine Staubefugniß überfchreitet (8 5). Das Borfluth.&. v. 15. Nov. 1811 han 
delt nur von Merkpfählen, indem ber Gefegeber angenommen zu haben fcheint, daß 
diefe zur Sicherung ber betr. Intereffen genügen. In Betr. der Merkpfähle derogirt 
das nemere Borfluthgefe der Mühlen-D. fir Schleflen; die Borfchriften derjelben wegen 
der Sicherpfähle find dagegen für Schlefien noch gültig. Imfofern dort daher bie 
Reg. fir erforderlich Hält, auf bie Errichtung eines Sicherpfahle zu dringen, fo müffen bie 
Koften dafür von dem Triebwertsbefiger getragen werben. So IMR. v. 3. Oft. 
1845 (GMBl. S. 356). 


6. Die 88 1 bis 7 h. 1. fchreiben das Verfahren und die Grundſätze fir die Waffer- 

regulirung buch Merkpfahlſetzung vor, bie 88 8. und 9 vegen bie Erhaltung 
und Herfiellung bes durch den Merkpfahl befimmten Waſſerſtandes. — 
Uebereinſtimmend mit den 881 bis 7 h. 1. fchreibt für die Rheiuprovinz das 
ReſſortzRegt (cit. in n. 1. a. E) vor: 

8. 2. Die Regierungen entſcheiden: 

3, im Angelegenheiten bes Wafferftauens und ber (von) dem Eigenthümer oder Pächter 
einer —* — zu verſchaffenden Vorfluth mit Rüdfiht auf das gegenſeitige Intereſſe 
der Bodenkultur und des Müllers oder anderer Stauberechtigten. 

4, Die Reg. beſtimmen gleichfalls die Höhe des Waſſerſtandes, inſofern dieſer Gegen⸗ 
ſtand nicht durch Vergleiche, Verträge ober fonft auf eine unmiberrufliche Art be- 


ftimmt iſt. | 

7. Außer der Wafferftanbregulivung an Stauwerken nad 88 1 fg. h. 1. und 8 2. 
Nr. 3 und 4 des Rhein. Reſſort⸗Regl. kommen vergleichen ebenfalls im Berwaltungswege 
— jedoch auf Koften des Stauwerksbeſitzers — vor: 

a. bei Bewäfferungs-Stauanlagen an Privatflüffen, zu denen die Vermitte⸗ 
fung ber Polizeibehörbe nach 819 ©. v. 28. Febr. 1843 (B. IL.) in Anſpruch genom- 
men wird, ald Bedingung des Bemäfferungsplans ($ 41 1. c.) 

b. als Bedingung der polizeilihen Genehmigung zu neuen durch Waſſer 
bewegten Triebwerfen, früher gemäß 88 27 bis 38 die N. Gewerbe-D. v. 17. Yan. 
1845, jest gemäß dem ©.v.1. Iuli1861, betr. die Errichtung gewerblidher Au- 
lagen (6... S. 749), deſſen biererhebliche Beftimmungen, als Beilage A. zu B. I. bie III, 
abgebrudt find. Die im 87 daſelbſt gebachten Refjortminifterien find für die Durch Waſſer bewegten 
Triebwerle d. Min. für Handel ac. und für die landw. A. — Die im 89 vorbe- 
baltene Inftr. des Handelsminifters ift unterm 31. Aug. 1861 (DMBL.S.173 P 
erlaſſen. Durch dieſelbe iſt nicht aufgehoben und alſo noch maaßgebend das J. u. FMX. 
v. 14. Juni 1847 (BMBl. S. 136), wonach bei Genehmigung zur Errichtung ober 
Veränderung von durch Waſſer bewegten Triebwerken Seitens der Reg. eine genaue, die 
Berhältniffe für die Zukunft ſichernde Beſtimmung des zuläſſigen Waſſerſtandes getroffen 
werben unb zu biefen Behufe 1. bie Lage des Fachbaums nad) unverrüdbaren Merkmalen 
befimmt, 2. vie bemwilligte Höhe des Standwaſſers liber dem Fachbaume durch Merk⸗ 
pfähle normirt werben und 3. eine Reviſion ber conceffionirten Waflerbauten durch 
einen Königl, Beamten flatt finden, unter befonberen Umftänden auch der Betrieb ber 
Werke vor erfolgter Reviſion gar nicht geftuttet werben fol; die Koften ver Merkpfahl- 
jegung fol in ſolchem Falle derjenige tragen, der die Conceffton nachfucht, die Bau⸗ 
Revifion von Amtswegen buch den König. Baubeamten erfolgen. 


8 Die in m. 7. zu a u. b. erwähnten Töafferfianbregutirungen finden auch in 
Neuvorpommern und Rügen Statt, ba auch dort bie ©. v. 28. Febr. 1843 und 
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pie Seßung eines Merkpfahls auf Antrag und Koften derer, vie dabei imtereifut 
find, gefallen laſſen. 
83. 2. Diefe Sesung kann nur durch fachverftändige Kommiſſarien ber Fre- 


v. 1. Juli 1861 gelten; Dagegen fehlt daſelbſt noch ein G., welches ven 88 1 Bis I h.L 
entſpricht. — In ben Sobenzollernihen Landen gelten bie die durch F 10 Des ©. v. 
14. Juni 1859 (B. II. c.) auch auf Hechingen ansgebehnten Borfchriftere ver Prätim, 
Ordnung v. 8. Nov. 1845 für Ho enpollern-Gigmaringen, weiche vollftänbig in ber G.S. 
von 1859. ©. 330 bis 337 aufgenommen find, und nad deren 8 28 zu 3. bei jet 
— ein Eichpfahl vorhanden ſein muß zur Bezeichnung bes höchſten ‚uläffigen Waſſer⸗ 


oder alten veranlaßte Stökungen‘ fein Stauun en) Aumenbung, 

Uuterfchied, ob fie in öffentlichen oder Privat » Klüffen, in natärlichen o —— 
afferzügen fi befinden und ohne Unterſchied des Zweds, zu dem fie angelegt finb: ie 
mit Recht Lu.v.R. Il. b. S. 584. — Der Streit ie Privatperfonen Über die Be 


Pofizeibchörbe von dem Antrage auf —— — —— —— ben SIn- 
terefienten nicht den Rw., wenn fle ihn vorziehen: fo ER. v. 14. Sept. 1848 (IM. 
©. 439). — Andrerſeits Tann nah 8 h. L und ven Einfeitungemerten des Ed. Jeder, mel 
her buch Rückſtau eines Stauwerks leidet, auf Setzung eines Merkpfahls antragen 5. 2. 
auch ein Wegebaupflichtiger ober fonft bei Erhaltung einer Straße Betbeiligter wegen bei 
berjelben durch Rückſtau drohenden Schadens. Daß dies ſelbſt fir Anträge oberhalb 
gelegener Stauwerksbeſitzer gegenüber unterhalb gelegenen A findet, 
it in dem LMR. v. 11. März 1850 (VMVl. ©. 69), als die bisherige Praxis ber 
Berwaltungsbehörben anerfannt und aufrecht erhalten. Dil Grundſatz fieht Überdies and 
mit dem Plenarbefchluffe des OT. v. 8. Ian. 1849 (Entſch. Bd. 17. ©. 73 fg.) wicht im 
Widerſpruch, da leiterer bei Erörterung ber Tendenz ve Gefens ausdrücklich rhebt, 
daß daſſelbe die Setzung bes Merkpfahls im Intereſſe Des oberhalb liegenden Stan» 
digten und Grundbeſitzers angeordnet habe. So H.n.2MN. v. 6. Mai 1863 
(BMB. S. 167). — Der dt. 8.8.0.7. d. 8. Jan. 1840 eflärt affo bie 981 fg.h.l 
kr He unanmebi auf Anträge unterhalb gelegener Stanberechtigter gegenüber ober- 
al egenen 
». Die Koften ber Segung eines Merkpfahls gemäß 81 h, 1. finb wicht 
von Allen, welche dabei ein näheres ober entfernteres Interefje haben können, fonbern ven 
bem ober ben Provolanten zu tragen: jo IMR. v. 20. u. 29. Juni 1840 (SMEL 
©. 57 u. 260). Inſofern aber bei ven Verfahren einer ober der andere Intereflent fich 
bei den Feftfegimgen ber Kommiſſarien und der Landespolizeibehörbe nicht beruhigen reill, 
jo nehmen die weiteren Verhandlungen ben Charakter eines prozefſualiſchen Berfab: 
rend an und es müffen daher ſowohl binfichtlich der Koften, als hinfichtlich anderer Bunt, 
über bie feine fpeziellen Vorſchriften exiſtiren, bie ber AGO. maßgebend fein, er Im 
Valle eines Bergleichs, in dem wegen ber Koften nichts — ocee iſt, muß 
nah AGD. I. 23. 8 21 die Kompenſation derſelben eintreten: jo J . 25. April 
“; (BMBl. S. 182). — Wegen bes Koftenanfages ſ. n. 11. —* 


11. Bei der Bezirksregierung, als Provinzial⸗Polizeibehörde (8 2), iſt der An- 
trag ($ 1) ober bie Provofation auf Setzung des Merkpfahles anzubringen. Dieſelbe er- 
nennt in der Regel zwei Iahperändi Zommiſarim, meiſt den Kreislandrath und den 
Zetwanteamten. — Nah dem J HMR. 20. Sept, 1 1856 (IMBL:S.314, BMBI. 

©. 260) ift durch ein (nicht —— gwin v. OH. 1845 (an bie Reg.) 
angeorbnet, daß bie Landräthe, als Kommiffarien ber Bertaftungabehörhen, bie Bor- 
ladung ber Iuteseflenten bejorgen, einen Deputirten bes Gerichte zuziehen und demmãchſt 
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vinztal-Polizeibehörden unter Zuziehung des Gerichts, welchem die Mühle unter- 
worfen ift, vollzogen werben. 

. An dem Merkpfahle muß ſowohl der im Sommer, ald der im Win- 
ter zuläffige höchfte Waſſerftand Ach deutlich kennbar bezeichnet, auch vie Höhe 
davon mit dem Fachbaum ver Mahl- und SFreifchleufe, und mit einem nahe ge⸗ 
legenen unverrädbaren Gegenftande durch Nivellement verglichen und zu Protokoll 
verfchrieben werben. Im umgelehrten Falle, wenn ein Müller die —— — hat, 
zur Erhaltung der Schiffbarkeit eines. Gewäſſers, das Oberwaſſer feiner Mühle auf 
einer beftimmten Höhe zu erhalten, ſoll im Abſicht ver Setzung der Merkpfähle für 
den niebrigften zuläffigen Bafferjland auf eine Ähnliche Weile verfahren werben. 

8.4 Iſt die Sähe des Waſſerſtandes durch rechtskräftige Urtheile oder 


die Ausfertigung der Verhandlung bewirken ſollen; auch iſt durch die au das Staats⸗ 
Min. ergangene A. K.⸗O. v. 24. März 1839 (IMBL S. 243) den in Vorfluths— 
Angelegenheiten bei Verwaltungsbehörden vorkommenden Gefuden und 
Verhandlungen, allgemeine Stempelfreiheit bewilligt; zu dieſen Koſtenerleichte⸗ 
rungen fügt das cit. IIMR. v. 20. Sept. 1856 noch die Beſtimmung, daß für die 
Mitwirtung des Gerichts bei dem Merkpfahljegungsverfahren (als einem mejentlich im 
öffentlichen Intereffe angeordneten Iandespolizeiliden) nah S 3 bes Gerichtsfoften-G. v. 
10. Mai 1851 und Analogie der cit. AKO. v. 24. März 1839 außer den baaren 
Auslagen feine Koften erhoben werden follen. — In Betr. Der Stellung ber 
gerihtligen und Berwaltungs-Kommiffarien zueinander und ihrer Funk— 
tionen find manfgebend das Ju. IZMR. v. 12. Mai 1834 (Ann. Bd. 18. ©. 543 
u. Sb. Bd. 43 ©. 483), wonach bie Zuziehung des Gerichts gemäß 8 2 h. 1. wicht 
bloß ver Beglaubigung wegen erforberlich ift, es vielmehr dabei ebenfo fehr auf 
Wahrnehmung der Rechtspunkte, wie der abminiftrativen Rückſichten an— 
tommt, auf erftere insbeſondere behufs Ermittelung derjenigen Intereffenten, mit welchen 
iiber den Gegenftand zu verhandeln ift, dergeftalt, daß unter ihmen mit Beftande abge: 
fchloffen ober ein wirfjames Anerfenntniß abgegeben werben kann, rüdfichtli ber wohl⸗ 
ermworbenen Rechte eines ober Des anderen Theils, und ob danach die Höhe des Waſſer⸗ 
flandes bereits feft und beutlich beſtimmt ift, und wenn dies nicht der Fall ift, ob bie 
deshalb unter den Imtereffenten obmwaltenden Streitigkeiten von ber Art find, daß fie in 
ven orbentlihen Weg Rechtens verwiefen werden müſſen ober ob nad) Lage der Sache 
bie Iandespolizeifiche Feſtſetzung des Waflerftandes eintritt, nicht minder, wenn es fih um 
eine proviſoriſche Feſtſetzung (na 8 6 hl.) handelt, wegen ber hierbei auf bie vorgeblichen 
mehr oder minder beicheinigten Nechtsanfprüche eines oder des anderen Theils zu nehmen- 
den Rüdfichten, endlich es auch darauf anfommt, daß die Nefultate und bie Wirkung bes 
Regulativs in Beziehung auf alle Imtereffenten und alle dabei zu beobachtenden Fälle Har 
und beſtimmt ausgebrüct und nievergefchrieben werben, weshalb bie von ber Reg. und 
dem Gerichte ernannten Kommiffarien fi ale Konlommiffarien zu betrachten und die An⸗ 
gelegenheit im gegenfeitigen Einverftändnifie zu behandeln haben; — u. IIMR. v. 5. April 
u. IMR. v. 14. Mat 1839 (Ann. Bd. 23. S.468), wonach bie Reg. befugt find, 
die von ihren nad) 8 2 h. 1. mit der Sekung von Mertpfählen zu beauftragenden Kom⸗ 
miffarien bergeftalt zu befhränten, daß die Anorbnungen berjelben erſt durch 
Beftätigung der Reg. nach erfolgter Prüfung verbindliche Kraft erhalten, 
und es angemefien gefunden wird, baß fie dies, fofern nicht befondere Gründe entgegenfteben, 
immer tbun, und bie eigentliche Feſtſetzung felbft bewirken, viefer Gegenſtand auch lediglich zum 
Reſſort der Berwaltungsbeh. gehört, fo daß der zuzuziehende Richter ans dem Vorbehalte ver 
Genehmigung ber Reg. feine rechtliche Veranlaffung herleiten kann, feine Mitwirkung zu 


verweigern. 

2. Wegen ber Kompetenz der Auseinanderf.-Beh. zur Regulirung des Waſſer⸗ 
ftandes bei Staumwerfen, wenn bie Stauhöhe auf den Separationsplan von Einfluß ift ꝛc. 
J. n. 13. 3u$ 880. v. 30. Sum 1834 (A. X,) 
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nad dem Einverſtändniſſe aller Imterefienten auf eine andere Art deutlich be 
ſtimmt, fo bat es vabet fein Bewenden, und müfjen die Kommiflarten ben Mer: 
pfahl darnach ſetzen. 

8.5. Sind aber die Intereſſenten darüber uneinig, ob die Höhe des 
Waſſerſtandes durch gültige Verträge, einge oder — —æe Bei 
beſtimmt ſei, ſo muß die Sache zur Hape örterun en, das Ver⸗ 
fahren jedoch nach Anleitung der A er.⸗Ordn. Zt. Tit. 42. 8. 35 fi. 
vorzüglich beichleumigt werben. Findet es fich hiebei, daß feine Haren Beſtim⸗ 
mungen bes Wafleritandes vorgelegt werben können, fo fegen die Kommiſſarien 
denſelben vergeftalt feft, daß dabei das gegenfeitige Interefie ver Bopenkultm 
und bed ers oder fonftigen Stauberechtigten moͤglichſt vereinigt were, um 

egen eine Sertfesung auf diefem Grunde finden feine Beſchwerden bei den Ce 
Shen, 1 ondern Rekurs an die obere Polizeibehörven ftatt. 

8. an Der Provinzial⸗Poli eibehürbe bleibt jedoch unbenommen, währen 
der Dauer der erwähnten gerichtlichen Erörterung interimiftiih einen Wafferftin 
feftfegen zu laflen, melden ber Müller ober Sonftige Stauberechtigte jo Lange 
halten muß, bis ein anderes durch die befinitine Enticheivung feſtgeſetzt tit- 


8. 5, 
13. Nah 8 5 h. 1, gebührt bei Mechtsftreitigleiten über bie Höhe des WBafferfin- 
bes ftets nur den Gerichten die Entſcheidung; bie im $ 5 nambaft gemachten Hedhtetitel kur 
nur beifpielsweife und nicht zur eng ber rihterlichen Kompetenz angeführt: i* 
ER. v. 14. Sept. 1848 (IMDB 489). — Es ift fomit jeder Streit ber Iıztereffenten 
darüber, ob von einem ober anderen. auf Grund Pe eines Rechtstitels eine beitimmz 
Stanhöhe beanfprucht werben Fünne, zur ger tlichen Crörterung zu verweilen. Dies ge 
ſchieht aber jetzt nicht mehr, wie e8 dem Berfahren ber AGO. Antfprach, Durch —*— 
ber kommiſſar. Verhandlung au das ordentl. Gericht zur Gertiegung der Inſtruktion, vi 
mehr ift nach dem durch die BO. v. 21. Yuli 1846 (G.⸗S. ©. 291) allgemein eing 
führten Progefiverfahren des Tit. 2 der BO. v. 1. Juni 1833 (8.6. ©. 3n b 8 
Parteien ſelbſt die Anbringung der Mage beim ordentl. Gerichte zu überlaſſen. — Den 
bie Imtereffenten fi vor den Kommiſſarien darüber einverftanden erflären, daß feim 
rechtsverbindlichen Beftimmungen des Waſſerſtandes beſtehen, nur baun kann zur defini- 
tiven Feſtſetzung beffelben im Berwaltungswege ‚gemäß dem 2. Satze des 8 5 hl. 
geichritten werben. — Die „oberen Polizeibehörben”, an welche ber Rekurs nach bem 
Schluſſe des 8 5 flattfinbet, "And, wenn gewerbliche Triebwerke unb das Sciffahreinterefe 
betheifigt find, die Mein. f. d. landw. U. u. für Handel ꝛc. außerbem bloß daB Bein. i. 
b. landw. A. — Diefer Returs if eim fürmliches Rechtsmittel und ben 15 be ein — 


I Die interimiſtiſche Feſtſetzung des Waſſerſtandes ſteht nah $ 6 h. J. um 
ber Provinzial-Polizeibehörde d. b. der Bezirksregierung zn. Ste iR folange znläik; 
und reſp. wirkſam, bis ein anberes durch bie befinitive vichterfiche ober —— 
Entſcheidung (8 5) feſtgeſetzt iſt. Gegen bie interimiftifche Feſtſetzung finbet nach * 6 
fein formlicher Rekurs Statt, wohl aber die gewöhnliche, im 8 6 nicht ansgefdhloffen 
Beſchwerde an bie vorgefetsten Minifterien (j. n. 13.) Sie ift wie jebes 
fofort volifiveddar logl. den ähnlichen Fall bei Dismembrationsregul. 5 20 ®. v. 3. Jan 1865 | 
(A.IH.)u.n.30.dazu]. Nach 2.0.0.8. II. b. S. 592 find vergl. Interim iſt ika als „pofige- 
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8. 7. Bon welden Tage ab und bi zu welchem Tage Hin blos ber 
niebrigere Sommerwaflerftand gehalten werben barf, beftimmen zunächſt Verträge 
und rechtliche Erkenntniſſe, werm dieſe vorhanden find, nächit viefen die Provin- 
zialgeſetze. Iſt Feine ſolche Beſtnumung vorhanden, ſo liegt den Kommiſſarien ob, von 
mann ab und bis wohin mm ber Sommer⸗Waſſerſtand gehalten werden dürfe, 
nach den Brtlichen Verhältniſſen feftzufegen. Auf jedem Fall muß in dem über 
vie Verhandlung aufzunehmenden Protofolle ausdrücklich vermerkt fein, von warn 
ab und bis wohin der Sommnerwaflerftanp gehalten werben joll. 

. 8. Kein Beliter von Mühlen oder andern Stauungd-Anlagen Darf den 
Waſſerſtand über die durch den Merkpfahl feftgefeßte Höhe aufftauen. Sobald 
das Waſſer über viefe Höhe wächft, muß er durch Oeffnung ver Schleufen, Ge- 
inne und Grundſtöcke, Abnehmung ver beweglichen Aufjäte auf den Fachbäumen 
ober Ueberfällen, überhaupt Wegräumung aller blos zeitlichen Hinderniſſe ven 
Abfluß deſſelben unentgeltlich fogleih md unausgeſetzt jo lange beförbern, bie 
das Wafler wieder auf die durch den Merkpfahl beftimmte Höhe berabgefallen: ift. 

.9. Berfäumt er dies, fo ift nicht allein die örtliche Polizeibehörde ver- 
pflichtet, auf Antrag der Intereffenten, die vorerwähnte Oeffnung, Abnehmung 
und Wegräumung auf Gefahr und Koften des Mühlenbefigerd ohne Anftand vor- 
nehmen zu laſſen, ſondern er bat auch in jedem Falle, außer dem Erſatze alles 
durch die widerrechtliche Stauung verurſachten Schadens, zwanzig bis fünfzig 
Thaler Bolizeiftrafe verwirft. 

8. 10. Wen die Unterhaltung eines Grabens over Waflerabzuges obliegt, 
ver kann zu deſſen Ausfrautung oder Räumung polizeilic angehalten werben, 


— — nn 





liche Berfügungen“ im Sinne der 88 2 und 3 ber ©. v. 11. Mai 1842 (. in n. 1.) 
enzuichen. Beige: Anficht if Opp. R.⸗V. S. 203 u. 31. 

. 8. u. V. 

15. Bei Stauanlagen mit Merkpfählen bildet nach 8 8 h. J. die dadurch feſtgeſetzte 
Waſſerſtandshöhe vie zuläjfige Grenze für die im $ 244 A. L-R. II. 15. (. n. 5.) geſtat⸗ 
teten beweglichen Aufſätze auf dem Fachbaume. — Die 88 8 u. 9. ſtellen einen allge- 
meinen Grundſatz über das rechtswidrige Stauen auf; die Strafbeſtimmung bes 89 
findet baher auch dann Anmwenbung, wenn der Waſſerſtand nach der Gewerbe⸗O, jetzt 
bem ©. v. 1. Juli 1861 (f. n. 7 unter b. und Beilage A. dazu) im Berwaltungswege 
regulirt ift: jo OL. IMBl. 1855 S. 356. Ein Gleiches ift von dem Yalle inn. 7 
unter a. bei Bewäfjerungsftauanlagen anzunehmen. — Die Strafe $ 9 trifft bem 
Triebwerksbeſitzer auch dann, wenn er das Gefchäft durch Dienftieute betreiben läßt: fo 
DOT. IMBl. 1865 ©. 243). — Sie ift, als PBolizeiftrafe, nah dem ©. v. 14. Mai 
1852 über die vorläufige Straffeftfegung ac. (GS. ©. 245) zu behandeln. — Außerdem 
ſ.s 243 Nr. 7 des Strafgej.-Buchs in ber Fafjung nah dem ©. v. 30. Mai 
1859 (G.S. &. 320) wonach „mit Gefängniß nicht unter 3 Monaten und zugleich mit 
Gelpbupge von 50 bis zu 1000 Thaler, fo wie mit zeitiger Unterfagung der Ausübung 
ber bürgerlichen Ehrenrechte beſtraft wird, wer bie zur Bezeichnung des Wafferftandes be- 
ſtimmten Merkmale zum Nachtheile eines Auderen wegnimmt, vernichtet, unkenntlich macht, 
verrüdt oder fälſchlich fett.“ 

(Auskrautung und Räumung beftehenver Wafferabzüge.) 

16. Die in di. $ feftgeftellte Kompetenz der Polizeibehörde in Betreff der 
Erhaltung und reſp. Herftellung eines dem Bedürfniſſe der Borfluth für die Beſitzer an- 
berer Grundftüde oder nutbaren Anlagen oder für die Geſundheit der Anwohner ent- 
Iprechenden Zuflanbes der beftehenben „Gräben ober Wafferabzüge” erftredt ſich auf alle 
natürlichen und künſtlichen Wafferläufe, da der allgemeine Ausdruck „Wafferabzug” fie 
alle umfaßt. Für fünftliche Wafferleitungen ift Dies ausgeſprochen in EK. v. 10. März 
1860 (MET. 1861 ©. 260), für Privatflüſſe im Weſtphäl. Landtagsabſchied 
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jeßat aus ber —— ng derſelben over aus Mangel an der erforderlichen 
iefe Nachtheil für die —* anderer Grundſtücke over nutzbarer Anlagen eder 


v. 22. Juli 1832 unter Nr. 15. (ſ. MR. v. 21. Nov. 1859: VBMBl. S. 347). — 
L. u. v. R. I. b. ©. 594 u. Opp. R.⸗V. ©. 205 halten 8 10 auf öffentliche Flüſe 
nicht für anwendbar; indeß dies ift nur in fofern, als ihre Räumung m ben Bereich ver 
Strom: ober Schiffahrtspoizei gehört, zuzugeben, "Sofern aber die Räumung mur zm 
Herftellung ber Vorfluth dienen fol, iſt nn, auf öffentliche Flüſſe der $ 10 h.L 
anzumenden. Dies ift ausgejprochen in %.u.IM 29. Nov. 1842 (OMU. S.428. 
— Zu den „nutzbaren Anlagen” gehören auch —æ und der ers 10 h, L betrifft afie 
auch bie Berfhaffung ber Borfluth oder bie beffere Zuführung bes Betrieböwaffers für 
joldhe gewerbliche Anlagen duch Aäumen ber unterhalb ober oberhalb gelegemn 
ee jo das cit. MR. v. 21. Nov. 1859 (f. deſſen weiteren Inhalt in n. 2 


17. er 810 h.1. fegt, als in jebem eingelnen falle feftitehend, voraus, wem hir 
Unterhaltung des Grabens ꝛc. obliege. Iſt die Verpflihtung ſtreitig, jo gehört vr 
definitive Entſcheidung über bie kumungspflicht RA Kentamege: fo IzMRX. r 
28. März 1840 nebſt Schr. d. IM. vo. 19. ej. (BMB 6, IMmBl. ©. 138" 
u. ER. v. 16. April 1853 (IMEL. S. 220). Ebenſo rg — R erfolgt 
iſt, der Streit darüber, von wem und in welchem Verhältniſſe bie Rinmurgstofer 
zu erftatten jeien, zum Rw. gehörig: fo bas in m. 16. ci. R. v. 29. Nov. 1882. 
— Die Polizeibehörde ift aber befugt, bie zur Gnticheibung des Prozeſſes über de 
Räumungspfliht interimiftifch zu beftinnmen, durch wen bie polizeilich nöthig befundene 
Räumung bewirkt werben fol. Dies folgt nit nur aus der Analogie dee $ 6 h. L. 
auf ben Die A. 8.-O. v. 25. Aug. 1832 [veröffentlicht zuerft burh IMR. v. 28. Iumi 
1833 (Ib. Bo. 42 ©. 83) und vollſtändig duch das vorher cit. MR. v. 28 Mir; 
1840], als „überhaupt für die Beſtimmungen wegen der Borfluth anwendbar”, hinweiſt, 
und des 8 7 des Privatflußgej. vom 28. Febr. 1843 (B. II), fondern auch ans dem 
Zwed und ber wahren Bedeutung des $ 10 h. 1., welche vereitelt würbe, wenn tie Be 
lizeibehörbe in Streitfällen die gerichtliche Entſcheibung abwarten müßte. So das vorber 
cit. ER. v. 16. April 1853. — 8.u. v. R. II. b. ©. 596 u. Opp. R.⸗V. ©. 205 fel- 
gern aus ber in der A. K.O. v. 25. Au. 1832 enthaltenen wörtlichen Bezugnahme anf 
& 6 h. J., daß nur Die Provinzialpolizeibeh. d. h. bie Regierung zu ſolchen interimmiftijchen 
Seftfegungen befugt ſei. Indeß fpricht das cit. ER. v. 16. April 1853 dieſe Befugniß 
den Pete be aren überhaupt zu und dahin läßt fi auch das IMR. v. 29. Jaumer 
1847 (BMBL. S. 18) aus. — Gegen folde interimiftifche Feitfegungen der Pefigi- 
bebörbe über bie ſtreitige —— — findet Die gewöhnliche Beſchwerde an bie ver- 
gefetgten Berwaltungsbehörben, alfo gegen eine Feſtſetʒzung ber Ortspolizeibehörbe zunmächſt 
an bie Regierung Statt. — „Wenn dabei nicht bloß bie betreffende Berpflichtung umter 
leeren Ausflüchten in Abrebe geftellt, ſondern beftimmt behauptet wird, daß einem Anbern 
bie Bechfigtung obliege, fo daß bie Reg. Über einen ſolchen Streit ein foͤrmliches Reſolm 
zu erlaffen fi bewogen fleht, jo darf im Hinblid auf die wichtige Bedeutung ihrer Eat- 
ſcheidung, (bie praftifh oft die Wirkung eines gerichtlichen Erkenntnifſes für alle Zeiten 
hat wegen ber Schwierigleit, im Rechtswege einen anberen Berpflichteten —ẽ 
die Reg. nicht unterlaſſen, vor Abfaſſung des Reſoluts die Betheiligten ſelbſt vollſtändi 
hören, inſofern fie durch Dritte vertreten werben, deren Legitimation feſtzuſtellen, bie 
teien über die Bedeutung des Verfahrens außer Zweife zu ſetzen, die beigebrachten Reis 
titel zu prüfen und — wenn bie Berpflichtung auf ben legten Beſitzſtand gegründet wer 
den ſoll, mit befonderer Sorgfalt feftzuftellen, ob wirklich ein ſolcher Befkkftasrb durch bie 
vorliegenden Handlungen bewielen if." So LMX. v. 19. Febr. 1857 (BMBL S. Ri 
— Auch über die Vorfrage, 

ob ein Graben oder Wafferabzug vorhanden fei, 
gebührt ber bie Räumung verflgenben Polizeibehörbe die Kognition, und bie richterfi: 
Entſcheidung ara ift nur dann zuläffig, wenn ber Rechtsweg nach 88 2 oder 4 des 
G. v. 11. Mai 1842 geftattet ift: fo ER. v. 10. Sept. 1864 (IMEL ©. 405). — 
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auch für die Geſundheit der Anwohner entſteht. Die Beſtimmung, wann und 


[Nah dem vorher cit. IMR. v. 29. Jan. 1847 ſoll, — wie früher für alle Waſſer⸗ 
Käufe in ähnlicher Weiſe durch R. v. 12. Nov. 1829 (Ann. Bd. 13. S. 872) u. v. 27. 
Okt. 1842 (VWMBl. S. 380) ausgeſprochen war, — bon ben Bolizeibeh. ein Interimifti- 
kum über die Räumungspflicht künſtlicher Wafſerlänſe nur dann getroffen werben, 
„wenn ein ſehr meientlicher, bie Räumungslaft in ber Regel erheblich überwiegender Nach⸗ 
theil abgewenbet werben fol und muß," wogegen nach dem weiteren Inhalte dieſes R. bei 
Privatflüſſen (natürlichen Waſſerabzügen) gemäß $ 7 des ©. v. 28. Febr. 1843 die 
in letzterem beflimmte Räumungepfliht aus dem Geſichtspunkte der Polizei immer befi- 
nitiv eintreten fol, bis im Rechtswege ein Anberes feftgeftellt werben möchte, und niemals 
ein bloß interimiftifches Eimfchreiten fülr beſonders bringenbe Fälle ftattfinde. Indeß das 
eit. ER. v. 16. April 1868 erllärt ven 8 7 1. c. gerade au auf Lünftliche Waſſer⸗ 
länfe für analog anwendbar und hält interimiftiiche Feſtſetzungen über bie flreitige Räu⸗ 
mungspflicht unbedingt dann für gerechtfertigt, wenn ohne fie der Zwed des 8 10 h. 1., 
den aus dem Mangel der Borfluth ſchon wirklich entftehenden Nachtheil zu bejeitigen, ver⸗ 
eitelt werben wilrde, Diefer Auffaffung hat fich auch, fo weit bekannt, die Praxis ber Ver⸗ 
waltungsbebörben angeichloffen, welche bloß das Vorhandenſein eines wirklichen Nach— 
theils (8 10 h. 1.) für Die Auläjfigkeit einer polizeifichen interimiftifchen Entſcheidung über 
die fireitige Räumungspflicht vorausfeßt.] — Wenn bie Polizeibehörbe die Räumung 
Semanbem auferlegt bat, jo findet ber Aw. gemäß dem $ 1 des ©. v. 11. Mai 1842 (in 
n. 1.) in Form einer Befigftörungstlage gar nicht Statt: fo ER. v. 24. März 
1849 (IMU. S. 265) und v. 25. Ott, 1856 (IMDB. 1857. ©. 110 und 175); 
fondern nur ein petitorifcher Anſpruch gemäß 88 2 fg. bes cit. G.: fo EK. v. 5. 
April 1856 (IJMBl. S. 178) und v. 24. Ott. 1857 (IMBE. 1858. VMBL. S. 173). 

18. Die Beftimmungen bes U. L.⸗R. Über die Berpflihtung zur Unterhal⸗ 
tung ber beftehbenden Borfluthmege beichränten ſich auf die 688 100 und 101 L 8. 
bes — 5 — daß (8 100) „ber Regel nach ein Jeder vie Über fein Eigenthum gehenden Gr ä⸗ 
ben und Kanäle, wodurch das Waſſer feinen orbentlihen und gewöhnlichen 
Ablauf bat, zu unterhalten verbunden ift,” und (8 101) „bei Scheibegräben in ber 
Regel die Unterhaltung von ben beiberjeitigen Nachbaren. bis zur Mitte gefchehen muß. — 
In Betreff ver Privatflüſſe, d. 5. der natürlichen, nicht ſchiffbaren Wafferabzlige 
ff. 2.3. zu 8 1. ©. v.28. Febr. 1843 (B. IL)] beftimmt A. L.⸗R. J. 8. 8 99 nur, „baß 
in benfelben zum Nachtheile der Nachbaren und Uferbewohner durch Hemmung bes Ab- 
laufs nichts unternommen und verändert werden darf.” Die 88 100, 101 1. c. finden 
auf Privatfläffe nah dem P. B.O. T. v. 9. April1844 (Präj. Nr. 1425, Präj.Sammil. 
S.25, Entih. Br. 10. S. 245) Feine Anwendung. [Nah dem Sclef. Vorfluth⸗ 
Ed. v. 20. Dez. 1746 (Rorns Ebikten-S. 1745—7. ©, 392), weldes nah PBOT. 
v. 7. Yan. 1850 (Präj. Nr. 2173. Entſch. Bo. 19. S. 53) weber durch das allgemeine 
Vorfluth⸗Ed. v. 6. Juli 1773, no durch das A. L.⸗-R. aufgehoben ift, müſſen nicht bloß 
Gräben, fondern auh Bäche und Flüſſe, jofern e8 die Polizeibehörde für er- 
forberlih achtet, von ben Orundbefigern, über deren Gründe fie laufen, ge- 
räumt werben]. Erſt duch $ 7 des für ben ganzen Preuß. Staat mit Ausnahme ber 
Hohenzollernſchen Landen geltenden ©. v. 28. Febr. 1843 (B. 11.) ift den Uferbefigern der 
Privatflüffe beim Mangel abweichender provingieller 2. Rechtsbeſtimmuugen bie Räu- 
mung infomweit auferlegt, als es zur Beſchaffung der Vorfluth nothwendig ifl 
(j. n. 7. und 8. dazu). — Eine Verpflichtung zue Räumung öffentlicher Flüſſe (ſ. n. 3. 
zu B. II.) behufs Beſchaffung der Vorfluth Liegt gejetlich weber ben Uferbefiern, 
nod dem Staate ob: f. 3. Bd. 16. ©. 150 fg. 

19. Die Eutfcgeivung Über Zeit, Mach und Modalitäten ber Räumung 
ſteht nah 8 10 h. 1. der Polizeibehörbe mit Ausſchließung des Rw. zu, und ift au 
für Die Übrigen Intereffenten, wicht bloß für bie zur Unterhaltung Berpflichteten Durch 
feine gerichtliche Klage anfechtbar: jo das in n.16. cit. ER. v. 10. März 1860. — 
Die Polizeibehörbe muß aber dabei ven Grundſatz fefthalten, daß die Räumımgspflicht 
ber Uferbefiger fih nur auf bie Herftellung ber urjpränglihen Dimenfionen 
eines Grabens ober Privatflußbettes erftredit und nicht auf Vertiefungen, Verbreite⸗ 
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wie die Auskrautung over Räumung bewirkt werben fol, gehört Bios zu 


rungen, Durchſtiche und dergl. Regulirungswerte über bie urſprünglichen Dimenſiener 
eines Flußprofils hinaus ausgedehnt werben Inn: jo AM. v. 25. Juni 1856 (BMA. 
©. 216). Der nämliche Grundſatz ift in Bezug auf Privatflüffe insbef. mit Bezug ar 
87T des ©. v. 28. Fehr. 1843 noch näher entwidelt in LMN. v. 28. Sept. 186 
(BME. S. 264) wie folgt: „Die Polizei kann nur bie befiebenbe Räumung 
pflicht zur Anwendung bringen, nit neue Verpflichtungen einführen wup nid 
die Thalbeſitzer zu Räumungs » Genoffenichaften wider ihren Willen and nur imtm- 
miftisch vereinigen. Die Ermächtigung, welche das Deichgeſ. v. 28. San. 1848 (B. IV. 
in 8 6 der Reg. behufs Erhaltung beſtehender Schutzdeiche verliehen hat, gewähren te 
Borfluthägef. nicht den Polizeibeh. Ebenſowenig haben fte ein geſetzl. Recht, bie Grum- 
befiger an Privatfläffen außer ber im Intereſſe der VBorfluth nöthigen Räumung zu neuer 
Regulirungen, Durchſtichen, Uferbauten zu zwingen. Was zu einer ordentlichen, im 
Intereſſe der Borflutb nothbwendigen Räumung gehört, ift allerbing: 
nad den Lokalverhältniſſen und dem Gefälle des Kluffes verfhieden. Die 
Abftehung von Ufer-Anwücfen, vie Abräumung ber Bäume unb GSträn- 
her von den Ufern, die Befefligung von Ufern, deren Abbrud das Fluf- 
bett verengt, wirb in vielen Fällen nöthig fein und fann von ber BoL- 
Beh. alsdann geforbert werben. Genügt aber dieſe Hanbhabung ber beſtehender 
Ränmungspflicht nicht, follen vielmehr größere Hegul. » Bauten ausgeführt, und jella 
Grundbeſitzer, welchen nach den bisherigen Vorſchriften eine Beitragspflicht nicht oblag, za 
Beiträgen berangezogen werben, jo läßt fi der Zwed nur im Wege der Genofjenfchaitt 
biſdung erreihen, zu ber nah ©. v. 28. Fehr. 1843 856 fg., ©. v. 11. Mai 1853 
—8 im Mangel der Zuſtimmung aller Betheiligten ein landesherrliches Statut ge 
drt.“ 

20. Zu ber auf 8 10 b. l. und $ 7 bes ©. v. 28. Febr. 1843 beruhenden Kom- 
petenz ber Polizeibeh. in Betreff der Erhaltung und reſp. Herſtellung des dem Bedürfniñe 
ber Borfluth entſprechenden Zuftandes ber beftehenden Waſſerzüge fiebt in enger Bezie⸗ 
bung bie Befugniß der Ortspolizeibehörben und refp. der Reg., da wo ein Bedürfniß 
dazu obwaltet, wegen ber Räumung uub Inſtandhaltung von Privatfläffen unb Gräben 
und zu dem Ende wegen Beftellung von Schaurichteru (Schaulommilftonen) und be 
benfelben beizulegenden Auffichts- und Strafbefugniffe befondere Orpnungen abzufafien. 
Diele den Ortspolizeibeh. im G.⸗B. des A. L.⸗R. durh 88 25 und 73 der Kelhpeti- 
zei-d. v. 1. Nov. 1847 (B. V.) gewährte Befugniß ſteht jet nach Maaßgabe ber 85 5 
bis 16 des Poli» Berwalt.-©. v. 11. März 1850 (f. in n. 2 zu h. 1.) den Ortspoli 
zeibeh. und vefp. Reg. im ganzen Staate zu, welche dergl. Reglements nicht mehr in 
ben Formen ber cit. 88 der Feld⸗Polizei⸗O., jondern in benen bes G. v. 11. März 1850 
zu erlaffen haben: jo LMR. v. 18. Juli 1850 (GMBl. ©. 213). — Durh FME. 
v. 9. Sept. 1850 (VMBl. S. 277) ift den Reg. ein Schema zu einem Polizei-Regle- 
ment (Schaureglement) für Heine Ylüffe und für Gräben mitgetheilt worben, jedoch 
nit zur unveränderten Anwendung, fondern nur zur Benntzung mit 
dem Anbeimftellen, die nah den drtlihen Bert. zwedmäßigen Berände— 
rungen anzubringen. — Bei dieſen Reglements ift zu beachten, daß biejelben nach 8 15 
des cit. ©. v. 11. März 1850 keine Beftimmungen enthalten dilrfen, welche mit 
den Gefegen ober ben BO. einer höheren Inftanz in Widerſpruch ſtehen 
— Nach dem fchon in n. 19. theilweife cit. LIR. v. 28. Sept. 1856 „läßt fich nicht 
annehmen, daß die Reg. durch das Polizeige. v. 11. März 1850 die Macht erhalten ba- 
ben, Beftinnmungen über Genoffenfchaftsbilbung zu größeren Regulirungsbauten zu treffen, 
welche durch bie —— v. 28. Febr. 1848 und 11. Mai 1853 dem Landesherrn vorbehalten find. 
Wo beträchtliche Meliorationen durchgeführt werben follen, welche Die Grenzen einer regel- 
mäßigen guten Unterhaltung beftehender Waſſerabzüge Üüberjchreiten, da genügen auch bie 
gemwöhnfichen Schaukommiſſionen erfahrungsmäßig nit. Diefelden fönnen vergl. Unter- 
nehmungen wohl anregen, es müſſen aber bie zur Ausführung geeigneten WMaafregeln ba 
der Verſchiedenheit ber Fälle und ber Schwierigkeit ſolcher Sachen ſtets fpeciell von ben 
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Cognition der Polizeibehörven und jeder Unterhaltungspflichtige muß fich derſel⸗ 
ben unbebingt unterwerfen. 

8. 11. Die Mühlenbefiter und alle, welche fonft ven Abfluß eines Ge- 
wäfſers anzuhalten bereditigt find, follen verpflichtet fein, den freien Lauf veflel- 
ben, nad Beſtimmung der Provinzial-Polizeibehörpe, ganz over zum Theil wieber 


Reg. und ben Lanbräthen angeorbnet werben. Durd die Einführung von Schau- 
tommiffionen läßt ſich nur erreihen, daß die beſtehenden Borflutb-Anla- 
jen gut erhalten, auch durch bie regelmäßige Räumung und bie pflegliche 
Behandlung der Ufer allmälich verbeffert und Berfhlehterungen durch 
Zinbauten, Pflanzungen, Berunreinigungen vermieden werben Wo 
sine folhe Ordnung in der Behandlung ber Wafferzüge eingeführt ift, da 
gelingt es auch bisweilen beträhtlide Korreftionen durch gütliche Ver— 
mittelung zu erreihen” — Den Entwurf einer dieſes gefegentiprechende Maaß 
einhaltenden Velnei BO, welcher durch LMR. v. 13. Ian. 1863 einer Weftphäl. Reg. 
zum Anhalt mitgetheilt ift, j. in der Beilage B. zu B. L—UI. — Anlangend die zur 
Borbereitung folder Schaureglements erforderlichen Nivellements, fo erllärt 
das L. u. IMR. v. 23. Juli 1860 (WMBL. S. 159) es für nicht angemefjen, bie Koften 
berjelben von den Gemeinden oder Abjacenten einzuforbern, weil die Erlaffung eines Schau⸗ 
veglements ein Akt der Inubespolizeilichen Gewalt iſt; vielmehr follen vergleichen Koften, 
wenn die polizeilichen Dispofitionsfonds der Reg. dazu nicht ausreichen, ans dem Melio⸗ 
rationsfonds des M. f. d. landw. A. bewilligt werden. Wohl aber iſt e8 nad dem 
cit. R. zuläffig und oft unvermeiblich, wenn bei ausgebehnten, fett langer Zeit ver- 
nachläſſi fſerzügen mit geringem Gefälle im Intereſſe ber Vorfluth eine 
ränbiide Räumung uothwendig wird, biefelbe buch ein Nivellement nebfi Koften- 
liberichlag auf. Koften ver Räumungspflichtigen vorbereiten zu laſſen; benn ohne 
biefe Borarbeiten kann die Pollzeibehörbe weber genau beſtimmen, wie geräumt werben 
joll, noch die Räumung auf often der Säumigen zwedimäßig ausführen Yafjen; vorher 
find aber bie Räumungspflichtigen in ber Kegel, reſp. durch Deputicte, Über ihre Anfichten 
und Einwenbungen zu hören und ift nach Befinden aus ihnen eine Kommiffion zu 
wählen, weiche dem Techniker bei feinen Arbeiten afjiftirt und bei ber Räumung mitwirkt. 
21. Für die Hohenzoll. Lande enthält ber $ 11 des ©. v. 14. Juni 1859 
II. c.) eine mit vem $ 10 h. 1. wörtlich übereinftimmende Vorſchrift. — Für die 
heinprovinz fehlt eine ähnliche allgemeine Beſtimmung. — Fir Neu:Borpom- 
mern gilt Das Regl. v. 18. Nov. 1775 (Däühnerts Pommerfde Ebikt. » Sammlung 
Suppt.⸗Band IL ©. 603), welches bie Räumung der Wafferläufe dem Reſſort ber Poli- 
zeibeh. zumeift un ſpeciell regelt. 

Zu $$. 11 618 34 im Allgem. (neue over Erweiterung beftehenver Borfluth- 
wege und Befeitigung ober Verminderung von Stauungen im Intereſſe 
der Bodenkultur oder Sarfiehet). 

22. Unter dem Rubrum: „Einfchränkungen bes Eigenthums zum Beſten bes Nach- 

barn in Anfehung der Borfluth” beftimmt das A. L.R. 1.8. 88 102 bis 117 Folgendes: 

8. 102. Gegen das außerhalb ber orbentlichen Kanäle und Gräben wilb ablau- 
fende Waſſer ift ein jeder Eigenthümer feine Grundſtücke zu bedien wohl befugt. 

8. 103. Kann jedoch der oberhalb Tiegenbe Befiter dergleichen Waller burch bie 
auf feinem Grund und VBoben zu machenden Veranſtaltungen nicht abführen: fo ift ber 
unterhalb liegende Nachbar jefbiges anzunehmen, und alfo dem oberen bie Borfluth zu 
geftatten verbunden. 

8. 104. Die unterhalb liegenden Beſitzer find aber dazu nicht verpflichtet, fobalb es 
einem unter ihnen durch natürliche Hindernifſe unmoͤglich wird, das folchergeftalt anzu⸗ 
nehmenbe Waſſer weiter abzuleiten. 

8. 105. Doch kann auch in biefem Kalle der Staat die unterhalb liegenden Nach⸗ 
barn zur Geftsttung ber Vorfluth anhalten, wenn bie Vortheile des oberhalb gelegenen 
Beſitzers den Schaden des untern beträchtlich Hberwiegen und Erfterer dem Letzteren 
biefen ganzen Schaben vollſtändig zu vergliten bereit und vermbgend if, 

8. 106. HM zur Berichaffung ber Vorfluth bie Führung eines neuen Grabens noth⸗ 
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berzuftellen, ſobald baraus ein offenbar überwiegenver Bortheil für bie Beben. 
Kultur oder Schiffahrt entfteht und diejenigen, welche für ihre Kultur cover 


wendig, fo müffen diejenigen, welde Nugen davon haben, nad Berbäliuf 
beffelben zır den Koften gemeinfehaftfich beitragen. 

107. Hat der, auf beffen Grunb und Boben der Graben gezogen wird, babon keinen 
Bortbeil, fo ift er zur Anlegung ſowenig, als zur Unterhaltung beffelben etwas beiz- 
tragen verbunden. 

8. 108. Bielmehr muß ihm ber dadurch erlittene Schade mit Inbegriff ber burk 
Ziehung des neuen Grabens verloren gehenden Erpfläche nach ber Würbigung bereiberr 
Sahoertänbigen erſetzt werben. 

8. 110. Doch muß der Eigentbümer, wenn er auch zur Mitunterhaltung bes Era 
bens ober ber Brüden nicht felbft verpflichtet ift, bie daran fich ereignenden Beichäkt 
gungen, fobald er fie wahrnimmt, ben Intereffenten anzeigen. 

(88. 111 und 112 betreffen die Unterhaltung folcher Gräben und Brüden und te 
von ſchuldbarer Beſchädigung berfelben durch den Grunbeigenthilmer,) 

. 113. Iſt zur Beſchaffung der Vorfluth nicht die Ziehung eines neuen, ſondern 
nur "bie Verbreitung ober Vertiefung eines ſchon vorhandenen Grabens erforberlich, ic 
finben wegen ber Koften biefer Anlage die 88 106 — 109 gegebenen Vorſchriften 4% 
wenbung. 

8. 114. Die Unterhaftung des verbreiteten Grabens aber liegt demjenigen ob, wel⸗ 
her den alten Graben zu unterhalten hatte 

$. 115. Dod muß bei Beftimmung ber nach $ 108 dem Eigenthümer zur leiftenter 
Entihäbigung auch auf bie mehreren ihm in ber Folge zur Laſt fallenden Unterhaltungs 
Toften billige Rüdficht genommen werben. 

$. 116. Was von ber Berbreitung eines Grabens verorbnet ift, gilt auch von ber 
Berlängerung ber Darüber gelegten Brüden. 

8. 117. Zur Ableitung ber Teiche oder, ftehenden Seen ift Niemand bie Ziehunz 
neuer Gräben über fein Eigenthum wiber feinen Willen zu geftatter verpflichtet. 

Die vorſtehenden 88 103117 find durch bie 88 11 bis 34 b. 1. zwar nicht aus 
drücklich aufgehoben, aber antiquirt, indem burch letztere ein eigenthümliches 
Berwaltungs-Berfahren zur Erreichung ber in den cit. 88 des A. L.⸗R. engeger 
nen und noch weiter gehenber Amede mittels Eigenthums-Entänferung umb reit. 
Beichränkung ber zur Stauung Berechtigten ober anderer Grimbbeftter eingeführt worden 
iſt, welches in feinen. materiellen Grundſätzen wefentlich von ben ci. 88 des A. L.⸗R. ab-⸗ 
weicht, — namentlich müſſen nach SS 15 und 34 h. |. biejenigen, auf Deren Antraz 
die Entwäſſerung erfolgt, die ſämmtlichen Koften tragen, und nur zur Unterbal- 
tung ber neu angelegten Abzugsgräben haben nad) 8 23 u. ĩ. alle, die Vortheile daven 
haben, im Verh. deſſelben beizutragen: ſ. F. u. ImR. v. 29. Nov. 1842 (BMEL ©. 
428) (anderer Aufiht L.u.o. R. II. b. ©. 619); ſodann erſtreckt fich dieſes Verfahren nach 
g12 auch aufEntfernung von Triebwerfen und es kann dadurch nah 8 14 and 
die Ablaffung von Teiheu und Reheuben Seen erreiht werben. — 
Aufgebotwerfehrens für Entwäfferungsanlagen |. ©. v. 23° Jan. 1846 (B. IIL 4.) 

22. a. Für die Rheinprovinz (misg. bie. Kreife Rees, Duisburg und Efien, in 
benen bas U. L.⸗R. und aljo auch das Vorfluth-E. v. 1811 a) und bie Sohen; | 
Lande ift ein Ähnliches Verfahren, wie das in 88 11 fg. L. J. angeo rbb jebod ix 
ae Punkten davon abweichend, burd das ©. v. "14. Iuni 1 859 (BIIL c.) 

xt worben. In Neuporpommern fehlt ein berartiges Geſetz; das Regl. v. 18. 

* no (eit. in n. 21.) enthält keine im dieſer Hinficht ausreichende Vorſchrift. 


Fo Der allgemeine Ausbrud , Gewäſſer“ erftxedt ſich auch auf ſchiffbare Stäffe, 
was deßhalb zweifellos ift, weil auch zum Bortheil ver Schiffahrt das hier beflimmte Erpre 
priationsrecht gelten ſoll — Über nur für Bodenkultur. und für Sciffahrts 
Zwecke tft das Recht 8 11 eingeräumt; für andere z. B. bloß gejundheitspoligeilice 
ober ftraßenpolizeiliche Zwecke kann Das Berfahren aus 8 11 fg. nicht angewandt wer- 
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Shiffehrtsanlagen des Waſſerabfluſſes bebikrfen, ihnen eine vollſtändige Ent- 
ſchädigung herzugeben bereit und vermögend find. 
. 8. Diefe Berpflichtung kann —*— bis auf gänzliche Wegräumung von 
Waſſermühlen ausgedehnt werden, ſobald nad polizeilichem Ermeſſen ver Zweck 
anders nicht zu erreichen iſt, der Müller aber vollſtändig entſchädigt, auch der 
Gegend Erſatz für ihr Intereſſe bei Erhaltung der Mühle geleiſtet werden kann. 
$. 13. Auch da, wo keine künſtliche Hinderniſſe des Abfluſſes vorhanden 
find, kann jeder Grundbeſitzer verlangen, daß ihn: Abwäflerungs-Gräden durch 


—— — —— — ç — — — — 
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den. — In Anſehung von Gebäuden kann es nicht geltend gemacht werden: ſo OT. 
Ente Do 40 ©. 33. 


24. Die Prüfung, ob „andy der Gegend Erſatz für ihr Intereffe bei Erhaltung der 
Mühle geleiftet werben kann“, ift mit Rüdficht auf Die Freigebung des Mühlengewerbes 
Bu ne Gewerbe⸗O. v. 17. Ian. 1845 weggefallen: |. L.u.v.R. II. b. ©. 606. 

25. Diefe auf Anlegung von Entwäfferungsgräben durch fremde Grunbftilde be- 
zügliche Vorſchrift findet nach Art. 3. ©. v. 11. Mai 1853 (B. III. ».) auch Anwendung 
auf Ableitung des Waffers unter der Erbein bebedten Kanälen oder in 
Nöhren (Drains), fo Daß auch die Entwäflerung dur Drains in dem 88 15 fg. 
vorgejchriebenen Berfagren veranlaßt werben kann, und Darauf bei Prilfung der Frage 
8 16 a. zu rüdfichtigen iſt. 

SS. Fr bis 18. (Verfahren und Entſcheidung der Berwaltungsbehörve erfter 
anz.) 

26. Der Ausprud „ſtehendes Waffer” im 8 15 ift nicht im Gegenſatz von wild 
abfaufenven gebraucht, fondern überhaupt im Gegenſatz von abfließenpem. Der $ 15 
fg. findet alfo auch auf Regen- und Schneewaffer, welches keinen Abfluß hat, Anwendung : 
fo ER. v. 11. Febr. 1860 (IMDB. 1861 S. 127), L. u. v. R. IL b.S. 607. (Anderer 
Anſicht OT. Entſch. Br. 36 ©. 39). 

27. Der Unternehmer einer Entwälferungsanlage ift nicht verpflichtet, fonbern nur 
befugt, die Mitwirfung und Genehmigung ber Polizeibehörde zur Durchführung ver 
Anlage nachzuſuchen. Die Polizeibehörbe hat daher das in 88 16 fg. h. 1. geregelte Ver- 
fahren nur auf den Antrag bes Unternehmers anzuorbnen. Iſt ein ſolcher Antrag nit 
erhoben, jo kann bie Polizeibeh. nur einfchreiten aus allgemein polizeil. Gründen, 
weun die Entwäſſerung gemeingefährfich zu werben droht (ALR.II. 17 8 10), ober wenn 
Nachtheil davon filr Schiffahrt oder üffentfiche Anlagen zu beforgen ift (8 17 b. 1). So 
MR. v. 6. Aug. 18653 (VMBl. S. 168). — Iſt die Anlage ohne Antrag bei ber 
Pol.-Beh. eigenmächtig ausgeführt, fo gehört der Streit über den Schabenserfag zum Rw.: 
fo EK. v. 11. Juni 1864 (IJMBl. ©. 246). — Der $ 15 fett aber den Fall einer 
neuen oder wefentlich veränderten Anlage über fremde Grundſtücke woraus. Er 
findet alfo feine Anwendung, wenn das ftehende Waſſer von einem Grundſtücke nur in 
größerer Menge mittels eines (auf Grund und Boden bes Unternehmers) neu angelegten 
Grabens abgeleitet werben foll, ohne daß der bisherige Wafferlauf auf fremdem Terrain 
wefentlih verändert wird. So OT. A. f. R. Bd. 49. S. 1 fg. ' 

28. Die Provinzial-Boligeibehörde (SS 11, 15, 18, 23, 26) ift bie dezirtaregie 
rung Das Verfahren gehört, wie bie ganze landwirthſchaftl. Polizei, nach 8 2 ber Reg. 
Inſtr. v. 23. Oft. 1817 (6.-S. ©. 249) und D. II. ver U. K.O. v. 31. Dec, 1825 
(8.:5 1826 S. 5) vor die Abtheilung des Innern. Wenn eine andere Reg.⸗ 
Abth. z. B. die Finanz⸗Abth. für den Dom.-Fiscus, bei der Sache betbeiligt ift, jo bat 
die Abth. d. Innern mit derfelben zu communiciren und wenn keine Einigung flattfin- 
det, dann ift die Sache im Plenum zum Austrage zu bringen, ba e8 fi) bier um eine 
definitive Entſcheidung, nicht um ein Interimiftifum handel, ©. bie bezügl. Citate 
in n. 30 zu © v. 3. San. 1845 (A. III.). — Wegen der Kompetenz der Auseinanderſ.⸗ 
Beh. zu Borfluthreguit. in Verbindung mit Gemh.-Theil f. n. 12. zu $ 8 
BO. v. 30. Juni 1834 (A. X.) 

Greiff, Gef. üb. Land. Kult. u. landw. Pol. 86 
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fremven Boden zu ziehen geftattet werde, ſobald bie vorerwähnten Bebingungen 
attfinben. 

r 5 14. Selbft zu Ablaffung von Zeichen und ftehenden Seen, kann unter 
gedachten Bedingungen ($. 11) die Geftattung ver Vorfluth erfordert werben, 

umd wird in fo weit eine Ausnahme von dem entgegenftehenden Gefeg, A. L. R. 

Thl. I. Tit. 8. 8. 117 nachgegeben. 

8. 15. DBefiger von npftüden, welche fih des auf ihren Ländereien 
ftehenven Waſſers entlevigen wollen, und deshalb nicht gütlih mit ven zum 
Stauung Berechtigten over anderen Orunbbefigern einigen Tünnen, müfjen von 
ihrem Vorhaben der Provinzial Polizeibehörde Anzeige machen, nachmweifen, mel: 
chen Bortheil fie von dem Ablaffen des Waſſers erwarten, und barthun, daß fe 
bereite Mittel haben, die wahrjcheinliche Entſchädigung ohne Verzug zu bezahlen. 

. 16. Auf viefen Antrag wird fogleih eine Lokalunterſuchung durch jad- 
kundige Kommilfarien verfügt, welche ausmitteln: 
a) wodurch der Zweck des Grundbeſitzers am leichteften erreicht werben Künne? 
b) ob durch die beabfichtigte Entwäſſerung nicht andere Grundbeſitzer leiven, 
en ein ae davon fir die Schifffahrt oder äffentlihen Anlagen zu 
eforgen jet? 

8. 17. Die letztere Unterſuchung muß auch für den Fall ftattfinden, wena 
beide Theile über die Ablaſſung gütlich einverftanden find. 

8. 18. Auf den Grund diefer Unterfuhung beftimmt vie Provinzial-Polzer- 
behörde, ob die Ablafjung des Waflers überhaupt ftattfinden könne, und umter 
welchen Modalitäten fie ausgeführt werben nrüfle. 

8. 19. Wollen die Intereflenten ſich diefer Beſtimmung nicht unterwerfen, 
29. Wenn gleih im 8 16 h. 1. vie Zuziehung bes Provolanten eben fo wenig 
ausdrücklich, als Überhaupt ein Tontrabiftarifches Verfahren worgefchrieben iſt, jo if dech 
die Zuziehung bes Provokanten nicht zu unterlafien: fo IMXR. v. 24. April 
1837 (Ann. Bd. 21 ©. 399). — Der 8 15 h. 1. fett allerdings als zufäffig voraus, 
daß die Betheiligten fi) ohne Dazwiſchenkunft der VBerwaltungsbeh. gütlich einigen. Rem 
aber die Vermittelung der Neg. zu einem Entwäflerungsunternehinen nachgefucht wird, fe 
muß Die Provofation nach 8 15 gegen alle Betheiligte, ohne Ausnahme gerichtet und das 
Berfahren muß von Amtswegen zufammen gegen alle diejenigen durchge— 
führt werben, von deren Intereſſe zur Sache die Behörde Kenntniß er 
langt, gegen fie alle muß ein Entwäfferungsplan auf Grundriner alle Betbeiligten 
umfafienden fommiffarifhen Prüfung und Begutahtung burd eine Enticki 
dung feftgeftellt werden; es ift unzuläffig, dem Provwofanten bie Einigung mit einem wiber- 
ſprechenden Betheiligten zu Überlaffen und den Plan nur gegen bie übrigen feflzuießen. 
So IME. v. 4. Mai 1863 (OMB. ©. 167). 

30. Die Prüfung, ob durch die beabfichtigte Entwäfferung nicht andere Grumtte 
figer leiden ($ 16 b.) muß auch von Amts wegen darauf fich erſtrecken, ob ber winb 
ſchaftliche Wafferbedarf bevjelben und ihre Sicherheit bei Feuersgefahr nicht geführbet wird, 
und auf die Ermittelung und Feſtſtellung ber Modalitäten, durch welche dieſe Nachtheile 
vermieden ober in einer der gemeinen Wohlfahrt entfprechenben Weiſe gemildert werten 
können, und es bedarf dazu der Beibringung jpecieller Rechtstitel zwiſchen dem Beſchädigten 


mn. Pevokanten nit: jo MRekursbeſcheid v. 28. Sept 1863 (BMU. S. 114). 


31. Die Frage, ob, went eine Entwäfferung durch die Verwaltungsbehörde für um 
zufäffig erachtet wird (K 18 h. 1.), Die Betheiligten gegen einander ober Dritte Entjchät: 
gungsanfprliche nach ihren Rechtsverh. geltend zu machen berechtigt find, ift durch das Bar- 
fluth-Ed. dem Rw. nicht entzogen: jo ER. v. 22. Mai 1852 (IMBE. S. 252). — 
Die Ausichliegung des Rw. nad 8 19 h. 1. beſchränkt fich auf Die in Folge eines Pre 
— nah 88 15 fg. getroffenen Entſcheidungen: ſo EK. v. 10. März 1855 
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fo findet dagegen feine gerichtliche Klage, ſondern nur Berufung auf die höhere 
Poligelbepbrbe tatt. 

3. 20. Jedoch kann über ven Umfang der Rechte, welche jede Partei zur 
Ausgleihung bringt, durch dieſen polizeilichen Entwäſſerungs⸗Plan niemals etwas 
beſtimmt werben, ſondern e8 muß, wenn der Waſſerſtand ftreitig iſt, berfelbe 
nah 88. 1 bi8 5 feſtgeſetzt, jede andere ftreitige Befugniß aber zur richterlichen 
Entſcheidung verwieſen werben. 

8. 21. Wird bie Ausführung des Entwäſſerungs⸗-Plans genehmigt, jo wird 
durch ſchiedsrichterliches Ermeſſen ſowohl ver Betrag der Entſchädigung ausge— 
mittelt, als auch die Entwäſſerung ſelbſt nach dem genehmigten Plane zur Voll⸗ 
chung geracht 

Zu dem Ende wählen die Stauungsberechtigten oder die Inhaber 
der —— die Vorfluth ger währen jollen, einen Schiedsrichter, ber, oder bie 
Grundbeſitzer, welche auf die Entwäflerung antragen, aud einen, und bie Pros 
vinzial-Bolizeibehörven einen Obmann. 

$. 28. Diefe drei Perfonen werden von der Provinzial-Polizeibehörbe 
autorifirt, auf den Grund der nad abjoluter Stimmenmehrheit von ihnen gefaß- 
ten Beſchlüſſe ſowohl die — zu beſtimmen, als auch die Vollziehung 
ver Entwäfferung ſelbſt anzuordnen. ER feih Haben fie die künftige Unterhal- 
tung der neuangelegten Abzugsgräben näher zu beftimmen, wobei der Grunbfat 
anzumenven ift, daß der ober Diejenigen, nei in einem beftimmten Verhältniß 
Bortbeil von der neuen Anlage haben, auch in eben dem Verhältniß zur Unter- 
haltung derſelben verpflichtet Kind 

$. 24. Bon ihrer Entfeheibung findet feine Appellation ftatt. 

8. 25. In fofern ihnen jedoch Mar nachgewieſen werben Tann, daß fie ihre 
Befugniß überjchritten haben, ift bie Brovinzial« Poligeibehörbe befugt und ver- 

pflichtet, ihr Verfahren zu Faffiren, ven Parteien ihre Anſprüche auf Schadens⸗ 


32. Die „höhere | Bolizeibehörbe” ift reffortmäßig nah A. E. v. 17. April und 
25. Juni 1848 (©.-©. ©. 109 u. 159) d. Min. f. d. landw. A., wenn es fih um 
Entwäfferungen im Sntereffe der Bodenkultur banbelt; bei Wafferablaffun n im In⸗ 
tereffe ver Schiffahrt konkurrirt d. M. f. Handel x. — Die „Berufung“ ya förm« 
fiches Rechtsmittel und ift auch bier, wie in bem falle bes $ 5 (f. n. 13) bei ber 
Publikation der Reg ⸗Entſcheidung eine beftimmte Frift zur Anbringung ber Berufung 
unter 20 praflufiv. Wirkung zu ftellen. 


33. Da in 8 26 der Fall ausprüdlich als möglich vorausgefett ift, daß das nad 
s 21 zur Bollziehung bes Entwäfferungsplanes berufene Schiedsgericht für folche Rechte, 
welche auch unter ben Parteien ftreitig find, Entihäbigungen ausſetzt, jo folgt, daß «6 
für zuläffig zu achten ift, den Entwäfferungsplan — vorbehaltlich ber richterlichen Ent⸗ 
ſcheidung über die von ben Parteien zur nungfeihung gebrachten fleeitigen Rechte — feft- 
zuftellen und auszuführen: fo L. u. v. R. II. b. ©. 612. — Ueber bie Borausfegungen 
der Zuläffigleit der Ausführung enthält d. — feine Borjchriften. Nah 8 15 h.l. 
am Schuß erfcheint bie Reg. befugt, vorher von beim Unternehmer eine angemeſſene 
Kautionsleiftung zu fordern 

88. 21 bis 38. Schiedsrichterliches Verfahren zur Ausmittelung der Ent- 
Ihäbigung, zur Vollziehung der Entwäfferung und aut Fefttellung des 
Beitragverh. für bie Unterhaltung der neuen Abzugsgräben.) 

34. Das in diefen g8 beflimmte fchiebsrichterliche Verfahren ift ein auf Special« 
Geſetz, nicht auf Korprowiß beruhendes und es können auf daſſelbe ſomit die 88 167 
bis 176 AGO. I. 2. nicht angewendet werben. (Zum Theil anderer Anſicht L.u. o. R. 
U. b. ©. 617). — Erinnerungen gegen das ſchiedsrichterliche Verfahren, welche nicht ber 
Art find, daß fie nah $ 25 deſſen Kaffation begründen, können nur burd) nochmalige 
Erörterung Seitens des Schiedsgerichts zur Erledigung kommen. gg 
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erfag an fie vorzubehalten und vie Wahl von neuen Schiensrichtern zu ver- 
anlaflen. 


8. 26. Eine foldhe Ueberfchreitung der Befugniſſe findet jedoch nur ftatt, 
wenn bie Schievsrichter entweder von dem durch die Regierung genehmigten Ent- 
wäflerungsplan abweichen, oder für ſolche Rechte, welche noch unter den Parteien 
ftreitig find, Entſchädigungen ausſetzen. 

8. 27. Wil ver Stauungsberechtigte fih nicht dazu verftehen, einen 
Schiedsrichter zu wählen, oder verzögert er die Wahl über vier Wochen, nachdem 
ihm die Aufforderimg dazu inſinuirt worven ift, fo ernennt ver Landrath ober 
fonftige Bolizeivirigent des Kreiſes den Schiedsrichter ftatt feiner. 

& 28. Zu Schiedsrichtern können nur unbejcholtene, dispofitionsfähige, 
ſachtundige Männer gewählt werben. 

. 9. Auch nur foldhe, die ald Zeugen für und wider bie Parteien um 
übrigen Schieberichter mit voller Kraft vor Gericht könnten zugelafien werben. 

. HD. Wer zum Schiedsrichter gewählt ift, darf bie RR nicht ablehnen: 
e8 ſei denn, daß er ſolche Entſchuldigungsgründe für fih anführen Fönnte, melde 
ihn von der Uebernahme einer mit Admmiftration verbimdenen Vormumdſchan 
nah A. L. R. Thl. 2. Tit. 18. 88. 208., 209., 212., 213., befreien würden. 

5. 31. Findet außer dem Interefie der Stauungsberechtigten, ober ter 
Inhaber der Grundſtücke, vie Vorfluth gewähren follen, noch ein befonveres In— 
tereile, 3. B. megen Fifcherei, Viehtränke zc., gegen die Entwäflerung ftatt, je 
ale biejerrigen, welche ein beſonderes Intereſſe haben, ebenfall8 einen Schiere- 
richter. 

8. 32. Dieſer verhandelt mit dem Schiedsrichter der Gegenpartei und dem 
Obmann beſonders über das gedachte Intereſſe, und das Refultat ihrer Verhand⸗ 
lungen wird nachmals in ben allgemeinen Rezeß Über die ganze Verhandlung 
aufgenommen. 

8. 33. Den Schievsrichtern fteht nicht nur die Vergütung ihrer baaren 
Auslagen, fonvern auch ein Diäten-Sap zu, welden die Provinzial-Bolizei: 
behörde ven Umftänven mac} feitfett. 

5. 34. Sämmtliche Koften tragen Diejenigen, auf deren Antrag die Ent- 
wäflerung erfolgt. 

Wir befehlen Unfern Lanves-Kollegien, Polizei- und Juſtiz⸗Offizianten mr 
ſämmtlichen getreuen Unterthanen, fi nach diefer Vorſchrift zu achten. 

Gegeben zu Berlin, ven 15. November 1811. 

(gez.) Friedrich Wilhelm. 
v. Hardenberg. v. Kircheiſen. v. Schumann. 


35. Nach 8 21 genehmigt bie Reg. die Ausführung bes Entwäflerungsplane, 
und biefe Ausführung erfolgt Durch den Provolanten nach den Anordnungen reſp. unter 
Leitung bes Schiedsgerichts. 

36. Nah $ 32 ift ein allgemeiner Receß Über bie ganze ſchiedsrichterliche 
Verhandlung aufzunehmen. Mit der Aufnahme diefer Receß⸗Verhandlung kann vie Rey. 
einen Kommiſſarius beauftragen und biejelbe ift auch von der Reg. ven Parteien in Une: 
retgune mitzutheilen. 

5 3. (Koften.) N 

37, Für die Rekursinſtanz ($ 19) gelten bie allgemeinen Beſtimmungen über 
bie Streitfoften, melde dem Sachfälligen zur Laft zu legen find, — Zur Grflattung ver 
ee ug Bon Kir, bie ei, nicht, verpriht ift aber der um- 

iegende in Vorfluthprovokutionsſachen geſetzlich nicht verpflichtet: jo LMR. v. 
9. Min 1864 (BMEI. ©. 184). Inden gel t verpfüch — 


m — — — 











Il. 
Gefeb vom 28. Februar 1843 


über die Benutzung der Privatflüffe. 
[6.-8. S. 41.] 


(Litteratie: L.u.v. R. IL b. ©. 623670. Erg. Bd. I. S. 569 fg. Opp. R.⸗V. 
©. 410429.) 


Wir Friedrich Wilhehn ꝛc. haben Uns bewogen gefunden, vie gefeglichen 
Vorſchriften über die Benugung der Privatfläffe, mit beſonderer Rüchkſicht auf die 
Erfahrungen, welche in neuerer Zeit Über die Verwendung des fließenden Waſſers 
zur Verbeſſerung ver Bodenkultur gemacht worven find, einer Reviſion zu unter- 
werfen, und verorbnen demnach auf den Antrag Unfers Staatemin., nach An- 


—_ 





— 


Im Allgemeinen. 

1. Das obige G. iſt das Ergebniß langjähriger legislatoriſcher Vorarbeiten. Aus 
einem das ganze Waſſerrecht umfaſſenden, in dieſem Umfange zurückgelegten Geſetzentwurfe 
iſt ein ſolcher über Benutzung ber Privatflüſſe ausgeſondert und zuerſt den 7 Provinzial⸗ 
Landtagen mit Ausnahme des Rheiniſchen, dann im Oft. 1842 mit einer in der Bei- 
lage zu Nr. 303 des Stantsanzeigere v. 1842 enthaltenen Denkſchrift den vereinigten 
ſtaͤndiſchen Ausſchüſſen und zur fchließlichen Berathung einer Staatsrathelommilfion vor- 
gelegt worben. Der von letterer rebigirte Entwurf ift unterm: 28. Februar 1843 zum 
Geſetz erhoben; und zwar für den ganzen damaligen Umfang ber Monar- 
hie — nur mit Ausnahme des franzöſiſch-rechtl. Theile der Rhein- 
provinz. — Auch in letzterem bat diefes ©. durch Allerh. BO. v. 9. Ian. 1845 
(8.5. ©. 35) Anwendung erhalten, „jedoch mit der Maaßgabe, daß bei Enticheivung der 
Frage, ob bei einer Bewäfferungsanlage ein Überwiegenbes Landeskulturintereſſe obwalte 
(88 24 und 32 d. G.), das Intereſſe [hon vorhandener, auf Triebwerken be- 
rubender gewerblicher Anlagen im zweifelhaften Falle über das per Boden: 
fultur zu ftellen if.” — Durch BO. v. 26. April 1844 (G.S. ©. 112) iſt das 
im Markgraſthum Oberlaufit geltende Oberamtspatent vom 18. Aug. 1727, (welches 
im $ 5 eime von dem allgem. Grundſatze bes $ 1 h. 1. weſentlich abweichende Zeitbeichrän- 
fung des Waſſernutzungsrechts der Uferbefiger enthielt, vgl. L.u.o.R. II. b. ©. 645) 
außer Kraft geſetzt und find an deſſen Stelle die Vorfchriften ver allg. Landes⸗G. und 
namentlich Die des ©. v. 28. Februar 1843 dort eingeführt. — Andererſeits ift aber für 
den Kreis Siegen (Meg.-Bez. Arnsberg), wo ſchon lange aus der Naſſau⸗Oraniſchen 
Herrichaft ber (ſ. Die revidirte Wiejen-D. dv. 18. Dez. 1790 im Weisthum der Naſſauiſchen 
G. Th. III. S. 190) eine gemäß dem Grundfage gemeinfamer Theilnahme aller 
Grundbeſitzer des Flußthals nah Verh. des wirthichaftl. Bedarfs gefeklich 
georbnete Wafferbenugung zur Bewäfferung ftattgefunven hat, eine auf dieſem Grund- 
ſatze beruhende Wiefen-DO. v. 28. Okt. 1846 (G.S. S. 485-508) erlaffer worden, 
nad) deren Schluß-$ 77 „das ©. v. 28. Febr. 1843 im Kr. Siegen in Beziehung 
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hörung Unferer getreten Stände und nad) erforvertem Gutachten einer ans Mit- 

liedern des Kan ernannten Kommiffion, fir ben ganzen Umfang ber 

onarchie, mit Ausnahme ver Landestheile, welche zum Bezirke des Appellatioe- 
Gerichtshofes zu Köln gehören, was folgt: 

Erſter Abſchnitt. 
Benutzung der Privatflüſſe überhaupt. 

8. 1. Jeder Uferbeſitzer an Privatflüſſen (Quellen, Bächen ober Fließen. 

o wie Seen, welche einen Abfluß haben) iß fofern nicht Jemand Das aus 

chließliche Eigenthum des Fluſſes hat, oder Provinzialgeſetze, Lokalſtatuten over 

ſpezielle Rechtstitel eine Ausnahme begründen, berechtigt, das an ſeinem Grumt- 

ftüde vorüberfließende Waſſer unter ven in ven 88. 13 u. f. enthaltenen näheren 





anf Wiefenbewäfjerungsanlagen nur fo weit Anwenbung findet, als feine Ber- 
Schriften in dieſer BO. ausprüdlih in Bezug genommen find. Diefe Siegenſche Wieſen⸗C. 
regelt in Abſchn. I. (88 1 bis 35) bie Waſſernutzung nach dem gebachten, in SS 1 und 5 
ausgefprochenen Grunbfage und im Uebrigen ähnlich wie in Abſchn. IL bh. 1, be 
fimmt in Abſchn. II, (85 36 bie #8), daß und wie zu gemeinichaftlichen Be⸗ 
wäfferungsanlagen auf Verlangen bes 4, Theil® der betheiligten Grund— 
bejiger Wiefenverbände gebilpet werben, orbnet in Abſchn. III. (85 49 — 53; 
die Zufammenlegung der Wiefen zum Behuf der Bewäſſerungs-An 
lagen unb zwar foldher, die feiner nah ber Gemb.-Th.-D. aufzubebenten 
Gemeinheit unterliegen, anf Antrag von mindeftens $ der Betheiligten 
ber Fläche und der Perſonenzahl nah durch die Auseinanderſ.Beh. (Gen.- 
Komm. in Münfter ıc.) an, handelt in Abſchn. IV. (88 54-61) von den Beamten unb 
Sachverſtändigen ımb ertheilt in Abſchn. V. (88 62 — 76) polizeiliche Borjchriften zum 
Schutz der Bemäfferungsanlagen x. — Das ©. v. 28, Febr. 1843 gilt alfo (mit der 
angegebenen, ben franzdf.vechtl. Theil der Rheinprovinz betr. Maßgabe) in der ganzen 
Monarchie, mit Ausnahıne des Kr. Siegen, (in dem bie Siegenjche Wieſen⸗O. und be- 
neben die 88 2 bis 12 h. 1., fo weit fie nicht bie Wieſenbewäſſerung betreffen, gelten, und 
ber Hohenzollernſchen Rande, in benen nur ber Abjchn. III. ($8 56 bis 59) h. 1. 
betr. die Genoffenfchaften zu Bewäſſerungsanlagen dur Art. 1. des ©. v. 11. Mai 1853 
(B. ILL. 2.) in Anwendung geſetzt if. 

2. Das ©. v. 28. Febr. 1843 hat nach dem Eingange und den Materiafien (f. bie 
in n. 1. cit. Denfichrift, ven hauptſächlichen Zwed, vie Berwenbung des fließenden 
Waſſers Seitens der Uferbefiter an Privatflüffen zur Berbejferung ber Bodenkultur 
durch Bewäflerungsanlagen zu regelt. Ausfchließlih auf dieſe Bermwen- 
dungsart beziehen fich die Abſchn. II. u. II. Dj. ©. von $S15 ab. Die Ss$1, 
13, 14 beichränfen zwar das gefetzliche Waſſernutzungsrecht der Uferbefiger nicht auf Be⸗ 
wäſſerung. Aber für pie Benupung des Waffers zu gewerblichen Triebwer- 
fen ift nach dem 2. Sate des $ 1 das ©. v. 28, Febr. 1843 nur fo weit maßgebend, 
als es die darüber beſtehenden geſetzlichen Borfchriften ausdrücklich abgeändert hat, mas m 
den 88 16, 17, 25 (Nr. 4) und 37 geſchehen ift: (vgl. Hu. MR. nebft Rekursbeſcheid v. 
T. Febr. 1849: VMBl. S. 49 und OT. A. f. R. Bd. 39. ©. 31 fg.). Außerdem ent- 
hält daffelbe in Abſchn. I. 88 2—7 polizeiliche VBorfchriften über Die VBenutung des Wai- 
ferd Seitens des Publifums, und Erhaltung eines der allgem. Wohlfahrt entſprechenden 
Sußanbes ber Privatflüffe und in 88 8 bis 12 über das Holzflöffen in denſelben. 


3. Das ©. deflnirt nicht den Bezirk eines Privatfluſſes gegenüber dem bes öffent: 
lichen Fluſſes. Sowohl nah A. L.⸗R., als nach gem. R. und Franzöſ. R. iſt dieſer 
Begriff controvers und in allen drei Rechtsgebieten verfchieben. — Das A. 2.-R. rechnet 
nah 838 IL 15. zu ven öffentl. Flüſſen „foldde Ströme, bie von Natur fehiffbar 
find." Nah OT. (Senat IL) Präj. Nr. 2253 (Entſch. Bdo. 20. ©. 538) find Flüſſe, 
bie auch nur theilweiſe von Natur ſchiffbar find, im ihrer ganzen Ausdehnung, alſo auch 
auf der nicht fchiffbaren Strede als öffentliche anzufehen. Dagegen bat bie PBrarie 
ber Berwaltungsbeb. angenommen, daß bie Oeffentlichleit des Fluſſes fi auf bie 
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Beftimmimgen zu feinem befonveren Bortheile zu benuben. Jedoch verbleibt es 
in Anfehbung ver Benutzung des Waſſers zu Mühlen und anveren Triebwerken, 
jo wie auch in Wahl ber Fiſcherei⸗Berechtigung und ver Vorfluth bei ven 
beſtehenden gefetlichen Vorfchriften, ſoweit dieſe durch gegenwärtige Geſetz nicht 
ausdrücklich abgeändert find. 

8.2. Wo öffentliche Pläte oder Wege das Ufer eines Privatfluffes bilven, 
ift ver Gebrauch des Waflers zum Trinken und Schöpfen, jo wie zum Tränfen 
des Viehes einem even geitattet, fofern es, nad) Entſcheidung der Drts-Polizei- 
behörbe, ohne Gefahr für vie Beſchädigung des Ufers gefchehen kann. 

8. 3. Das zum Betriebe von Färbereien, Oerbereien, Walken und ähn- 
lichen Anlagen benutte Waffer darf feinem Fluffe qugeleitet werben, wenn das 
durch der Bedarf ver Umgegend an reinem Wafler beeinträchtigt oder eine erheb- 
liche Beläftigung des Publikums verurſacht wird. 

Die Entſcheidung hierüber fteht der Polizeibehörde zur. 

S. 4 Des Einwerfend und Einwäßens von lojen Steinen, Erde und 
anderen Materialien in Flüſſe muß ein ever fich enthalten. Eine Ausnahme 
hiervon findet Statt, wenn foldhe zum Behuf einer Anlage am Ufer nothwendig 
ift, und daraus nach dem Urtheile der Polizeibehörbe fein Hinderniß für den 
Keen Anflug des Waſſers und feiner der im $. 3. bezeichneten Uebelſtände 
entſteht. 

. 5. Das Einkarren und Einſchwemmen von Sand und Erde zur Anlage 


ſchiffbare Strecke beſchränkt: ſ. H.u. MR. v. 28. Febr. 1861 ad 2. (BMI. S. 72). 
Die hiefür ſprechenden Gründe ſ. in 3. Bb. 16. S. 142 fg. — Nah gemeinem deut⸗ 
ſchen R. iſt ſtreitig, ob zu ben öffentlichen Flüſſen alle Humina perennia, ober die from: 
weiſe fließenden, ober bie fl. navigabilia et ex quibus fiunt navigabilia gehören. — 
Nach dem Code civile art. 538 find dffentlih (Staatseigentfum) die Ströme uub 
Flüſſe, welde ſchiffbar und flößbar find. Streitig ift, ob auch die mit unverbunbe- 
nem Holze flößbaren; nach dem vorher cit. R. v. 28.%ebr. 1861 ad 1. nur bie, welche 
mit verbundenem Holze beflößt werben innen. Nach biefem R. ad 3 find bie 
aus einem öffentl. Fluſſe abgeleiteten Bemäfferungsgräben jedenfalls feine üffentlichen 


e. 

4. Durch 8 1 in Verbindung mit 88 13 fg. h. J. find die Beſtimmungen des A. L.⸗R. 
8 99 1, 8. (wonach in den Privatflüffen zum Nachtheile ber Nachbaren und Uferbewoh⸗ 
ner durch Hemmung des Ablaufs berjelben nichts verändert und unternommen werben 
Darf) und 8 246 11. 15. (wonach einer ſchon vorhandenen Mühle das zu ihrem Be- 
triebe nöthige Waffer von ven Nachbaren, Durch deren Grundſtücke daſſelbe fließt, nicht 
entzogen werben darf) näher begrenzt und mobiflcirt worden. Der code eivile kennt 
ſchon in art. 644 ein Bewäſſerungsrecht ter Uferbefiter von Privatflüffen. 

5. Spezielle Rechtstitel, auf Grund beren Triebwerksbeſitzer dem Waffer- 
nutzungsrechte der Uferbefiger zu widerſprechen befugt find, begründen nur dann eine un» 
bedingte Ausnahme von den in 8$ 1 und 13 fg. dem Uferbefiger gewährten Befugniffen, 
wenn fie nach Erlaß des ©. v. 28. Febr. 1843 errichtet find; im Betreff der aus frühe - 
rer Zeit berrührenden if das in 8 19 Nr. 2 und $ 25 Nr.4 h. 1. geftattete Provoka⸗ 
tionsverfahren auf Beichräntung der Wafferkraft anwenbbar: fo RE. Outachten v. 22. 
Mai 2563 und LMR. v. 3. Juni 1863 (3, Bd. 15. ©. 38 fg. 46). 


6. Zu den in dieſem 8 begriffenen „Anlagen“ gehört auch eine Melaſſefabrik, und 
der Abfluß ber Abgänge aus verjelben, durch meldhe ein Fluß verunreinigt wird, Tann 
veßhalb polizeilich inhibirt werben, ohne daß e8 darauf ankommt, daß zu ber Fabrik bie 
polizeiliche Konceffion ertheilt ift, da durch letztere die beftehenben allgemeinen Borfchriften 
nicht außer Anwendung gefegt werben: fo H.u. MR. v. 26. Jannar 1853 (VMBl. 
S. 53). 
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von Wiefen (das fogenannte Wiefenbrechen) ift nur in den Fällen geftattet, we 
folches für bie —2 fir die Schiffbarkeit öffentlicher Flüſſe und für die 
unterhalb liegenden Uferbeſitzer unſchädlich iſt. u 

8. 6. Die Anlegung von Flachs- und Hanfröthen kann von ver Pelze 
behörde unterſagt werden, wenn foldhe vie Heilſamkeit ver Luft beeinträchtigt eve 
zu ven im $. 4. erwähnten Nachtheilen Anlaß giebt. 

8. 7. Die UÜferbeftger find, wo nicht Pronimginlgeiche, Zotalftatuten, ım 
unterbrochene Gewohnheiten over ſpezielle Rechtötitel ein Anderes beſtimmen, zu 
Räumung des Fluſſes infoweit verpflichtet, als es zur Beſchaffung der Berfint 
nothwendig ift. 

Die Bolipeibehörbe it ermächtigt, diejenigen, welchen bie Räumung oblieg. 
hierzu anzuhalten. Entfteht über dieſe Verpflichtung Streit unter den —** | 
ten, I die Räumung einftweilen, unter Vorbehalt richterlicher Entfcheiruna 
nah Maaßgabe des Beſitzſtandes, und wenn auch dieſer nicht feftfteht, won ver 
Uferbeftgern zu bewirken. ' 

8.8. Die Eigenthihmer eines Brivatfluffes, ſowie die Uferbefiger, Staunz: 
oder Leitungs-Berechtigten können nur durch Ianvesherrlihe Entſcheidung vo: 


— —_. 





8.7. 
7. Ueber bie Stellung bes erften Abi. viefes $ (zu den 88 99 fg. J. 8. A. L. K. 
ſ. B.I. n. 18. — Die Uferbefiger eines Privatfluffes find zu beffen Räumung ann me 
verpflichtet, wenn Jemand das ausſchließliche Eigenthum des Privatfluffes bat, ba ber 
dann nad) 8 1 nicht das Waſſernutzungsrecht zufteht, deffen Korrelat ihre Räumungspiüt 
if: fo OT. Entſch. Bd. 42. S.47. — Zur Unterhaltung der Ufer (jo wit w 
nicht in der Räumungspflicht begriffen ift) find die Uferbefiger eines Privalfluſſes me. 
verpflichtet: fo RR. 3. Bd. 11. Grdſ. 63 vergl. mit MR. v. 28. Sept. 1856, cr. 
inn.19. zu B. J. 
8. Zum zweiten Abſ. des 87 ſ. die n. 16. bis 20. zu 8 10 des Borfiuth -®. 
B. J. — Der Streit Über bie Frage, ob ein Waſſerlauf als ein öffentlicher oder ein Pre 
finß zu achten und demgemäß jeine Räumung dem Fiskus oder dem Privatuferbefiker ct 
Tiege, gehört nach erfolgtem interimiftiichen Einfchreiten der Polizeibehörde zum Rw.: x 
ER. v- 5. April 1856 (IMDB. S.178). — Ein (natilrlicher, nicht künſtlich hergeſtellte: 
Mühlengraben ift zu den Privatflüffen zu rechnen und ein Mitller vie Borfluth eben 
ſowohl, wie jeder andere Grundbefiter, zu fordern nah $7 h. 1. Beree 
tigt; wenn biejes ©. bie Bolizeibehörde ermächtigt, die Räumung bewirken zu Taflen, : 
bezieht fich diefer Ausprud nur Darauf, daß die Polizeibeh. wicht jedem Antrage Defert:r 
muß, fondern zu prüfen hat, ob bie Räumung nöthig iſt; iſt Dies der Fall, jo muß © 
Polizeibeh. auf Die Sache eingehen und darf micht wegen Mangels eines lanbespolizeilkhen 
Interefjes Die Räumung ausfegen und den Streit über die Räumungspflidt zum Ar. 
verweifen, indem das ©. ausprüdlich beftimmt, daß ein folder Streit die Räumung ri: 
aufhalten fol umd zu dieſem Behufe angiebt, wer von ber Polizeibehörde anzubalten ft: “ 
IMX. v. 14. Juni 1847 (BMBl. S. 170). — Im $7h.l ift aber die Räummmar 
pflicht den Abjacenten nur in fo meit auferlegt, als e8 zur Beichaffung der Borjlu 
d. h. der Fortihaffung des ſchädlichen, ſſtauenden Waffers nöthig if; mem 
daher beſondere Rechtstitel Über die Räumungspflicht nicht vorliegen, vielmehr Die Ru 
mung Seitens eines Adjacenten von einem Mühlenbefiger nur anf Grund bes 87h. l 
verlangt wird, ſo hat die Polizeibehörde ihre Einwirkung im Intereſſe des letzteren auf di: 
Räumung unterhalb der Mühle zu beſchränken; denn für die Räumung oberbalt 
ber Mühle behufs beſſerer Zuflihrung des Triebwaſſers fehlt e8 an einem gejekl. Rechte 
grunde, auf Grund deffen die Adjacenten zu einer Räumung flir ven letzteren Zwed as 
gehalten werden Knnten: fo das mit feinem übrigen Imbalte in n. 16. zu B. I. citirt 
TMR. v. 21. Nov. 1859 (BMU. S. 347). 
85. 8 bis 12. Flößerei auf Privatflüſſen.) 
9. Diele 88 fchließen fih an vie 88 42 und 43 A. L.R. UI. 15. an, wonach „ter 
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Ar werben, ven Gebrauch des Fluſſes zum Holzflößen einem Seven zu ge⸗ 
atten. 
8. 9. Iſt eine ſolche Entſcheidung (8. 8.) ergangen, fo müſſen 

a) die Eigenthümer des Fluſſes, n owie bie Uferbefiger ven zum Einwerfen 
und Ausziehen der Hölzer unentbehrlichen Gebrauch der Ufer an ven 
polizeilich beftimmten Stellen, fowie ven Zutritt zu den Ufern, ſoweit 
diefer zur Beaufſichtigung und Fortſchaffung der treibenden Hölzer erfor- 
derlich ift, gejtatten, und 

b) die Beſttzer von Stauwerken ven zum Zreiben ver Hölzer erforberlichen 
Waflerzug gewähren. 

Für den hieraus, ſowie fir den aus Verunreinigung des Flußbettes und 
aus Beſchädigungen ver Ufer, Uferdeckwerke, Brüden und fonftigen Anlagen durch 
Die Freibenben Hölzer entftehenden Schaden iſt vom Staate volle Entihäbigung 
u leiſten. 

’ . 10. Die näheren Anorbnumgen darüber: 

1) im welchem Umfange ver Mitgebrauch der Ufer zum Behuf der Flößerei 
zu geftatten ift, und welche Emridhtungen zur Erhaltung des Waſſerzuges 
zu treffen fin, 

2) welches Verfahren bei der Flößerei, namentlich auch mit Rückſicht auf 
die ftattfindenven Meberriefelungen zu beobachten, und 

3) welche Abgabe von ven Flößenden zu entrichten ift, 

find von dem Minifterrum durch bejonvdere Reglements feſtzuſetzen. 

8. : Die Flöferei-Abgabe (8. 10. Nr. 3.) fol nad der Menge des 
geflößten Holzes abgemeffen und auf feinen höheren Betrag feftgeftellt werben, 
als zum Entihädigung ver Eigenthümer und Nugungs-Berechtigten ($. 9.) und 
zur Dedung der Aufſichts- und Hebefoften erforberlic ift. 

. 12. Wo nad) Provinzialgefegen, Lofalftatuten ober bejonveren Her: 
fommen das Flößen auf einem Privatfluffe einem Seven freifteht, iſt daſſelbe 
polizeilicher Aufficht unterworfen, und es kann darüber durch befonvere Regle— 
ments nad) Vorſchrift des $. 10. nähere Anordnung getroffen werden. Wenn 
piefe Anordnungen den Eigenthimern oder Nutungsberedtigten neue Serpfiih- 
tungen auferlegen, fo gebührt venfelben dafür nach Vorſchrift des 8. 9. Ent: 
ſchãdigung. ie Einführung neuer, ſowie die Erhöhung beſtehender Flößerei⸗ 
Abgaben, darf nur mit Genehmigung des Miniſteriums erfolgen, und ſind dabei 
bie Beſſimmungen des 8. 11. zu beachten. 

Zweiter Abſchnitt. 
Nähere Beitimmungen der Rechte der Üferbefiger. 

8. 13. Das dem UÜferbefiter nach 8. 1. zuftehende Recht zur Benutzung 
des vorüberfließenven Waſſers unterliegt ver Beſchränkung, daß | 


Te .-.-.. 


Staat zwar den Eigenthümer eines auch nicht jchiffbaren Privatfluffes nöthigen fann, ben 
Gebrauch beffelben zum Holzflöffen zu geftatten, aber auch für die vollſtändige Entſchädi⸗ 
gung eines jolchen Eigenthünters forgen muß. — Nach dem Code civile find Flüſſe, auf 
penen verbundenes Holz geflößt werben kann, öffentliche (ſ. n. 3. h. 1.), und fomit die 
88 8—12 h. 1. auf fie nicht anwendbar. 

Ab | chn. II. SS. 13 bis 55. Kompetenz und Verfahren int Allgem. 

10. Der Rechtsweg findet über die Zuläffigfeit einer Wafferableitung zwiſchen 
Privatperfonen Statt und wird namentlich Durch 8 25 nicht ausgeichloffen, da leßterer ber 
Reg. nur unter gewiffen Vorausſetzungen bie Befugniß zur Beichräntung einer Waffer: 
ableitung erteilt: jo ER. v. 8. Juni 1848 (BMI. S. 301) und v. 26. Juni 1849 
(ZMBL S. 384). — Im den 88 13 — 17 find die Verhäftniffe bezeichnet, welche zum 
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1) kein Rüdftau über bie Grenzen des eigenen Grundſtücks hinaus und keine 
nung oder Berfumpfung fremder Grundftüde verurfacht wer⸗ 
den darf, und 

2) das abgeleitete Wafler in das urfpeiingliche Bett des Flufſes zurüdge- 
er werden muß, bevor diefer das Ufer eines fremden Grumbftide 

erührt. 


Wiberfpruch gegen bie dem Uferbefiger im $ 1 freigegebene Benugung bes Waffere der 
Privatflüffe berechtigen; verfelbe faun ohne polizeiliche Erlaubniß ($ 19) Bewäñt⸗ 
rungsanlagen einrichten, fett fi) aber die Gefahr aus, daß die nah 88 13 — 17 Biber 
ipruchSberechtigten und zwar in ben Fällen der 88 13, 16, 17 gerichtlich ihre Eimfprüde 
geltend machen. Die Wirkſamkeit der Verwaltungsbehörde tritt — abgejeher 
von den Fällen des $15 — erft ein, wenn nad 8 19 auf polizeiliche Ber: 
mittelung angetragen wird. Diefe Tann nad Nr. 1 deffelben behufs Ermittelur; 
der Widerſpruchsrechte oder nach Nr. 2 behufs deren Beſeitigung erfolgen. Weber bar 
erftere Verfahren handeln 88 20 bis 23, und nicht bloß 85 20 His 22, über tar 
letztere 88 24—55. Durch den Präffufionsbefcheid erfährt der Provolat, welche Widen 
fpruchsrechte angemeldet find, und bat dann feinen Entſchluß zu fallen, ob er bie Sud 
aufgeben ober fortjegen will,. ohne auf das Verfahren nach 8 24 fg. zu probociren. Be 
treffen die angemeldeten Widerſprüche nicht bie Beflimmung des 8 16. b. 
fo if Die Berwaltungsbehädrde ohne Intereffe bei der Angelegenheit. Her 
Dagegen bei dem Präkluſ.⸗Verfahren ein Zriebwerfsbefiger nach S 16. b. 
wiberfproden, jo muß bie Reg. einfchreiten, jobalb der Provolant dies beantragt. 
ober ihm, wenn er, ohne ihre Entſcheidung abzumarten, ober ſich zu einigen, Bewäſſe 
rungsanlagen unternimmt, nach erhaltener Kenntniß Dies unterfagen umd im 
nöthigenfalls zur Unterlaffung zwingen, bis er Anträge ſtellt. Das Recht und bie Pflicde 
ber Regierung, ben bisherigen Zuftand in dieſer Weiſe aufrecht zu erhalten, ift eben de 
durch begründet, daß bie Berufung auf die polizeiliche Bermittelung ben Fall des $ 16. b. 
mit Ausichluß des Rechtsweges zur Kompetenz ber Regierung bringt und dieſe Da, wo ix 
Gerichte den bisherigen Beſitz durch Poffefjorien-Erkenntniffe hüten, fich des polizeiliche: 
Berbots zu gleichem Zwede zu bedienen hat. Sind die Anträge gemacht, fo inſtcuirt ve 
Regierung die Sache, wie jede andere Streitigkeit in Berwaltungs-Ang., und faßt bemnidt 
den Beicheib ab, wogegen ber Rekurs (nach $ 23) offen ſteht. Wird hierbei berausgeftel:, 
daß die Behauptung des Triebwerksbeſitzers unbegründet ift, fo ift bem Uferbefiger Die Be 
wäfferung freigeftelt. Wird dagegen der Einfpruch des Triebwerfsbefigers als begründe: 
befunden, jo dauert das Berbot der Bewälferung fort, bis ber Uferbefiger ter 
Widerſpruch durch die Provokation auf das Berfahren nah $ 24 fg. befeitigt ober ſich 
privatim geeinigt hat. So IMN. v. 20. Aug. 1847 (BMBL. ©. 261). — Bon ter 
Befugniß, in joldem Falle die Benugung ber Bewäfferungsanlage zu unterfagen, 
bis Die Entſcheidung nad) 8 23 erfolgt ift, Hat die Reg. aber nur in dem Falle Gebraud 
zu machen, wo eine genügend beicheinigte ober deutlich erkennbare Veränderung in bem 
Befitftande des Mühlenbetriebwaſſers zum Nachtheile bes Müllers vorliegt; benn, men: 
während der Inftrultion über den Widerſpruch beifelben gegen bie Bemäfferungsanlage cm 
Berbot der legteren aus Gründen ber Befisftörung verlangt wird, fo muß im ähnlicher 
Weife, wie in einem Poffefforienprozeß, wenigftens wahrſcheinlich gemacht werben, daß im 
dem bisherigen ruhigen Beſitzſtande des Betriebwaffers eine erhebliche Beränberung zum 
Nachtheil der Mühle durch die Bewäfjerung verurfacht wird. Wird die Bewäſſerungsanlage 
verboten, dann hat Die Reg. bie nach $ 23. Abſ. 2. zu treffende Entſcheidung von Ymte- 
wegen zu betreiben, die Inftruftion einem Kommiffarius zu übertragen ımb bie Sadıver- 
ftänbigen zu ernennen. So MR. v. 16. Dez. 1860 (BMBL. 1861. S. 71). — Wem 
Leine Provokation auf polizeiliche Vermittelung nad 8 19 angebracht ift, und auch Keiner 
der beiden Fälle des $ 15 vorliegt, in benen bie Reg. bie Ableitung bes Waſſers zu 
beichränten befugt ift, fo fann ausnahbmemeife die Boligei dennoch einfchreiten, 
wenn durch die Stauanlage bie Borfluth in dem Bade auf nachtheilige 
Weije gehemmt wird, nah 8 10 des Vorfluth-Ed. v. 15. Nov. 1811. 8 €. 
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Sind mehrere an einander grenzende Uferbeſitzer über eine Anlage einver⸗ 
tanden, fo werben die Grunbftüde verfelben, bei Anwendung der vorftehenden 
Beichränfungen, als ein einziges Grundſtück angefehen. 

8. 14. Gehören die gegenüberliegenven Uber verſchiedenen Befikern, fo hat 
in jeder von beiden ein Recht auf Benukung der Hälfte des Waflers. (8. 27.) 

S. 15. Wenn die Ausführung einer Bewäflerungs-Anlage ein öffentliches 
Intereffe, wie das der Schifffahrt zc. gefährbet, oder den unterhalb liegenden 
Sinmwohnern der nothwenbige Bedarf an Wafler anf eine Weile entzogen würde, 
‚aß daraus ein Nothftand für ihre Wirthichaft zu beforgen wäre, fo ft vie Re- 
jierung nad) vollftändiger, unter Zuziehung ver Betheiligten erfolgter Erörterung 
sefugt, die Ableitung des Waſſers in geeigneter Weife zu befchräufen. 

. 16. Gegen Anlagen, welche ver Uferbefiger zur Benutzung des Waflers 

n Gemäßheit des ihm nad 88. 1. und 13. zuftebenben Rechts unternimmt, 

ommt ben Beflgern ver bei Publilation des gegenwärtigen Geſetzen rechtmäßig 

zeftehenden Mühlen und anderen Triebwerke ein Widerſpruchsrecht zu, wenn 
adurch 

a) ein auf ſpeziellem Rechtstitel beruhendes Recht zur ausſchließlichen Bes 


1. J. Fehlen alle dieſe Vorausſetzungen, jo muß bie Polizeibehörde diejenigen Nachbaren, 
velche ſich durch eine Bewäſſerungsanlage beeinträchtigt glauben, zum Rw. verweiſen. So 
MER. v. 30. März 1861 (BMBL. 9. 108). 

88. 13 u. 14. 

11, Der Eigenthilmer des Grunbftüde, auf welchem bie Duelle des Fluffes ent- 
pringt, ift nicht befugt, über den Lauf des hervorſpringenden Flußwaſſers zum Nachtbeil 
er nutungsberechtigten Uferbeſitzer willfürlih zu verfügen: fo OT. A. f. R. Bd. 20. 
5. 213. — Das Nutzungsrecht des Uferbefiger kann nicht dadurch ausgefchloffen werben, 
aß ein anderer Grundeigenthümer in feinem Intereffe die Stauungsanlagen ohne Wiber- 
pruch des Stauenden durch rechtSverjährte Zeit befeitigt: fo OT. Entid. Bd. 34. ©. 
39, A. f. R. Bd. 52. S.178. — Der liferbeftger eines Privatfluffes, welcher an einer 
Stelle feines Grunbftüds nach dem ihm zuftehenden Rechte das Waſſer zur Bewäſſerung 
ıbgeleitet hat, braucht Die im 8 13 Nr. 2 h. 1. vorgefchriebene Zurückleitung beffelben in 
ver Regel erft in dem Punkte vorzımehmen, wo an ber Seite ber gefchehenen 
Ableitung jein Eigenthbum an dem Ufer aufhört. Beginnt auf dem gegenüber» 
iegenven Ufer vor biefem Punkte ein fremdes Grundftüd, fo muß dem Befiter deſſelben 
ste Hälfte des Waſſers zur Dispofition bleiben, welches vorhanden fein würde, wenn 
sie Zurüdleitung des Waflers unmittelbar vor dem Punkte erfolgt wäre, an welchem Das 
jegenüberliegende fremde Grundftüd beginnt. Co P. B. O. T. v. 16. Yan. 1854 (Präi. 
er. 2496, Präj.-Samml. Bd. 2. S. 148, Entih. Bd. 27. 8.23, f. R. 3b. 12. S. 
337, IMDB. ©. 74). — Bei ber Frage, ob ber Uferbefiter bie geſetzliche Schranke $ 13 a. 
richt überſchritten habe, fommt der mittle Wafferftand in Betracht: fo OT. A.f. R. Br. 
14. ©. 73). 

. 16. 

12. Das Recht zur ausfchließfichen Benutzung des Flußwaſſers zum Betriebe einer 
Mühle kann mittels Verjährung nur erworben werden, wenn die Erwerbinig eines Unter- 
agungsrechts gegen den fonft zur Benutzung des Waſſers ebenfalls Dereihtigten hinzu⸗ 
ommt: jo o%. A. f. R. Bd. 31. S.364. — Für den Fall des $ 16. b. h. 1. ift die 
Betriebs= und Leiftungs- Fähigkeit der Mühle zur Zeit ver Publikation dieſes ©. maß- 
jebend: fo OT. Entſch. Bd. 35. 8.173. — Zum legten Abfag find L.u. v. R. II. b. 
S. 660 (in der n. 2) der Anficht, daß bie Bedingung ber ausdrücklichen Verleihung 
es „Recht s“ feit der Gewerbe-O. v. 17. Ian. 1845 fortgefallen fei, da biefe bie Berech- 
igung zur Verleihung von Conceffionen zu gewerbliden Anlagen aufgehoben habe. 
Indeß ſpricht der Schlußfa des $ 16 nicht vom Rechte zum Gewerbebetriebe, ſondern 
som Rechte zur Waſſernutzung, hat alfo durch die Gewerbe- DO. feine Aenberung 


fahren. 
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nutzung bes ganzen Waſſers ober eines beſtimmten Theils vefiche 
(Ya, "/s ıc.) beeinträchtigt, oder 

b) das zum Betriebe in dem bisherigen Umfange nothwendige Wafler e: 
zogen wird. 

Mer künftig ein Triebwerk anlegt oder erweitert, ohne ein au ver. 
—* Recht zu haben, ſoll deshalb zu einem ſolchen Widerſpruche nicht berte 
tigt ſein. 

gt 8. 17. Wenn in dem Falle des 8. 16. Litt. b. 
1) ver Uferbeſitzer nachweiſt, daß der Betrieb in dem bisherigen Umfan: 
bet —* der dem Inhaber des Triebwerks zuſtehenden Berechtign: 
ü reitet, oder 
2) der Inhaber des Triebwerks nachweiſt, daß ihm vermöge eines ſpeziele 
Rechtstitels die Befugniß zuſteht, den Betrieb über den bisherigen In 
fang auszubehnen, 
fo ift bei Prüfung des Widerſpruchsrechts derjenige Umfang des Beirieber zu 
Grunde zu legen, welcher durch das Maaß ver Berechtigung begründet if. 

$. 18. Tifchereiberechtigte follen zu einem Widerſpruche gegen Bewäfferms: 
Anlagen fortan nicht weiter berechtigt fein, fonvdern me auf Erſatz des ihre 
daraus entftehenden Schadens Aufpeud haben. 

8. 19. Einer polizeilichen Erlaubniß bedarf ver Uferbeftger zu folke 
Anlagen nicht; er ift dagegen befugt, die Vermittelung ver Polizeibehörte - 
Anſpruch zu nehmen, 

1) wenn er fi darüber Sicherheit verfchaffen will, welche MWinerfpret: 
rechte oder Entſchädigungs-Anſprüche in Beziehung auf die von ıkz 
beabfichtigten oder ſchon getroffenen Verfügungen 


$. 19. 

13. Der $19 fg. findet Feine Anwenbung auf bie Benußung des Maffer: :: 
gewerblichen Anlagen; vielmehr bilden für das Berfahren wegen der polizeilice: 
Eoncefjjion jolder durch Waſſer bewegter Triebwerke bie Beſtimmungen de 
Gewerbe⸗O. von 1845, jetzt das ©. v. 1. Juli 1861 (Anlage A. zu B. L—II) v: 
Richtſchnur: f. das in n.2. cit. R. v. 7. Febr. 1849 (VMBl. S. 49). — 

14, U. 8-0. v. 1. Dez. 1843 (G.S. 1844. S. 43) ermächtigt den M.t. \ 
(jet M. f. d. landw. A.) in ven Fällen, in venen nah 8 19 fg. h. J die inel 
der Polizeibehörde zum Behuf einer Bewäfferungsanlage, durch welche Grundſtücke m x: 
Bezirken mehrerer Reg. betroffen werben, in Anſpruch genommen wird, eine dieſer &:: 
mit ber oberen Leitung des gefammten Verfahrens und namentlich mit der Abfaffung = 
in demfelben zu erlafjenden Präffufionsbeicheide zu beauftragen. — Wegen der Sompai: 
ber Auseinanderſ.⸗Beh. zur Regul. von Bewäfjerungsanlagen in Verbindung 7 
Gemeinh.- Theil. |. n. 14. zu BO. v. 30. Juni 1834 (A. X.) 

15. Die beiden Berfahren zu 1. (Ermittelung ver Wiberfpruchsschte) umb zu -. 
(Befeitigung gewiffer geſetzlich begrenzter Widerſpruchsrechte) find von einander una} 
hängig, jo daß fie eins ohme das andere und beide zu verjchiebenen Zeiten, aber == 
gleichzeitig beantragt werben Tönnen: jo LMR. v. 13. Mai 1861 (BREI. S. 111). 

16, Nah 819 h. 1, bebürfen bie Uferbefiger einer polizeilichen Erlaubniß zu & 
wäfjerungsanlagen nicht. Es Tann ihnen deshalb auch die Verpflichtung zur Einheur 
einer ſolchen Erlaubniß nicht Durch eine nah) dem ©. v. 11. März 1850 (m B. 1. n: 
erlafjene Polizei» BO. aufgelegt werben. Es erflillt auch den Zweck, daß Die Schaut 
miffionen gemäß $ 7 h. 1, für befugt erklärt werben, vorflutähemmende Stananlager : 
beſeitigen. — Aus gleihem Grunde Tann auch der Streit zwiſchen einem Müblenker:. 
und den oberhalb gelegenen Grunbbefitern über die Waſſernutzung nicht durch eine %- 
zei⸗VO. zum Austrage gebracht werden. Denn nah 8 19 h. 1. iſt es in ae Eur“ 
der Unternehmer von Bewäfferungsanlagen geftellt, ob fie eine polieilie Bermüzxt-: 
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n über das zu Bewäflerungen zu verwendende Waſſer, 

b) über die zu bemwäflernven ihm zugehörigen Grundftüde, 

ce) über denjenigen Theil, ſowohl eigener als fremder Grundftücke, wel⸗ 
her zu den Waflerleitungen dienen fol, 

ftattfinven; 

2) wenn er zum Ausführung neuer oder zur Erhaltung bereit8 außgeführter 
Bewäflerungen verlangt, daß ein Anderer ihm ein Recht einräume, over 
fih die Ein Geäntung eines Nechtes gefallen laffe, welches einen Wider⸗ 
ſpruch gegen die Anlage begründen würde. 

. W. der bie Vermittelung ver Polizeibehörve zu dem in $. 19, Wr. 1. 
bezeichneten Zwecke in Anſpruch nımmt, muß eme öffentliche Bekanntmachung 
iiber die Bewäflerungs-Anlage, unter Einreichung eines vollftändigen Situations- 
plane und der etwa erforberlichen Nivellements, bei dem Landrathe, in deſſen 
Kreiſe das zu bemäffernde Grundſtück belegen ift, in Antrag bringen. 

Iſt das Grundſtück in mehreren * belegen, ſo beſtimmt die vorgeſetzte 
Behörde ven Landrath, welcher das Verfahren zur leiten bat. 
8. 21. Die Belanntmahung erfolgt: 

1) durch die Amtshlätter der Regierungen, durch deren Bezirk der Fluß fei- 
nen Lauf nimmt und die Bewäfferungs-Anlage fich erftredt, zu drei ver= 
ſchiedenen Malen; 

2) durch das Kreisblatt des Kreifes, fofern ein ſolches Blatt vorhanden ift, 
ebenfalls zu dreien Malen; 

3) in der Gemeinde, im beren Bezirk das zu bewäffernde Grundſtück Liegt, 
fo wie in den zunächſt angrenzenden Gemeinen durch Anſchlag an ver 
Gemeine-Stätte, ober in der örtlich fonft hergebrachten Publikationsweiſe. 

Sie enthält mit Hinweifung auf den im Geſchaͤftslokale des Landraths zur 
Einfiht audgelegten Blan die Aufforderung, 
etwanige Wiverfpruchsrechte und Entſchädigungs⸗Anſprüche binnen drei Monaten 
vom Tage des Erſcheinens des erften Amtsblattes an gerechnet, bei dem Land⸗ 
rathe anzumelden. 


zur Feſtſtellung der Widerſprüche ober zur Beſchränkung der entgegenftehbenden Rechte in 
Anſpruch nehmen wollen; machen fie von diefer Befugniß feinen Gebrauch, fo ift Die Reg. 
nicht kompetent, über Streitigleiten, bie durch die Bewäſſerung entſtehen, zu entjcheiben, 
jondern der Triebwertöbefiger muß feinen Widerſpruch im Aw. verfolgen und bie Reg. 
kann fich nicht eine hievon abweichende Kompetenz unter der Form einer Polizei⸗VO. vin- 
dieiren. Es läßt fih nur dann eine folde BO. über bie Regelung ber Bewäfferung an 
Privatflüffen auf Grund des 86. h. ©. v. 11. März 1850 rechtfertigen, wenn es da⸗ 
rauf anlommt, Streitigleiten zahlreicher Grundbefiger über die Ableitung des Waſſers zu 
regeln, thätlichen Konflilten der Adjacenten vorzubeugen und eine unpflegliche Verwendung 
des Waſſers im Imtereffe der Bodenkultur eines größeren Diftrikts zu verhüten, indem 
dergleichen Streitigkeiten unter zahlreichen, nicht feft begrenzten Barteien im Wege des Pro- 
zeſſes zu einem angemefjenen Reſultate nicht führen können. So L.u. IMR. v.21. April 
1861 (BMBE. S. 110). 

17. Bon den beiden in $ 19 bezeichneten polizeilichen Bermittelungsverfahren ift das 
zu 1. (Aufgebot zur Ermittlung und reſp. Feftftellung ber Widerſpruchsrechte) in ben 
88 20 bis 23, das zu 2. Geſchränkung der entgegenftehenden Rechte) in ven 88 24 bie 55 
behandelt und geregelt: f. IMR. v. 20. Aug. 1847 in n. 10. 

88. 19. Nr. 1. und 20 bis 22, 

18. Das bier vorgefehriebene Aufgebots- und Präktufions-Verfahren bezieht fich nur 
auf bie in 819. Nr. 1. a. bis c. bezeichneten Widerſpruchsrechte und Entſchädigungsan⸗ 
jprühe und bat nur die im legten Abſatz des $ 21 angegebenen Wirkungen. Insbe⸗ 
jondere erfiredt es ji nicht auf Die aus den 813. Nr. 1.1.2. fi ergeben- 
ben Widerſpruchsrechte, fondern dieſe bleiben auch nad dem Präflufions- 
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Die Aufforderung gefchieht mit ver Verwarnung, daß diejenigen, welche ic 


binnen ver beitimmten Friſt nicht gemelvet haben, 


in Beziehung auf das zur Bewäſſerung zu verwenbende Wafler ſowohl ihre Ä 


Widerſpruchsrechts als des Anfpruches auf Entihäbigung verluftig geben, u: 
in Beziehung auf das zu bewäſſernde oder zu ven Waſſerleitungen zu bemumert: 
Terrain ihr Wiberjpruchsredht gegen die Anlage verlieren und nur ceme 
Anſpruch auf Entſchädigung behalten. 


8.22. Nach Ablauf der Anmelvungsfrift (8. 21.) find ver Regierung tr: 





Berhandlungen einzureichen. Dieſe faßt, wenn fie die vorgejchriebeken Formis 
keiten beobachtet findet, einen Beſcheid ab, in welchem fie denjenigen, die ſich se 
meldet haben, ihre Rechte namentlich vorbehält, alle Anveren aber mit ihren ke 


Erlaß des Beſcheides beftehenden Rechten präflubirt. 
Eine Ausfertigung des Präkluſionsbeſcheides iſt dem Brovofanten zuzuftele. 
melcher jänmtliche Kofter des Verfahrens zu tragen hat. 


Gegen diefe Präkluſion kann ein Reftitutionsgefuch binnen zehntägiger dr? 


bei der Regierung angebradyt merben. 

8.25. In den Fällen, in welden über vie Eriftenz oder ven Umis-: 
eined Rechtes, auf welches ein Widerſpruch oder ein Entſchädigungsanſpruch at 
gründet wird, Streit entfteht, fürdet der Rechtsweg ftatt. 


Iſt dagegen nur die Frage zu erörtern, ob durch vie Bewäflerungs-Anlı:. 


einem zur Zeit der Publikation dieſes Geſetzes beitehenben Triebwerke Das :ı 
Betriebe in dem viöherigen Umfange erforverlihe Waller entzogen werbe (8. Is. 
Litt. b.), fo ſteht bie 


ntjheidung, mit Ausfchluß des Recptöineged, ber Rene 


rung zu, unter Vorbehalt des Rekurſes an das Miniſterium des Innern, weld 


— — — 


Verfahren unverändert beſtehen. — Die Entſcheidung auf die Reſtitutionsgeird 
gegen bie Präkluſionsbeſcheide ($ 22 letzter Abſatz) ſteht der Reg. zu. Das Berfabrn Ü 
dem in 88 100 bis 106 Tit. 51 der Proz.⸗O. nachgebildet und bie Reſtitution fur 
alfo mit der in Abſchn. III. Tit. 14 1. c. angeordneten gegen Kontumazialbefcheibe überer. 


über deren Auläffigfeit das Gericht erfter Inftang zu befinden bat. Erſt Beſchwerden ii 


die desfallfigen Enticheidungen ver Reg. gehören zur Enticheivung des M. f. d. Iautm. i 


So a v. 8. Dez. 1862 (nicht veröffentlicht). 


19. Diefer 8 fteht mit dem vorangehenden in unmittelbarer Beziehung und ortı= 
alſo bie erceptionelle Kompetenz der Verwaltungsbehörde über ein auf $ 16. b. geftüze: 


Widerſpruchsrecht eines Triebwerksbeſitzers nur für ben Fall an, daß bie polizeiliche Far 


mittelung Seitens des Unternehmers einer Bewäfferungsanlage nah 8 19. Nr. 1. m U: 
fpruch genommen und in Folge deſſen ein Widerfpruchsrecht angemeldet ift: fo Das in 
10. cit. IMR. v. 10. Aug. 1847 und das Jz. u. IMR. v. 6. Dez. 1843 (BRR 


©. 331), welches die Richtigkeit diefer Auslegung aus ben Materialien des ©. näher rec 
weit, desgl. ER. v. 4. Sept. 1849 (IMDB. ©. 488) u. v. 25. Juni 1853 (IME 


&. 312), nad welchen außerhalb des Provokationsverfahrens auch Über bie ı= 
8 23. Abf. 2. enthaltene Frage, und unbedingt ſtets über die Wirkung ber durch %: 
gierungsbeſcheid erfolgten Präffufion von Entſchädigungsanſprüchen bei Bewäſſerungse 
lagen im orbentl. Aw. zu entjcheiden if. — Das IMR. v. 9. Sept. 1845 (BRE 
©. 270) führt aus, daß bie erceptionelle Kompetenz der Reg. aus 8 23 h. 1, nicht sr’ 
andere, als Bewäflerungsanlagen ausgedehnt werden kann. — Nah dem cit. IMR. : 
10. Aug. 1847 find die Koften des Verfahrens behufs der Entſcheidung nach $ 23. M. 
2. dem Triebwerkbeſitzer aufzulegen, wenn fein Widerſpruch unbegrünt:: 
befunden wird. Die Rekursentſcheidung nad $ 23 am Schluß ſteht jekt kr 
M. f. d. landw. A. zu, was auch von den in 55 32 am Schluß und 44 erwilst: 
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innen einer präffuftoifchen Srift von ſechs Wochen nad) Bekanntmachung des 
zeſcheides ae ift. 
3. 24 Buben im $. 19. Nr. 2. bezeichneten Zweden kann die Vermitte⸗ 
ng der Polige eibebörde nur in Anſpruch genommen werben in Fällen eines 
—— andeskulturintereſſes, und unter der Verpflichtung zu vollſtändiger 


Antihäbigun 
5. Unter biefen Bedingungen ($. 24.) kann der Unternehmer einer 
3emäfferungsanle e verlangen, daß ihm 
1) zu den erforderlichen Waſſerleitungen, infofern er ide auf feinem eige- 
nen Grundſtücke nicht herftellen kann, auf fremden Grundſtücken eine Ser- 
pitut eingeräumt, 
2) —* Benutzung bes jenſeitigen Ufers zum Anſchluſſe eines Stauwerks, 
owie 
3) eine Ausnahme von der im 8. 13. Nr. 1. vorgeſchriebenen Beſchränkung 
geſtattet werde, und daß 
4) der Beſitzer eines Triebwerks ſich eine Beſchränkung des hm geſtehenden 
Rechts auf Benutzung des Waſſers (88. 16. 17.) gefallen laſſe. 
ß Fi gleichen Bedingungen ($. 24.) kann ver Uferbefiger verlangen, 
daß ihm 
5) geftattet werde, fein Recht auf Benutzung des Waflerd in ber 88. 1. 
und 13. bezeichneten Ausvehnung vefjelben einem unmittelbar an das 
Grundſtück des Uferbeſitzers angrenzenden Grundbeſitzer abzutreten. 


— — 


zilt. — Wegen der Kompetenz der Reg. zur Unterſagung von Seuäfierungsaniangen um 
Falle vn Ad Abf. 2. ſ. R. v. 20. Aug. 1847 und 16. Dez. 1860 nn. — 
88. 19. Nr. 2. u. 24 bis 55. im Allgem. 

20, Das in dieſen Borfchriften angeorbnete Berfahren macht dem Unternehmer einer 
Bereäfferungsanlage möglich, gewijfe größere Rechte, als bie ihm geſetzlich nach $ 13 
uftehenden, gegen Entſchädigung zu verlangen, geht aber bierin lange nicht fo weit, 
‚Is das in 88 11 fg. Borfluth-Eb. v. 15. Nov. 1811 (B. L) für Entwäfferugsanlagen 
sorgefchriebene Verfahren, fondern beichränft fi) auf die Gewährung ber im $ 25 h. 1. 
ngegebenen 5 Forderungen. Unter biefen ift zu 3. eine Ausnahme von der im $ 13 
Nr. 1 geftellten Schranfe wegen Vermeidung des Rüdftaus auf frembe Grunbftüde ge- 
tattet, Dagegen nicht eine Ausnahme von der int $13. Nr. 2 vorgefhriebenen 
Z3urädleitungsgrenze. Diefe legtere muß alfo der Unternehmer der Be- 
päjferungsanlage einhalten, wenn es ihm nicht gelingt, fi über eine Abweichung 
nit ben unterhalb gelegenen Uferbeſitzern zu vereinigen. Hierin Tiegt eine große Erjchme- 
ung ber Bewäfferungsanlagen. — Sodann ift das in ven 88 30 fg. vorgejchriebene Ber- 
ıbren weniger einfach, als das für Entwäfjerungsanlagen nach dem Vorfluth-Ed.; daſſelbe 
ssfälft in Drei Abfchuitte: in ein Vorverfahren vor der Kreisvermittelungs - + Kommiffion 
3$ 30 bis 32), das eigentliche Bewäfferungspları » Verfahren vor der Regierung (88 33 
is 44) umb das Berfahren zur Feſtſtellung ber Entihäbigung gleichfalls vor der Regie⸗ 
ung (88 45 bie 48), von denen jedes zwei Iuftanzen zuläßt. — Die beiben letzten Ber- 
ıhren koͤnnen von der Regierung in ber Art verbunden werben, daß von ihr bie Entſchei⸗ 
ug Über Bewäfferungsplan und Ausführungsmobalitäten und bie über ben Entſcheidungs⸗ 
etrag Wpunden p wird: ſo RK. Z. Bd. 11. Grundſ. 817. b. 


21. In dem franzöf. ⸗rechtl. Theile Der Rheinprovinz ift nah der BO. v. 
. San. 1845 (G.S. S. 35) — ſ. in n. 1. h. 1. — bei Entfcheibung der Frage wegen 
3 überwiegenden SLanbesfulturinterefjes einer Bereäfferungsanlage das Interefie vorban- 
mer auf Sriebwerten beruhender gewerbl. Anlagen im zweifelhaften Falle über das ber 
odenkultur zu ftellen 
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ſut 8 26. In dem Falle des 8. 25. zu 1. fteht dem Eigenthümer des Grum 

8 frei: 

a) fich bei der Anlage und Benugung ver Wafferleitungen gegen verhält 
mäßige Uebernahme der Koften zu betheiligen, in welchen Falle dann k 
Veitftellung des Bewäflerungsplanes ($. 42.) auch auf fein Intereſſe zum 
Zwecke ver Bewäſſerung Rüdficht zu nehmen iſt; ober _ 

b) anftatt Eimäumung einer Servitut, das Eigenthum des zu den Wafır 
leitungen erforberlihen Bodens dem Unternehmer der Anlage abzutreten 
welcher daſſelbe zu übernehmen verpflichtet if. Wenn das ganze Gut 
ft des Provokaten, over ein Theil deſſelben nad) Anlage ver Waſſc 
leitungen von ihm nicht mehr zweckmäßig benutzt werben kann, je ite 
befugt, das ganze Grundſtück, oder den betreffenden Theil, Deffen Umfun 
die Regjerung zu beftimmen bat, dem Provofanten ebenfalls als Eiger 
thum abzutreten. 

Der Grundeigenthümer, welder von biefen Rechten (a. und b.) Gebrart 
machen will, muß ſich darüber in einer präflufiviichen Friſt von Drei Monate 
nad Mittheilung des Antrages des Unternehmers erflären. 

. 27. In dem Falle des $. 25. Nr. 2. hat ver Beſitzer des jenfatz- 

Ufers die Wahl zwiſchen vollftändiger Entfhädigung oder Mitbenukung des ar 

eftauten Wafjers zur Hälfte. Wählt er erſteres oder erklärt er fich binnen tr 

Monaten nicht, fo verliert er dad Recht auf Mitbenukung des Waſſers; mi: 

er letzteres, jo muß er die Hälfte der Koften des Stauwerkes übernehmen. 

. 28. Wenn ein vom Unternehmer ver Bewäflerungs-Anlage beabfiät: 
ter Rückſtau ($. 25. Nr. 3.) won der Art ift, daß dadurch die Entwäſſerung 
fähigfeit der oberhalb liegenden Ländereien eines Dritten beeinträchtigt wit, \: 
joll bei  antwortung ber Trage, ob ein überwiegendes Lanveskultur-Interen: 
bei der Anlage obwaltet, das Intereſſe ver Entwäflerung in zweifelhaften zür 
über das der Bewäflerung geftellt werben. 

8.29. Wenn in dem Falle des 8. 25. Nr. 3. durch die Bewäflennr 
Anlage die Berfumpfung eines fremden Grundſtücks veranlaft wird, fe it de 
Eigenthümer befugt, ftatt feines Anſpruchs auf vollftändige Entſchädigung ($.4. 
das Eigenthum des ganzen verfumpften Grundſtücks oder besjenigen Theiles, vu 
durch die Berfumpfung betroffen wird, dem Unternehmer ver Anlage abzuttttc. 
welcher daffelbe zu übernehmen verbunden ift. 

8. 30. Anträge zu den im $. 25. bezeichneten Zwecken ſind au vie Per 
mittelungs⸗Kommiſſion zu richten, welche in jedem Sreife eingefetzt werben wi 
unter Vorfit des Landraths aus Grundbefigern der verfchiedenen die Kreikre: 
fammlung bildenden Stände, jo wie aus einer angemeflenen Zahl von Suhw: 
ftändigen beitehen fol. Ueber vie gulemmenfebung ber Kommiffion hat vie X 
gierung für jeven Kreis auf ven Vorſchlag der Kreisverfammlung pas Nähe: 
feftzufegen. Die Mitglieder werben von der Kreisverſammlung erwählt und vr 
der Regierung beftätigt. 

8. 31. Die Anträge ($. 30.) müffen mit einem Situationsplane, ven © 
forverlihen Nivellements und einem fachverftändigen Gutachten begleitet ſein, u 


— 





— nn — — 


88. 30 bis 47. 

22. K.O. v. 17. Ian. 1844 (G.S. S. 61) beſtimmt, daß die Diäten und Ir 
toften der Mitglieder der Kreisvermittelungskommiſſion, der Reg.-Kommifferien und £:: 
verftändigen bei dem in ven 88 30 bis 47 h. 1. angeorbneteu Berfahren nach ben E:: 
ihriften der 882 u. 3, des Regl. v. 25. April 1836 (ſ. unter A. XII, a) = 
der Reg. feftgefegt werben follen. 
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zugleih die Erklärung enthalten, daß ver Provofant bereit fei, die Koften der 
von den Behörven für nothwendig erachteten Ermittelungen zu tragen und auf 
Verlangen vorzufchießen, ingleichen die Provofaten vollftändig zu entſchädigen. 

8. 32, Die Kreis⸗Vermittelungskommiſſion prüft den Antrag an Ort und 
pri ee Zuziehung der Betheiligten, und ftellt demnach vie Vorfrage 

eft: 

‚ob wirklich ein überwiegenves Landeskultur⸗Intereſſe vorwalte? 

Gegen die Entfcheivung der Kommiffion fteht dem Provofanten jo wie dem Pro— 
vokaten binnen ſechs Wochen präffufivifcher Friſt der Rekurs an die Regierung 
und wenn die Entjcheivung derfelben von der Vermittelungs-Kommiffion ab» 
weicht, in berfelben Frift der Rekurs an das Minifteriun des Innern offen. 

8F. 33. Iſt auf diefe Weile das VBorwalten eines überwiegenden Yandes- 
kultur⸗Intereſſe feftgeftellt, jo ernennt die Regierung Kommifjarien, melche unter 
Mitwirkung des Landraths die einzelnen Gegenſtände des Antrags, fo wie bie 
Dagegen erhobenen Wiverjprüche prüfen. 

8. 34. Wird zu den Waflerleitungen die Benutzung von fremdem Grund 
und Boden verlangt ($. 25. Nr. 1.), fo haben die Kommiflarien ihre Prüfung 
beſonders darauf zu richten: | 

ob, und in welder Ausdehnung vie Führung der Waſſerleitung über den 
fremden Grund und Boden zu der Anlage nothwenbig jei? 

welche Brüden, Ueberfahrten, Einfrievigungen ꝛc. eingerichtet und unter- 
halten werden müflen, um ven Eigenthümer gegen Nachtheile in Be- 
nugung des ihm verbleibenden Gruudſtücks zu fichern ? 

5. 35. Wird die Benutzung des jenfeitigen Ufers zum Anfchluß eines 
Staumerfes verlangt ($. 25. Nr. 1), fo ift der Ort zu ermitteln, welcher dem 
Provofanten am wenigiten nachtheilig und doch zwedentiprechenn tft. 

. Wird eine Beichränfung des Rechts verlangt, welches Beſitzern von 
Triebwerken auf Benutzung des alters zufteht ($. 25. Wr. 4.), Au zu prü- 
fen: in welchem Maaße die Beichränfung erfolgen müſſe, um bie Erreichung des 
beabfichtigten Zweckes zu fichern. 

8. 37. ft über die Frage zu entfcheiben: 

ob durch die Bewäflerungs- Anlage einem Triebwerke das Wafler entzogen 
werde, deſſen der Beſitzer bevarf, um fein Gewerbe in dem biöherigen 
Umfange (8. 16. b.) oder in dem Umfange feiner Berechtigung ($. 17.) 
auszuliben, 
jo ift von dem Grundſatz auszugehen, daß ver Befiter des Triebwerks nicht ges 
nöthigt werben kann, ſich eine Abänderung des innern Triebwerks gefallen zu 


SS. 37 u. AR. 

23. Die Entfcheidung dev Frage, ob und in weldem Umfange burd bie Be- 
wäfferungsanlage dem Triebwerke, gegen welches der Anfpruch auf Beſchränkung des ihm 
zuſtehenden Waffernubungsrechts nad 8 25. Nr. 4. gerichtet iſt, das zum Betriebe Des 
Gewerbes im bisherigen Umfange (8 16. b.) oder in dem Umfange der Berechtigung ($ 17) 
erforberlihe Waſſer entzogen wird, — (von beren Ausfalle e8 abhängt, ob der Triebwerk⸗ 
befiger außer den in 8 37 gebachten, mit der Beränderung des äußeren Zriebwerls zu⸗ 
jammenhängenden Entihäbigungen no eine weitere für Einſchränkung jeines 
Rechts nah 8 45 zu fordern hat) — geit zur Kompetenz ver Regierung, und zwar 
in bie nach 8 42 von ihr zu treffende Entſcheidung: vgl. das in n.15. ci R. v. 13. 
Mai 1861 und Opp. RB. ©. 425. Der Streit über die Eriftenz ober den Umfang 
eine® auf jpeziellem Titel ($ 16. a.) beruhenden Widerſpruchsrechts eines Triebwerk⸗ 
befitzers gehört nach $ 23 unbedingt zum Rw. (vgl. $ 53). _ 

Sreiif, ef. üb. Land.⸗Kult. u. landw. Pol. 3 
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laſſen, daß er aber eine zweckmäßige Einrichtung der Stauwerke, des Gerinu: 
und des Waſſerrades auf Koften der Provofanten ſich gefallen laſſen mug. Ve 
Prüfung der gedachten Trage ift jeperzeit eine ſolche zweckmäßige Eimichtung y 
unterftelen, und darnach die Entſcheidung zu treffen. 

Der Provokant ift verbunden, vie erwähnte Einrichtung auf feine Koſten a 
bewirken, auch ven Provofaten wegen des Berluftes zu entſchädigen, ver durd 
die Hemmung ſeines Gemerbebetriebes während der Dauer der Eimrichtungi⸗ 
arbeiten verurjacht wird. Die bei der neuen Einrichtung gegen den früber: 
Zuſtand mehr entftehenden Unterhaltungsfoften hat der Provokant als eine jähr 
Ihe Rente an ven Befiter des Triebwerks zu zahlen und für ihre regelmäaͤßige 
Zahlung Sicherheit zu leiften. 

8. 8. Die Kommiffarien find befugt, bie zur Ausführung ihres age 
nöthigen Ermittelimgen, Vermeſſungen, Nivellements 2c. zu veranlaffen. Küme 
dieſe Vorarbeiten nicht bewirkt werben, ohne fremde Grundſtücke zu beireten, \: 
müffen deren Eigenthümer fich jolches gegen Vergütung des ihnen dadurch at 
fiehenden Schadens gefallen laſſen. . 

. 38. Die Kommiffarien haben ſich vie gütliche Beilegung der Stret 
punkte möglich angelegen fein zu laflen. u 

8. 40. Sie entwerfen demnächſt mit Rüdficht auf das Ergebniß ber Fri 
fung über vie erhobenen Wiberfprüdhe und das von ihnen wahrgmehmmt: 
öffentliche Interefſe den Plan zur Ausführung und Benugung ver Anlage, lege 
jolhen ven Parteien zur Erklärung vor, und überreichen ihn ver Regime: 
mitte gutachtlichen Berichts, in welchem alle Streitpunfte einzeln vorzut: 

en 


$. 41. Der Plan muß in Hinſicht auf die Art ver Ausführung, ver Ir 
lagen und deren Benugung, fo wie in Hinficht auf die zur Ueberwachung ber 
ben nöthigen Manfregeln alles dasjenige feitftellen, was im beſonderen, wie & 
öffentlichen Intereſſe erforverlich ift. 

8. 42. Die Regierung hat auf Grund der fommiffarifchen Den 
über die Genehmigung ver Anträge ($. 30.) umb über die Zuläſſigkeit ver ı 
hobenen Widerjprüche zu entjcheiven, und die Bedingungen ver Ausführung m 
Benugunß feſtzuſtellen. 

8. 43. In dem Beſchlufſe (8. 42.) iſt eine Friſt feftzufegen, binnen ine 
her die Anlage von dem Unternehmer bei Verluſt ſeines Rechts ausgefübn 


fein muß. 

5. 44. Der Beſchluß, welchem der von den Kommiffarien vorgelegte plu 
(8. 40.), fo weit folcher genehmigt worven, beizufügen ift, wird fowohl dem Fre 
vofanten, al® auch dem Sronstaten befannt gemacht. Jedem Theile fteht dagegc 
ber Rekurs an das Minifterum des Innern binnen ſechs Wochen präkluſwiſce 
Friſt nad Bekanntmachung des Beichlufjes offen. 


5% 42. u. 45. 
4. In Betreff ver Frage, wann bie bier gebachten Enticheibungen ber Reg, vor 
ber Abth. des Innern und wann vom Plenum zu treffen find, gift Das im m. W. sm 


Vorfluth⸗Ed. B. I. Bemerkte, ebenfalls. — Wegen Berbindung beider Entfcheibungen 1. 1 
20 am Pa | 


25. Wenn ber Unternehmer die im Beichluffe feſigeſetzte Frift ohne Ausführung te 
Anlage verftreichen läßt, fo geht nur fein auf dem Beſchluſſe ber Reg. bernhendes Weit | 
verloren. Es ift aber nicht ansgefchloflen, Daß er aufs Nene nach 8 19. Nr. 2. die Er 
mittelung ber Reg. in Anfpruch nehmen kam. 
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$. 45. Nachdem vefinitio entjchieven worben, in welchem Umfange vie 
Einräumung oder Einſchränkung eines Rechts zu Gunſten einer Bewãſſerungs⸗ 
Anlage ſtattfinden ſoll, läßt die Regierung die dafür zu leiſtende vollſtändige 
— durch drei von ihr zu ernennende Zaratoren unter Zuziehung 
ſämmtlicher Betheiligten ermitteln, und fegt folche unter Zufchlagung von 25 Pro- 
gent bes ermittelten Betrages durch einen Beſchluß feit, welcher ven Betheiligten 

ekannt zu machen ift. 

Die Koften diefer Abſchätzung hat der Unternehmer der Bewäfjerungs-An- 
lage allein zu tragen. 

8. 46. Wenn der Provofat nad den Grundſätzen der 88. 26. und 29. 
Land abtritt, k ift er befugt, da wo es ven örtlichen Berhältniffen nach zuläffig 
ift, and dem obefige des Provofanten eine Landabfindung zu forvern, deren 
Werth der nad 8. 45. feftgeftellten Entiäbigungeunme glei fommt. Sofern 
die Bewäſſerungs⸗Anlage nicht zur Ausführung kommt, ober jpäterhin wieber 
eingeht, Tamı ver Provokat dad von ihm abgetretene Land gegen Rüdgabe ver 
erhaltenen Entihäbigung wieder zurückfordern. 

$. 47. Dem Berechtigten fteht, wenn er fich durch bie von ver Regierung 
feftgeftellte Sattaäbigung (ds. 45. und 46.) nicht für befriedigt hält, binnen 
ſechs Wochen nah Belanntmahung des Beichluffes ver Rekurs an pas Revi- 
Nione-Rollegkum frei. Daſſelbe Reit nad Revifion der Abſchätzung, wobei an- 
bermeitige Ermittelungen geftattet find, die Entſchädigung mit Ausſchließung jedes 
weiteren RechtSmtitteld, ſowie des Rechtsweges definitiv nad) den Grundſätzen 
ver 88. 45. und 46. feft. 

Dem Unternehmer ver Bewäflerungs-Anlage ift fein Rekurs geftattet. 

Aus Neuvorpommern und Nügen gehen vie Rekurſe an das Revifions- 
Kollegium zu Stettin. 

. 45. In der Rekursſchrift muß der Mehrbetrag der Entſchädigungs⸗ 
humme oder Landabfindung, welchen ver Berechtigte forbert, beftimmt ausge⸗ 
d ein. 

ird dem Berechtigten keine höhere Entſchädigung als die von der Regie⸗ 
rung feſtgeſetzte (58. 45. und 46.) zuerkannt, jo Bat derjelbe ſämmtliche Rollen 
der Rekurs⸗Inſtanz zu tragen. 

Erftreitet er den ganzen geforberten Mebrbetrag, jo fallen dieſe Koften 
ſämmtlich dem Unternehmer der Bewäflerungs-Anlage zur Laſt. 

Wenn der Dereihtigte zwar nicht den ganzen geforberten Betrag, aber doc) 
mehr, al8 ihm von der Regierung zugebilligt worben, erftreitet, jo findet zwiſchen 
beiden Theilen eine verhältnigmäßige Vertheilung der Koften ftatt. 


8. 48. 
26. Die Entſchädigungsanſprüche wegen behaupteter Verlegung bes 
jeftgeftellten Bewäfjerungsplans gehören zum orbentl, Rw.; das ©. enthält feine 
Beftimmung varüber, daß nach erfolgter Ausführung des Plans und nach Feitftellung ber 
Entſchädigungen, vie bei planmäßiger Herftellung und Handhabung ver Anlage erwachſen, 
die Berwaltungsbehörden noch fompetent bleiben, auch über biejenigen Streitigleiten und 
Entjchädigungsforberungen zu enticheiven, welche durch Abweichung von dem Blane hervor⸗ 
gerufen werben: fo LMR. v. 19. Oft. 1861 (BMBIL. S. 282). 
88. 47. u. 51. 

27. Durch die in n.1. ci. BO. v. 9. Ian. 1845 (G.⸗S. ©. 35) ift auch ber 
ftimmt, daß über bie in ben Fällen des 8 37 eingelegten Rekurſes das zufolge ber BO. v. 
22. Nov. 1844 (j. unter A. XI.) errichtete RE, |. RS. zu Berlin zu entſcheiden bat. 
— Der gemäß 8 47 h. J. gegen die Bejchlüffe der Reg. an pas RER. einzulegenvde Rekurs 
muß binnen 6 Wochen nach ihrer Belanntmahung bei der Neg., weige fie gefaßt 
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8.49. Dem Unternehmer der Bewäfferungs-Anlage fteht frei, von ven 
Ausführmg auch nach bereits erfolgter definitiver Feftftellung der Entſchädigunge 
fumme abzuftehen; er muß aber in viefem Falle aud diejenigen Koften überneb 
men, welche dem Brovofanten zur Laſt geftellt worben find. 
. 50. Die Einziehung und Auszahlımg over gerichtliche Depofition ve 
feftgeftellten Entſchädigungsſumme liegt der Regierung ob. . 
S. 51. Sämmtliche Verhandlungen, welche durch das nach Vorſchrift de 
8. 19. Nr. 1. und 2. eingeleitete Verfahren, imgleihen durch das Verfabrer 
ir Ermittelung ber Eutihäbigung (88. 45. 46.) und durch die Einziehung um 
Szahlung oder Depofition der Entſchädigungsgelder ($. 50.) veranlaßt werte. 
find gebühren- und ftempelfrei, und e8 werben nur die baaren Auslagen in Ani 
gebracht in Prozefien (8. 23.) und in ver Rekurs-Inſtanz wegen Feſtſetzung du 
ntjhäbigumg (8. 47.) find jedoch Gebühren und Stempel zu entrichten. 
$. 5%. Die Ausführung ver Bewäflerungs-Anlage darf erft nad) geichehen: 
Zahlung over Depofitton ver Entfhäbigungsfumme erfolgen, im alle ter Ve 
rufung an das Reviſions⸗Kollegium ($. 47.) kamn jedoch die Regierung bie ter 
läufige Ausführung geftatten, wenn der Unternehmer für ben von der Hegimen 
feftgefeßten Betrag &. 45.) Kaution leiftet. 
$. 53. Iſt über ein auf fpeziellem Titel beruhendes Widerſpruchsrecht cr 
Prozeß entftanden ($. 23.), fo kann die Ausführung der Anlage von ber Rey 
rung vorläufig geftattet werben, wern der Unternehmer fir Schaden und Seite 
Kaution leiftet. Ueber die Zulänglichleit der Kaution hat die Regierung, nıt 
Vernehmung des Widerfprechenven, zu entſcheiden. 
$. 54. Der Unternehmer der Anlage kann in dem Falle ves 8. 53., ur 
vor der Ausführung ven Betrag der etwa zu leiſtenden Entſchädigung überſebe 
zu können, darauf antragen, vaß die Entihäbigungsfumme nah Vorſchrift de 
88. 45. u. f. im Voraus ermittelt und feſigeſtellt werde. 
$. 55. Die Vorſchriften ver 88. 45. und 46. finden auch Anwendung a 
die den Fiſcherei⸗Berechtigten zu leiſtende Entſhadigu ($. 18.), die Ausfuhrur; 
der Ihlase ſoll jedoch von der Feſtſtellung dieſer —— niemals afbır 
gig fein. 


Dritter Abſchnitt. 
Genofjenfhaften zu Bewäfferungs-Anlagen. 
. 86. Wenn Unternehmmmgen zur Benutzung des Waflers, deren Vor 
theile einer ganzen Gegend zu Gute fommen, nur durch ein gemeinfames Wult 


bat, unter Beachtung der im 848 h. 1. enthaltenen Vorjchriften angebracht umd gar 
fertigt werben; bie bloße Anmelbung bei ber Reg. ober die Anbringung und Rechtiem 
gung beim Lanbrathamte ift nicht ausreichend: fo RR. 3. Bd. 12. S. 121. — Zum 

Rekurs⸗Entſch. des AR. ift nach $ 51 zwar Stempel, aber mur ber Ausfertigunge, mi 

ber Erfenntniß - Werthefteinpel zu verwenden: jo F. u. MR. v. 8. u. 16. Inli 18 

(2. or 10. ©. 184). 


28. Statt bes $ 46 ift 8 47 zu ſetzen, welcher mit bem 8 45 zuſammen bie allger 
Vorſchriften wegen Feſtſtellung der Entſchädigung enthält, während 8 46 auf bie Zäle m 
Lanbabtretung Seitens des Provofaten fich bezieht. 
non. II. 88. 56 bis 59. 

29. Diefer Abſchnitt, welcher durch Art. 1. des G. v. 11. Mai 1853 (G.-©. €. 1v 
— f. unter B. III. 2. — au in den Hohenzollernfdhen Landen eingeführt ik, 
durch Art. 2. des nämlichen ©. „auch auf Genofjenfhaften zu Enmi: 
rungsanlagen ausgedehnt mit der Maafgabe, daß Genoſſenſchaften iii 
Drainanlagen nur bei freiwilliger Zuftimmung aller Betheifigten gebil 


B. II. Geſetz vom 28. Februar 1843. $ 56-58. n. 30. 581 


zu Stande zu bringen und fortzuführen find, jo Tönnen die Betheiligten zu ge» 
meinfamer Anlegung und Unterhaltung ber erforderlichen Waſſerwerke * lan⸗ 
desherrliche Verordnung verpflichtet und zu beſonderen Genoſſenſchaften vereinigt 
werden. 

8. 57. Für jede ſolche Genoſſenſchaft ſollen, nachdem die Betheiligten mit 
ihren Anträgen und Erinnerungen gehört worden, folgende Punkte durch ein lan⸗ 
desherrlich vollzogenes Statut näher beflimmt werben: 

a) ber Umfang der gemeinfamen Zwede und der Plan, nach welchen ver- 
fahren werben joll; 

.b) die Bertheilung ver zum Anlegung und Unterhaltung ver Anftalten erfor- 
verlichen Beiträge und Leiftungen nad) dem Verhältniſſe der hieraus er- 
wachſenden Bortbeile; 

e) die mmere Verfaſſung des Verbandes. 

Iſt eine Genoſſenſchaft unter freiwilliger Zuftimmung aller Peibeiligten zu Stande 
gefommen, jo ift der Minifter des Innern ermächtigt, das vereinbarte Statut zu 
genehmigen und zur Ausführung bringen zu laſſen. 

8.58. Der Min. des I. wird die Regierungen wegen Bildung folder 
Genoſſenſchaften und wegen Vorbereitung der Statute mit näherer Anweifung 
ver) 


bet werden follen.” Erft hierdurch ift es möglich geworben, bie genoffenfchaftliche Thä⸗ 
tigfeit auf bie faft ftets zweckmäßige Vereinigung der Be- mit Entwäflerungsanlagen zu 
richten und demzufolge feit biefem ©. erft ver Abſchn. III. h. 1. zu rechter praftifcher Anwenbung 
gelangt. Wegen ber großen Zahl theils landesherrlich, theils minifteriell genehmigter Sta- 
tuten von Ent- und Bewäflerungs-Genofjeniaften f. n. 12 zur Einleitung. — Spezielle 
Anleitung über die Vorbereitung berfelben giebt bie nebft der zugehörigen Circ-8,, 
als Beilage C. zu B. I. — IH, abgevrudte Anweifung des LMX. v. 10. Okt. 
1857. Das in $ 8 derſ. cit. R. vo. 10. Nov. 1851 nebft dem für Meine Ber- 
bände paffenden Schema ift als Beilage D, zu B. J. -III. abgedrudt. Sodann 
ift über die Ausführung der tehnifhen Vorarbeiten bei Landesmelioratio— 
nen bie Inſtruktion des LMX. v. 24. Aug. 1861 erlaffen, welche mit ven 4 
in 88 3, 4, 5 und 6 erwähnten Kartenbeilagen im Berlage von Ernft und Korn in 
Berlin erfchienen und deren Wortlaut als Beilage E. zu B. 1. — III. abgedruckt ift. 
Zu 89 berj. beftimmt LMR.v. 19. Febr. 1864 (BMBI. ©. 114), daß für Querprofile 
durch das Flußthal in ver Regel ebenfo zur liquibiren ift, wie für Längenprofile; in ber 
Bezahlung für das Längennivellement fei nach dem vorletzten Mlinea des cit. 59 nur 
die Zeichnung ber eigentlichen Flußbettprofile begriffen, da zu biejen ber Felbmeffer gewöhn⸗ 
lich die Zahlennotizen während ber Aufnahme des Längennivellements ohne, erheblichen 
Zeitaufwand gewinnen kann; in bejonders fchwierigen Fällen fei nach dem letzten Alinea 
des $ 9 die Bewilligung von Diäten fowohl für das Längennivellement, wie filr das 
Nivellement der Thalprofile zufällig; auch Fünne bei breiteren und tiefen Flüſſen dem 
Feldmeſſer wicht zugemuthet werben, bie mit Zeitaufwand durch Peilungen ꝛc. zu ermit⸗ 
telnden Flußbettprofile für den Afforbpreis des Längennivellements mitzumachen, vielmehr 
bafitr eine Bewilligung von Diäten erfolgen; es fei zwedimäßig, barlber gleich bei ber 
Spezialinftr. für das Nivellement Beſtimmung zu treffen. 

30. Die landesherrlich genehmigten, durch die ©.-©. bekannt gemachten Genoffen- 
ſchaftsſtatuten fchließen regelmäßig ven Rw. aus für die Feſtſtellung des Beitragsfatafters, 
für die Beſtimmung, welche Anlagen auf Koften des Verbandes und welche durch bie ein⸗ 
zeinen Genoffen anszuführen und zu unterhalten find und für die Ausſchreibung und Ein- 
ziehbung der Genoffenfchaftsbeiträge, — endlich in Betreff ber den Berbänden gewährten 
Srpropriationsbefugniffe, für welche in der Regel die Vorfchriften des ©. v. 28. Februar 
1843 für maaßgebend erflärt find, — Ein Angriff auf die Wirkſamkeit eines Tanbesherr- 
lich genehmigten, durch die G.⸗S. verkündigten Verbandſtatuts darf im Aw. nicht verfolgt 
werben: jo ER. v. 18. April 1857 (IMBl. ©. 388). — Wegen Heranziehung von 
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8. 50. Wo vergleichen Genoffenfhaften unter obrigkeitliher Autorität bes 
reits vorhanden find, verbleibt es bei ben für fie beſtehenden Statuten ober Re 
glementz Gi ER deren Reviſion und Abänderung im verfaflungsmäßigen Wege. 

dit 

Gegeben Berlin, ven 28. Febr. 1843. 

(L. 8.) Friedrich heim 
Frh. v. Müffling. Mühler. v. Sasigm. | vd. Bodelſchwingh. Gr. zu Stolberz 


Beglaubigt: 
Für ven Staatd-Selretait : 
Bornemann. 


Grundftücken zum 1 Berbendölrtafke ft der Rw. ausgefchloffen nah ER. v. 12, Re 
1859 (IMDB. 1860. ©. 384), unb v. 10. Sept. 1864 (IMEL. 1865. S. 14), 

nad) ein zum Verbande Herangezogener erft dann Schabensaniprüche gegen ben Berbant 
im orbentl. Rw. geltend machen kann, wenn von ber Verwaltungsbehörde endgültig em- 
fchieben ift, daß er nicht zum Berbande heranzuziehen fei, weil er davon keinen Bertbei 
babe. — Streitigfeiten der Berbanbsgenoffen über die zur Melioration ber im Berbunk 
ftehenden Grundſtücke enforberlüipen neuen Anlagen find vom Rw. ausgeichloffen: fo ER 
v. 11. Oft. 1863 (IMBl. S. 58). — Der Verband darf aber die dem ihm verlichenen 
Erpropriationgreht unterliegenden fremben Grundſtücke nicht eher in Beſitz nehmen, bis 
bie dazu berufene Lanbespolizeibehörde darüber im ben gehörigen Formen befunden bet, 
welche einzelnen Grundſtücke abzutreten find; jonft find Die aus bem Beſitze gefetsten Giger. 
thülmer befugt, wegen Befisftörung im Km. zu Hagen: fo ER. Br. 2. 1006, 7, 8. — 
Ein Streit über die Auszahlung einer im Wege der Erpropriation nah ©. v. 28. Febr. 
1843 feſtgeſtellten Geldſumme für ein dem Verbande abgetretenes Grundſtück gehört zım 
ai, oh h. 1. schließt ihn nicht aus: fo ER. v. 13. Okt. 1860 (SWEBL. 1861. 





IH. A. 
Gele vom 28. Januar 1846, 


betr. das für Entwäfferungsanlagen auszuführende Aufgebots- 
und Präflufionsverfahren. 


[G.S. ©. 26.] 
(Literatur: L.n. v. X. IL b. S. 614-6) 


Wir Friedrich Wilhelm ꝛc. ꝛc. 

‚ Um den Schuß, welchen das Gef. v. 28. Febr. 1843 tiber die Benutzung der 
Privatflüſſe in den 88.19. bis 22. den Bemwäflerungs: Anlagen durch Geftattung eines 
Aufgebot3: und Präklufionsverfahreng gewährt, auch den Entwäflerungs-Anlagen zu 
heil werben zu laſſen, verorbnen Wir zur Ergänzung des Geſetzes wegen de3 
Waſſerſtaues bei mühlen und Verſchaffung der Vorfluth vom 15. Nov. 1811, für 
diejenigen Landestheile, in welchen dieſes letztere Gefeg Anwendung findet, auf den 
je Inferes Staatämin. und nad vernommenem Gutachten Unferes Staatsraths, 
was folgt: 


Zu den Gef. II. A. B. C. im Allg. 

1. Denjenigen legislatoriſchen Bepürfniffen, welche auf dem Gebiete ber Borfluthpoli- 
zei durch das Borfluth⸗Ed. von 1811 und das Privatfluß-&. v. 28. Febr. 1843 noch 
nicht erfüllt waren, ift durch 3 einzelne ©. abgeholfen worben, von benen das vom 23. 
San. 1846 (B. III. 4.) ein Aufgebote- und Präklufionsverfahren fir Entwäflerungsan- 
lagen im ©.-8. des Allg. Lanbrechts, ober des Vorfluths⸗Ed. v. 1811 einführt, das v. 
11. Mai 1853 (B. IIL ».) ben 3. Abſchnitt des Privatflußg. in ven Hohenzollernſchen 
Landen einführt und auf die Bildung von Genoffenfchaften zu Entwäfferungsanlagen aus» 
dehnt und die Borfluthsgef. über Anlegung von Entwäfferungsgräben durch frembe Grund» 
ftüde auf Ableitungen durch unterirdiſche Kanäle ober Röhren (Drain’s) in Anwendung 
fett, und das v. 11. Juni 1859 (B. DI. c.) die Verſchaffung ber Borfluth in ber 
ARheinprovinz mit Ausnahme des landrechtl. Theile derſ. und in ben Hohenzollernichen Lan⸗ 
ben orbnet. Es fehlt jett nur noch ein ähnliches ©. für Neuvorpommern. 

Za dem obigen G. im Allg. 

. Das G.v. 23. Jan. 1846, welches der 59d. G. v. 14. Ju ni 1869 (B. II. c.) 
auch auf die ganze Rheinprovinz und die Hohenzollernſchen Rande in An- 
wendung geſetzt bat, iſt ben 88 1I Nr. 111. 20 bis 22 des Privatflußg. v. 28. Febr. 1843 
nachgebilvet, und verhält fich zu dem in SS 11 fg. bes Vorfluths⸗Ed. v. 1811 (B. I.) angeordneten 
Berfahren ebenfo, wie das im $ 19 Nr. 1 zu dem im $ 19 Nr. 2 bes Privatflußgei. 
Es räumt dem Unternehmer von Entwäflerungsanlagen nach 1 nur die Befugniß 
ein, bie Bermittelung ber Polizeibehörbe zur Crmittelung ber Widerſpruchsrechte ꝛc. in 
Anfpruch zu nehmen; eine Verpflichtung dazu fpricht das G. nicht aus; deßhalb kaun 
er jebes ber beiden Berfahren file fih ober auch beibe zuſammen beantragen: jo das ım 
n. 15. zu B. I. cit. EMR. v. 13, Mai. 1861. 
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8.1. Der Unternehmer einer Entwäflerungs-Anlage ift befugt, die Vermite— 
lung der Bolizeibehörbde in Anſpruch zu nehmen, wenn er ſich darüber Sicherheit ver 
fchaffen will, ob und welche privatrechtlihe Widerſpruchsrechte oder Entjchädigung: 
anſprüche jtattfinden: 

1) Hi Beziehung auf die von ihm beabfichtigten oder ſchon getroffenen Bar: 
. fügungen 
n über das abzuleitende Waſſer, 2 
b) über die zu Ba gar ihm zugehörigen Grundftüde, 
ec) über denjenigen Theil, forwohl eigener al3 fremder Grundftüde, welder u 

den Hafferleitungen dienen foll, 

2) in Beziehung auf die in ; u. der neuen Anlage zu erwartende oder ide: 
eingetretene Senkung de3 Waſſerſtandes. _ 

5 2. Wer von diefer Befugniß ($. 1.) Gebrauch machen will, muß eine öfſen 
liche Belanntmachung über die Entwäflerungsanlage, unter Einreihung eines vel: 
jtändigen Situationspland und der etwa erforderlichen Nivellements, in welchen it: 
der pool und der niebrigfte Waſſerſtand anzugeben ift, bei dem Landrath, in heile 
Kreiſe das zu entwäflernde Grundftüd belegen tit, in Antra bringen. 

Iſt dad Grundftüd in mehreren Kreifen gelegen, fo beitimmt Die vorgefegte Is 
börde den Landrath, welcher das Verfahren leiten foll. 

$. 3. Die Belanntmahung erfolgt: 

1) durch die Amtsblätter der Regterungäbezirte, durch welde die Entwäfleruns: 
Anlage fih eritredt und das abgeleitete Wafler feinen Lauf nimmt, zu tm 
verjchlevdenen Malen; 

2) dur das Kreisblatt des Kreifes, ſofern ein ſolches Blatt vorhanden ift; eben: 
falls zu_dreien Malen; 

3) in der Gemeine, in deren Bezirk das zu entwäflernde Grunditüd Tiegt, ſowi 
in dem zunädjft angrenzenden Gemeinen, durd Anjchlag an der Gemeineftätt 
‚oder in der örtlich ſonſt hergebrachten Publikationsweiſe. 

Sie enthält, mit Hinweiſung auf den im Geſchäftslokal des Landraths zur Em: 

fiht ausgelegten Plan, die Aufforderung: . 
etwanige Widerſpruchsrechte und Entſchädigungsanſprüche binnen 3 Monaten, 
vom Tage des Erfcheinens des eriten Amtsblattes an gerechnet, bei dem Lant. 
rath anzumelden. 

Die Aufforderung geſchieht mit der Verwarnung, daß biejenigen, welche fich bie: 
nen der beitimmten et nicht gemeldet haben, in Betreff der Ableitung des Mal 
ſers und der davon zu erwartenden oder ſchon eingetretenen Senkung des Waſſer 


jtandes, pohl ihres Widerſpruchsrechts, als des Anſpruchs auf Entſchädigung ver- 
luſtig gehen, 


un 

in Betreff des zu entwäſſernden oder zu den Waſſerleitungen zu benutzenden 
Texrains ihr Widerſpruchsrecht gegen die Anlage verlieren und nur einen Anſprud 
auf erthäbigung halten. 

$. 4. Die Befiter derjenigen Grunditüde, denen das Waller zugeleitet wird, 
werben in Beziehung auf die Anſprüche wegen folder Nachtheile, welde durch tie 
neue aanettung bes MWaflers für die Grunbftüde entitehen, von der Präflufion nid: 
etroffen. 

8. 5. Nach Ablauf der Anmeldungsfriſt ($. 3.) hat der Lanbrath die VBerbant- 
Lungen ber Regierung einzureihen. Dieje faßt, wenn fie die worgefchriebenen Form: 
lichleiten beobachtet findet, einen Beſcheid ab, in welchem fie denjenigen, die fich ge 


88. 1, 3, 4. 
3. Das ©. fidert nicht gegen alle möglichen privatrechtlichen Wiberiprucherechte 
und Entihäbigungsanfprliche, die in Bezug auf neue Entwäfferungsanlagen geltend ge 
macht werden koͤnnen, jonbern nur gegen bie in 88 1 und 3 beftimmt bezeichneten umt 


jchließt im $ 4 namentlich) die aus ber Zuleitung des Waflers herrührenden Anfprliche von 
der Präffufion aus. 
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meldet haben, ihre Rechte namentlich vorbehält, alle Anvern aber mit ihren bei Erlaß 
des Beſcheides beſtehenden Rechten präflubirt. 

. 6. Bon dem Präflufionsbefcheid wird eine Ausfertigung dem Propolanten 
augeltellt, eine zweite aber in ver Regiftratur der Regierung, welche den Beſcheid 
abgefaßt bat, zur Einfiht für Jedermann ausgelegt, und daß Letzteres gefchehen, 
durch das Amtsblatt diefer Regierung einmal angezeigt. 

Wenn die das Verfahren einleitende Belanntmahung nad $. 3. Nr. 1. durch 
die Amtsblätter auch nod anderer Regierungen publizirt worden war, jo iſt die An- 
zeige von der Abfafjung und Auslegung des Präkluſionsbeſcheids aud in dieſe 
mt3blätter einmal einzurüden. 

8. 7. Reſtitutionsgeſuche gegen den Präklufionsbeſcheid müſſen bei der Regie: 
rung, die foldhen abgefaßt bat, und zwar innerhalb derjenigen 6 Wochen angebracht 
werden, welche auf den Tag folgen, an dem das Amtsblatt diefer Regierung, welches 
die Anzeige ($. 6.) enthält, ausgegeben wurde. 

8. 8. Der Provolant hat fämmtliche Koften des Verfahrens zu tragen. Als 
joldhe find indeflen nur die entitandenen baaren Auslagen, nicht aber auch Gebühren 
ober Stempel in Anfab zu bringen. 

Urkundlich ꝛc. 

Gegeben Berlin, den 23. Yan. 1846. 

L. S riedrich Wilhelm. 


. 8.) F 
v. Rochow. v. Savigny. v. Bodelſchwingh. Uhden. 
Beglaubigt: 
ode. 


8.7. 
4. Die Verfügung auf bie Reftitutionegefuche fteht ber Neg. zu: das in.n. 18 zu 
B. UI. am Schluffe cit. MR. v. 8. Dez. 1862 bezieht fich auf einen Fall des obigen ©. 


II B. 
Gefeb vom 11. Mai 1859 


betr. vie Einführung des Dritten Abſchnitts des G. über tie 

Benutzung ver Privatfliffe v. 28. Febr. 1843 in den Ba 

zolleenfchen Landen, ferner vie Bildung von Genofjenjchafter 

zu Entwäfferungsanlagen und vie Anwendung der Vorfluth 
Geſetze auf unterirvifche Wafferleitungen. 


[G.S. ©. 182.] 


as el Friedrich Wilhelm ꝛc. verordnen, unter Zuſtimmung der Hamm. 
was folgt: 


Artikel J. 

Der dritte Abſchn. des Gef. über die Benutzung der Privatflüſſe v. 28. Fekt 
1843, aljo lautend: 

[Hier folgt der Abſchn. III. (88. 5659.) des Ge. v. 28. Febr. 1843.) 
fol fortan auch in den Hobengollernigen yanben nwendung finden. 
rtitel 2. 

Die Artikel 1. angeführten Borfchriften des Gef. über die Benußzung der Fr 
vatflüfle v. 28. Februar 1843, welche die Bildung von Genoflenihaften zu Bemit: 
rungs⸗Anlagen betreffen, werden hiermit auch auf Genoſſenſchaften zu Entwäflerım:: 
Anlagen ausgedehnt, doch follen enofienf&ajten für Drainanlagen für jest nur ki 
freiwilliger Zuftimmung aller Deibeiligten, gr bet werden. 

rtikel 3. 

Die beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften über Anlegung von Entwäſſerun 
duch fremde Grundſtücke finden auch Anwendung auf Ableitungen des Waſſers unte 
der Erde in bevedten Kanälen oder in Röhren (Drains). 

Urkundlich ꝛc. 

Gegeben Berlin, den 11. Mai 1853. 

8 Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Ge ns, v. Raumer. v. Weitphalen. v. Bokel: 
ſchwingh. v. Bonin. 


Im Allgemeinen. 

1. Ueber den Zuſammenhang des obigen ©. mit den früheren Vorfinth⸗ und Bir 
fernugungs-®. ſ. n. 25. zu $ 13 bes Vorfluth⸗Ed. v. 1811 (B. I.) und n. 29 sm 
rn N bes Privatflußgef. v. 1843 (B. II). 

Art. ©. 


2. Durch diefen Art. bat für den franz.srechtl. Theil der Rheinprovinz Das E 
fumpfungsgejeg v. 16. September 1807 (v. Daniel Bb. 5. ©. 288) feine ypraltide 
Bedeutung im Wefentlichen verloren. — Auch auf Entwäfferungen durch Schöpfwert: 
findet der Art. 2 Anwendung: ſ. 3. B. das Statut der Genoffenfchaft zur Herftellumg ve: 
Entwäfferungsmeliorationswerken der Linltuhnen-Sedenburger Niederung v. 18. 
März 1859 (G.⸗S. S. 105). — Der Grund für die Ausichließung ber zwangen 
Heranziehung zu Drainagegenoſſenſchaften ift nach den Gej.-Motiven, daß „dieſe Melicr:: 
tionsart nody zu neu, theoretifch noch zu wenig ficher begründet, auch wenigſtens nach ver 
bisherigen Erfahrungen meiften® ſehr Toftbar, Überdies aber ihre Anwendbarkeit auch e 
kleinere Flächen nicht zu bezweifeln und ein Bedürfniß zur Erzwingung einer Affociatier 
dazu noch von feiner Seite her dargethan if.” 





IN. c. 


Gefeb nom 14. Juni 1859 


regen Verſcha F ver Vorfluth in den Bezirken des Appell.- 
Gerichtshofs zu Coln und des Juſtizſenats zu Ehrenbreiten- 
ſtein, wie in den Hohenzollernſchen Landen. 


[G.S. S. 325.] 
Eitteratur: Opp. R.V. ©. 538 bis 546.) 


Im Namen St. Majejtät des Königs. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaben, Prinz von Preußen, Regent, verorbnen, 
nad Anbörung des Provinzial:Landtages der ARheinprovinz, mit Zujtimmung beider 
Häufer des Landtages der Monarchie, was folgt: _ 

Eriter enunge 
Gemeinfame Beitimmungen. 

8.1. In den Bezirlen des pelaionsgeriätähe u Köln und des Juſtiz⸗ 
ſenates zu Chrenbreitenitein, fowie in den Hohenzollernſchen Landen, kann jeder Eigen: 
thümer, welcher fein Grundſtück entwäflern, ober Teihe und Seen ablaflen will, in 
—5 des überwiegenden Landeskultur⸗Intereſſes verlangen, daß ihm gegen voll: 
tändige Entihädigung das Servitutsrecht eingeräumt wird, das Waller von feinem 
Boden in offenen Gräben over bededten Kanälen (Röhren) durch fremde Orundftüde, 


Im Allgemeinen, 

1. Das obige ©. hat nach den Motiven bes Gej.-Entwurfs den Hauptzweck, in 
ben franzöj.- und gemeinrechtlichen Lanbestheilen, für die es beftimmt if, die Erreichung 
derjenigen Vorfluth⸗Zwecke zu vermittelt, welchen im Gebiete Des A. L.⸗R. die SS 14 fg. 
des Vorfluth⸗Ed. von 1811 in Verbindung mit Art. 3 des ©. v. 11. Mai 1853 
dienen. Das Romiſche Recht und Art. 640 des Code civile flimmen darin überein, 
daß fie die Abänderung der bergebrachten ober natürlichen Abflußverhältniffe des Regen⸗ 
und wilden Wafjers zum Nachtbeile der Nachbaren für unftatthaft erflären. Das franz. 
Entfjumpfungsgefeg vom 16. Sept. 1807 (ſ. inn. 2 zu B. U, =.) ordnete Die Herbei⸗ 
führung des Austroduens der Sümpfe im Berwaltungswege nur aus allgemein landes⸗ 
polizeilidem Geſichtspunkte an ohne Rüdficht auf die Anträge ober die Zuſtimmung ber 
betheiligten ©runbbefiger. Durch das ©. v. 11. Mat 1853 Art. 2 wurden nur genoffen- 
ſchaf tliche Entwäfferungsanlagen ermöglicht. — Das Durch das obige ©. eingeführte Ver⸗ 
fahren weicht aber von dem ber 88 16 fg. des Verfluths⸗Ed. v. 1811 wefentlich darin ab, 
daß über die Entihäbigungsanfprüche nicht durch Schiedsgericht, jondern durch vor- 
läufige Feftfegung der Reg. und im alle des Widerſpruchs gegen dieſe Feſtſetzung im 
orbentlihen Aw. entichieben wird. — Auch ihat das obige ©. feine Beſtimmung, 
wie bie des 8 12 des Vorfluth⸗E. v. 1811, betr. diefZuläßigleit ver Wegräummug von 
Waſſertriebwerken: vgl. die beiden Schlußfäge des 8 2 h. 1. 
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welche fein Grundeigentbum von einem Waflerlaufe oder einem andern — 
trennen, auf ſeine Koſten abzuleiten oder zu dieſem Ende vorhandene Gräben urt 
Fließe zu erweitern und zu vertiefen. 

.2. Die Entwäſſerungsanlage darf nur an der Stelle des belaſteten Grun: 
ſtücks ausgeführt werden, wo fie dem Eigenthümer defjelben, unbeichabet ihres Zwede:. 
am wenigiten läftig it. Durch Gebäude, nebit den damit in Verbindung Itehent:n 
Hofräumen kann das Recht ($. 1.) gar nicht, dur Gärten und eingeſch e Kurt: 
Anlagen nur mitteljt bededter Kanäle oder Röhren ausgeübt werden, infomeit e& ſid 
bar hlos um Erweiterung und Vertiefung vorhandener offener Gräben und lie 

ndelt. 

Einer vorhandenen gewerblihen Anlage darf durch die Entwäfjerungs-Anlı:: 
das zum Betriche des Werkes in dem bisherigen Umfange nothwendige Waſſer mi: 
entzogen werben. In 

Sine Abänderung gewerblicher Anlagen, woburd ihr Betrieb in dem bishber 
be Umfange in anderer Weife möglich gemacht wird, muß ſich der Beſitzer gefall: 
laſſen. 

8. 3. Der Eigenthümer des von der Entwäſſerungs-Anlage durchſchnittener 

Grundſtücks kann deren Mitbenutzzung in Anſpruch nehmen. Daſſelbe Recht jted 
PR den Bedingungen des $, 1. auch den Eigenthiimern benachbarter Grurt 
tüde zu. 
Mer die Mitbenugung in Anſpruch nimmt, muß einen verhältnikmäßigen 3 
trag zu den often der Anlage und Unterhaltung, infomeit er Nugen davon zieh. 
leiften, und die Koften ver in feinem Intereſſe etwa erforverliden Abänderung x: 
Anlage allein tragen. 

enn die Servitut fpäter den Eigenthümer des belafteten Grundſtücks an nis 
lihen Berbeflerungen hindert, oder ihn fonft mehr ald Anfangs beläftigt, jo tz 
derfelbe eine Verlegung der Anlage an eine andere Stelle auf feine Koften vom: 
men, fall3 dadurd die Ausübung der Serpitut nicht weſentlich erſchwert wird. 

8. 4. In Ermangelung gütlier Einigung entſcheidet die Bezirks-Regierung — 
nah Anhörung der Betheiligten und nad vorheriger Lolalunterfuhung durch jad: 


fundige Kommiflarien — mit Ausschluß des Rechtsweges durch einen mit Gründern 


verſehenen Beichluß 

1) über das BVorhandenfein der Bedingungen, unter welden die in SS. 1-5. 
erwähnten Rechte in Anſpruch genommen werden können, über den Entwär:- 
rung3plan, fowie über die Art und Weiſe der Ausführung und fpäteren At 
änderung der Anlagen) 

2) wenn mehrere Theilnehmer vorhanden find ($. 3.), über den Beitrag eine 
— den Koſten der Anlage und deren Unterhaltung nad) Verhältniß ve: 

ortheils; 

3) desgleichen über die künftige Unterhaltung alter Waſſerläufe, welche nur er 
weitert oder vertieft find. Wenn babei die Unterhaltung demjenigen verblait., 
welcher den alten MWaflerlauf bisher zu unterhalten hatte, jo muß bei & 
jtimmung der ihm zu leiftenden Entſchädigung auch auf die mehreren ihm r 
der ‚Solge zur Laſt fallenden Unterhaltungstoften billige Rüdfiht genommer 
werben, 

Gegen die Entſcheidung der Regierung iſt binnen ſechs Wochen nach deren 3: 
ftelung an die Betheiligten Rekurs an dag Minifterium für die landwirthſchaftliche: 
Angelegenheiten zuläflig. 

F. 5. Mit Vorbehalt der Berufung auf den Rechtsweg wird von der Bezirke 
Regierung die zu gemährende Ent ädigung feitgeltellt, auf Grund einer Schäkun: 
durch Sachverſtändige, welche die Regierung ernennt, wenn ſich die Betbeiligten ük: 
deren Perſon nicht geeinigt haben. Snfofern bie Betheiligten ſich nicht einigen, kor- 
nen die ſachkundigen Kommiffarien, welche die Unterfuchung des Entwäflerungsplan:- 
bewirken, zugleih mit der Abſchäßung der Entfhädigungen beauftragt werden, wer 
die Regierung das für angemellen erachtet. 

Die Regierung kann die Feſtſetzung der Entſchädi ung ausdrücklich für eine ver 
läufige erllären und eine nähere Sejtftellung bis na eendigung der Anlage ver- 
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behalten. Die nähere Feititellung muß aber jedenfalls binnen Jahresfriſt nach Be- 
ginn der Arbeiten auf dem belajteten Grundftüd erfolgen. 

Sie kann die Ausführung der Anlage, der fun auf den Rechtsweg un: 
geadtet, gegen Zahlung oder Depofition der vorläufig feltgeitellten Entſchadigung 
geſtatten. 

Entſteht über die Exiſtenz oder den Umfang eines Rechtes, auf welches ein 
Widerſpruch oder ein Entſchädigungsanſpruch gegründet wird, Streit, jo ift bei eilt: 
ftellung der Entſchädigung der bisherige Befigitand oder aud das Maaß der Beredh- 
tigung, foweit ſolche nach dem Ermefjen der Regierung nachgewieſen ift, vorbehaltlich 
bes Rechtsweges, zum Grunde zu legen. 

Die Regierung kann aber au in folhem alle dag weitere Verfahren jo lange 
ausſetzen, bis darüber von den Gerichten redhtsträftig entſchieden iſt. 

. Gegen das Nefolut der Regierung, welches die Entſchädigung feititellt, 
iſt binnen ſechs Wochen nad) der Zuftellung an die Betheiligten die Betretung bes 
Rechtsweges bei dem ordentlichen Gericht der belegenen Sade zuläflig. Wird inner- 
halb diejer Frift die Klage von der einen Partei beim Gericht angejtellt, fo kann die 
Gegenpartei im Wege ber Widerklage die Abänderung der Entſcheidung der Regie: 
rung auch ihrerfeits noch nad) Ablauf von ſechs Mochen geltend machen. 

$. 7. Wenn durch eine Entwäfjerungs-Anlage Grunditüde in den Bezirken 
mehrerer Regierungen betroffen werden, jo bejtimmt das Migifterium für die land: 
wirthichaftlihen Angelegenheiten, welche Regierung das Berfahren zu leiten und die 
Entfcheidungen abzufaffen bat. 

.8. Die Koften des Verfahrens der erwaltungäbebörbe werben ebenjo auf: 
gebracht, wie die Koften der Anlage. Die Koften der Rekurs-Inſtanz, fowie des ge: 
richtlichen Verfahrens, treffen den unterliegenden Theil nad Verhältniß der Cul: 


fumben 

8.9. Das Geſeß, betreffend das für Entwäflerungs- Anlagen einzuführende 
Aufgebots- und Präkluiong:Berfahren vom 23. Januar 1846. (Gejeg: Sammlung 
©. 26.) wird in den Bezirken des Appellationsgerichtshofes zu Köln und des Yuftiz- 
Senates zu Ehrenbreitenitein, ſowie in den Hohenzollernſchen Landen für anwendbar 


erflärt. 
Zweiter Abſchnitt. 

Beiondere Beitimmungen für die Hobenzollernfhen Lande. 

8. 10. Rüdfichtlih der Hohenzollernſchen Lande follen die in den Abſchnitten X. 
(88. 23—27. einſchließlich), XI. (8.28.) und die in den dafelbit unter Nr. 6. bezoge: 
nen Abjchnitten II. (88. 5—7. einſchließlich), II. (8. 8.) und IV. (&. 9.) enthaltenen 
Vorſchriften der Mübhlen-Orbnung für das Yürftenthum Hohenzollern-Sigmaringen 
vom 8. November 1845. (Gejeb:-Sammlung für dajjelbe Bo. VII. ©. 157 ff.) foweit 
ie dort noch Gültigkeit haben und mit dem gegenwärtigen Geſetze nicht im Wider: 
pruch ftehen, fortan aud in dem Gebiete des — Hohenzollern⸗Hechingen 


Anwerbung finden. .. 
Ein Abdruck diefer Vorſchriften ift dem gegenwärtigen Geſetze beigefügt. 

8. 11. In Anfehung der Räumung der Gräben und anderer Waflerabzüge 
werden die Beltimmungen der Müblen-Ordnung vom 8. November 1845, bahn er: 
weitert, daß überhaupt ever, welchem die Unterhaltung eines Grabens oder Waller: 
abzugs obliegt, zu defien Auskrautung oder Räumung polizeilih angehalten werben 
kann, fobald aus der Vernachläſſigung derfelben, oder aus-Mangel an der erſorder⸗ 


8.0. 

2. Der Provolant ift zwar befugt, nicht aber verpflichtet, em Präfluf.- Ber- 
fahren nad ©. von 1846 zu ertrahiren, macht er von biefer Befugniß keinen Gebrauch, 
jo bat dies nur die Folge, daß der Miderjpruch oder Entſchädigungsanſpruch eines über- 
gangenen Betheiligten durch das abminiftrative Berfahren nicht erledigt wirb: fo das ſchon 
in n. 15. zu B. II. und n. 2. zu B. III. a. cit., aber bauptfächlih Das obige G. be- 
treffende EMR. v. 13. Mai 1861 (VBMBl. S. 111). 
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lihen Tiefe, Nachtheil für die Befiker anderer Grundſtüde oder nußbarer Anlage. 


oder auch für die Gefundheit der Anmwobner entjteht. 


Die Beitimmung, warn und wie die Auskrautung oder Räumung bewirkt ma: 


ben foll, gehört dabei lediglich zur Kognition der Bolizeibehörden, und jeder Umen 
baltungzpflichtige muß fich derjelben unbebingt unterwerfen. 
Urkundlich ꝛc. 
Gegeben Berlin, ven 14. Juni 1859. 
L. S.) Wilhelm, Brinz von Preußen, Regent. 
Fürſt zu Hohenzollern » Sigmaringen. gotmell v. Auerswald. v. d. He. 
Simons. v. Schleinik. v. Bonin. ei atom. Gr. v. Pückler. v. Beibmann: 
ollweg. 


Beilagen zu B. I. bis IN. 


Beilage A. zu B. I. n. 7. 


Gef. v. 1. Suli 1861, betr. die Errihtung gewerblider Anlage 


(8.:5. ©. 749.) (8 1. im Auaguge.) 
Dir Wilhelm, von Gottes 


Ausschluß der Hobenzollernfhen Lande, was folgt: 
8. 1. Zu den gewerblichen Anlagen, welche einer bejonderen polizeilichen Gent 


fo en für jest gerechnet werben: 
IL U mern 
$. 2. Zur Errihtung neuer Anlagen diefer Art ($ 1.) ilt die Genehmigung vr 


Regierung erforderlih. Das Gefuh, meldhem die zur ‚läuterung erforderlidx: 
Zeichnungen und Beichreibungen beigefügt werden müllen, iſt bei dem 


welchem das die er enthaltende Amtablatt Zegeheben worden, und ii Ä 


für alle Einwendungen, we 


naden, König von Preußen zc. verordnen, mit Je 
jtimmung beider Häufer des Landtages, für den ‚ganzen Umfang der Monardyie, ui 





migung bevürfen ($ 26. zu 1. der Allgemeinen Gewerbe-Orbnung v. 17. Jan. 18 
onen durch Waffer bewegte Triebwerke (Mühlen u. f. w.) jeder Art (K 11. 


andratb, mer: | 
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zu vermweifen, ohne daß von ber Erledigung derfelben die polizeilihe Genehmigung 
der Anlage abhängig gemacht wird. 

Andere Einwendungen dagegen hat die Orts-Polizeibehörde unter Zuziehung der 
Parteien vollftändig zu erörtern. Demnächſt find die gejchlofienen Serbandlungen 
mit beigefügtem Gutachten an die Regierung einzureichen, 

$. 6. Die Regierung hat hierauf das Geſuch nad Anleitung bes $4. und mit 
Rüdfiht auf die Erheblichkeit der auf angeblihe Nachtheile, Gefahren und Beläfti- 
gungen ($ 25. 1. der Allgemeinen Gewerbe-Ordnung) gegründeten Einwendungen zu 
prüfen und nad dem Behunbe die Genehmigung entweder zu verfagen, oder unbe: 
dingt zu eriheilen, oder endlich bei Ertheilung derjelben diejenigen Vorkehrungen und 
Einrihtungen vorzufchreiben, welche zur Abhülfe geeignet find. 

. 7. Der von der Regierung abgefaßte Beicheid ift ſowohl dem Unternehmer 
al3 dem Wiverfprechenden durch die Orts-Polizeibehörde zu eröffnen. Gegen den Be- 
ſcheid ſteht der Rekurs an die Refiortminifterien offen. Derjelbe muß binnen einer 
präflufivifhen Frift von vierzehn Tagen, vom Tage der Eröffnung des Befcheided an 
gerechnet, bei der Polizeibehörbe, durch welche die Publikation ertolgt ift, angemelbet 
und gerechtfertigt werden. Die Nechtfertigungsichrift ift der Gegenpartei zur Beant⸗ 
wortung binnen bierzebmtäginen vom Tage der Behändigung laufender Frift mitzu- 
theilen. Nah fruchtlofem Ablauf der einen oder anderen Friſt find die Ber: 
bandlungen ohne Weiteres zur Rekursentſcheidung einzureihen. Durch die An- 
meldung des Rekurſes von Seiten desjenigen, welcher der Anlage widerſprochen hat, 
wird die von der Negierimg ertheilte Genehmigung bis zur Entſcheidung der Minifte: 
rien ſuspendirt. Ä 

8. 8. An die Stelle der Polizeibehörde des Orts (88 2. 3. 4. 5. 7.) tritt der 
Landrath, wenn der Unternehmer jelbit die Polizei:Obrigteit ift, oder die Ortspolizei 
zu verwalten bat. 

. 9. Die baaren Auslagen, welche durch die Bekanntmachung und das weitere 
Verfahren entitehen, fallen dem Unternehmer, diejenigen Koften aber, welche durch 
unbegründete Einwendungen erwachſen, dem Widerfprechenden zur Laſt. 

Die Regierungen und Minijterien haben in ven Bejcheiden über die Zuläffigfeit 
der neuen Anlage zugleich die Vertheilung der Koften feitzufegen. 

Nähere Beitimmungen über dag formelle Verfahren find durch befondere Inſtruk⸗ 
tion zu treffen, deren Erlaß dem Handelsminiſter vorbehalten bleibt. 

8. 10. Die poligeilihe Genehmigung zu einer der im $ 1. bezeichneten Anlagen 
bleibt jo lange in Kraft, als feine Aenderung in ber vage oder Beichaffenheit der 
Betriebsjtätte vorgenommen wird, und bedarf unter diefer Vorausſetzung aud dann, 
wenn bie Anlage auf einen neuen Ermerber übergeht, einer Erneuerung nicht. Go: 
bald aber eine Veränderung der Betriebgftätte vorgenommen wird, it Dazu die Ge- 
nehmigung der Regierung nad) Maaßgabe der SS 2. ff., beziehungsmeife des 8 12. 
noihwendig. Die Regierung kann jedoch auf Antrag des Unternehmerd von der Be 
tanntmadung (8 3.) Abjtand nehmen, wenn fie die Weberzeugung gewinnt, daß bie 
beabfichtigte Veränderung für die Beliber ober Bewohner benachbarter Grunditüde 
oder das Publikum überhaupt neue oder größere Nachtheile, Gefahren oder Beläfti- 
gungen, als mit ber vorhandenen Anlage verbunden find, nicht herbeiführen werbe. 

Diefe Beitimmungen finden auch auf gewerbliche Anlagen (8 1.) Anwendung, 
welche bereit3 vor Erlaß der Allgemeinen Gewerbe-Orbnung beitanden haben. 

. 11. Bei den durch Waller bewegten Zriebwerlen (Mühlen u. f. w.) jeder 
Art find außer den Beltimmungen ver 8 1. bis 10. die dafür beftebenven beſonde⸗ 
ren Vorſchriften anzumenden. ꝛc. 

Urkundlich ıc. 

Gegeben Schloß Babelsberg, den 1. Juli 1861. ' 

L. 8 Wilhelm. 


v. Auerswald. v. d. Heydt. v. Schleinis. v. Patom. Gr. v. Püdler. 
v. Bethmann-Hollmeg. Gr. v. Schwerin. v. Roon. v. Bernuth. 
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Beilage B. zu B. In. 20. 


Entwurf zu einer Bolizeiordnung für den ꝛc. Bad. 

Um in dem ꝛc. Bache und feinen Zuflüflen die Vorfluth zu fihern und bei ver: 
Räumung und Inſtandhaltung eine gute Ordnung berzuftellen, verordnet Die unter 
zeichnete Regierung auf Grund der 88 6. und 11, des Gejebe über die Boliziw: 
waltung v. 11. März 1850 (G.-©. ©. 265) was Iier: 

$. 1. Zur polizeilihen Aufſicht über den 2c. Bad) und deſſen Zuflüſſe wird ar. 
Schaukommiſſion gebildet, beitehend aus 

l, dem Amtmann oder deſſen Stellvertreter, ald Kommiſſarius der Regierum 
welcher auch die Anordnungen der Schaufommilfion allein vollzieht, und 

2, zwei von den betreffenden Gemeinveräthen aus den mit dem Vorfluthweſen be 
ſonders vertrauten Grundeigenthümern gewählten Deputirten. 


Die Königlihe Regierung behält fi wor, dieſer Schaufommilfion nad Yerir 


niß einen bejonderen Zechniler zuzuoronen. 

Die Berrichtungen der Schaulommiffion find unentgeltlich. Sie zwei Demi 
ten werben alle ſechs Jahre neu gewählt. 

8.2. Die Schaulommiffion bat die Pflicht, dahin zu wirken, daß Die unter i:.: 
Aufſicht geitellten Mafjerzüge durch gehörige Räumung und Onteenmg der Hindet 
niffe des Waſſerlaufs und durch Inſtandſetzüung, Abböfhung und Befeitigung ver Ur: 
Seitens der Verpflichteten die zum Zwecke der VBorfluth nothwendige Breite und Zr‘. 
er: und behalten. Cie kann die danach erforderlihen Profile mit Genehmigung der 
Regierung im Amtsblatte bekannt machen. 

8. 3. Die Räumung erfolgt der Regel nach jährlich zweimal und zwar ir: 
von unten aufwärts, die erjte regelmäßig in der zweiten Hälfte des Mai, die lekte - 
ber zeiten Date des September. Die Schaulommiffion kann diefe Termine inter 
und angemellene längere Friften zur Ausführung größerer Arbeiten beftimmen, ai: 
außerordentlihe Näumungen und bloße Auskrautungen nah Bedürfniß anorener. 
Sie bringt die Aufforderung zu jeder Räumung oder Ausfrautung, die dazu gen. 
Friſt und die getroffenen bejonderen Anoronungen (8 4.) auf ortsübliche Weiſe ir 
Kenntniß der Pflihtigen. Sie kontrollirt binnen 8 Tagen nah Ablauf der Friſt © 
Ausführung der Arbeiten durch eine Schau. Ueber den Befund bei derſeiben :: 

jedesmal eine Verhandlung aufzunehmen, auf Grund deren nad 88 5. und 6. gegen 
die Säumigen zu verfahren iſt. “ 

84. Die Schau nad der Frübjahrsräumung iſt ftet3 durch die Schaufemmiijicr 
jelbit vorzunehmen. Bei derjelben find zugleich die erforderlich befundenen größer: 
Arbeiten für die nächte Räumung im Protofoll zu vermerlen und dann feiner Zer 
durch ortsübliche Bekanntmachung anzubieten. 

Die übrigen Schauen kann die Schaulommifjion durch einen erehutiven Rolizc: 
beamten ($lurwärter 2c.) vornehmen laſſen. 

$. 5. Die Räumung liegt den bisher dazu Verpflichteten ob. Sie ift, mer 
über die Verpflichtung unter den Betheiligten Streit entiteht, unter Vorbehalt richte. 
licher Entſcheidung einftweilen nad) Maaßgabe des Befisitandes und wenn audh diejſet 
nicht feititeht, von den Uferbefigern — und zwar auf jeder Seite bis zur Mitte de— 
Waſſerbetts — zu bewirlen. 

Die Räumung umfaßt ſowohl die Herftellung und —2 des für die Ver 
fluth nothwendigen Profils der Waſſerzüge, als auch die Entfernung aller den Waſſer 
lauf hemmenden in dem Flußbette und an den Ufern befindlichen Gegenſtände, == 
eingefallenes Hol; und Laub, — Gras, Rohr, Schilf und Wurzeln. 

Die —— Gegenſtaͤnde (Steine, Schlamm, Sand, Waſſerpflanzen x. 
ind nad) beiden Ufern möglichit gleichmäßig mindeftens 3 Fuß von dem ober: 

ferrande auszumerfen. Die Uferbefiger haben viefelben, fo weit fie nit zur Be 
feitigung der Ufer gebraudht werden, binnen 8 Tagen nad der Räumung gleichmäsi 
zu planıren oder zu entfernen. 

8. 6. it die Räumung oder die befonder8 angeordnete Arbeit gar nicht oder 
mangelhaft ausgeführt, fo läßt die Schaufommiffion die Ausführung für Geld ber“ 
fen und zieht die Koften, welche aus der Gemeindekaſſe vorgefchullen werden, von &- 
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Berpflichteten im Steuererelutionsverfahren auf Grund der vom Landrathe feitzuftel: 
lenden Liquidation ein. 

8. 7. Außerdem trifft eine Strafe von (1 bis 3 Sgr.) für vie laufende Ruthe 
(nad) Berhältnik der Größe des Waſſerlaufs) denjenigen, welder die Räumung gar 
niht oder mangelhaft ausführt. Die Summe der Strafe gegen Einen Pflichtigen 
darf 10 Thlr. nicht überiteigen. 

8 Bu Uung der im $2. geſtellten Aufgabe hat die Saautsmmilfion 
bie erforderlihen Böfchungen der Ufer und bie Entfernung zu beitimmen, in welcher 
biefelben von Bäumen und Sträuchern rein gehalten werben müſſen, damit fie ben 
Waſſerlauf nicht jtören und die Befichtigung und Räumung nicht hindern. Diefe 
Entfernung darf jedoch 6 Fuß nicht überjteigen. 

‚Bo rlanzungen und Dedwerle zur Befeftigung der Ufer nöthig find, da kann 
he a tommifften die Art verfelben vorfchreiben und unzwedmäßige Pflanzungen 

eitigen. 

. 9. Die lichte Weite in den Deffnungen der Brüden und Steige nad) Abzug 
der Gtärle der Mittelpfeiler und Joche muß der vorjchriftSmäßigen Breite des Beites 
entſprechen und die Bahn minbeitens 2 Fuß über dem mittlern Waſſerſtande liegen, 
fofern die Schaulommifjion nicht eine geringere Höhe ausdrüclich für zuläffig erflärt. 

‚ _Späteitens bei dem nächſten Neubau oder der nächſten Hauptreparatur müſſen 
die Brüden und Steige demgemäß eingerichtet werben. 

8. 10. Die Schaulommiffion kann beitimmen, daß die Triften und Durchfahr⸗ 
ach Brüden erjebt oder in den Böfchungen und der Sohle gepflaftert werben 
müſſen. 

8. 11. Die Trieb: und Stauwerksbeſitzer find gehalten auf Anweiſung der Schau⸗ 
tommiljion ihre Freifhügen mit Yufsiehiellen und Ketten, die Schubbretter aber 
mit gehörigem Beſchlage und Halen zu verfehen, jo baß fie zu jeder Zeit und mit 
leiter Mühe bis über den Waflerfpiegel aufgezogen werden fünnen. 

S. 12. Den Mitglievern der —— und den übrigen mit ale 
tigung der Waflerzüge beauftragten Perſonen ijt jederzeit ein freier Gang von 3 Fuß 
Breite auf beiven Ufern derfelben zu geftatten. 

. 13. Das Einwerfen von todten Thieren, Iojen Steinen, Erde und anderen 
Materialien in das Waflerbette der unter Schau geftellten Gemwäfler, das Ertränten 
lebender Thiere und das Einlegen von Flachs und Hanf in denfelben iſt verboten. 

. 14. Wer der Beitimmung im vorigen $. und den Anorbnungen zuwider⸗ 
handelt, melde die Schaulommilfion auf Grund der $$ 8. bis 12. erläßt, den trifft 
eine Polizeiltrafe von (1 Thlr.) bis 10 Thlr. Außerdem findet auch bier die Beſtim⸗ 
mung des 8 6. entſprechende Anwendung. 

$. 15. Die Feſtſetzung ber Strafen $$ 7. und 14. erfolgt nad) dem Geſetz vom 
14. Mai 1852 (6.6. ©. 245) und ſo weit fie darnach dem Polizeiverwalter zujtebt, 
burd die Schaufommiffion. Die durch dieſelbe en fejtgejegten Strafen füehen 
zur betreffenden Gemeinvetafje (vergl. $ 2. ©. v. 26. März 1856. G.⸗S. 5.225). 

$. 16. Die Schaulommiffion Hecht unter Aufficht der Regierung und des Kreis- 
Landraths, welcher zunächſt die über fie geführten Beſchwerden entſcheidet. 

Die erelutiven Polizeibeamten haben auf die Beobachtung diefer Verordnung und 
der Anorbnungen der Schaulommiffion mit Strenge zu wachen. 


Beilage ©. zu B. UI. n.29. 


Girk-Berf. und Anmweifung des Min. f.d. landw. A. v. 10. Ott. 1857, 
die Bildung von Ent: und Bewäfferungs-Genofjenfhaften auf Grund 
der ©. v. 8. Febr. 1843 und 11. Mai 1853 betr. (VBMBI. ©. 181). j 

Das Gefek v. 28. Februar 1843, betreffend die Benutzung der Privatflüfle, er- 
mädhtigt im ga das Minijterium, die Negierungen wegen Bildung von Genoſſen⸗ 

Greiff, Gef. üb. Land.⸗Kult. u. landw. Pol. 38 
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ſchaften Bewäſſerungs-⸗Anlagen und wegen Vorbereitung der Statuten mit 
näberer Anmeifung zu verjehen. a 

Diefe Anmeifung muß jich jebt zugleich auf bie Bilbung von Genoſſenſchaften zu 
Entwäfferungs-Anlagen erftreden, nachdem die 5, — 59 des Geſetzes vom 
28. Sebruar 1843 durch das Gefes vom 11. Mai 1853 Art.2. auf Entwäflermgs: 
Anlagen ausgedehnt find. Das Minifterium hat bisher Anftand genommen , die ge 
dachte allgemeine Anmeifung zu ertheilen, weil die drtlihe Ausdelnung und bie for 
jtigen Verhaͤltniſſe der einzelnen Meliorationg » Unternehmungen ungemein verſchieden 
find. Diefelben bewegen fi bald in ben engen Grenzen eines ſchmalen Gebitg⸗ 
thales, bald umfaflen fie viele taufend Morgen in den weiten Ebenen des Flachlandes 
Es erſchien nicht rathſam, für die Behandlung diefer mannigfaltigen Unternehmungen 
feſte Yormen vorzufchreiben, bevor Erfahrungen über die Zmedmäßigleit des Berfab 
rens eingefammelt waren. Das Miniſterium hat ſich daher bisher begnügt, die Be 

Örden in einzelnen Fällen mit Inſtruktion zu verſehen, und bat namentlich auf die 
nalogie der nftruftion zur Bildung von Deichverbänden vom 24. Auguft 1850 
verwiejen, welche den Königlicyen Regierungen mitgetheilt worden. 

Nachdem jebt eine große Zahl von Genoflenfchaften theils durch landesherrlide 
Statuten, theils unter allfeitiger Zujtimmung ver Betheiligten durch minifteriell ge 
nehmigte Statuten gebildet worden, und bei der Vorbereitung und Ausführung viele 
Statuten genügende Erfahrungen gefammelt find, andererſeits von einzelnen Regie 
rungen die Grtheilung der noch fehlenden allgemeinen Anweifung in Anregung x: 
bracht ift, bat das Minifterium jest diefe Anmweifung erlaflen und überjendet der 
KR. Reg. (Gen.⸗-Komm.) diefelbe zur Achtung und Mittheilung an die Landräthe refp. di⸗ 
ſonſt mit ver Bildung von Meliorations-Genoſſenſchaften beichäftigten Beamten. 

Der Inbalt der Inſtruktion vom 24. Auguft 1850 zur Bildung von Deichver: 
bänden bat dabei als Anhalt gedient, bie freie Bewegung des leitenden Beamten abe 
noch mehr gewahrt werden müflen, weil bei den Ent: und Bewäflerungs - Genofier- 
fchaften einestheild die Verhältniffe verfehiedener find, als bei den Deichverbänten. 
und weil anderntheild zur Bildung von Deichverbänven jtet3 ein landesherrlides 
Statut erforderlich ift, während die Statuten der Ent: und Bewäſſerungs-Genoſſen 
ſchaften auch durch minifterielle Öenebmigung rechtöverbindlich werden lünnen, mes: 
die Zuftimmung aller Betheiligten erlangt it. 

Die Anweiſung bietet Raum für die ausgedehnten Unterfuchungen, welche hä 
großen Sachen oft Jahre lang fortgefegt werden müſſen, fie geitattet aber auch em: 
einfache Behandlung in einfahen Fallen, bei welchen ein umfichtiger Beamter in 
wenigen Wochen das Statut zum Abſchluß bringen Tann, | 

Das Miniſterium hofft, daß die Verwaltungs » Behörden folhergeftalt in vier 
Anweifung einen nüglichen Leitfaden zur Behandlung der wichtigen Landes - Melicr:- | 
nn ehmungen, jowie eine Anregung ihres Eifers zur Förderung dieſer Sacher 

nden mögen. | 

Berlin, den 10. Dftober 1857. 

Miniiterium für die landwirthichaftlihen Angelegenheiten. 
v. Manteuffel. 
Anweifung 
für die Bildung von Ent: und Bewäflerungs:Genoflenfchaften auf Grund ver 
Geſetze vom 28. Februar 1843 und 11. Mai 1853. 

8. 1. Das Verfahren zur Bildung von Ent: oder Bewäflerungs-Genofienfcafta 
ift der Regel nad) von ber betreffenden orventlihen Bermaltungs:Behörde (dem Land 
ratb, Bürgermeilter, Amtmann, Domainen-Rentmeifter, in den Hohenzollernfchen Lar 
den von dem Oberamtmann) zu leiten. 

‚Die genannten Behörden haben den Anträgen der Betheiligten wegen Biltwy 
nügliher Meliorations = Genofjenfhaften nah Möglichkeit zu entipredyen, aud von 
Amtöwegen dergleichen Unternehmungen anzuregen und die Aufträge der höheren Br 
börben dabei auszuführen. 

Der Regierung und dem Minifterium bleibt vorbehalten, befondere Kommiſſarie 
für das Gejhäft zu ernennen. 


*) abgebrudt, ald Beilage A. zu B. IV. 
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dem Gejchäftätreife der Br ma tritt für die mit den Ausein⸗ 
anderjegungen zujammenhängenden Genofienfchaften die Auseinanderjeßungs-Behörbe 
und deren Kommiflarius an die Stelle der orbentlihen Verwaltungs: Behörbe. 
8.2. Der leitende Beamte hat zunächſt — nah Rüdiprade mit Hauptbethei- 
ligten und ſachkundigen Grundbefigern und mit Hülfe eines Baubeamten oder Wiejen- 
Bautechnikers — die zur näheren Beurtheilung der Aufgabe erforderlihen Materialien 
in einer Denkichrift au emmengufkellen, namentlih darin anzugeben: 
1. die Größe und ejSafenbeit der in ben Verband zu ziehenden Yläche ; 
2. die Uebelſtände, welche durch die Melioration befeitigt werben follen; die Waſſer⸗ 
verhälnifie; und bei Bemällerungen die Menge und Beichaftenheit bes dispo⸗ 
nibeln ſze ſowie die kollidirenden Rechte, welche der Benutzung deſſelben 
entgegenſtehen; 

die bereits bothanbenen Ent- und Bewäfjerungs:Anlagen, nebjt den Rechtsver⸗ 
bältnifien bei Unterhaltung derſelben; 

. ben in allgemeinen Umriſſen darzulegenden Plan der beachfichtigten Anlage ; 

. die ungefähren Koſten derſelben; 

. eine gutachtlihe Neußerung über die Vortheile der Anlage, unter Anführung 
der Wünfche der Betheiligten. 

Sodann find die Betheiligten mit ihren Anträgen und Erinnerungen zu 
hören. Der leitende Beamte hat ihnen die Denkichrift vorzulegen und zu erläutern 
und ihre Erklärungen über die Bildung der Genoſſenſchaft und den Meliorationsplar, 
über den Beitragsfuß und die Beihaffung der Geldmittel, fowie über das Genoflen- 
Ichafts-Statut aufzunehmen. 

Ueber diefe Gegenjtände ift mo möglich die Einigung der Betheiligten oder doch 
der Mehrzahl derjelben herbeizuführen und das Statut, wenn die Zuftimmung aller 
Betheiligten erlangt ift, durd) die Regierung an dag Minifterium für die landwirth: 
ſchaftlichen Angelegenheiten zur Genehmigung einzureihen. Einer gerichtlichen oder 
notariellen Bollziehung des Statutes bedarf es nicht, vielmehr genügt die Vollziehung 
vor dem BVerwaltungs-Beamten. 

MWiderfprehen die Yntereflenten zum Theil dem Projekte oder der Bildung ber 
Genoſſenſchaft, oder verlangen fie unzuläffige Abänderungen des Meliorationsplanes, 
fo kann das Statut nur durch landesherrliche Vollziehung in Kraft treten. 

Bevor deren Einholung bei der Regierung beantragt wird, find die Einwendun⸗ 
en und Vorſchläge der MWiderfprechenden zu Protololl zu nehmen und von dem 
eitenden Beamten zu begutachten. 

Ueber die techniſchen Punkte ift aud ein Gutachten des zugezogenen Baufjad): 
verjtändigen oder Wieſenbautechnilers beizubringen. — Wenn ver leitende Beamte 
nicht ein Kommiſſarius der Regierung oder des Minifteriums ijt, jo bat die Regie: 
rung durch einen geeigneten Kommillariuß die Einwendungen der Widerſprechenden 
zu prüfen, bevor wegen ver landesherrlichen Vollziehung des Statutes an das Miniſte⸗ 
rium berichtet wird. | 

8. 4. In den Fällen, wo es weijelbaft ericheint, ob es angemeſſen iſt, die Bil: 
dung ber Genofjenihaft gegen den Willen eines Theil der Intereſſenten durchzufüh— 
ren, beögleihen in allen Fällen, wo die Gewährung ver Borarbeitstojten aus der 
Staatskaſſe erbeten wird, hat der leitende Beamte zeitig durch die Regierung die Ent: 
fcheidung des Minijteriums darüber einzuholen, ob die Verhandlungen fortgejegt und 
die technifchen Vorarbeiten angefertigt werben follen. 

8. 5. Die Vorladung der Betheiligten erfolgt unter der Verwarnung, daß gegen 
den Ausbleibenden angenommen wird, er wolle feinen Wiberfpruc erheben, es viel- 
mehr auf bie geleamä ige Regulirung der Behörden ankommen lafien. 

Bei der Vorladung genügt die nfinuation an den Ortsvorſteher mit der An: 
weifung, die Borladung auf ortsüblihe Weiſe zur Kenntniß aller betheiligten Grund: 
befiger zu bringen. 

Menn mehrere Ortfchaften betheiligt find, fo iſt den Grundbefigern jeder Ge: 
meinde, welde ein gemein aftliches Interefie zur Sache haben, die Beitellung von 
Deputirten zu den Verhandlungen aufzugeben, mit der Berwarnung, dab fie fonit 
nicht gehört werden können. 


SI It sim 80 


38* 


596 Beilage C. zu B. L—IN. Vorfluth-Ed. vom 15. No. 1811. u. f. w. 


Ueber befondere Intereſſen feines Grundſtücks Tann jeder Befiber Gehör ve: 


langen. 

Ban Stellung ber Deputirten kann in der Form der Gemeindewahlverhanblun: 
gen gejchehen. 
| ie Zahl der Deputirten jeder Ortſchaft ift ungefähr nad Verhältniß der bethe: 
Tigten Flächen jeder Feldmark zu beitimmen. 

Iſt e8 ungewiß, welche Perfonen als betbeiligt zu betrachten find, fo Tann neben 
der bejonveren Borladung eine öffentliche Aufforderung durch das Amtsblatt der Re 
gieran reſp. das Kreisblatt erlaflen und in den betreffenden Gemeinden auf ortzüt 
ihe Weile befannt gemacht werben. 

8. 6. Die fpezielle Ausarbeitung und Veranſchlagung des Meliorationsplane: 
ift, ſofern nicht ſchon früher fpezielle Anfchläge gefertigt find, einem bewährten Ted 
niler zu übertragen, der Blan und Anſchlag demnächſt vom Regierungs- Bauratb — 
reſp. dem mit deſſen Funktion für die Landes: Melioration etwa befonders beauftras 
ten Baubeamten — Fr prüfen, auch in den Fällen, wenn der Fiskus als Interehſem 
over mit Staatsvorſchüſſen betheiligt ift, oder wenn das minifteriell genehmigte Bau- 
projett bei der fpeziellen Bearbeitung oder in Folge der —— — mit den J 
tereſſenten abgeändert iſt, dem Miniſterium für die landwirthſchaftlichen Angelegen 
heiten zur Superreviſion und Genehmigung einzureichen. 

e Ausführung der Meliorations-Anlagen iſt Sache der Genoſſenſchaft, infemt 
das Statut nicht beſondere Beftimmungen darüber enthält. 

Bauten, welde noch während der Bildung der Genoſſenſchaft Statt finden, fin 
durch den leitenden Beamten und die ihm zugeordneten Technifer auszuführen, fofern 
die Betheiligten es nicht vorziehen, die Ausführung einer von ihnen gewählten Kor: 
miffton unter Aufficht des leitenden Beamten zu übertragen. 

. 7. Das Genoſſenſchafts-Kataſter fol den Beitragsfuß zur Aufbringung ta 
Meliorationskoſten angeben. | 

Das Berhältniß der aus den Meliorations-Anlagen erwachſenden Vorteile bilde: 
ben „Naakjtab für die Vertheilung der Beiträge (F 57. b. des Geſeßes vom 28. Fehr. 


). 
Dabei kommt in Betracht: 
1. die Fläche und Bonität der Grundſtücke, 
2. deren Beichaffenheit al3 Ader, Wieſe ıc., 
3. die Lage berjelben theils in Betreff der größeren oder geringeren Berfumpiunm 
und Waflerögefahr, theild in Betreff der mehr oder minder günftigen Lage für 
vie Bemäflerung. | 

In Erwägung diefer Berhältniffe ift der Beitragsfuß möglichſt einfach, unter 
Vermeidung zu vieler, die Verwaltung erfchwerenven Klafjen zu normiren. | 

Ba wird lediglich die ga be der Grundſtücke (Morgenzahl) den Beitrass 
maaßitab bilden fünnen, ohne Beeinträchtigung der einzelnen Bethetligten. 

Bisweilen wird der aus dem Grundfteuer » Katafter oder aus den Separation: 
—— bekannte Ertragswerth die Grundlage des Genoſſenſchafts-Kataſter⸗ 
ſein tönnen. 

Wo indeß die Beſchaffenheit der Grundſtücke und ihre Lage in Betreff der Waffe: 
verhältniffe jo verſchieden ift, daß darauf befondere Nüdjicht genommen werden mut 
da wird es doch meiſtens genügen, unter Berüdfihtigung jämmtliher Verhältnifſe re 
Grundftüde in 2 bis 4 Klaſſen einzufchäßen, fo daß z. 8 | 

Klaſſe I. pro Morgen 4 Ser. 
„Un " ” als einfachen Beitrag zahlt. 
„ II. „ 2 ” 


” 


— IV. " u 1 " 

Die Koften aller gemeinjhaftlihen Anlagen der Genoflenfhaft find in der Reger 
nad) dem allgemeinen Beitragsmaaßſtab zu beftreiten. Bisweilen ift es aber rathiam. 
die Gemeinſchaft der ganzen Öenoffenfcaft auf die Koften gewifier Hauptanlagen un: 
der Verwaltungskoſten zu beichränfen, dagegen für bie Koften folder Anlagen, weld: 
nur für einzelne Abjchnitte de Areals von Intereſſe find (3. B. Binnen : Entwäle 
rungen, Bewäflerungen), Spezial:Katafter aufzuftellen. 
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Die Feititellung des Katafterd erfolgt nach 8 57 des Gefekes vom %8. Februar 
1843 durch das Statut. Das Katafter ſoll aljo in der Regel fchon hei Einreichung 
bes Statut3 vollendet fein. Da indep öfters die Cmanation des Statutes wünſchens⸗ 
werth ift, bevor die Katafter » Arbeiten, namentlih in größeren Sachen abgeſchloſſen 
werben fünnen, und da anbererfeit3 nüslich fein kann, die Wirkungen der Meliora- 
tiond-Anlagen Tennen zu lernen, bevor die definitive Feititellung des Katafters erfolgt 
— halt ausnahmsweiſe geitattet, die Feſtſtellung des Katafters in dem Statut 
vorzubehalten. 

Ber der Vorbereitung des Katafterd iſt folgendes Verfahren zu beobachten. 

Der leitende Beamte jtellt das Katajter, wo möglich im Einverftänpniß mit ben 
Deputirten der Betbeiligten, und nach Befinden unter Ausehung von Sachverſtaͤn⸗ 
digen auf. Das Kataſter wird fodann dem etwa fchon beitehenden Vorſtande der Ge: 
noſſenſchaft vollftäntig, den einzelnen Gemeinde = Vorftänden, fowie den Beſitzern ber 
Güter, welche einen Jelbititändigen Gutsbezirk bilden, ertraftweife mitgetheilt und zu: 
gleich im Amtsblatt reſp. Kreisblatt eine viermöchentliche Friſt bekannt gemacht, inner: 
halb welcher das Kataſter bei den Gemeinde-Borjtänden und dem leitenden Beamten 
eingeleben und die Beſchwerde dagegen bei dem letzteren angebradht werden Tann. 

‚_ Nah Ablauf diefer Friſt werden die angebrachten Beſchwerden von dem Kom⸗ 
miflarius unter Zuziehung der Beichwerbeführer, eines Vorſtands⸗Deputirten und der 
erforderlihden Sachverftändigen unterſucht. Diefe Sachverftändigen, und zwar Hinſichts 
der Dermeftung und des Nivellement3 ein vereideter Feldmeſſer oder nöthi an ein 
Vermeſſungs⸗Reviſor, HinfichtS der ölonomifchen Fragen, der Bonität und Einſchätßung 
zwei ölonomifche Sachverftändige, denen bei Streitigleiten wegen ber Ueberſchwem⸗ 
mungd- oder ſonſtigen Wafler-Berhältnifie ein Waflerbau:Berftänviger beigeordnet wer: 
den fann, werden von der Regierung ernannt. 

Mit dem Refultate der Unterfuchung werben die Betheiligten, nämlid vie Be: 
fchwerbeführer einerfeit3 und der Vorjtands - Deputirte andererjeit3, bekannt gemacht. 
Sin beide Theile mit dem Refultate einverftanden,, fo hat e3 dabei fein Bewenden 
und wird das Katalter demgemä berichtigt. Andernfalls werben die Alten der Re: 
gierung zur Entfcheivung über die Beſchwerden eingereicht. 

Wird die Beſchwerde verworfen, fo treffen die Koften derfelben den Beſchwerde⸗ 


ährer. 
Innerhalb 4 Wochen nach erfolgter Bekanntmachung der Entſcheidung ift Rekurs 
dagegen an das Minifterium für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten zuläffig. 
Nach erfolgter Feititellung des Kataſters iſt daflelbe von der Regierung auszu⸗ 
fertigen und dem Borftande zuzuftellen. 
8. 8. Ein gleichförmiges Schema für die Genoſſenſchafts-Statute läßt ſich nicht 
aufftellen, da die räumliche Ausdehnung und die örtliden Verhältniſſe bei den ein: 
zelnen Dieliorationd-Unternehmungen ungemein verfchieden find. u 
Ein Schema, welches. für Meine Verbände zu paflen pflegt, ift den Königlichen 
Regierungen bereit? dur Refcript vom 10. November 1851 mitgetheilt und im 
Minifterial-Blatt für die innere Verwaltung de 1851 ©. 258 abgebrudt. 
Bahlreihe Beiſpiele anderer Genoflenfhafts : Statuten finden ſich in ber Geſetz⸗ 


Sammlung, 3. B. Jahr ang S. 391. 517 
. . : DAL. 
S 


85 
1854. ©. 489. 501. 
1855. ©. 445. 451. 490. 
1856. ©. 125. 462. 597. 945. 956. 966. 
1857. ©. 118. 686, 
Der leitende Beamte bat darunter ein entfprechendes Statut auszuwählen und 
dafielbe den Berhältnifien des betreffenden Falles anzupaſſen. 
.9. Die Koften der Verhandlungen und techniſchen Vorarbeiten find in ber 
Regel von der Genofjenfchaft zu tragen. Das Minifterium behält ſich aber vor, bei 
Unternehmungen von erheblicher Wichtigleit eine Beihülfe dadurch zu gewähren, daß 
die Koften der kommiſſariſchen Verhandlungen — ſoweit fie nicht durch unbegründete 
Beſchwerden verurfadht werden — und die Koſten der technijchen Vorbereitung und 
Ausarbeitung des Meliorationsplanes aus der Staatskaſſe beitritten werben, 
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Die Koſten der etwa nöthigen Vermeffung und Bonitirung de3 Genoſſenſchafte 
Bebietes und der Anfertigung de3 Meliorationd - Katafterd find jedenfalls von ben 
Betheiligten zu tragen. 

Someit die Fonds des Minifteriumd es geftatten, wird daffelbe auch Fünftig, wie 
bisher, auf fpeziellen Antrag der Regierungen in wichtigen Meliorationg- Sachen Ber: 
ſchüſſe auf die von den Genoflenichaften aufzubringenden Koften gewähren. 

8. 10. In den bereits ſchwebenden Genoſſenſchaftsſachen kommt viefe Anwei— 
fung nur noch inſoweit zur Anwendung, als nicht ſchon bie einzelnen Vorbereitungs 
ſtadien durch Anhörung der Betheiligten oder Einholung der — 2— Genehmigum 
erledigt find. 

Berlin, den 10. Oktober 1857. 

Minifterium für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten. 
v. Dranteuffel. 


Beilage DB. zu B. II. n. 29. 


Cirk.: Verf. des Min. f. d. landw. Ang. v. 10. Nov. 1851 mit dem 
Schema eines Statut für neu zu bildende Wiefen:-Genoffenfda fter. 
(VMB, ©. 258). 

In den Bezirken der Neg. zu Trier und Köln: find in neuerer Zeit viele Wie: 
jen-Genofienfchaften auf Grund der 88 56. fg. des ©. über die Benutzung der Privat. 
flüſſe v. 28. Febr. 1843 theils ſchon gebilbet, theils in der Bildung begriffen. 

Um für die Statuten diefer Benoffenfihaften welche dort in der Regel nur Hein: 
Gebirgsthäler mit einer Wiefenflähe bis zu 200 Morgen umfaflen, em praltiſche 
Schema zu erlangen, den’ Bürgermeiltern und Landräthen die Verhandlungen dadurd 
zu erleichtern und Abweichungen, welche nicht durch Lolalverhältnifie geboten find, in 
benachbarten Diftrilten zu vermeiden, ijt ein ſolches Schema durch Kommiflarien der 
genannten Regierungen berathben und nad Einfiht der darüber eritatteten Beridk 
derfelben Regierungen feitgeitellt. 

Die K. Reg. erhält hierbei beglaubigte Abſchrift dieſes Schemas (Anlage a.) zur 
Kenntnißnahme und Benubung in geeigneten Fällen mit dem Bemerken, daß daſſelbe 
nur als ein Anhalt bei der Entwerfung joldyer Statuten dienen foll, und mitbin tie 
einzelnen darin aufgeltellten Beitimmungen nad) Iofalem Bebürfnig oder dem Ueber: 
einfommen ber Intereſſenten abgeändert werben können. 


Anlage a. 
Entwurf zum Statut eines Wiefenverbandes. 
Verhandelt den 18 
Bor dem unterzeichneten Bürgermeiſter erſcheinen die Eigenthümer der Grund 
jtüde in dem Badıthale bei , wie fie aui 
der beigejchloflenen Karte des Geometer vom Sabre: 


und dem dazu gehörigen Katafterauszuge vom ten 


18 | 
bezeichnet find, und verabreden unter fi folgenden Genoſſenſchafts⸗ Vertrag a | 


Grund des Gef. über die Benutzung der Privatflüffe vom 28. Febr. 1843 88 56. ii. 
(6..S. 1843. &. 41). Ä 

& 1. Die Befiker der vorgedachten Grundftüde bilden einen Wiefenverband, um 
den Ertrag ihrer Grunditäde durch Ent: und Bewäſſerung zu verbeflern. 

Der Verband wählt fein Domizil bei feinem jedesmaligen Vorfteher. 

8.2. Die Haupt, Be: und Entwäfjerungsgräben, die Wehre und Schüßen, die 
Bad) »Regulivungen, überhaupt alle zur vortheilhaften Beriefelung der Verbands 
. wiefen erjorberlihen Anlagen werden auf gemeinfchaftliche Koften des Verbandes ar- 
macht und unterhalten, nad einem Plan, welder durd den beitellten Wiefen-Bar- 
meifter anpıfertigen und in GStreitfällen von der Regierung feitzuftellen tft. 

Die Bejamung, der Umbau und die fonjtige Unterhaltung der einzelnen Wieſen 
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parzellen durh Planirung, Düngung ıc. bleibt den Eigenthümern überlaſſen, jedoch 
find Diefelben gehalten, dabei den Anordnungen des Wiefenvorftchers im. Anterefle 
der ganzen Anlage Folge zu_leiiten; auch können fie die Ausführung der: ihnen 
nbliegenden Arbeiten dem Wiejenwärter des Verbandes für ihre Rechnung über: 
tragen. 

8. 3. Die Beiträge zur Anlegung und Unterhaltung der gemeinſchaftlichen An: 
lagen werben von den Genofien nad) Verhältniß ihrer betheiligten Flächen aufgebracht. 
Der Bürgermeilter febt die Hebelijten auf Antrag des wiefenborftehers feit und läßt 
die age von den Säumigen durch abminiftrative Erelution zur Kommunalkaſſe 
einziehen. 

Die Anlagen werden in der Regel in Tagelohn ausgeführt unter Leitung eines 
Wieſen-Baumeiſters; mo es indeß zmedmäßig ift, follen die Arbeiten nad) Beftim. 
mung des Boritandes an den Mindeitfordernden verdungen merben. 

nahmsweiſe kann der Vorftand auch die Anlagen durch Naturalleiftung der 
Eigenthümer ausführen laflen. In ſolchen Fällen iſt der Miefenvorfteher befugt, die 
nicht rechtzeitig oder nicht gehörig ausgeführten Arbeiten nad) einmaliger vergeblicher 
Erinnerung auf Koften des Säumigen machen und die Koſten von demfelben durch 
Gretution beitreiben zu laflen. Eben dazu ift der Wiefenvorfteher befugt, bei Arbei- 
ten, welde ben einzelnen Genofien für ihre Grundſtücke obliegen und im Intereſſe 
der ganzen Anlage nicht unterbleiben bürfen. 
$. 4. Die Anlegung der nöthigen Gräben, Wehre zc. muß jeder Wieſengenoſſe 
ohne Weiteres geitatten und den dazu erforberlihen Grund und Boden in der Regel 
unentgeltlich hergeben. Someit ihm der Werth nicht durch das an den Damm-Doffi 
rungen und Uferrändern wachſende Gras oder andere zufällige Vortheile erfegt mer: 
den bin: ift Entfehädigung zu gewähren. Gtreitigteiten hierüber werden mit Aus: 
ſchluß des Rechtsweges —— entſchieden. (cf. $ 9.) 

Die Erwerbung von Terrain, welches nicht Mitgliedern des Wiefenverbanves ge⸗ 
bört, erfolgt nach den Vorfchriften des G. v. 28. Febr. 1843. 

.5. Die Angelegenheiten des Wiefenverbandes werten geleitet von einem 
MWiefenvorfteher und zwei Wieſenſchöffen, welche zuſammen den Vorſtand bilden. Die: 
felben belleiven ein Ehrenamt. Als Erjas für baare Auslagen und Berfäumniß er: 
hält jedoch jeder Wieſenvorſteher jährlih pro Morgen (5) Spar. 

$. 6, Die Mitglieder des Vorftandes werden von den Wiefengenofien aus ihrer 
Mitte af brei Jahre gemählt, nebſt zwei Stellvertretern für die Wiefenfhöffen. Bei 
der Wahl hat jeder Wiefengenofje eine Stimme; wer mehr als zwei Morgen im Ver: 
bande befißt, hat zwei Stimmen, wer vier Morgen befist, drei Stimmen, und jo fort 
für je zmei Morgen eine Stimme mehr. Der Bürgermeiſter beruft die Wahlverfamm: 
lung und führt den Vorfig in derfelben. Ex verpflichtet die Gewählten durch Hand: 
ſchlag an Eides Statt. Minderjährige und moralifche Berfonen können durd ihre ge: 
feslihen Vertreter, Ehefrauen durch ihre Chemänner mititimnen. 

Wahlbar ift derjenige, welcher mindeftens einen Morgen Wieſe im Berbande be: 
ſigt und den Vollbeſitz der bürgerliden Rechte nicht durch rechtäfräftiges Erkenntniß 
verloren bat. 

PR Vebrigen find bei der Wahl die VBorfchriften für Gemeindewahlen zu be: 
obadten. 

ur Legitimation des VBorftandes dient dad vom Bürgermeilter befcheinigte Wahl: 
Protokoll. 

8.7. Der Miefenvorfteher ift die ausführende Verwaltungs » Behörde des Ber: 
bandes und vertritt venfelben anderen Perſonen und Behörden gegenüber. Er bat 
ingbefondere 

a) die Ausführung der gemeinſchaftlichen Anlagen nach dem feitgeftellten Bewäſſe— 
rungsplane mit Hülfe des vom Vorſtande erwählten Wiefen : Baumeifters zu 

veranlaflen und diefelbe zu beaufjichtigen ; . 

b) die Beiträge auszufchreiben, die Zahlungen auf die Kaſſe anzuweifen und die 

Kaſſenverwaltung zu revibiren; 

c) die Voranſchläge und Jahresrehnungen den Wiefenfchöffen zur Feltftellung und 

Abnahme vorzulegen; 
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d) den Wiefenwärter und die Unterhaltung der Anlagen zu beauffichtigen und tie 
Ibjährige Grabenſchau im April und November mit den Wieſenſchöffen abzu⸗ 


alten; 
e) den Schriftwechſel für den Miefenverband zu führen und die Urkunden defſſel⸗ 
ben zu unterzeichnen; zur Abſchließung von Verträgen iſt die Zuftimmung ber 
Dietenichöften nöthig; u 
f) die Ordnungsſtrafen gegen Mitgliever des Verbandes wegen Verlegung dieſes 
Statut3 und der beſonders dazu erlaflenen Reglements bis zur Höbe ven 
1 Thlr. feftzufeßen und an die Kafle einzuziehen. . _ 

In Behinderungsfällen läßt fi der Wieſenvorſteher durch einen Wieſenſchöffen 
vertreten. 

$. 8. Zur Bemahung und Bedienung der Wieſen ftellt ber Vorſtand einen 
Miefenwärter auf dreimonatlihe Kündigung an, deſſen Lohn die General - Berfamm: 
lung ver Genofjen bei ber Wahl des Vorftanded ein für allemal beitimmt Die 
Wahl des Wielenmwärters unterliegt der Betätigung des Landrathes. Der Wien: 
wärter ift allein befugt zu wäflern und muß fo wäflern, daß alle zellen den 
verhältnipmäßigen Antheil an Fer erhalten. Kein Eigenthümer darf die Schlen: 
fen offnen oder zufeßen oder überhaupt die Bewäſſerungs⸗ rg eigenmädhtig ver. 
Fe bei Vermeidung einer Konventionalftrafe von 2 Thlr. für jeden Kontraven 
ionsfall. 

Der Wieſenwärter wird als Feldhüter vereidigt; er muß den Anweiſungen des 
Wieſenvorſtehers pünktlich Folge leiſten und kann won demſelben mit Verweis un: 
Geldbuße bis zu 1 Thlr. beſtraft werden. 

Die Streitigkeiten, welche zwiſchen Mitgliedern des Verbandes über bu: 
Eigenthum von —— über die Sujtänbigteit oder den Umfang von Grund 
gerechtigkeiten oder andern Nutzungsrechten und über beſondere auf fpeziellen Rechts: 
titeln beruhende Rechte und Verbindlichkeiten der Parteien entitehen, gehören zur Ent: 
fcheidung der ordentlichen Gerichte. 

Dagegen werden nad erfolgter Feititellung des Bewäſſerungsplanes durch tie 
Regierung (cf. $2.) alle anderen bie gemeintnmen Angelegenheiten des Berbante: 
oder die vorgebliche Beeinträchtigung eines oder de3 andern Genoſſen betreffende Be— 
fchwerden von dem Vorſtande unterfucht und entſchieden. oo. 

Gegen die Sntjeheibung des Vorftandes fteht jedem Theile der Rekurs an em 
Schiedsgericht frei, welcher binnen 10 Tagen von der Belanntmahung des Beſcheide⸗ 
an gerechnet, bei dem Wiejenvoriteher angemeldet werden muß. Ein weiteres Redkts: 
mittel findet nicht Statt. Der unterliegende Theil trägt die Koften. 

Das Schiedsgericht befteht aug dem Bürgermeifter und zwei Beifikern. Die Be: 
fißer nebſt einem Stellvertreter für jeden werden von ber General: Berfammluna der 
MWiefengenofien auf 3 Jahre gewählt. Wählbar ift jeder, der in der Gemeinde jeine 
MWohnort3 zu den Öffentlihen Gemeindeämtern wählbar ift, mindeſtens einen Morgen 
Wieſe befist und nicht Mitglied des Verbandes ift. 

Menn der Bürgermeifter eilt Mitglied des Verbandes fein follte, fo muß ter 
Landrath auf Antrag jedes Betheiligten einen andern unparteiiſchen Vorfigenver. 
des Schiebsgerihts ernennen. Daſſelbe kann der Landrath thun, wenn fonitix 
Einwendungen gegen die Perſon des Bürgermeifterd von ven Betheiligten erboben 
ee welche deſſen Unparteilichleit nad) dem Ermeſſen de3 Landraths beein: 
trächtigen. 

$. 10. Wegen der Wäflerungs » Orbnung, der Gräbenräumung, der Geumer: 
bung und ber Biltung auf den Wiefen hat der Vorftand die nötbigen Beitimmun: 
gen zu treffen und kann deren Webertretung mit Ordnungsſtrafen bis 3 Thlr. be 


drohen. 
$. 11. Der Wiefenverband it der Oberaufficht des Staat3 unterworfen. Tas 
Auffichtsrecht wird von dem Kreis-Landrath, von der 8. Ra. in. . » . 2... 
als Landes: Polizeibehörde und von dem Min. für landwirthſchaftl. Ang. gehandhabt 
in dem Umfange und mit den Befugniſſen, welche nad 88 100., 140 — 143. der 
Gemeinde:Dd. v. 11, März 1850 den Auflicht3:Behörden der Gemeinden zufteben. 
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5 12. Dies Statut farm nur mit Genehmigung des Min. für die landwirth⸗ 
ſchaftl. Ang. abgeändert werben. 


Beilage E. zu B. U. n. W. 


nfteultion des Min. f. d. landw. Ang. v. 24. Aug. 1861 für die 
Ausführung der tehnifhen Vorarbeiten bei Landesmeliorationen. 

‚Um eine möglichit gleihmäßige und zwedvienlihe Behandlung ber technifchen Bor: 

arbeiten für größere Landesmeliorationen (Entwäflerungen, Bewäflerungen, Eindei⸗ 

ungen, Flu Regulivungen) herbeizuführen, werben für die Anfertigung ſolcher Vor: 

arbeiten die nachſtehenden Beſtimmungen geteoften: 
Allgemeine Vorarbeiten. 

. 1. Zur Begründung des Antrags auf Bearbeitung de3 Unternehmens und 

Berilligung der Vorarbeitskoften aus der Staats-Kaſſe ift in der Regel beizubringen: 

1) ein Ueberſichts-Situations-Plan, welcher aus der. General⸗Stabs⸗Karte 

oder anderen gebrudten Karten, over aus fonftigen vorhandenen Materialien 

(im Maaßftabe von 1 : 10,000 bis 1 : 100,000) zufammengeftellt wird, und 

ein Bild des Betheiligungs - Gebietes der beſtehenden Waſſerzüge, Staumerle, 

Deiche ıc. fowie der beabfichtigten Hauyt Meelioratiemo⸗Anlagen weit ſich die⸗ 

ſelben ſchon einigermaßen überſehen laſſen, (letztere in nrothen Linien) 

geben fol, ohne daß es dabei auf vollitändige geometrifche Genauigkeit an- 

mmt ' 


2) ein Erläuterung3:Bericht, welcher enthält: | 

a) eine Beichreibung des Meliorationg - Gebietes, der Bodenart, der. Pultur: 
ſchaͤdlichen —— und deren Urſachen, 

b) die Grundzüge der beabſichtigten Melioration unter Schäbung der unge⸗ 
fähren Bauloften, wobei zu erwägen ift, ob dieſe Kolten mit den zu er: 
wartenden Bortheilen in angemefienem Verhältniſſe ſtehen werben, 

(bei Bewäflerungen ift insbefondere die disponible Waflermenge und 
die Befchaffenbeit des Waſſers zu beleuchten), 

ce) den Koftenüberfchlag der fpeziellen Vorarbeiten. 

Spezielle Vorarbeiten. 
8.2. Die fpeziellen Vorarbeiten für die gefehliche Begründung Des Unternehmens 
müfjen in der Regel beiteben aus: | 
a) einer Spezial⸗Karte des Meliorations-Terraing, 
b) genauen Nivellement3:Blänen, bei Seeablaffungen auch Peilungs- Plänen, 
c) einer Ueberſichts⸗Karte, 
d) einem zu berjelben paſſenden Weberficht3-Rivellement, _ | 
e) a tond : Blane (Erläuterungs = Bericht, Vauzeichnungen und Koſten⸗ 
nſchlag). 
a. Spezial-Karte. ſiehe beiliegendes Vorbild A. 

8. 3. Als Spezial: Karte dienen gewöhnlich die vorhandenen Karten (Kataſter⸗ 
Karten, Separations-Karten u. dergl.) 

Eine Kopie davon nad dem vorhandenen Maßitabe iſt für das Bureau ber 
Meliorations⸗Verwaltung zu fertigen, behufs Eintragung der Projekt-Linien, Berech⸗ 
rung der Grund-Entfhädigung und Einfhäsung in dad Meliorations:Katafter. 

Wenn die leitende Behörde eine Reduktion der vorhandenen Karten auf einen 
leihmäßigen Maßftab für erforderlich erachtet und anordnet, fo ift für die rebucirte 
Tarte gewöhnlich der Maßſtab von 1 : 5,000 zu wählen; die Karte ift dabei jo zu 
rientiren, daß der Zufluß links, der Abfluß rechts liegt; fie muß den genauen aſtro⸗ 
womifchen Meridian enthalten; die einzelne Section joll möglichſt nicht über 6 Deci- 
nalfuß lang und 24 Decimalfuß hoch fein und foll die Anjchlüffe an die angrenzen: 
‚en Settionen auf 1 Decimaßol] Breite in Linien enthalten. 


Hr. 
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Bahielbe gi, wo ausnahmsweife eine neue Meflung des Terrains anget- 
net wir 

Die Spezial : Karten follen alles Beſtehende der Meliorationzfläde enter 
namentlic die MWaflerzüge, Wege und Eifenbahnen mit ihren Baumerten, 
MWaflertriebwerte und S Teufen die Befisftände (Grenzen) der einzelnen rule: 
die Feldmarksgrenzen unter Bei ſchreibung der angrenzenden Feldmarken, tie £: 
haften und Gebäude, die Aulturarten des Bodens (Ader, Wieſe, Wald, Heide r: 
Hütung, Brüche). Höhenzüge werden durch Bergſtriche bezeichnet, 

Die beftehenden Wege, Orenzen, Gebäude x. werden mit ſchwarzen Linien, \ 
beitehenden Waflerzüge in borbvoller Breite mit beilblauer Farbe und deren At 
richtungen mit Pfeilen begeidmet. Alle neuprojeltirten Anlagen werden mit Narr 

roth auögezogen, und, einſchließlich der zugehörigen Bablen, beichrieben. 

Die Grundfläden vorhandener Deiche find mit grauem Untergrunde, die Biid-: 
— mit hellgrüner Farbe und ihre Krone mit einem hellbraunen Striche zu h 
ze 

Ale Farben find fo hell zu halten, dab das Projekt parüber hinweg geni 
werben lann. 

Die gemeflenen Hauptlinien werden in ihren Edpuntten mit Roth bezeidna, 
gemejjenen und, nivellirten Linien dagegen in ber Spezial Karte mit fer: 
rothen Strichen a usgezogen und alle Hauptftationen von 100 zu 100 Ruthen ti 
mit rothen Ringen eingefaßt. - 

Der Anfangspunlt einer gemeflenen oder nivellirten Linie ift genau zu ber: 
nen, und die GStationirung fo zu maden, daß die Nummer jeder Station mi . 
multiplicrt den Abftand vom Anfangspunfte in Ruthen angiebt. Die Zehne = 
dabei größer zu fchreiben 

10. 11. 12. 13. xc. 20. 2 


c.) | 

Die Umfangslinie der Meliorationg » Betheiligung ift mit einem grünen Sn” 
zu bezeichnen, und bie höchſte Ueberſchwemmungs⸗Grenze, wo fie vom Betheiligus: 
Gebiete abweicht, blau zu punltiren. 

Ein liegender Ma fta mit beutlicher Veberfchrift feines Verhältnifles zur ns“ 
lichen Gröbe ift auf jeder Karte an ubringen und die Außenſeite jeder Karte, ir" 
jeder gerolten ge ung, mit der Bereihnun des Inhaltes zu verfehen. 

b. Die Nivellement3:- Pläne. He be beiliegendedö Vorbild B. 
3 4. Auf die Ausführung der Nivellements ijt de größte Sorgfalt u X 


wend 
Die Auftragung der Nivellements erfolgt, fofern nicht abweichende Boridnt: 


ertheilt find, a 22 de Feldmeſſer⸗ Regiemenls vom 1. Dezember 1857 in dt 


Längen nad) dem Diapftabe von 1 : 5,000 der wirklichen Länge und in den Sit 
nad dem aptabe von 25 Preuß. "Werk: -Fußen auf 1 Dezimal:Zoll. 
Eine Abreidung bon n dieſer ge! wird zwedmäßig zu beitimmen fein: 
1) in ee, Valor ngenmaßitabes 
a) wo fü iwellement an eine vorhandene Spezial - Karte anal 
fo, dem dann der Maßſtab der Spezialsarte auch als Längenmais 
für das Nivellement anzuwenden ilt; 
b) bel a eoehnien Nivellements : Zügen von mehreren Meilen Länge, * 
er plta von 1 : 10,000 0.1. 100 R. = 1 — 


licher 
2) in Betreff vr Höhenmaßftabes in ebenen Gegenden (bei burhfchmitil 
falle von 6 Zoll pro 100 Ruthen und darunter), wo 12} Preuß. 
1 De Der ae zu rechnen find. 
aahjtab für die Längen ift liegend, der Maßftab für die Höhen nr 
der een und legten Ordinate des Nivellements: Blanes parallel mit den Orbinz 
zu zeign nen. 
Der Anfangspunlt des Nivellements liegt allemal zur Linken; die Richtung !: 
Nivellements gebt von der Linten zur Rechten, gleich dem Abfluffe oder Geiäle d 
Waſſers und der Schrift. 
Der Normal Horizont für die Nivellements:Linien im Meliorations:Zerrain # 
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in und berfelbe fein, und wo möglich) durch den Nullpunkt des Amftervamer Begels 
edacht und berechnet fein. 

Die Verbindung des Nivellements mit einem nahe gelegenen in feiner Höhe zum 
Imfterdamer re el befannten Punkte gefchieht durch ein bejonveres generelles Nivelle⸗ 
nent, beilen Koſten bei Beantragung der Vorarbeits » Koften befonders zu berechnen 
ind. Ueber 3 Meilen follen vergleihen Verbindungs⸗Nivellements in der Regel nicht 
usgedehnt werben. o der Anichluß an ven Amſterdamer Pegel nicht ohne Koften 
u erreichen ift und die Koften des Anjchluß » Niveflements nicht bewilligt werben, ba 
ft der Nullpunkt des Nivellement3 in einem Fixpunkte (Pegel, Fachbaum und dergl.) 
llemal unter der Erdoberfläche zu mählen. 

Wenn fich hierbei für die Fortſetzung des NivellementS zu lange Orbinaten er: 
‚eben, fo kann der Normal : Horizont, jedoch ımmer nur um je 50 Fuß höher gelegt 
verden, was in ven Längenprofilen anzugeben it. Die Zahlen der Orbinaten find 
iberall nach dem erften NormalsHorigonte einzufchreiben. 

Die Nivellir-Latte ift in Preuß. Werkfuße (12 Fuße — 1 Rheinische Ruthe) und 
ever Werkfuß in 100 Theile einzutheilen. 

Die Nivellementstabellen werden nad dem am Schluffe beigefügten Formulare 
jeführt und berechnet. 

Am Ende jeder Seite foll die Abftimmung nachgewieſen fein. Was in ben 
Rivellements = Tabellen und ‚Hänen nicht Platz findet, wirb in der Rubrik, Bemer⸗ 
ungen” ber Nivellement3-Tabelle oder in befonveren Heften fligzirt und befchrieben. 
Jede einzelne Nivellements-Linie, fie mag ein Längen: oder Quer-PBrofil betreffen, 
ildet in der Nivellements-Tabelle einen befonderen Abjchnitt. 

Für alle beftehenven Gewäfler (Flüfle, Bäche, Kanäle, Gräben), deren beibe 
Ifer nivellirt werben, foll die Haupt-Nivellements-Linie im Zerrain des rechten Ufers 
ngenommen erden und wirb das tintsfeitige Mer babei punttirt dargeltellt; bei 
durchſtichs⸗ und Deich Projekten folgt indeß ber llements⸗Zug moglichſt der projec- 
irten Durchſtichs⸗ reſp. Deich-Linie. 

An die Haupt-Nivellements-Linie und ihre Stationen werden alle übrigen nivel- 
itifchen Ermittelungen (Duerlinien, Thal: und Fluß-Profile u. dergl.) gebunden. 

Das Nivellement muß an natürlihe und möglichſt wiele Feſtpunkte, gewöhnlich 
ille 200 Ruthen einmal feitgelegt werben. Der nievrigite, der mittlere und der hödhite 
Bafleritand ift darin anzugeben, besgleihen die linkjeitige Uferhöhe und bie Buß 
ohle, nebft der Höhenanlage der wichtigeren Punkte der Gegend, 3. B. Eiſenbahn⸗ 
hienen, Chaufjeelronen, Begel : Nullpuntte, Oberkanten von Sadbäumen, Schleuſen⸗ 
T l, Wehrrüden, Schügenhöhen, Merkpfähle (Spiegelpfähle) und Sicherheitspfähle 
Srundpfähle), Unterlante des Schlußfteing an gewölbten Brüden und ber Straßen: 
allen an anderen Brüden, die Oberkante der Jochholme derfelben, Plinthen und 
-hürjchmmellen naheſtehender Gebäube. 

e Beichaftenheit des Terrains ift mit enifpredhenden Farben (Ader braungelb, 
Bald grau, Wiefe und Moor grün) im Nivellement zu charakterificen. Die Be- 
haffenheit des Untergrundes ift nur da, wo es bejonders vorgefchrieben wird, zu 
nterfuchen und anzugeben. Die Sohle ift mit ſchwarzer Linie zu zeichnen und mit 
ntfprechender bellerer Yarbe anzulegen. 

Alles Beſtehende wird ſchwarz „gezeichnet, das Waſſer nebft den Zahlen des Waſ⸗ 
‚rjtandes blau, das Projekt mit feinen Zahlen roth, der Auftrag bellrotb, der Abtrag 
ellgrau. 

. Die Zahlen der Terrain - Orbinaten ftehen links von ihren Orbinaten, die des 
Brojekte3 rechts von derſelben. 

Die Ba des Terraing, ber Sohle, der Deichkrone und des Waſſerſpiegels 
‚este blau) ſtehen, jede Art für fi, auf einer nn Höhe oder Linie. Darunter 
nden parallel mit dem Horizonte die Namen der Feldmarken und Gftter Platz, melde 
ie Nivellement3:Linie durchzieht. 

Vor Ausführung des Nivellements für einen beſtehenden Waſſerlauf, deſſen Waf- 
erſtand erheblichem Wechſel unterliegt, follen in ben Be ni etwa von 200 zu 
00 Ruthen Interims : Pegel (circa 3 Fuß lange Pfähle mit Bolleintheilung) am 
tande bes Waſſerſpiegels, beſonders an feiten Brüden eingefchlagen werben, Der 
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während des Nivellement3 vorlommende Waſſerſtand iſt in die Ninellements » Tab 
einzutragen. Zur — eines normirten Waſſerſtandes find fämmtliche Pecel 
an einem und demſelben e während eines beharrlichen Zufluſſes zu beobatın 
und die vorgefundenen Wailerjtände einzutragen. Auf diefen Waſſerſtand find ſaͤmrn 
liche Orsinaien für den Waflerfpiegel zu berechnen und in die Nivellemientz : Für 
einzuzeichnen. 

die Lage der zwischen den Stations-Punkten etwa noch erforderlichen Drbinatr: 
ift nur durd das Einfchreiben ihrer Entfernung von dem vorliegenden Stations-Bur: 
Ionen Zur leichteren Orientirung werben die Orbinaten von 100 zu 100 Rue 
tärter, als die anderen Orbinaten ausgezogen. Im Uebrigen gilt für die Stati:z 
zung das im $ 3. Gefagte. 

‚ Wenn es der Raum auf dem Papiere geitattet,. fo find die korreſpondirende 
Situation: und Nivellements: Pläne auf einem und demfelben Blatte über einander 
darzuſtellen. Thal: und Fluß» Quer : Brofile und Zeichnungen beſonderer Baumet: 
find, wo möglid) ach über over unter der beireffenden Stelle des Rivellements, ern. 
in dem bejtimmten Längen: und Höhenmaßjftabe, legtere in dem Mafftabe von 25 Ext. 
fußen auf 1 Dezimal⸗Zoll zu zeichnen. ! 

Im anderen Falle nehmen beſondere Blätter und Hefte die Duerprofile nt dx 
werks⸗Zeichnungen auf. | 
Das rechte Ufer it dabei ftet3 rechts, bas linke Ufer linls zu zeichnen. Für de 
größere Schrift der Karten und Nivellements wird die Anwendung von Drudiem. 


empfohlen, 
ec. Ueberfihts- Karte. _ 
> 5. Die Ueberſichtskarte ift durch Redultion der Spezial-Karten im Mast: 
von 1: 10,000 0.1. 100 R. = 1 Dezimal - Zoll anzufertigen unb enthält nur ?: 
bemerlenswertheſten Gegenftänbe. Sie dient bei ausgedehnten Meliorationsfläden :: 
Projeltions⸗Karte für die Hauptanlagen. In vielen Fällen wird auch fchon eine Ker 
der Original-Aufnahmen des Königlichen General:Stabes (im Maßftabe von 1:25, 
— 250 8. pro Dezimal:Zoll) als Meberfichtslarte dienen kͤnnen. — 
Dei der Vorlegung des Projektes in der Miniſterial-Inſtanz iſt Die Uebernct 
Karl Een einzureichen; der Cinreihung der Spezial : Karten bedarf es in tx 
egel nicht. 
‚ Wenn bie Ueberſichtskarte das im 8 3 gedachte Maß überfchreitet, fo ift fie ia 
in mehrere Seltionen zu theilen. . 
Alsdann ift noch eine kleinere Weberfichtälarte in einem Blatte im Makita. 
von 1 : 50,000 = 500 R. auf 1 Dezimal:Zoll zu fertigen, und auf derfelben m.: 
en zualeid das WUeberfichts : Nivellement ($ 6.) barzuftellen cfr. das Vorbild I: 
ei 86. 


Dei Meliorationen, wo es darauf anlommt, die Menge des abzufübren:. 
Waſſers zu beftimmen, ift auch eine Karte beizubringen, melde das betreffende War: 
fammel: oder Abvacdhungs : Gebiet darftellt. Diefelbe iſt aus einer entfpredken:- 
Zandlarte zu entnehmen. Sie foll von den höchſten Duellenlagern bis zur nis 
unterhalb liegenden Mündung des Fluſſes reihen, und die befannten Höhenana.:' 
über dem Meeresspiegel, die bemerkenswerthen Waflerbaumerte, ſowie die ungefär: 
Flachenangabe des Waflerfammel: oder Abdachungs⸗Gebietes enthalten. 

Ein Vorbild dafür liegt bei. 


d. Das Ueberfiht3:-Nivellement. 
8. 6. Das Veberfichts - Rivellement erhält den Längenmaßitab von 500 R. = 
1 Dezimal:Zoll und den Höhenmaßftab der Nivellements : Pläne $ 4 mit den bew 
kenswertheſten Bezeihnungen. Dabei ift auf eine möglichſte Uebereinſtimmung te 
Bezeihnungen mit denen der Ueberſichtskarte zu halten. u 
Die Ordinaten find nicht alle 100 R., fondern alle 500 R. ſtärker auszuziedi 
Ein Vorbild dafür liegt bei. 


e. Der Meliorationg:Blan. 
$. 7. Der Erläuterung » Bericht hat vom techniſchen Standpunkte Viejenia 
Gegenftände zu erörtern, welde im 82 der Inſtruktion zur Bildung vonkDeider: 
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bänden v. 24. Auguſt I850 *) und im $ 2 ver Anmweifung für die Bildung von Ent: 
und Bemäflerungs-Senoflenichaften vom 10. Dftober 1857 **) bezeichnet find. 
Bei der Beichreibung des Meliorationg- Planes iſt auch die Zeit und Organifa- 
tion der Ausführung zu erläutern. \ 
Der HauptsKoftenanichlag zerfällt gewöhnlich in folgende Titel: 
1. Orunderwerb und Nubungs » Entfhädigung (incl der Entfchädigung von 
Stauberechtigten und anderen Waſſernutzungs⸗Rechten). 
DO. Erb: und Rodungs:Arbeiten. 
IH. Befeftigung der Ufer, der Böfchungen und Sohlen. 
IV. Waſſer⸗Bauwerke an Schleufen, Siehlen, Wehren, Brüden, Fähren u. dergl. 
V. Gebäude und deren Translofation, Cinfriebigungen. j 
VI. Grenze und Nummerfteine, Feitpunkte, Merkpfähle, Sohlichwellen u. vergl. 
VII. Geräthe, Karrdielen, Maſchinen, Inſtrumente und deren Unterhaltung. 
VID. Bauleitung und Bermaltung. 
IX. N 
um Schluß ift eine Relapitulation diefer Titel zu geben. 
ie tabellarifhen Berechnungen über Erdarbeiten und die Spezial⸗Anſchläge für 
die Vauwerke nebft Zeichnungen And beizufügen, 
Mo die Beitragspflicht nad) verfchiedenen Meltorationg - Abtheilungen geſondert 
werden foll, ift auch ver Koſtenanſchlag für jede Abtheilung beſonders aufzuftellen. 
Mo mehrere ähnlihe Bauwerle (Brüden, Schleufen 2c.) vortommen, da ift nur 
ein foldes Bauwerk fpeziell zu veranſchlagen und der Koftenpreis der übrigen unter 
Berüdjichtigung kleiner Abweichungen in den Dimenfionen danach zu fchäßen. 

Bei größeren Meliorationen bönnen die Vorarbeiten und Anjchläge felten 
fo jpeziell gemacht werben, daß die Ausführung, namentlich die Aktorbirung der Erb: 
arbeit unmittelbar Me gegründet werden könnte. Es wird daher während und zu 
ver Bauausführung felbjt in der Regel nody eine fpeziellere Vorarbeit nöthig. Die 
Nivellements dazu werben auf die vorhandenen Spezial-Starten gegründet und lichen 
jih dem Maßftabe verfelben an. 

Bezahlung der Vorarbeiten. 
$. 9. a) Wenn das Kopiren der Karten für die im 8 42 des Feldmefler:Regle- 
ments bejtimmten Säße nicht zu erreichen iſt, fo können auf Grund des $ 36 ibid, 
nöthigenfalls folgende Altorbfäße vereinbart werben: 
bei Kopien nad demſelben Maßitabe für jedes Yıoo der DRuthe des wirk⸗ 
lich bezeichneten, befchriebenen und mit Farben angelegten Raumes 
beim Masitabe von 
25 Ruthen — Dezimal⸗Zoll Thlr. Sgr. 
: zum 2 s 2 2 


30 

40 — 1 ⸗ 2 : 10 = 
50 nn |] :2% : 1 : 
100 — ] ⸗ :8 : 12 : 
200 — 1] ⸗ db: — ⸗ 


und dabei für jedes Stück der zu einer einzigen Karte zuſammenzuſtellenden 
Karten für die Schwierigkeit des Zuſammenſtellens eine Zulage von 2 Thlr. 
b) Sollen Karten verkleinert oder vergrößert werden, jo können dieſe Säge um 
pie Hälfte erhöhet werben. 
ce) Für Nivellement3 find in der Regel folgende Säge zu vereinbaren; 


, fur die lauf. Ruthe 

1) enm ‚blog eine Linie incl. Feſtpunkte und Waflerfpiegel nivel: 34 vf 

irt 11) 1 1 > . 
2) wenn außer derfelben noch ein Graben oder Bach mit feiner Sohle 

nivelitt WrD oo ee reed 
3) wenn beide Ufer mit dem dazwiſchen liegenden Graben oder Bache 

nivellirtt werdhen. .6 ⸗ 
4) wenn ein Ufer nebſt einem breiten Fluſſe oder Strome nivel- 

lirt wird .öé ... 69 ⸗ 


*, Beilage A. zu B. IV. 4) Beilage C. zu B. LIU, 
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5) wenn beide Ufer nebjt einem breiten Fluſſe oder Strome nivellirt 
werdeen.71 Pi. 
6) ſoll außerdem noch die Krone eines daneben liegenden Deiches 
nivellirt werden, dafür beſondeerßsßs8sss. 2 2 0. ⸗ | 
7) in fehr gebirgigem, waldigem oder fumpfigem Boden lann zu vorſtebender 
Sätzen nod eine lage von 14 bi 24 Pf. pro laufende Ruthe nach Mabauk: | 
der Schwierigkeit bewilligt werben. 
8) Für die Yüpmung ber Hülfsarbeiter auf dem Felde nach landüblichen Säter 
wird beſondere Önung geführt. Der Betrag darf in feinem Falle $ der ver 
eldmeſſer zuſtehenden Gebühren uhencreiten, | 
9) Wenn zu Beilungen Kähne nebit Zubehör erforderlich find, fo ift für term 
Deihafung eine befondere Vergütung zu gewähren. | 
Für diefe Bezahlung find die Nivellements : Profile nebit Tabellen und Beſchre 
bung in einem Eremplare zu liefern, die Nivellementslinien in die Situations-Karne 
einzutragen, fo wie die Flußprofille und Bauwerle in und neben der Nivellementsfini: | 
aufzunehmen und aufzutragen. | 
In beſonders ſchwierigen Fällen kann die Anfertigung des Nivellements unt ve 
Karten:Kopıen auf Diäten von der leitenden Behörde genehmigt werben. | 
$. 10. Bei der großen Verſchiedenheit der einzelnen Meliorations-Unternehmer. 
en nad) Zweck und Ausdehnung und bei ver Nothwendigfeit, daS bereits vorbant:e | 
aterial an Karten und fonftigen Arbeiten möglichit zu benugen — können vie Vot 
hriften der vorftehenden Inſtruktion nicht als unbedingt bindende Pegel geitn 
ielmehr fol biejelbe nur als Leitfaden für die Behörden und Beamten dienen un | 
bleibt ein Abweichen davon aus jahlihen Gründen geftattet. Die Abweichung it 
aber alsdann in den Erläuterungs-Berichten zu motiviren. | 
$. 11. Bei Heinen Ent: und Bemäflerungs > Anlagen innerhalb einer Felhü:: 
genügt eine Kopie der vorhandenen Flur: oder Katafter: Karte. Die beftehenven tie | 
wäfler jind darauf blau, die projeltirten Zuleitungsgräben roth und die projehirtn 
Ableitungs-Gräben violett einzuzeichnen. 
Berlin, den 24. Auguſt 1861. 
Der Minifter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten. 
Grafv. Büdler. 














607 


Bellage E. zu B. J.-III. Borflutb:&b. vom 15. Nov. 1811. u. f. w, 








"mBun] 
uog 





avuqaoꝰ 


—XRX 


Fr 


20vbuꝝ uarag uol 'agungk-spuamappang ↄaꝛquo ꝰↄq 


7 


“lan 
along 

















ayamgız| N lsgomıgag| | In jagen] LIomgaTzi nt | InY 1% 12 18 el’ s% LIEN 2% % 3* 
gaaunıd 
Bd au ward un | 82 5, a8 SZ | SU E, Bir, SraH siap 
ag ' ua) aaln sau gang 70% |121@ 318 1 PREIS IS | 208 | "PINK 
allg | 924 r 2 
32 not 
ano gu⸗m uoqgg ui 
Mo | opaang uaunbg augun/g 
uam abe 
yı 12392019 Ing PHUK | mo unopoauc “II 





RR SR Au) Zuzug 





bumaumx 
⸗nauunauug 199 





IV. 
Geſetz nom 28. Januar 1848 


über das Deichweſen. 
[Geſ.S. S. 54.] | 
(Litteratur: &.u.o.R. Ii. b. S. 670 bis 703). 


‚Bir Friedrich Wilhelm 2c. verorbnen, da die beftehenven Gefege über ra 
Deichweſen ſich als unzureichend erwiejen haben, auf den Antrag Unferes Stau: 





Im Allgemeinen. 

1. Auch das obige ©. ift eine Frucht der in n. 1 zu B. II. erwähnten Iegielzcr. 
ſchen Vorarbeiten. Der Entwmf Dazu ift aus dem früheren, das ganze Waller 
umfafjenden ausgefonvert und zugleich mit ben ebenfo ausgefchiebenen Entwurfe zu me | 
allg. Strom- und Uferorbnung i. 3. 1841 den 8 Provinziallandtagen, jedoch dem m: | 
Rheinprovinz zunächft nur wegen ber landrechtl. Kreife Nees und Duisburg, Dann :rr | 
im Jahre 1845 auch wegen der ganzen übrigen Rheiuprovinz vorgelegt und uch vorken | 
ger Berathung im Staatsrathe unterm 28. Januar 1848 zum Geſetze erhoben wertın, | 
wogegen der Entwurf zur Strom- und UÜferorbnung bei Seite gelegt if. — Das Dei. | 
gilt für Die ganze Monardie mit Ausnahme der Hohenzoll, Lande. | 

2. Daſſelbe ordnet nad den Motiven ig Abſchn. IL. 85 1 bis 10 „die Tanbeire | 
lizeiliche Ueberwachung der vorhandenen, von Einzelnen oder von lleinen Sozietäten := 
gelegten Privatdeiche zum Zweck ihrer Konferwation im Imterefie der Landeskultur, ır! | 
daß mit diefen Privatveichen feine, anderen benachbarten Srundbefigern ſchädliche Berãude 
rung vorgenommen werde,“ und in Abjchn. II. 85 11 bis 23 „die gefetgliche Anert:= 
nung des Rechtsprincips einer zwangsweile zu, realifivenden genoſſenſchaftlichen Berpfliikter: 
aller beim Schutze gegen Ueberfluthungen, wie. bei Melioration ber Grundſtücke Dur A: | 
haltung des Stromwaſſers auf gleiche Weije intereffirten Niederungsbefiger, theil® zur x 
metnfamen Anlage neuer Deiche, theils Zur gemeinfamen Unterhaltung und Erweitmer: | 
vorhandener Deiche” und fchließt in Abſchn. II. SS 24 bis 28 gemeinfame Beitimmr: | 
gen für Deiche in und auferhalb eines Deichverbandes an. Es hebt im & 28 „ati 
von ihm abweichenden Beflimmungen ber allgem. Laubesgef. unb,für einzelne Yımter 
tbeife beftehenden BO. auf, erbält aber im $ 23 die bei feiner Publik. vorhandenen Ders | 
ordnungen und Statute in Kraft und orbnet nur eine Reviſion berjenigen an „te | 
benen es erforberlich erſcheint.“ 

3. Das Deich⸗G. v. 28. San. 1848 begründet ſowohl für die feinem Deichverkunte 
angehörigen Deiche (ſ. 88 1, 4, 5 6, 7,10), als für die von Deichverbänden angelegtrr 
und anzulegenden (j. 88 19, 22), eine weitgreifenbe Kompetenz der orbentlichen Verwe 
tungsbehörden und geftattet nur ausnahmsweiſe (ij. 88 8, 17) den Betheiligten den orden 
Rechtsweg. — Nah LMXR. v. 19. Inli 1861 (BMB. S. 297) iſt feit dem cur. €. 
die Genehmigung dev Regierung auch zu deu bei Gem.-Theil. vortomment:: 
Deihbauten nöthig, „ba der $ 28 h. 1. alle entgegenftehenden Gef.-Borichriften auig: 
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miniſteriums, nad) Anhörung Unferer getreuen Stände, und nad) vernommenem 
Gutachten Unferes Staatsrathes, für alle Theile Unferer Monarchie was folgt: 
. Deiche, die zu feinem Deichverbande gehören. ‘ 

$ 1. Deiche oder ähnliche Erhöhungen ver Ervoberfläche, welche die Aus- 
breitung der zeitweiſe aus ihren Ufern tretenden Gewäſſer beichränfen, dürfen 
in der ganzen Breite, welde das Waſſer bei ver höchſten Ueberſchwemmung 
einnimmt (Inundationsgebiet), nicht anders als mit ausprüdlicher Genehmigung 
ver Regierung nen angelegt, verlegt, erhöht, fowie ganz oder theilmeife zerſtört 
werben. 

Mer dieſem Verbote zuwider handelt, ſoll polizeilich nicht nur mit einer 
Geldbuße bis zu funfzig Thalern beftraft, ſondern auch, wenn es erforderlich ift, . 
zur Wieverherftellung des früheren Zuſtandes angehalten werben. 

Auf Schugmanfregeln, welche in Nothfälen für die Dauer der Gefahr ge- 
troffen werben, finden dieſe VBorfchriften Feine Anwendung. 

8.2. Bor Ertheilung der Genehmigung (8. 1.) hat die Regierung nad) 
ihrem Ermeſſen in erheblicheren Fällen die Betheiligten zu hören. 

HM es ungewiß, welche Perſonen als betheiligt in etrachten find, fo Tann 
die Regierung eine öffentliche Aufforberung mit der Warnung erlaffen, daß die— 
jenigen, welche fich binnen der zu bezeichnenven Friſt nicht gemelvet haben, mit 
fpäteren Einwendungen nicht mehr gehört werben folleı. 

Eine foldye Aufforderung ift zweimal in die Amtshlätter des Negierungs- 
Bezirks einzurüden, und in den betreffenden Gemeinden auf die ortsübliche Weiſe 
befannt A machen. 

8.3. Die Genehmigung zu einer Anlage, Verlegung over Erhöhung (8. 1.) 
ift zu verfagen, wenn, nad) dem Urthetle der Regierung, das nothwendige Ab- 
flußprofil des Hochwaſſers dadurch beſchränkt werben würde. 

Iſt ein ſchon vorhandener, zum Schutz der Ländereien mehrerer Be⸗ 
ſitzer dienender Deich ganz oder —* verfallen, oder durch Naturgewalt zer⸗ 
ſtört, ſo kann die Regierung fordern, daß derſelbe, nach ihrer Anweiſung, bis zu 
berjenigen Höhe und Stärke wieder hergeftellt werbe, welche er früher gehabt hat. 

ift die Regierung berechtigt, in Anſehung der Deiche dieſer Art vie- 
jenigen Maaßregeln vorzujchreiben, welche erforberlih find, um deren Erhaltung 
in ihrem bisherigen Umfange und Zuftande zu fichern. 
boben bat, auch materielle Gründe vorliegen, bei ber Feſtſtellung ver Deichlinien und 
Deichhöhe die Enticheibung der Reg. eintreten zu laffen, indem biefe Behörben bie Materia⸗ 
Tien und Organe zur Beſtimmung ber Fluthproflle ꝛec. an den Strömen befien.” — Der 
Grundſatz, daß nah 8 1 des ©. v. 11. Mai 1842 (f. in n. 1 zu B. I.) gegen polizeiliche 
Anorbrungen eine Befigförungsklage nicht zuläffig ift und ebenfowenig der Anſpruch auf 
Erfat des aus der Beſitzſtörung entftandenen Schabene, ift angewandt in ER. v. 12. 
Fan. 1848 (IMBI. S. 167) auf die vom Deichamte gemäß Verf. ber vorgefehten Ber- 
waltungsbehörde vorgenommene Erhöhung eines Privatdeihes und n ER. v. 
3. Febr. und 11. Dez. 1858 u. 12. März 1859 (IMBL. 1858 ©, 317, 1859 ©, 
292 und 387) auf die von den Deichbehörden zum Deichſchutz erfolgte Anpflan- 
zung gen Bäumen. 


4. Derjenige, welcher durch einen Dammbau die Flutbverhältniffe eines Thales än- 
vern will, muß der Lanbespolizeibehörve nach $ 1 h. 1. darthun, daß Dies ohne weſent⸗ 
ichen Nachtheil für bie Übrigen Thalbeſitzer geſchehen kann, und hat bie Durch dieſen Nach- 
weis entftehenden Koften, reſp. die Koften der von der Reg. Dazu anzuordnenden technijchen - 
Interjuchung zu tragen, dieſe mag von Amtswegen ober auf Bejchwerbe verfügt fein: fo 
MR. v. 25. März 1858 (VMEL. 1859 ©. 240). — ©. außerdem $ 43 ber Feld⸗ 
solizei-D. (imter B V.) und den dort cit. 8 301 des Strafgeſ. Bnuchs. 

&reiff, Gef. Ub. Land.⸗Kult. u. landw. Pol 39 
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8.5. Die Regierung ift ermächtigt, Diejenigen, welche ven Deih ur 
halten, oder wieberherzuftellen verpflichtet find, hierzu durch Erefution anzubalten 
8.6. Iſt e8 ungemwiß ober ftreitig, wer zur Unterhaltung over Wira: 
herftellumg des ‘Deiches verpflichtet fei, fo kann die Regierung vie Leiſtungen in 
terimiftiich von Demjenigen fordern, welcher den Deich feither unterhalten bat, 
oder wenn biefer unbefannt oder nicht leiftungsfähig ift, von denjenigen Grunt: 
befigern, beren Grundſtücke, nach dem Ermeſſen ver Behörde, durch ven Dad 
ejhütt werben. Kann die Ermittelung diefer Grundbeſitzer nicht fo ſchnell ge⸗ 
heben, als die Dringlichkeit des Falles es erforbert, jo fteht der Regierung fee, 
bie ſämmtlichen Grundbeſitzer derjenigen Ortſchaften, in deren Ortsfeldmarf ede 
Gemeinde-Bezirke ver Deich belegen iſt, zu ben nöthigen Leiſtungen, nach Bea: 
hältniß ihres Grundbeſitzes, anzuhalten, ohne Rückſicht darauf, ob dieſe Grm: 
beſitzer zur Gemeinde gehören oder nicht. | 
. Die Regierung fegt in einen jolden Falle ($. 6.) durch ein Refelut 
feft, wer die Baulaft interrmiftifch zu. tragen hat, und wie die Beiträge zu we- 
theilen find. 

Segen ein folches Nefolut ift der Rekurs an das Finanzmin. zuläffig; der 
jelbe muß jedoch innerhalb einer vierwöchentlichen, nıit dem nächften Tage nad 
der Mittheilung des Reſoluts beginnenden praflufiviichen Frift bei ver Regieru; 
angemeldet und gerechtfertigt werden. Erfolgt imnerhalb dieſer Frift nur wi 
Anmeldung fo find die Verhandlungen ohne Weiteres zur Entſcheidung über va 
Reknrs an das Minifterium einzufenden, und fpäter angebrachte neue hatfacer | 
oder Ausführungen nicht zu berüdfichtigen. | 

a Vollſtreckung der Reſoluts wird durch die Einlegung des Rekurſes nidi 
aufgehalten. ‘ | 

8.8. Den zur Unterhaltung oder Wieverherftellung eines Deich interm: 
ftifch Herangezogenen bleibt vorbehalten, ihre Anſprüche auf Erftattung ihrer Bei 
träge ober des Werths ihrer Leitungen im Rechtswege gegen die eigentlich Ber 
pflichteten gelten zu machen. | 

8. Die von der Regierung ausgeſchriebenen Beiträge und Yeiftumgen 
find den öffentlichen Laften gleich zu ftellen, und haben in Kollifionsfällen var | 
denſelben den Vorzug. | 

8. 10. In denjenigen Fällen, in welchen eine interimiftiiche Regulirung ver 
Baulaft hat erfolgen müſſen (SS. 6. und 7.), Liegt ver Regierung ob, zur Kege 
lung ber künftigen Leiſtungen durch Bildung eines Deichverbandes ($. 11. m 
Ka ch auch ohne Antrag ver Betheiligten , die erforverlihe Einleitung zu 
trejfen. 

Zeigt fi) bei näherer Erörterung die Bildung eines Deichverbandes widt 
als erforberlich, fo ift die Regierung die fernere Erhaftung des Deiches zu ver- 
langen nicht mehr befugt. Die Betheiligten find von biefer Tage ver Sade in 
Kenntniß zu feßen. | 

Der Einleitung zu einem Deichverbande bedarf e8 nit, wen durch An 
erfenntniß oder im Rechtswege ein Berpflichteter ermittelt und berfelbe leiftunge 


fähig it. 


SS. 6. u.7. 

5. Das inn. 17 zu BI. cit. LMR. v. 19. Febr. 1857 (BMBl. S. 98), betr. 
bie gehörige Vorbereitung der von ben Reg. Über fiveitige Verpflichtungen zu erlaffenden 
Refolute, bezieht fich ausdrücklich auch auf bie Nefolute über ftreitige Deichbaupflicht. — 
Der in 8 7 gebachte Rekurs geht jet nach U. E. vom 17. April und 25. Iumi 1848 
(j. in n. 1. zur Einleitung) an das Min. f. d. landw. A. — 
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II. Deichverbände. 

8. 11. ft es zur Abwenbung gneine Gefahr oder zur erheblichen För- 
derung der Landeskultur erforberlich, Deiche und dazu gehörige Sicherungs- und 
Meliorationswerfe anzulegen, zu erweitern, ober zu erhalten, fo follen vie Beſitzer 
füämmtlicher der Ueberſchwemmung ausgefegten Grunditiide zur gemeinfamen An- 
legung und Unterhaltung ver Werke unter lanvesherrlicher Genehmigung zu Deich- 
verbänben vereinigt werben. Zuvor find jedoch alle Betheiligte, nöd igentalle nad) 
Erlafſung eines öffentlichen Aufgebots, welches die im 8. 2. beftimmte Wirkung 
bat, mit ihren Anträgen zu hören. 

. 12. Eine folche Vereinigung ſoll in&befondere in folgennen Fällen her- 
beigeführt werben: 

a) wenn ed darauf anfonımt, die Grundbefiger einer noch unverwallten Nie- 
derung zur Anlegung und ferneren Erhaltung von Deichen und Meltora- 
tionswerken zu verpflichten; Ä 

b) wenn die Grundbeſitzer einer ſchon vermallten Niederung zur Berbeflerung 
und Unterhaltung von Deihen und Meliorationswerlen, welche feither nur 
von einzelnen Betheiligten angelegt und unterhalten wurden, verbindlich zu 
machen find; 

ec) wenn vergleichen Deiche und vie mittelft derſelben gefchütten Grundbeſitzer 
einem fehon beftehenden Deichverbande angefchloffen werben follen; 

d) wenn VBerwaltungs- und Meliorationsanlagen ſchon beſtehender “Deichver- 
bänbe erweitert, und auf unverwallte Grundſtücke der nod) nicht zum Deich- 
verbande gehörenden Befiger ausgedehnt werden follen. 

8. 13. Grunpbefiter, welche derjelben Niederung angehören, und mit Rück— 
fiht auf die Lage ihrer Grundſtücke ein gemeinfchaftliches Intereſſe haben, jollen 
in der Regel zu Einem Deichverbande vereinigt werben. Eine Ausnahme kann 
namentlich dann geftattet werden, wenn für einen Theil der Niederung der Zweck 
mit erheblich geringeren Koften erreicht werben kann. 

$. 14. ehrere Deichverbänve, welche ein gemeinſchaftliches Intereſſe rüd- 
fichtlih der Erhaltung ihrer Deiche haben, können ınit landesherrlicher Genehmi- 
gung entweder zu Einem Deichverbanve vereinigt, oder unter eine gemeinfame 
Deichverwaltung geftellt und zur gegenfeitigen Unterftügung bei Durchbrüchen und 
anderen außerorbentlichen Beſchädigungen der ‘Deiche Derpffichtet werden. 

15. Für jeden Deichverband iſt ein landesherrlich zu vollziehendes Sta⸗ 
tut abzufaſſen, in welchem folgende Gegenſtände näher zu beſtimmen ſind: 

a) der Umfang des Sozietätszweckes, 

b) die Deichpflicht oder die Art und Bertheilung der zur Anlegung und Un- 
—5 der Schutz⸗ und Meliorationswerke erforderlichen Beiträge und 

eiſtungen, 

ec) die * ben Grundbeſitzern zu übernehmenden Beſchränkungen des Eigen- 


thums, 
d) das ven Staatsbehörden beizulegende Recht ver Oberaufſicht, 
e) vie Inzeniſatien, ſowie die Befugniſſe und Pflichten der Deichverwaltungs⸗ 
ehörde, 
t) das Recht der Deichgenofſen, perſönlich oder durch Abgeordnete bei ber 
Verwaltung der Deichangelegenheiten mitzuwirkeu, 
8) die Folgen der Ausdeichung. 
8. 16. Die Deichpflicht (8. 106.) muß von allen einzelnen, durch die Deich⸗ 


— — — — — — —— 





— 


11 bis 23 betr. Deichverbände im Allgemeinen u. $ 15 insbeſ. 
6. Zu dem Abichn. II. des Deich⸗G. ift vom M. f. d. landw. ve Inſtruktion 
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und Meliorationswerke geſchützten over verbeilerten ertragsfähigen 
Hof- und Banftellen, auch wenn viefelben fonft von den gemeinen 
oder dabei beuorrechtet find, nad dem im Statute zu beftimment 
geihmäßi getragen werden. Als Bertheilungsmaafftab ıft in Mi 

erhältniß des abzuwendenden Schadens unb herbeizuflihrenden 23: 
nehmen ; aus befonveren Gründen kann jedoch ein anderer Vertheilur 
zugelaſſen werben. 

Eine Befreiung von der Deichpflicht kann Finftig auf keinerlei 
nicht ur Berjährung erworben werben. 

8. 17. Die Vertheilung der Deichpflicht unter die Deichgen 
ſelbſt dann nad) ven Grundſatzen des 8. 16., wenn dieſe Pflicht Ei: 
Grund ſpecieller Rechtstitel zwiſchen diejen Perfonen in anderer Art v 
over Einzelne danach von Anderen ganz übertragen werben mußten. 

In folhen Fällen können aber bie durch einen fpeciellen Rechts: 
tigten Entſchädigung fir die, erft durch den Deichverband ihnen 
Leiſtungen von den durch jenen Titel Derpflihteten, nad Maafgabı 
in joweit fordern, al8 biefe Yeiftungen ſchon vor Errichtung des 7 
des zur Erhaltung oder Wieberherftellung der früheren Schuganlagen 
dig waren. 

Die Berpflihtung zu ſolchen Entſchädigungen kann gegen eine | 
mäßige Vergütung abgelöft werben. 

x 18. Die in einem Deichverbande zu leiſtende Deichpflicht ruht 
lich auf den Grundſtücken, ift den öffentlichen Laften gleich zu achten u 
Koltifionsfällen wor denfelben den Vorzug. 

S Die Erfüllung der Deichpflicht Tann won ber Deichvermaltı 
hörde im eben ver Art, wie dies bet ven öffentlichen Laſten zuläffig ıft, d 
fution erzwungen werben. Dieſe Erefution findet auch Statt gegen 








zur Bildung von Deidhverbänden vom 24. Aug. 1850 erlaffeı, welche 
lage A. bierzu abgedruckt ift, jeboch ohne die Anlagen, welde 2 Schemata zum 
fatafter, 1 zur Deichrolle und 1 zum Deichflatute find. Diefes frühere Can 
Deichftatute ift antiquirt Dur ben A. E. v. 14. Nov. 1853 (6.6. ©, 9551 
die allg. Befimmungen für künftig zu erlafjende Deichſtatute, welch 
diefen Beftimmungen nachſtehend, ale Beilage B. hierzu, abgebrudt if, 3 
€. v. 14. Nov. 1853 gemäß ift auf bie durch ihn veröffentlichten allg. Beftimm 
ben fpäteren Deichftatuten Bezug genommen. Ueber bie feit d. G. v. 28. gan 
theils neu gebifbeten, theils an Stelle früherer getretenen und mit neuen ober wrh 
Statuten verſehenen Deichoegbände ſ. n. 11 zur Einleitung. | 
8. 16. Schlußabſatz. | 
7. Bis zum Erjcheinen des Deich-G. v. 28. Ian. 1848 hat fih auch md 
führung des U. 8-8. in Betr. der‘ Pflicht zur Unterhaltung eines gemeinfchajt, 2 
eine Ofgevanz fortbilden und feſtſtellen können: fo OT. (A. f. R. Bd. 10 SM 


‚8. Die Deichverwaltungsbeh. iſt nach $19h.1. und 8 7 ber allg, Beſtimmug 
Beilage B. hierzu) zwar befugt, auch von Pfarrern, Kirchenbeamten und Lehrern, a} 
nießern ihrer Dotationsgrundftüce, die auf letztere fallenden Deichverpflichtirugen jr | 
zwingen; Dies fchließt aber nicht aus, daß von ihr fogleich ber eigentlich Berpflct: 
Anfpruc genommen wird. Kann berjenige, welchen: bei ſolchen Grundſtücken bie Gil“ 
ber Deichpflicht obliegt, fo zeitig ermittelt und feine Verpflichtung fo jmeifellos ih“ 
werben, daß die Deichverwaltung ohne nachtheilige Berzögerumg gegen den eigen ® 
pflichteten Exelution vollftreden Tann, jo fehlt es ihr an Veranlaſſung, von der ir” 
8 19 h. 1. beigelegten Befugniß gegen ben Nutznießer folder Grundftücke Ki= 
zu machen. Aus der in Betr. des Nießbrauches im $ 135 A L.R. J. 21 euthal- 
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um. ießer oder anbere Beſitzer des verpflichteten Grundſtücks, vorbehaltlich ihres 
TE es am ben ägenti) Berpfchteen 
ı Kr 20, Die Cigenthümer ber eingeveichten Grundſtücke und Vorländer find 
if nn uohtet, auf Anordnung der Deichbehörde, dem Berbanve ven zu den Schuß- 
hr h eltorationsanlagen erforberlihen Grund und Boden gegen Vergiitung ab- 
Ren, beögleichen die zu jenen Anlagen nöthigen Deaterialien an San, Rehm, 
ee Berk 1, ſ. w. gegen Erſatz des durch die Fortnahme derjelben ihnen entftanve- 
Schadens zu Überlaffen. Der außerorventliche Werth ift bei Teftfegung ber 
Atung oder Entſchädigung nicht in Anrechnung S bringen. 
.n,.9 24. Auch diejenigen Beſchränkungen des Eigenthums, denen ſich bie 
ar zum Deichverbande gehörenden Beſitzer des Vorlandes, oder ber am Fluß- 
ii Nie ‚in der Nähe ver Deiche, ober ber gemeinjchafttichen Gräben und Schleufen 
Fe "jenen Grundſtücke zu unterwerfen haben, find in dem Deichitatute näher zu 
NE mmen. 
ae 8, 2, GStreitigfeiten über die Fragen, ob ein Grundſtück nah 8. 16. 
nt eig ift, oder wie die Deichlaft zu vertheilen ift, find mit Ausſchluß des 
N Ar ptöweges, von den Berwaltimgs-Behörben zu entſcheiden. 
Ati !® 
——— 
achftellung ber Dämme mit ven Gebäuben folgt, daß bie geiſtlichen Oberen, beziehungs⸗ 
sun je die Schulauffichtsbehörben befugt find, ebenfo, wie bies filr bie Beſchaffung ber 
* 
cchen⸗, Pfarr⸗ und Schulbaukoſten allgemein ſtattfindet (ſ. $ 709 A. L.-R. I. 11 und 
—* R-O. v. 18. Febr. 1805: N.C.C.T. XI. ©. 2933), auch bei Herſtellung und Un⸗ 
haltung von Deichen über bie Verpflichtung zur Tragung ber erforderlichen Koſten Durch 
N) Bis zur anbermeitigen rechtskräftigen Feſtſetzung voliftrebares Reſolut zu enticheiben. 
it Bezug hierauf weiſt das TMR. v. 3. Oft. 1857 (BMVBl. 1860 S. 85) die Reg. 
2, alle Streitigkeiten Über bie Aufbringung ber auf Pfarr-, Küfterei- und Schulgrund: 
„milde treffenden orbentlichen oder aufßerordentlichen Beiträge zur Herftellung ober Unter- 
„ ltung von Deichen, Dämmen und ähnlichen Anlagen fortan in benfelben Formen und 
ach denfelben Grundfägen zu behandeln, welche für die Interimiftiten in Kirchen⸗, Pfarr- 
nd Schul-Baufachen überhaupt maßgebend find. Wo größere Deichbauten im ange 
Ad, follen die Reg. bald feftftellen, welche Pfarrer, Kirchenbeamte und Lehrer ihres Be- 
8 fih im Beſitz beichpflichtiger Grundftüde befinden, und wegen ber auf biefelben tref- 
„enden Beiträge entweder eine gütliche Bereinigung oder eine vollftredbare Feſtſetzung fo 
; :geitig herbeiführen, daß wo möglich ſchon vor der Ausſchreibung von Beiträgen mit Bor- 
vbehalt des Aw. zweifellos feftfteht, wen bie Koften eigentlich zur Laſt fallen; auch follen 
„bie Peg. ſich Aber bie Heranziehung der eigentlich Berpflichteten unter eutfprecheuber Frei⸗ 
zlaſſung der Nießbraucher mit derjenigen Behörde, weldyer bie Einziehung ber Beiträge 
» obliegt, in Verbindung fegen und wenn fih Anſtände ergeben, berichten. — Mit dem 
u X. v. 3. Dit. 1857 iſt den Reg. ein Erf, des OT. v. 22. Aug. 1809 (a. a. O. 
S. 84) mitgetheilt, nach weldem auf Grund des A. L.⸗R. (II. 11, Abſchn. 10) nicht der 
Piarrer, fondern das Kirchenvermögen, reſp. der Patron und bie Eingepfarrten zur Unter: 
haltung der Dämme in gleicher Art wie zur Unterhaltung der Pfarrgebäube verpflichtet zu 
- abten find, Diefer vom EM. in jenem R. und in ven fpäteren v. 31. Aug., 5 Sept. 
:w 1. u. 21. Oft. 1859 (a. a. D.©. 82 bis 86) aboptirte Grundſatz iſt vom OT. auch in 
u at Fegehaften (j. Ert. v. 4. Mai 1860 im VMBl. 1862 ©. 112), 
- 1 


1 auf he! 


| mun 9. Hierzu ſ. die 88 18 bis 22 der in Beilage B, abgebrudten Normativ-Beftim-> 
Ä gen. 
en 

. Diefe Beſtimmung bezieht fih nur auf neue (nad) dem Erfcheinen Des Deich— 
©. gebildete) Deichverbänbe; in Bezug auf frühere ift a hinfichtfi Der Befreinug 
bon’ der Deichlaft der Aw. zuläffig, jedoch nah 88 8 u. 10 h. 1. auch nur zwiſchen den 
Deichgenoffen, aber nicht ber Behörde gegenüber: E.- 8. v. 2. Juli 1853 (IME, ©. 374) 
u. OT. (Entſch. Bo. 39. ©. 309). 
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8. 23. Die bei Publikation des gegenwärtigen Gejees vorhandenen Tat: 
orpnungen und Statute bleiben zwar in Sraft, doch follen diejenigen, bei ven: 


8. 28. 

1l. Die wichtigſten bei Erlaß des Deich-G. fon vorhanden geweienen Deidert- 
nungen für Deichverbände im Preuß. Staate find folgende, und zwar unter Verfiigung 
der in Folge ber bei einzelnen vorgenommenen Revifton ergangenen abändernben BO. nm 
Statuten: 

a. für die Obermieberung in ber Prov. Brandenburg: 

1. Deich⸗ u. Ufer⸗O. in der auf Sternbergifcher Seite unter ben Aemtcrz 
Lebus und Frauendorf an ver Ober belegenen Niederungv. 3. Mai 174. 
aufgehoben durch Das neue Statutfür ven Sternberger Deihverband 0.26. Aprı. 
1858 (G.S. ©. 259), 

2. Deich⸗ u. Ufer-D, für die Lebufifhe Niederung (das Ober-Oderbrug) r. 
23. Juni 1717, abgeändert burh BO. v. 17. San. 1853 betr. Die Einfühnz; 
einer neuen Deichrolle für Das Oberoderbrud (G.⸗S. ©. Al), 

3. Teich-, Ufer-, Oraben- und Wege-D. für das Nieder-) Oderbrudin te: 
Mittel» und Neumark v. 23. San. 1768 (N. C. C. Tom, IV. p. 5121, Rat: 
Bd. I. Abth. 3. S. 429), abgeändert unter eiterung des Deichverbandesgetizz 
buch BO. v. 22. Aug. 1848 (G.⸗S. ©. 281), in welder die Bereinigung ke 
Nieder- und Ober-Oderbruchs zu einem Deichverbande vorbehalten ir. 

b. für die Elb niederung der Priegnig das een v. 6. Februar 113. 
abgeändert durch BO. v. 4. Dez. 1861, betr. die Reviſion des Deichweſens in der 
Priegnig (G.“S. S. 851); 

c. für die Eibniederung in der Altmark das Reg. u. bie Deich⸗D. v. 1. Sry 
1776 und bie frühere v. 20. Dez. 1695 (N. C. C. T. VI, p. 265, Rabe Bl 
Abth. b. S. 190) abgeändert und deklarirt durch BO. v. 1. Juli 1859, betr. de 
Reviſion bes Deichwefens in der Altmark (©.-©. ©. 367); 

d. für die Saaldeiche Deich-O. v. 27. April 1779 (N.C.C,T. VI. p. 155. 
Nabe Bd. I. Abth. b. S. 358); 

e, für das Warthbabruh Deich, Ufer-, Sraben- und Schanu-O. v. ?i. 
März 1862 (N. O. C. T. XI.p. 785, Rabe Bd. 7.6.88, abgeändert und reir. 
beflarirt durch A. E. v. 28. Aug. 1850 (G.S. ©.398) u. v. 28. Juli 1 
(8.-©. ©. 516); 

f, für das Netzbruch Deich-⸗, Ufer» u. Graben-O. v. 14. Dez. 1779 (N. C. c. 
T. VI. p. 1631, Rabe Bd. J. Abth. 6 ©. 384); 

g. für die Weichjel in der Marienmwerberfhen Niederung Damm -D. v. 360. 
März 1755 (N. C.C. T. I. p. 787, Rabe Bd. I. Abth. 2. ©. 431); 

h, fir Oftpreußen und Litthauen bie allg. Strom-Deid-> u. Ufer-O. rn 
14. April 1806 (N. C. C. T. XI. p. 58, Rabe Bd. 13 ©. 631); 

i. für ven Rhein: 

1. das Teich», Oraben- und Schleußen-Regl. in dem Herzogthbum Klexen. 
24. $ebr. 1767 (N. C. C. T. IV. p. 699, ®b. I. Abth. 3. S. 288), 

2. bie BO. v. 7. Mai 1838 über die Drganifation der neuen Deichichauen auf dem lr- 
fen Rheinufer abwärts von Neuß (G.-©. v. 1847 S. 106) und die ergänzende BI. 
v. 5. Febr. 1847 (ebenda). — 

Außerdem ift die alte, höchſt wichtige Dammlommune des Großen Marien: 
burger Weichſel-Nogath-Werders zu erwähnen, Über deren Berfaflung auf Lie Dar: 
ftellung des Deichregul.-Komiff. Reg R. Schliep ©. 63 fg. in der Statiflil des Maricn- 
burger Kr. v. Landratb Parey (Danzig 1864) verwiejen wird, und für welche bie RC. 
vd. 12, April 1848, betr. die Ausführung der Deichbauten an ber Weichfel und Nogar 
(G.S. ©. 126) und ber A. E. v. 22, Mai 1865, betr. die Seranziehung neu einge 
beichter Grundſtücke zu den Deichlaften, (G.⸗S. ©. 638) ergangen find. — 

In der Prov. Schlefien lag provinzialrechtlich die Verpflichtung zur Unterhalturg 
der Haupt⸗ Oderdämme ausſchließlich denjenigen einzelnen Grunbeigenthümern ob, in berm 
Grenzen bie Dämme befindfich waren. Die A. K.⸗O. v. 14. April u. 22. Juni 1 
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es erforderlich erfcheint, einer Reviſion unterioorfen werden. Ihre Abändernng 
und Aufhebung kann nur unter landesherrlicher Genehmigung erfolgen. 
II. Gemeinfame Beftimmungen. 

8. 24. Die Regierung ift befugt, eine ſolche Benugung der ‘Deiche, welche 

deren Widerſtandsfähigkeit zu ſchwächen geeignet ift, zu bejchränfen oder ganz zu 
unterfagen. Werben hierdurch wohlerworbene Rechte eingejchränkt oder aufgeho- 
ei 1 hat der zur Unterhaltung des Deiches Verpflichtete den Berechtigten zu 
en igen. 
8. 35. Iſt die Erhaltung eines Deiches zur Sicherung einer Nieverung 
gegen Ueberſchwemmung nothwendig, jo müſſen bei drohender Gefahr, nach An— 
ordnung der Polizeibehörbe, alle Bewohner der bevrohten und nöthigenfalld auch 
der benachbarten Gegend zu den Schugarbeiten unentgeltiih Hülfe Ieiften und 
pie erforderlichen Arbeitsgeräthe und Transportmittel mit zur Stelle bringen. 

Die Polizeibehörde kann die in ſolchen Fallen nöthigen Maaßregeln fofort 
durch Exekutivn zur Ausführung bringen; fie ift befugt, die Verabfolgung der zur 
Abwehr ver Gefahr dienlihen Materialien aller Art, wo folche ſich finden mö— 
gen, zu fordern, und biefe müſſen mit Borbehait der Ausgleihung unter den 
Berpflichteten, und der Erſtattung des Schavens, bei dem jedoch der außerordent⸗ 
liche Werth nicht in Anrechnung kommt, von den Beſitzern verabfolgt werben. 

8. 26, Auf Deiche, die zu einem Deichverbande gehören, findet vie Vor—⸗ 
fohrift des $. 25. nur im fo weit Anwendnung, al® das Deichftatut nicht anvere 
Beftunmungen enthält. 

8. 27. In Beziehung auf die Anlegung oder Veränderung von “Deichen 
oder Meliorationswerken, welche auf die Vertheidigungsfähigkeit der Feftungen ein- 
zumirken geeignet find, bewendet es bei der Vorſchrift des 8. 12. des Regul. v. 
10.80. Sept. 1828 über das Verfahren bei baulichen Anlagen oder fonftigen Ver⸗ 
änberungen der Erboberfläche innerhalb der nächſten Umgebungen der Feſtungen. 

8. 28. Alle von dem gegenwärtigen Geſetze abweichenden Beftimmungen ver 
allgemeinen Landesgefete oder der für einzelne Yanvestheile beftehenvden Verord⸗ 


— — 0 00 in — — 


(Ann. B. 16 S. 481) ordueten die proviſoriſche Bildung won Deichverbänden nach dem 
Grundſatze an, daß jene Grundeigenthümer nur F(reſp. 4 bei erwieſenem Unvermögen), 
ven Übrigen Theil der Koften die Übrigen durch die ebenfo geſchützten Grundeigenthümer nad) 
Berh. des drohenden Schadens aufbringen follten. Solche provijorifche Deichverbände find 
aber faft gar nicht zu Stante gekommen. Der Relursbejheid des FM. v. 30. Juli 
1855. (MB. S. 168) führt aus, daß nur da, wo dergl. Berbänbe wirklich gebilvet ſeien, 
dieſe proviſoriſchen Deich⸗O. nah $ 23 hl. in Kraft bleiben, bis ein befinitiver Deich- 
verband an Stelle des proviforijchen trete. 


88. 25, 26. 
12. Ueber Entihäbigungsanfprüce fir die zum Deichban entnommenen Materialien 
ift ben Deichgenoffen ber Rw. nad) $ 23 der allg. Beftimmungen v. 24. Nov. 1853 
(Beilage B. hierzu) unbedingt geftattet; dem Deichamte fteht nur Die interimiftifche Feſtſetzung 
des Sggrenebetrages zu: ſo E. K. v. 21. Nov. 1857 (IMBl. 1858 ©. 205). 


13. Nicht durch dieſen 8 aufgehoben iſt das Franzöſ. Dekr. v. 16. Dez. 1811, 
betr. die Deichpolizei in Roer-Departement ꝛc. (v. Dan. Bd. 5. ©. 780); vaſſelbe 
beſchränkt ſich nicht auf die damals vorhandenen, fondern findet auch auf fpäter errichtete 
Deiche Anwendung: fo DE. Rhein, Arch. Bd. 49 I. A. ©. 49. — Der $ 26 di. 
Dekrets, welcher den durch daſſelbe gebilveten Deichbirektionen die Anorbnungen über bie 
zum Abfluß der inneren Gewäſſer der Deichichaubiftrifte dienenden Kanäle und ließe 
zumeift, befteht noch und dieſe Direktionen find eine befonbere Behörde, auf welche Die 85 
8 fg. und 17 der BO. v. 7. Mai 1838 (cit. in n. 11 unter i. 2) Anwendung finden, 
und bie ihnen im fpeziellen Intereffe der Deichverbände überwieſenen Funktionen dürfen won 
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nungen, namentlich die SS. 63. bis 65. Tit. 15. Th. II. des A. L.R., werten 


hierdurch surgehoben:. 
Urkundlich ꝛc 


Gegeben Berlin, ben 28. Jan. 1848. 
(L. 8.) Friedrich Wilhelm. 
v. Savigny. v. Bodelſchwingh. Uhden. v. “Diüesberg. 
Beglaubigt: 
ode. 


— 


ben Reg. weder an andere Behörden übertragen, noch ſelbſt ausgeübt werben: fe CI 
Rhein. Arc. Bp. 56 II. 33. 

14. Die Aufhebung des 8 63 A. L-R. II. 15 durch h. 1. erfiredt fih nicht ar 
den Theil, welcher bie Berpflichtung des Ufereigenthiimers zur Unterhaltung ber ortinäre: 
uferbefefligungen an Eifentligen Flüffen eusfpeiäht: ff OT. AUF R. Bd. 12. E. 35, 
Entſch. Bd. 33. ©. 147. — Nah IMR. v. 31. März 1837 (Ann. Bo. 21 y X 
ſteht — abgefehen von Provinzial-®., insbef. in * Prov. Schleften, für welche bie Ufer, 
Ward⸗ und Hegungs⸗O. v. 12, Sept. 1763 (Korn Edikt⸗S. Bd. 7 ©. 412) eine Ans 
nahme madıt und bemgernfß eine vom Staate zu vealifirenbe Zwangspflicht ber Uferk- 
figer zur Uferbefeftigung begründet, — dem Staate wegen ber Vorfluthsverhältniſſe te 
öffentlichen Ströme fein Zwangsrecht zu und die Befefligung ber Ufer ober bie —— 
bes bedrohten Grundſtücks hängt von dem Belieben des Eigenthümers ab. — Anch 
Schleſien find nad dem ©. v. 25. Juni 1855 (G.-©. © ©, 519 bie Uferbefitser für be 
aus ber Unterlaffung ber in ben Art. II. und VI. jener O. ihnen auferlegten Piliheen 
entftandenen Schaben nur verantwortlich, wenu fie fich dabei erweislich eines groben crc 
mäßigen Berjehens ſchuldig gemacht haben. 


Beilagen zu B. IV. Deichgeſ. v. 28. Jan. 1848. 


Beilage A. zu n. 6. 


Inftruttion v. 4. Aug. 1850 zur Bildung von Deihverbänden. 

$. 1. Wo das Bebür Pi zur Bildung neuer oder zur Revifion ſchon beftebenter 
Deichverbände hervortritt, ift zu diefem G Seihäft von der betreffenden Königlichen Re: 
gierung ein Kommiflariug u ernennen. 

Erfordern es die örtlichen DVerhältniffe, eine folhe Deich-Regulirung mit ver ir 
einem oder mehreren angrenzenden Regierungsbezirklen in Verbindung zu_fegen, je in 
bie Ernennung des Kommiſſarius für das ganze Geſchäft bei dem inifter für land 
wirth Saftlice Rn ngelegenbeiten zu beantragen. 

ommiſſarius liegt zunäcft ob, — nad Rüchſprache mit bauptke- 
heiligen und % Tahtunbigem Niederungs⸗ Befigern, und mit Hülfe der Bautehniter — 
in einem Promemoria die zur näheren Beurtheilung der Aufgabe erforderlichen Mate: 
rialien ‚aufammenzuftenen, namentlih darin anzugeben: 

Größe der Niederung und die betheiligten Ortichaften mit der Morgenzakl 
ihrer gefährbeten Srundftüde, joweit diefe Zahl ohne Vermeflung zu ermitteln iſt 
die Gefahr der Ueberfhwemmung, welder die Niederung nad den bisherigen 
Erfahrungen und Waflerjtänden ausgefeßt iſt; 
die bereits vorhandenen Deiche nach ihrer vage, Höhe und Stärke, desgleichen 
die beſtehenden Entwäſſerungs⸗Anl ae; 
die Rechtöverhältnifie hinſichts der Verpflichtung zur Unterhaltung der vorhan⸗ 
denen SchubsAlnlagen; 


m © » 
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5. der in allgemeinen Umriſſen varzulegende Plan der zu treffenden neuen Ein- 
richtungen oder Veränderungen. Die Deichhöhe und die Deichrichtung in ihrem 
Einfluß auf das Hochwaflerprofil muß genau angegeben, und die Deichlinie auf 
einer Stromkarte oder auf einer möglichit richtigen Handzeichnung dargeſtellt 


werben; 

6. die ungefähren Koſten zur Ausführung ber normalen Deihhöhe und der ſonſti⸗ 

gen neuen Anlagen; ı, 

7. ein Gutachten über die Nüplichleit und Zwedmäßigleit der projeltirten Deich: 
reguliung unter Anführung der Wunſche der intereflenten. 

. 3. Das Promemoria ($ 2.) ift zunächſt der Königlichen Regierung einzurei- 
chen, welche das Projelt im Landeskultur:, Schiffahrts⸗ und jtrompolizeilichen Intereſſe 
zu prüfen und fobann die Genehmigung der Miniſter für landwirthſchaftliche Ange: 
egenbeiten und für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten einzuholen hat. Die 
Regi kann zuvor eine Bervollftändigung der Vorarbeiten anordnen. Den Bor: 
trag im NRegierungs-Rollegio kann der Kommillarius felbit halten. 

. 4. Sobald das Projekt im Allgemeinen von den Behörden genehmigt iſt, hat 
der Kommillarius die Betheiligten nad) $ 11. des Gejeges nom 28. Januar 1848 mit 
ihren Anträgen zu hören. Er hat ihnen das Promemoria vorzulegen und zu er: 
läutern, und ihre Erklärungen über dafjelbe aufzunehmen, insbeſondere 

1. Bet ob fie die Bildung des Deichverbandes und den Meliorationsplan ge: 
nehmigen; 

2. über den Beitragsfuß und die Beichaffung der Gelpmittel; 

3. über das Deichſtatut. 

Der Kommiſſarius muß fuchen, über diefe Gegenjtände wo möglich die Einigung 
der Betbeiligten herbeizuführen. 

Es wird dabei auch ftets varüber zu berathen fein, ob mit der ‚usführung ber 
Melioration und der Beichaffung der Geldmittel ſchon vor der definitiven Bildung des 
Berbandes vorgefchritten werden kann, und ob der Verband alsbald durch Emanation 
des Statutes ohne vollfländige Aufftellung bes Deich:Slatafterd zu konſtituiren ift. Im 
lesteren Yalle muß das Statut das Verfahren zur Ermittelung der Beiträge und zur 
fpäteren Feſtſtellung des Deich-Kataſters enthalten. 

Zugleich mit den Vorladungen zu diefem Termine ift jedesmal, wenn die bes 
theiligten Grundbeſitzer nicht volljtändig befannt find, die im $2. und 11. des Ge 
fees vorgefchriebene ee Belanntmahung mit einem, nad der vorausfichtlichen 
Toeenbigung der eriten Verhandlungen anzuberaumenvden Anmeldungstermine zu er: 


en. 
Sind die Intereſſenten zum Theil 5 das Projekt und gegen die Bildung des 
Deichverbandes, oder verlangen ſie Abänderungen des Meliorationsplans, ſo ſind 
ihre Gründe und etwaigen Vorſchläge zu Protokoll zu nehmen, und es iſt darüber 
die en der Regierung, bei weiteren Beſchwerden die Enticheidung des Mi: 
niſters für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten einzuholen. Sind die Einwen⸗ 
dungen offenbar unerheblih, jo kann deren Vortrag ausgeſetzt werben, bis zur Ein: 
reihung des Deichftatutes. 

Soll die Bildung des Deihverbandes nach erfolgter interimiftiiher Regulirung 
der Deihbaulaft auf Grund des 8 10. des Deichgefeßes gefcheben, fo ilt diefe Beſtim⸗ 
mung den Sntereflenten zu erläutern, um unbegründete Protefte zu vermeiden. 

.5. Den Grundbeſitzern jeder Gemeinde, welche ein gemeinjchaftliches Intereſſe 
zur Sache haben, ijt die Beitellung von Deputirten zu den obigen Verhandlungen 
aufzugeben, mit der Verwarnung, daß fie fonft nicht gehört werden können, vielmehr 
angenommen werben muß, daß jie es auf die gefeßmäßige Regulivung der Behörden 
anlommen laflen wollen. 

Ueber bejondere Amterefien feines Grundſtücks Tann jeder Befiker Gehör ver: 


langen. 
Die Beitellung der Deputirten kann in der Yorm der Gemeindewahl = VBerhand-: 
Iungen geſchehen. . 
Die Zahl der Deputicten jeder Ortihaft ift ungefähr nach Verhältniß der Größe 
der Feldmark zu beitimmen. 
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. Bei den Vorladungen zu den Terminen genügt die Inſinuation an den Int 
zurjteher mit der Anmeifung, die Borladung auf ortsübliche Weife zur Kenntnis ala 
betheiligten ©runbbefiger zu bringen. | 

8. 6. Die Spezielle Ausarbeitung und long des Meliorations : Pr: 
ift, fofern nicht Schon früher fpezielle Anschläge gefertigt find, emem bemährten T:+ 
nifer zu übertragen, der Plan und Anjchlag demnähft vom Regierungs : Bauratt = 
prüfen, aud in den Fällen, wenn der Fiskus als Intereffent oder mit Staatirı: 
ſchüſſen betheiligt it, oder wenn das minifteriell genehmigte Bau = Projelt bei m 
jpeziellen Bearbeitung, oder in Folge der Verhandlungen mit den Jnterefjenten abi. 
ändert ift, den Minijtern für landwirthſchaftliche Angelegenheiten und für Han. 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten zur oberen bautechnifhen Prüfung und Geneczi 
dung einzureihen. — 3 veriteht fich von felbit, daß bei der I ver Ridum. 
Höhe und Stärke der Deihe die Zwecke der Koftenerfparniß und der möglicjit ve. 
jtändigen Eindeihung der Niederung fo weit thunlichſt mit einander zu vereinia:. 
und daß überhaupt dabei alle in techniſcher Beziehung Einfluß habende Umitän: 
als Stromprofl, Stromrihtung, Gefälle, Wellenſchlag, höchſter Waſſerſtand, Eizyer: 
Borland, UÜferbefejtigungen und Bodenbeſchaffenheit orgfältig zu berüdfichtigen T:. 

Außerdem iſt zugleich auf die Ableitung des Binnenwaflerd, auf Befettigung ::: 
ſchädlichen Rückſtaus, auf die mögliche, etwa fpäter zu bewirlende Fortfegung Mi 
Melioration, auch wo die Lofalität ſich dazu eignen jollte, auf die Bemwäfleruna c" 
zelner Theile der Niederung Bedacht zu nehmen. | 

Die Ausführung der Meliorationg:Anlagen ift Sache des Deichverbandes. Baun 
welche noch während ver Bildung des Deichverbandes ausgeführt werben, find tırt 
den Deichregulirunga-StommfiariuB und bie ihm zugeoroneten Techniker zu leiten, ie 
fern die Beteiligten es nicht vorziehen, die Ausführung einer von ihnen erwähle 
Kommiffion unter Aufficht des Kommiſſarius zu übertragen. Ä 

$ 7: Das Deichlatafter foll den Beitragzfuß zur Vertheilung ber Deichlar- | 
angeben. 


Es müflen darin alle betheiligten Grundftüäde aufgenommen werben. 
Das Berhältnig des abzumendenden Schadens und herbeizuführenden Bortkei: 
ilbet nach 8 16. des Deichgeſetzes in der Regel den Maaßſtab für die Deichlaiier 
eiträge. 
Dabei kommt in Betracht 
1. die Fläche und Bonttät der Grundjtüde, 
2. beren Beichaffenheit ald Ader, Wieſe ıc., | 
3. die Lage derſelben ee aka: | 
In Erwägung diefer Verhältnifle it der Beitragsfuß möglichit einfach — uxtz 
Vermeidung zu vieler die Verwaltung erſchwerenden Klaſſen zu normiren. | 
Kleine Unterſchiede können nicht in Betracht fommen, zumal bei größeren Diert 
verbänden. | 
Bisweilen wird lediglich die Fläche der Grunftüde (Morgen oder Hufenzr. 
den Beitragsmaaßſtab bilden können, ohne Beeinträchtigung der einzelnen Betheiligten 
Oft wird der aus dem Grundſteuer⸗-Kataſter oder aus den Separationg:Berbin: 
Iungen befannte Ertragswerth zugleih ald Anhalt dienen. 
Wo außerdem die Lage gegen die Ueberſchwemmung eine bejondere Rüdficht © 
fordert, 3. B. bei unten offenen, alfo dem Rüditau ausgeſetzten Niederungen, da mc! 
es meiltens genügen, unter Berüdfihtigung fämmtliher Verhältnifie die Gruntit-: 
in 2 bis 4 Klaſſen einzufchägen, fo dab 3. B. Ä 
Klaſſe pro Morgen 4 Sgr. 


III. =: ⸗ 2 


- WW. : ⸗ 1 : , 

Unmöglich iſt es, bei Aufitellung der Deidtatafter alle und jede Berfchiedenk 
in der Bonität und Lage der Grundſtücke zu berüdfihtigen, und die unendlichen :: | 
ftufungen derfelben mit praftiihem Werthe und Erfolge jellauftelen. Deshalb ik 
der Regel anzunehmen, daß alle Grundftüde ein und derſe Niederung in alas 
Gefahr der Ueberſchweinmung ausgeſetzt find, und es iſt Daher auf die geringere Ü 





als einfadhen Deichlaflen-Beitrag zahlt. 
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fahr allenfall3 nur dann Rüdficht zu nehmen, wenn fie I weſentlich ift, daß es ge⸗ 
rechtfertigt wäre, die qu. Grumdftüde nur mit einem halben Beitrage heranzuziehen, 
fo daß alfo binfichts der Lage der Grundftüde gegen Ueberſchwemmung in der Regel 
nicht mehr, als zwei Klaſſen zu unterfcheiden find. 

Solde Grunpitüde, welde innerhalb der Niederung liegen, aber fo boch gelegen 
find, daß fie auch beim höchſten Waflerftande nicht überjchwenmt werden, find natür- 
lih nicht mit zu veranlagen. . 

Hinfihts der Bonität der Grunditäde iſt es ähnlich zu halten, indem als Regel 
anzunehmen ift, daß bie Grundftüde ein und berfelben Niederung verhältnißmäßig tm 
Werth und in dem daraus folgenden Vortheil von der Eindeihung nicht erheblich 
differiren. Es mögen daher in der Regel nur folde Grunditüde in die II. resp, IM. 
Bonitätsllaffe geſetzt werben, welche nach ihrer Befchaffenheit nur $ resp. } des ge: 
wöhnlichen Ertragswerths der Niederungs-Grundſtücke erreichen. 

Bei Hof: und Bauſtellen und Gärten, welche dem Ader I. Klaſſe gleichzuftellen, 
er bei dungen wird es in ber Regel feiner Abftufung nad der Bonität be: 
dürfen. 

Die Deichrolle weiſt nach, mas jeder Betheiligte nad) dem Beitragsfuß des Deich: 
kataſters in den einzelnen Jahren zu zahlen hat. Sie wird auf Grund des Deichlatafters 
uerft von dem Kommiflarıus, Später von den betreffenden Deichbeamten jährlich zu- 
; ammengeltellt. | 

Ber umfangreichen Niederungen wird es zwedmäßig fein, die Grundftüde nad) 
Feldmarken zu ordnen und für jede Feldmark ein Altenftüd anzulegen, weldes die 
Verhandlungen und fonftigen Vorarbeiten über das Katafter dieſer Feldmark enthält 
und aus welchem zu erfehen it. auf welche Art die Beliger, die Größe und die Bo- 
nität der Grundſtude ꝛc. ermittelt find. 

Die Koften ſammtlicher Bauanlagen des Deichverbandes find in der Regel nad) 
nem allgemeinen Beitrags : Maaßjtab zu beitreiten.. Nur wo ber Deichverband neue 
Anlagen von befonderer Koftipieligkeit im fpeziellen Intereſſe eines Theils der Niede: 
rungsgenoflen ausführen fol, — z. B. Schließung einer unten nod offenen Niede— 
rung — da können die Koften der eriten Einrichtung ganz oder theilmeife nad) einem 
Spezial⸗Kataſter auf die vorzugsweiſe Betheiligten ausgeſchrieben werden, wogegen 
die h ätere Unterhaltung ſtets nach dem allgemeinen Katajter zu bewirken, dieſes alfo 
mit Rüdficht bierauf anzulegen ift. 

Die Feltitellung des Deichkataſters erfolgt nad 8 15. des Deichgeſetzes durch bie 
landesherrliche Beftätigung des Statuts. 

b at forgfältigen Vorbereitung der Bejtätigung ift folgendes Verfahren zu be: 
obachten. 

Der Kommiſſarius flellt zunächſt, wo möglich im Einverſtändniſſe mit den Depu: 
tirten, das Deichlatajter auf. Dies Katafter wird dem etwa fchon beftehenden Dei: 
amte volljtändig, den einzelnen Gemeindevorftänden, fo wie den Befitern der Güter, 
welche einen befondern Gemeindebezirk bilden, ertraftweife mitgetheilt und zugleih im 
Amtsblatte eine vierwöchentliche Friſt bekannt gemacht, innerhalb welcher das Katajter 
bei den Gemeinbevoritänden und dem Kommiflarius eingefehen und Befchwerde da— 
gegen bei dem Kommiljarius angebracht werben kann. 

Nach Ablauf diefer Frift werben die angebrachten Beſchwerden von dem Kom: 
miſſarius unter Zuziehung der Beſchwerdeführer, der Deichdeputirten und der erfor: 
derlichen Sachverſtaͤndigen unterfucht. Diefe Sachverftändigen, und zwar hinſichts ber 
Vermeſſung und des Nivellement3 ein vereibeter Feldmeſſer oder nöthigenfalls ein 
Bermefiungs-Revifor, hinfiht3 der ölonomiihen Fragen, der Bonität und Einfhäkung 
2 öfonomijhe Sacveritändige, denen bei Streitigkeiten wegen ver Ueberſchwemmungs⸗ 
Berhältnifie em Waſſerbauſachverſtändiger beigeoronet werden kann, werben von Der 
Regierung ernannt. 

Mit dem Refultate der Unterfuhung werben die Betheiligten, nämlid die Be: 
f ae einerfeit3 und die Deichdeputirten andererfeits, bekannt gemacht; find 
beide heile mit dem Refultate einverjtanden, fo bat es dabei fein Bervenben und 
wird das Deichlatafter demgemäß berichtigt. Anderenfalls werden die Alten der Königl. 
Regierung zur Entſcheidung über vie Beſchwerden eingereiht. Wird die Beſchwerde 
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verworfen, fo teilen bie Koſten derfelben den Beichwerbeführer. Binnen 4 Boden 
nad erfolgter Be machund ber entihelbung. ift Rekurs dagegen an den Mita 
für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten zuläffig. Nach erfolgter Sefttellung bs 
Deichkataſters ift bafjelbe von ber Königlichen Regierung ausjufertigen und dem: 
amte auuftellen. 
$. 8. Das Deichitatut ift von dem Kommifjarius zu entwerfen, den Deputirta 
ben Intereſſenten vorzulegen und deren Erinnerungen dagegen find zu Prototell iv 
nehmen. , 
Diefe Erinnerungen find bei den betreffenden Paragraphen mit dem Gutadi: 
bes Kommiſſarius —— und demnächſt iſt dieſe Zufammenftellung m: 
dem Entwurfe der Koniglichen Regierung einzureichen zur Prüfung und Beförderuy 
des Gtatut:Entwurfs an den Mintfter für landwirthſchaftliche Angelegenheiten. 
Die Mehrzahl der Beitimmungen in ben verfchiedenen Statuten werben fall mitt 
lich übereinjtimmen können; um dieſe Webereinftimmung nad Möglichkeit zu errät: 
und die durch abmeichende Faſſung entſtehenden Zweifel zu vermeiden, ift unter % 
rüdfichtigung der neuen Gemeinde-Ordnung anliegendes Normal : Deichftatut enter 
fen, welches infoweit inne zu halten ift, al3 nicht lolale Umftände, bewährte Geweti 
. heiten, oder zwedmäßige Wünfche der Betheiligten Abänderungen bedingen; bieiel 
find jedoch alsdann von dem Kommiſſarius fpeziell zu motiviren. | 
8. 9. Wenn betheiligte Grunbbefiser bisher kraft fpeziellen Rechtstitels ir 
Unterhaltung de3 Deiches von Andern fordern konnten, und nun auf Grund ke 
8 17. des Deichgefepes vom 28. Januar 1848 Entſchädigung für die ihnen neu w: 
erlegten Deichlaften verlangen, fo hat der Kommiſſarius fid) zwar zu bemühen, ir 
dieſe Emtihdbigungfarberung einen Vergleich herbeizuführen, gelingt daS aber mit, 
jo bat er dieſen Punkt zum Rechtswege zu verweilen. 
$. 10. Die Koften der ktommiflarıfchen Verhandlungen — fo weit fie nit drr 
unbegründete Beſchwerden verurfadht find? — und ver technifhen Ausarbeitung de 
Meliorationzplans werden aus der Staatskaſſe beitritten. 
Die Koften der etwa nöthigen Vermeflung und Bonitirung des Smunbatir: 
Gebiet3 und der Anfertigung des Deichlatalterö nebft Deichrolle find von den te 
efienten zu tragen. J 
$. 11. In den bereits ſchwebenden Deichverbands-Regulirungen kommt die 
Inſtruktion nur noch inſoweit zur Anwendung, als nicht ſchon die einzelnen Behr 
reitungsftadien durch Anhörung der Intereſſenten oder Einholung der höheren Gerz 
migung der Projekte erledigt find. i 


Derlin, den 24. Auguft 1850. 


Für ben Minifter für landwirthſchaftliche Angelegenheiten. 
Im Allerhöchſten Auftrage: 
von Manteuffel. 


Beilage B. zu n. 6. 


Allerb. Erlaß v. 14. Nov. 1853, betr. die allgem. Beftimmungen ‘: 
Anis zu erlaſſende Deichftatute nebſt dieſen Beftimmungen (©: 


Um die häufige Wiederholung der gleihförmigen Beſtimmungen der Deihltat: 
in der ©.:6. zu vermeiden, auch die Redaktion und Prüfung der Statuten den 8 
amten und Intereſſenten zu erleichtern, genehmige Ich auf Ihren Bericht v. 5.0. 
daß die beifolgenden Allgemeinen Beitimmungen für Künftig zu erlafjende Deichſut 
in der G.-S. veröffentliht und fortan in den neuen Deichſtatuten in Bezug ge” 
men werben. Die einzelnen Deichſtatuten werden nunmehr nur noch die Iolalın ® 
jtimmungen über die auszuführenden Anlagen, das Deichkatafter, die Wahl der Kir: 
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fentanten u. |. w., „‚orie bie etwa erforderlichen Abänderungen der Allgemeinen Bes 
ſtimmungen en 
Dieſe Order 3 in der G. 8 Mn veröffentlichen. 
Sansfouci, den 14. Nov. 1 
Friedrich Wilhelm. 


v. d. Heydt. Simons. v. Weſtphalen. 


An 
den Min. für H., ©. u. öffentl. A., den 
Juſtizmin. und den in für bie land⸗ 
wirtbichaftl. Ang. 
Allgemeine Beftimmungen 


tünftig zu erlaffende Deichftatute. 

$. 1. Der Deihverband bildet eine Korporation. Der Gerichtöftand defielben 

wird im Deichitatut beftimmt. 
Ueber die vom Berbande zu unterhaltenden Deichſtrecken, Hauptgräben, 
Schleufen, Brüden sc. und über die fonftigen Grunbftüde des Verbandes ift ein Lager: 
buch vom Deihhauptmann zu führen und vom Deichamte feitzuftellen. Die darin 
vorlommenden Veränderungen werben dem Deichamte bei der jährlichen Rechnungs: 
abmalme zur ne lärung vorgelegt. 
3. Die Höhe des gewöhnlichen "jährlichen Beiehaf enbeitrages zur Unterhal⸗ 
tung ber Verbandsanlagen wird im Peichftatut feitgefest. 

Wenn die Erfüllung der Sozietätözwede einen größeren Aufwand erfordert, fo 
muß dieſer Mehrbetrag als außerorbentliher Beitrag ausgeſchrieben und von ben 
Deichgenoſſen aufgebracht werden. Namentlich gilt dies auch für die Koften der eriten 
In der Medel Herftellung der SozietätSanlagen, bis zur Tilgung diefer Koften ift 
in ber Reg —* mindeſtens der vierfache Betrag der gewöhnlichen Deichkaſſen⸗ 


beiträge gins ulichen 

8.4 enn bie gewöhnlichen Deichtafienbeiträge, nachdem daraus für die So: 
sietätöinete beitimmungmäßig geforgt worden, Veberichüffe ergeben, fo follen dieſe zu 
einem Nefervefondg, de beiten dhe das Deichitatut beitimmt, gefammelt und mit guter 
Sicherheit zinsbar belegt werben. Der Reſervefonds Ba Far zu den laufenden und 
geröbnlichen Ausgaben des Verbandes, ſondern allein folgende Zwede verwandt 
werde 

a) Für die Herftellung der durch ang oder Hochwaſſer zeritörten oder ungewöhn- 
lih beſchädigten Deich, —A Herſtellungsloſten aus den gewöhnlichen Gin: 
nahmen nicht beftritten werben können: . 

b) für den Na" der vorhandenen Auslaßſchleuſen; 

ec) für Ausführung von Meliorationsanlagen. 

8. 5. Die gewöhnlichen Deichlaffenbeiträge find zu ermäßigen, wenn jie nad 
voliftänbiger Bildung des Refervefonds Ueberichüfie über das jährliche Bedurfniß des 
Verbandes ergeben. 

$. 6. Die Deichgenofien find bei Vermeidung der adminiſtrativen Exekution 
gehalten, die gewöhnlichen Deichtafjenbeiträge in halbjährigen Terminen, am 2. Januar 
und 1. Juli jeden Jahres, unerinnert zur Deichlafle abzuführen. Ebenfo muſſen bie 
außerorbentlichen Deiträge in den Pure das Aus reiben des Deichhauptmanns be: 
ftimmten Terminen abgeführt werden 

8.7. Die Berbinpli feit zur " Entrihtung der Deichlafienbeiträge ruht, gleich 
ber fonftigen Deichpflicht, als Reallaſt unablöslic auf den Grundftüden; fie iſt den 
entiden Laſten glei zu achten und hat in Kollifionzfällen vor denfelben den 


— Erfüllun "8 ber Deichpflicht kann von dem Deichhauptmann in eben der 
Art, wie dies bei den öffentlichen Laften zuläffig ift, durch Erebution ergwungen 
werben. 

Die Erebution findet auch Statt gegen Pächter, Nubnießer oder andere Be iber 
a ateten Grundſtucks, vorbehaltlich ihres Regreſſes an den eigentlich 
pflichteten 
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Bei Befisveränderungen kann fich die Deichverwaltung auch an den im Tak- 
fatafter genannten Eigenthümer fo lange halten, bis ihr die Bejigverändberung zu 
Berichtigung des Deichlatafters angezeigt und’ fo nachgemwiejen ift, daß auf Grun 
biefer Nachweiſe die Berichtigung erfolgen kann. j 

Bei vorlommenben Barzellwungen müflen die Deichlaſten auf Die Trennitüt: 
verhältnipmäßig repartirt werden. Auch vie kleinſte Parzelle zahlt mindeſtens Eine 
Pfennig jährlid. 

.8. Eine Berichtigung des Deichlatafters kann, abgejehen von dem alle der 
Parzellivung und Befisveränderung, zu jeder Zeit gefordert werben: 

a) wenn erheblihe, fünf Prozent überjteigende Fehler in der der Aufitellung te 
Deichlatafter3 zum Grunde gelegten Vermeſſung nachgewieſen werben ; 

b) wenn die Zwecke ber Deichverwalhung eine Verlegung eines Deihes notbiwentu 
machen, modurd bisher eingedeichte Grundftüde künftig außerhalb der Bern: 
lung, oder außerhalb der Verwallung gelegene Grunditüde innerhalb der Be 
wallung zu liegen fommen; 

6) ienn eingedeihte Grundftüde dem Deichverbande als Eigenthum abgetreten 
werben ; 

d) wenn in Folge von Durchbrüchen eingebeichte Grundftüde vergejtalt ausgetei 
oder verfandet find, daß ſich deren bisherige Ertragsfähigleit um mehr als = 
Hälfte verringert hat und die MWieberherftellung in den früheren Zuftand ır. 
verhältnipmäßige Koften veranlafien würde. 

Ueber die Anträge auf Berichtigung des Deichkataſters aus den vorgedadter 
Gründen entjcheidet dag Deichamt. 

8. 9. Megen angeblicher Irrthümer im Deichlatajter und wegen Veränbenr: 
in der Kulturart oder im Grtragswerthe der Grundftüde Tann außer den im > 
gedachten Fällen eine Berichtigung des Deichkataſters im Laufe der gewöhnlichen Ver 
waltung nicht gefordert, fondern nur von der Landespolizei : Behörde bei erbeblis«: 
Veränderungen der Grundftüde nach dem Antrage oder nach vorher eingeboltem Er 
achten des Deichamtes angeordnet werben. 

Nach Ablauf eines zehnjährigen Zeitraums Tann auf Antrag des Deihamtes er: 
allgemeine Revifion des Deichlatajters von der Regierung angeordnet werden; date 
ift zu verfahren, wie bei der erjten Aufitellung des Kataſters 

Erlaß und Stundung von Deidhlaffenbeiträgen. 

8. 10. Ueber die Anträge auf Erlaß und Stundung von Veichtalfenbeiträx: 
entfcheidet dag Deichamt. 

$. 11. Für Grundftüde, welche in Folge eines Deichbruches ausgetieft cx: 
verjandet worden, Tann der Befiker die Stundung aller nad dem Durdbrud tallı: 
werdenden Deichlafienbeiträge von ven befhädigten Flächen bis dahin fordern, mer 
über feinen Antrag, die Deichrolle nad) —R abzuändern, ſchließlich entſchieden icr 
wird. Wird dieſem Antrage Folge gegeben, fo find die rüdjtändigen Beiträge m 
nach der berichtigten Veranlagung zu beredinen umd einzuziehen; auch darf die Cır 
zahlung des gejtundeten Rückſtandes nur in vier halbjährigen Terminen exekutivuc 
beigetrieben werden. j 

& 12. it der Antrag auf Abänderung des Deichlatajterd von dem beicbät: 
ten Grundbefißer nicht angebracht, aufgegeben, oder Schließlich zurüdgewiefen wert:r 
jo kann der Beſchädigte einen ein bis fünfjährigen Crlaß der gewöhnlichen De: 
tafienbeiträge von den beichädigten Flächen und eine gleichzeitige Stundung ber auf 
ordentlichen Beiträge von denfelben fordern, wenn die Vorkehrungen zur Herftellz:u 
der Ertragsfähigkeit des ausgetieften oder verfandeten Grundſtücks durch Ausfüllure 
der Vertiefungen, Ablarren oder Unterpflügen des Sandes (NRajolen) einen Keiten 
aufwand erfordern, welcher dem Werthe des ungefähren eins bis fünfjährigen Kein 
ertrages des Grundftüds nach dem Ermeſſen des Deichamtes gleihlommt. Die Cr 
aablung ber geitundeten Beiträge darf nach Ablauf diefer Friſt nur in vier balbi: 
rigen Zerminen exekutiviſch beigetrieben werden. 

ak gen 

$. 13. Sobald der Eisgang nahe beworfteht, oder das Wafler an den Fuß te 

Deiches tritt, müflen die Dämme des Verbandes, fo lange der Waflerftant mi: 
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unter dieſes Maaß gefallen iſt, durch Wachmannſchaften unausgejegt bewacht werden. 

Die erforderlihen Wächter können vom Deichhauptmann gegen Tagelohn angenom- 

men und aus ber Deichlafle bezahlt, oder aus den betheiligten Ortichaften requirirt 
erden. 

$. 14. Wenn die den Deichen durch Eisgang oder Hochwaſſer drohende Gefahr 
jo dringend wird, daß nach dem Ermeſſen des Deichhauptmanns die gewöhnliche Be— 
wachung durch eine geringere Zahl gedungener Wächter nicht mehr ausreicht, fo find 
die Mitglieder des Deichverbandes verbunden, nad Anmeifung des Deihhauptmanus 
die zur Bewachung und Schützung der Deiche erforderlichen Mannſchaften, Fuhrwerke 
En ielienden Boten zu geftellen und die zum Schube dienenden Dlaterialien herbei: 
zuſchaffen. 

Der Deichhauptmann ift im Falle der Noth befugt, die erforderlichen Materia⸗ 
lien überall, wo fich folde finden, zu nehmen und dieſe müſſen — mit Vorbehalt 
der Ausgleihung unter den Verpflichteten und der Erſtattung des Schadens, wobei 
jedoch der außerordentliche Merth nicht in Anrechnung kommt — von den Beligern 
verabfolgt werben. 

$. 15. Jedem Orte ift die Deichitrede, welche er bewachen und vertheidigen 
muß, im Boraus zu beitimmen und burd Steine oder Pfähle abzugrenzen, unbeſcha⸗ 
bet Des Nechts der Deichbeamten, die Mannfchaften nad anderen. nefährpeten Punkten 
zu beordern. 

Der Deihhauptmann kann einen Theil der Deichvertheidigungs-Materialien ſchon 
vor Beginn des Eisgangs oder Hochwaſſers auf die Deihe ſchaffen laſſen. 

8. 16. Bretter, Faſchinen und Pfähle werden aus der Deichlafie bezahlt; die 
übrigen Materialien (Mijt, Stroh) und die Dienjte werden ſoweit als möglich auf die 
Deihgenoffen ausgejchrieben nad) ungefährem Berhältniß der Deichtaffenbeiträge der 
einzelnen Ortichaften. 

Die Vaterialien werden Eigenthbum des Deichverbandes. 

Im Notbfalle muß auf Verlangen des Deihhauptmanns der Dienjt von allen 
männlichen Einwohnern der bedrohten Gegend, ſoweit ſolche arbeitsfähig find, perfün- 
li und unentgeltlich geleiftet werben. ie betr. Polizei : —— find nach 8 25. 
des Deichgeſ. v. 28. Jan. 1848 verpflichtet, auf Antrag des Deichhauptmanns kräftig 
Dafür zu forgen, daß deſſen Anordnungen fchleunigft Folge geleijtet werde. 

Schwächliche oder kraͤnkliche Verfonen, Weiber und Kinder unter ſechszehn Jahren 
dürfen zum Wachdienjte nicht aufgeboten oder abgejendet werben. 

Keder Deichwächter muß ih mit einem Spaten und einem Beile ſelbſt verſehen. 
Die fonft erforderlihen Geräthſchaften an Karren, Aerten, Laternen u. |. to. müſſen, 
foweit fie nicht in den Magazinen des Verbandes vorhanden find, von den Gemein: 
den und den Gutsbeſitzern, deren Güter einen befonderen Gemeindebezirk bilden, mit: 
gegeben werben. j 

8. 17. Die aufgebotenen Mannſchaften haben bis zu ihrer Entlaffung die An: 
orbnungen der Deihbeamten und ihrer Stellvertreter genau zu befolgen. nfolgfam: 
keit und Fahrlaͤſſigkeit oder Widerſetzlichkeit der Wächter und Arbeiter wird — info: 
fern nad) den allgemeinen Gejegen nicht härtere Strafen verwirkt find — durch Gelb: 
Itrafen von fünf Silbergrofchen bis zu drei Thalern oder verhältnigmäßige Gefängniß- 
jtrafe geahndet. 

Der Verſuch, fi dem Dienfte durch Nichtbefolgung des Aufgebots oder eigen: 
mächtiges Verlaſſen der Wachpoſten zu entziehen, wird burd eine Geldſtraſe vor fünf 
Thalern oder verhältnigmäßige Gefängnißjtrafe geahnbei, 

Für gar nicht oder unvolljtändig gelieferte Materialien und nicht geleiftete Bun 
oder nicht geftellte reitende Boten find von dem Schuldigen folgende Geldſtrafen zur 
Deichlafle zu entrichten: ' 

1) für ein Fuder Mit... . 5 Rthlr. fr Sur. 


2) für ein Bund Stroh ... 
8) für eine Jubre ...... bb 2: — ⸗ 
4) für einen reitenden Boten 3 : — : 


5) für unvollftändig oder fchlecht gelieferte Materialien ad 1. und 
2. die Hälfte der oben bejtimmten Strafen. 
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Außerdem iſt der Säumige zur Naclieferung, event. zum Erſatze der often tr 
für feine Rechnung anzufchaffenden Materialien verpflichtet. u | 
Beihräntungen des Eigenthumsrechts an den Grunditüden 
$. 18. Die ſchon beſtehenden Deiche, deren Unterhaltung der Deichverband übe. 
nimmt, gehen in deſſen Eigentum und Nugung über; das Deihamt kann inder de 
Grasnugung den angrenzenden Grundbefigern überlaflen, wenn biefelben angemen 
Leiftungen wegen Unterhaltung und Beichüsung der Dofjirungen und wegen und 
geltlicher Hergabe von Erde zu Reparaturen übernehmen. _ | 
Heden, Bäume und Sträucher find ‘auf den Deichen nicht zu dulden. | 
ie eingehenden Vrivatveiche bleiben Eigenthum verjenigen Interefjenten, meite 

jie bisher gehört haben. 
$. 19. Im Birmenlande gelten folgende Nutzungsbeſchränkungen: an 
a) die Grundftüde am inneren Rande des Deiches dürfen brei Fuß breit m 
Deichfuße ab weder beadert, noch bepflanzt, jondern nur al3 Gräjerei benz 
iverden ; 
b) Stein, Sand:, Torf: und Pehmgruben, Teiche, Brunnen, Gräben ober jentt; 
tünftlihe Vertiefimgen des Groreihs dürfen innerhalb zwanzig Rutben wr 
inneren Fuße des Veiches nicht angelegt, auch Fundamente zu neuen Gebaͤude 
innerhalb fünf Ruthen vom Deiche nicht eingegraben werden; un 
c) an jedem Borde der unter Schau geftellten Hauptgräben müflen zwei „use 
beadert und mit dein Weidevieh verfchont bleiben ; 
d) innerhalb drei Fuß von jedem ſolcher Grabenborde dürfen Bäume und ve: 
nicht gepflanzt oder gebuldet werden; | 
die Eigenthümer der Grundftüde an den Hauptgräben müflen bei bern Ki 
mung den Auswurf auf ihre Grundjtüde aufnehmen und müfjen den Ausrr 
deſſen Eigenthumt ihnen dagegen zufällt, binnen vier Wochen nad, der Rum 
wenn aber die Räumung vor der Erndte erfolgt, binnen vier Wochen nad de 
Erndte, bis auf Eine Ruthe Entfernung vom Graben fortichaffen. Aus vr 
deren Gründen kann der Deihhauptmann die Zrift zur Fortſchaffung des Gradr 
auswurfs abändern; . 
f) Binnenverwallungen, Quelldämme, dürfen in der Niederung ohne Genebmiut- 
des Deichhauptmanns nicht angelegt oder verändert werben. | 
. 20. Im Borlande gelten folgende Beichränkungen: | | 
a) jeder Vorlandsbeſiher muß ſich in der Entfernung von zehn Ruthen vom SI 
ufer und eben fo weit vorlängs des Deichfußes das Auffegen und Lagen ii 
Baumaterialien des Verbandes, wenn geeignete, dem Berbande gehörige tur 
ftellen nicht worhanden find, ſowie den Transport der Materialien über = 
Borland unentgeltlich gefallen laflen; auch darf das Vorlanb Eine Ruthe ke 
vorlängs des Deichfußes nicht geadert oder fonft von der Raſendede entir 


werben; 
Flügelveihe, bochftämmige Bäume und fonftige Anlagen jind im Darar 
inſoweit nicht zu dulden, als fie nach dem Ermeflen der Königl. Stromron 
Behörde das eochwaflerkrofil und den Eisgang auf ſchaͤdliche Weije beichräntes 
c) auch Pflanzungen von Weiden und anderem Unterholz auf vorfpringenden = 
eden, welche die Jrregularität des Flußbettes befördern würden, künmen von F 
Strompolizei⸗Behorde unterfagt werben. u 
Ausnahmen von den in den 88 19. und 20. gegebenen Regeln können in ent 
nen Fällen vom Deichamte mit Genehmigung der Regierung geftattet weren 
8. 21. Die Eigenthümer der eingedeihten Grundſtüde und Borländer ſind 
pflichtet, auf Anordnung des Deichhauptmanns dem Verbande ben zu den Schur " 
Melivrationsanlagen erforverlihen Grund und Boden gegen Bergütung abzuri: 
desgl. die zu jenen Anlagen erforverlihen Materialien an Sand, Rafen, Yen: 
enen Erjab des durch die Fortnahme derſelben ihnen entſtandenen Schadens zu EM 
affen. Für den alten Deichlörper ift an den bisherigen Befiger eine Entſchädige- 
nicht zu zahlen. OL 
8. 22. Wird innerhalb einer Entfernung von zehn Ruthen vom Stromufer a 
vom Deichfuße eine Pflanzung im Vorlande von der Deichverwaltung als nothiei-- 
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erachtet, jo muß der Eigenthümer auf Anordnung des Deihhauptmanns entweder 
dieſe Pilanzung binnen vorgejchriebener Frift felbjt anlegen und unterhalten, oder 
den dazu erforderlihen Grund und Boden dem Berbande gegen Entichädigung über: 


luſſen. 
8. 23. Bei Feſtſtellung der nach den ss 21. und 22. zu gemwährenven DVergü- 
une “ der außerordentliche Werth nicht in Anrechnung zu bringen ($ 20. des Deich: 
geſetzes). 

Der Betrag wird nach vorgängiger, unter Zuziehung des Beſitzers zu bewirken⸗ 
der Abſchätzung von dem Deichamte, oder in eiligen Fällen von dem Deichhaupt: 
mam, gerbehaltlich der Genehmigung des Deichamtes, interimiſtiſch feſtgeſeßt und 
ausgezahlt. 

Ueber die Höhe der Vergütung iſt innerhalb vier Wochen nad erfolgter Bekannt⸗ 
madung des feitgejeßten Betrages der Rechtsweg zuläflig. 

Wer auf diefen verzichten will, kann binnen gleicher Friſt Rekurs an die Negie- 
rung einlegen. 

Die Zortnahme der Materialien und die Ausführung der Bauten wird durch die 
Einwendungen gegen die vorläufig feitgefegte Entihädigung nicht aufgehalten. 

Auffihtsreht der Staatsbehörden. 
3. 24. Der Deichverband it dem Oberauflichtsrecht des Staates unterworfen. 
aflelbe wird von der Bezirksregierung als Yandespolizei- Behörde und in höhe: 
rer Inſtanz von dem Min. für landw. Ang. gehandhabt nad Maaßgabe des Statutg, 
übrigens in dem Umfange und mit den Befugniſſen, welche den Aufjihts - Behörden 
der Gemeinden zuſtehen. 

Die Regierung bat darauf zu halten, daß die Beftimmungen des Statut3 überall 
beobachtet, die Anlagen gut ausgeführt und ordentlich erhalten, die Grunditüde des 
Serbanbes jorgfältig genußt und die etwanigen Schulden regelmäßig verzinft und ge: 
tilgt werden. 

Die Regierung entſcheidet über alle Beſchwerden gegen die Beichlüffe des Deich 
amte3 und des Deichhauptmanng, jofern der Rechtsweg nicht zuläffig und eingefchlagen 
iſt, und ſetzt ihre Entſcheidungen nöthigenfall3 erefutiviih in Vollzug. 

Die Beichwerden an die Regierung können nur 

a) über Straffeitießungen des Deichhauptmanns gegen die Unterbeamten des Ber: 
bandes binnen zehn Tagen, 
b) gegen Beichlüffe über ven Beitragsfuß (cfr. 8 8.), über Erlaß und Stundung 
von Deichlafien-Beiträgen, ſowie über Entichädigungen, binnen vier Wochen 
nah erfolgter Belanntmahung des Beichlufies erhoben werden. Diejelben find 
bei der Regierung oder bei dem Deichhauptmann einzureichen, welcher ſolche als- 
dann, begleitet mit feinen Bemerkungen, ungefäumt an die Regierung zu beför: 


Sonftige Beſchwerden find an eine beftimmte Friſt nicht gebunden. 

8. Der Reg. muß, damit fie in Kenntniß von dem Gange der Deichverwal⸗ 
tung erhalten werde, jährlih Abichrift des Etats, der Deichihau: und Deihamts-Eon: 
ferenzprotofolle und ein ginelabichhuß der Deichtaſſe überreicht werden. Die Reg. iſt 
befugt, außerordentliche Revifionen der Deichkaſſe jowohl, al& ver gefammten Deich: 
verwaltung zu veranlaffen, Kommiflarien zur Beiwohnung der Deichihauen und ber 
Deichamtöverfammlungen abzuordnen, eine Geſchäftsanweiſung für die Deichbeamten 
nad Anhörung des Deichamtes zu ertheilen und auf Grund des Gef. v. 11. März 
1850 über die Bolizeiverwaltung (G.⸗S. 1850. ©. 265) die erforberlichen Polizeiver: 
orbnungen zu erlaflen zum Schuhe des Deiches, des Deichgebietes, der Gräben, Plan: 
zungen und fonftigen Anlagen des Verbandes. 

8. 26. Bei Waflergefahr iſt der Kreislandratbp — ebenjo wie der etwa abge: 
ſendete befondere Reg.-Kommillartug — berechtigt, ſich perjönlich die Ueberzeugung zu 

haften, ob und wieweit die erforderlichen Sicherheitsmaßregeln getroffen find. 
Findet Gefahr im Verzuge ftatt, fo Tann derſelbe die ihm nöthig fheinenden Anord- 
aungen an Ort und Stelle felbit treffen. Die Deichbeamten haben in diefem Falle 
einen Befehlen unweigerlich Folge zu leijten. 

8. Wenn das Deihamt es unterläßt oder verweigert, die dem Deichverbande 

Steiff, Sei. üb. Land.-Kult. u. landw. Bol. 40 
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nach dem Statut oder jonit geſetzlich obliegenden Leiſtungen auf den Haushaltsetat x 
bringen oder außerordentlich zu genehmigen, jo läßt die Reg. nad Anhörung ber 
Deihamtes die Eintragung in den Etat von Amtöwegen bewirten, oder ſtellt bew 
—— die außerordentliche Ausgabe feſt und v t die Einziehung der erforder. 
ichen Beiträge. j 
Gegen diefe Enticheivung fteht dem Deichamte innerhalb zehn Tagen die Berufun: 
an den Min. für landw. Ang. zu. 
$. 28. Die Reg. hat auch darauf zu halten, daß den Deichbeamten die ihnen 
zulommenden Bejoldungen unverkürzt zu Theil werben und etwanige Beſchwerden da 
rüber zu entſcheiden, vorbehaltli des Rechtsweges. 
Von den Deihbehörden. 
1. Deihhauptmann. 
$. 29. Der Deichhauptmann jteht an der Spike der Deihverwaltung und bam- 
babt die örtliche Deichpolizei. Er wird von denjenigen Mitgliedern des Detchumte:. 
welche die Vertretung der Deichgenoſſen bei demfelben bilden, durch abfolute Stimmen 
mebrheit auf ſechs Jahre gewählt. 
Die Wahl bedarf der Beitätigung der Regierung. Wird die VBeftätigung verlag. 
jo ſchreitet das Deihamt zu einer neuen Wahl. Wird auch diefe Wahl nicht beitätun 
Sa die Mahl verweigert, jo ſteht der Regierung die Emennung auf höchſtens tra 
ve zu. 
In derjelben Weife ift gleichzeitig ein Stellvertreter zu wählen, welcher :: 
iaaharührung übernimmt, wenn der Deichhauptmann auf längere Zeit bein 
ert iſt. 
An einzelnen Fällen kann der Deichhauptmann ſich dur den Deichinſpektor ste 
ein anderes Mitglied des Deichamtes vertreten laſſen. . 
Der Deichhauptmann und deſſen Stellvertreter werben von einem Kommijlurz: 
der Regierung in öffentlicher Sikung des Deichamtes vereidet. 
Der Deichhauptmann feinerfeits verpflichtet den Deichinipeltor, die übrigen Rr 
glieder bes Deichamtes, fowie die fonftigen Deichbeamten in gewöhnlicher Sigung ti: 
eichamtes durch Wehe an Eidesitatt. . Ä 
kl 8. 2 *— eichhauptmann hat als Verwaltungsbehörde des Deichverbande 
olgende e: 
a) die Geſetze, die Verordnungen und Beichlüffe der vorgeſetzten Behörden aus 


ren; 
b) die Beichlüffe des Deichamtes borgubereiten und auszuführen. 

Der Deihhauptmann hat die Ausführung ſolcher Beichlüffe des Deichame 
die er für geſetzwidrig oder für das Gemeinwohl nachtheilig erachtet, zu beor 
ftanden und die Enticheidung der Regierung einzuholen. Geftatten es die Ur 
jtände, fo ift zuvor in der nächſten Sikung des Deichamtes nochmals eine di 
jtändigung zu verfuchen; , | 
bie Grundftüde und Einkünfte des Verbandes zu verwalten, die auf dem Eis 
oder bejonderen Deichamtsbeichlüflen beruhenden Einnahmen und Ausgaben ı: 
zumweifen und das Rechnungs: und Kaſſenweſen zu überwahen.. Die Tem, 
der tegelmäbigen Kaſſenreviſionen find dem Deichamte mitzutbeilen, damit Dajieix 
ein Mitglied oder mehrere aborbnen fann, um biefem Geichäfte beisumobn:; 
bei außerorbentlihen Kaſſenreviſionen ift ein vom Deichamte ein: für alles 
bezeichnetes Mitglied zuzuziehen; | 
den Deichverband in Prozeſſen, fowie überhaupt nad Außen zu vertreuz 
im Namen deſſelben mit Behörden nd Privatperfonen zu verhandeln, va 
Schriftwechſel zu führen und die Urkunden, des Verbandes in der Urfchrii: ; 
vollziehen. Die Ausfertigungen ver Urkunden werben Namens des Berbunt 
von dem Deihhauptmann oder feinem Etellvertreter gültig unterzeichnet; int 
ift zu Verträgen und Vergleichen über Gegenftände von funfzig Thalern 
mehr der genehmigende Beihluß oder Vollmacht des Deichamtes beizubri 
Verträge und Vergleiche unter runfaig Shaler ichließt der —A— al: 
rechtsverbindlich ab und hat nur die Verhandlungen nachträglih dem Deichar 
zur Kenntnißnahme vorzulegen; 


c 
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e) die Urkunden und Alten des Verbandes aufzubewahren ; 

f) die Deichlaflenbeiträge und Naturalleiftungen nach der Deichrolle und den Be: 
Intäflen des Deichamtes auszufchreiben, die Deichrollen und fonftigen Hebeliften 
auf Grund bes Deichlatafters aufzuftellen und vollitredbar zu erflären und die 
Beitreibung aller Beiträge und Strafgelder von den Eäumigen im Wege ber 
abminijtrativen Exekution zu bewirken durch die Uinterbeamten de3 Verbandes 
oder durch Requifition der gewöhnlichen Ortspolizei : Behörden. Die Hebeliften 
CRolen) muſſen, bevor fie vollftredbar ertfärt werden, vierzehn Tage offen ge: 
egt fein; 

bie Deichbeamten zu beaufjichtigen, von dem Gange der technischen Verwaltun 
Kenntniß zu nehmen, die halbjährige Deich: und Grabenfhau im Mai und Of: 
tober nad) Verabredung mit dem Deichinfpeftor auszuschreiben und jedesmal felbft 
in Gemeinſchaft mit dem Deichinfpeftor abzuhalten. Ueber den Befund und die 
dabei gefaßten Beichlüffe ift ein Protokoll zu führen; 

h) nad dem Areeſhius dem Deichamte einen Jahresbericht über die Reſultate 
der Verwaltung vorzulegen. 

31. Die Etatsentwürfe und Jahresrechnungen find vom Deichrentmeiſter dem 
Deihhauptmann vor dem 15. Mai zur Vorprüfung einzureichen und werden von 
dieſem mit feinen Bemerkungen dem Deichamte in der YJuniverfammlung zur Seftitel- 
lung vorgelegt. 

Der Etat ift vor der Feltftellung, und bie Rechnung nad) der Heitftellung vierzehn 
Tage lang in emem von dem Deichamte zu beftinnmenden Pofale zur Einficht der 
Deichgenoffen offen zu legen. 

Der Deihhauptmann volßieht alle Sahlungäanieifungen auf die Deichkaſſe. Die 
Anweiſungen, welche von dem Deichinfpektor innerhalb der ihm zur Dispofition geftell: 
ten Summen an die Deichlaffe erlaflen werden, find dem Deichhauptmann nachträglich 
zur Einficht vorzulegen. 

. 32. Berihtigungen bes Deichtatajters finden nur ftatt auf Grund eines De- 
krets des Deihhauptmanns, welchem beglaubigte Abjchrift von dem betreffenden Be: 
tchluß des Deichamtes oder der Regierung beigefügt fein muß. IL 

. Gegen die Unterbeamten ($ 43.) Tann der Deihhauptmann Disziplinar: 
ftrafen bis zur Höhe von drei Thalern Geldbuße verfügen, jowie nöthigenfallg ihnen 
die Ausübung der Amtsverrichtungen vorläufig unterfagen. 

$. 34. Der Deichhauptmann ift befugt, wegen der deichpolizeilichen Webertretun: 
gen die Strafe — bis zu fünf Thalern Geldbuße oder drei Tagen Gefängniß — 
vorläufig feitzufegen nad dem G. v. 14. Mai 1852 (G.-S. 1852. ©. 245). 

Die vom Deihhauptmann allein, nicht vom Polizeirichter, feſtgeſeßten Geldſtrafen 
fließen zur Deichkaſſe. 

$. 35. Der Deihhauptmann ift ſtimmberechtigter Vorfigender des Deichamtes, 
er beruft deſſen Verfammlungen, leitet die Verhandlungen, eröffnet und ſchließt die 
Zißungen und handhabt die Ordnung in denjelben. 

2. Deichinſpektor. 

& 36. Der Deichinfpektor leitet die technische Verwaltung des Deichverbandes, 
mit inchus der zur en der ejabr bei Hochwaſſer und Eisgang erforder: 
lihen Dlaßregeln. Er muß die Qualifitation eines geprüften Baumeiſters bejigen. 
Sene Wahl und Beſtätigung erfolgt in der für den Deichhauptmann vorgeſchriebenen 
Weiſe. 
8. 37. Der Deichinſpektor entwirft die Anſchläge zur Unterhaltung und Herſtel⸗ 
lung der Sozietätsanlagen und legt ſolche dem Deichhauptmann zur Prüfung und 
Einholung der Genehmigung des Deichamtes vor. 

Die Projekte über den Bau neuer Deiche und Schleuſen, über die Erhöhung oder 
Abtragung von Deichen und über den Berihluß von Deihbrüchen find der Regierung 
zur Genehmigung vorzulegen. , 

$. 38. Wird von dem Deichamte die Genehmigung zur Ausführung einer Arbeit 
verjagt, melde nad der Erklärung des Deichinipeltors ohne Gefährdung der Sozie— 
taãtszwecke weder unterlafen, noch aufgejchoben werben darf, jo muß bie Entſcheidung 


ur 
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der Regierung (efr. $ 27.) von dem Deichinfpeftor eingeholt und demnächſt zur Aus: 
führung gebracht werben. 
. 39. Die Ausführung der von dem Deichamte oder von der Regierung ke 

fchlofienen Bauten ift von dem Deichinfpeltor zu leiten. 

Auch die laufende Beauflichtigung und Unterhaltung der Deiche, Gräben, Schleu 
fen, Uferdedwerte und Pflanzungen erfolgt unter der Leitung des Deichinſpeltors. 

Die Unterbeamten, Deihihöppen, Wach: und — — haben dabei und 
insbeſondere bei der Vertheidigung gegen Waſſergefahr die Anweiſung des Deichin 
ſpektors pünktlich zu befolgen. 

innerhalb der etatsmäßigen Unterhaltungsfonds und der genehmigten Anſchlaͤge 
kann der Teihhauptmann zur Vereinfahung des Geſchäfts beffimmte Summen dem 
Deichinfpektor zur Dispofitton ftellen, bis zu deren Höhe die Deichlafle auf Anweifun: 
des Deichinipeftord Zahlung zu leiten hat. , 
ſel Die Auszahlung der Gelder darf in feinem Falle durch den Deichinſpektor er: 
olg 


en. 

Der halbjährigen Schau muß der Deichinſpektor beiwohnen. 

8. 40. In dringenden Fällen, wenn unvorhergeſehene Umſtände Arbeiten nott 
wendig machen, deren Ausführung ohne Gefährdung der Sozietätszwecke nicht aufge 
fchoben werden Tann, iſt der Deihinfpektor befugt und verpflichtet, die Arbeiten unter 
jeiner Berantwortlichleit anzuordnen. Er muß aber die getroffenen Anordnungen ur 
die Gründe, welche die unverzüglicde Ausführung nothwendig maden, gleichzeitig ven 
Deihhauptmann und, wenn lebterer fich nicht einverjtanden erklären jollte, der Reaıe 

rung anzeigen. 

Pe e Anzeige ift der nächiten gewöhnlichen Verjammlung des Deichamtes x 
machen. 

Können die Ausgaben aber aus den laufenden Jahreseinnahmen der Deichlan: 
nicht beftritten werden, jo muß das Deichamt in fürzefter Seijt außerrbentich berz 
fen werden, um von der Sache Kenntniß zu erhalten und die Beihaffung ver 
erforderlichen Gelpmittel zu beſchließen. 


3. Deichrentmeifter. 

8. 41. Der Deichrentmeilter, melcher zugleich die Stelle eines Veichtefretair: 
verjeben Tann, wird von dem Deichamte im Wege eines fündbaren Vertrages gegen 
Bewilligung einer Prozenteinnahme von den gewöhnlichen Deichlaffen:Beiträgen, jert | 
unter der Rerpflichtung zur Kautionsbeftellung angenommen. | 
’ Pk 42. Der Deichrentmeifter verwaltet die Deichlaffe und führt dag Deid 
atajter. 

Er hat insbefondere: 

a) die Etatsentwürfe nach den Anmweifungen des Deichhauptmanns aufzuftellen: 
b) die jämmtlihen Einnahmen der Deichlafje einzuziehen, die Neitantenlifte zu fer 
tigen und dem Deihhauptmann vorzulegen; | 
c) die gewöhnlichen und außerordentlihen Zahlungen aus der Deichlaffe nach ver 
Anmeifungen des Gtat3 und des Deichhauptmanns zu bewirken; er hat namen 
lih auch die Gelder an die Lohnarbeiter auf den Bauftellen zu zablen und vur 
fih hierbei nur mit Genehmigung des Deichhauptmanns dur die Deichſchöppen 
vertreten lallen; | 
d) die jährliche Deichkaſſenrechnung zu legen; | 
e) das Deichlatafter nad) den Delreten de3 Deihhauptmanns ($ 32.) zu berid 


tigen; 

f) wenn er zugleich Deichfefretair ift, die Erpebitiond:, Kanzlei: und Regiftranır- 
Geſchäfte zu beforgen und die Protokolle bei den Deihihauen und Deicbamtz- 
verfammlungen zu führen. 


4. Unterbeamte. 
$. 43. Die erforberlichen Unterbeamten — ala Damm: oder Wallmeifter — für 
bie fpecielle Beauffichtigung der Arbeiter, der Deiche, Gräben, Schleufen und Grund 
jtüde des Verbandes werden von dem Deichhauptmann nah Anhörung des Dert 
amtes gewählt und angeftelt. Tas Deichamt bejtimmt die Zahl und den Geicbär: 
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freis diefer Beamten und befchließt, ob die Anjtellung auf Kündigung, auf eine be- 
ftimmte Reihe von Jahren, oder auf Lebenszeit erfolgen foll. 

. 4. Zu dielen Poſten follen nur ſolche Perſonen berufen werben, von deren 
hinreihender technifcher Kenntniß und Uebung jich der Deichinfpector verjichert hat, 
die vollkommen körperlich rüftig find und die gewöhnlichen Elementar-Kenniniſſe info: 
fern befigen, daß jie eine verständliche jchriftliche Anzeige erftatten und eine einfache 
Verhandlung aufnehmen, auch eine gewöhnliche Lohnrechnung führen fünnen. 

. Deichichöppen (oder Deichihulzen, Deichgeichmorene). 

$. 45. Der Deihhauptmann theilt nah Anhörung des Deichamtes die Deiche 
in mehrere Auffichtsbezirte. Für jeden Bezirk werden zwei Deichichöppen aus ver 
Zahl der Deichgenoſſen auf ſechs Jahre vom Deichamte erwählt und vom Deich— 
hauptmann beitätigt. Mitgliever des Deichamtes — mit Ausſchluß des Deichhaupt: 
manns und Deichinſpektors — fkünnen auch zu Deichfhöppen ernannt werden. Die 
Teihfhöppen find Organe des Deihhauptmanns und Deichinfpeltor3 und verpflich- 
tet, ihren Anordnungen Folge zu leilten, dieſelben namentlich in ben örtlichen Ge- 
ihäften des Bezirks zu unterftügen. 

. Die Deihichöppen haben in ihren Bezirken im gewöhnlichen Laufe der 
Verwaltung eine Mitaufficht über den Zuftand der Deihe und ſonſtigen Sozietäts- 
anlagen zu führen; jie haben von deren Zuftande fortwährend Kenntniß zu nehmen, 
den Teih: und Grabenfchauen in ihrem Bezirf und den benachbarten Bezirken bei- 
zumwohnen und bie bemerften Mängel, fowie auch Anträge und Beſchwerden von Deich: 
genofien ihres Bezirks, dem a oder Inſpektor anzuzeigen. Sie können 
von dem Veichhauptmann und reſp. dem Deichinfpeftor mit Führung und Aufnahme 
einfacher Unterfuchungen und Berhandlungen, und bei vorlommenden Bauten mit der 
Kontrolle der Unterbeamten und Arbeiter, mit der Abnahme der zu liefernden Bau: 
materialien, fowie mit der Ablohnung der Arbeiter auf ver Bauitelle beauftragt 
werden. 

Bei den Lohnzahlungen erhalten fie als Remuneration ſechs Pfennige pro Thaler 
ver ausgezahlten Summe. 

& 47. Sobald die Größe der Gefahr bei Cisgang over Hochmafler die Bewachung 
ver Dämme oder das Aufbieten der Naturalleiftungen nothwendig madıt, find die 
Teihfhöppen unter Leitung des Deichinſpektors dazu berufen, innerhalb ihres Be⸗ 
zirks die Hülfgleiftungen der Wachmannſchaften und Deichgenoffen zu ordnen und zu 
leiten, für die Beichaffung der erforberlihen Schusmaterialien zu forgen und die Be: 
wachung der Deihe zu Tontrolliren. 


6. Das Deichamt. 

’ 48. Das Deihamt hat über alle Angelegenheiten des Verbandes zu beichlie- 
Ben, ſoweit dieſelben nicht ausfchließlih dem Veichhauptmann oder dem Deichinfpeftor 
überwiefen jind. Die von. dem Deichamte gefaßten Beichlüfle find für den Deich: ' 
verband verpflichtend; die Ausführung der gefammten Beſchlüſſe erfolgt durch ben 
Deihhauptmann. ' 

Die Mitglieder des Deihamtes find an teinerlei Inftruftionen und Aufträge der 
Mäbhler und der Wahlbezirke gebunden. 

Das Deihamt fontrollirt die Verwaltung. Es ift daher berechtigt, fi) von ber 
Ausführung feiner Befchlüffe und der Verwendung aller Einnahmen bes Verbandes 
Ueberzeugung zu verichaffen. Es kann zu diefem Zmede die Alten einfehen und Aus; 
ſchüſſe aus einer Mitte ernennen. 

8. 49. Das Deichamt beiteht aus 

a) dem Deihhauptmann oder deſſen Stellvertreter, al Vorjigendem, 
b) dem Deichinſpektor, und 
c) den Repräfentanten der Deichgenofien. 

Das Deichitatut beftimmt die Aal der Repräfentanten und die Vorſchriften über 
vie Wahl oder die Ernennung berjelben. 

8. 50. Das Deichamt verfammelt ſich alle Jahre regelmäßig zweimal, im An- 
fange Juni und November. 

Im Falle der Nothwendigkeit kann das Deichamt von dem Vorjigenden außer: 
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ordentlich berufen werben. Die Berufung muB erfolgen, febald e3 von einem Sie 
der Mitglieder verlangt wird. 

— 51. Die Art und Weiſe der Zuſammenberufung wird von dem Deicamtt 
ein- für allemal feitgeitellt. Die Zufammenberufung erfolgt unter Angabe ver Gegen 
ftände der Behandlung; mit Ausnahme dringender Fälle muß diefelbe wenigften: 
fieben freie Tage vorher ftatthaben. j 

— 52. Das Deichamt kann nur beſchließen, wenn mehr als die Hälfte ſeinet 
Mitglieder mit Einfhluß des Vorſitzenden zugegen find. 

Eine Ausnahme hiervon findet ftatt, wenn dag Deichamt zum dritten Male zu 
Verhandlung über denjelben Gegenftand zufammenberufen, dennod nicht in genügenter 
Anzahl erfchienen if. Bei der zweiten und dritten Jufammenberufung muß auf dice 
Beltimmung ausdrüdlic hingewieſen werben. 

8. 53. Die Beſchlüſſe werden nad Stimmenmehrheit gefaßt. Jedes Mitglist 
bat in der Regel gleiches Stimmrecht. Bei Stimmengleichheit enticheivet die Stimme: 
des Vorſitzenden. 

8. An Verhandlungen über Rechte und Pflichten des Deichverbandes tur 
derjenige nicht Theil nehmen, deſſen Intereſſe mit dem des Verbandes in Wiberipnis 
ſteht. Kann wegen diefer Ausfchließung felbjt mit Hülfe der Stellvertreter eine be 
Ihlußfähige Berfammlung nicht gehalten werben, jo bat der Deihhauptmann, oder 
- wenn aud diejer aus dem vorgedachten Grunde betheiligt ift, die Regierung für det 
Wahrung der Intereſſen des Deichverbandes zu ſorgen und nothigenfalls einen beſen 
deren Bertreter für denfelben zu beitellen. 

. 55. Die Beichlüffe des Deichamtes und die Namen der dabei anweſend ae 
wejenen Mitglieder jind in ein _bejonderes Buch einzutragen. 

‚ Sie werden von dem Vorſißenden und wenigſtens drei Mitgliedern unterzeidne. 
Die Stelle der leßteren fann ein von dem Deichamte gewählter, in einer Deichamt:. 
figung bierzu von dem Deichhauptmann vereideter Brototollführer vertreten. 

R 56. Das Deichamt beichließt insbejondere: 

a 


über die zur Erfüllung der Sozietätszwecke nothwendigen ober nüslicen | 


Einrihtungen, über die Bauanjhläge und die erforberlihen Ausgaben: 


be auberorbentliche Teichlafenbeiträge und etwaige Anleihen (efr. S& 31. 


b) über Berihtigungen des Deichlatafters (cfr. 88 8. und 9.); 
e) über Grlaß und Stunbung, der Deichlafjenbeiträge ($$ 10.—12.); 
d) über die Repartition der Natural:Hülfgleiftungen ($ 16.); 


e) über vie Vergütigungen für abgetretene Grundftüde und Entnahme von Mate 


rialien \ 23.); 

f) über Geſchäftsanweiſungen für die Deichbeamten ($ 25.); 

8) über die Wahl des Deihhauptmanns, feines Gtellvertreters, des Deichinipetter:. 
des Deichrentmeifter3 und ber Deichichöppen (88 29. 36. 41. 45.), ſowie übe 
die Zahl der Unterbeamten ($ 43.); 

h) über die den Beamten des Veichverbandes zu gewährenden Beſoldungen, Ber 

ſionen, Diäten, oder Nemunerationen für baare Auslagen; 

i) über bie Venutzung ber Grundſtücke und des ſonſtigen Vermögens des Deich 

verbandes; 

über den jährlichen Etat der Deichlafie und die Decharge der Rechnungen: 


— 


betreffen ($ 30. d.); 
$. 57. Die Genehmigung der Regierung iſt erforderlich: 

a) zu Beſchlüſſen über die stontrahirung neuer Anleihen, wobei die Regierung au’ 
die regelmäßige Verzinfung und Tilgung der Schuld zu halten hat; 

b) zu den Brojelten über den Bau neuer Deiche und Scleufen, über die Erböbuns 
ung oder Abtragung von Deihen und über den Berfhluß von Deid 

rũchen; 

o) zur Veräußerung von Grundſtücken des Verbandes; 

d) —* Beſchlüſſen über die Remuneration des Deichhauptmanns und Deid 
inſpektors. 


über Verträge und Vergleiche, welche Gegenftände von fünfzig Thalern und met: | 
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Sollte das Deichamt ganz ungenügende Bejolvungen und Remunerationen bewil- 
Yigen, fo können dieſelben von der N nöthigenfalls erhöht werden. 

. 58. Die NRepräfentanten der Deichgenofjen im Deihamte wählen jährlich zwei 
Depntirte, welche der ganzen Deich: und Grabenſchau beimohnen müflen. Jeder ber 
übrigen Repräfentanten kann der Schau ebenfalld beimohnen. 

Die Nepräfentanten find befugt und verpflichtet, ala Bezirksvertreter auch außer: 
halb der Sigungen des Deichamtes die Intereſſen des Deichverbandes zu überwachen, 
die Unterbeamten zu fontrolliren und die wahrgenommenen Mängel, fowie die Wünſche 
der Deichgenofien ihres Bezirks dem Deichhauptmann oder dem Deichamte vorzu: 
tragen. 

8. 59. Dieje allgemeinen Beitimmungen gelten nur in denjenigen Deichverbänden, 
in deren Statuten fie ausbrüdlich in Bezug genommen werben. 


. V. 


Feldpolizeiordnung vom 1. Nov. 1847 


für alle Zanvestheile, in venen das Aug Jandreht Geſetzes 
kraft hat, mit Ausſchluß der Kreiſe Rees und Duisburg 


[G.S. S. 376.] 


(Litteratur: Erg. Bdo. J. S. 520 — 6. L. u. v. R. II. b. S. 706 bis 750. ©. Hatı 
bie FeldpolizeiO. u. ſ. w. Breslau 1864.) 


Wir Friedrich Wilhelm ꝛec. ꝛc., verordnen, um dem Landbau einen wirhkſant 
ren Schuß zu gewähren, anf den Antrag Unſeres Staatmin., nad Anhörur; 
Unjerer getreuen Stände und a vernommenem Gutachten einer aus Mil: 
bern des Stantsrath8 ernannten Kommiffion, fir alle Yandestbeile, im denen de 


Im Allgemeinen, 

1. Durch die obige Feldpolizei-D. ift Die Zuſage in den 8$ 34 u. 35 des Lande 
Kultur-Eb. v. 14. Sept. 1811 (A. IL), „daß die Strafen gegen Beihäbigung ven ft. 
bern und Wiefen, gegen Baumfrevel und Felddiebſtähle geichärft werben ſollen,“ ai 
worden. Der erfte Entwurf zu berf. ift i. 3. 1845 den Provinziallandtagen ver 6 fü. 
Provinzen vorgelegt und dann mit einem bereits i. 3. 1843 von dem Weſtphäl. Brem 
ziallandtage genehmigten Entwurfe des Ober-Präfi. Frh. v. Binde von einer Staatsra® 
fommiffton zu einem einzigen ©. für alle Landestheile, in denen das AL. & 
gilt, unngearbeitet worben. Nur bie Kr. Rees und Duisburg (jet Rees, Imi 
burg und Eifen) find, obwohl dort das A. IR. gilt, nah Vernehmung ber ber: 
Kreisſtände von der Geltung ber Feldpolizei⸗O. ausgeſchloſſen worben, weil beafidt: 
wurbe, gleichzeitig mit einer Gem.-Theil- und Serv.-AbL-D. (bie inzwilhen unterm 1). 
Mai 1851 ergangen ift: f. im Anh. zu A. VII a.u.e. unter I.) auch eine been: 
Felbpolizei-O. für Die ganze Rheinprovinz zu erlaffen. Eine ſolche iſt indeß bis jegt us 
sicht zu Stande gelommen. Wber ſchon vor ber F.⸗P.O. ift für die ganze Rhein 
provinz bas als Beilage A. hiezu abgebrudte ©. v. 5. Juli 1844 Über bie de 
fhränfung der Nachtweide und das Einzelnhiten (8.6. S. 263) erlaſſen 

2. An früheren Feldpolizei⸗G. gilt im Linfsrheinifchen Theile der Rheinprovik: 
das franzdf. Ruraldekret v. 28. Sept. u. 6. Oft. 1791 (0. Dan. Bd. 2 €. 1. 
fo weit eg nicht durch fpätere G. abgeändert ift, was zum Theil durch die Borfchriften te: 
Code pe&nal über gleiche Materien ebergl. Art. 484 deſſ.), zum Theil durch bie jpätee: 
preuß. Straf: u. Strafprozeß⸗G. gefcheben if. Das cit. Ruralbefret handelt in Zi |. 
von den Feldglitern und der Feldordnung und zwar in Abſchn. 4 von M 
Heerben, den Einichließungen, der Koppel- und Stoppel-Weibe, in Abſchn. 5 ven Mi 
Ernten, in Abſchn. 6 von den Wegen, in Abſchn. 7 von ben Felbhütern (als Gemem: 
beamten), — u. in Zit. 1. von ber Felbpolizei, in welchem bie verfchtebenen el 
frevel mit Strafen bedroht werben. [Der Abſchn. 4 des Tit. L enthält Borfchriften üte 
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A. UN. Geſetzeskraft hat, mit Ausfchluß der zur Rheinprovinz gehörigen Kreiſe 
Need und Duisburg, was folgt: 

8.1. Die gegenwärtige Feld⸗P.⸗O. findet fowohl auf ftäntifche, als auf 
ländliche Orte und Feldmarken Anwendung. | 

8.2, Niemand darf fein Vieh außerhalb gefchloffener Höfe over anderer 
eingefriedigter Pläte unbe tigt umberlaufen laſſen. Wer folches thut, ift 
mit Geböuße von fünf Silbergrofchen bis zu drei Thalern zu beftrafen. 

Diefe Vorſchrift kann jedoch für Drte, wo es nach den Verhältnifien erfor- . 
derlich erſcheint, durch Verordnungen der Ortöpolizei-Behörben, mit Zuftimmung 


— — — — — —— — — 


die Modalitäten der Ausübung der Roppel- und Stoppel-Weibe (vaine päture et 
parcours), (welche in dem ganzen franzdf.redtl. Theile der Rheinprovinz, auch dem 
rechtsrhein., in ber Regel als Gemeinerecht, befteht), namentlich über das Recht jedes 
Grundbeſitzers, dieſe Weide, wenn fie nicht auf fpeciellem Titel beruht, burch bloße vor: 
fchriftmäßige Einhegung feines Grundſtücks ohne Entſchädigung zu befeitigen. Hieran 
ſchließt fich Die für den ganzen Bezirk des Appell.-Gerichts in Coln geltende Beſtimmung 
des 8 5 der in m. 1 cit. Gem.Th.O. vo. 19. Mai 1851 wegen unentgeltlicher Aufhebung 
dieſer Gemeine-Koppel- und Stoppel-Weibe, der erfteren laut Geſetz, ber letzteren 
durch Gemeinebeſchluß.] In den vechtsrhein. Theilen der Rheinprovinz gelten man— 
cherlei nach der dort manigfaltigen früheren Landesherrlichleit im G.⸗B. verſchiedene felb- 
polizeiliche BO. |. Lu.o.R. IL b. ©. 744 8. — In Neuporpommern gelten neben 
Dem gemeinen deutſchen Rechte partitularrechtl. FeldpolizeiO. (ſ. a. a. O. &. 743); besgl. 
in den Hohenzoll. Landen. — In allen benjenigen genaunten Lanvestheilen, in wel- 
chen bie FelbpolizeiO. v. 1847 nicht eingeführt ift und auch das cit. Rural⸗Dekret nicht 
güt, d. b. in den Kr. Rees, Duisburg und Effen, in ben übrigen rechts— 
rhein. Theilen der Rheinprovinz, in Nenvorpommern und Rügen und in 
ven Hohenzoll. Landen find ſchon durch Art. 11. des ©. vo. 22. Mat 1852, betr. 
einige Ergänzungen zum Straf⸗G.⸗Buch (G.S. S. 250) die Strafbeflimmungen ber 
FeldpolizeiO. in Beziehung aufbie Entwendungen von ffrüdten und anderen 
Bodenerzeugniffen „infoweit derartige Entwendungen nit durch befon- 
dere, bie Feldpolizei betr. Beftimmungen vorgefehen find," in Anmwenbung 
gefegt, und fpäter hat das ©. v. 13. April 1856, betreffend die Abänderung ver 88 
41-46 der F.P.O. (G.S. S. 205), im Art. II. beſtimmt, daß die im Art. I. abge 
änderten SS 4146, (welche außer ver Entwendung von Srüdten und anbe- 
ren Bobenerzengniffen noch eine Menge anderer Feldfrevel betreffen, |. 
unten) auch im den vorgebachten Nanbestheilen „unter ber im Art. 1. des ©. v. 22. 
Mai 1852 feftgefegten Beichräntung‘‘ Geſetzeskraft haben. 

3. Bald nach Erlaß des eben cit. ©. v. 13. April 1856 ift eine Iz. J. u. M.⸗ 
Inſtr. v. 1. Juli 1856 zur F.⸗P.⸗O. (Iz3MBl. S. 198 u. VMBl. S. 189) erlaffen 
worven, welche als Beilage B. hierzu abgebrudt iſt. 


4. Auch die innerhalb der Grenzen einer Forſt belegenen, aber nicht forftwirthichaft- 
Lich, fondern Ianbwirtbichaftlich geuusten Grunbftüde find der F.P.⸗“O. unterworfen: fo 
5.0.9 ME. v. 8. Mai 1848 (BMB. S. 241) - 
88. 2, 24, 25, 81, 73, 7% (Rolalorpmungen). 
5. An Stelle ver in dj. 88 erwähnten Lokalordnungen und Statuten find die Po- 
LizeisBerorbnungen nad 88 5 fg. des ©. v. 11. März 1850 getreten (ſ. inn. 2 
zu B. J. und das dort cit. MR. v. 14 Mat 1850, fo wie das in n, 20 u B. 1. cit. 
LIER. v. 13. Inli 1850 und Art. 1. ver in n. 3 h. 1. cit. Inftr.) Diefelben können 
für den Umfang einer Gemeine bei Androhung von Geldſtrafen bis zu 3 Rthlr. 
durch die mit der drtlihen Polizeiverwaltung beauftragte Behörde, jeboch 
bei Gegenſtänden der landw. Polizei nur mit Zuftimmung ber Gemeinevertretung erlaffen 
werben, wogegen bie Genehmigung bes Landraths, reſp. ber Erlaß durch ben Lanbrath 
(5 25) und bie Beflätigung der Reg. (8 74) fortfällt; mm bei Androhung von Gelbftra- 
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der Gemeinden, abgeändert werben. [Auf dem Lande muß vie VBeftätigung tet 
Landraths hinzutreten.) Soll_aber in einer jolden Lolal-Berorbnung eine höhere, 
al8 die vorſtehend beftimmte Strafe angedroht werben, fo iſt dazu Die Genchm:: 
gung der Regierung nöthig. 

8.8 Wer fein Bid anders, als unter der Aufficht eines hierzu tüchtige 
Hirten zur Weide gehen oder außerhalb eingefrievigter Plätze weiden läft, 1cl 
mit Geldbuße von fünf Silbergrofchen bis zu drei Thalern A werden. 

. 4. Wird Vieh auf einem fremden Grundſtücke betroffen, auf welchen 
ſolches Uberhaupt oder zur Zeit nicht geweidet werden darf, fo kann daſſelbe gt 
pfändet werden. 

8.5. Zu einer ſolchen Pfändung (8. 4.) iſt nicht nur der Befiker x 
Grundftüds, ſondern auch ein Jeder befugt, dem ein Nutungsrecht daran zuftcht 
Namens der Berechtigten kann die Pfändung auch von denjenigen Perfonen wr: 
genommen werben, welchen die Aufſicht über das Grundſtück aufgetragen iſt, ae 
die zu der Familie oder zu den Dienftlenten der Berechtigten gehören. 

8. 6. Die abgepfändeten Stüde Vieh haften für pas Planbgel, den et: 
flandenen Schaden und alle durch die Pfändung verurfachten Koften. 

. 7. Sind mehrere Stüde Vieh, oder ie eine ganze Heerde übergeitte. 
fo dürfen dennoch, infofern dies ausführbar ift, nicht mehr Stüde Vieh gafır 
bet werben, als erforderlich find, um die durch die Beſchädigung entflanten 

orderungen zu beden, ven Beweis der Beſchädigung zu fichern umb weite: 
baden abzuwenden. 

8.8. Das Pandgen muß von dem Beſitzer des Viehes an ven Beſot 
bigten für jedes Stüd Vieh, welches übergetreten ift, und zwar felbft dam em: 
richtet werben, wenn eine Pfändung nicht gefchehen ift. 

Das Pfanpgeld beträgt: | | 

1) wenn das Vieh betroffen worden ift auf befäeten oder bepflanzten Aeden 

in Gärten, Baumschulen, Hopfenanlagen ober auf Weinbergen, auf fünf: 

lich gebauten over auf ſolchen Wiefen oder mit Futterfräutern beim 

Weiden, welche ver Beſitzer felbft noch mit der Hütung verfchont, dem 


fen über 3 bis 10 Rthlr. ift bie Genehmigung ber Reg. erforderlich: — für mehren 
Gemeinden ſteht ver Erlaß folder Poligei-BO, der Bezirksregierung zu, nnd ji 
bie Genehmigung und Beflätigung ver Minifl. (8 74) fort, 


6. Das Urtheil über die Tüchtigfeit des Hirten Bleibt in ben einzelnen Somtrme- 
Kon bfäen zum Ermeffen ver entſcheidenden Behörde anheimzugeben: jo mit Recht ud. 


8, 4. 

7. Die Vorſchriften der F.P.O., namentlich” wegen des Pfanbgelbes, finden cm 
auf Vefchäbigungen, welche dem Eifenbahnkörper, fo wie den Chauffeen und Chanfieegrite 
durch weidendes Vieh zugefügt worden, Anwendung: fo 9. WIMR. v. 31. Ott. 1 
(VMB. S. 205). — Der 8 4 h. 1. verlangt nicht, Daß das Vieh zum Zwed te 
Weide oder zu einem andern Zwecke aufgetrieben ift, und finbet auch im alle ber Biere 
Ueberjcpreitung eines zuftändigen Rechts Anwenbung: fo OT. (A. f. R. 3b. 26.6. 2% 
Entic, 'b. 7. S 108). 


8. Das Pfandgelb Tann auch geforbert werben, wenn durch das Uebertreten de 
Viehs oder durch unbefugtes Fahren x. ein Schabe nicht entftanden iſt: fo OT, (Ent. 
Bd. 31. S. 402,9. f. R. Bo. 19. S. 295); ferner and dann „wenn Bieh anf me 
zur Einfaffung eines Grabens bienenden Walle betroffen worben ift: jo OL. (Eutih. & 
37. ©. 108, 2. f. R. Bd. 26. ©. 248); auch fleht der Anwendung bee 8 8 b. l . 
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verfelbe eingefriedigt hat, oder auf Dämmen, Deichen, Buhnen, Deckwer⸗ 
fen oder gededten Sandflächen: IL 
a) — Pferd, einen Eſel ober ein Stück Rindvieh zwanzig Silber- 
roſchen; | 
b) em "Schwein, eine Ziege, ein Schaf, ein Füllen over ein Stüd 
Jungvieh unter zwei Jahren acht Silbergrofchen; 
c) —5— Gans oder ein Stück Federvieh anderer Art einen Silber⸗ 
grofchen; . 
2) in allen anderen Fällen, wohin auch das ımbefugte Behüten der Wege, 
Pläge, Dorfftraßen oder Dorf-Anger gebört: 
a) für ein Pferd, einen Efel oder ein Städ Rindvieh fünf Silber- 


oſchen; 
b) A ein Schwein, eine Ziege, ein Schaf, ein Füllen ober ein Stüd 
Jungvieh unter zwei Jahren zwei Silbergrofchen; 
e) für eine Gans oder ein Stüd Federvieh anderer Art drei Pfennige. 
8. 8. Iſt jedoch gleichzeitig eine Mehrzahl von Stüden Vieh übergetreten, 
fo fol der Sefammt-Betrag des zu entrichtenden Pfandgeldes: 

a) für Pferde, Efel, Rindvieh, Schweine, Ziegen und Schafe, unter den Vor⸗ 
ausfeßungen des $. 8. Nr. 1, die Summe von zwanzig Thalern, unter 
denen des $. 8. Nr. 2, die Summe von fünf ale: | 

b) fir Gänfe und andere® Federvieh, unter ven Vorausſetzungen des Ri 8 
Nr. 1, die Summe von zwei Thalern und unter denen des 8. 8 Nr. 2, 
die Summe von funfzehn Stlbergrofchen 

nicht überfteigen dürfen. 

8. 10. Die in ven 88. 8. und 9. vorgeſchriebenen Sätze des Pfandgeldes 
können fir ganze Kreife auf ven Antrag der Kreisſtände, für einzelne Feldmar⸗ 
fen aber auf den Antrag der Orts-Polizei-Behörnen und mit Zuſtimmung ber 
Gemeinden, durch Verordnung der Regierungen verändert und in ihrem Betrage 
erhöht oder verringert werben. 

8. 11. Das Pfandgeld vertritt die Stelle des Schaden-Erſatzes. Erachtet 
jedoch der Beſchädigte daſſelbe hierzu nicht für genügend, fo fteht ihm frei, ftatt 
des Pfandgelves die Ermittelung und den vollen Erjat des Schadens zu fordern; 
außer dem letzteren kann er aber alsdann in ven Fällen des $. 8 Nr. 1 aud 
noch für die übergetretenen Stüde Vieh das geringere Pfandgeld (8. 8. Nr. 2. 
und 8. 9.) verlangen. 

. Das Pfandgeld ift in jevem einzelnen Falle nur einmal zu erlegen, 
ſelbſt alsdann, wenn bir den Uebertritt des Viehes auf ein Grundſtück mehrere 


— — — — — 


Mißverh. bes Pfandgeldes zum Werthe des Grundſtücks nicht entgegen: fo OT. (A. f. 
R. Bb. 47. ©. 228); ebenjo wenig ber Umfland, daß der Eigenthümer Des an eine 
öffentl. Straße grenzenden Grunbftilds den bieher vorhandenen Zaun, zu deſſen Haltung 
er nicht aus einem beſonderen Rechtgrunde verpflichtet ift, hat fortnehmen laffen, jelbft 
wenn bie geringe Breite der Straße die Behinderung bes Webertretens des Viehes umge- 
erfchwert hat: fo DOT. (A. f. R. Up. 47. ©. 228). 


9. Bel einer nach der F.⸗P.O. zur Pfändung berechtigenden Webertretung gebührt 
bie Entſcheidung des Streits über die Rechtmäßigkeit der Pfändung und ber Klage wegen 
bes Pfandgelves dem Civilrichter und nicht dem Kriminalrichter: jo DT. Präj.Nr. 170 
I ob. 2 &.157, Entſch. Bo. 31. S. 310). 

. u. 18. 

10. Das Pfanbgeld kam nur Seitens besjenigen von mehreren beichäbigten Mit- 
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Perfonen, 3. B. der Befiger und ein Nutzungs⸗VBerechtigter, in ihren Fechten ve 
legt worden find, oder wenn fich der Uebertritt zugleich auf mehrere Grmtitüde 
verſchiedener Beſitzer erftredt Hat. 

. 13. In Fällen der im $. 12. bezeichneten Art gebührt das Pfandyet 
allein demjenigen Beſchädigten, welcher die Pfändung bewirkt ober den Leber 
uerft angegei t hat. Die übrigen Beſchädigten bleiben aber berechtigt, ven E— 
Tab ihres —* beſonders zu fordern. 

Hat ein Feldhüter, ver über die beſchädigten Grundſtücke vie Auffiht 
führen hatte ($. 50.), die Pfändung oder bie Anzeige bewirkt, fo wird das Pfaw 
geld zwifchen allen Beſchädigten gleichmäßig getheilt. 

‚14. Wer vorfäglid unbefugtermeite Vieh auf einem fremben Gum: 
ſtücke hütet, ift nicht nur zur Erlegung des Pfanpgelves und zum Schabenerisx: 
nad) den eltimmmungen verbunden, ſondern foll überbies mit Gelbbufe von eine 
bis zu zwanzig Thalern beftraft werben. | 

Die verwirkte Strafe ift zu verdoppeln, wenn ver Frevel zur Nachtzeit SS. 
29. 30.) oder an Sonn= und Fefttagen verübt wird, ober wenn ein wegen Bar 
frevel® Berurtheilter) fi innerhalb Jahresfriſt nach dieſer Verurtheilung mw 
ſolchen Frevels aufs neue ſchuldig macht. 

Iſt das vorſätzliche Behüten fremder Grundſtücke aus Rache oder Bee 
unternommen, fo tritt die in den Kriminal⸗Geſetzen beſtimmte ſtrengere Ar 
dung ein. 

8. 15. Laßt der zur Beauffichtigung des Viehes beftellte, an ſich tüchte 
Hirte daffelbe unbeauffichtigt gehen, over überträgt ex die Auffiht einer him 
——— Perſon, fo trifft ihm eine Geldſtrafe von zehn Silbergroſchen er 
drei 


ern. 
$. 16. Wem das umter der Aufficht eines an ſich tüchtigen Hirten m 
dende Vieh durch einen unabwenpbaren Zufall zu dem Uebertriit auf ein rm 
des Grundftück veranlaft worden ift, fo kann weder Pfanpgeld noch Schadenc. 
fat dafür gefordert werden; doch bleibt ver Beſchädigte zu diefer Forderung de 
rechtigt, wenn der Hirte von jenem Zufalle nit binnen vierundzwanzig Stunte 
rt ihm, dem Beichäbigten, oder der Ortöpolizer - Behörde Anzeige m 
macht hat. | 
8. 17. der Uebertritt des Viehes auf ein fremdes Grundſtüd ve 
dem an ſich tlichtigen Hirten verfchulvet, fo hängt e8 von ver Wahl des dı 
ſchädigten ab, ob er fich wegen des Pfandgeldes und Schadenserſatzes an tu 
Hirten oder an den Beſitzer des PViches halten will. Thut er das Lebter, ſe 
bleibt dem Beſitzer des Viches ein Regreß an den Hirten vorbehalten. | 
. 18. Außerdem fol in den Fällen des $. 17. der Birte, wenn er ver 
fie das Vieh auf das fremde Grundſtück getrieben hat, mit der im $. 14 
eftimmten Strafe belegt, wenn ihm aber nur eine Bernadhläffigung der Auffidt 
über das Vieh zur Laſt fällt, mit Geldbuße von zehn Silbergroſchen bis zute 
Thalern beitraft werben. | 
Auch Tann der Hirte fon wegen einer ſolchen Vernachläßigung von jene 
Herrn fofort des Dienftes entlaffen werben; bei einer vorjäglich von ihm here 
geführten Uebertretung aber ift der Herr zu einer ſolchen Entlaſſung des Hirte. 


— m — 


eigenthümern beanſprucht werben, welcher Die Pfändung vorgenommen hat: fo O T. (Ente 
Bb. 37. S. 108, A. f. R. 26. S. 248). — Sind die mehrfachen Uebertretungen me 
als eine Mehrzahl, fonbern nur als eine einzige, aus demſelben Entichluffe heroorgegangen 
fortgefeste Uebertretung aufzufaffen, fo ift das Pfanbgelb nur einmal zu erlegen: je ©: 
(A, f. R. Bd. 46. S. 317). 
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wenn ber Beſchädigte dieſelbe verlangt, verpflichtet, und durch die Oxrtöpolizei- 
Behörde dazu anzubalten. 

.19. Was in den 8. 3—18 verordnet worden, findet auch auf gemein⸗ 
fchaftliche Heerden und deren Hirten Anwendung. 

. 20. Bei Beichäpigungen, welche durch eine gemeinfchaftliche Heerde ge- 
fchehen, find ſämmtliche Hütungsgenoffen dem Beſchädigten fir das Pfandgeld, 
den Schadenerſatz und die Koften folivarifch verhaftet; umter ſich aber tragen fie 
dazu nur nad) Verhältniß des Viehes bei, welches ein Jeder von ihnen zur Zeit 
der Beſchädigung in ver gemeinfchaftlichen Heerde gehabt hat. 

8. 21. Dafür, daß die gemeinfchaftliche Heerde unter die Aufſicht eines 
tüchtigen Hirten geftellt werve, hat der Gemeide-Vorſtand zu forgen. Wo Köhr⸗ 
over Feldaͤmter, oder befonvere Borftände der Hütungs-Genoffenfchaften vorhanden 
find, Legt Dielen ob, dafür zu forgen. 

8. 22. Wie viel yemeifchaftliche Hirten zu halten und ob die verfchiebe- 
nen Bieharten abgefonvert oder gemiſcht a hüten find, ift durch Beſchlüſſe ver 
Gemeinde, und an Orten, wo nicht alle Gemeindeglieder an der gemeinfchaftlichen 
Weide Theil haben, durch Befchlüffe ver Hütungsgenoſſenſchaft mit Genehmigung 
des Gemeinde-Borftandes zu beftimmen. 

$. 23. ever Theilnehmer eines gemeinfchaftlichen Hütungsrechts ift bei 
deſſen Ausübung verpflichtet, fein Vieh dem gemeinjchaftlichen Hirten vorzutreiben 
und von diefem hüten zu laffen, fofern ihm nicht da8 Recht zum Einzelnhüten 
herkömmlich oder vermöge beſonderen Rechtstitels zufteht over die im $. 24 ge 
dachte Ausnahme eintritt. 

[$. Wo nad) befonderen örtlichen oder wirtbfchaftlichen Berhältnifien 
für alle over für einzelne Theilnehmer eines gemeinjchaftlihen Hütungsrechtes 
ein ſolches Einzelnhüten ($. 23) während des ganzen Jahres oder gewifler 
Jahres⸗Perioden nothwendig ift, kann baffelbe durch Lokal⸗Ordnungen, in wel- 
hen zu leih die erforderlichen Sicherungs⸗Maßregeln feftzufegen find, geftattet 
werben. 

[$. 25. Eine folche Lokal⸗Ordnung ($. 24) kann nach Vernehmung des 
Provofanten, Unterjuhung der Vehältniſſe und Anhörung der übrigen Bethei⸗ 
ligten, für ftäptifche Feldmarken von ber Orts-Poligei-Behörve, auf dem Lande 
von dem Landrathe, feftgefett werden. Doc tft in denjenigen Stäbten, in 
welchen die Polizei nicht vom Gemeinde⸗Vorſtande verwaltet wird, ber Letztere 
jederzeit barliber zu hören. 

Der Landrath ift befugt, die zu einem ſolchen Zwecke erforverliche Unter- 
fuhung und Bernehmung ver Betheiligten der Ortsbehörbe, einem Kreis⸗Ver⸗ 
orbneten ober einem Oekonomie⸗Kommiſſarius aufzutragen.] 

8. 26. Wer unbefugterweife fein Vieh auf der gemeinfchaftlichen Weibe 
allein hütet, foll mit Geldbuße von zehn Silbergrofchen bis zu drei Thalern be- 
ftraft werben. 

8. 27. Auf Hütungsplägen, die von fo geringem Umfange find, daß ein 
Uebertreten des Viehes auf bie benachbarten fremden Grunbftüde leicht zu befor- 
gen fteht, muß das Vieh mit Striden an feſte Gegenftände angebunden (ge- 
tübert) oder an Striden geführt werben. Letzteres muß auch dann gefchehen, 
mem Pe Ba auf Wegen zur Weide gebracht wird, denen die erforberliche 

reite feblt. 


88. 2A, 25, 31. 
5 9 Wegen ber Beſeitigung bj. 88 durch 88 5 fg. G. v. 11. März 1850 f. n. 
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Wo ein Bebikfuiß zu einer bieferhalb zu treffenden allgemeinen Lokal⸗ 
Mg vorhanden ift, kann diefelbe auf den im $. 25 bezeichneten Wege fefi⸗ 
gejeßt werben. 

Wer viefen Be A zuwiderhandelt, ift mit Geldbuße von zehn Silber: 
groſchen bis zu drei Thaltern zu beftrafen. 

$. 28. Grundſtücke, melde nit auf allen Seiten jo eingejchloffen find, daß 
dadurch das Austreten des Viehes verhinvert wird, dürfen nur während ver Tages 
zeit zur Viehweide benutzt werden. 

. 28. Wenn das weidende Vieh nicht Über Nacht in Hürden oder andere 
geichloffenen Räumen verbleibt, fo muß baflelbe fpäteftens eine Stunde nach Era 
nenuntergang zu Stalle gebracht jein und darf nicht früher, als eine Stunde ver 
Sonnenaufgang wieder außsgetrieben werben. 

8. 30. Verbleibt das Vieh über Nacht im Tfreien in Hürden oder ande 
ren gejchlofienen Räumen, jo darf bafjelbe nicht vor Sonnenaufgang auf vie 
Weide gebracht werden und muß bei Sonnenuntergang wieder eingetrieben jem. 

8. 31. Für folde Feldmarken oder Bezirke, in denen pas nächtliche Huͤ⸗ 
ten auf ungejchloffenen Grunbftüden bisher üblich geweſen und nach ven eigen- 
thümlichen wirtblnaftlichen Berhältniffen, entweder für die g e 
oder für einen Theil derſelben, nicht zu entbehren iſt, kann daſſelbe durch ke 

ſondere, nach Beſtimmung des $. 25 zu errichtende Lokal-Ordnungen geflane: 
werben, in welchen bie zum Schutze gegen Beſchädigung und Mißbräuche erjer— 
verlichen Maßregeln vorzufchreiben And. 

$. 32, Wer den Beſtimmungen der 88. 28—30 ober einer nach $. 31 
errichteten Lokal⸗ Orbnung —— wird, auch wenn kein Vieh auf m 
fremdes Grundſtück übergetreten ift, mit Geldbuße von zehn Silbergrofchen tx 
zu drei Thalern belegt. 

Diefe Strafe ift beim erften Rüdfall (8. 14) bis zum doppelten, bei feme 
ren Radiällen bis zum vierfachen Betrage zu verjchirfen. 

8.33. Tritt Vieh zur Nachtzeit auf fremde, dem Hütungsrechte nicht m 
terliegende Grundſtücke über, fo ift außer der nad) $. 32 eintretenden Strafe var 
Pianbgelb boppelt dafür zu entrichten. 

uch find alle diejenigen, welche an dem nächtlihen Hüten Theil nehmer. 
für Pfandgelv und Schavenerfat dem Beſchädigten jolivarijch verhaftet; untei 
ſich aber tragen fie dazu nad) Verhältniß des von einem Jeden unter ihnen nädı 
lich gehüteten Viehes bei. | 

8. 34. Biehtreiber, welche ihre Heerden zur Nachtzeit (8. 29) treiben. 
müffen bei Vermeidung einer Strafe von zehn Silbergeolden bis u drei The 
wi von Ort zu Ort einen von ihnen zu lohnenden Begleiter zur Aufficht mr: 
nehmen. 

8. 35. Auf den der gemeinfchaftlichen ober weifeljeitigen Hütung unter 
liegenden Wieſen oder Fettweiden findet, fo weit durch Statuten ober Geroetr. | 
heiten nicht ein Anderes feftgeftellt i 

die Borhut in den Provinzen Preußen und Pommern nur bis zum 1. Me:, 
in ben übrigen Provinzen nur bis zum 1. April. 
die Nahhut auf Fettweiden in ven Provinzen Preußen und Pommen 

nicht vor dem 1. Oktober, in ven übrigen Provinzen nicht vor dem 1. 

November, auf Wieſen dagegen in allen Provinzen erft nad völlig be 

endigter Heu-Ernte und auf zwei- und mehrfchnittigen Wiejen nicht vor 
dem 1. Oftober ftatt. 

Diefe Termine können, wo ein Bedürfniß dazu obwaltet, durch Lokal⸗Ord 
mungen auf dem im $. 25 bezeichneten Wege anders beſtimmt werben. 
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5. 36. Naffe, durchbrüchige Wiefen mitffen zu allen Jahreszeiten mit frem- 
der Hütung verſchont werben. 

Neugebaute oder umgebaute Wiefen find mit fremder Hütung währen ber 
erften zwei Jahre nach Ausführung der Anlage ganz zu verfchonen. Auch muß 
die Schonung in der fpäteren Zeit noch fo lange und in bemjenigen Umfange 
fortgefet werben, als fie zur Vollendung der Anlage und zım Sicherung ihres 
Zweckes nothwendig ift. 

Die in allen dieſen Fällen etwa erforderlichen beſonderen Feſtſetzungen ſind 
von den in dem 8. 25 genannten Behörden auf die ebendaſelbſt vorgeſchriebene 
Weiſe zu treffen. | 

8. 37. ‚Auf einzelnen, im Gemenge liegenden und der gemeinfchaftlichen 
ober wechfelfeitigen Hütung unterworfenen Feld⸗ und Wiefenftüden darf die Hü⸗ 
tung nicht eber ausgeübt werben, als bis die Aberntung der Früchte nnd bie 
Werbung des Heues auch auf allen anderen zu demſelben Feldtheile (dem Win- 
ter» oder Sommer⸗Getreidefelde 2c.) gehörigen Stüden gefchehen if. 

Den Zeitpunkt, mit welchem die Hütung auf den abgeernteten Stüden all» 
gemein beginnen darf, hat die Ortspolizei-Behörbe zu beftimmen. 

8.38. Die Vorfchriften ver 88. 35 bis 37 treten auch dann ein, wenn 
die Hütungs-Befugniß auf einem einfeitigen Dienftbarfeits-Rechte beruht. 

Dagegen finden dieſe Borjchriften in allen denjenigen Fällen Feine Anwen⸗ 
dung, in welden durch entgegenftehende rechtsbeſtändige Willens-Erflärungen, 
rechtöfräftige Erfenntniffe over duch Verjährung rüdfichtlich des Zeitpunftes oder 
der Art der Ausübung ein abweichendes Rechtsverhältnig begründet if. 

Degen ver Einſchränkung ſolcher beſonderen Rechte gegen Entſchädigung, jo 
wie wegen Einführung anderweiter Ordnungen zur befferen Denugung der Grund⸗ 
ftüde, verbleibt e8 bei den Vorfchriften und dem Verfahren des zweiten Abſchnit⸗ 
te8 der Gemeinheitstheilungs-Ordnung vom 7. Juni 1821. 

8. 88, An Orten, wo ein Pfandſtall nöthig ift, hat die Gemeinde einen 
ſolchen zu befchaffen. 

$. 40. Tauben, welche Jemand hält, ohne ein wirkliches Recht dazu zu 
haben, find, wenn fie im Freien betroffen merben, ein Gegenſtand des Thierfan⸗ 
ges (Allg. Landr. Thl. I. Tit 9. 8. 111). 

Dur Gemeinde-Beſchlüſſe kann aber Jewoht in Städten, al8 in ländlichen 
©emeinden beftimmt werben, daß auch die Tauben vesjenigen, welcher ein Recht 
bat, ſolche zu halten, wenn viefelben zur Saat- und Erntezeit im Freien unb 
befonber8 auf den Aeckern betroffen werben, Gegenftand des Thierfanges jein fol- 
fen. Dergleihen Gemeinve-Beichlüffe bedürfen jedoch zu ihrer Gültigkeit der 
Peftätigun ber Regierung. 

Die 83. 41 bis 46 and Art. 1. G. v. 13. April 1856 (f. n. 13). 

8. 41. Mit Geldbusse von fünf Silbergroschen bis zu drei Thalern 
ist zu bestrafen, wer unbefugter Weise: 

1) in Gärten, Obstanlagen, Weinbergen oder auf Aeckern eine Nach- 
lese hält; 

2) auf Grasangern oder Hecken Leinwand, Wäsche oder andere Ge- 
genstände zum Bleichen, Trocknen u. s. w. ausbreitet oder nie- 
derlegt; ' 


— 


8. 40. 
12. Der erſte Abſchn. ift mit 6 111 A. L.⸗R. 1. 9 wörtlich gleichlautend. Der $ - 

112 ibid. verweift in Bezug auf das Recht, Tauben zu halten, auf die Provinzialgefeße 
und $ 113 fagt, daß, wo bieje nichts befonberes feftjegen, nur biejenigen, welche tragbare 
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3) in Privatgewässern oder auf. fremdem Grand und Boden Flachs oder 
Hanf röthet, oder Privatgewässer durch Aufweichen von Fllen darin 
oder sonst verunreinigt; 

4) fremde, auf dem Felde zurückgelassene Ackergeräthe gebraucht: 

5) des auf Grenzrainen, Gräben, Wegen oder Triften wachsende Gras 
oder sonstige Viehfutter abschneidet oder abrupft; 

6) Dünger von Aeckern, Wiesen oder Weiden aufsammelt; 

7) Knochen gräbt oder sammelt; 

8) die zur Sperrung von Wegen oder von Eingängen in eingefriedigte 
Plätze dienenden Gatterthore, Pforten, Hecken u. s. w. Öffnet, oder 
nach dem Hindurchgehen nicht wieder schliesst; 

9) Steine, Scherben, Schutt oder Unrath auf fremde Grundstücke oder 
Privatwege wirft. | 
8. 42. Mit Geldbusse von zehn Silbergroschen bis zu zwanzig Tha- 

lern soll bestraft werden, wer unbefugter Weise: 

1) von Allee- oder Feldbäumen oder von Hecken Laub abpflückt, oder 
Zweige abbricht; 

2) aus Gärten, Weinbergen, Obstanlagen oder Alleen oder von Feldern. 
Asckern oder Wiesen Gartentrlichte, Feldfrlichte, oder andere B«- 
denerzeugnisse von unbedeutendem Werthe oder in geringer Quan- 
tität entwendet; 

3) Bäume oder Sträuche, welche in Gärten, Obstanlagen, Alleen, auf 
Aeckern oder sonst ausserhalb eines Forstes stehen, oder Hecken 
und andere zur Einfassung von Grundstücken dienende Anpflanzur- 
gen abhaut, abbricht, ausreisst, ausrodet oder beschädigt. 

8. 43. Mit Geldbusse von funfzehn Silbergroschen bis zu zwanzig 
Thalern soll bestraft werden, wer unbefugter Weise: 

1) Einfriedigungen, Baum- oder Prellpfähle oder Brücken auf Privat- 
wegen beschädigt oder zerstört; 

2) Steine, Pfähle, Tafeln, Strohwische, Gräben oder ähnliche Zur Ab 
gränzung, Absperrung oder Vermessung von Grundstücken oder We 
gen dienende Merk- oder Warnungszeichen fortnimmt, vernichtet oder 
sonst unkenntlich macht; 

3) das zur Bewässerung von Grundstücken dienende Wasser ableitet: 

4) Gräben, Wälle, Rinnen oder andere zur Ab- oder Zuleitung de 
Wassers dienende Anlagen beschädigt. 

Gleicher Bestrafung unterliegt: 

5) wer ohne Erlaubniss der Orts-Polizei-Behörde Torfmoore abbrennt 
oder Haidekraut, Bülten oder ähnliche Gegenstände auf dem Felde 
anzündet, | 
Sind Handlungen der unter Nr. 4 und 5 bezeichneten Art mit ge 

meiner Gefahr verbunden, wie z. B. die Beschädigung von Deichen oder 
Dämmen, so unterliegen sie den im Strafgesetzbuch bestimmten strenge- 
ren Strafen der gemeingefährlichen Beschädigung. 


Aeder in der Feldflur eigenthümlich beſitzen oder dieſelben ſtatt des Eigenthums benutzer. 
nach Wr des Adermaafes Tauben zu halten berechtigt find. 


13. Diefe 88 find dur das in n. 2 cit. ©. v. 13, April 1856 (@.-S. 
S. 205) Art. I. abgeändert und in ihrem jet geltenden Wortlaute im Zert 
abgedrudt. — Strafbeftimmungen gegen fefbpofigeifiche Uebertretungen enthält auch dee 
Straf⸗G.⸗Buch in 8 344 Nr. 5, 8 347 Nr. 1,2, 7,8, 10,8 349 Mr. 1u. 2. — 
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8. 44. Sowohl in dem Falle des 8. 347 Nr. 10 des Strafgesetzbuchs, 
als auch dann, wenn Jemand unbefugter Weise tiber unbestellte Aecker, 
abgeerntete Wiesen oder uneingefriedete Weiden reitet, fährt oder Vieh 
treibt, ist die Pfändung der Reit- oder Zugthiere oder des Viehes, so 
wie die Forderung von Pfandgeld nach den Vorschriften der 88. 4 ff. 
zulässig. 

Doch findet in allen diesen Fällen weder Pfändung, noch Schaden- 
forderung, noch Bestrafung statt, wenn derjenige, welcher tiber das 
fremde Grundsttick geritten oder gefahren ist, oder Vieh getrieben hat, 
hierzu durch die schlechte Beschaffenbeit eines an dem Grundstücke vor- 
über führenden und zum gemeinen Gebrauche bestimmten Weges genöthigt 
worden ist. 

3 Ist in den Fällen der 88 41 bis 43 eine Beschädigung frem- 
den Eigenthums aus Rache oder Bosheit verübt, so trifft den Thäter die 
Strafe der Vermögensbeschädigung. 

Wenn in den Fällen der 88. 41 bis 43 eine Wegnahme in gewinn- 
süchtiger Absicht stattgefundeu hat, so kommen die Strafen des Diebstahls 
zur Anwendung. 

8. 46. Der Anspruch des Beschädigten auf Pfandgeld verjährt, wenn 
derselbe nicht innerhalb dreier Monate seit der Uebertretung bei der zu- 
ständigen Behörde angemeldet ist. 

8 47. Die nach diefer Feldpolizei-Ordnung verwirkten Geldbußen fließen 

ur Gemeindelaffe des Ortes, in deflen Feldmark die Mebertretung verübt ift. . 

iegen jedoch innerhalb der Feldmark Beſitzungen, welche nicht zum Gemeinde⸗ 
verbande gehören, over befteht in der Feldmark fein GOemeindeverband, fo find 
vergleichen Geldbußen an die Ortspolizei⸗Behörde zu entrichten, welche viefelben 
zu gemeinnägigen Sweden für den Ort zu verwenden, über dieſe Verwendung 
aber da, wo eine Gemeinde vorhanden ift, ſolche zu hören hat. 

8. 48. Geldbußen, welche wegen Armuth der Schulvigen nicht beigetrieben . 
werben Fönnen, find den beftehenden Vorſchriften gi in Gefängnißftrafe over 
nad) dem Ermeſſen der erfennenven Behörde in Strafarbeit zu einem gemein 
nüßigen Zwede zu verwandeln. Hierbei ift Ein Arbeitötag einer eintägigen Ge⸗ 
fängnißſtrafe gleich zu achten. 

. 498. Yeltern, Pflege-Aeltern und Dienftherrfhaften haften, fofern die 
von ihren im älterlihen Haufe fi aufhaltenven Kindern oder Pflegekindern oder 
von ihren Dienftleuten begangenen Feldfrevel zu ihrem Vortheil gereidhen, für 
die Pfandgelder, Entſchädigungen, Koften und Geldbußen. 

ann die Geldbuße gegen den eigentlich Schuldigen nicht vollftredt werben, 
fo ſteht der Behörve frei, nach ihrem efjen entweber die Geldbuße von jenen 
ſubſidiariſch dafiir verpflichteten Perſonen einzuziehen oder mit Verzichtung hierauf 
die im alle des Unvermögens an die Stelle ver Geldbuße tretenve Gefängniß- 
ſtrafe oder Strafarbeit an dem Verurtheilten vollftreden zu laffen. 

' 50. Die Gemeinde Tann befchließen, daß für den ganzen Gemeindebezirk 
oder für einzelne Theile deſſelben Feldhüter beftellt werben, denen die Beaufſich⸗ 


Wegen Verjährung ber Uebertretingen in 3 Monaten vom Tage ber Verübung und iwe- 
gen Unterbrechung ber Berjährung |. 8 339 1. c.u.89 d. G. v. 14. Mai 1852 (cit. 
in n. 17), 
. 50. 
14. Die Feldhüter ſind zu den Gemeindebeamten auch dann zu rechuen, wenn ihre 
Beſoldung bloß von den Ackerbeſitzern aufgebracht wird: fo J.u. MR. v. 17. Aprii 
Breiff, Gef. üb. Land.⸗Kult. u. laundw. Bol. 41 
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tigung und Sicherung der Gärten, Aecker, Wiefen und deren Früchte gegen in: 
werdung und fonftige Beſchädigungen, fowie die Verfolgung, Pfändung ımt Ar⸗ 
zeige der Beſchädiger obliegt. Auch Können zu diefem —* — Mitglieder der Cr: 
meinde zu Ehrenfeldhütern (Felnherren ernannt werben. 

8. 51. Den Felphütern und hrenfelbhiltern (8. a fol in Anſchm. 
veffen, was fie über verüßte Feldfrevel aus eigener Wahrnehmung befinden, rı 
ler Glaube beigemeflen werben, wenn biefelben 

1) — ihrer Tüchtigkeit zu dem Geſchäfte von dem Landrathe gef" 

und beſtätigt, ſodann 

2) gerichtlich ein= fir allemal dahin eidlich verpflichtet ſind: 
daß fie die Feldfrevel, welche in den ihrer Auffiht anvertrauten Bairc 
vorfallen un BR ihrer Kenntniß kommen, mit aller Treue, Wahrketiei 
Gewiſſenhaftigkeit anzeigen, aud was fie über die That-Umftänte et 
Frevel und über deren Urheber und Theilnehmer entwever aus uger 
Sinneöwahrnehmung oder durch fremde Mittheilung erfahren, mit ger 
Beachtung dieſes Unterſchiedes angeben wollen, und 

3) feinen Denunzianten-Antheil genießen, auch nicht Pfandgelder beziehen. 

8. 52. Auch den zu feinem Gemeinde-Verbande gehörigen Gutäbefigen i 
die Anftellung von dergleichen Velbhütern (88. 50, 51) geftattet. 

. 58. Wer eine Pfändung vorgenommen bat, iſt verpflichtet, hieren !c 
Ortspolizei⸗Behörde fpäteftens binnen 24 Stunden Aingeige iu machen, und it: 
Beftimmung darüber, ob er die Pfantftüde an fie zur Aufbewahrung af 
ober bei fi aufbewahren fol, desgleichen, wenn. eine Heerde gepfänbet werte 
auch darüber einzuholen, wie viel Stüde Vieh nah der Beſtimmung des 8 
suelldänbatten ſind. 

er dieſe Anzeige unterläßt, verliert zwar dadurch nicht feine übrigen Ir 
Iprüde an den Gepfändeten, er kann aber auf veflen Antrag zur fofortigen Kr 

abe der Pfanpftüde angehalten werden und bat außerdem feine etwanigen E 
prüde auf Erftattung der Koften für Wartung, Stallung und Fütterung !e 
gepfändeten Viehes verwirft. | 

. 54. Das abgepfändete Vieh muß fofort freigegeben werden, wenn ic 
Gepfänbete durch Nieverlegung eine anderen Pfandes oder einer Geliune 
dem »eiojäbigten für deſſen Forberung an Pfandgeld, Schadenserſatz umd Her 
hinlängliche Sicherheit beſtellt. Weber vie Hinlänglichkeit dieſer Sicherheit kt 
wenn Streit darüber entftcht, die Drt8polizei-Behörve nach vorläufiger Prüfren 
und geiftellung jener Forderung zu entſcheiden. 

. 00. Die Feſtſetzung der Koften für Wartung, Stallung und Füttens 
ber gepfändeten Viehſtücke fteht der Ortspolizei-Behörde zu. Die Regrut 
find befugt, für alle over für einzelne Kreiſe, nach Vernehmung ver Kreisſtaͤrtt 
allgemein gelteude Säte für Koften diefer Art zu beftimmen. | 

$. 56. Die Ortspolizei-Behörve hat, ſobald ihr eine Pfändung ober €” 
jur Forderung von Pfandgeld berechtigende Uebertretung angezeigt wirt, kei 

heile in möglichft kurzer Frift vor ſich zu laden, den Mfänber oder Beſchãdiane 
über die Beranlaffung zur Pfändung oder Klage und über feine Torderumg = 
Pfandgeld und Schavenerfag, den Beſchädiger aber mit jeiner Erklärung hir! 
zu hören, auch uötdigenfals jofort den Beweis duch Befihtigung an Urt m! 
Stelle oder durch Vernehmung der Zeugen aufzunehmen. 


— — — — 
t 


1852 (BMEL. ©. 123). — Sie find, wenn fie dem $ 57 gemäß beflätigt unt werd 
find, öffentliche Beamten (A. CR. 11. 10. 8 69 u. 11. 7. $ 68): fo OT. (Golttamir 
Archiv Bd. 6. ©. 841). 
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8. 97. Fordert der Beſchädigte nur Pfandgeld und Koften, fo gebührt vie 
ntjgelbung darüber, fofern nicht der um $. 58 Nr. 1 gedachte Fall emtritt, 
der Ortöpolizei-Behörke. 

Berwaltet ein Gutsherr die ihm zuſtehende Polizei-Gerichtsbarkeit felbft und 
ift er ober einer feiner Angehörigen ($. 46 Tit. 17 Thl. IL. Allg. Landrechts) 
bei einem ſolchen Falle betheiligt, jo ſteht vie Entſcheidung ben Landrathe zır. 

8.58. Dagegen gebührt vie Entſcheidung des Streited dem Gerichte, 


wenn 
1) ver Depfänbete bie Rechtmäßigkeit der Pfändung oder die Forderung des 
Pfandgelves deshalb beftreitet, weil er ein Recht zu Der von ihm vorgenom⸗ 
menen Handlung zu haben behauptet, over 
2) der Beſchädigte ſich mit dem Pfandgelde nicht begnügen will und zugleid) 
oder allein den Erfat des ihm verurfachten Schabens forbert. 

In beiden Fällen ift die Sache von der Bolizei-Behörde an das betreffenve 
Gericht zu verweilen, welchem alsdann auc bie weitere Beſtimmung darüber zu= 
ftebt, was mit den Pfandſtücken, fofern folhe nad 8. 54 noch nicht ausgelöft 
find, geſchehen foll. 

g 59. Somohl in ven ihrer Entſcheidung ımterliegenven, als in ven nad) 
8. 58 Nr. 2 der gerichtlichen Entſcheidung zu überweifenden Streitfällen hat vie 
Polizei-Behörve fi zu bemühen, zwiſchen beiven Theilen einen Vergleich zu Stande 
zu bringen. Gelingt dies, fo ift über den Vergleich ein Protokoll aufzunehmen, 
auf Grund deſſen, wie aus eine gerichtlichen Vergleiche, die Exekution nachge- 
fucht und volftredt werben Tann. 

5. 60. Erſcheint derjenige, gegen welchen der Anſpruch auf Pfandgeld er- 
hoben ift, auf die ergangene Vorladung ($ 56.) nicht, jo hat die Polizeibehörde 
nad thatfächlicher und rechtlicher Erörterung der Sache ven Betrag. des Pfand- 

eldes und der Koften durch ein Reſolut feitzufegen, demnächſt aber, wenn eine 

Pfändung gefchehen ift und ver Gepfänvete ſich nicht innerhalb acht Tagen 
feit ver Pändung meldet, das Pfand öffentlich zu verfteigern, den Beſchädigten 
daraus zu befriedigen und den etwanigen Ueberreft des Erlöſes an das gericht- 
liche Depofitum des Ortes abzuliefern. 

8. 61. Auf eben dieſe Weife (S. 60) hat die Bolizei-Behörve in denjenigen 
Tällen zu verfahren, in welchen eine Pfändung gefchehen ift, der Gepfändete aber, 
weil feine Berfon ober fein. Aufenthalt unbelannt war, zu der nach $. 56 vor- 
zunehmenden Verhandlung nicht vorgeladen werben fonnte. 

8. 62. Zur Erörterung der Sache gehört e8 auch, wenn der in Anfprud) 
Genommene behauptet, daß die Beſchädigung durch die eigene Schuld und Nach— 
läffigfeit des Pfändenden veranlaßt fei. 

. 63. Berlangt ver Beſchädigte die Abſchätzung des Schadens, fo hat die 
Polizei Behörde folche, jelbft in denjenigen Fällen, welche ver gerichtlichen Ent— 
ſcheidung unterliegen ($. 58) ungefäumt zu veranlaffen und dazu nicht nur den 
Beſchädigten, fondern auch den Beſchädiger vorzuladen. Erſcheint der Beſchädiger 
auf die Vorladung nicht, oder kann derſelbe, weil feine Perfon oder fein Aufent- 
halt unbefannt ift, nicht vorgeladen werben, fo kann auch ohne ihn vie Abjchätzung 
vorgenommen werben. 

. 64. Der Schade ift an Orten, wo Dorfgerichte vorhanden find, durch 
diefe, fonft aber durch andere Sachverſtändige abzufchäten. 

Sind die Dorfgerichte over die ganze Gemeinde bei dem Ausgange ber 


— — ——— —— 





— — 


8. 58. 
15. Das „betreffende Gericht” iſt das zuſtändige Civil⸗Gericht: AR 2. 9 us 11. 


nn nn — — —— 
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Sache betheiligt, ſo muß bie Abſchätzung durch benachbarte umbetheiligte Ter- 
gerichte oder durch andere Sachverſtändige geſchehen. 

. 65. Für Orte oder Bezirke, mo ein Bebürfniß tapı obwaltet, fine « 
vergleichen Abſchätzungen ($. 64) ſachverſtändige Taratoren zu beftellen und en 
für allemal gerichtlich) zu vereiden. Auf dem Yande erfolgt eine ſolche Beftelrx 
anf den Bortahlag der Ortsbehörven durch den Landrath, in ven Städten tur 
ven Magtiftrat. 

8. 66. Die den Taratoren zu gewährenden Gebühren find von demienise. 
welcher vie Abſchätzung beantragt hat, mit Vorbehalt feine® Regrefſes an te 
Beſchädiger, zu zahlen. 

Die Regierungen find befugt, die Sätze folder Gebühren für ganze Kree 
nad) Bernehmung der Kreisftänve, oder für einzelne Orte nach Vernehmung te 
Drtsbehörben und Gemeinden allgemein Ken 

8..67. Gegen bie Entjcheivung ber Polizeibehörde über Pfandgeld m 
Koften kann jebe Bartei welche fich beburd verlegt erachtet, innerhalb ver nid 
ften zehn Tage, nach der ihr gefchebenen 
kurs an die vorgeſetzte Negierung einlegen. 

Ueberfteigt die Summe, über welche entſchieden ift, den Betrag von y 
Thalern, fo fteht ver Beſchwerde führenden Partei frei, birmen jener Friſt ſiet 
des Rekurſes an die Regierung auf gerichtliche Erörterung und Entſcheidung da 
Sache anzutragen; hat diefelbe jedoch den Rekurs einmal eingelegt, . jo kam % 
die gerichtliche Erörterung miht mehr forbern. 

Segen die in Folge des Rekurſes von der Regierung getroffene Entice 
bung ift fein weiteres Rechtsmittel zuläffig. 

[5. 68. Ueber bie in biefer Feldpoligei-Ordnung mit Strafe bereite 
Uebertretungen jeder Art fteht ver Ortöpolizei-Behörde die Unterfuchung m 
Entiöelbung zu.) 

. 69. Gegen das polizeiliche Strafrefolut (8. 68) kann der Ben: 
theilte, innerhalb ver nächften zehn Tage nad) der Verkündung, den Rekurs:: 
bie Regierung einlegen; er ift aber, wenn bie gegen ihn feftgefeite Strafe mt 
Geldbuße von zehn Thalern, oder eine Gefängnifftrafe oder Strafarbeit vr 
vierzehn Tagen überfteigt, auch befugt, binnen verfelben Frift, flatt des Rek— 
je8 auf gerichtliche Unterfuhung und Entſcheidung anzutragen. Diefe Veh: 
niß fällt weg, wenn er den Rekurs einmal eingelegt bat. 


erkündung der Entſcheidung, ven Fe 


8. 67. 

16. Bei ſolchen einfache Hutungsfrevel betreffenden Pfandgeldklageſachen fell ar 
ſummariſches Unterſuchungsverfahren ftattfinden, unb von einer allzu peinlich ſtrengen & 
weisführung abgefehen werben; es muß baber für biefe Sachen als Regel gelten, te’ 
eine Bereibigung ber Zeugen nicht erforderlich ift, ewentuell aber, wenn diecke 
auf den Antrag einer Partei Überhaupt ober ausnahmsweiſe in einzelnen Fällen aus x 
fonderen Gründen z. B. wegen weſentlicher Wiberfprüche in den Zeugenausſagen E 
nöthig erachtet wird, erfcheint e8 im Hinblick auf bie Heiligfeit bes Eibes, jo wie in S 
tracht, . daß namentlich ein Theil der ländlichen Polizeibehörden zur Eibesahnahme nt’ 
ausreichend qualiftzirt fein dürfte, unerläßlich, daß bie Vereidung ber Zeugen durch Reari 
ber betr. Gerichtsbeh. erfolgt: fo LMER. v. 13. Nov. 1862 (BMBI. S. 346) im Ci: 
verſtändniß mit IZM. [Für die Prov. Pofen ift Die Vereivung durch bie bertigr. 
dazu nstifigieten Ortspolizeibeb. vom IM. fpäter geftattet]. 

. O. 


17. Diefe ss find aufgehoben durch Art. VIII. des Einführungs-®. z. Straf. E 
Buch dv. 14. April 1851 (G.S. ©. 93), nah welchem in Verbindung mit Art. ZI 
die Unterſuchung und Entjcheibung aller in der %.-P.-O. mit Strafe bebroßten Uebertt 
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Gegen die in Solge des Rekurſes von der Kegierung getroffene Entſchei⸗ 
dung ıft fein weiteres Rechtsmittel zuläffig.] | 

. 20. Drten, wo gegenwärtig bie Feldpolizei und felopolizeiliche Ge- 

richtsbarkeit nicht durch die gewöhnlichen Drtspolizet-:Behörven, fordern durch 
Feldämter ober andere zu biefem Zwede eingejette, im Dienfte Der Gemeinde 
oder einzelner Gemeindeklaſſen oder Corporationen ftehende Behörden verwaltet 
wird, gehen auf diefe Behörben, für ven bisherigen Umfang ihres Geſchäftskrei⸗ 
jes, alle die Befugniffe und Obliegenheiten über, welche in diefer Feldpolizei⸗Ord⸗ 
nung den Ortspolizei⸗Behörden zugetbeilt find. 

$. 71. Den an einigen Orten herkömmlich beftehenden Grenz-Regulirungs⸗ 
und Feldmeßämtern verbleibt vie Befugnig und Verpflichtung, für Erhaltung ver 
richtigen Grenzen zwilchen den Flurnachbarn zu forgen und dieſerhalb entitehenve 
Streitigkeiten vorbehaltlich des Rechtsweges zu entſcheiden. 

$. 72. Die Regierimgen find befugt, an ſolchen Orten, wo dies wegen zu 
großer Entfernung des Sites der Polizeibehörde oder aus anderen Gründen an⸗ 
gemeflen erjcheint, vie Verwaltung ver — und der feldpolizeilichen Ge⸗ 
richtsbarkeit nach Inhalt dieſer Ordnung ganz oder theilweiſe den Dorfgerichten 
oder dem Orts⸗ oder Gemeindevorſtande aufzutragen. 

Auch können die Regierungen, nach eingeholter Genehmigung des Miniſters 
des Innern, für einzelne Orte oder and mehreren Ortſchaften zu bildende Be⸗ 
zirke zur Verwaltung der Feldpolizei und felnpolizeilihen Gerichtsbarkeit beſon⸗ 
dere Feldämter errichten, die aus mindeſtens drei vom Landrathe in Vorſchlag 
Br brigenden und gerichtlich zu vereidigenden Grundbeſitzern zuſammenzu—⸗ 
etzen ſind. 

Alle dergleichen Einrichtungen dürfen jedoch für Orte, über welche die Po— 
lizeigerichtsbarkeit einer Privatperſon zuſteht, nur mit deren Zuſtimmung getroffen 
werden. 

[$- 73. Wo ein Bedürfniß dazu obwaltet, wegen ver Räumung und 
Inſtandhaltung von Privatflüffen und Gräben und zu dem Ende wegen Be- 
ft on Shawichtern und ber venfelben beizulegenvden Auffichtd- und 
Steafbefugniffe befonvere Ordnungen oder Statuten abzufaflen, kann dies auf 
dem ım $. 25 bezeichneten Wege unter Beftätigung der Regierung mit ver» 
bindlicher Kraft gefchehen. 

[$. 74 Wo befonbere Mal feldpolizeiliche VBorfchriften über ſolche 
Gegenſtände erforderlich machen, in Anſehung deren dieſe Feldpolizei-Ordnung 
feine Beſtimmungen entbält, Können barüber Kreis- oder Lokal⸗Verordnungen, 
nach Anhörung der Kreisftände over der Ortspolizei-Behörven, ver Gutsherr⸗ 
[haften und Gemeinden, mit Öenehmigung und unter Beſtätigung Unferer 
Mimniſter des Innern und der Juſtiz, erlaflen werben.] 

8. 75. Die gegenwärtige Feldpolizei-Ordnung fol am 1. Januar 1848 
in Kraft treten. Bon viefem Zeitpunfte ab verlieren alle bisherigen und allge- 
meinen, provinziellen, flatutarifchen oder jonftigen Vorſchriften über Gegenftände 
worüber diefe Feldpolizei⸗Ordnung Beilimmungen enthält, ſoweit nicht ausprüd- 
lich darin auf fie verwiefen ift, ihre Wirkfamteit. 


tungen ben Einzelrichtern zuſteht, und ber durch das ©. v. 14. Mai 1852 über 
die vorläufige Straffeftfegung wegen Uebertretungen (©.-&. ©. 245) Seitens 
der Ortspolizeibeh. nur iheilweiſe modificirt if: |. Art. 6 ber Iuftr. Beilage B. 


88, 78, 74. 
18. Wegen Wegfalls di. SS in Folge 88 5 fg. ©. v. 11. März 1850 ſ. n. 5 B. l. 
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Doc verbleibt von der Halberftäntifchen FeldOrdnung vom 17. Iulı 179, 
wo dieſelbe bisher gegolten hat, ver 8. 38 derſelben, indeſſen auch biefer nur Ir 
weit in. Kraft, als er die Schafhirten verpflichtet, für den Schaden⸗Erſatz ſolide 
riſch zu haften; die darin ausgeſprochene folidarifche De htung dieſer Perſone 
für die Strafen wird aufgehoben. Bon den im Allg. Landrecht Thl. 1. Tit 14 
Abſchnitt 4 enthaltenen Vorſchriften über Pfändung bleiben in Beziehung auf Pr 
genftände dieſer FeldpolizeiOrdnung nur diejenigen gültig, welche im ven ba 
beigeprudten Anhang aufgenommen find. 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigerrudte 
Königl. Inflegel. 

Gegeben Sansſonci, den 1. November 1847. 

(RL. 8. Friedrich Wilhelm. 
von Savigny. von Bodelſchwingh. Uhden. 
laubigt: 


ode. 


$. 75 letter Abſ. 

19, Der aufrecht erhaltene Bafjus des 8 38 der Halberſtädt. Feld.O. macht „ie 
Schaafhirten foldder Heerden, welche zur gemeinſchaftl. Hütung berechtigt, für Schaden ur 
Strafe ſolidariſch verantwortlich, fo lange nicht der Hirte ermittelt wurde, durch den dx 
Schade veranlaßt war.” (Luv.R. U. b. ©. 709). 

20. Die in ben Anh. aufgenommenen Borfchriften des Abſchn. 4. A. LM 1.1 
find die $$ 418 bis 424, 426, 427, 430, 437, 458 bis 465; außer Wirkſamlei 
gefegt in Beziehung auf Gegenftände diejer F.⸗P.⸗O. find mithin tu 
413—7, 425, 428, 429, 431—36, 438-571. c. 


Beilagen zu B. V. Feld⸗Pol.O. v. 1. Nov. 186. 


Beilage A. zu n.1.. 


G. v. 5. Juli 1844 über die Beſchränkung der Nachtweide und de⸗ 
Einzelnhüten des Viehes in der Rheinprovinz. (G.S. ©. 263.) 

Mir Friedrich Wilhelm ꝛc. verordnen zur Befeitigung der Nachtheile, welche mi 
dem in mehreren Gegenden der Rheinprovinz üblichen Hüten des Viehes zur Ratt 
‚zeit, jo wie mit dem Ginzelnhüten verbunden find, auf den Antrag Unferes Etaut: 

min., na Anhörung Unferer getreuen Rheinifhen Provinzialftände und I; vernea 

menem Gutachten einer aus Mitgliedern des Staatsraths ernannten Kommiſſion, 17 
den ganzen Umfang der Rheinprovinz, was folgt: 

. 1. G©rundftüde, welche nicht auf allen Seiten fo eingefchloflen find, dab N 
durch das Austreten des Viehes verhindert wird, dürfen nur während ber Tage“ 
zur Viehweide benutt werben. | 

8.2. Wenn das weidende Vieh nicht über Nacht im Freien in Hürden Mi 
anderen eingejchloflenen Räumen verbleibt, jo muß daſſelbe ſpaͤteſtens eine Stunde ned 
Sonnenuntergang zu Stalle gebracht fein, und darf nicht früher als eine Stunde m 
Sonnenaufgang wieder ausgetrieben werben. 

. 3. Verbleibt das Vieh über Nacht im Freien in Hürden oder anderen g 
ſchloſſenen Räumen, fo darf es nit vor Sonnenaufgang auf die Weide gebrad 
werden, und muß bei Sonnenuntergang Wieder eingetrieben je 

‚4. Für Gemarkungen, in denen die Nachtweide anf ungefchloflenen Grund 
jtüden bisher üblich gewefen und wicht zu entbehren ift, konnen die Hegierungen 
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den Antrag bed Gemeinderaths und nad Anhörung der Kreisitände ausnahmsweiſe 
geitatten, de in den Monaten Nuguft, September und Oftober dasjenige Vieh, wel: 
ches bei Tage zum Gefpann gebraucht wird, mährend der Nachtzeit auch auf unge 
ſchloſſenen Grunditüden gehütet werde. 

Die Regierung hat zugleih in jedem folden Falle die zum Schuße gegen Be: 
ſchädigungen und Mißbräuche erforderlichen Anorbnungen zu treffen. - 

8 5. Mer den Beltimmungen der $$ 1., 2. und 3. oder den im alle des 8 4. 
von der Regierung getroffenen Anoronungen zuwiderhandelt, haftet für den daraus 
ee Aalen Schaden und wird mit einer Bolizeiftrafe won zehn Silbergrofchen bis zu 

nf Thalern belegt. 

8.6. Wer ſich, nach erfolgter Verurtheilung wegen eines diefer Vergeben, noch⸗ 
mals defjelben oder eined anderen im $ 5. bezeichneten Vergehens ſchuldig madıt, hat 
eine Geldbuße von zwanzig Silbergroſchen bis zu zehn Thalern verwirkt, welche bei 
ferneren Rüdfällen verdoppelt wird. 

. 7. Eltern und Dienſtherrſchaften haften für die Gelbbußen, Entihädigungen 
und Kolten, zu deren Zahlung ihre im elterlichen Haufe fi aufhaltenden Kinder und 
ihre Dienftleute verurtheilt worden find. 

. 8, Iſt in dem Falle des 54. die Nachtweide ausnahmsweiſe geftattet mor- 
den, fo haftet der Eigenthümer des Viehes für allen durch daſſelbe angerichteten 
Scaben auch dann, wenn die zum Schuge gegen Beſchaͤdigungen und Mipbräuche 
getroffenen Smoronungen befolgt worden find. 

5.9. Wo das Einzelhüten auf ungefchloflenen Grundſtücken bisher zuläffig ge: . 
wejen ift, bleibt e3 aud auf diefen Grundſtücken, jedoch nur zur Tageszeit (88 1—3.), 
ferner geitattet. 

. 10. Die Regierungen find_ befugt, auf den Vorſchlag der Polizeibehörben 
über das bei dem Eingelnhüten auf gefcloffenen und ungeigeoflenen Grunditüden, 
zur Vermeidung von Mißbräuchen, zu beobachtende Verfahren Lokal-Polizeiordnungen 
zu erlafien und in denfelben gegen Uebertretungen vie in den 88 5. — 8. beitimmten 
Folgen feitzufegen. 

Urkundlich x. 

Gegeben Sansſouci, den 5. Yuli 1844, 

Friedrich Wilhelm. 


a 8.) 
v. Rochow. bler. v. Savigny. Gr. v. Arnim. 
Beglaubigt: 
Bornemann. 


Beilage W. zu n. 3. 


Inſtruktion des Juftizminifters, des Min- d. Innern u. des Min. 
j. d. landw. Ang. vom J. aut 1856, die Erläuterung und Anwendung 
einiger oe limmungen der Feld⸗Pol.“O. v. 1. Nov. 1847 betr. (BMBI. 
©. 189, IMBl. ©. 198). 

Die Feldpolizei-Ordnung vom 1. November 1847 hat ſowohl in materieller Ber 
ziehung, al8 auch in ihren Beitimmungen über das Verfahren durch mehrere neuere 
Gejege wefentlihe Aenderungen erfahren. 

Obwohl es vorbehalten bleiben muß, über das Bedürfniß einer noch meiteren 
Revifion nähere Ermittelungen anzuftellen, jo bat e3 34 ſchon jeht, um den mit der 
— ung der — ei beauftragten Lokal⸗Polizeibehörden die Ueberſicht des zur 

eit beftehenden Rechtszuſtandes zu erleichtern, zweckmäßig geſchienen, eine amtliche 
Ausgabe der Feldpolizei⸗Ordnung mit den diefelbe abändernden und ergänzenden Ge: 
fetsen herauszugeben, welche nicht nur in einem befonderen Anhange die mit der Selb: 
polizei zufammenhängenven Beitimmungen des Strafgefeßbuchs, fondern aud zu ben 
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einzelnen Paragraphen befondere ergänzende "und erläuternde Anmertungen enthält, 


auf welche hiermit verwieſen wird. 
Allgemeinen iſt Folgendes zu bemerlen: 


Art. 1. Die Felopolgei-Drdnung enthält an mehreren Orten Hinweiſungen uw 





Lokal-Verordnungen und beitimmt die Form des Erlafles derfelben; fo z. B. in der 
88 2. 25. 73. Dieſe Lokal: Verordnungen find jest in Gemäßheit des Geſetzes den 


11. März 1850 über die Polizei-Berwaltung (G.S. S. 265) nur in. den durch tie 
legtere Gefeg in den 88 5 u. fg. Dorgefchriebenen Formen zu erlaffen. 

Art. 2. Die S 41 bis 46 der eldpolizei : Ordnung find durch den Artitel L 
bes Gejepes vom 13. April 1856 umgeänbert. 


Außer den Beitimmungen der elbpolizei : Ordnung find bei Handhabung de 
Selbpaligei euch die Toren ten des Strafgeſetzbuchs in den 8 344. Nr.5, 347. % | 


. 2. 349. Nr. 1. 2. zu beachten. 


Art. 3. Für die Verjährung der Webertretungen der Felbpolizei tommt der 53% 


des Strafgeſetzbuchs und der $ I des Geſetzes vom 14. Mai 1852 über Die vorläufe 


Straffeftfeßung wegen Webertretungen (©.:&. S. 245) in Betradt. Es verjäkr- 
danach alle Webertretungen dieſer in drei Monaten, ohne Unterjchied, ob te 


Vorſchrift, gegen welche gefehlt ift, in der Feldpolizei-Ordnung oder in dem Et. 


gejegbuche enthalten ift. | 
Art. 4. Im den Fällen, in melden bie ne ⸗Ordnung unterfdyeidet, & 


eine Mer nahme von Feldfrüchten oder anderen Gegenftänden in gewinnfüchtiger & 
13 


ſicht erfolgt ift, ober nicht, iſt dies nad den Verhältniſſen jedes einzelnen Fall = 


13 


beurtheilen, insbeſondere nad der Menge und Art des Entwenbeten, nach der PBerin 
lichleit des Thäters und nad dem Zwede, zu weldhem das Enimwendete dienen fc. 
Dabei ift jenoch nicht unbeadhtet zu lafien, daß die fonft erfchwerenden Umſtände 


unter denen eine, ohne eigentliche ewinnfücdtige Abficht verübte Entwentu:: 
ausgeführt worden iſt, 3. 


. das Einfteigen über Heden und Häune, die Anmwenthr. 


keit ber »Jelapnliet- en mit augichließen; daß es ferner fortan in diefer % 


ziebung gleichgültig ift, ob 
ohne bdiejelbe entwendet hat. In beiden Fällen trifft ihn die Strafe des Diebftabi:. 


mand einen Strauch oder Baum mit der Wurzel ede 


menn eine gewinnfüchtige Abſicht anzunehmen; in beiden Fällen bie Strafe einı 
Uebertretung der Feldpolizei » Ordnung, wenn eine gewinnjüchtige Abficht nicht obge | 


waltet hat. 


‘ At. 5. Mas das Verfahren in Feldpolizei-Sachen betrifft, jo fommen für tx 
Fälle, in welchen e3 fih, mie bei ven ein oden Hütungsfreveln, nur um die Kt 
jesung von Pfandgeld, Koften oder Ausmittelung des Schadens hankelı 


die Beltimmungen der FelbgoligeisDrbnung ($$ 53—67) unverändert zur An 


Art. 6. egen iſt für das Verfahren bei Unterfuhung und Entſcheidung übe 
bie mit Strafe bedrohten Uebertretungen eine wefentliche Aenderung der Beitimmun 


gen ber Yeldpolizei-Orbnung (88 68 und 69) eingetreten. 
Nach dem Artitel VII. des Einführungs-Geſetzes zum Strafgefegbuche vom 14. 


April 1851 fteht in folhen Fällen die Unterfuhung und Entſcheidung den Ginzelr 


rihtern zu, bei welchen ver Polizei-Anwalt Anklage zu erheben hat. Diefem bakx 
beshalb die Lokal⸗Polizeibehörden von jeder Uebertretung einer ——— Straf. 
Vorſchrift Anzeige zu machen, es fei denn, daß fie von ber ihnen 1 


B 


das Geier 
vom 14, Mai 1852 beigelegten Ermächtigung, foldhe Strafen vorläufig fek;u: 


ſetzen, Gebrauch machen wollen. 
In biefem legteren Falle kommen indeß folgende Grundfäße zur Anwenbung: 


1) ver Bolizei:Verwalter darf fich diefer Befugniß nur bedienen, wenn wirkl 


aut 
Uebertretung, alfo eine Handlung vorieg welche die Gejege im höchſten 


Maaße nur mit Gefängnißitrafe bis zu ſechs 


ochen over mit Geldbuße bis zu 


funfzig Thalern bebroben; handelt es fi) um ein Vergehen over Verbrechen, 
wie 2. Diebftahl oder bösmillige Beihädigung 6G 8 a. a. D.), fo iſt darüber 


dem Staatsanwalt des Bezirke Anzeige zu eritatten; 


2) er darf feine höhere Strafe als fünf Thaler Gelobuße oder vreitägiges Geföng⸗ 
niß ausfprehen ($ 1 a. a. D.); erachtet er eine höhere Strafe —— | 
* 


fo muß er die Verfolgung dem Polizei⸗Anwalt überlaſſen (Sl a. a. 
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3) gegen die Strafverfügung des Polizeiverwalters findet fein Relur an deſſen 
vorgeſetzte Behörde ftatt, ſondern dem Angeſchuldigten ſteht nur frei, innerhalb 
zehn Tagen, vom Tage der Inſinuation der Verfügung an, bei dem Polizei 
verwalter, dem Polizeirichter oder dem Polizei: Anwalt auf gerichtliche Entſchei⸗ 
dung anzutragen ($5 a. a. D.); 

4) dem Antragenven mub eine Beicheinigung über die erfolgte Anmeldung koſten⸗ 

ei ertheilt werben (ebenda). 

rt. 7. Nad dem Vorſtehenden wird au in den Fällen, wo es fih um eine 

mit Strafe bebrohte Uebertretung handelt, in ver Regel ee Polizeibehorde vor: 
läufig die Strafe feitiegen können, welcher die Entſcheidung zufteht, fobald es fih nur 
um die Roften, Pfändung oder Schabensermittelung handelt (Art. 5.). Es wird ſich 
dies Verfahren überall en wo ber Polizeiverwalter bei einer Lebertretiftg feine 
a ale als fünf Thaler Geldbuße oder dreitägiges Gefängniß für angemefien 
erachtet. 

Erſt in ven fpäteren Stadien unterjcheidet ſich das Verfahren. 

Der Relurs gegen die Enticheivung der Polizeibehdrde über Pfandgeld und 
Koften geht nad) $ 67 an die Regierung, refp. an das Gericht, welches in den For⸗ 
men des Civilprozeſſes enticheibet. Ä oo. 

Der Einfpruh gegen die Straffeftfesung des Polizeiverwalters geht immer 
an das Gericht, und zwar an den die Straffachen entſcheidenden Einzelrichter, welcher 
unter —— — des Polizei⸗Anwalts zu erlennen bat. 

t Rüdfiht auf diele Verſchiedenheiten aber find von vornherein die auf die 
Straffeitfegung bezüglichen Schriftitüde von benjenigen getrennt zu halten, welche fich 
auf die Koften, Hrändung oder den Schadenserſatz beziehen, damit das weitere Ver: 
fahren in beiden Richtungen durch die Vereinigung der Alten nicht aufgehalten werde. 

Berlin, den 1. Juli 1856. 

Der y ti3:Pinifter. Der Minifter des Innern. 
imon?. v. Veitphalen. 
Für den Minifter der landwirthſchaftlichen Angelegenheiten: 
Sch. v. Manteuffel. 


VI. 
Iagdpolizei-Gefeb vom 7. März 1850. 


G.S. ©. 165.] 


(Litteratur: A. Dalde, das Peeufi Sngbreät, Breslau 1864. Oppermann, N 
Fagdpoligei G. v. 7. März 1850, Berlin 1865.) 


—— Friedrich Wilhelm ꝛc. ꝛc. verordnen, mit Zuſtimmung beider Kammer. 
was folgt: 


— —— — — — — 


* Allgemeinen. 

—*— allgemeinen und beſonderen geſetzi. Befimmungen, welche J— 
gagbgerehtigtett d. h. das Recht ber Tödtung und Zueignung ber jagbbaren nie 
Thiere auf fremdem Grund und Boben und das Recht ber Jagdfolge, d. h. de 
Hecht, das eng al ober angehetzte Wilb auf fremben Revieren zu verfolgen, bed 

namentlich bie hierauf bezügl. Vorfchriften des A. MR. 1. 9. 88 127 fg. und IL 16% 
30 1%, ſtad gaufgehoden durch das nachftehenbe: 
ft. 1848, betr. die Aufhebung bes Jagbreihte auf fremie 
— * Boben und über bie Ausübung der Jagd (G.⸗S. ©. 343.): 
rih Wilhelm, von Gottes Graben, —— on Preußen 3. beritt 
auf vr m * zur Vereinbarung der preußiſchen aatsverfaffung berufenen de 
ſammlung nach Anhörung Unſeres Staateminifertume, was folgt: 
en ni auf frembem Grund und Boden ift ohne Entſchdigc 
aufgebo 

Die bisherigen Abgaben und Gegenleiftungen bes — fallen weg 

5. 2, Eine Tremung des Jagdrechts vom Orund und Boden kann als —R8̃ 
Recht fig nicht Statt finden. 

$. 3. Die Jagd fteht jedem Grundbeftger auf feinem Grunb mb Boben zu € 
darf he in jeder erlaubten Art, das Wild zu jagen und zu fangen, ausliben, 

Den benachbarten Srunbbefitern bleibt überlaffen, ihre Grundſtüce zu einem x 
meinſchaftlichen Jagdbezirke zu vereinigen, und bie Jagd burch Öffentliche Verpeche 
oder durch einen angenommenen Fäger ausüben, ober auch ante ruhen zu lie 
Kein Grundbeſitzer Tann aber zu einer folhen Vereinbarung gendtbigt werten. 

5. 4. Grunbbefiger find in der Ausübung ber Iagb mur beſchränkt burd) J 
allgemeinen und die beloueren jogbpoligeilichen Vorſchriften, welche ben Schu ir 
öffentlichen Sicherheit und die Schonung der Feldfrüchte bezwecken. 

Das Rech ber Jagdfolge ift aufgehoben. 
8. 5. In allen Feſtungswerken ift allein bie Militärverwaltung befugt, bie der 
durch De de onders —— Perſonen ausüben zu laſſen. | 
halb biefer Werke, besgleichen um bie Pulver-Dagazine und ähnliche Ik? 
ten —— auf Koſten der Mifitärerwaltung, Umkreiſe oder Rayons von zum! 
hängenber Flache gebildet und bezeichnet, innerhalb welcher die Jagd mit Fenergewek 
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8. 1. Die Ausübung des einem jeden Grundbefiter auf feinem Grund 





nicht ausgeübt werben barf, bei Bermeibung einer Polizeiftrafe von filnf bis zwanzig 
ober, im Unvermögensfalle, eines verhältuigmäßigen Gefängniffes. 

Die weitefie Entfernung ber Außenlinte von ben ansfpringenden Winkeln bes 
Glacis der Pulvermagazine und ähnlicher Anftalten wirb auf breißnndert Schritte feft- 
geſetzt. Die Abgrenzung erfolgt gemeinfchaftlih von ber Zeftungsbehörbe, einem Depu⸗ 
tirten bes Stabtvorflandes und einem der Kreis⸗Verwaltung. 

$. 6. Das gegenwärtige Geſetz tritt fofort in Kraft. Im Aujchung ber obgeihef- 
ten Jagdgerechtigkeit find bie beſtehenden Pachtverträge aufgelöſt. Der Pachtzius 
laufenden Jahres iſt zu berechnen nach Berhältniß ber Zeit ber —— Sande 


nugung. 
5. 7. Alle ſchwebenden Unterfuchungen über Ingblontraventionen find aufgehoben 
und bie Koften ee ltngen —* bereits esfannten Strafen nebft Koflen werben 
agdl 


hiermit on Oro ntraventionen, jo wie wegen folder Wilddiebſtähle, 
an un von Grimbbefitern auf eigenem Grunb und Boden feit der legten Jagderöffnung 
verübt 


8. „ Alle dieſem Geſetz entgegenſtehenden allgemeinen und beſonderen Beſtimmun⸗ 
gen, namentlich die Kabinetsordre vom 21. Jannar 1812 und bie Verordnung vom 17. 
April 1830, besgleichen bie jagbpofizeilichen Vorſchriften über bie Schon-, Setz- unb 
Hegezeit des Wides werben hiermit aufgehoben. 
fie Snfge unter Unferer höchfteigenhänbigen Unterfchrift und beigedrucktem König. 
ichen gel. 

Gegeben Sansfonci, den 31. Oftober 1848. 
(L. 8.) Friedrich Wilhelm. 
von Pfuel. Eichmann. von Bonin. Kisfer. Gr. Dönhoff. 


Die durch $ 8 bf. ©. aufgehobene BO. v. 17. April 1830, betr. bie Ausübung 

der Sa in ben am Tinten Rheinnfer befegenen Lanbestheilen (@. S. S. 65 bis 70) 
batte in biefen Lanbestheilen die Ausübung bes bort jevem Orunbeigenthiimer zuſtehenden 
ansſchließenden Rechts der Jagd auf eigenem Grund und Boden Befhräntungen aus 
KRüdficht auf die Bffentlihe Sicherheit unterworfen. Zu bem nämlichen Zwecke und 
zum Schu bes land» ober forftwirthichaftlich benutzten Grundeigenthums it das obige 
Jagbnofigei-Beich ergangen, welches nach dem Borbilde jener BO. entworfen, in ber 
durch die Berathung in beiden Kammern fefigeftellten Faffung unterm 7. März 1850 
für den ganzen bamaligen Umfang der Monardie erlaffen iR. Es gilt alle nur 
in ben Hohenzollernſchen Landen nicht, in welden auch vor ber Berehtigung 
mit dem Preuß. Staate bie Jagbrechte auf frembem Grund und Boden aufgehoben find, 
und zwar in Sigmaringen buch ©. v. 29. Inli 1848 nub in. Hechingen durch G. v. 
16. —* 1849. Dieſe ©. enthalten auch einige Borſchriften Über bie Art ber Ausübung 
ber Jagd, aber feine über bie Schonzeit. Deßhalb ift nach ber durch ©. v. 12, März 
1850 8 ⸗S. S. 289) erfolgten Bereinigung mit dem Preuß. Staate das ©. v. 2, Mat 
1853 über bie in den Hohenzollernfchen Landen für bie Jagd le 
Wildgattungen inne zu haltenden Hege- und Schonzeiten (6.8. S 
erlafien, welches in $ 1 die Schonzeiten für RotheDamm⸗ und Reh⸗Wild, fiir Pr 
Dachſe, Faſanen, Hafel- und Rebhühner, im $ 2 bie Strafen für Uebertretung biefer Schon: 
zeiten beftimmt unb im 8 3 bas Ausnehmen ber Eier ober Jungen von jagdbarem Feder⸗ 
wilde bei Androͤhung der im $ 347 Nr. 12 des Strafrechts fefigefeten Strafe verbietet. 

2. Für ben in $ 31 mit ber Ausführung bes Jagd⸗Pol.O. beauftragten Din. f. 
b. landw. U. hat der venjelben damals vertretende Min. des Innern, zugleich im feiner 
leiten Eigeuſchaft, das die Anweiſung über bie vofügenn bes Yagp-Bol.-@. ertheilende 
Cirt.⸗R. v. 14. März 1850 (BMBl. S. 107) an alle Reg. erlaſſen, welches, als 
Beilage hiezu, nebſt dein zugehörigen Formular zu nem Jagbpachtvertrage abgedruckt 
ift. — Wegen der Mitwirfung des M. d. Inn. bezügl. der SJugbpolizei, fo weit beffen 
Intereffen dabei betheiligt find, |. L.u. IM, v. 12, Febr. 1861 (BMGBl. ©. 57), deſſen 
Inhalt in n. 1 35. Ein. angegeben ift. 
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un Boden zuftehenvden Jagdrechts wird nachftehenden Beſtimmungen ut 
worfen. 

8.2. Zur eigenen Ausübung des Jagdrechts auf feinem Grund und de 
den ift der Beſitzer nur befugt: 

a) auf folden Befigumgen, welde in eimem oder mehreren an einander gear 
zenden Gemeindebezirken einen land- oder forftwirtbichaftlich bemgte 
Tlähenraum von wenigftens dreihundert Morgen einmehmen und m ihr 
zulommenhange durch fein fremdes Grundſtück unterbrochen fin; ve 

venmung, weldye Wege oder Gewäfler bilden, wird als eine Unterbrehn 
des Zuſammenhanges nicht angeſehen; | | 

b) auf allen dauernd und vollitändig eingefrieveten Grundſtücken. 

Darüber, was fir dauernd und vollftändig eingefrievet zu ruht 
entfcheidet der Landrath; 


.1. 

3 3. Das in einem Erbpachtvertrage bem Erbverpächter vorbehaltene Jagdrecht fi 
den nah $ 2 Nr. 2 ©. v. 2. März 1850 (A. IV. a.) von dem Erbpächter erlange 
vollen Eigeuthum auf letteren übergegangen und feine folde vorbehaltene Nukuwug, U 
nah $ 5 des cit. ©. von dem Erbverpächter noch ausgeübt werben darf: fo OT. Fri 
Nr. 2336 (Präj.S. Bd. 2, S. 173, Entſch. Bd. 22 ©. 1). 

4, Neben den in dem Jagd⸗Pol. G. enthaltenen Beftunmungen, an melde bie I 
Übung des Jagdrechts Des Gruudeigenthilmers gebunden ift, find bie Ortspofizei-Bebir‘s 
und reip. die Reg. zum Erlaß von PolizeiBO. Über die Modalitäten :: 
Ausübung der Jagd nad ber in n. 2. zu B. 1, enthaltenen 88 5 fg. des ©. v. . 
März 1850 befugt mit der in 8 15 beftummten Maafgabe, daß berg. BO. nidt x 
ben ©. oder den BO. einer höheren Inftanz im Widerſpruch ſtehen dürfet 
Dabin gehört namentlich Das in dieſem Wege zu erlaffenbe Berbot bes Jagens a 
Sonn. und Fefttagen; vgl. die beiven U, K.⸗O. v. 7. Febr. 1837 (8.8.5. 
u. 21), denen das J.u. M. v. 1. Juli 1852 (VBMBL S. 174) eutfpricht, weis: 
Reg. aumeift, „durch unuachfichtliche Handhabung des Verbote von Jagden währen te 
Stunden des Gottesdienſtes die Achtumg vor dem Sonntage zu erneuern unb zu befefign, 
und bie Strafbheſtimmung inı $ 340 Nr. 8. des Straf⸗G.⸗Buchs in Bezug auf bie ld: 
twetung ber gegen bie Störung ber Feier der Sonn» und Feſttage erlaſſenen Anorbrunga 
— Auf ven Cijenbahuen und den längs derf. liegenden Sicherheitsrat 
if die Ausübung der Jagd fchon durch das HMR. v. 24. Ju ni 1849 (BMOLS. I 
für unautäflig erflärt, - 


5. Ueber vie Frage, ob bie Bebinguug des $ 2 lit. a. h. 1. (wenigftens 300 K 
im Zuſammenhange) vorhanden if, findet der ordentliche Aw. flatt: jo E.⸗K. v. 3 
Ott. 1858 (IMDB. 1859 S. 141); — desgleichen über die Frage, ob ber Enz 
befiter ua $ 2 lit. c. h. 1. zur eigenen Ausübung des Jagdrechts auf dem von ak 
meinebehörbe zum Kommunal⸗Joagbdbezirke gezogenen Orunbflüde berechtigt und der tn. 
biefes Jagdbezirks abgefchlofiene Bachtvertrag für ihn verbindlich ift: fo E.K. v. 3. Ri! 
1856 (EMBL S. 187). — Diefe richterliche Kompetenz tritt aber erſi ein bei Beide: 
tung des Aw. Bis dahin ift Die Gemeindebehörde und refp. beten Aufiih! 
Behörde befugt und verpflichtet, die 85 2 fg. h. 1. aufrecht zu erhalten und burih‘ 
zu wachen, daß beim Mauge ver Vebingungen bes $ 2 bie Jagd von bem gekäld F 
einem Gemeindebezirke gehörigen Grumbeigenthihner wicht felbfifländig ausgeübt weh: 
f. Oppermann a. a. DO. ©. 8 und die zu 8 4 ct. R. j 

6. Die Vorfchrift am Schluß des Paffus a. $ 2 h. 1. hat nur folge Grumbfük 
vor Augen, welche ohne das Borbhanvenfein von Wegen in ungetreuntem Iufammenhr- 
liegen würden, aber nicht foldhe, welche durch bie Wege eben nur verbimben werben, = 
Sinue diejer Vorſchrift vermitteln Wege uoch nicht das als nothwendig gefouberte A: 
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ec) auf Seen, auf zur Fiſcherei eingerichteten Teichen und anf ſolchen Inſeln, 
welche Ein Beſitzthum bilden. 

85.8. Wenn die im $ 2. bezeichneten Grundſtücke mehr als dreien Beſitzern 
gemein fcha lich gehören, fo tft die eigene Ausübung des Jagdrechts auf dieſen 
Srundftücden nicht ſämmtlichen Mitbeſttzern geftattet. 

Diefelben müflen vielmehr die Ausübung des Jagdrechts Einem bis höchſtens 
Treien unter ihnen übertragen. Doch fteht ihnen nd frei, das Jagdrecht ruhen 
oder durch einen ungeftellten Jäger ausüben zu laflen ober zu verpaditen. 

Gemeinden oder Korporationen dürfen das Jagdrecht auf ſolchen ihnen ge 
börenden Grundſtücken (8 2.) nur durch Verpachtung ober durch einen angeftells 
ten Jäger ausüben. 

8, 4. Alle übrigen Grumbftüde eines Gemeindebezirks, melche nicht zu den 
im 8 2. gedachten gehören, bilden ver Negel nad) einen gemeinfchaftlichen Jagd⸗ 
bezirk. Es ift aber den Gemeindebehörden gefatte, nad freier Uebereinſtimmumg 
mehrere ganze Gemeindebezirke over einzelne Theile eines Gemeindebezirks mit 
biffement zwischen Grundftüden, die im Uebrigen, burch andere Grunbftüde getrennt, ent- 
fernt von einander Tiegen: jo LMNR. v. 31. Mai 1863 (BMBl. ©. 156) u. v. 10. März 
1864 (EMS ©. 103). 


8. 4. 

7. Die zur Erläuterung des erſten Satzes dſ. 8 ergangenen I.n. EM. v. 1. Juni 
1850 (OMU. ©. 192), v. 11. April 1860 (BMI. S. 118) n. v. 13. Non. 1863 
(BMI. S. 237) fliehen unter einander zum Theil in Widerſpruch. Das letztgedachte 
ſpricht aus, daß nur für die Selbſtſtändigkeit der Jagdausübung auf einzelnen Grunbftüden 
($ 2), und für jeben einzelnen Jagbbezirt im Falle der Theilung eines Gemeinebezirks in 
mehrere Iagbbezirte (8 4), nicht aber filr jeden Gemeinebezirk eine Fläche von 
300 M. erfordert werde, daß biefer letztere im Gegentheil nach 84, ohne daß ein Flü⸗ 
chenmaaß zur Bedingung gemacht wird, einen Jagdbezirk bilde, indem bie Worte „ber 
Regel nach“ nur auf bie durch freiwillige Vereinigung mit anderen Gemeindebezirken ver- 
anlaßte Ausnahme hinmeifen. — Den „Semeinebezirten” find die ihmen Durch bie Gefeß- 
gebung von 1856 (G. v. 14. April 1856: G.⸗S. ©. 859 $ 1} gleichgefichten Gutsbe⸗ 
zirfe” gleich zu behandeln, fo daß folche Wezirfe und beren Zubehörungen, and wenn fie 
nicht in örtlichem Zuſammenhange liegen, nud ohne Rüdficht ob fie den Umfang von 
300 M. erreichen, ebenfalls ſelbſtſtändige Iagbbezirfe bilden: fo Oppermann a. a. O. 
©. 14, mo dies als jetziger Grundſatz bes Minift. bezeichnet wird. 

8. Zum legten Gabe des erfien Abf. des S 4 h. 1. beflimmt bes LI. v. 
14. Nov, 1850 (BMBl. S. 391), daß die Auffichtshehörbe die Genehmigung zur Thei⸗ 
lung eines Gemeinbezirls in mehrere Jagdreviere nur ausnahmsweiſe ertheilen darf, 
wenn eimerfeits eigenthimliche Verhältniſſe dies vechtfertigen 3. B. die getrennte Lage 
ber einer gemeinfchaftlihen Jagdausſtbung unterworfenen Grnnofllide ober die Ausficht auf 
bebentend höhere Jagdnutzungserträge, und anbrerfeits feine Beſorgniß einer Störung 
der Öffentlichen Ordnung durch die Zulaſſung mehrerer Jagdpächter vorliogt. — Nach 
3.u.2MR. v. 30. Juli 1852 (VBMBl. S. 175) paffen zwar für die Benutung ber 
Jagd auf den Öffentfihen Strömen weber der $ 2, noch ber $ 4 h.1., und wilrbe 
nad dem Wortlante des Gef. nichts im Wege fiehen, mit ver Jagd auf denſelben will- 
fübrfich zu verfahren, e® muß nach deſſen Grunbprinzipe doch aber für nothwendig er- 
ad;tet werben, auf den Strömen jelbfiftändige Jagdbezirke nicht unſer 300 M. im Zu» 
fammenbange zu bilben. 

88. 4, 9, 10 (Gememebehörbe). 

9. Ob unter der in dieſen 88 genannten „emeinebehörbe”, welche nach 8 9 bie 
Beſitzer der einen Jagdbezirk bildenden Grundſtücke in allen Jagdangelegenheiten ' vertritt, 
ber Gemeinevorſtand allein zu werftehen, oder die Gemeinchertwetung mit zu begreifen 
fei, darüber bat die Praris der Dim. des Inn. u. f. d. landw. Ang. geſchwankt: f. bas 
Formular zum Jagdpachtvertrage bei dem, als Beilage hiezu abgedruckten Eirc.-R. v. 14. 
März 1850, in welchem der Gemeinevorſteher, als VBerpächter, genannt iſt; — Des 
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einem anderen Gemeindebezirke zu einem gemeinfchaftlichen Jagdbezirke zu va— 
einigen. Auch foll vie Gemeindebehörde befugt fein, mit Genehmigung der Au— 
ſichtsbehörde aus dem Bezirfe Einer Gemeinde mehrere für fich beſtehende Jar- 
bezirke zu bilven, deren jenoch feiner eine geringere Fläche als dreihundert More 
umfaſſen darf. | 

‘Den Befitern der im $ 2. pegeichneten Grundſtücke ift es geftattet, fih m 
biefen Ne Belkin dem Sagpbezirke ihrer Gemeinden anzufchliehen. 

Die Beichlüffe über alle vergleichen Abänberungen ver gewöhnlichen Jazt- 
bezirfe dürfen fih auf feinen fürzeren Zeitraum als auf rei Jahre und w! 
feinen längeren Zeitraum als auf zwölf Jahre erftreden. on 

8. 5. Die Befiger iſolirt belegener Höfe find berechtigt, ſich mit denjenge 
Grundſtücken, welche zufammenhängend ben Hof ganz ober theilweiſe umgtc 
alfo nicht mit fremden Grumpftüden im Gemenge liegen, von dem gemeinſchu 
lichen Jagdbezirke auszufchlieken, wenngleich die Grundſtücke nicht zu den m} 
gedachten gehören. 


gegen das fchon in n.7 cit. J.u. MR. v. 1. Juni 1850 (BMBl. ©. 192), mm 
hem unter I. Nr. 3 gejagt if, daß bie Jagdangelegenheiten als Kommunaljadt 
handelt werben follten, unb alfo nach der Gemeinbeorbnung zu beurtbeilen fei, in mer 
ber Gemeinerath mitzuwirken habe, und daß letzterer nah $ 44 u. 105 der ® 
meinbesO, über bie Zahl ver Jagdbezirke, über bie Verpachtung x. der Jagd zu beſdktis 
ber Gemeinvevorftand aber vie Beſchlüffe auszuführen habe, und bas hiermit ühranie 
mende J. u. MR. v. 5. Sept. 1850 (BMA. S. 255); — dann aber bie von ir 
Auffaffung abgehenden In. MR. v. 31. San. 1858 (Oppermann a. a. C. 
33), 24. Dez. 1859 (BMB. 1860 ©..5), 19. Dez. 1860 (BMEL S. 14) u. 7. ri: 
1862 (Oppermann a. a. DO. ©. 36), welde auf vem Grundfate beruhen, daßte 
ber Berwaltung ber gemeinfchaftl, Jagdbezirke es jih nicht um das Ju 
reſſe ver Gemeinde, als folcher, fordern um das ber Befiger ber em 
nen Grundftüde, alfo um eine Intereffenten-Angelegenbeit hanvele, WE 
fichtlich deren das ©. aus Rückfichten für die Jagdpolizei gewiffe Fnuktionen in bie HE: 
ber @emeinchehörbe gelegt habe, und welche daran anſchließend annehmen, daß du8 ! 
„biejenige Gemeinebehörbe, weiche nach außen bin ein altives obrigfeitliches Amt hie. 
habe verpflichten wollen, ven öffentlichen Behörden des Staats, als Organ für pie Terz: 
tung der Intereffentenjagb zu dienen; bieje Behörbe jei ver Ge meinevorftand; bez?! 
jei die Gemeineverfommlung zur Beichlugnahme über vergl. ald Gemeine - Angelgai: 
ten nicht anzufehende Gegenſtände nicht berufen.” Die legte Auffaſſung iſt bis wi 
nenfte Zeit von ber Verwaltung konſtant refigehalten, Dabei wird als Gemeinickii- 
für die Rheinprovinz nach ber dortigen Gemeinde⸗O. v. 31, Juli 1845 der Bürzt 
meifter angefehen (f. das cit. R. v. 7. Febr. 1862), — für Weſtphalen md e 
Landgemeine-D, v. 19. März 1856 ver Gemeinevorſteher, event. wenn bieder. 
Befugniffe überfchreitet oder Staats⸗ und Gemeinde-Iuterefien verlegt, ber Amtmart. 
(fe das cit. R. v. 31. Yan. 1858), — nach der Stäbte-D. v. 30. Mat 1853 der Ci 
iftrat (f. das cit. R. v. 19. Dez. 1860) — und in ben Landgemeinen ber 6 char 
Probinzen ber Schulze unb in Verhinderungsfällen bie ihn vertretenden Schöprt: 
J.u.? MR. v. 29, Oft. 1850 BMBl. S. 846 u. Oppermann a a. O. S. M.- 
Sofern es ſich um bie frage der Anſchließung don Gemeimegrundflüden au Ss 
bezirle nach Abſ. 2 des 8 4 h. 1. handelt, fo iſt dies eine Gemeineangelegenhit, = 
alfo bie Genehmigung der Gemeinevertretung erforberlich: fo das cit. R. v. 19. Da. 1% 


10. Rah DOT. (A. f. R. Bd. 1 ©. 1) if als „ifolirt belegen“ ein Hof zu mu 
ten, ber entfernt und ausgeſchieden von den ein gefchloffenes Dorf bifbenben Höfen, 1“ 
außerhalb ber Dorflage umgeben von ben dazu gehörigen Grunbflüden liegt. Inbe! 
ſcheint dieſe Anclegung nur da zutreffend, wo ein geſchloſſenes Dorf vorhanden iſt: |. *: 
permann a. a. O. ©. 17 fg. 











B. VI. Sagbpolizei-Gefe vom 7. März 1850. 86-9. n.11—12. 655 


86. Auf ven nad 85. aus dem gemeinſchaftlichen Jagdbezirke ausge⸗ 
ſchiedenen Grundſtücken müflen die Grundbeſitzer, fo lange vie Ausſchließung 
dauert, die Ausübung des Jagdrechts sing ruhen laffen. 

i Auch müflen die Grenzen folder Grundſtücke ftets ertennbar bezeichnet 
werben. 

8. 7. Grundſtücke, mweldje von einem über dreitauſend Morgen im Zufam- 
menhange großen Walde, ver eine einzige Beftgung bildet, ganz oder größtentheils 
eingeſchloſſen find, werden, auch wenn fe nicht unter die Beſtimmungen des $ 2. 
allen, dem gemeinſchaftlichen Jagdbezirke der Gemeinde nicht hugefchlagen. Die 

eſitzer folder Grumbftüde find verpflichtet, die Ausübung der Jagd auf denfel- 
ben dem Eigenthümer des fie umfchließenden Waldes auf deſſen Verlangen gegen 
eine nad) dem Jagdertrage zu bemeſſende Entſchädigung zeitpachtweife zu über: 
tragen, oder die Jagdausuübung gänzlich ruhen zu laſſen. 

Die Feſtſetzung der Entfeßbigung erfolgt ım Mangel einer Einigung durch 
in — ‚ vorbehaltlich ver beiden Theilen zuſtehenden Berufung auf richter⸗ 
iche Entſcheidung. 

Macht der Waldeigenthümer von ſeiner Befugniß, die Jagd der Enklave 
zu erpachten, beim Anerbieten des Beſitzers, nicht Gebrauch, fo fteht dem letzte⸗ 
ren die Ausübung der Jagd auf dem enklavirten Grundſtücke zu. 

Stoßen mehrere derartige Grundſtücke an einander, fo daß fie eine ununter- 
brochene zuſammenhängende Fläche von mindeftens dreihundert Morgen umfaflen, 
jo bilven dieſelben einen für fich beftehenven gemeinfchaftlihen Jagdbezirk, für 
welchen bie nämlichen Borjchriften gelten, wie für bie gewöhnlichen Jagdbezirke. 

8.8. Die im 8 5. des Geſetzes vom 31. Oktober 1848 (G.⸗S. für .1848 
©. 344) enthaltenen Borfchriften über die Ausäbung der Jagd in ben Feſtungs⸗ 
werfen, in deren Umfreife, fowie in vem der Pulvermagazine und ähnliher Ans 
ftalten, bleiben unverändert in Kraft. 

8.9. Die Beflter der, einen Jagdobezirk bildenden Grundſtücke werben in 
allen agb Angelegenheiten durch die Gemeinvebehörbe vertreten. Werben Grund⸗ 
ftüde aus verſchiedenen Gemeindebezirken zu Einem Jagdbezirke vereinigt, jo be- 
ftunmt die AuffichtSbehörbe diejenige Gemeindebehörde, melde vie Vertretung zu 
übernehmen bat. 


.T. 

11. Ein Streit darüber, ob ber Eigenthihmer eines Waldes berechtigt if, bie pacht⸗ 
weife Ueberlaffung ber Jagd einer Erklave zu verlangen, gehört zum ordentl. Rw.: fo 
E.⸗K. v. 8. Nov. 1862 (IMDB. 1863 S. 41). Die Pacht eines Jagdbezirkspächters 
bleibt unverändert beftchen, wenn auch während berfelben mit dem an ven Sagpbezirk 
anftofenben über 3000 Di. großen Walde foldhe Veränderungen vorgenommen werben, 
daß er die Grundſtücke des Jagdbezirks umſchließt: fo OT. Entſch. Bd. 49 ©. 86. — 
Der 8. 7 kommt aber zur Anwendung nicht bloß bei folhen von einem über 3000 
M. großen Walde umjchlofjenen Grumdftüden, bie ohne den 8 7 einem gemeinfchaftl. 
Fagdbezirte einzuverleiben wären, ſondern auch bei folden, auf benen in Verbindung 
mit ben angrenzenden nicht umfchloffenen heilen die Ansübung der Jagd dem Befizer 
nach 8 2 zuftchen wilrbe: fo Oppermann a. a. O. ©. 26 fg. — Die Umfchlichung 
„größtentheils“ nach 8 7 läßt fich nicht genau definiren, wird aber jebetifalls über bie 
Sale umfafjen müffen: fo das ſchon in n. 7. n. 9. cit. R. v. 1. Iuni1850 (VMðVl. 


s66 Di 12. Geſtimmungen über die Benutzung der Jagd auf den Jagd⸗ 


ezirken. 
12. Ueber bie Bedeutung des Ausdrucks: Gemeindebehörde“ |. n.9. — Die Ges 
meinebehörden find bei der Ausübung der ihnen durch die cit. 88 zugewieſenen Funktionen 





656 B. VI, Iagbpofizei-©efeg vom 7. März 1850, $ 10—11. n. 12. 


8. 10. Nah Maaßgabe ver Beichlüffe der Gemeinvebehörbe kann auf den 
gemeinschaftlichen Jagdbezirke entweber: 
a) die Ausübung der Jagd gänzlich ruhen, ober 
b) bie Jagd für Rechnung der betheiligten Grundbeſitzer durch einen angefiel- 
ten Jäger beichoffen werben, over 
e) dieſelbe, fei es öffentlich im Wege des Meiftgebots, over aus freier Ha, 
verpachtet werden. 
. Die Pachtverträge dürfen fi) auf Teinen kürzeren Zeitraum als auf tr 
Jahre und auf feinen längeren Zeitraum als auf zwölf Jahre erfireden. 
$. 11. Die Bachtgelver und Einnahmen von der durch einen angeftdie 
Yäger befchoflenen Sagb werben in bie Gemeindekaſſe gezahlt, und, nah Abzu; 
der etwa entſtehenden Verwaltungstoften, durch bie Gemeindebehörde unter de 
Befiger derjenigen Grundſtücke, auf welden die gemeinſchaftliche Ausübung we 
Fe Br hatt findet, nach dem Verhältniffe des Flächeninhalts dieſer Gum: 
e vertbeilt. 


bem Auffichtsrechte der ihnen vorgefeßten Berwaltungsbehörben (Lanbrath, Regierc 
Minifterrum) unterworfen. Diefes Auffichterecht findet aber feine Grenze im ben ta 
bie Berträge ber Gemeinebehörbe mit Dritten (Iagbpächtern) flipulirten Brivatredteu 
Die Tegteren können tm orbentl. Rw. geltend gemacht werden. Der Gerichtshof ;r: 
Entſch. der Komp.⸗Konfl. ift hiebei folgenden GErdſ. gefolgt. ER. v. 26. Ron. IE 
FMEL. 1854. S. 21): „5 9 h. 1. weift die Verwaltung ber Sngbang. m WBertretung ic 
rnnbbefiter ben Gemeindebeh. als ſolchen zu; dieſe Bermwaltung gehört zu ben amtlidc 
Funktionen ber letzteren und fle find dabei ber Auffiht ber norgefehten Bez 
den unterroorfen; die bem Aufjichterechte unterworfene Behörde kann bie ver 
Auffitswegen ergangenen Anorbuungen ber vorgefetten Behörde zit: 
im Wege Rechtens anfechten, fondern darf nur den Weg ber Beſchwerde au tz 
höhere Inſtanz einfchlagen,; beshalb gehört ver Anſpruch der Gemeindebehörde w 
Aufhebung eines nad Anorbnung ber vorgejegten Behörde gegen ihren Willen geichlekt 
nen Jagdpachtvertrages nit zum Aw. Anbererfeits aber mat, nah ER. vn. 1 
Dez. 1852 (IMBl. 1853. S. 111) und 3. Juni 1854 (IMBL ©. 399), das Ka 
Pol.⸗G. von der Regel, daß Anfprliche aus Verträgen zwifchen Gemeinebebörben ır 
Dritten ilber privatrechtl. Verh. von dieſen im Rw. verfolgt werben Bumen, in Ber: 
der Jagdpachtverträge keine Ausnahme, diefe Anjprüde gehören alſo jez 
Aw. Im Einklang mit vorflehenden Grundfägen haben die Min. d. Inn. u. f. Iouex. 
A. [unter Modifilation der früheren theilweiſe weiter gehenden R. vom 1. Inf 1 
( l. S, 174), 4. Yug. 1852 (BMBL. ©. 175) u. 19. Sehr. 1853 (SMEL E44 
das. fünftig zu beobachtende Verfahren durch Cirk.⸗R. v. 20, Au’. 1856 (Opperman: 
a. a. O. ©. 49 fg.), wie folgt geregelt: 
„Das durch das Yagb- Pol.:&. unberührt gebliebene Oberanffichtsrecht des Siam 
ermächtigt bie Reg, Die Gemeinebehörbe burch die Lanbräthe anzuweifen, 
nur ſolche Verträge der in Rede ſtehenden Art deſtnitiv abzufchließen, welche auf re 
falls geftellten Antrag die Genehmigung der landräthl. Behörde oder auf erhoben & 
fchwerbe höhere Genehmigung erhalten haben, und 
von biefer den Gemeine-Beh. auferlegten Berpflichtung auch bie Pachtluſtigen⸗ bei ver 
Verpachtungsverhandlungen in Kenntniß fegen zu laſſen. 

Eine ſolche Anweiſung verpflichtet zwar nur die Gemeinebehörden, und ihre Nichtbeachten: 
kann alfo die Auffichtsbehörde nicht ermächtigen, die Ungültigleit ver ohneihre Genehmigung obg 
ſchloſſenen Berträge ausgufprecgen ; Doch werben derartige Fälle des Ungehorfamsin größeren lie 
fange ſchwerlich vorkommen und immer mehr verfchwinden, wenn bie betr. Auffichtebeh. in jede 
einzelnen Falle mit Energie gegen eigenmächtige und ungehorfame Kommiumalbenmie 
Diszipfinariwege verfahren. Wenn aber Die gegen die Anmweifung abgefchle": 
nen Berträge ausdrückliche Borfchriften des Jagd-PoL:-&, wie bie : 
85 4, 7, 10, 12, verlegen ober umgeben, jo haben die Auffichts-Weh. t: 
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5. 12. Die Verpachtung ver Jagd, fowohl auf den im $2. erwähnten 
Grundſtücken, als auf gemeinfhaftlihen Jagdbezirken, darf bei Strafe der Nich« 
BE beB Vertrages niemals an mehr als — ** — drei Perſonen gemeinſchaft⸗ 
i olgen- 

Ausländer dürfen nur mit Genehmigung der Auffichtsbehörbe als Jagd⸗ 
pächter angenommen werben. 

Aterverpachtungen find ohne Emmilligung des Verpächter nicht geftattet. 

8. 13. Somohl den Pächtern gemeinfchaftlicher Jagdbezirke, als auch den 
Befigern der im 82. bezeichneten Grunbftüde, ift die Anſtellung von Jägern fir 
ihre Reviere geftattet. 

8. 14. Ein Yever, welcher vie Jagd ausüben will, muß ſich einen, für ben 
ganzen Staat gültigen, zu feiner Legitimation dienenden, auf ein Jahr und auf 
bie Perſon Tautenden Jagdſchein von dem Landrathe des Kreifes feines Wohn⸗ 


Ausführung und Handhabung zu inhibiren und bie Befeitigung der Ber- 
träge felbfi herbeizuführen, fo aber, baß letztere durch ven Richter erfolgt. 
Die Auffichtebeh. find volllommen befugt, derartige geſetzwidrige Verträge zu ignoriren 
nnd Die Gemeinebeh. — event. im Disziplinartwege — anzuhalten, andermeite gejeßent- 
ſprechende Verträge abzufchließen. Erfolgt ein folcher Abſchluß und entfteht zw. den Päch⸗ 
tern Streit über bie Gültigkeit der Verträge, fo hat ver Nichter im Aw. zu entſcheiden, 
vie Gemeindebehörbe aber — event. wiederum zwangsweiſe — den neuen Pächter im 
Prozeffe zu ajfiftiren.” — Diefe Anweifung ift Durch J. u.MR. v. 24. Dez. 1859 
BMI 1860. ©. 5) dahin begrenzt, „daß bie Auffichtsbeh. ihre Einwirfung nur fo 
weit auszuüben haben, als erforberlih, um bie Gemeinebeh. zur ordnungsmäßi— 
gen Erfüllung ihrer Pfliht anzuhalten, und ben Abſchluß gefegwibriger, 
unflarer und gemeinſchädlicher Verträge zu verhliten, wogegen e8 für un» 
zuläffig erflärt if, daß bie Landräthe den Abfchluß bes Vertrages von ihrer Beſtätigung 
abhängig machen oder gar direkte Anorbnungen über bie Art ter Verpachtung, die Wahl 
des Püchters ertheilen, ohne zu beachten, daß dieſe Mobalitäten nach $ 10 b. 1. von dem 
freien Bejchluffe der Gemeinebehörve abhängt; „pie Yanbräthe follen fich deßhalb bei Ber 
urtbeilung ber ihnen zur Genchmigung vorgelegten Entwürfe zu Iagbpachtverträgen nur 
von ſolchen Rückſichten leiten laffen, Die. durch das allgem. ftaatfiche Intereffe geboten 
werben.” — 

13. Nach 2.u.IMR. v. 20. Ian. 1864 (BMBI. S. 47) wird ben Auffichtsbeh. 
empfohlen, bie Ortsbehörben anzuweifen, daß zur Bermeibung ber Unzuiräglichkeiten, Die 
leicht entſtehen, wenn ber Ortsſchulze als Jagdpachtluſtiger konkurrirt, in folchen Fällen 
ter Schuße von ben Schöppen zu vertreten, bie Verpachtung ſelbſt aber nur im Wege 
des Öffentl. Meiftgebots vorzunehmen if. — 

14, Die Iagbpachtgelder find nah $ 11 h.]. gefondert innerhalb jedes ein- 
zelnen Jagdbezirks zu vertheilen, wenn auch die mehreren Jagdbezirke zuſammen einen 
Gemeinebezirk anemaden: fo L.u. IMR. v. 10. April 1868 (VMBl. S. 92). 

15. Der 812 b. J. hat, indem er die Zahl der Pächter eines gemeinfchaftl. Sagb- 
bezirks auf höchſtens drei firirt, eine Genoſſenſchaft im Sinne, welche gemeinſchaftlich 
die Nutzung Üben und gemeinſchaftlich für die Erfüllung des Kontrafts und für bie Er- 
filllung ber gefetl. Vorſchriften verhaftet jein follen: hiemit in geradem Widerſpruche und 
fomit unzuläffig ift es, das Jagdrecht auf einem Jagdbezirkle breimal an brei ein- 
zelne PBerfonen zu verpadhten: jo L.u. IMR. v. 18. Febr. 1860 (MB. ©. 29). 
— Unzuläffig find auch Verträge, in benen dem Pächter die Pflicht aufgelegt wird, 
Jagderlaubnißſcheine zu ertheilen, infofern damit die Vorfchriften ber 88 10 u. 12 h. | 
umgangen werden; und zu eimer gleichen I mgebung führt die entgeltliche Abgabe 
von Sagberlaubnipfeeinen ſo EMR. v. 1. Mat 1853 (BVBl. ©. 152), 


‚16, Wegen ver gleihmäßigen Form der Jagdſcheine und der Koften ber- 
ſelben f. das als Beilage hiezu abgehrudte Eirk.-R. v. 14. März 1850 unter 
Steiff, Gef. üb. Land.-Kult. u. landw. Bol. 42 
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fites ertheilen laſſen, und felbigen bei der Ausübung ver Jagd ſtets mit ſih 
führen. | 

Auch Ausländern kann ein folder Jagdſchein, jedoch nur gegen die Aüry 
Ichaft eines Inländers, von dem Lanbrathe des Wohnorted des Bürgen erthel 
werden. Der Bürge haftet in Folge feines Antrages für Strafen, welche a: 
Grund der 88 16., 17. und 19. gegen ven Ausländer verhängt werben, Tem 
für die Unterfuchungstoften. 


Für einen jeden Jagdſchein wird auf das Jahr eine Abgabe von Einer 


Thaler zur Kreis-⸗Kommunalkaſſe des Wohnortes des Ertrahenten entrichtet. Tr 

eingehenden Beträge werben nach den Beſchlüfſen ver Kreisvertretung verwente 
Die Ausfertigung der Iagbfcheine erfolgt Toften- und ftenipelfrei. | 
Die im Königlichen oder Kommunaldienſte angeftellten Forſt- und Jagtebe— 


amten, ſowie die lebenslänglich angeftellten Privat-Forft- und Jagdbedienten m 


halten den Jagdſchein unentgeltlich, ſoweit es fi um bie Ausübung der I: 
in ihren Schußbezirfen handelt. In Jagdſcheinen, welche umentgelttich exrthe: 
find, muß dies und für welchen Schubbezirk fie gelten, angegeben werben. 
$. 15. Die Ertheilung des Jagdſcheins muß folgenden Perfonen veri:z 
werben: 
a) ſolchen, von denen eine ımvorfichtige Führung des Schießgewehrs oder tin 
Gefährdung der öffentlichen Sicherheit zu beforgen iſt; 


— — — — — 


[. Nr. 2. — Nach 814 h. 1. kann ber Lauf bes Jahres für bie Gültigkeit der Io: 
ſcheine nur vom Tage ihrer Löſung datirt und nicht auf das Kalenderjahr bezogen mı 
ten: fo MR. v. 14. Mai 1850 (BMUO. S. 148). — Die m 814 h. J. ermikim 
Bürgfhaften unterliegen, als fchriftliche Rauttonsinftrumente, dem tarifmäßigen Ster 
pel von 15 Sgr.; die Geſuche um Jagpdſcheine aber find ftempelfrei: jo FMX : 
6. Mai 1852 (VWMBl. ©. 208). — Nach dem Hegul. des HM. v. 3. Febr. 1% 
(VMBl. S. 65) über Die Bortofreibeit 82 1.Nr. 6 iſt „portopflichtig bie Kerm- 
ſpondenz wegen Ertbeilung von Jagdſcheinen und bie dadurch veranlaßten Gelbfentungr: 
Bortofreibeit tritt nur dann ein, wenn e8 ſich dabei um Jagdſcheine für Königl. Fcı- 
und Jagdbeamte behufs ver Ausübung der Jagd in ihren Forftbezirten handelt umt debe 
lediglich das bienftliche Intereffe obwaltet.” — Nah LMXR. v. 6. Mai 1850 ARA 
S. 148) milffen die freien Jagdſcheine der unteren Forftbeamten fi; auf alle Bezirlke er 
fireden, in welchen fie nad) ihrer Dienftpflicht zur Aufficyy verwendet werben Fünuen ur! 
ebenjo den Oberförftern unentgeltliche Jagdſcheine für den ganzen Umfang ber Oberferk:- 
-rei ertbeilt werben. — 

17. Durch KMR. v. 20. Mai 1853 (BMBl. S. 114) find die Reg. angewieſer 
barauf zu halten, daß „fortan kein Echullehrer fich mit der Betreibung ber Jagd beichẽ 
tige, Ausnahmen werben nur in Rüdfiht auf die Geſundheit einzelner Inbivibuen un 
auch nur in den feltenften Fällen zu geftatten fein.’ 

. Nah 88 31, 32 A. 2%.-R, II. 16. gehört beim Mangel anderer proninzielz: 
Beflimmungen au wildes Geflügel, infofern es zur Speife gebraudt ;: 
werden pfegt, zur Iagbgerechtigkeit, auch die Krammetsvögel find hiernach jast 
bare Thiere und dürfen nur von demjenigen, ber das Jagdrecht hat, gejagt oder da der 
8 6l a, a. DO. das Fangen in Dohnen zu dem erlaubten Jagdarten zählt, durch Deber: 
eingefangen werben: wie aber bie Ausübung ber Jagd Überhaupt den polizeil. Einſchrän 
ungen des ©, v. 7. März 1850 unterliegt, fo insbefonbere auch bie Ausubung eine 
Theiles derfelben, das Fangen ber Krammetsvögel durch Dohnen; Jeder aljo, ber and 
nur in biefer Art die Jagd ausüben will, muß einen Jagdſchein Wen umb felbigen bei ber 
bet fi führen: jo I.u.2MER. v. 25. März 1852 (VBMBl. ©. 102). 
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19. Nah J.u. EMR. v. 9. März 1854 (MB. ©. 49) find bie Verwaltunge 
behörden befugt, Jagdſcheine vor Ablauf des Jahres, für welche fie gegeben find, den Be 
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b) venen, weldhe durch ein Urtbeil des Rechts, Waffen zu führen, 
erflärt find, ſowie denen, welche unter Polizei⸗Aufficht ftehen ober welchen 
* Rational-olarbe — iſt. Sorfk eghſredels 
ußerdem kann denjenigen, welche wegen eines Forſ und oder 
wegen Mißbrauch des —— — beftraft find, der Jagdſchein, jedoch nur 
innerhalb fünf Jahre nach verbüßter Strafe, verjagt werben. 
. 16. Die Nichtbeachtung der vorſtehenden Vorſchriften über Löſung von 
Jagdſcheinen wird beftraft wie folgt: 
Ber, ohne einen Ingbidein gelöft zu haben, die Jagb ausübt, wird 
für eine jeve Uebertretung mit einer Geloftrafe von fünf bis zwanzig Tha⸗ 
ern t. 
Ber Teinen Jagdſchein ber Ausiibung ver Jagd micht bei fich führt, ben 
trifft eine Geldſtrafe bis zu fünf Thalern. 
er es verfucht, ſich durch einen nicht anf feinen Namen ansgeftellten, 
fremden Jagdſchein zu legitimiven, um ſich dadurch ber verwirkten Strafe 
( entziehen, der wird mit einer Strafe von fünf bis funfzig Thalern 
t. 


N Wer zwar mit eimem Jagpſcheine werfehen, aber ohne Begleitung 
des Jagdberechtigten, ober ohne deſſen jchriftlich ertheilte Erlaubniß bei fich zu 
führen, die Jagd auf fremdem Jagdbezirke ausübt, wird mit einer Strafe von 
2 bis 5 Thalern bele 

Wer vie Jagd auf feinem Grundſtücke gänzlich ruhen zu laſſen verpflichtet 
ift, biefelbe dennoch aber darauf ausübt, hat eine Geldſtrafe von zehn bis zwan⸗ 
zig Thalern und die Konflöfation der dabei gebrauchten Jagdgeräthe verwirft. 

er auf feinem eigenen Grundftüde, auf dem die Jagd an einen Dritten 
verpachtet ift, ober auf dem ein Sägen für gemeinjchaftliche Rechnung ber bei 
einem Jagdbezirke betheiligten Grunpbefiger die Jagd zu beſchießen hat, ohne 


(IMBL. 1856. S. 25). 
8. 17. Abi. 2. u. 3. | | 

21. Zum legten Abi. di. $ og 88 274 bis 277 Straf⸗G.⸗Buch, von denen 
8 277 auch die Konfiskation des Gewehrs, bes Jagdgeräths und ber Hunde, welche 
der Thäter bei dem unberechtigten Sagen bei fich geführt hat, ohne Unterſchied, ob 
fie dem Thäter gehören ober nicht, vorſchreibt. Weber das Verfahren bei Boll- 
ſtreckung ber auf ſolche Konftsfation gerichteten Erleuntniffe |. IIMX. v. 28. Nov. 1860 
(IMVBl. S. 346), milgetheilt ben Reg. durch L. u. IMR. v. 20. Dez. 1860 (VMVl. 
1861. S. 51), und in Betr. ber über bie lonfiscirten Jagdgeräthſchaften zu treffenden Dis— 
pofition |. IIMR. v. 6. Juli 1854 (JMVl. ©. 294) und IMR. v. 26. Juni 1354 
BMEL. ©. 146), wonach die von den Gerichten an die Verwaltungsbehörben abzugeben- 
den Konfisfate ans freier Hand am fichere Lente verkauft, ober an verbiente Forftichußbe- 
amte überlaffen ober im Falle der Werthlofigleit vernichtet werben follen. — Außer ben 
im Iagbpol.-G. mit Strafe bedrohten Mebertretungen fiehe noch 8 347 ben Strafgel.- Buchs 


660 B. VI. Jagbpolizei⸗Geſetz vom 7. März 1850, $ 17-20. n. 32. 


Einwilligung des Iagbpächter8 oder der Gemeinvebehörbe jagt, ebenfo derjenige, 
welcher auf fremben ndſtücken, ohne eine Berechtigung dazu zu babe, ri 
Jagd ausübt, wirb wegen Wilddiebſtahls oder Jagdkontravention nach ben allge 
memen ©ejegen eff. 

8. 18. Die Beftimmung ber Hege- und Echonzeit erfolgt nach ven zur Jer 
der Verkündung bes Geſetzes vom 31. Oltober 1848 geltend geweſenen Seien 

Die Verordnung vom 9. —— 1842 88 1. und 2. (G.S. 1843. S. 2. 
und das Publikandum vom 7. März 1843: (G. S. 1843. ©. 92.) treten wire 
in Kraft. Sonftige Uebertretungen der Vorſchriften über Hege- und Schonzet 
werben mit einer, nad) richterliem Ermefien zu beftimmenven Geldbuße bit yı 
funfzig Thalern geahndet. 

‚8. 19. Wer zur Begehung einer Sagbpolizei-Uebertretung ſich feiner Ange 
börigen, Dienftboten, Lehrlinge oder Tagelshner als Theilnehmer oder Gehülte 
bevient, haftet, wenn dieſe nicht zahlungsfähig finb, neben ver von ibm jet 
verwirkten Strafe, für die von benfelben zu erlegenven Gelbftrafen und ra 
Schaengſab 

8. M. Wegen einer Jagdpolizei⸗-Uebertretung ſoll eine Unte uchung m 
weiter eingeleitet werben, wenn ſeit dem Tage ver begangenen That Bi8 sr 


unter IL. unb 12., wonad mit 20 Thlr. Gelb» ober 14 Tagen Gefängniffirafe b 
t w 
"1 wer ohne Genehmigung des Jagdberechtigten auf einem fremden Jagdreviere auft 
bem dffentlichen, zum gemeinen Gebrauche beftimmten Wege zwar nicht jaxe 
aber mit Schießgewehr, Winbhunden ober zum Einfangen des Wildes gebrare 
lichen Werkzeugen betroffen wir, 
12, me Eier oder Junge von jagbbarem Federwild ausnimmt.“ 


8. 18. 

22. Durch biefen 8 find bie im $ 8 bes ©. vom 31. Dftober 1848 (f. in n. 1. 
aufgehobenen Vorſchriften über bie Schon-, Setz- und Hegezeit wieber ke: 
geftellt. Dieſelben find in ben verfchiebenen Provinzen und fogar in einzelnen There 
derſelben verſchieden; bie hierüber beftehenben Provinzial- und Lokal⸗Ordnungen beregia 
nad $ 46 U. 2.-R. II. 16. ben in 88 48 fg. ibid. enthaltenen. Sie find von fo gie 
Mannigfaltigkeit, daß bier nur auf die Zufammenftellung berf. in dem cit. Werie rc- 
Dalde ©. 41 bis 61 hingewiefen werden kann. — Ob durch 818 b. 1. auch bie fräk: 
ven Borfchriften, welche das Schießen einzelner Wilbgattungen z. B. der Ricken gänz!i: 
verbieten, wieder hergeftellt fein, ift controvers: |. Oppermann aa. O. ©, 0‘. 
Dalde a. a. O. S. 40. — Die im letzten Abfag h. 1. wieber in Kraft geſetzten Ber 
ſchriften ver BO. v. 9. Dez. 1842 (©.-©. 1843. ©. 2. und 3.) und das Bnbliten: 
dum v. 7. März 1843 (G.S. S. 92) enthalten die Strafen für das Tödten oter Gr 
fangen bes Wildprettes während der vorgefchriebenen Schonzeit Seitens ber zur Jagd jr 
berechtigten Perfonen; biefelben betragen: 


für ein Stüd Eldreib. . 2.2... 220.0. 50 Thlr. 
2.Rothwild......... 30 = 
5. =» »  » Dommwilb ... ....... 20 = 
4,» » ⸗Auerwild............ 10» 
5. > einen Shwan oo: een. 10 « 
6. « 1 10°» 
T. » em Std Rebwilb . . .. ve eec. 10 . 
8. » einen Dachs........ ... dd. 
9. ss. Haſen .......... 4 = 
10. » ein Stüd Hafel- oder Brt-Wib..... 8 = 


d wird be ns eine Me b mente, Gans, Ente ober Rebhuhn 2 « 
und wird den Geldbußen für den Fall des Unvermögens verbältmi mäßige Gefängrr- 
firafe ſubſtituirt. | g haͤlmiß c angr: 
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Eingange der Anzeige an die Staatsanwaltſchaft ober ven Richter drei Monate 
verſtri d 


nd. 
$. 21. Durch Klappern, aufgeftellte Schredbilver, fowie durch Zäune, Tann 
ein Jeder das Wild von feinen Beligungen abhalten, auch wenn er auf diefen 
zur Ausübung bes Jagdrechts nicht befugt ift. Zur Abwehr des Roth“, Damm- 
und Schwarziwildes kann ex fich auch Heiner oder gemeiner Haushunde bevienen. 
822 Auf gemeinfchaftlihen Jagdbezirken, auf welchen Wilpfchaden vor- 
fommen, darf bie Gemeindebehörde, wenn auch nur ein einzelner nbbefiter 
Widerſpruch bogegen erhebt, vie Ausübung ver Sag nicht ruhen laſſen. 

8. 23. Wenn die in der Nähe von Forſten belegenen Grundſtücke, welche 
Theile eines gemeinſchaftlichen Jagdbezirkes bilden, oder ſolche Waldenklaven, auf 
welchen die Jagdausüübung dem Ei enthümer des fie umfchließenden Waldes liber- 
laſſen it ($ 7.), erheblichen Wildſchäden durch das aus ver Forſt Abertretende 
Wild audgefegt find, fo ift. ver Landrath befugt, auf Antrag ber beſchädigten 
Grundbeſitzer, nach vorhergegangener Prüfung des Bebikfniffes und für die Dauer 
befiefben, ven Jagdpächter felbft während ver Schonzeit zum Abfchuffe des Wildes 
aufzuforbern. Schügt der Jagdpächter, biefer Aufforberun ungeachtet, vie bes 
ſchädigten Grundſtücke nicht genügenn, fo kann ber Saul den Grundbeſitzern 
jelbft die Genehmigung erthetlen, das auf dieſe Grundſtücke übertretende Wild 
auf jede erlaubte Weiſe zu fangen, namentlich) auch mit Auwendung des Schieß⸗ 
gewehrs zu tübten. | 

Das Nämliche gilt rückſichtlich der Beſitzer folder Grundſtücke, auf welchen 
jih die Kaninchen bis zu einer, ver Feld- und. Oartenkultur fchäblichen Menge 
vermehren, in Betreff diefer Thiergattung. Wird gegen vie Verfügung des Land⸗ 
raths bei der vorgefegten Verwaltungs =» Behörve der Rekurs eingelegt, fo bleibt 
erftere bis zur eingehenden höheren Entſcheidung interimiftiich gültig. 

Das von den —A5 in Folge einer ſolchen Genehmigung des Land⸗ 
raths erlegte oder gefaugene Wild muß aber gegen Bezahlung des in ber Gegend 
üblichen Schußgeldes dem Jagdpächter —* und die desfallſige Anzeige bin⸗ 
nen vier und zwanzig Stunden erſtattet werden. 

8. 24. Auch der Beſitzer einer ſolchen Waldenklave, auf welcher die Jagd 
nah $ 7. gar nicht ausgeübt werben darf, ift, wenn das Grundſtück erheblichen 
Wildſchäden ausgeſetzt ift und der Befiger ded umgebenden Wald » Iagbreviers 
der Aufforderung des Landraths, das vorhandene Wild felbft während der Schon- 
zeit abzufchießen, nicht genügen nachkommt, zu fordern berechtigt, daß ihm ver 
Landrath nad) vorhergegangener Prüfung des Bedürfniſſes und auf bie Dauer 
deſſelben die Genehmigung ertheilt, das auf die Enklave übertretende Wild auf 
jede erlaubte Weife zu fangen, namentlich auch mit Anwendung des Schießgewehre 
zu tödten. . 

In dieſem Falle bleibt das gefangene over erlegte Wild Eigenthum des 
Enklavenbeſitzers. 

In den in den 88 23. und 24. gedachten Fällen vertritt die von dem Land⸗ 
rathe zu ertbeilenve Legitimation die Stelle des Jagdſcheins. 

8. 25. Ein gefetlicher Anfpruh auf Erfat des durch das Wild verurfach- 
ten Schadens findet nicht ftatt. 

Den Jagdverpächtern bleibt dagegen unbenommen, binfichtlich des Wild⸗ 
ſchadens in ven Jagdpacht⸗Kontrakten vorforgliche Beſtimmung zu treffen. 


. 2. iS 25. (Abwendung des Wildſchadens. 
Durch diefe 88 find bie ss 141 bis 148 2-8 1. 9. befeitigt und 
erjegt. 
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g. 26. Wenn bie jegt befichenden Jagdpacht⸗Kontralte ber Bild 
ben 88 A. und 7. bargelchriebenen gemeinf&aftlichen Ka bin gi 
jo treten diefelben mit dem 1. Juli 1851 von felbft 
. In denjenigen Stäpten, welche zu feinem a — Reale ba 
hören, werben die in biefem Geſetze den Landräthen übertragenen 
den rt epoligei- Bebörben ausgeübt, und in Stelle der Kreis Komm 
die le Kafle. 

Wer die Jagd inmerhalb bes abgeſteckten Feſtungs⸗Rayons rc: 
1300° Schritten ausüben will, muß vorher feinen Jagdſchein von dem Feſtungt 
Kommandanten befonbers viftren Laffen. 

Die Uebertretung dieſer Vorſchrift wird wit einer Strafe von zwei bis für 


Thalern —A eahndet. 
An die Stelle ver in ven 88 16., 17., 18. jnd 28. angedrobtt 
—** tritt für den Fall, daß der Üebertreter zu deren Beahlınag ume: 
mögend ift, Te ö tnißmäßige Gefänguißftrafe. 
auf 8, —8 dieſem —* —— enden Borſchriften werben bie: 
gehoben 


31. Unfer Mini landwirt Angelegenheiten wird 
der ——— —— tragt. hſchaftliche Augeles * 


Gegeben arlottenbur ‚ven 7. März 1850 
“ & 8.) ® an Briedeich Wilhelm. 


Graf v. Branbenbuen, v. Ladenberg. v. Mantenffel. v. d. Heybt. v. Rab 
Simons. v. Schleinitz. v. Sibchaufen 
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und zwar gu m. 2, 


Cirk.:Berf. des Min. für die landw. A. u. d. yunern v. 14. März 18 
über die Ausführung des J Pol⸗G. v. 7. März 1850 BMBL ©. IT. 
ana Kan bo2 3 um Schuße der fen —— Sfutere aus Nüdfiht auf bie Ei: 
der —— chte und im nationaldkonomi erefie erlaffene, „gesennäri: 
* bie Geſetzſammlung verkündete — ee v. 7. März er. den beak 
igten —* Br verfehlen fol, fo if eine forgfame Ausführung des Gefeges um: 
laßlich und eine baldige genaue Sanbhabung deijelben um fo che 
es mmacıt darauf anlomms, dem feit zwei Jahren eingeriltenen Jagdunfuge —* 
zu ſteuern 


u dieſem Behufe wird die Königl. Regierung veranlaßt, die Landräthe Ibre: 


Bezirkes und in denjenigen Städten, welche zu keinem lanbräthlichen Kreife gehören 
die OrtöpoligeisBehörden (8 27. des Belege 3) mit den nöthigen Inſtruktionen zu ved 
fehen, bei denen vorzüglich folgende gun *. zu beobachten Ind: 
l. Es find vor Allem in den Amts- und Kreisblättern Bekanntmachungen ; 
erlaffen, wodurd da3 Publikum aufmerkſam gemacht wird, daß 
8) die eigene Ausübung bes N agdrechts Fr ihrem Stund und — ner ie 
Beſitzern der im Sr des Re ebe3 bezeichneten —— und derjenigen 1 en 
87, erwähnten Walvenflaven, ‚anf denen ber Walvbejiker die Yagb nich 
pachten will, erlaubt ift; 


b) Sa eber ohne Ausnahme, „anelder bie Sa: en will, fi vorber em: | 


agdſchein loͤſen und diefen bei der Jagd jet? Sei 1a) bangen. mau M. —* \ 
€) N vor Verkündigung dieſes Geſetzes vom 31. A 
nen Beitimmungen über die Hege: und Schonzeit wieber in in rat getreten nm 
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2. Zur Verhütung von Betrügereien und Fälſchungen müſſen die Jagdſcheine, 
welche der Regel nad für den ganzen Staat gelten, in allen Yandestheilen ber äuße— 
ren Form nad übereinjtimmen. Theils aus diefem Grunde, theils um die Behörden 
ſchleunigſt mit dem nädjten Bedarfe zu verfehen, babe ich hier eine Anzahl folder 

agdfcheine anfertigen laflen. Diejelben beitehen aus einer Sorte für Forſt- und 
dbeamte, die unentgeltlich zu ertheilen, und aus einer Sorte für andere Yäger, 
Dolür 1 Thaler zu erlegen iſt. Ein Theil von beiden Sorten, auf welchem ſich Teine 
Unterſchrift befindet, ift für den Gebrauch der Orts Bolizeibehörben ($ 27. de3 Gef.) 
beitimmt. Die Königl. Regierung erhält hierbei zur Vertheilung unter die Lanvräthe, 
reſp. Dris-Boligeibehörben hres Bezirks: 
a) — Stüd unentgeltliche und 
b) — Stüd gewöhnlidhe Jagdſcheine. 

Der Bud:, Kupfer: und SteindrudereisBefiker Eduard Hänel, Potspamerftraße 
Nr. 118 bierfelbit, hat fich verpflichtet, derartige Jagdſcheine zum Preiſe von 1 Sr. 
pro Stüd ftet3 für die Behörden vorräthig zu halten. Die Königl. Regierung kann 

er von demſelben in Zukunft Ihren Bedarf felbit beziehen, jedoch bleibt es Ihr 
unbenommen, bergleihen Scheine auch anderwärts anfertigen zu laſſen, fofern bie: 
felben nur dem Formulare gleihen und nicht theurer als diejes zu ftehen kommen. 

Die Koften für die unentgeltlich zu ertheilenden Jagdſcheine find aus dem Die: 
pofttionsfonds der Königl. Regierung für polizeiliche Zwecke, die Koften für die übri- 

en Jagdſcheine aber mit 1 Sgr. pro Stüd aus ber dafür vom Empfänger zu er- 
egenden Abgabe von 1 Thaler zu deden. Die beigefügten Eremplare find vorjhuß- 
weiſe aus der Kaffe der hiefigen Generallommiffion Berabit worden und hat die Königl. 
anna den Betrag dafür mit — NRthlr. — Sgr. — Pf. dieſer Kaffe fofort zu 
eritatten. 

3. Die Lanvräthe und Orts » Bolizeibehörden haben bei Ertheilung der Jagd⸗ 
fcheine mit Vorficht zu verfahren, damit nicht Perjonen zur Jagd zugelallen werben, 
melde nad 8 15. des Geſetzes davon ausgeſchloſſen bleiben follen. 

Die Jagdſcheine find mit der eigenhämdigen Unterſchrift und dem Amtsſiegel 
der Landräthe, reſp. der Vorjtände der Orts : Bolizeibehörden fowie mit derjenigen 
Hummer, unter welder jie in ven darüber zu führenden Lilten eingetragen find, zu 


verjehen. 
ei jeder zur Ertheilung von agbjgeinen ermächtigten Behörde ift eine Liſte 
über die unentgeltlich, und eine ſolche über die gegen Bezahlung ausgefertigten Jagd: 
fcheine zu führen, aus welchen unter jertlaufenben Nummern die Empfänger der 
Scheine und die Zeit der Gültigkeit der lebten erfehen werben können. 
In der erften Hälfte des Auguft jeden Jahres haben die Landräthe und Orts⸗ 
olizetbehörden der Negierung bie I der von ihnen im Laufe des Jahres ausge⸗ 
tellten entgeltlihen und unentgeltlihen Jagdſcheine anzuzeigen, wonächſt ich von der 
Aegierung einer Zufammenftellung diefer Anzeigen nad den einzelnen Kreifen aus 
rem Bezirke entgegenjehe. 
. Die Aushändigung derjenigen Jagdſcheine, für weldhe eine Abgabe von 
1 Tple. zu entrichten ift, darf erſt nach erfolgter Bezahlung diefer Abgabe geſchehen. 
Bon dem Detvage berfelben wird für jeden Jagdſchein 1 Sgr. an Koiten in Abzug 
gebradt, der Ueberreit aber in die Kreis:Kommunalfaffe oder Stadtkaſſe vereinnahmt. 
9 bisher in einem Kreife noch Feine Kreis⸗-Kommunalkaſſe beftanden hat, da it zu 
viefem Behufe fofort eine folche vorfchriftsmäßig einzurichten. 

5. Obmohl den Auffihtsbehörben eine unmittelbare Einmifhung in die Art ver 
Benupung der gemeinfchaftlihen Jagdbezirke nicht geitattet, dieſelbe vielmehr von dem 
Beichluffe der Gemeindebehörven abhängig gemacht it und es dieſen daher überlaflen 
bleiben muß, unter welchen Bedingungen fie die Jagd im Gemeindebezirke verpach⸗ 
ten wollen; fo dürfte e3 den in folden Geſchäften noch unerfahrenen Gemeindebehör⸗ 
den doch willkommen fein, einen Entwurf für Yagd - Verträge zu erhalten, ber die 
Grunbbefiser vor Nachtheilen fichert und ven Berpächtern zum Leitfaden dient. Ich 
fertige deshalb in der Beilage (a.) ver Königl. Regierung einen folchen Entwurf zu; 
jtelle Ihr anheim, denfelben durch Zufäse zu ergänzen, melde Ihr mit Rüdſicht auf 
befondere Berhältniffe Ihres Bezirtö angemeflen erſcheinen, und fordere Diefelbe auf, 
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den Entwurf fodann durch den Drud vervielfältigen und den Landräthen in emr 
binreichenden Anzahl von Eremplaren zugehen zu laflen. Die Landrätbe haben die 
Gemeindebehörden davon zu benachrichtigen, venfelben die Eremplare gegen Bext 
und hie Drudtoften zu überlaflen, und ihnen die Benußung des Formulars i: 
empfehlen. 

Die Zufäge, welche die Königl Regierung dem Formulare gegeben bat, ir 
anzuzeigen. Wenn die Berpadtung im Wege des Meiltgebots gefiebt, wid ve 
Ausfüllung des Vertrages die Aufnahme eines einfachen Licitations-Prototolls ver. 
ausgehen müflen. 

‚6. Schließlich find die Lolalbehörben zu veranlafien, alle Aufjihtsbeamten, wit 
Einihluß der Foritbedienten, Gensbarmen und Zelohüter, zur Ueberwachung ter 
Jagdkontraventionen jeder Art, befonder der Berlegungen der Hege- und Schongaten. 
jo wie der Mebertretungen der durch das Geſetß vom 7. März er. getroffenen Ya: 
polizeilihen Vorfchriften anzumeifen und wegen ber durch $ 20. des Geſetzes ein 
führten kurzen Verjährungsfriſt zur fchleunigen Anzeige der entdedten Vergehen = 
Ernft anzubalten. 

Berlin, den 14. März 1850. 

Für den Miniſter für landwirtbichaftliche Angele eupeiten und als Minijter des Innern 

v. Manteurfel. 


a. germular zu einem Jagd: Padhtvertrage. 
Zwiſchen vem N. N. alö Gemeinde : Voriteher zu N. einerfeit3 und dem R. X. 
zu N. anbererfeit3 ift nachſtehender Pachtvertrag gefhloflen worden. 
. 1. Der Gemeinde-Borfteher zu N. verpachtet die gefammte Jagdnutzung ar 
den Grundftüden des Ner Gemeinde Bezirks für einen jährigen Zeitraum, ver 
ten an gerechnet, an den N, N. zu N. 
8. 2. Ausgenommen von ee Verpachtung bleibt jedoch die Jagd auf folger: 
den zum Ner Gemeinve-Bezirte gehörigen Grundſtücken: 


2) 


x. 
(NB. Hier find diejenigen Grunpftüde genau nad ihren Grenzen zu bezeichnen, 
welche zwar im Gemeindebezirke liegen, aber nad $3 2., 5. und 7. vei 
SJagd-PBolizei-Gefeges vom 7. März 1850 vom gememichaftlihen Jagdbe⸗ 
zirke ausgeſchloſſen find oder einen beſonderen Jagdbezirk bilden.) 
. 3. Der Pächter verpflichtet fich, für jedes Jahr ein Wadtgelt von — Thlr. 
— Sgr. — Pf. (in Worten) zu entrihten. Die Zahlung erfolgt jedes Jahr am 
ten praenumerando an die Gemembelafle zu N. 
.4. Cine Afterverpadhtung der Jagd ift dem Pächter nicht geitattet. 
. Bei der Ausübung der Jagd muß der Pächter die jagdpolizeilichen Ber: 
ordnungen beobachten. . 
eb: und Parforce⸗Jagden anzuitellen, it ihm unterjant: ... 
r.haftet für den Erſaß jeden Schadens, welchen er ſelbſt, ober diejenigen, denen 
er die Erlaubniß, auf dem Pachtreviere zu jagen, ertheilt bat, bei Ausübung ber 
Sagd an den Grundjtüden oder deren Früchten verurjachen. 
8.6. Dem Berpächter iſt es freigeftellt, den Pachtvertrag vor Ablauf deſſelben 
jederzeit aufzulöfen: 
a. wenn ber Bächter ftirbt; .3. 
b. wenn derſelbe länger als vier Wochen nah dem Fälligkeitstermine mit ver 
Bezahlung des Pachtgeldes für ein Jahr im Rüditande bleibt; 
c. wenn ihm die Behörde die Ertheilung eined Jagdſcheins verweigert. 
In allen viefen Fällen hat der Pächter das Pachtgeld für das Iaufende Jahr 
unverküggt zu entrichten. 
. 7. Die für die Grrichtung bes Vertrages erwachſenden Koften, einſchließlich 
derjenigen für die Bekanntmachung des Licitationsterining, übernimmt der Pächter. 


— —— — 








. VITA 


Vorläufige Verordnung vom 5. März 1843 


über die Ausübung der Walpftreu- Berechtigung. 
[G.S. &. 105.] 
(Ritteratur: Erg. Bd. 1. ©. 780 bis 2.) 


Wir Friedrich Wilhelm zc. zc. finden Uns bewogen, zur Verhütung der Nach⸗ 
tbeile, melde eine ungeregelte Ausübung der Waldſtreu⸗Berkchtigung auf die Holzkul⸗ 
hır ausübt, und um mol den Walbbefigern die angemeffene eroirhhihaftung ihrer 


Waldungen, als auch den Serpitut-Beredhtigten felbjt die nachhaltige Ausübung diefer 


Zu B. VIE. im Allgemeinen. 

1. Die Forftpolizeigefeggebung im weiteren Sinne umfaßt alle ©., welche 
mf den Schu und die Pflege (Kultur des zum Waldanbau nugbaren Bobens ſich be⸗ 
iehen. — Zu ben eigentl. Forſtſchutz⸗ O., welche bie Beſtimmung haben, bie Forſten 
‚egen Diebftahl und andere Frevel durch Strafanbrohung und Einführung geficher- 
er Ueberwachung möglichft zu fchigen, gehören von den Preuß. ©. das G. v. 2. Juni 
1852, den Diebftahl an Holz und anderen Waldprodukten betr, (G.S. ©. 305) 
ind bie beiden ©. v. 31. März 1837, betr. die Befugniß der Korfibeamten zum 
Baffengebraucdh gegen Holz» ıc. Diebe und betr. die Strafen der Wider- 
etzlicdpleiten gegen Forſtbeamte bei Forft- 20. Verbrechen (G.S. ©. 65 u. 67). 
>a fie überwiegend firafrehtlicher Natur find, fo genügt bier ber Hinweis auf biefelben. 
Fir allgem. Forftpofizei-G., welches gegen bie geringeren Forſtfrevel gerichtet iſt, wie bie 
eldpolizei⸗O. v. 1. Nov. 1847 gegen die Feldfrevel, ift in Preußen nicht vorhanden. 
die Reg. haben aber von der ihnen nach 811 verbuuben mit $ 5 lit. h. des G. v. 11. März 
850 (f. in n. 2. zu B. L) zuftändigen Befugniß, Polizeivorfchriften zum Shut be 8 
3 aldes zu erlaffen, wielfach Gebrauch gemacht. Außerdem find auf dieſem Gebiete auch 
och ältere Lolal-$. in Geltung. — Auf die Pflege (Kultur) der Forften hat die Preuß. 
eſetzgebung nad drei Richtungen bingewirkt: 
durch Regelung der Ausübung der auf den Forſten haftenden Servitu⸗ 

ten; dahin gehören die 85 25 bis 33 des Landes - Kultur - Ep. v. 14. Sept. 1811 
(A. I.) und die vorläufige VO. v. 5. März 1843 über die Ausübung ber Walbfireu- 
Y Deredtigung (f. oben); — 
Dur theilweife Begrenzung der im $ A Des Landes-Kultur-Ep. gewähr- 
ten Berfügungsfreiheit der Eigenthämer von Waldungen; dahin gehören 
8 109 der Gem.Th.O. von 1821 & VII. a.) und 8 13 der Gem.⸗Th.O. v. 1861 
(Anh. zn A, VIL unter I.), betr. die Beſchränkung der Naturultheilung gemeinſchaftl. 
Wälder, womit die Bellimmungen im Art, 10. des Ergänz.⸗G. v. 2. Mir; 1850 
(A. viL ».) und 815 ber Gem.Th.O. von 1851 wegen ber Bedingung für bie 
zwangsweiſe Feſtſtellung der Abfindung für Forſtſervituten im Forſtland zuſammen⸗ 
gehören, und die Vorſchriften betr, die Staatsaufſicht über die Verwaltung und Ver⸗ 
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den Entwurf fodann durch den Drud vervielfältigen und ben Landräthen in emer: 
hinveichenden Anzahl von Exemplaren zugehen zu laflen. Die Landräthe haben di 
Gemeindebehörden davon zu benadhrichtigen, denſelben die Eremplare gegen Bezab 
nd bie Drudtoften zu überlallen, und ihnen die Benugung des Formulars :. 
empfehlen. 

Die Zufäge, melde bie Königl Regierung dem Formulare gegeben bat, nt 
anzuzeigen. Wenn die Verpachtung im Wege des Meiltgebot3 geſchieht, wird ver 
Ausfüllung des Vertrages die Aufnahme eines einfachen Licitations-Protofolls ver- 
ausgehen müſſen. 

6. Schließlich find die Lokalbehörden zu veranlaffen, alle Aufjicht3beamten, mi: 
Einfhluß der Foritbedienten, Gensdarmen und Feldhüter, zur Ueberwachung tz 
Jagdkontraventionen jever Art, beſonders der VBerlegungen der Hege: und Schongeiten, 
jo wie der Uebertretungen der durch das Geſeß vom 7. März er. getroffenen Jage 
polizeilihen Vorſchriften anzuweiſen und wegen ber durch $ 20. des Geſetzes ein. 
führten kurzen Verjährungsfrift zur fchleunigen Anzeige der entdedten Vergeben zt 
Ernft anzubalten. 

Berlin, den 14. März 1850. 

Für den Minifter für landwirthſchaftliche Oingele eupeiten und al? Mintiter des Innern 
v. Manteuffe 


a» Formular zu einem Jagd-Pachtvertrage. 
Zwiſchen dem N. N. al& Gemeinbe = Borjteher zu N. einerfeit3 und dem N. N. 
zu N. andererfeit3 ift nachſtehender Pachtvertrag geſchloſſen worden. 
. 1. Der Gemeinde:Borfteher zu N. verpadhtet die gefammte Jagdnutzung ur 
den Grundftüden des Ner Gemeinde-Bezirks für einen jährigen Zeitraum, vrn 
ten an gerechnet, an den N. N. zu N. 
8. 2. Ausgenommen von ri Verpachtung bleibt jevoh die Jagd auf folgen: 
den au Ner Gemeinde⸗Bezirke gehörigen Grundjtüden: 


2) 


x. 
(NB. Hier find diejenigen Grundftüde genau nad ihren Grenzen zu bezeichnen, 
welche zwar im Gemeinvebezirte liegen, aber nad 83 2., 5. und 7. tes 
Jagd: Bolizei:Gefeges vom 7. März 1850 vom gemeinihaftlihen Jagdbe: 
zirke ausgeſchloſſen find oder einen bejonderen Jagdbezirk bilden.) 
ER Der Wächter verpflichtet jich, für jedes Jahr ein Pachtgeld von — Tlr. 
— . — Pf. (in Worten) zu entrichten. Die Zahlung erfolgt jedes Jahr am 
ten praenumerando an die Gemeindelaffe zu N. 
N 4. Eine Afterverpadhtung der Jagd ift dem Pächter nicht geitattet. 
.5. Bei der Ausübung der Jagd muß der Pächter die jagbpolizeilihen Ber: 
ordnungen beobadıten. 
—7 und Parforce⸗Jagden anzuſtellen, iſt ihm untenagt 
r haftet für den Erſaß jeden Schadens, welchen er ſelbſt, oder diejenigen, denen 
er die Erlaubniß, auf dem Pachtreviere zu jagen, ertheilt bat, bei Ausübung ber 
Jagd an den Örundftüden oder deren Yrüchten verurfachen. 
8.6. Dem Verpächter iſt es freigeftellt, den Pachtvertrag vor Ablauf deſſelben 
jederzeit aufzulöfen: 
a. wenn der Bächter ftirbt; . 
b. wenn derſelbe länger als vier Wochen nah dem Zälligleitstermine mit ver 
Bezahlung des Pachtgeldes für ein Yahr im Rüdſtande bleibt; 
c. wenn ihm die Behörde die Ertheilung eines Jagdſcheins verweigert. 
In allen viefen Fällen hat der Pächter. das Pachtgeld für das laufende Sabr 
unperkürgt zu entrichten. . 
. 7. Die für die Grrihtung des Vertrages erwachſenden Koſten, einſchließlich 
derjenigen für die Belanntmahung des Licitationsterming, übernimmt der Pächter. 


ou 








. VIA 


Vorläufige Verordnung vom 5. März 1849 


über die Ausübung der Walpftreu- Berechtigung. 
[G.S. S. 105.] 
(Litteratur: Erg. Bd. 1. S. 780 bis 2.) 


Mir Friedrich Wilhelm ꝛc. ꝛc. finden Uns bewogen, zur Verhütung der Nach⸗ 
tbeile, welche eine ungeregelte Ausübung der Walbitreu-erkätigung auf die Holzkul⸗ 
tur ausübt, und um moi den Waldbeſitzern die angemeflene enielhihaftung Ihrer 


Waldungen, als auch den Servitut:Berechtigten ſelbſt die nachhaltige Ausübung diefer 


Zu B. VI. im Allgemeinen. 

1. Die Forſtpolizeigeſetzgebung im weiteren Sinne umfaßt alle ©., welche 
auf den Schu und die Pflege (Kultur des zum Waldanbau nugbaren Bodens ſich be> 
ziehen. — Zu ben eigentl. Forſtſchutz⸗G., welche bie Beſtimmung haben, bie Forſten 
zegen Diebftahl und andere Frevel durch Strafanbrohung und Einflihrung geficher- 
ter Ueberwachung möglichſt zu jchüten, gehören von den Preuß. ©. das ©. v. 2. Juni 
1852, den Diebftahl an Holz und anderen Waldprodulten betr, (G.S. S. 305) 
und Die beiden ©. v. 31. Mär; 1837, betr. die Befugniß der Forftbeamten zum 
WBaffengebraucd gegen Holz» ıc. Diebe und betr. die Strafen ver Wider- 
'etlichleiten gegen Forftbeamte bei Forft- sc. Verbrechen (6.6. S. 65 u. 67). 
Da fie Überwiegend ftrafrecdhtlicher Natur ſind, fo genügt bier ber Hinmeis auf biefelben. 
Fin allgem. Forſtpolizei-G., welches gegen bie geringeren Forſtfrevel gerichtet iſt, wie bie 
r̃eldpolizei⸗O. v. 1. Nov. 1847 gegen bie Feldfrevel, ift in Preußen nicht vorhanden. 
Die Reg. haben aber von ber ihnen nach 811 verbunden mit $ 5 lit. h. des G. v. 11. März 
850 (f. in.n. 2. zu B. L) zuftäubigen Befugniß, Polizeivorichriften zum Schub be 8 
33 aldes zu erlaffen, vielfach Gebrauch gemacht. Außerdem find auf biefem Gebiete auch 
och ältere Lolal-S. in Geltung. — Auf die Pflege (Kultur) ver Korften bat die Preuß. 
Zeſetzgebung nad drei Richtungen hingewirkt: 

. burh Regelung der Ausübung der auf den Forften haftenden Servitu⸗ 
ten; dahin gehören bie 85 25 bis 33 bes Landes » Rultur - Ed. v. 14. Sept. 1811 
(A. I) und die vorläufige BO. v. 5. März 1843 über die Ausübung ver Waldſtreu⸗ 

— beredtigung (f. oben); — 

.durch theilweife Begrenzung der im $ 4 des Landes-Kultur⸗-Ed. gewähr- 
ten Berfügungsfreiheit der Eigenthämer von Waldungen; dahin gehören 
8 109 der Gem. Th.O. von 1821 (A. VIL aA.) und 8 13 der Gem.-Th.-O. v. 1851 
(Anh. zn A. VOL unter I.), betr. die Beſchränkung der Naturultheilung gemeinschaftl. 
Wälder, womit die Bellimmungen im Art, 10. des Ergänz.⸗G. v. 2. Mirz 1860 
(A. vi. 5.) und 8 15 der Gem.⸗Th.O. von 1851 wegen der Bedingung für die 
zwangsmweife Fenftelung der Abfindung für Forſtſervituten in —— zuſammen⸗ 
gehören, und die Vorſchriften betr. die Staatsaufſicht über die Verwaltung und Ver⸗ 
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fien, Poſen und Sachſen, vorläufig bis zur Publilation einer neuen allgemeinen yxt 
und Jagdpolizei-Ordnung, nah Anhörung Unjerer getreuen Stände und auf ven är 
trag nieres Staatsminilteriums zu verorbnen, mie folgt: _ 

. 1. Die Walbitreu » Berechtigung befteht in der Befugniß, abgefallene iz: 
und Nadeln, fo wie bürres Moos zum Unteritreuen unter dag Vieh, Behui: te 
Bereitung des Düngers, in dem Walde eines Andern einzufammeln. 

8.2. Wo der Umfang und die Art der Ausübung diefer Berechtigung tır: 
Berleihung, Bertrag, richterlihe Entjcheidung oder bereits vollendete Verjährung h| 
ftimmt feitgeitellt worden ijt, behält es biebei fein Bewenden. In Ermangelun ii 
cher auf befonderen Rechtstiteln beruhender Verhältniffe dienen die nachſtehenden ve 
ſchriften leviglic ger Richtſchnur. J 

). 3. Die Berechtigten müſſen ſich, wenn fie die Waldſtreunutzung in ver ri 
ften Periode ($4. b.) ausüben wollen, ſpäteſtens bis zum 15. Auguit eine gr 
Jahres bei dem Walpbefier oder deſſen verwaltenden Beamten melden, worauf iır: 
ein koſlenfrei außgefertigter Zeitel zu ihrer Legitimation ertheilt wird. Diejer jz 
it be ſur pen eitraum, für das Revier, und für die Perſonen gültig, auj mi: 

r autet. 

Die Streu⸗Berechtigten oder die von ihnen mit Einſammlung der Waldſtreu 
auftragten Leute müllen dieſe Bettel, wenn fie Streu im Walde einjammeln, Y 
Vermeidung einer für jeden einzelnen Kontraventionsfall an den Walbeigentki” 
zu erlegenben Strafe voy Fünf bis Zehn Silbergroſchen, ftet3 bei fich führen, © 
bein blauf der zur Streuſammlung beitimmten Zeit, bei gleicher Strafe mi? 
abliefern. 

.4. Die Berechtigung darf nur: u 

a) in den vom Wald-Eigenthümer nad) Maßgabe einer zwedmäßigen Vewirtdier 
tung des Forſtes geöffneten Diltrikten, 
b) in den ſechs Winter-Wonaten v. 1. Oft. bis zum 1. April, | 
ce) an beitimmten vom Wald : Eigenthümer mit Rüdjiht auf die bisherige EFT 
vanz feftzufeßenvden, jedoch auf höchjiten3 zwei Tage in der Woche zu bite" 
fenden und von ben Raff⸗ und Lefebolz;Tagen verſchiedenen Wochentagen 
ausgeübt werden. Belteht aber nad dem Herlommen der Gebrauch, daß M: —8 
famnıung der Streu gleich beim Beginn des Dftoberd an mehreren nad einard. 
folgenden Tagen, von allen Berechtigten gleichzeitig unter Auffiht des Walt : Cr 
tbümerd geſchieht und hiermit das Einfammeln für das ganze Jahr gefchloflen 11" 


Berechtigung zu fichern, für die fa di m kt Brandenburg, Pommern, Sir 








behält es biebei fein Bewenden. 





Die Berechtigung darf auch nur BI u 
d) mit den in den Zetieln bezeichneten, nach der bisherigen Obfervanz zu tet 
menden Transportmitteln, und 


äußerung der Kommunal⸗ und Inflituts-Forften und bie Aufforfiung ven Ba 
geeigneten Gemeinegrundſtücken (ſ. unter B. VI. 2.); — und | 
3. durch die für einzelne Landestheile erlaffenen ©. wegen Bildung !" 
Erhaltung von Genofjenihaften zu gemeinſchaftl. geregelter Be 
wirtbichaft (j. unter B. VUI. c.) | 
Zur obigen BD. im Allgem. | 
2. Das Landes⸗Kultur⸗Ed. (A. II.) bezeichnet im $ 25 außer der Weide un 
Sammeln des Raff- und Lefeholzes anch das Sammeln der Waldfiren 7 
den Mißbrauch bei der Ausilbung, als der Kultur ber Forſten nachtheilig, enthil: =" 
uur wegen der beiden erfigebachten Servituten beichränfende Borjchriften in 88 26 13 -- 
nicht wegen ber Streuberechtigung. Ueber die Ausübung ber letzteren ift bie obige ® 
für die 6 öſtl. Brovingen eriaſſen. Ihr G. ⸗B. flimmt affo mit dem landrechüt 
bes Landes⸗Kultur⸗Ed. nicht Söllig überein; denn fie gilt much in Neuworpommir E- 
bagegen nöt jr Weftphalen und dem landrechtl. Theile der Rheinprovinz. 
. t. d. 


8. Unter Obſervanz iſt an dieſer Stelle bie bisherige Art und EU 
ber Ausübung zu verftehen: jo DZ, (Entſch. Bd. 28. ©. 430.) 








B. VII a. Berorknung vom 5. März 1848. 84-7. n. 4. 667 


e) nicht mit eifernen, fondern nur mit hölzernen unbefhlagenen Rechen oder Harz 
ten, deren Zinten ebenjallö nur von Holz fein dürfen und mindeſtens 25 Zell 
von einander abitehen müflen, - 

ausgeübt werden. 

8. 5. Entitehen über die Frage: 

welde Diftrikte zum Streufammeln zu öffnen finv, 

zwiſchen dem Wald - Eigenthümer und den Berechtigten Streitigleiten, fo werben 
folde von dem Krei:Landrath unter Buziehung eines von diefem zu lenden bier- 
bei unbetheiligten Yorjtbeamten und eines Delonomieverjtändigen, unter Vorbehalt des 
Rekurſes an das Plenum der vorgefesten Regierung, entſchieden. Weber Streitigkeit 
in Betreff der Transportmittel, jo wie über die mit Berüdfichtigung ber binperigen 
Objervanz zum Streubolen zu beitimmende Zahl der Tage ($ 4. litt. c.) findet 
gegen das orbentlihe Rechtsverfahren Statt. 

. 6. Die Walditreu kann zwar vorübergehend auch zu andern wirtbichaftlichen 
Zweden ($ 1.), 3. B. zur Berjebung der MWänbe ber Bofmgebäube, zur Bededung 
ver Kartoffelgruben u. |. w., benußt, darf aber in ihrer Endbeitimmung nur zum 
Unterftreuen unter das Vieh verbraucht, auch weber verkauft, noch fonft an Andere 
überlafjen werben. 

8.7. Wer die Balbitreu- Berechtigung 

a) in anderen als den dazu geöffneten Diſtrikten ($ 4. litt. a.), 

b) nad dem Schluß der Streulingö-Beriode ($ 4. litt. b.), 

c) an andern al3 den im Zettel beitimmten Tagen ($ 4. litt. co.) 

ausübt, foll beitraft werben, 

mit einer Geldbuße von Zehn Silbergrojchen, wenn die Streu getragen ober auf 

Radwern (Schieblarren) geholt wird, 

mit einer buße von Einem Thaler, wenn die Streu mit einer eins oder zwei⸗ 

fpännigen Fuhre, und 

mit einer Gelobube von Zwei Thalern, wenn die Streu mit einer dreis oder vier: 
fpännigen Fuhre 
geholt wird. 

Der Gebrauch der in 8 4. litt, o. verbotenen Harfen wird, neben Konfislation 
berfelben, mit einer Strafe von Einem Thaler, und die Ausübung der Berechtigung 
mi —ãA den im Zettel bezeichneten Transportmitteln mit einer gleich hohen 

trafe geahndet. 

Werden dieſe Kontraventionen bei Nacht, d. h. in der Zeit von einer Stunde 
nach Sonnenuntergang bis einer Stunde vor Sonnenaufgang, ober an Sonn: und 
Seittagen verübt, jo tritt der Doppelte Betrag biefer Strafe ein. 

Berbraud der Waldſtreu zu anderen Zweden, als zum Unterftreuen unter 
das Vieh ($ 6.), wird mit einer Strafe von Zwei Thalern, und der Verlauf oder die 
fonftige Weberlaflung der Waldſtreu an Andere, 

für eine Karre over Traglaft mit Einem Thaler, 

I eine ein- oder zweijpännige She mit Zwei Thalern, 

ür eine dreis ober vwierfpännige Fuhre mit Bier Thalern, 
neben dem Verluſte der Berechtigung auf ein Jahr geahndet, 

In Wiederholungsfällen nad vorgängiger rechtäkräftiger Verurtheilung zahlt ber 
Kontravenient die doppelte Gelbftrafe, außerdem verliert er, wenn er nach zimeimaliger 
Beruribeilung wegen Streu = Veräußerung ſich diefes Vergehens von Neuem ſchuldig 

albjtreun-Berohfigung auf die ganze Dauer feiner Beſitzzeit. 
Id-Eigenthümer anheim. 

SS. 4. u. 5. 

4, Yür die Ausübung der Waldſtreuberechtigung ift die Beflimmung der Jahres⸗ 
zeiten, der Reviere, und ber Geftalt ber Harken ben forftpofigeilichen Anorbnnungen unter 
worfen und es bleibt ber bawiber im oe ver Poſſeſſorienllage nachgefuchte Schuß aus⸗ 
geichloffen: fo OT. Entih. 8b. 28. S. 393, U f. R. Bd. 28. S.165; und ebenio 
unzuläffig die Berufung auf bie Verjährung: jo OT. Präj. Nr. 2015, (Präj.S. S. 430. 
Entſch. Bd. 16. S. 208). 


ı 
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8. 8. Bei Betretung be Frevlers auf einer der in den SS 3. und 4. bir 
neten Stontraventionen tritt Pfändung ein, und der Wald: Eigenthümer ift das akı= 
nommene Pfand nur gegen Grlegung der auf die Kontravention gefeßten Strafe a: 
zuantworten verpflichtet. 

. 9. Wer die erfannten Geloitrafen zu zahlen unvermögend üt, bat an dem 
Stelle Gefängnißitrafe, oder nach der Wahl des Wald:Cigenthümers Dorit- ober antır 
Straf-Arbeit, nad) VHiaaßgabe der wegen Beſtrafung der Holz : Diebitähle beſtebender 





Beitimmungen, zu gewärtigen. R | 

$. 10. Die Unterfubhung der Kontraventionen gegen diefe BO. und die 7* 
egung ber darin angebroheten Strafen erfolgt durch die zur Unterfuchung und 3: 
trafung der Holz.Diebftähle beftellten Forjtgerichte nach dem für diefelbe vorgeſchricbe 
nen Verfahren. Bei Kontraventionen gegen das Verbot des Berlauf3 von War 
Iren —* (88 6. und 7.) bleibt die Entſcheibdung den ordentlichen Gericht 
vorbehalten. 

$. 11. Bei der Unterfuhung der gegen diefe BD. verübten Kontrapentione 
wird ben Angaben ver lebenslänglih oder doch mit dem Anſpruche auf Lebenäls::: 
lihe Verſorgung angeitellten nad Vorſchrift des $ 20. des Geſetzes v. 7. Juni 1>r. 
vereidigten, aud von dem Bezuge aller Denunzianten- und Straf: Antheile aus: 


ſchloſſenen Forft: und YJagd:Beamten, welde den Angeichuldigten auf Grund eigen: 


Wahrnehmung bezüchtigen, volle Beweiskraft beigelegt, jofern nicht der Angeſchuldi⸗ 
durch Gegenbeweis feine Unſchuld auszuführen, oder die gegen ihn angebradten B. 
weiſe zu entlräftigen vermag. Es find aber, wenn der Forit : Beamte die verüt:: 
Kontraventionen nicht ſelbſt ermittelt und die Thäter dabei betroffen hat, auch ant::. 
Beweismittel zur Ueberführung der Kontravenienten zuläflig. 

. 12. Jeder Forſt-Beamte, deſſen Angaben der Wald : Eigenthümer vie v:.. 
Glaubwürdigkeit nach Vorſchrift des $ 11. beigelegt jehen will, muß bei dem Geriz: 
eivlih dahin verpflichtet werden: on 

daß er die Forſt-Kontraventionen, welhe in dem Revier, in welchem er anı 


ftelft ift, zu feiner Kenntniß kommen, mit aller Wahrheit und Gewiflenbaftiat:: | 


anzeigen, und was er über vie That-Umſtände des Vergehend und über wer: 
Urheber und Theilnehmer aus eigener Anficht wahrgenommen oder Yu: 
fremde Mittheilung: erfahren habe, mit genauer Unteriheivung angeben weile. 
Eine Ausfertigung dieſes Verpflichtungs : Protololl8 wird bei dem Forſtgerid: 
g8 10.) niedergelegt, und im Falle der Verſetzung des Beamten nad) einem ander 
ezirle dem daſelbſt fompetenten Foritgericht toftenfrei übermaht. Iſt der Beam: 
ſchon auf das Geſetz wegen Unterfuchung der Holz-Diebitähle vereidigt, fo ift er dure 
das kompetente Gericht nur auf die obige Eidesnorm zu en. 
Urkundlich x. 
Gegeben Berlin, d, 5. März 1843. 
(L, S 


Friedrich Wilhelm. 
Prinz von Preußen. 


v. Boyen. Mühler. v. Nagler. Rother. Gr. v. Alvensleben. Eichhorn. v. Tkie. 
v. Savigny. v. Bodelſchwingh. Gr. zu Stolberg, Gr. v. Arnim. 





IL 
s 5. An die Stelle des Holzdiebſtahls⸗G. v. 7. Juni 1821 ift das v. 2. Juni 185! 
(eit, in n. 1.) getreten, nach befien Schlußjag „ieine Vorſchriften eintreten, wo im ige: 
einem ©. auf die bisherigen Beftimmungen über den Holgbiebftahl verwieſen wird.” 





VII. B. 
Derordnung vom 24. De. 1816, 


betr. die Verwaltung der den Gemeinden und öffentlichen 
Anftalten gehörigen Forften in den Provinzen Sachſen, Weit- 
phalen, Kleve, Berg und Nierer-Rhein. 


[G.S. 1817. &. 57.] 


Mir Friedrich Wilhelm ꝛc. ꝛc. Die Yorften ver Gemeinden und öffentlichen An: 
ftalten in den mit Unferm Reiche wieder vereinigten und in den neu erworbenen 
Provinzen find biöher zum Theil nad ſolchen Vorſchriften öffentlich verwaltet, wer⸗ 
ten, welde die Dispofitiongfreiheit der Cigenthümer beinahe gänzlich ausſchließen, 
und dem Forftgrumbeigenthume ganz unverhältnigmäßige Laften umd Abgaben aufs 
legen. Da ſolche Einfhräntungen in der Benugung dieſes wichtigen Gemeinde⸗Eigen⸗ 
thums mit den Grundſätzen des Rechts unvereinbar find, der Gebrauch deſſelben aber 


Im Allgemeinen. 

1. Der Grundſatz bes 8 4 des Landes⸗Kultur-⸗-Ed. (A, II.), daß die Eigenthilmer 
ter Privatwalbungen biefelben, fo toeit nicht Verträge oder Grundgerechtigleiten entgegens 
fteben, nach Gutbefinden benugen und urbar machen Finnen, ift für die deu Gemeinden 
und dffentlihen Anftalten gehörigen Korften in ben Provinzen Sachfen und Weft- 
phalen burd bie obige VO., welche auch für die Rheinprovinz erlaffen ift, mit ber 
wefentliden Mobifilation zur Anwendung gebracht, daß die Verwaltung biefer Forſten 
unter bie Auffiht der Staatsverwaltungsbehörben geftellt und die Verwandlung des Forft- 
landes in Ader und Wiefe von der Enticheibung der Regierung abhängig gemacht if. — 
Diefe BO. it in Kraft erhalten für die Prov. MWeftphalen duch 8 54 uud reſp. 55 
ber bortigen Stäbte-D. und Landgemeinde-O. v. 19. März 1856 (G.-S. ©. 254 u. 281), 
fir die Rheinprovinz durch 8 51 der dortigen Stäbte-O. v. 15. Mai 1856 (G.S. 
&. 422) und 899 ver (durch das ©. v. 15. Mai 1856, G.⸗S. ©. 435 hierin nicht ge- 
äntberten) Rhein. Gemeinbe-O. v. 23. Juli 1845 (G.S. S. 548) und für die Provinz 
Sachſen turd 8 55 der Stäbte-D. v. 30. Mai 1853 (G.S ©. 280) und das Land» 
gemeine-Verfaff.-©. für Die 6 öſtl. Prov. v. 14. April 1856 8 15 (G.“S. ©. 364). — 
Das letztere beſtimmt im 8 15 außerdem allgemein, alfo für bie Landgemeinden 
ber Prod. Preußen, Bommern, Pofen, Schlefien u. Brandenburg ebenfalls, 
daß „Gemeinewaldungen auch fernerhin biefer Beftimmung zu erhalten find und eine Ber- 
wanbelung berfelben in Ader ober Wiefen, ſowie außerordentliche Holzichläge nur mit Ge» 
nebmigung ber Reg. vorgenommen werben können.“ — Die Städte-D. für die 6 öftl. 
Prov. v. 30. Mai 1853 erflärt zwar im 8 50 Nr. 4 auch bie Genehmigung der Reg. 
erforderlich „zu Beränderungen im Beuuffe von Gemeinenngungen (Wald, Weibezc.),” 
und des J.u. MR. v. 9. Juli 1856 (VMBl. S. 188) hatte allgemein, — aud für 
ſtädtiſche Forſten — zur Umwandelung der Kommunalforften in Ader, Wieſe und 
Weide die Genehmigung der Reg. fir erforberlich erflärt, aber das Lu. IMR. v. 27. 
Mai 1862 (BMBI. ©. 212) hat eine folche Auslegung des 8 50 Nr.4 1. c., als un⸗ 
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eben fo wenig einer ſchödlichen Willfür Preis gegeben werden kann: fo verertem 
Wir, um einerfeit3 den Gemeinden und öffentlichen Anftalten das Dispoſitionsted: 
über die ihnen zugehörigen Waldnutzungen, da, wo ihnen ſolches genommer 
mar, wwieberzugeben, andrerjeit3 aber eine dem Wefen und den Zwecken ber tie: 
lihen Korporationen entfprechende Benukungzart zu fihern, hierdurch Folgendes: 
Aufbebung der bisher ftattgefundenen Cinfhräntungen in der Ab» 
miniftration und der auferlegten beionderen Abgaben. 

8. 1. Alle in den genannten Provinzen bisher ftattgefundenen Einfchräntunge 
des Korfteigentbums der Gemeinden und Dfentlichen Anjtalten jollen, wo folde vr 
den Gouvernements nicht ſchon aufgehoben worden find, vom Zage der eintren: 
den allgemeinen Organiſation der Verwaltung Unferer Iandesherrliden Forften in v 
genannten Provinzen an ‚geredinet, völlig aufhören, und die unter den vorigen i— 

ierungen den Gemeinde-Waldungen, als ſolchen, aufgelegten befonderen Abgaben = 
taat fernerhin nicht weiter erhoben werben. | 

Vorzüglich gehören hierher: LL | 

die Jehn⸗Prozentgelder, welche bei Holzveifänfen an den Meiftbietenden von ker. 
Käufer zur Landesherrlichen Kaſſe bezahlt werden mußten; 

die ſogenannten Vatationsgebühren oder Anweiſegelder zur Gratifikationslkaſſe: 

ferner die außerordentlichen Hauungen, deren Ertrag zur landesherrtlichen Ar 
eingezogen ober verzinslich deponirt wurde, jo mie alle jährliche direlte Ger 
beiträge zu den Beloldungen ber landesherrlichen Forftbebienten, und 

endlich die Ausziehung der vorzügliciten Stämme für öffentlide Zwecke. 

Verwaltungsrecht der Gemeinden und öffentlihen Anftalten binfid:: 
lich ihrer Forſt-Ländereien. 

8.2. Den Gemeinden und öffentlichen Anftalten werden, Kraft diefer BO., ihre fer: 
Ländereien zur eigenen Verwaltung überlaffen. Sie find jedoch dabei ebenso, ala k 
der Verwaltung der übrigen Gemeinbegüter, in höherer Inſtanz der Oberauffidt x 
Regierungen unterworfen und müflen fi nad den Anmweifungen derfelben wer 


richtig veprobirt und anerkannt, daß biefe Beſtimmung fih mr auf Berändernugt: 
in den Nubungen ber Gemeineglieder am Gemeinevermögen beziehe, und e 
mit bei Hädtifchen Forften in ben bez. 5 öſtl. Provinzen zur Beränberung ber Kulanz 
nicht die Genehmigung der Reg. erforberlidh fe. — Zur Beräußernng von Grant 
ftüden überhaupt, und alfo auch von Forften Seitens ber Gemeinen iſt na allnc. 
Gemeineorbnungen (j. n.9. zu A. I) bie Genehmigung ber Reg. erforderlich. Dick 
fol bei Forften nach bem cit. AR. vo. 9. Juli 1856 „in der Regel verfagt und nn m 
feltenen Ausnahmefällen rüdfichtlich einzeiner Heiner Parzellen dann ertbeilt werben, wer: 
in keiner Weiſe ein Nachtheil für die Gemeine- ober für die Staats « Interefien un w 
allgemeine Landeskultur aus ber Veräußerung zu beforgen if.“ 

2. Zu obiger BO. find auf Grund Allerh. Ermächtigung von den Oberpräſfidenten 
Weſtphalens und der Rheinprovinz Ausführungsinftrnktionen erlaffen unb zwar re: 
bem letzteren eine vom 31. Aug. 1839 für die Reg. - Bez. Koblenz und Trier vr 
von bem erfteren eine vom 19. Mai 1857 für die Reg.Bez. Arnsberg und Wir 
den, welche im Wefentlichen übereinftimmen und won benen bie erftere in ben Ann. &. 
23. S. 14 fg. und die letterwähnte im VMBl. von 1857 ©. 163 fg. aufgenommen is 
Ihr Hauptzweck ift bie Bildung und Erhaltung von Rommunal-Oberförftereibezirter 
ans den Schußbezirken ber einzelnen Gemeinden, deren Verwaltung durch tüchtige Obe. 
förfter stoigen ft und unter bie Aufficht der Oberforftbeamten ber Regierumg geſtellt it 

% % 18 + 

8, Die Reg. ift nach df. SS nicht befugt, die Aufforflung von ſolchen &emeir: 
grunbftüden, bie nicht fehon Forſtländereien find, zu verlangen. Eine ſolche Befugniß re 
ihr aber ver Art. 23 des G. betr. bie Öemeineverfafjung in ber Rheinproris: 
v. 15. Mai 1856 (G.S. S. 441) für alle Rheiniſchen Gemeinden, in bene: 
die Stäbte-D, nicht eingeführt ift, ein, welcher lautet: 

„Die Gemeinen Können, wo ein bringenves Bedürfniß ber Lanbeskultur dazu ver 

liegt und ihre Kräfte es geftatten, nach Anhörung der betreffenden &emeinenertretin; 
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eines regelmäßigen Betrieb3 und der vortheilhafteften Benukungsart genau richten. 
Ir der Regel find die Yorftlänbereien aud) —5— dieſer Beitimmung zu widmen. 
enn die Gemeinden, Korporationen und öffentlichen Anſtalten aber die Verwand⸗ 
Lung ihres Forſtlandes in Ader und Wieſe für uträglider al3 die Benugung zur 
SHolzerziehung halten, jo haben fie den desha elakten eihluß mit Darftellung der 
redhtfertigenden Gründe der vorgejeßten Kreis » Behörde belannt zu machen, welche 
bierauf die Prüfung deſſelben vorzunehmen und die Entſcheidung hierüber bei ber 
betreffenden Regierung zu veranlaflen bat. 
Nähere Beftimmungen über die Verwaltung ſelbſt. 
$. 3. Die Gemeinden und öffentlichen Anftalten find verpflichtet, [pie in ihrem 
Befis befinplihen Forftländereien 
1) nad den von der Regierung genehmigten Etats zu beriixthichaften; 
2) jolde Walder und beträchtliche Holzungen, die nad ihrer Beichafienheit und 
Umfang zu einer foritimäßigen Bewirthſchaftung geeignet find, durch gehörig 
a ee none abminiftriren zu laflen; auch können fie 
3) außerorventlihe Holzichläge, Rodungen und Veräußerungen nur mit Genehmis 
gung der Regierung vornehmen. 
oberauffihtsreht der Regierung. 
$. 4. Die Oberaufficht, welche die Regierungen über dieſe Güter und deren Ber: 
waltung zu führen haben, ift zum Reſſort der erften Abtbeilung berjelben gehörig. 
Eie beihräntt ih im Wefentlihen darauf, daß die Forften, glei) jeder andern Gats 
tung bes —e— — den öffentlichen Zweden des einweſens erhalten, 
und weder durch unwirth aftliche Verwaltung zerjtört oder fonft verfchleudert, noch 
mit Hintenanfegung des fortwährenden Beſten der Korporationen und zum Bortbeile 





unb bes Kreistages angehalten werden, unkultivirte Gemeinde - Orunbftüde, namentlich 
Durch Anlage von Holzungen und Wielen, in Kultur zu jeken. Nähere Beſtimmungen 
bierüber bleiben griguner Verordnung vorbehalten.” 

Die bier vorbebaltene VO. it unterm 1. März 1858 ergangen (G.⸗S. S. 103) 

und lautet: 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Prenfen 2c. 2c. verorbnien 
zur Ausführung des Art. 28. des Geſetzes v. 15. Mai 1856, betr, die Gemeinde-Ber- 
faffung in der Rheinprovinz, was folgt: 

8.1. Die Kultur eines Gemeindegrunbftüds nach Artifel 23. des Geſetzes vom 
15. Mai 1856, betreffend die Gemeinde-Berfaffung ber Rheinprovinz, kann von jebem 
einzelnen &emeindemitgliebe, fowie von der Gemeinbebehörve — ſei e8 auf deren eige- 
sen Antrieb oder nach Anweifung ber vorgefettten Anffichtsbehörbe — beantragt 
werben. 

8. 2. Erfolgt Widerſpruch, fo entjcheibet die Regierung über die Zuläffigkeit unb bie 
Ausführung der Kultur. 

8. 3. Der Beſchluß der Regierung ift zu ſtützen auf: 

a) ben von einen Sacverftänbigen zu liefernben Nachweis ber Mentabilität und ben 
von eben ſolchem aufzuftellenden Plan und Koftenanfchlag, 

y ben vom Bürgermeiſter aufzuſtellenden Plan zur Anfbringung der Koſten, 
den Rachweis, daß diefe Dokumente (a. b.) in der Gemeinde während eines Zeit- 
raums von vierzehn Tagen offen gelegen haben unb daß bie Gemeindemitglieder 
davon auf ortsübliche Weife und mit dem Cröffnen in Kenntniß geſetzt worben 
find, wie es ihnen während jener Frift freiftehe, die Dokumente einzufehen und 
ihre Einwendungen gegen beren Inhalt beim Bürgermeiſter fchriftlih oder münd- 
lich zum Protokoll anzubringen, 

d) das Gutachten bes Gemeinberathes über bie Kultur, wie liber die etwa erhobenen. 
Einwendungen, 

e) ben Haushaltsetat der Gemeinde und bie abgejchlofiene Rechnung des verfloffenen 


Jahres, 
f) das auf Vorlegung der Dokumente sub a.—e. von ben Kreisftänden abgegebene 
Gutachten, 
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einzelner Mitglieder ober Klaſſen derfelben verwendet werden. Nach dieſen Rückt 

ten haben fie daher auch die von den Gemeinden einzureichenden Forſtetats und ve:: 

Anträge auf außerordentliche Holzichläge und Rodungen oder anderweitige Tiere: 

tionen über die Subjtanz felbft durch Cachverftändige prüfen zu laffen, unb nad te 

Befinden darüber zu beitimmen. 

Unterfuhung der Forftbewirtbfchaftung felbft, und Abftellung im 
wibriger Verwaltung. 

8.5. Zu gleihem Behuf fteht denfelben auch zu, die in den Forften ve ": 
meinden und öffentlichen Anftalten ftatt habende Bewirthihaftung ven Amts wi: 
oder auf Spezielle Beranlaffung unterſuchen, und gegen forſtwidrige Berwalhm::- 
dur Anordnung einer fpeziellen Beauffihtigung ober fonft zweckmäßige Bartchr:: 
gen treffen zu laſſen. | 

eftimmung, ob zur zwedmäßigen Berwaltung die Anftellung einer.:: 
Forftbedienten nothwendig, ift. 

8. 6. Ganz vorzüglih aber werben fie, mit —8 auf Oertlichkeit undd 
individuelle Beſchaffenheit der Kommunal- und Inſtitutswaldungen, beftimmen, c 
deren, dem im $ 4. angedeuteten Zwecke entſprechenden Bewirthſchaftung die Arf.. 
lung eines eigenen Forſtbedienten unumgänglich erforderlich ſei, oder ob ſolche ıt: 
fo gut: und zwedmäßig durch die Gemeindeglieder ausgeführt, oder nad) den %.- 
ſchen der Gemeinten und öffentlihen Anjtalten gegen eine angemeflene Remuner” 
einem benadhbarten Königl. Forftoffizianten übertragen merden fünne. Wenn die } 
pierung die Annahme eine eigenen gehörig ausgebildeten Forjtbedienten nad d 

mftänden nothwendig findet; ſo fteht den Gemeinden und öffentliden Anftalter. : 
Mahl eines qualifizirten Sadverftändigen zu. Sie haben aber dabei verzugir“ 
auf die bisher ſchon angeitellt gewefenen Foritbedienten, die zur Berforgung keitir: 
ten Subjelte de3 ägercorp und die mit Verſorgungsanſprüchen entlaflenen freir 
en Jäger, wenn jolhe übrigens bie erforderlihen Eigenihaften dazu beſitzen, &: 
Acht zu nehmen. Die gemählten Subjette find der Regierung vorzuftellen, deren er 
Abtheilung ihre Prüfung durch Sachverftändige zu veranftalten, und fie, wena— 
tüchtig und geſchickt befunden worden, als Kommunal: und Inſtitutsbeamte ui 
tätigen hat, worauf folhe in ven ihnen übertragenen Boflen eingeführt mer 
önnen. 

8.7. Den Gemeinden und öffentlihen Anftalten liegt im Allgemeinen ob, v 
gegenmärtig ausſchließlich bei ihren Waldungen angeftellten Offzianten anderirei: _ 
verforgen, oder zu penfioniren, in fofern foldhe zu dem einen oder andern inbiviz... 
geeignet gefunden werben. Dahingegen theilt fich diefe Verbindlichkeit pro rata zirit.. 
dem Staate und den betreffenden Korporationen in Rüdficht derjenigen Forſtbedient: 
welche bisber für landesherrlihe und Kommunaltwaldungen zugleich angeftellt w:: 
vorausgefegt, daß ihre Tüchtigleit zur Mieberanftellung, oder ihre Beredtigung = 
Venftonsgenuß nachgewiefen und anerlannt worden. | 

.8. Die Regierungen fönnen ſich zur Beauflihtigung der Kemmunal- z 
mititutöwaldungen, da, mo fie es notbivendig finden, Unferer Oberforftmeifter 1“ 
ber benfelben untergeordneten Forftofficianten bedienen. 





v 

8. 4, Gegen ven Beichluß der Regierung findet der Rekurs an bie Diinifteri:n d 
Innern und fir die Iandwirthichaftlichen Angelegenheiten ftatt. | 

Für die Frift und ben Weg, in melchen derfelbe einzulegen ift, gilt der 8 117. d. 
Gemeinde⸗Ordnung vom 23. Juli 1845. 

8.5. Der $ 32. ber für die Gemeinde» und Inftituts-Wafbungen der Regieren: 
bezirke Eoblenz und Trier geltenden Verwaltungs - Inftrultion vom 31. Auguf 19° 
bleibt durch gegenwärtige Verordnung unberührt. 

Urkundlich ꝛc. 

Gegeben Berlin, den 1. März 1858. 

Im Allerhöchſten Auftrage Sr. Majeſtät des Königs: 
(L. 8.) Prinz von Preußen. 
v. Weſtphalen. v. Mauteuffel IT. 
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Wenn letztere bei ihren Dorfbereifungen in den Kommunalwaldungen Vebelftände 
bemerten, fo haben fie foldhe ex officio den Regierungen anzuzeigen, welche den nöthis 
gen Gebrauch davon machen werben. 

. 9. Die Beitimmungen biefe3 Geſetzes follen in den genannten Brovinzen zu 
der im 8 1. bemerkten Zeit zur Anmendung fommen, und von Unſeren Miniſterien 
der Finanzen und des Innern deshalb die erforverlihen Verfügungen getroffen wer: 
den. Jedoch verorbnen Wir aufprüdlich, daß dieſes Gefeß nicht anwendbar ſei auf 
die in Verbindung mit dem Staate bejefienen Kommunal: over fogenannten Marken⸗ 
MWaldungen und Öemeinheiten; indem diefe vielmehr nad wie vor und bis zu meite: 
rer peleslicher Verfügung der allgemeinen Forftverwaltung von Seiten des Staats, in 
der bisherigen Art, unterworfen bleiben follen. 

So neicheben Berlin, d. A. Dez. 1816. 

Friedrich Wilhelm. 


C. Fürft v. Hardenberg. Graf v. Bülow. v. Schudmann. 


Der im vorſtehenden 8 4 cit, $ 117 ver Gemeinde⸗O. v. 23. Juli 1845 fchreibt 
vor, daß der Rekurs binnen einer Präflufiofrift vom Empfang der Berf., gegen welche 
Rehrrs ergriffen werben fol, an gerechnet, bei ber Behörde eingelegt werben muß, gegen 
deren Verf. Befchwerbe erhoben wird. — Nach dem im $5 der BO. v. 1. März 1858 
cit. $ 32 der in n.2. h. 1. cit. Berwaltungs-Inftr. v. 31. Aug. 1839 gilt bei der jährl. 
Aufftellung des Kulturplans fin Gemeinewalbungen in den Reg.-Bez. Eoblenz und Trier 
als Regel, daß die Gemeinden ſchuldig find, ihre Walbungen, wo die natürliche Holzzucht 
nicht ausreicht, durch Kulturen in ſolchem Stande zu erhalten, daß ber ermittelte nachhal- 
tige Ertrag gefichert bleibt, und können fie zur Kultur ber Bloͤßen die zur Viehweide 
dienen, gegen ihren Willen nur dann angehalten werben, weun ver vorhandene Waldbe⸗ 
ſtand zur Befriedigung bes eigenen Bebihrfniffes an Brand» und Bauholz mit Rückficht 
auf die muthmaßliche Zunahme der Bevöllerung wicht ausreicht. 


Breiff, Gej. üb. Land.⸗Kult. u. landw. Pol. 48 





VI. c. 


Waldkulturgefeb vom 1. Juni 1804 


Ä für den Kreis Wittgenftein. 
[G.S. ©. 329.] 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ꝛc. xc. var! 
nen, unter Zuftimmung der Kammern, was folgt: 

di Kreife Wittgenftein können in jedem Gemeindebezirke alle diem: 
Grundftüde, welche im Flurbuche als Außenlänbereien bezeichnet und bisher nidt <= 
regelmäßigen Fruchtbau benugt worden find, mit —8 jedoch derjenigen, mi: 
zu den Belibungen eines der Fürftlihen Häufer MWittgenftein-Wittgenftein und Er 
genftein:Berleburg gehören, Behufs ihrer Benugung zur Waldkultur auf den Arz- 
audy nur eines der babei betbeiligten Eigenthümer zu einem Ganzen vereinigt m?” 
Die übrigen Eigenthümer find zu ihrer Ertlärung über einen ſolchen Antrag zu en 
früheitend vier Wochen nach behändigter Vorladung anzuberaumenden Termime vr: 

| 





Im Allgemeinen. 

1. In einigen Theilen der Rheinprovinz und bee Prov. Weftphalen fi 7 
Zweck nachhaltiger und den lokalen Berbältnifien entfpreddender Wald-Pflege und Er 
Ichaft Die Bildung und Verwaltung von Genoſſenſchaften durch beſondere & 
und reſp. ©. georbnet: nämlich 

a. in der Rheinprovinz 

durch die Polizei-D. über die Bewirtbfchaftung ber Hauberge im benX:r 

tern Freusberg unb Friedewald Kr. i v. 21. Nov. 1836 (Amtsb 

ber Reg. in Koblenz 1837 ©. 59), welde in ver Gem.⸗Th.⸗O. v. 19. Mai 1: 

(Anh. zu A. VII. unter I. am Schluß) aufrecht erhalten ift, 

b. in der Prov. Weftphalen 

1, durch die an die Großherzogl. Heſſiſche gef O. v. 6. Ian. 1810 anfchlee:. 
an die Stelle der früheren Haubergs⸗O. v. 24. März 1821 getretene Peln 
BO. der Neg. in Arnsberg v. 18. Ian. 1859 für das Amt Olpe, einen !:: 
des Kr. Olpe (Arnsberger Amtbi. 1859. ©. 55), 

2, durch die mittels K.⸗O. v. 29. Sept. 1834 genehmigte, unterm 6. 2. 
1834 von den Min. d. J., d. 95. u. d. $. publizirte — a ‚Ei 
den Kreis Siegen, Reg.Bez. Arnsberg (Arnsb. Amtbi. 1835. S. 7), 

3, durch das obige Waldkültur⸗G. für ven Kreis Wittgenſtein, Rey.f: 
Arnsberg, 

Zu obigem ©. 

2. „WAußenlänbereien” ift die im Kr. Wittgenftein gebräuchliche, in bie Flurtäe 
aufgenonimene Bezeichnung ber nicht zum regelmäßigen Feldbau verwenbeten Berghinz 
welche in ausgebehnten Flächen, in Parzellen von verjchiebener, unter einem und ie 1 
Morgen betragender Gräfe, den Einwohnern ber Stäbte und Dörfer, gewöhnlich ale Fr 
nenzien ihrer Nahrungen, mitunter auch als ſelbſtſtändige VBefigungen, gehörten unt \ 
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Derwarnung vorzuladen, daß die Richterfcheinenden für zuftimmend werben erachtet 
wer 


Widerſpricht in dieſem Termine die Mehrzahl aller Betheiligten, nad) dem fa: 
talteal s Reinertrage berechnet, der Bereinigung nicht, fo ift dem Antrage Folge zu 
geben. 

. 8. 2._ Einzelne der im 8 1. gedachten Grundſtücke können von der Vereinigung 
ausgeſchloſſen bleiben, ſobald fämmtlidye Betheiligte darüber einverſtanden find. | 

Die Ausſchließung muß dagegen erfolgen, wenn bergleihen Grundftüde vermöge 
ihrer Lage in den Wirthſchaftsplan des Waldkörpers nicht paflen, und auch mır 
Einer der Betheiligten darauf anträgt. ' 

Andere al3 die im $ 1. erwähnten Grundftüde müflen, wenn fie vermöge ihrer 
Lage in den Wirtbichaftöplan des Waldkörpers pafien, auf Antrag ihrer Eigenthümer 
zu der Vereinigung verftattet werben. Es gilt dies auch von den Fändereien, welche 
einem der beiden —**— Wittgenſteinſchen Häufer gehören, fie mögen im Flurbuche 
al3 Außenländereien ichnet fein oder nicht. ' 

8. 3. Die Cipent ümer der vereinigten Grunbftüde bilden eine Waldgenoſſen⸗ 
ſchaft, welcher die Rechte einer juriftiichen Perfon zuftehen, und auf melde das Eigen: 
thum dieſer Grunditüde übergeht. 

der Waldgenofie erhält an Stelle der von ihm eingeworfenen Grundftüde: 
1) nad Berhältniß ihres Kataftral:Reinertrages, oder wenn dadurch eine erhebliche 

Verlegung entitehen follte, nad Verhaltniß ihres wirklichen Reinertrages, und 


zuglet 
2) nad Berhältniß ihres Holzbeſtandes, 
eine oder mehrere auf feinen Namen lautende Holzaktien. 

8. 4. Ale Holzaltien einer Waldgenoſſenſchaft find von gleihem Werthe. Ihre 
Zahl ner bei der Bildung der Genoflenfhaft, dem Bedurfniſſe gemäß, ein: für alle 
mal feitgefegt- 

—2 die Einwendungen gegen die Berechnung der Antheile der Waldgenoſſen, 
insbeſondere gegen die Anwendung des Kataſtral⸗Reinertrages, gegen die Höhe des 
wirllihen Ertrages und gegen bie Sehabjhäbung werden Schiedsrichter vernommen. 

Soweit ie die Antheile der einzelnen Waldgenoffen nicht durch volle Holzs 
aim abfinden laſſen, tritt unter den Intereſſenten eine Abfindung in baarem 

ein. 

Ueber die Holzaktien wird ein Lagerbuch geführt. 

N 5. Eine Holzaltie darf nicht getheilt werden. 

. 6. Die Waldgenofienfchaft kann ſich wegen Uung der Genoſſenſchaftspflich⸗ 
ten fo lange an den bisherigen Eigenthümer halten, bis bie Umfchreibung des Eigen: 
Khums in dem Lagerbuche entweder auf den Antrag des bisherigen Eigenthümers nad 

aaßgabe des über die Veräußerung beigebradhten glaubhaften Nachweiſes, oder auf 
den Antrag des neuen Eigenthumers geicheben ift. 

8. 7. Hypotbelengläubiger und andere Realberechtigte, Nießbraucher, Wieberlaufs- 
berehtigte und Pächter der zur Genoſſenſchaft gezogenen Grunditüde dürfen deren 
Vereinigung nicht widerfpredhen. Der Zuziehung diefer Perfonen bei dem Vereini⸗ 
gungsgeſchaͤfte bedarf es nicht. Die Rechte, welche venfelben bisber an den gedachten 

den zuftanden, gehen auf die an bie Stelle diefer Grundſtücke tretenden Holz⸗ 
altien und Kapitalausgleihungen über. I 

Wegen Sicherung der Rechte dieſer Perſonen kommen dieſelben Vorſchriften in 
Anwendung, welche in Anſehung der Sicherung der Anſprüche dritter Perſonen an 
Rentenbriefen und Ab lBfungätapitalien gelten. u 

8. 8. Serpituten, we ge auf den zur Genofienfchaft gezogenen Grundftüden 
haften, erleiden durch diefe Vereinigung keine Veränderung. Insͤbeſondere fchließt die 
Vereinigung die Fortdauer beitehender Hütungsrechte nicht aus. Die Weideberechtig⸗ 
ten miütfjen ſich aber die Benubung der vereinigten Grundftäde zur Holzzucht gefallen 


Aultur entbehrenb, gemarkungsweiſe zu einer umergiebigen Weide fir das Rindvieh aller 
Gemeine⸗Mitglieder dienen. (|. Regierungs-Motive zum Entwurfe bes ongen ©.) 
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lafien, und fi ohne Entſchadigung denjenigen Beichränkungen unteriwerfen, melden 
die Ausübung der Waldweide nah allgemeinen Geſetzen unterliegt. 

Weideberechtigte, welche nicht gleichzeitig Mitglieder ver Genofienihaft find, mütr 
jeboch wegen Beichräntung in ver Ausübung der Weide auf den zur Genoflenitir. 
gezogenen Grundjtüden entjchäbigt werben. 

8. 9. Auf den Umfang der Berechtigungen in den Yorften, welde der 
en der eingemworfenen Grundftüde wor deren Vereinigung etma zugeſtander 
2 en ß bleibt der Holz- und Streu = Ertrag, welcher den Waldgenoſſen zufällt, chr: 

nfluß. 

8. 10. Die vereinigten Grundftüde müflen zu einer für fie nah forſtwirthſchan 
lihen Grundſätzen geeigneten Holzkultur benugt werben. 

Die Wirthichaftsart und der Betriebsplan werden, unbeichabet fpäterer Abände 
rungen, bei der Errichtung der Genoſſenſchaft befimmt. Es kann dabei eine Ueke: 
ganoägeit fejtgeftellt werden, während mwelder ein Theil der vereinigten Grundbitüd 

ehufs der Streugewinnung und der gemeinfchaftlihen Hütung nod von ber Ferk 
kultur ausgeſchloſſen bleiben fol. Die Art der Streugeminnung und Hütung mir 
aber in dieſem Falle durch bie EMOTIEN BEN DEE LORD geregelt und beitimmt. 

1l. Zu den Kojten der erften Kultivirung, ver Erhaltung und Bermaln:: 
des Waldes, fowie zu fonftigen Laften veilelben, desgleichen zu den etwa rderlide⸗ 
Dienſten und Naturalleiſtungen, haben die Waldgenoſſen nah Verhältniß der Zu. 
ihrer Altien beizutragen. 

8. 12. Nach demfelben Verbältnifie ($ 11.) werden die den Waldgenofien a: 


bührenden Nubungen des Waldes, und zwar entweder in Gelbe oder in Nat 


etheilt. 

. 2. 13. Zur Vorbereitung der Naturaltheilung der Forſmutzungen ift bei de 
Bildung der Genoſſenſchaft ein: für allemal zu bejtimmen, in wie viel Haupttbe 
(Stammiähne) der jevesmalige Jahresichlag zerfallen foll. „jeder Waldgenoſſe iſt te 
der Theilung des Jahresſchlages mit feinen fämmtlichen Holzaltien möglichſt in inc: 
Stammjahn einzumeifen. 


legenbeiten, ingbejondere zur Führung der gefammten Verwaltung des ir 
zur Verhandlung mit Behörden und britten Perfonen, bat die Verſammlung te 
Maldgenofien einen vom SKreislandrathe zu beftätigenden Vorfteher und einen Eie: 
verireter zu wählen. 

Ueber die Art der vorzunehmenden Wahl, die Dauer ded Amtes, die Beiclbun: 
bes Vorſtehers, den Nachweis feiner Legitimation u. l w. wird das Erforberlidhe b: 
Errichtung der Genoſſenſchaft in dem Rezeſſe ($ 19.) feitgejekt. j 

Wenn ver Landrath den ermählten Vorſteher oder den Stellvertreter nicht beit 
tigt, fo ift binnen angemellener Frift eine andere Wahl zu veranlafien. Fällt aud 
diefe auf feine Perfon, die der Landrath beftätigen kann, jo ſteht die Ernennung ver 
Regierung zu Arnsberg Mu 

8. 15. Der Beihluß der Verſammlung der Waldgenofien muß eingebe! 
werden: 


a) zu Abänverungen der anfänglich beitimmten Wirthſchaftsart und des Betriebs: 
planes; ferner darüber: 

b) ob und mie lange ein periobifcher Fruchtbau nah dem Abtriebe des Hel«: 
ftattfinden foll; a 

0) ob der Holzertrag verkauft oder in Natur vertheilt werden foll; 

d) ob die oritarbeiten von den Waldgenofien zu verrichten oder für Geld au be 
ſchaffen find; 

2 über die Art der Ausübung der MWald:Rebennugungen; 
über die Nothwendigleit der Anftellung und über vie Höhe ber aubun, ver 
ak url Dar insbefondere auch über die Anitellung und Bejolbun: 
eines beſonderen Rendanten; 

g) 2 a der Subftanz des Waldes und die Kontrahirung ver 

arlehnen; 
h) über die Erwerbung einer Altie durch die Genoflenfchaft. 


& 14. Zur Vertretung der Waldgenoſſenſchaft in allen gemeinfchaftlichen Ande | 
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Denn der Borfteher mit einem —— der Verſammlung nicht einverſtanden 
iſt, AR kann er die Ausführung def eflelben jn2n uspendiren. Er muß aber in biefem Yalle 
alsbald alt die Entſcheidung ver Königlichen Regierung einholen, welche alsdann befolgt 
wer 


muß. 
8. 16. Alle Beſchlüſſe der Waldgenoſſen werben durch abſolute Stimmenmehrheit 
—S al aller beiheiligten Erfchienenen, nad ver Zahl ihrer 
en berechnet, ge 
Altienbefiger, melde nit am Sitze Nee Gemeinde mi men, können fih durch 
andere, ‚Tore "bevollm tigte Waldgenofien v 
7. In allen im 8 15. nicht — ge lien eh t dem orfteher 
die jelbftftänbige Verfügung zu. Er bat die & er gel zu 
rufen und in ihren Berjammlungen * Vorſitz zu —— das Lagerbuch 
der Genoſſenſchaft, ſowie das Kalten: und Rechnungsweſen in N Drmung zu halter. 
Ihm es ob, die Verwaltung des Waldes zu führen, die Beiträge zu den Bolten 
der Wald bioirthfchaft und bie Raturalleiftungen auszufchreiben, die Bertheilu 
Serimußungen zu leiten, die erforderlichen Beamten ($ 15. litt. f.) Fr Im 
und zu beauffihtigen, überhaupt für Aufrechthaltung der Orbnung im Walde zu 
orgen. 
Zu diefem Zwede ift ee befugt, gegen die Walbgenofien und Beamten Ordnungs⸗ 
Strafen bis zur Höhe von Einem zhaler anzubroben und feitzufeßen, iditänbige 
Taturalleiftungen für Rechnung der Säumigen bewirken zu la Iaflen ud und wegen ber 
dadurch enen Koſten, ſowie wegen rüdftändiger Gelbbeiträge Exrelution zu ver⸗ 
anlaſſen, welche im Verwaltungswege zu vollſtrecken iſt. 
IR: Anftelung von Beamten hat er die Genehmigung des Kreislandrathes eins 


$ 18 Der Antrag auf die Bildung der Genoſſenſchaft ift beim Kreislandrathe 
anz ngen, welcher davon der Generallommilfion zu Münfter Anzeige zu machen 
und bie ; Verhandlungen darüber entweder felbit zu bewirken, oder den betreffenden 
Amimann oder oürgermeiter damit zu beauftr gen h bat. 

Dem Landrathe, dem Amtmanne und dem Bürgermeifter ftehen dabei alle Rechte 
und Miöhten eined Speziallommiflartus der Auseinanderſetzungs⸗ ‚nehörben zu. 

urädnahme eimer nad $ 1. durch Beſchluß drr Mehrheit 
volation iſt nur mit Einwilligung aller Betheiligten zuläffig. 

8. 19. Die Generallommiffton 2 Münfter wird mit der oberen Saitung des 
Dereinigungögejejäftes —— 5. ift ermächtigt, mit Genehmigung des Ober: 
präfiventen dazu andere ala bie im 8 18. bezeichneten Kommiflarien zu ernennen, 
Sie entfcheidet “über bie vorkommenden Streitigleiten in erſter Inſtanz und über Be⸗ 
ſchwerden gegen die vom Speziallommiſſar feitgefeßten Interimiſtila in zweiter 


d- 

Yür das Derjabren, Fr Inſtanzenzug, ie * —— der öffent⸗ 
lichen Intereſſen und Rechte dritter erjomen, Der und Beftätigung des 
Rezeſſes, ſowie ber FAN für die Beni tigung Ver — Hypothe enflien über 
bie zur Genofieniha of gezogenen runftüe e, jowie des für die Genoſſenſch an anzu: 

bee Hy er ben ums, gelten die für Gemeinheitstheilungen und Ser fungen 
ehenden Borfchrifte 

Der Rezeß Toll 8 Genoſſenſchaftsſtatut alle Beſtimmungen enthalten, welche die 

beſonderen Ver erpä imife neben den Beftimmungen dieſes Geſetzes erforderlich machen. 

Die Aa en werben von ber Generalkommiſſion außgefertigt. 

20. Degen der Koften des Verfahrens gelten die für Gemeinheitstheilungen 
vorg chriebenen eftimmungen. 
t die vom Sreislandratbe, vom Amtmanne und vom Bürgermeifter beforgten 
Geſchaͤfte werden aber Teine Reiſekoſten, Diäten und Kopialien in Anſatz gebracht. 
ter Rezepbeitätigung tritt bie —— unter die 
Aufficht ——* und der Regierung zu Arnsberg. 


. 21, 
⸗ 3. Die in di. 8 am Schluſſe cit. BO. ſ. vorſtehend unter VII. ». 


gründeten Pro: - 
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Der Borfteher der Genoſſenſchaft ift den Anorbnungen dieſer Behörben Folge zu 
teilten verpflichtet. Streitigleiten unter den Waldgenoſſen, jowie zwiſchen diefen umt 
ihren Beamten über innere Angelegenheiten, find mit Ausfchluß des = 
durch den Sreißlandrath, vorbehaltlich de3 Rekurſes an die Regierung, zu entſcheiden 
Auch bat der Landrath diefe Entſcheidungen in Bollzug zu feben. 

Ueber die Verwaltung des gemeinfchaftlihen Waldes wird der Regi dafielbe 
Auffichtörecht beigelegt, welches ihr nad der Königl. Verordnung v. 24. 

1816 über die Verwaltung der Gemeindewaldungen zuftebt. 

Mi 22. Die Auflöfung einer nad) dem gegenmärtigen Geſetze errichteten Wald⸗ 
enoſſenſchaft und die Theilung ihres Waldeigenthums it nur nad) vorgängigem Be: 
chluſſe der Genoſſenſchaft mit landesherrlicher Genehmigung u 

. 23. Die zur Ausführung diefes Geſetzes erforberlichen tbnungen und 
Snftrultionen find von dem Minifter für landwirthſchaftliche Angelegenheiten zu erlafien. 
lie a unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigevrudtem Konig⸗ 

en Inſiegel. 


Gegeben Sansfouci, ven 1. Juni 1854. 
L. 8. Hriedrih Wilhelm. 
v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weftphalen. 

| v. Bobelfäingb, Gr. v. Walberfee, 








VII. Ing- und Aubvich-Polzei- Gefebe. 


‚Vie Zug: und Nugvieh-Polizei, meldye einen Zweig der lanbwirtbichaftlichen 
Polizei im weiteren Sinne bildet, gehört auch in Preußen gm Refſort des Min. f. d. 
Ianbiv. Ang. mit A der dem M. ber geiftl. und Medicinal-Ang. zuftändigen 
Sanitätd-Bolizei: (ſ. n. 1. zur Einleitung). 

Die auf dieſem Gebiete ergangenen Preuß. ©. betreffen theils die Ueberwachung 
der Heritellung und Erhaltung tüchtiger Zug: und Nup-BViehftämme, theils die Ver: 
hütung der Verbreitung anjtedender Thierkrankheiten, theils die Regelung der Ber: 
ſicherung gegen Viehverluſte. 

1. Die Herſiellung und Erhaltung tüchtiger Zug: und Nutzvie h⸗ 
ftämme ift in Preußen Kr Dr bei Bferden und nur zum Theil aud 
beim Rindvieh Gegenitand bejonverer gefegl Regelung geworben. u 

s. Zur Verbeſſerung ber Pferdezucht find — außer den in der einleiten: 
den Denlichrift ©. 12 bis 15 angegebenen umfaflenden Sinrihtungen — in dem 

anzen Staate (auch in den Hohenzollernfchen Landen) mit Ausnahme der Provinzen 
Pommern und Preußen Köhrorpnungen erlaflen, welche die Srüfung ober Kohrun 
ber von Privatperſonen behufs der Bedeckung der Stuten gehaltenen Beſchäler dur 
Sachkundige vorichreiben und den Befigern ungelöhrter Hengite, wenn fie dieſe zur Dedung 
fremder Stuten hergeben, fowie ben Stutenbejigern, welche foldye Hengite benutzen, poli: 
zeilihe Strafen anbrohen. Bor dem ©. v. 11. März 1850 (f.inn. 2. zu B. L) find ſolche 
Köhrorinungen mit Rönigl. Genehmigung ergangen, feit jenem ©. aber find fie auf Grund 
ver 88 6 u. 11 deſſ. durch die Negierungen als Polizeiverordnungen ers 
laften und zuvor die früheren Allerhödhjit genehmigten, wo —* vorhanden waren, 
durch Konigl. Erlaß aufgehoben worden, z. B. für die Provinz Poſen durch A. RD. 
v. 1. Febr. 1858 (VGMBl. 1859, ©. 346). Bon Königl. genehmigten Hengſt⸗ 
köhr-O. find jetzt nur noch in Kraft: , 
die für die Prov. Weftphalen auf Grund der A. K.⸗O. v. 17. April 
unterm 20. April 1827 erlafjene (Ann. Bo. 11. S. 402) mit der auf Grund 
der U. 8.:D. v. 21. Juli 1848 unterm 14. Aug. ej. erfolgten Abänderung 
bes 83 (Ann. Bd. 20. S. 600), deren Hauptpumft darin beiteht, daß an Stelle der 
Schauömter zwei von der Reg. zu ernennende bejtändige Kommifjarien und ein aus 
der Mitte der Eingefeflenen zu beſtimmeuder dritter Sachverftändiger die Köhrung 
vornehmen, und 

die für die Rheinprovinz auf Grund des Allerh. Sanbtagabiäichs 
v. 30. Ott. 1832 unterm %. Dez. 1832 erlafjfene (Ann. Bo. 16. ©. 919). 

Außerdem ift hieher gehörig die Errichtung eines oberften Schiedsgericht 
in Berlin zur Entſcheidung aller Streitigkeiten in Rennangelegen: 
heiten durch A. K.O. 0.5. Oft. 1846 (8.5. 5.482), abgeändert durch A. E. vom 
27. Mai 1861 (8.5. ©. 344), wonach dieſes Schiedsgericht jest beiteht aus: 

a, einem vom Könige zu ernennenden Borfigenden, 
b, drei Räthen bes Min. of die landw. Ang., 
c, einem Rath des Juſtiz⸗Min., 
, vier technifchen, von den Vorſtänden fämmtlicher Rennvereine von 3 zu 3 Jah: 
ren zu wählenden Mitglievern oder deren Stellvertretern. 


Du 
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b. Zür Verbefferung der Rindviehzudt find Zuctitierföhrorbnun: 
gen nur in einzelnen Zandestheilen, ähnlich den zu a. gedachten erlafien. Könizl. 
genehmigte find nur in zwei Provinzen ergangen, nämlid in der Rhein: 
provinz die v. 28. Mai 1839, genehmigt durch K.⸗O. v. 18. Juni ej (Am 
Bd. 23. ©. 371), welhe noch beſteht, während die für Weftphalen unten 
15. Juli 1845 auf Grund der I. K.O. v. 27. Juni ej. erlafiene (BMBL S. 2 
durch U. K.⸗O. v. 2. Ye 1863 aufgehoben, aber gleichzeitig den Reg. di 
Befugnis ertheilt iſt, viejelbe unverändert ober mit ‚medmäßigen Mopifilationen für 
einzelne Kreife oder mehrere Gemeinden wieder einzuführen. , j 

2. Zur Verhütung der Verbreitung anftedender Thierfrankbeite: 
find folgende ©. ergangen: 

a. das Patent u. bie Inſtr. v. 2. April 1803 (N.C.C. Tom. XI. pag. 1591 
wegen Abwendung ver Viehſeuchen, imgleichen, wie es bei einge: 
tretenem Biehfterben gehalten werden foll, deſſen $ 14 (megen Unte: 
ſuchung des ausländ. Rindviehs an der Grenze und Quarantaine deſſ.) burd 
A 8.:0. v. 15. Nov. 1844 (8.6.1845. ©. 18) aufgehoben ift, 

b. die BD. v. 27. März 1836 wegen Abänderung und näherer Beftim: 
mung einiger Vorſchriften des Patents zu a. G.S. ©. 173) bel 
der Rindviehfeude, 

c. das duch A. 8.:D. v. 8. Aug. 1835 genehmigte Regulativ, betr. bie 
fanitätspolizeiliden Borfariften bei anftedenden Krankbeiter 
(8.5. ©. 240 fg.), in welchem bie 88 109 bi8 118 vom Milzbrand, Die SS 113 
bis 122 von Rotz und Wurm handeln, j 

d. U. BD. v. 14. Dez 1799 (N. C.C. Tom.X. ©. 2697), betr. die räubdiger 
Schafheerden, 

e. A. 8.:0. v. 27. Aug. 1806 (N. C.C. XII. Tom. ©. 735), beir. die Schat: 
boden rantbeit, welde analog auf die Klauenſe uche angewendet ift, 

f. U. 8.:D. v. 22. Sept. 1840 (BMBI. ©. 476), betr. Maaßregeln gegen die 
Beſchälkrankheit der Pferde, nur für die 6 öſtl. Provinzen erlafien. 

3. In Betreff der Berfiherung gegen Viehverluſte beſtehen geſetzöch 
wangsvorſchriften nur in den Provinzen Schlejien und Preußen zur Ber: 

I1herung gegen die durh die Rindviehſeuche veranlaßten Berluie 

und zwar: 

a. das ©. v. 30. Juni 1841 über die Serfigerun s⸗Geſellſchaften ter 
Prov. Schlefien zur Dergitung jener Verluſte G.S. ©. 285), we 
nad für jeben Reg.-Bezirk eine folhe Gejellichaft, aus allen Rindviehbeiigern 

ebildet wird, 

b. 3. 8.:D. dv. 22. Juni 1845 GMBl. ©. 302), wonach das ©. zu a mit 
einigen Mopifilationen auf die Prov. Preußen angewandt iſt. 

Ei brigen gelten in Betr. der Biehverjiherungen bie olgem. geſesl 
Vorſchriften über das Verſicherungsweſen, namentlich das ©. v. 17. Mai 1853, 
betr. den Geſchäftsverkehr der Verſicherungsanſtalten (G.S. ©. 293), 
nad deſſen $ 1 die Genehmigung der Staatsbehörde zu ſolchen Anftalten nur lt 
werben darf, wenn die Reg. ſich von ber Unbe]@oltenheit und Yuverläffigleit 
des Unternehmers überzeugt hat, und der A. E. v. 2. Juli 1859 (G.:5.6-394) betr. das 
Berfahren bei Konzeſſionirung und Zulaffung von Berfiherungsge 
fellihaften, wonach pron die Grörterung der Bedürfnißfrage bei ſolchen 
Geſellſchaften nicht mehr eintreten foll, gleichviel ob es fih um die Konzeſſtonitung 
und reip. um bie Sulaflung derjelben zum Gejchäftsbetriebe oder um bie Erri 
neuer Agenturen handelt. ©. biezu das H.L. K. J. M.-R. v. 18. April 1861 
©. 103), wonad die im $1 6. v. 17. Mai 1853 verlangte Genehmigung der Staat* 
behörde der Bezirks-Regiexung überlaflen ift, wenn die Anſtalt nur über einen 
Reg. Bez. ihre Wirkſamkeit erjtreden will, wern aber ihr Wirkungskreis weiter 
joll, die Genehmigung des Ober: Präfidiums ober der Minijterien eimzuhola 
ift, je nachdem derſelbe ſich auf eine Provinz beichräntt oder nicht, — und im Uebri— 

en das Birk.:R. derjelben Min. v. 31. Aug. 1853 (VBMBL. ©. be Rad 
terem fteht die Konceſſion zu Vieh⸗Verſicherungsgeſellſchaften (und upt ſol⸗ 
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Ken n, deren Begenftand dem landwirthſchaftl. Mh angehört, alfo 3.8. aud) Hagel: 

e rſicher. :®.), die ihren Wirkungskreis über mehr als eine ‚Peooing eritreden, dem 
Min. f. d d. land. 9. zu. Bon dieſem ift aber die landeöherrliche Beitätigung unter 
Mitwirkung des Juſtiz⸗M. und refp. des M. f. Handel oder des Innern herbei: 
zuführen, wenn es fih um Erridtung einer attiengelellihaft . G. v. 9. 
Nov. 1843: ©.:5, ©. 341) oder um Verleihung von Korporationsrechten 
(A. L:R. U. 6. 88 25 fg.) handelt. 


IX. Sicherei-Poligei- Geſetze. 


In, Betreff der Fifherei: Polizei, welche gleichfalls zur landwirthſchaftlichen 
Polizei im meiteren Sinne und in Geier zum Reſſort des . d. landw. Ang. 
Mae (j. n.1 zur Einl.), verweiſt dag A. 2.R. außer der Vorſchrift 19. 187, Pe 
yin Privatflüfien Niemand, der nicht ein beſonderes Recht dazu erworben bat, dur: 
De etzung des Fluſſes ober oder unterhalb den freien Gang der Filche hindern darf,“ 
186 ibid. auf „bie eanilen der Polizeigelege wegen der Laichzeit, des vers 
botenen di herzeug es und mas ſonſt darin zur DBerhütung des Ruins ber Fiſcherei 
verordnet ij.” Bon diefen ©. ijt bie Brandenburger Fiſcherei-O. v. 3. März 
1690 aufgehoben durch A. CE. v. 1. März 1855 (8.5. ©. 281). Fiſcherei-O. 
rür einzelne Landestheile find aber per gulgene erlaſſen: 
für bie Provinz Poſen v. 7. März 1845. G.S. ©. 107.) 
ür die Binnengewäſſer ber Prov. Preußen v. gl. 3. (G.S. ©. 114.) 
t das frifhe Haff v. gl. T „Ge ⸗S. 6 
ür das kuriſche Haff v. gi. T, (8.:©. Se. 129 und von 1850. ©, 363). 
r die in Pommern — — heile ber — das Haff und beiien 
Ausflüffe v. 2. Juli 18 berihtigt „©, 1859. ©. 5 
und in etreff der Laichzeit —8 — G. v. 30. März 1863 (© * 


6. für den Reg.e-Bez. Stralſund v. 80. Aug. 1865 (G.S. ©. 941). 


Su 


Serichtigungen und Bufähe. 


©. 16. 3.6 fies: daß, 3.8. 1.:M. f. 9. ©. u. Öffentl. A, 3. 32 fällt A. im 
Beilage fort, am Schluffe ver n. 1 fee zu: jet nach 8 145 bes Allg. Berg⸗G. v. 24. Ir 
1865 (6.6. ©. 705 1) 

S. 17. Am Schluffe der n. 5 iſt zugufegen: Zu ben unter a. angegebenen Rr- 
fultaten ber Auseinanberf.-Gefchäfte am Eide bes Jahres 1863 find im} 
1864 zugetreten 52 zu Cigenthum verliehene Stellen mit 4230 M. Sand, 174:. 
anbere von Reallaften befreite ſtücke; dafür an Entihäbigung übernommen 527,714 
Thlr. Kapital, 18530 Thlr. Gelbrente, 5528 Scheffel Roggenrente unb 2944 M. Lu. 
ferner 434,184 M. Land feparirt, reſp. von allen Holy, Streu- und Hütiungsfernitur: 
befreit. Zu den unter b. angegebenen Refultaten der Tilgungstaffen am Ent 
des 3. 1863 find zugetreten die am 1. April 1865 ausgefertigten Rente: 
briefe auf Höhe von 78,505 Thlr., fo daß im Ganzen 79,686,945 Zylr. Nentenbri 
bis dahin ausgefertigt find. 

©. 30, 3. 2. von ımten l.: herren. 

©. 48. 3. 16. u, 13. von unten I.: 25. Sept. 
©. 54. 3. 7 von unten l.: n. 68. 

. 74. n. 2. 3.3. 1.: 1853, n.5. 3.2. 1.: Ausnahme. 

. 75. n.8. 3.10. 1.: 88 2 bie 6. 

©. 81. n. 22. am Schluß fee zu: Nah Lu. FMR. v. 16. Mai 1865 (SM 
S. 147) bat das Verfahren, welches in ben 88 38 bis 43 der Anweifung I. v. 11.32 
1865 wegen eftftellung der Grundſtener - Form⸗ ober Beſtands⸗ Beränberungen vorzc 
ſchrieben iſt, auch insbeſondere den Zwed, eine zuverfäffige Grundlage fir das im $ : 
Nr. 1 und 35 8 fg. d. ©. v. 3. Ian. 1845 angeorbnete Regul. » Berfahren zu ſchaffer 
beshalb iſt ber Beginn bes Iegteren im $ 44 jener Anweiſung von ber ben fFortichte 
bungsbeamten zur Pflicht gemachten Mittkeilung ver in folge der Dismentbrationen ar 
genommenen unb feftgeftefiten — aus ben Grunbfteuer = Fortſchreibungs - Berhard 
Iwigen an den Landrath und reſp. Magiftrat abhängig gemacht worden; es iſt aber mo 
dem Schlußſatze des 544 a. a. DO. au bie Örunpfleuervertheilung im ti’ 
Abgabenregul.-Pläne in Uebereinſtimmung mit bem Inhalte der erwähr- 
ten, nach deu beftehenden Grundſätzen aufgeftellten Auszüge aufzunehmer 
wie dies dem $ 11 d. ©. v. 3. Yan, 1845 entipricht. Im Betr. ber Älteren Dismer 
brationen, für welche die Abgabenregul.⸗Pläne bisher noch nicht beflätigt find, erklärt der 
cit. R. v. 16. Mai 1865 es fie amgemefien, bie Regulirung ber öffentl. Laflen da 
Zrennftüde an ben auf letztere bezügl. Juhalt ver «Mutterrollen amzuknũpier 
und wo biefe noch fertig find, für gerechtfertigt, bis zu deren Vollendung bie Regul m 
öffentl. Abgaben auszufegen und vorläufig nöthigenfalle nad $4 G. v. 24. Febr, In 
( e B. zu A. III.) ein fofort vollſtredbares Interimiſtikum feftzufeßen. 


82. n.26. 3. 3. L, müffen. 
©. 83. 3. 5. von unten L.: A-wöchiger 
©. 86. n.35. 3. 3. 1.: (825 Nr. 1) 
S. 106. 3. 20 L: 14. Sept. 1811 
S. 110. 1. Nr. 27. L: G. v. 30. Ami 1841. 
&. 113. n. 20.1: in 3.1. n.13, in 3.2. 21. April. 
S. 114. n. 22, 3. 2.1.: 3, ®p. 11. 
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S. 149. n. 72. 3. 6 von unten Iene zu: (G.S. &. 859), die Stäbte-O. für die 
heinprovinz v. 15. Mai 1856 (G.⸗S. S 2. 206 18 .) X. 

©. 173 über n. 11 1.: 8 21. Abſ. 2 

185. 3.1.1: A. V. 
‚217. 3.11: ——. S. 224. 3. 1. Beilage D. 

.1. 3. 10. 1: (GS. S. 363). 
Detgeizie, n.4. 3.6 Stotti. 
: 15. April, n.13. 3.2. Mühlengef. v. 11. März 1860, 

. lautet die Ueberſchrift: Gef. betr. die KRegulirung ber 
ng (8.5. ©. 172), 

zum Dr (flatt ru f Betrage. 
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.65. 1.: 
11. 1.: A. IX., 3. 21. 1.: Burbach, 3. 2. von unten: Slotti. 
6. 1.: in ben n. 
f 


\. X) unter b. zu 2. 
©. 272 find in n, 42, a. die 88 570, 571 A. L.R. I. 11 abgebrudt, obwol in 
106 ber Gem.⸗Th.O. 88 570 und 573 1.c. a ngeführt find, da der $ 573 nicht mit 
70 zujam meuhängt und ftatt deffen $ 571 mon —* gemeint iſt. 
©. 280. n. 62. 3. 7. hinter VMBl. l.: 1865, 3. 1 daß. 
S. 306.3. — binter 1. Re. 2 ſeb⸗ zu: Das Ge efmeibereie welches Privatper- 
nnerz zufteht und 3. das Recht ıc. 
binter zuftehen fee zu: &. end n.2 zu B. V. 
und in der legten 3. L: &. v. 15. Mai 1856. 
©. 338. n, 2. lit. . 3. 31.: ©. v. 3. Sept. 1820, um Stab feie m: Sie 
erfolgt am 1. Dltober laut 4. &. vo. 7. Aug. 1865 (G.S. S. 9 


©. 342 I. n. 4.3. flatt 4. 

S. 3%. — 90) n. 99 letzte 3. l. BO. v. 22. Nov. 1844. 

S. 395 über 8 209 1.: In bloßen —— 

S. 396. n. 112. 3. 5 von unten L: IMR. und 3. 4 von unten LIE. v. 14. 
tärz 1857. 


3 
Ser ſtatt n. 31 1. n.13 und am Schluffe berielben L: als Beilage C. zu 


L— 
©. .n. 22. 3. 7.1. Sort, S 421. n. 23. kette 3. L: &.-©. ©. 327, 
©. 479. hinter 8 41:5 5 (flat 7 
S. 5.L: jene Rat feiner, 3 18. 1.: 14. Sept. 
S 3. 2. 1.: A. L.R. I 
3. 4 von unten l.: 1864. 
. L. Nr. 1.3.3. Hinter Geſchäfte L: wege 
©. 518, n. 11. am Schlufſe fee zn: Nah dem (nicht beröffentt) EMR. v. 19. 
prif 1860 find die OT.-Gebühren von ben Kaffen der Auseinanderj,-Beh. nicht eh 
ı bie gerichtl. Salarienkaflen abzuliefern, ſondern gleich den Gebühren des AR. f 
finitio zu verrechnen. Demzufolge ift auch bie durch das R. v. 24 Sept. —* —* 
Drrete Beifügung ber Koſtenliquid. in allen von ben Auseinanderſ.⸗Beh. an das OT. 
fangenden Sachen durch Das (nicht veröffentl.) EMR. v. 19. Juli 1860 abgefeilt. 
2. 3.4 am a ſetze u | (BMXVl. ©. 148). 
. 3. 8 1.: I3MR. v. 21. 1862. 
.3. 21: —*— v. 28. ur (ak Febr.) 1825. 
3. 1 am Schlufle .: bei, 
. 3. 1,1: Begriff (ſtatt Se. 
8.3. 6 unb 15. L.: IMR. v ft 1847. 
eu (flatt aus). n. 1. 3. Fi von unten I: v. 14. Juni 1859. 
.2. L: Daniels. 
3 ſetze zu: Die in n.11.B. L ct. 8-O. v. 4. März 1839 
eit sh fih auch auf Deichbaujachen. 
u KMR. und 3. 3 von unten AM. 
2.3. 2L: 14, (flatt 24.) Nov. 


— 
8 


—R 
p 


BEEZEBE 


a 
ARAARAM 
RR a 

3888* 

7 

* 


ẽ 


> 
888 


RR 
er] 
5 
PB 


Chronologiſ ches Regiſter 


der Geſetze und Miniſt.⸗Erlaſſe. 


Die bei { net bie Seite. Die mit eine eten {2 
[Die seflgte Zahl baeich ii bie © nn m Geſetze 1. 


1715. 1777. 
Kurkoͤlniſche Klementiniihe VD. vom Schleſ. Mühlen⸗O. dv. 28. U. . . © 
28. Au 236, 238 


een , 1782. | 
ug. 1717. og Nimßerſche erbrach d v. 21 Sept. i. 
Allodifikat.Ed. v. 5. Ian... . . . 
1719. EN ren, Raffauie Beta - .D. vom 
Batent v. 10. ml . 2 2 2 2. 29] 18. De. * 
1723. 1731. 
Batent v. 24. Mi . » ....29 O8, Sept. 
Franzöf. Ruraldecr. v. m, hä 
Oberamtspatent für das matgraſthum ·Olt. 
Oberlauſitz v. 18. Aug... 565 1795. J 
1739. Gener.⸗Dir.⸗R. v. 13. Jan. . . . V 
BO. v. 14. März tn 26 1799, 


Bon 14. Dec. g a 0 


Minden ⸗Ravensbergſche Eigenthuns-O. 803 
v. 26. Nov. . > 2 2200. 120 Bichengen-Patent und Sufruft. v vom 
2. April 








1746, | P 
Schleſ. Vorfluth⸗Ed. v. 20. Dec.. 557 "1804. 
1749. Deklaration v. 27. Oktober. . . - | 
BD. v. 12. Au. - 2 + 2 00. 2TIBDO. 0.29. Deambr . . . . . 7 
1758. 1805. 
KO. v. 3. März FR) ee he 
Sal: zen, Ward⸗ und > Degunge-D, Vo. v. 9. Januar. 
v. Sept. 616Schwediſches ©. v. 4. ui . . - 4 
Kab. * 'v. 30. Da. nn. 239 ID 2. Mh... . 8 
1770. 1807, 
Muuſterſche Eigenthums⸗O. v. 10. Mai 119 Franzoſ Eutfumbfungs - en u 
1771. 16. September . . 586, X 
Schleſ. Regl. v. 14. April . 0. 2650|’ Ebilt v. 9. October 5 
1 K.⸗O. 0. 28, October . v8 
Allg. Vorfluth⸗Ed. v. 6. Zul. 550, 557 1808. . 
1775. Dekret v. 23. Ian . ..  —- 7 
Neue Vorpommerſche BD. vom 18. ‚BO, v. 14. as Pr - 





No... 304, 309 | Evikt v. 29. Mir een: 1x 
Nen- “Boroommerföet woriutß- Rest. 
v. 1 g, 
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Jefret v. 5. Anguft 34 
beſtfäl. Grundfteuer⸗G. v. 18, Ang. 135 
Benfälifhes G. v. 21. Aufl . . 46 
stäbte-Orbnung v. 19. November . 25 
ID. v. 26. December . . 


1809. 
u. IIMR. v. 15. Min. eo ...22 
D. v0. 27. Mi . . 0.27 
D v2. Min . 2 0... 
ekret v. 28. Mi . . . . 34, 43 
Publik. v. 8 Apl . 2. 2... 


3 
jeret v. 16. Wi. 2. 2 22. 94 
veret v. 25. Juli.... . 34 
jefret v. 18. Auguſt 34 

29 


ober er 80. vom 


roßherzogl. Seriide oft Dehnung 
v. 6. Jam . 2 2 2 2020. 


1814. 
Patent v. 9. Sole 00. 22, 35 


« 


BO. v. 30. 2.2222. 68 


84 RA. v. 5. Mai ® . . ° . AT, 48 
26 


Edikt u: 21. uni . . . 
Gebührentare für die Landes⸗ : Jufliz- 
Kollegien v. 23. mug. 517, 518 


Deklaration v. 29. Mai 27, 105, 109, 121, 
132) 151, 281, 382) 
363, 3838, 393, 505, 


510. 
* Art. 51 bis 59, 111 sis 120. . 493 
BO. v. 31. Mai . 54, 109 
Patent v. 9. November . 2. 22 


Batent v. 15. November . „ . 22, 23 


BD. v. 24. Doamberr . - - . . 669 
4 1817 


“ 


O. v. 9. YIammar . » 2» 2 2. 2ZUI/RD 0 6 Januar. . 2»... 590 
iefret vd. 7. September . . . . 34 BD.v. 7. Sbmar. . 0... 0. al 
D. v. 28. September . . . . 271I*BD. v. 20. Jimi. 2 2.2... 832 
ublil. v. 24. Ditober. . . . 30 Koſten⸗Regl. v. 20. Sum , . . „ 513 
O. v. 27. Dior . » 2... 3350 VO. v. 1. Auguf . 28 
bit 0. 27. Oktober . . . . . 51 Reg.⸗Inſtr. v. 23. Ottober [> 84, 561 
bit v. 28. Oftobr . . . . 51, 162 1818, 
bifft vo. 30. Oltobr . . . , 5133MR. v. 21. Fcmar . . . . 550 
lub Orbunng v. 8, November . 36133MR. v. 2. Min... 20.0. 844 
jefret v. 1. December. . . A|BD.0 1Min .:. 2.22.28 
1811 VO. v. 9. Mi... . . 418, 506 
‘ BO. v. 25. Mai en. 22 
DO. v. 10. März 105, 108 | Patent v. 25. Mai. . .. 85 
O. v. 18. März . .. . 28 Staats-R-Beiil. v. 20. FJuli .. 548 
jeret v. 13. April. 2 02020. 84 1819, 
etret v. 25. Juli . . 3A|BO. v. 18. eur ...2...%8 
egul.Edikt v. 14. September 97, zö, 105, | IMR. v. 17. März .. 884 
109, 333, 5001 8:0. v. 6. Mai . . 140 
Abfchnitt I. S 23. 24. 31 . . 491/BO. v. 9. Juni . 105, 109 
*Abſchnitt IL $ 38. 55. 56 . . 492/180. v. 18. November . "105, 129, 495 
Landeskultur⸗Edikt v. 14. September 51|BOD. v. 29. November . . . . 49, 458 
Borfluth-Evift vo. 15. Novembr . 547 1820. 
ekret vo. 9. December . . 135] Edit v. 30. Mi . . 2 220.26 
ranzöſ. Dekret v. 16. December . 615] Deklaration v. 1. Juli 
1812, G. v. 25. Sept. (6.-©. ©. 169), Betr. 
Königreich Weftphalen :c. 20, 34, 838 
D.9 21. Sonuar . . . . 65116. v. 25. Sept GG.⸗S. ©. 1 80), 
önigl. Befehl v. 6. Februar . ...239| betr. Die Gen.-Romm. in Deogbeburg 
eflaration v. 19. Serum . . . 28 und Münfter. 338 
önigl. Befehl v. 29. Februar . . 24 G. v. 25. Sept. (©. „S. S. 191), 
eehifigee Dekret v. 31. Mai 46, 135| betr. Herzogthum Wiefiphaln . . 29 
ekret v. ſt 34 . db. 28. Sepianser 200.862 
DD. v. 5 ober ee. 271 1821. 
1813, Dauberge -D. für das Amt Dipe 6. v. 
eret v. 18. Iun . . . . . 3] 24 Min. 
elxet v. 26. Min . . 34 — v2 Mi. 2.2... 362 
Hbmeffer-Regl. v. ’29. April . 372, 515 | * Gem.⸗Th.O. v. 7. Juni . . . 250 


önigl. Sichſiches Mandat v. 0. li 282 
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Abbau, 266. 

Abdedereiwefen, 157 

Abfindung für Reallaften, 131, 145, 164, 
242, 247. 


do. für Gemeinheiten, (Örundgeredtig: 
teiten) 265, 291, 307. 
Abgaben, Lage 114, — gewerbliche, 


do. an geiftliche ꝛc. Amftitute, 235, — 
Flößerei⸗, 569. 

Abgabenregulirung, 73. 

Ab ofung der Reallajten, 105, 244, — 
bei Mühlen, 162; an geiltl. ꝛc. Inſti— 
tute, 235 ; der Grundgerechtigkeiten, 251, 
289, 305. 

Ablöfungsfapitalien |. Kapital: Abfindung. 





430; bei Bewäflerungen, 573; ba Cr: 
wäflerungen, 583, 589. 

Aufgebot verlorner Rentenbriefe, 132. 

Auseinanderfegungsbehörden, 333. 

Een. 150, 375. 

Auseinanderjehungsrezeß, 150, 381; i 
ziehung, 383, 437; Beſtätigung, >* 
Anfechtung, 385, 424; Eintragung, 5“: 
444, 478; Grelution, 343, 3%. 

Augeinanderfegungsverfahren, 314, 3°. 
398, 408, 449. 

Ausführung, 151, 391, 451. 

Ausfütterung von Vieh, Ablöfung, 1. 

Ausgleihungsfäge, 369. 

Auskrautung, 555. 

Ausländer, 23, 57. 

Ausloofung der Nentenbriefe, 176, I“. 





Ablöfungsrenten für Reallaften, 128, 132, | Auzsftattung, 114. 


169, 185, 236, 244; — für Örundge: 
rechtigleiten, 266, 309, 392. 
Ablöfungsurkunden, einfeitige, 436. 
Abſchätzung bei Pachtungen, 67; der Ritter: 
güter, 64. 


Mb: und Zufchreibung der Trennftüde, 77. 


Abverkauf Heiner Grunpftüde, 96. 
Aderbaufchulen, 6. 

Agnaten f. Anwärter. 
sngrargelebebung, 3. 
Altenedition, 366. 

Allodifikation, 28, 112, 
Anfievelungen, 86, 92, 95, 101. 
Anbalt:Bernburg, 338. 
Antichretiihe Pranpbefiker, 255. 
Anwärter, 154, 402, 430, 491. 
Appellation ! Rechtsmittel. 
Arbeiterfamilienanfegung, 56. 
Arbeitshülfen, 268. 

Aflefioren, 855. 

Altmark, 614. 

Auenredt, 115. 

Aufforitung, 671. 


Austaufh von Gutsparzellen, 97. 
Austreiben des Viehs, 634. 
Auszüge aus der Gemeinbeit, 285. 
Autorilation für den Vormund, 38. 


Bäche, 566. 

Bagätellfachen, 455. 

Bannredte ſ. Zmangsredhte. 

Baubeamte, 516. 

Baupienfte, 118. 

ae 26, 140. 

Baubolzberedhtigung, 275, 297. 

Bäume auf fremdem Grund, 115. 

Baumfrevel, 640. 

Behörden, landwirthichaftliche, 332. 

Beiltände, 362. 

Belanntmahung, öffentliche ſ. Auigek 
„jabeen, apital: Abfindung, Kent“ 
riefe. 

Belöltigung der Kommifjarien, 520. 

Berechtigungen, aufgehobene, 111, 115. 

Berg, Großherzogthum, 30, 110, 311, *- 

Bergbau, Erpropriation zu, 16. 


Aufgebotsverfahren bei Gemeinheitstbei- | Befiker aus eignem Recht, 142. 
lungen und Ablöfungen, 153, 155, 402, | Befigftörung ſ. Poſſeſſorium. 
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Befistitelberichtigung, 76, 365, 444. 
Befipveränderungsabgaben, 124. 
Bevollmädtigte, 360. 
Bemäflerungd:Anlagen, 428, 569. 
Bienen, 114. 

Binfennugung, 289. 

Bifchöfe, 487. 

Bonitirung, 378. 
Bonitirungsrentfion, 432. 
Branbenburg, Filcherei-Orbnung, 681. 
PBrennholzberedtigung, 275. 
Brouillon:farte, 455. 

Bültenhieb, 252. 

Burbah, Amt, 250, 339. 

Büren, Rententilgungstafle, 202. 
»Bürgervermögen, 256, 670, 


®. 
Central: Bureau der landwirthſchaftl. Ver: 
eine, 


e, 64. 
Central : Kommiffion für die Angel. der | Enlla 


Nentenbanten, 168. 
Chauſſeen, 402, 634. 


D 

Dämme ſ. Deiche. 

Dammmeiſter. 

Definitiv⸗Entſcheidungen, 450, 452. 

Deiche, Deichweſen, 608; Deihamt, 629; 
Deichbehörden, 626; Deichlaften, 116,611; 
Deihorbnungen, 614; Deichverbände, 
Deichitatuten, 611. 

Dentmälererhaltung, 377. 

Depofition, 179, 279, 491, 580, 642. 

Deputatbeete, 290. 

Dezem f. Zehnt. 

Diäten, 514, 530, 576. 

Dienſtbarkeiten |. Grundgerechtigteiten. 

Dienfte, 117. 

Dismembration ſ. Zertheilung. 

Loltorfuhren, 115. 

Dollmetſcher, 515. 

Domainen, 29. 

Tomaimenbeamten, 24. 

Domainenrenten, 188, 182. 

Domlapitel, 437. 

Dorfaue, 115, 

Torfgemeinden, Erwerb und Veräußerung 
von Grunditüden, 23, 24; — Boll: 
machten, 361. 

Zara, 89, 643. 

Dorfrichteramt, 82. 

Dorfitraße, 115. 

Dotation |. Schulen. 

Dritte Perfonen, Rechte, 491. 

Drainanlagen, 561, 586. 

Dreichgärtner, 132, 145. 
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Duisburg, Kreis, 250, 339. 
Dünger, 269, 289, 281, 386. 
Durchwinterung, 260. 


Edition, 366. 

Ehefrauen, 429. 

Ebrenfelvhüter, 642. 

Eichsfeld, Tilgungstafle, 106, 218. 

Eigenthum, 147. 

Eigenthums-Berleihung, 189. 

Einhegungen, 270. 

Einquartirungslaſt, 81. 

Einrihtungstoften, 504. 

Einfchräntung der Gemeinheiten, 283. 

Gintragung, 76, 364, 391, 444, 478. 

Ginziehen von Bauernhöfen, 26. 

Eifenbahnen, 634, 652. 

Elbniederung. 614. 

Emphyteutiſche Güter, 141. 

ve, 655. 

Entfernungsentihäbigung, 269. 

Gntwäflerung, 547, 588, 586, 587. 

Erbkuxe, 146. 

Erbpadt, 26, 54, 112, 116, 652; — 
Unzuläffigleit ver, 147. 

Grbunterthänigleit, 30. 

Erbzins, 112, 116; — Unzuläffigteit, 147. 

Eſſen, Kreis, 250, 339. 

Exekution, 343, 898, 522; — gegen Delo- 
nomie:Kommiflarien, 356. 

Exekutions⸗Gebũhren, 519. 

Grerzier-Pläße, 364. 

Erpropriation, 115, 581. 


chbaum, 553. 
ärbereien, 567. 

milienſchluſſe, 28. 
amilienftiftungen, 28. 
—E 364. 
elddiebſtahl, 639. 

Iphüter, 641. 
eldmeſſer, 371, 461, 514, 538. . 
eldnachbarn, 372. 
eld⸗Polizei⸗Ordnung, 632. 
ſtungsrayons, 662. 

erverfiherungspflicht, 172. 
neitommifle, 28, 56, 155, 403, 430, 


91. 
ifherei, 290, 291, 564, 572, 681. 
isfus, 188, 225, 358, 422, 435, 523, 
(ach8: und Hanfröthen-Werbot, 568. 
Luming! her Kirchgang, 118. 
ieße, 566. 
üfle, Privat, öffentliche, 566, 
orftbeamte, 24. 
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Sorten, ‚oc fhebung der Gemeinheiten in, 
—— 665. 
orſtpolizei, 665. 
oſſilien, 146. 
ranzöftiche a ent®, 30. 
el 22 
uhrkoſten, 514, 532. 


©. 

®änfeberupfen, 114. 

Garbenpadt, Garbenhöfe, 124. 

Gebäude, Unterhaltung, 144 ; Borfluth, 561. 

Gebühren in Yuseinanberfeßungsjaden, 
513, 528; — in Entmäflerungsfaden, 
558,564; — in Bemwäflerungsfachen, 576. 

Gegenleiftungen, 131. 

Getitlihe Amititute, 235, 422. 

Geldabgaben, 127 237. 

Gelvrenten, 128, 237, 131. 

Gemeinden, 24. neue, 88: ; Gemeinvebehörbe, 
653; Gemeindebezirk, 658: — Gemeinde: 


laften, 77, 116, 280; — Gemeinde 
forften, 669; — Gemeindevermögen, 
256, 305 422, 

Gemeines Recht, 22. 


— — 251, 289, 305. 
Gemein itötheilungsrenten, 198, 266, 


Bemeinfcafilihes Intereſſe, 863. 


. Gemeinmweiden, 259 


Generalbenollmädhtigte, 361. 

General: Rommilfionen, 333, 449, 152. 
General:Xommiflar, 341 
General-Berhandlung, 364, 867. 





Grenzitreitigleiten, 413. 
Gruben, 146. 
Grundgeredhtigeiten, , ablösbare, 351, 29, 


Grundfteuer, 55, 80, 135, 280, 310, 421. 
Gutachten ‚landioirthfchaftliche, 63,370,8%. 
Oütervert eh, wi 31.3 

utsherrliche Rechte, 31,35, 107, 113, 2 
Outer ‚Bäuerlißes Verbälmib. 


’ [4 


9. 
—8 Feld⸗O. 646. 
anddienſte, 81, 118. 
Harzfharren, 290, 
Hauberge, 674. 
Hebeammenfuhren, 115. 
Hege: und Schongeit, 651, 660. 
Heidehieb, 252, 264. 
iligenftabt, uͤr, Tilgungskaſſe, 218 
imfallsrecht, 112, 
en Htößrungen, 679. 
Herlommen, 
Hirten, 634, 
Sodyeitsfuhren, 115. 
Hofmwehr, 144, 146. 
Sobengollernfhe Lande, 244, 30, 5 


Sohbeted * 275, 203, 37. 
Döcter, Kreis, ——— 218. 


uldigun zeib, 
ülfsarbeiter, ölonomifche, 356, 530. 
üten, unbefugtes, 62, 635, 
Hutfreies Drittel, 57, 286. 
vpothefenbächen, AT 478 


en, Ent: und Beräflerungs-, Hypothelengläubiger ſ. Rapitalabfindungen 


Gerbereien, 567. 

Gerichtsbehörben, 346, 349. 
Gerichtskoſten, 114, 594, 

Geſtütsſachen, 15. 

Geireiberenden, 122, 236. 

Gewerblide Ab aben, 130. 

Gewerbliche Anlagen, "851, 567, 575, 588, 


Gemerbeberedtigungen, 129. 

Gewinngeld, 124. - 

Gläubiger , eingetragene ſ. Rapitalabfin: 
dungen. 

Gräben, Entäflerungs: ‚270, 809, 557, 
561, 587, 640. 

Grabenfchau, 592, 

Graspflüden, 289. 

Grazichnitt, 290. 

Gräferet, 289. 

Gratifilationen, 588. 

Grenzberichtigungen, 366, 373, 391. 


Yabredi 114. 

agdrecht, 650. 

Jagdpolizei, 650; — ⸗Bezirke, 653; 
«Scheine, 657; — -Rontraventionen, "650 
mmittirte Gläubiger, 255, 429. 
ndigenat, 23. . 
folat, 23. 
— 5 — 381, 467, 359. 
iruttionsverfahren 6. 
ftruttionen, techniſche, 42 

ntereflenten, entyernte, 359. 418. 
nterimiftitum in Auseinanderjekunger. 
165, 450, 433; — in Borfinthafacden 
er 58; — in Dismembrationstaden. 
terimswirth, 142. 

nventarium, 504. 
hum, 386, 

uden, 25. 





Alphabetiiches Sachregiſter. 


a 848, 342, 
ujtigbeamte, 158, 530. 


Kalende, Dftpreußifche, 108. 

Kaltulatur: Arbeiten, 516, 519. 

Kalt: und Steinbrüde, 146, 270. 
Kämmerei:Bermögen, 256, 422. 
Kanäle, 555, 

Kanon, 112. 

apitalien, unfündbare, 147, 
und, 154, 177, 279, 443, 


Karten, 374, 395. 

Kaſſenquote, 57. 

Kaufwerth, gemeiner, 132, 145, 164. 

Kindtauffuhren, 115. 

Kirchen, 235, 422. 

Stirhenbaulaft, 116, 182, 236, 238. 

Klaſſifikation, 374. 

Kleoe, Herzogth., 614. 

Schlenlager, 278, 

Kollifion, 428. 

Kolonien, 88. 

Kommiffions-Alten, 395. 

Kommunen, . Gemeinden. 

Kommunallaften ſ. Gemeinbelajten. 

Kommunal: Dberföriterei :Bezirte, 670. 

Kompetenz in useinanderjegungsfachen, 
343, 412, 424; — in Polizeiſachen, 547; 
— in Borfluthafachen, 552, 555, 561, 
68; — in Beroäflerungsfachen, 572: 
— in Deichfadhen, 608; — in Selopo: 
Laetfaden, 642; — in Jagdpolizeifachen, 

3: in Dimembrationsfacen, 79. 

Siompetenstonftite, 470, 417. 

Konfirmationsgebühten, 124. 

Konfiskation, 659. 

Konfulenten, 520. 

Rontumagialerfaßren, 378. 

Kopialien, 518 

Körmerabgaben, 122. 

Köhr-Orbnungen, 679. 

Korporationen, 24. 

Roten, in Dismembrationzfadhen, 88, — 
in Augeinanderfegungsfachen, 152, 249, 
296, 395, 406, 447, 513, 528; — in 
Borftuthöfachen, 568: — in Bemäfle: 
rungsfachen, 574, 576; — in Entwäfle 
rungsfachen, 564, 685, 589; — für 
Iegtſcene 657. 

Koſtenvorſchüſſe, 522. 

Nottbus, Kreis, 30, 108. 

Koupons, 475. 

Krammetävögel, 658. 

Krauten, 289. 

Krebitinftitute, 64, 178. 

Kreis: Zuftiz-Kommiffarien, 357, 404. 


— 
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Kreis-Taratoren, 68. 

Kreis: Bermittelungs: Behörven, 409. 
Kreis-Vermittelungs-Kommiſſion, 576. 
Kreisperorbnete, 66, 409, 431, 515. 
Kriegsſchäden, 28. 

Krugverlagsrecht, 130 

Kulm und Michelauffche Kreis, 143. 
Kurator, 429. 

Kurmärkiiche Lehne, 29. 

Küftereien, 235, 422. 


—— 5 266 283, 308. 
Landeskultur⸗ 
Landes⸗Oekonomie⸗ Rollegium, 64, 70. 
Sarbgemeinden, ſ. Dorfgemeinden. 
Landgeſtüte, 14. 
Landrath, 80, 410, 425, 428, 432, 552, 
652, 655, 665, 677. 
Landwirihe, 861. 
* — ide Sehranitalten, 5 . 
Landwirt EN lihe Vereine, 7, 64. 
sajfiten, 1 
Laſten, dige, 77, 116. 
Laudemien, 124. 
Lauſitz, 30. 105, 565. 
L itimation, 153, 365. 
Lehmgruben, 270, 886. 
;Lehne, 28, 56, 111, 154, 279, 402, 
430, 491. Ä 
Lehnwaare, 124. 
Leichen, 114, 115. 
Leibeigenihaft, 30, 32, 35. 
Siquidationen, 518, 530, 536. 


Litthauen, 2 
Lytrum, —* 

M. 
Atagbeburg, | Herzogthum, 31. 
Magiftrat, 80, 286, 358, 
—A— Hefihet, 125. 
Mahlzwang,1 


Mandatarien⸗Gebühren, 520, 564. 

Mandatsprozgeß, 521, 359. 

Mandel, 132, 145. 

Marktfubrtoften, 121. 

Martini: Marktpreife, 120, 236, 267. 

Maftungsgerechtigkeit, 275, 

Maulbeerbäume, 113. 

Mennoniten, 25. 

Merkpfahl, 550. 

Mebgetreibe, 121, 286. 

Milttärerehition, 3 

Minifterium für dðiethſchaftiche Ange⸗ 
legenheiten, 15 

Minorenne, 383. 

Mitbauredt, 146, 
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Miteigentbümer, 255. 

Miterben, 115. 

Moraliſche Perſonen, 351. 

Mühlen, 162, — 559, 589, 590. 
Müblbaufen, Kt., Ka 218. 
Dufterwirthichaften, 1 


Nachrechen, 289. 
Rabichuhrenten, 
Nachthüten, 638. 
Nadwerbandlungen, 346, 386, 424. 
Naflauiiche Yanvestbeile, 106,110,311,333. 
Naturalabaaben, 122, 
Naturalfruchtiehnt, 123, 246, 
Nebengeichäfte, 412, 414. 

Nebenverträge, 352. 

Nebenweiden, 2b, 

Mepbruch, 614. 

Neubruchzehnt, 124, 

Neuenkirchen, Umt, 250, 339. 
Neuvorpommern, 304, 559, 
Nichtangeſeſſene, 113. 
Richtigteitsbefchtwerbe, 457, 488. 

A ldlagung von Koften, 538. 
Nießbrancher, 

Nivellement, 462, "558, 602. 
Rormalentfhädigung, 151. 
Normalmarktorte, 118, 137. 
Sermalpenie, 118, 137, — Nevifion, ber, 


Nulkitätsklage, 424. 


— 111. 

Oberlaufis, 565 

Ober: -Kommiffarien, 341. 

Dber:Bräfident, 349. 

Dber:Tribunal, 457, 488, 517, 683. 
Dbfervanz, 125. 

Obftbäume, 63, 640. 

Oder⸗, nieberung, :bruch, 614. 
Defonomie : Rommi arien, 355, 514, 528, 
men) ionsgebülfen, 152, 357, 


Oekonomiſche Hülfsarbeiter, 357, 530. 
Drtfchaften, neue, 88. 
Ditpreußen, 29, 108. 


Pächter, 281, 344, 494, 

en ‚Kreis Dententilgungstafe, 202. 
arzellenaustaufch, 97. 

Batronat, 77, 422, 511. 
Baufchauantum, 518, 538. 

Bindung, 180, 279, 366. 


127. 


ändung, 634, 646. 

arreien, 235, 422. 
ae 279. 
Pferdezucht, 12, 679, 


Alphabetiſches Sachregifter. 


Plaggenbieb, 252. 

Blan, Auseinanderjegungsplan, 150, 5° 
— Entwäflerungsplan, 563; — Bemi 
rungsplar, 578, 

Blanlage, 296, 400, 433. 

Bolizei: Verordnungen, 548; in Borflutl 
ſachen, 558, 65%, — in Sagbjarıen, 
652, — in Forſiſachen, 665. 

Poligeivermaltung, 548; — gutsherrliche, 


— —— — 547. 
Pommriſche Lehne, 29 

Portofreiheit, 525. 

Portopflicht der Jagdſcheine, 658. 

Poſen, 64, 106, 143. 

Voffeflorium, 413, 433, 570. 
Bojtinfinuation, 381, 359, 461. 
Praͤkluſions⸗ Verfahren ſ. Aufgebets : : Ber 


fahren 
Bräftationdfähigkeit, 182, 145, 164. 
Priegnig, 614. 
Privatflüfle, 565. 
Privatgerichtäbarleit, 114. 
Brivatvermittelungen, 406. 
Privatwaldungen, 55. 
Prorogation, 360. 
Proteftation, 444. 
Protokollführer, 514, 536. 
Provinzial-Schul:Kollegien, 435. 
———— 148, 252, 290, 305, 359, 
674. 


Prüfungen, 341, 355, 461. 
Publikation, 381, 386. 


Quäler, 25. 
Quellen, 566. 


bi 8 
Raff⸗ und seiehol, 60 
aan > 
mung, © 
Realgläubiger, 56. 

Reallaften, 116, 162, 235. 

Rectäanwälte, 361, 520, 521, 564. 
Ram, 881, 386, 440, 455, 461, 


Rehtaneg, 547, 556, 569, 608, 652, 655. 

Regierungen, 65, 84, 152, 334, 358, 431, 
435, 549, 608, 625, 644, 877. 

Regierungs: Abiheilungen, landwirthſchait 
liche, ſ. General⸗ :Rommiffionen. 

Regulirung, gutöberrlichbäuerliche, 139. 

a 895. 

Regulirungsplan, 83 

— et 132, 164, 241. 

Reinlarte, 4 

Reifetoften, 514, 532. 














B84, 488, 451, 456, 527, 554, 
. 7, 879, 610, 64. 

Bo 111, 131. 
7 10 egenbeiten, 679. 
u} longgosrenten. 


in mpetenz 
He ort- jeglement, tbeinifces, 548, 551. 
Reſſortſtreitigkeiten, 347 
Reititution, 891, 574, 585. 
Retraltrecht 112, 115. 
Reviſion, 457, 488; — ber Feldmeſſer⸗ 
arbeiten, 463; — ber Bonitirung, 432. 
Nevi one Kollehium, 452. 
ſEuseinanderſetzungs-⸗Rezeß. 
rovinz, 304, 314, 327, 565, 587, 
6, 674, 679, 680. 
Kittergüter, 28. 
Kohrnugimg, 289, 
Nottzehnt, 124. 
Rügen |. Neuporpommern. 
— 150, 181. 
Kuralgeich, 632. 


Saaldeiche, sit. 
Samen vieb, 1 
—— oumbestbeile vormals Konig⸗ 


Sacheertänbige, 63, 130, 370, 374, 


jruben, 270 386 
Schaͤ reigerechtigleit, 26 
< uorbnungen, 558. 
iedsgericht. oberites, 679. 
iebärkhterliched sosriahren, 84, 126, 
Se 145, 1 3. 
Saiffahm, "bunt. 653, 660, 562, 


er Er smnbien, 165. 
Ufmugung, 289. 
lefien, 37 242, 250, 650, 616. 
onungen, '61. 
zeiten, 660, * 
Schreibegebühren, 124. 
Sänten 1. geitihe Int 
en f. geiltlihe Inſtitute. 

Schulzengehalt, 82. 

Schusgelb, 32, 
Schwarz afde Sarttenth, 888. 
Sem, ‚566, 5 
Eeparation f. Glemeitibeitätbeilung. 
Sequeſter, 429 
Servituten |. Grundgerechtigkeiten. 
Sicpelgräferei, 289. 
Sicherpfahl, 550 
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Siegelgelber, 124. 

Siegen, 106, 110, 565, 674. 

Simulation, "852. 

Siſtirungsgeſet, 106. 

Sozietätslaſten, 77, 116. 

Spanndienjte, 81, 118. 

Spezial-Kommilfarien, 350. 

Spezial: Vollmacht, 360. 
Sporteln, 114, 124. 
Sprud: Kollegien, 338, 450. 

Staat3laften, Bol. 

Staatöverträge, 838, 343 

Stadtgemeinden, —* von Grundſtücken, 
24; — Vollmachten, 360. 

Statuten, Genoſſenſchafts⸗, 581, 586; — 
Deich-, 611, 620. 

Stauungaberechtigte, 559, 568. 

Stauwerke, 550, 559, 569. 

Steinbrüche, 146, 270. 

Stempel, inuseinanderfeßungsfachen, 624, 
— nm —— aa 653, — in Be: 
haſſerungoſachen, 580 — in Deichfachen, 


Steuerumfchreibung ſ. Grunbiteuer. 
Stiftungen, romme und milde, 235. 
Stoppelbarlen, 289. 
Straßengerechtigleit, 115. 
Gtreitgegenitand, 486. 
Streuberechtigung, 278, 293, 309, 665. 
Stüdenbolz, b 273. 

Subalternbeamte, 341, 459. 
Subhaftationen, 273. 

Subiftituten, fideitommiffarifche, 28. 
Supernormalentjhäbigung, 151. 


T. 
Zageloßnarbeit, 113. 
ZTaubenbalten, 639. 
Sale 1. Barzellenaustaufe, 
au rzellenaustau 
Taratoren, 644. 
Techniſche Inſtruktion, 497. 
Teiche, Ablajung, 562, 587. 
Termine, 360, 879. 
T eünehmungsredte, 269. 
orn ondeediehh, 106, 110. 
Thronlehne, 111. 
Zilgungs-Haflen, 185. 
erechtigungen, 2%. 
oore, 290, 640. 
Zorfftiche, 146, 
Tränten, 270. 
Tranglofation, 358, 
Trennftüde, 76. 
Zriebwerte, durch Waller bewegte, 551, 
565, 571, 590. 


’ l, 


Triften, 270. 
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u. 
Ufer:beftger, unterhaltung, 568. 
Uniform, 341 
Unfraut, 289. 
Unfcäplichteits- Atteft, 96, 97. 
Unterfehriftsergänzung, 384. 
Unterthänigkeit, 80. 
Urtelsgebühren, 517. 


Vereine, andwirthfchaftliche, 7 64. 

Verjäbrung bei emeinheitätheilungen,, 
258, 281, 295; — Be Rentenbriefen, 
176, 177: — be Ausermanderfegungs: 
Koiten, 541; — bei Feldpolizei⸗Kontra⸗ 
ventionen, 641. 

Berloppelung, 400, 

Berlaflenichaftsantbeil, 113. 

Vermeſſung, 371, 461. 

Vermeſſungsregiſter, 373, 465. 

Vermeſſungs-Reviſoren, 468, 514. 

Verreichsgebühren, 124- 

Berfuchöjtationen, chemische, 

Verwendungs⸗ Regulirung ;. Fupitals: Ab: 
findung. 

Vidimationsgebühren, 519. 

Viebpolizei, 679 

Vollmachten, 360. 

Vorfluth, 647, 587. 

Vorkaufsrecht, 25, 112, 115. 

Vorladung, 317, 359. 

Vorzugsrecht der Renten, 171. 


Wachtdienſte, 114. 
Wald, gemeinfchaftlicher, 273. 
Waldſtreu ſ. Streuberechtigung. 


Alphabetiſches Sachregiſter. 


Waldtheilungen, 273, vergl. Fur: 
Walzende Dienjte, 119. 
Wandeläcker, 483. | 
Warburg, Kreis, Zilgungstafie, 
Warthebruch, 614. 
Wafferableitung, künſtliche, 559, 
Maflerabzüge, 555. 

Waſſerkraft, 164. 


Wafferftanda-Regulirung, 550.-% 
Wege, 270, 309, 386, 402. % 
Weichſel⸗, niederung, 614. > 
Meideberedhtigung, 259, 306. : 


MWeinabgaben, 123. 
— Provinz, 101, 6697 
Her 22,29, — Königrei 
Wetz 106, 110, 311, 333. 
Wiefensorbnung, 565; — — 
Wildenburg, Herrjcaft, 333 
Wittgenjtein, Grafſchaften, 210,6 
Worbis, Kreis, Tilgungstafle, 8 


Zählgelver, 124. 
Seen? 123, 236, 238, 246, 2 
ſchiefiſ che, 241. 
— 132. 
ntregifter, 123. 
eitpachtgüter, 141. 
erftüdelurg von Grunditüden, 3 
lung, 73, 101, 172, 238. 
eugenverböt, 370. 
insgetreide, 121. 
ins oupong, 175. 
ubehör f. Bertinenzien. 
Sufammnfgung ve 6 680. 


] 


Sufammentogung der Grunditüde, WM 


wangs: und Bannrechte, 129. 
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